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Zur  Einführung. 


Das  Archiv  für  Rheinisch- Westfälische  Wirtschaftsgeschichte 
(Rheinisch-Westfälisches  Wirtschaftsarchiv)  wurde  von  den  Handels- 
kammern Rheinlands  und  Westfalens  ins  Leben  gerufen.  Es  hat  seinen 
Sitz  in  Köln,  dessen  Stadtverwaltung  ihm  außer  einem  jährlichen 
Zuschuß  zu  den  Verwaltungskosten  die  notwendigen  Lokalitäten  in  den 
Räumen  des  historischen  Archivs  der  Stadt  zur  Verfügung  stellte. 
Seine  Verwaltung  liegt  in  den  Händen  eines  Vorstandes,  dessen  Vor- 
sitzender der  Vorsitzende  der  Kölner  Handelskammer  ist.  Diese  Han- 
delskammer trägt  den  grössten  Teil  der  Kosten  des  Archivs.  Der 
Vorstand  setzt  sich  zusammen  aus  Mitgliedern  der  Kölner  Handels- 
kammer, Delegierten  der  auswärtigen  Handelskammern,  Mitgliedern 
der  städtischen  Verwaltung  und  Vertretung,  sowie  den  Repräsentanten 
wissenschaftlicher  Institute  (historisches  Archiv  der  Stadt  Köln,  Handels- 
hochschule Köln,  Museum  für  Handel  und  Industrie,  Universität  Bonn, 
technische  Hochschule  Aachen). 

Das  Archiv  hat  die  Aufgabe,  das  für  die  Erforschung  und  Dar- 
stellung des  großen  wirtschaftlichen  Aufschwungs  im  19.  Jahrhundert 
in  Betracht  kommende  Aktenmaterial  zu  sammeln,  zu  ordnen  und 
vor  Zerstreuung  und  Untergang  zu  bewahren.  Aus  dem  befreiten 
Schaffen  der  Persönlichkeit,  aus  der  gewaltigen  Bereicherung  mensch- 
lichen Wissens  vor  allem  durch  die  Errungenschaften  der  Naturwissen- 
schaft und  Technik  stieg  dieses  wirtschaftliche  Wachstum  mit  seinen 
fundamentalen  Neuschöpfungen  auf  den  Gebieten  der  Industrie,  des 
Handels  und  Verkehrs  empor,  ein  Phänomen,  das  in  dieser  Art  in 
der  Geschichte  nicht  seinesgleichen  hat.  Was  hart  arbeitende  Gene- 
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rationen  in  langer  Entsagung  an  geistiger  und  materieller  Energie  ge- 
sammelt, wurde  nun  von  dem  befruchtenden  Strahle  frei  schaffenden 
Geistes  getroffen,  es  strebte  hinaus  aus  der  alten  zünftischen  und 
ständischen  Enge  und  entfesselte  die  steigende  Kühnheit  des  Unter- 
nehmertums, das  über  alle  geographischen  und  politischen  Grenzen 
hinaus  in  der  Welt  sein  Wirkungsfeld  suchte  und  der  Heimat,  dem 
Vaterlande  Anteilnahme  und  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Welt- 
wirtschaft zu  erringen  trachtete. 

Die  Quellen,  aus  denen  den  kommenden  Generationen  das  Er- 
innerungsbild dieses  Werdens  erstehen  soll,  gilt  es  zu  erhalten.  Darum 
sind  Objekte  der  Sammeltätigkeit  des  Archivs  an  erster  Stelle  die 
Akten  der  vereinigten  Handelskammern,  ferner  die  Akten  (Geschäfts- 
bücher, Korrespondenzen  u.  a.)  und  die  periodischen  sowie  die  einmaligen 
Veröffentlichungen  der  Handlungshäuser  und  Unternehmungen  (Fest- 
schriften, Denkschriften,  Jahresberichte  usw.),  ferner  das  biographische 
Material  zu  dem  Leben  bedeutender  rheinischer  und  westfälischer 
Kaufleute  und  Gewerbetreibenden. 

Wenn  sich  auch  die  Aufgabe  des  Archivs  in  erster  Linie  auf 
die  Sammlung  und  Ordnung  des  geschichtlichen  Materials  erstreckt, 
so  haben  seine  Begründer  doch  zugleich  seine  Aufgabe  dahin  er- 
weitern zu  müssen  geglaubt,  durch  geeignete  Kräfte  Teile  dieses  sich 
ansammelnden  Materials  schon  jetzt  wissenschaftlich  bearbeiten  zu 
lassen,  also  mit  zwanglos,  aber  fortlaufend  erscheinenden  Untersuchungen 
und  Darstellungen  vor  die  Öffentlichkeit  zu  treten. 

Einmal  verfolgen  diese  Veröffentlichungen  den  Zweck  aller  Wissen- 
schaft, das  aus  der  Erfahrung  gewonnene  Wissen  zu  sichten,  zu  ordnen, 
zu  erhalten  und  zu  mehren ; dann  aber  soll  durch  sie  gerade  der  Kreis 
der  Besitzer  solcher  Akten  und  Urkunden  immer  mehr  darauf  auf- 
merksam gemacht  werden,  von  welch’  hervorragender  Wichtigkeit  die 
richtige  Sammlung  des  historischen  Materials  ist ; es  soll  ihnen  gezeigt 
werden,  wie  viel  an  auch  heute  noch  fruchtbringender  Erfahrung  die  oft 
im  Staube  verkommenden,  oft  achtlos  der  Vernichtung  preisgegebenen 
alten  Papiere  enthalten;  es  soll  ihnen  ans  Herz  gelegt  werden,  diese 
ruhenden  Schätze  in  dem  eigens  für  sie  eingerichteten  Archiv  zu 
deponieren,  damit  nicht  nur  der  leider  schon  viel  zu  oft  eingetretene 
Fall  in  Zukunft  ausgeschlossen  bleibe,  daß  die  Akten  großer  Gesell- 
schaften mit  allen  Denkschriften,  allen  Korrespondenzen  mit  den  staat- 
lichen und  kommunalen  Behörden,  allen  Gutachten  der  Leute  der 
Wissenschaft,  allen  Plänen  und  Entwürfen  der  Techniker  und  Baumeister, 
allen  Berechnungen  der  Statistiker  und  Finanztechniker,  mit  allen 
Spekulationen  und  Kalkulationen  der  Unternehmer  und  Kaufleute  selbst 
zu  hunderten  und  tausenden  vernichtet  werden;  sondern  damit  auch  dem 
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Leben  wieder  einmal  lehrend  und  befruchtend  zufließe,  was  das  Leben 
ehedem  selbst  mit  solchem  Aufwande  von  geistigen  und  materiellen 
Kräften  schuf.  — 

Als  erste  Veröffentlichung  war  die  Geschichte  der  Rheinischen 
Eisenbahn  in  Aussicht  genommen.  Aber  während  der  Bearbeitung 
wurde  der  Zufluß  neuen  und  immer  weitschichtigeren  Materials  so  stark, 
daß  mit  Rücksicht  auf  die  zur  Vollendung  der  Arbeit  in  Aussicht 
genommene  Zeit  (U/s  bis  2 Jahre)  eine  Beschränkung  geboten  erschien. 
Es  entstand  die  Frage:  Soll  die  erste  Veröffentlichung  des  Archivs 
hinausgeschoben,  auf  Jahre  verzögert  werden?  Oder  soll  auf  Kosten 
einer  vielleicht  mehr  gedrängten  Darstellung  und  Anschaulichkeit 
zunächst  einmal  die  Fülle  und  Bedeutung  des  im  Wirtschaftsarchiv 
schon  niedergelegten  Materials  selbst  zur  Anschauung  in  weiteren 
Kreisen  gebracht  werden?  Die  Entscheidung  fiel  in  letzterem  Sinne. 
Und  so  bietet  diese  erste  Veröffentlichung  zwar  nur  eine  Teilarbeit, 
gewissermaßen  die  Präliminarien  zu  einer  Geschichte  der  Rheinischen 
Eisenbahn,  aber  diese  Arbeit  ersetzt  gerade  durch  ihre  intimen  Dar- 
bietungen aus  zeitgeschichtlichen  Akten  dem  Leser,  was  er  an  zeit- 
licher Umfassung  und  äußerer  Vollständigkeit  etwa  vermissen  möchte. 

Daß  in  erster  Linie  eine  Fortsetzung  dieser  Arbeit,  die  alsdann 
die  eigentliche  Geschichte  des  Rheinischen  Eisenbahnunternehmens 
bis  zur  Verstaatlichung  enthalten  soll,  ins  Auge  gefaßt  wird,  ist  selbst- 
verständlich. — Als  weitere  Veröffentlichung  ist  die  Herausgabe  der 
Berichte,  Briefe  und  Denkschriften  Ludolf  Camphausens  in  Aussicht 
genommen,  die  er  als  Mitglied  und  Präsident  der  Kölner  Handelskammer 
während  eines  fast  ununterbrochenen  Zeitraums  von  15  Jahren  über 
alle  Fragen  des  damaligen  rheinischen  Wirtschaftslebens  bis  zum 
Antritt  seiner  Ministerpräsidentschaft  im  Jahre  1848  verfaßte.  — Ferner 
soll  eine  Arbeit  über  die  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  aus  der  freien 
Initiative  der  rheinisch -westfälischen  Unternehmer  vor  der  Zeit  der 
Kaiserlichen  Erlasse  entsprangen,  in  absehbarer  Zeit  folgen. 

Diesen  ersten,  in  Angriff  genommenen  Arbeiten  sollen  sich  nach 
der  Absicht  des  Arbeitsausschusses  des  Archivs  dann  weitere  über  die 
Entwicklung  des  rheinisch-westfälischen  Verkehrswesens,  des  'Bank- 
wesens und  einzelner  Industrien  und  Unternehmungen  zwanglos  an- 
reihen. Wir  würden  vorziehen,  auch  in  dieser  Beziehung  einen  mehr 
systematischen  Gang  einzuhalten,  allein  wir  sind  gezwungen,  mit  dem 
Zufluß  des  Quellenmaterials  zu  rechnen  und  nach  der  Art  der  Mehrung 
unseres  Aktenbestandes,  die  ja,  wie  dies  bei  einem  so  jungen  und 
neuartigen  Institut  kaum  anders  zu  erwarten  ist,  noch  manchen  Zufällig- 
keiten ausgesetzt  ist,  die  jeweiligen  Entscheidungen  zu  treffen.  Wir 
hoffen  darum  aber  nicht  minder,  daß  die  uns  bis  jetzt  von  den 
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beteiligten  Kreisen  so  bereitwillig  gebotene  Unterstützung  auch  ferner- 
hin treu  bleibe,  und  daß  unsere  Arbeiten  dem  Institut  eine  dauernd 
wachsende  Teilnahme  zuführen  mögen.  Mit  Freuden  ergreifen  wir  die 
Gelegenheit,  den  am  Archiv  bisher  mitwirkenden  Kräften,  vor  allem 
den  an  ihm  beteiligten  Handelskammern  Rheinlands  und  Westfalens 
für  die  stets  bewiesene  Hilfsbereitschaft  unseren  verbindlichsten  Dank 
auszusprechen. 

Der  Vorstand  des  Rheinisch-Westfälischen  Wirtschaftsarchivs: 


Der  Vorsitzende: 

Dr.  J.  Neven  Du  Mont. 


Der  Archivar : 

Dr.  M.  Schwann. 


Entstehung  der  Rheinischen 
Eisenbahn- Gesellschaft. 


Vorwort 


Die  Wirtschaftsgeschichte  des  19.  Jahrhunderts  ist  eine  reiche 
Fundgrube,  für  deren  Erschließung  aber  bisher  noch  wenig  ge- 
tan worden  ist.  Schon  mancher  Forscher  hat  seine  Verwunderung 
darüber  ausgesprochen,  daß  in  einem  literarisch  so  regsamen  Zeit- 
alter die  Entwicklung  der  großen  Unternehmungen  der  Industrie 
und  des  Handels,  die  doch  die  Hauptträger  des  gewaltigen  Auf- 
schwunges im  deutschen  Wirtschaftsleben  gewesen  sind,  noch  keine 
größere  Anziehungskraft  auf  die  Historiker  und  Nationalökonomen 
ausgeübt  hat.  Aber  in  den  letzten  Jahren  hat  sich  hier  ein  Wandel 
angebahnt.  Naturgemäß  bot  für  wirtschaftsgeschichtliche  Darstel- 
lungen der  deutsche  Westen,  Rheinland- Westfalen,  die  gesegneten 
Gegenden  unseres  Vaterlandes,  in  denen  sich  die  moderne  Wirt- 
schaftsweise am  frühesten  und  am  reichsten  entfaltete,  das  nächst- 
liegende  Arbeitsfeld.  Die  Biographien  der  Pioniere  des  ökonomischen 
Fortschrittes  waren  die  Form,  die  man  hauptsächlich  wählte,  um 
die  großen  Veränderungen  zu  veranschaulichen,  die  uns  das  letzte 
Jahrhundert  gebracht  hat;  die  Biographien  Harkorts  von  Berger, 
Hansemanns  und  von  der  Heydts  von  Bergengrün,  Camphausens 
von  Caspary,  Mevissens  von  Hansen  sind  als  Werke  dieser  Art 
zu  erwähnen. 

Fast  unbenutzt  dagegen  ist,  so  oft  auch  gerade  in  letzter  Zeit 
und  gerade  von  einzelnen  Nationalökonomen  die  Forderung  erhoben 
wurde,  das  Aktenmaterial  der  führenden  Unternehmungen  zu  ge- 
schlossenen Darstellungen  ihres  Werdens  und  ihrer  Bedeutung.  Da 
hat  es  sich  das  1906  begründete  Rheinisch-Westfälische  Wirtschafts- 
archiv in  Köln  zur  Aufgabe  gemacht,  solche  Arbeiten  zu  ermög- 
lichen. 

Wie  der  Titel  der  Arbeit  besagt,  war  es  die  Aufgabe,  zunächst 
einmal  quellenmäßig  nach  dem  überaus  reichhaltigen  Aktenmaterial 
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eine  Entstehungsgeschichte  jenes  großen,  in  seiner  Bedeutung  für 
Rheinland- Westfalen  kaum  zu  überschätzenden  Unternehmens  zu 
geben.  Erst  wenn  die  ganze  Geschichte  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn vorliegt,  wird  man  erkennen  können,  ein  wie  wichtiger  Faktor 
sic  in  der  Werdezeit  des  modernen  deutschen  Wirtschaftslebens 
gewesen  ist,  wie  sie  unter  der  Leitung  ungewöhnlicher  Männer, 
eines  Camphausen,  eines  Hansemann,  eines  Mevissen,  eines  Rennen 
— um  nur  die  hervorragendsten  zu  nennen  — geradezu  zu  einem 
Musterbeispiele  deutschen  Unternehmungsgeistes  und  deutscher 
Tüchtigkeit  wurde.  Es  war  dabei  für  den  Bearbeiter  nach  vielen 
Seiten  hin  eine  energische  Beschränkung  geboten,  um  über  die 
Fülle  des  Stoffes  Herr  zu  werden.  Als  zeitliche  Grenze  für  die 
erste  Epoche,  gewissermaßen  die  Vorgeschichte  der  Rheinischen 
Eisenbahn,  konnte  das  Ende  des  Jahres  1843,  also  die  Vollendung 
der  ersten  Strecke  von  Köln  bis  Herbesthal  angenommen  werden. 
Doch  war  es  notwendig,  einige  Entwicklungsreihen  noch  etwas 
weiter  zu  führen,  bis  nämlich  eine  gewisse  Konsolidation  eingetreten 
war,  bis  in  den  verschiedenen  Aufgabenkreisen  der  Eisenbahn  die 
Grundlagen  geschaffen  waren,  auf  denen  nun  zunächst  in  regel- 
mäßigem, gleichbleibendem  Gange  weiter  gearbeitet  werden  konnte. 

Was  die  Quellen  angeht,  so  war  es  überhaupt  kaum  tunlich, 
für  jede  einzelne  Angabe  die  Belegstelle  zu  vermerken.  Es  sind 
daher  nur  generell  am  Schluß  der  Arbeit  die  zugrunde  liegenden 
wichtigeren  Aktenbände  genannt  worden.  Meist  werden  die  einzelnen 
Stücke  ohne  Schwierigkeit  zu  finden  sein.  Doch  sei  gleich  be- 
merkt, daß  zumal  bei  allgemeineren  Betrachtungen  sehr  häufig  auch 
auf  andere  Akten,  auch  aus  späterer  Zeit,  Rücksicht  genommen 
werden  mußte.  Die  Belege  aus  der  Literatur  dagegen  sind  in  den 
Fußnoten  vollständig  angegeben.  — 

Es  ist  dem  Verfasser  eine  angenehme  Pflicht,  auch  an  dieser 
Stelle  denjenigen  Männern  seinen  wärmsten  Dank  auszusprechen, 
die  ihn  bei  seiner  Arbeit  fort  und  fort  durch  ihren  Rat  und  durch 
die  Angabe  von  weiterem  Material  unterstützt  haben.  Es  sind  das 
die  Herren  Archivdirektor  Professor  Dr.  Hansen,  der  Archivar  des 
Rheinisch -Westfälischen  Wirtschaftsarchivs  Dr.  Schwann,  Professor 
Dr.  Wiedenfeld  in  Köln  und  Professor  Dr.  H.  Schumacher  in  Bonn. 

Bonn,,  im  September  1909. 


Karl  Kumpmann. 


Inhaltsübersicht. 

I.  Einleitung. 

Erstes  Kapitel. 

Die  erste  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  in  Deutschland,  be- 
sonders in  Rheinland- Westfalen 

Bedeutung  des  Eisenbahnwesens.  — Die  Erfindung  der  Eisenbahnen 
hat  die  Erfindung  i.  der  Schiene,  2.  des  Dampfwagens  zur  Voraussetzung. 
Werdegang  beider  Erfindungen  in  England  und  Deutschland.  Die  Liver- 
pool - Manchester  Eisenbahn.  England  vorbildlich  für  die  Einrichtung  der 
ersten  Bahnen  und  für  die  Anschauungen  über  ihren  Wert  und  ihr  Wesen. 
— Besonderheiten  im  Betrieb  der  ersten  Eisenbahnen.  Konkurrenz  auf 
den  Schienen.  Fälirlichkeiten  beim  Personentransport.  Anlagekosten  der 
Eisenbahnen.  — Kampf  zwischen  den  Schienenbahnen  und  den  Dampfwagen 
auf  gewöhnlichen  Straßen.  Letztere  besonders  für  Deutschland  empfohlen. 
— Verbreitung  des  Eisenbahnwesens  von  England  aus  auf  die  übrigen 

Kulturländer  

Die  politische  Lage  Deutschlands  und  besonders  Preußens  zur  Zeit  des 
Aufkommens  der  Eisenbahn.  Das  deutsche  Wirtschaftsleben  der  20  er 
und  30  er  Jahre.  Verkehrswesen.  Aufnahme  der  Eisenbahnen.  Hoffnungen 
und  Befürchtungen.  Ablehnung  der  Forderung  des  Staatsbaues  und  ab- 
wartende Stellung  seitens  der  staatlichen  Organe  in  Preußen.  Entwicklung 
der  Privatinitiative.  Harkort  und  List.  — Die  ersten  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands. Die  verschiedenen  Bahnprojekte  und  -Bauten  östlich  der  Weser. 
— Die  ersten  rheinisch  - westfälischen  Bahnen.  Erste  Arbeiten  für  eine 
Bahn  vom  Ruhrkohlenrevier  nach  Elberfeld- Barmen.  Das  große  Projekt 
einer  Eisenbahnverbindung  von  Rhein  und  Weser.  Seine  Bedeutung. 
Seine  vielfache  Befürwortung.  Prüfung  durch  Krüger  und  die  Regierung. 
Vorbereitung  für  die  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  durch  ein  Komitee 
in  Minden.  Vielseitiges  Eintreten  für  diese  Bahn.  Konstituierung  der  Aktien- 
gesellschaft für  die  Köln-Mindener  Eisenbahn.  Konzession  durch  Erlaß  vom 
21.  August  1837.  Schwierigkeiten.  Kapitalserhöhung.  Unterstützungsge- 
suche an  die  Regierung.  Liquidation  der  Gesellschaft.  — Die  Elberfeld- 
Wittener  und  die  Düsseldorf- Elberfelder  Eisenbahn;  Bau  der  letzteren.  — 
Arbeiten  für  eine  Amsterdam-Kölner  Eisenbahn.  — Die  Köln-Bonner  Eisen- 
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bahn.  — Der  typische  Entwicklungsgang  und  die  Organisation  der  Eisen- 
bahngesellschaften. Notwendigkeit  einer  einheitlichen  Gesetzgebung  für 
Preußen.  Die  „Allgemeinen  Bedingungen“.  Das  Eisenbahngesetz  vom 
3.  November  1839.  Seine  Entstehung,  sein  Inhalt  und  seine  Aufnahme. 
Gegen  Ende  der  30  er  Jahre  ist  der  Sieg  der  Eisenbahn  gesichert  . 


II.  Die  Begründung  der  Rheinischen  Eisenbahn- 
gesellschaft. 

Zweites  Kapitel. 

Der  Plan  einer  Köln-Antwerpener  Bahn 

Die  Loslösung  Belgiens  von  Holland  1830.  Die  allgemeine  Lage 
Belgiens  drängt  zu  einem  Anschluß  an  Preußen- Deutschland.  Handels- 
politische Verständigungsversuche.  Eine  rheinisch  - belgische  Bahn  wird 
in  Belgien  wie  in  Deutschland  als  für  Belgien  erwünscht  und  notwendig 
angesehen.  — Andererseits  ist  auch  Preußen,  besonders  die  Rheinprovinz, 
am  Zustandekommen  einer  Köln-Antwerpener  Bahn  interessiert.  Zumal 
Köln  muß  eine  solche  Verbindung  erstreben.  Wirtschaftliche  Entwick- 
lung der  Stadt  Köln.  200jährige  Abhängigkeit  von  den  Herren  des 
Rheinstromes,  den  Holländern.  Fortschritte  in  der  Rheinschiffahrt.  Die 
Rheinschiffahrtsakte  von  183T.  Hollands  Bedrückungsversuche  hören 
aber  damit  nicht  auf.  Der  Wunsch,  sich  ihrer  zu  erwehren,  ist  der 
wichtigste  Antrieb  zur  Rhein  - Schelde-Bahn.  Sonstige  wohltätige  Wir- 
kungen, die  eine  solche  Bahn  für  den  Handel  Kölns  und  überhaupt  der 
Rheinprovinz,  besonders  aber  für  die  unmittelbar  zu  durchfahrenden  Gegen- 
den verheißt;  Hoffnung  für  die  Entwicklung  der  internationalen  Verhält- 
nisse   

(Erstes  Auftauchen  des  Vorschlages  eines  Eisenbahnbaues  von  Ant- 
werpen nach  Köln  in  Belgien  1829.  Seine  Aufnahme  durch  die  belgische 
Regierung.  Die  Untersuchungen  Simons  und  De  Ridders.  Die  Bear- 
beitung der  Linie.  Geländestudien  der  Belgier  im  Rheinland.  Erneute 
Verhandlungen  in  Belgien.  Durch  Gesetz  vom  1.  Mai  1834  wird  das 
belgische  Staatseisenbahnnetz  festgelegt,  Weiterentwicklung  der  belgischen 

Bahnen 

Die  belgischen  Vorschläge  werden  im  Rheinland  zuerst  durch  James 
Cockerill  aufgegriffen.  — Untersuchung  des  rheinischen  Teils  der  Bahn 
durch  die  Regierung.  — - Weiterverfolgung  des  Gedankens  von  Köln  aus. 
Ludolf  Camphausen.  Begründung  des  „Komitees  für  die  Eisenbahn  von 
Köln  nach  Antwerpen“  (3.  Mai  1833).  Benachrichtigung  der  Regierung 
durch  Steinberger.  Konzessionsgesuch.  Einleitung  der  Vorarbeiten.  Ant- 
wort der  Ministerien.  Camphausens  Schrift  „Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach 
Antwerpen“.  Camphausens  allgemeine  Ansichten  über  das  Eisenbahnwesen; 
seine  Vertretung  der  rheinisch-belgischen  Bahn.  Unterstützung  der  Kölner 
Vorschläge  durch  den  4.  Rheinischen  Provinziallandtag.  Antwort  der  Re- 
gierung im  Landtagsschluß  vom  3.  März  1835.  Vorläufige  Konzessionie- 
rung  der  Köln-Antwerpener  Eisenbahn  durch  den  König  am  5.  Dezember 
1833.  Die  von  der  Regierung  gestellten  Bedingungen 
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Drittes  Kapitel. 


Die  Vorbereitungen  zum  Bau  der  Eisenbahn  und  erste  Schwierig- 
keiten . 


XV 
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Die  Aufforderung  zur  Aktienzeichnung  am  18.  Januar  1834.  Die 
ersten  Zeichnungen.  Die  technischen  Vorarbeiten  unter  der  Leitung 
von  Henz.  Tätigkeit  des  Komitees.  — Erste  Widerstände.  Streit 
Steinbergers  mit  der  Handelskammer.  Teilnahme  der  Handelskammer 
an  dem  Unternehmen  und  „Aufruf  an  unsere  Mitbürger“.  Gegnerschaft 
der  Rheinschiffer.  Lage  der  rheinischen  Segelschiffahrt  beim  Auf- 
kommen der  Eisenbahnen.  Eingabe  der  Rheinschiffer  gegen  die  Amster- 
dam-Kölner und  die  Antwerpen-Kölner  Eisenbahnen.  — Erfolglose  Be- 
mühungen für  die  Durchfuhr  fr  eiheit  auf  der  künftigen  Rheinischen  Bahn. 
— Die  Absicht  des  Komitees,  Düren,  Aachen  und  Eupen  zu  umgehen, 
erweckt  eine  erste  Opposition  in  diesen  Städten.  — Camphausens  zweite 
Schrift  „Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen“  (1835) : Rückblick 
auf  die  bisherigen  Erfindungen;  die  mutmaßlichen  Resultate  der  Köln- 
Antwerpener  Eisenbahn.  — Die  Untersuchung  der  Linie  besonders 
durch  Henz.  Dessen  Arbeit  „Denkschrift  zur  Begründung  des  Projekts 
der  Erbauung  einer  Eisenbahn  zwischen  Köln  und  Eupen  als  deutsche 
Hälfte  der  Bahn  nach  Antwerpen.“  Überblick  über  Terrain,  Linienfüh- 
rung, Kosten  und  Rentabilität  der  geplanten  Eisenbahn.  Camphausens 
Statutenentwurf.  Die  konstituierende  Generalversammlung  vom  25.  Juli 
1835.  Wahl  der  Gesellschaftsorgane  in  der  Administrationsratssitzung 
vom  25.  August. 


Viertes  Kapitel. 

Der  Kampf  um  die  Linienführung  .... 


109  — 169 


Eingreifen  David  Hansemanns.  Seine  Kampfschrift  „Über  die  mut- 
maßliche Frequenz “ Sie  wird  zur  Grundlage  vielseitiger  An- 

griffe gegen  die  Kölner  Gesellschaft.  Der  Bericht  des  Grafen  Arnim 
nach  Berlin  über  die  Lage  der  Rheinlande  und  die  Eisenbahnfrage. 

Die  Geländestudien  der  Aachener 

Fortsetzung  der  Arbeiten  von  Köln  aus.  — Briefwechsel  mit  den  Be- 
hörden über  die  Voraussetzungen  der  Konzession.  Ansprüche  des  General- 
postmeisters von  Nagler.  — Das  Problem  der  Linie.  Abwehr  der  Aachener 
Anschuldigungen.  Konzessionsgesuch.  — Vergebliche  Bemühungen. 
Bessere  Aussichten.  Camphausens  Vermittelungsvorschlag.  Revision 
der  Statuten.  — Camphausen  und  von  Wittgenstein  reisen  als  Bevoll- 
mächtigte nach  Berlin.  Die  dortige  Situation.  Die  Ergebnisse  der 
Reise.  — Eine  Ausgleichskonferenz  in  Jülich  wird  angesagt.  Vorberei- 
tungen dazu  von  Köln  und  Aachen.  Der  Kunstgriff  Hansemanns:  die 
Begründung  der  „Preußisch-Rheinischen  Eisenbahngesellschaft“  in  Aachen. 
Verlauf  der  Jülicher  Tagung  (6.  April  1836).  Trotz  des  geschlossenen 
Kompromisses  arbeiten  die  Aachener,  vor  allem  Graf  Arnim,  weiter 
gegen  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft.  — Eine  neue  unangenehme 
Verschleppung  tritt  ein,  der  Kampf  der  Kölner  und  der  Aachener  Ge- 
sellschaft dauert  fort.  Korrespondenz  der  Kölner  Direktion  mit  Rother 
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wegen  der  Statuten  und  wegen  der  Tarifsätze  auf  der  künftigen  Eisen- 
bahn. Verhandlung  mit  von  Nagler.  Erneute  langwierige  Auseinander- 
setzungen mit  Rother  und  anderen  hochgestellten  Personen.  Camphausens 
Arbeit  über  die  Erwerbung  des  Grundeigentums.  — Vorbereitung  der 
Konzessionierung  der  Bahn.  Die  Kabinettsordre  vom  12.  Februar  und  der 
Erlaß  Rothers  vom  21.  Februar  1837  bahnen  den  Friedensschluß  an. 

Vor  der  endgültigen  Begründung  der  Gesellschaft  erhebt  sich  noch 
ein  heftiger  Streit  wegen  der  Auslegung  der  königlichen  Entscheidung. 
Hansemanns  Buch  „Die  Eisenbahnen  und  deren  Aktionäre.  . . . Be- 
sprechungen der  beiden  Parteien.  — - Vorbereitungen  der  Kölner  auf  den 
letzten  Kampf  in  der  gemeinsamen  Generalversammlung.  Verlauf  dieser 
ersten  Generalversammlung  der  erweiterten  Rheinischen  Eisenbahngesell- 
schaft (31.  Mai  — 8.  Juni  1837).  Die  Annahme  des  Hansemannschen 
Statutenentwurfs  besiegelt  den  Sieg  Aachens.  Camphausen  lehnt  eine 
Wahl  in  die  Direktion  ab.  Ausfall  der  Wahlen.  Die  Aktionäre  der 
Gesellschaft.  — Die  Konzession  vom  21.  August  1837 

Die  Statuten  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft 


III.  Die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  während 
der  Zeit  des  Baues  der  Köln-Antwerpener  Bahn. 

Fünftes  Kapitel. 

Organisationsfragen,  Beginn  des  Baues,  Kapitalbeschaffung  (1837 
bis  Ende  1841) 

Die  ersten  einleitenden  Arbeiten  der  neuen  Direktion.  Rundschreiben 
an  die  Aktionäre  und  an  die  Behörden.  — Für  die  technische  Leitung 
wird  der  Baukondukteur  Pickel  gewonnen.  Die  Generalversammlung 
vom  16.  und  17.  Oktober  heißt  den  Beginn  der  Arbeiten  gut.  — Der 

definitive  Linienplan.  Die  technischen  Vorbereitungen 

Die  Tätigkeit  der  Direktion.  Auswahl  und  Anstellung  von  höheren 
Beamten.  — Die  Sitzungen  der  Direktion  und  des  Administrationsrates 
und  die  Verteilung  der  Geschäfte.  — Die  Anwerbung  der  niederen  An- 
gestellten  und  der  Arbeiter.  Sozialpolitische  Maßnahmen  der  Gesellschaft, 
besonders  die  Unterstützungskasse.  — Der  Bezug  der  notwendigen  Mate- 
rialien.  Die  Lokomotiven.  Die  Personen-  und  Güterwagen.  Die  son- 
stigen Bezüge.  Die  eigenen  Fabrikationsbetriebe  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn. Die  Grunderwerbungen.  — Beginn  der  Bauarbeiten  und  Fortfüh- 
rung bis  Ende  1841 

Die  Finanznot  der  Rheinischen  Eisenbahn.  Die  Begebung  von  6000 
neuen  Aktien  an  die  Häuser  Oppenheim,  Stein  und  Herstatt.  Die  Krise 
und  deren  üble  Folgen  für  die  Finanzlage  der  Eisenbahn.  Versuche 
zur  Hebung  des  Aktienkurses.  Der  geheime  Rückkauf  der  Aktien.  Ver- 
gebliche Verhandlungen  wegen  der  Übernahme  der  Aktien  durch  die 
preußische  Regierung.  Verhandlungen  mit  Belgien.  Der  Verkaufsver- 
trag vom  18.  Oktober  1839.  Der  Administrationsrat  wird  mit  den  Maß- 
regeln bekannt  gemacht.  Die  Audienz  der  Kölner  Direktoren  beim 
König  Leopold  von  Belgien.  Weitere  Unterhandlungen  in  Belgien. 
Der  Vertrag  wird  von  den  Kammern  angenommen  und  wird  Gesetz. 
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XVII 


Die  Opposition  gegen  das  Vorgehen  der  Direktion,  besonders  die  Bro- 
schüre „Die  4000  Aktien “ Die  Aktienangelegenheit  auf  der 

Generalversammlung  vom  15.  Mai  1840.  — In  derselben  Generalver- 
sammlung wird  schon  die  Aufbringung  der  weiteren,  inzwischen  not- 
wendig gewordenen  Mittel,  2 Y2  Millionen  Taler,  beschlossen.  Hanse- 
manns Bemühungen  für  die  Unterbringung  der  Prioritätsobligationen  und 
für  die  staatliche  Genehmigung.  Voller  Erfolg;  die  Beteiligung  des 

Staates  bei  der  Anleihe 

Das  Eisenbahngesetz  und  die  Stellung  der  Rheinischen  Eisenbahn- 
gesellschaft dazu.  — Die  Entwicklung  des  Verhältnisses  der  Gesellschaft 
zur  Postverwaltung.  Die  Forderungen  von  Naglers  und  die  Antworten 
der  Direktion.  Post  und  Eisenbahnen  nach  dem  Gesetz  vom  3.  No- 
vember 1838.  Die  Verhandlungen  mit  den  Behörden  wegen  der  Post- 
beförderung auf  der  Strecke  Köln-Aachen  1841.  Vorläufige  Vereinba- 
rungen. — Streit  mit  der  Stadt  Köln  wegen  der  Fortführung  der  Bahn 

zum  Freihafen.  Vorschläge  und  Unterhandlungen 

Die  Verhältnisse  innerhalb  der  Direktion.  Der  Eintritt  von  Ammons. 
— Das  Dienstreglement  für  die  obere  Verwaltung.  Organisation  des 
Personals.  Vorbereitungen  für  die  Eröffnung  des  Betriebes.  — Die 
Techniker  des  Unternehmens.  Pellenz.  — Der  Elektromagnetismus  als 
Triebkraft  für  die  Rheinische  Eisenbahn.  Vertragsentwurf  für  den  Er- 
finder Preuß 

Eröffnung  und  Verkehr  auf  der  Strecke  vom  Kölner  Sicherheitshafen 
bis  Müngersdorf.  Eröffnung  der  Hauptstrecke  von  Köln  bis  Aachen. 
Verkehr  und  Ertrag  dieser  Strecke.  Beginn  des  Gütertransports.  Die 
Betriebsrechnung.  Aussichten 

Sechstes  Kapitel. 

Der  Plan  des  Baues  der  Köln  - Mindener  Eisenbahn  durch  die 
Rheinische  Eisenbahngesellschaft 

Hansemann  greift  den  Gedanken  des  Weiterbaues  der  Rheinischen 
Eisenbahn  bis  Minden  auf.  — Die  Arbeiten  für  eine  Eisenbahnverbin- 
dung der  preußischen  Hauptstadt  mit  dem  Rhein  südlich  und  nördlich 
vom  Harz.  — Erste  Bemühungen  der  Direktion  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn für  eine  Konzession.  — Haltung  der  Interessenten.  — Auch  der 
Administrationsrat  und  die  Generalversammlung  erklären  sich  mit  der 
Weiterverfolgung  der  Sache  einverstanden.  Die  Eröffnung  der  Aktien- 
zeichnungen. Schließung  der  Zeichnungslisten.  — Urteile  Unbeteiligter 
über  Hansemanns  Tätigkeit.  — Stellung  zur  Rhein -Weser  - Eisenbahn- 
gesellschaft. Hansemanns  Mitarbeiter.  Die  Bahnstrecke.  Hansemanns 
Verhandlungen  mit  der  Hannoverschen  Regierung.  Die  technischen 
Untersuchungen  für  die  Köln-Mindener  Eisenbahn.  Die  veranschlagten 
Baukosten  und  Erträge  der  Linien.  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  zu  durchfahrenden  Gegenden  nach  den  Studien  des  Regierungsrates 
von  Egidy.  — Hansemanns  Verhandlungen  mit  den  Interessenten  der 

Strecke 

Die  Verhandlungen  Hansemanns  mit  der  Regierung  wegen  der  Bei- 
hülfen zum  Bau  von  März  bis  Mitte  April  1842.  — Der  Wechsel  im 
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Finanzministerium.  Es  beginnen  die  Angriffe  gegen  die  Pläne  der  Rhei- 
nischen Eisenbahn  wegen  der  von  Hansemann  bevorzugten  Richtungslinie 
von  Münster  aus,  namentlich  aber  aus  den  bergisch  - märkischen  Be- 
zirken. — Die  ungünstige  Wendung  in  den  Erklärungen  von  Bodel- 
schwinghs.  Die  Generalversammlung  vom  31.  Mai  1841.  Maßlose  An- 
feindungen der  Gegner.  Die  zur  Nachprüfung  der  Anschläge  Hanse- 
manns bestellte  Kommission.  Die  Generalversammlung  der  Aktien- 
zeichner in  Berg  und  Mark.  — Hansemanns  erneuter  Aufenthalt  in 
Berlin.  Der  Unterstützungsplan  der  Regierung  von  1842  und  die  Köln- 
Mindener  Bahn.  Von  Bodelschwingh  und  die  Rheinische  Eisenbahn. 
Hansemanns  Denkschriften  vom  Januar  1843.  Ablehnung  seiner  Forde- 
rungen. — Wiederaufnahme  der  Verhandlungen  durch  den  Finanzminister, 
sein  Unterstützungsplan.  Antwort  der  Direktion,  Hansemann  wieder  in 
Berlin;  seine  Aussichten  bessern  sich  nicht.  Die  Rivalität  anderer  Inter- 
essenten. — Die  weitere  Korrespondenz  Hansemanns  mit  dem  Finanz- 
ministerium, namentlich  die  „Darstellung  der  Mittel  zur  W eiterführung 
der  Rheinischen  Eisenbahn.“  Die  Konferenz  Hansemanns  mit  von 
Pommer  - Esche ; der  Konzessionsplan.  Die  Ablehnung  der  weiteren 
Wünsche  durch  von  Bodelschwinghs  Schreiben  vom  31.  Juli.  — Die 
Generalversammlung  vom  19.  August  1843  verzichtet  daraufhin  auf  den 
Plan  der  Weiterführung  der  Rheinischen  Eisenbahn.  Die  anwesenden 

Aktionäre  als  solche  aber  greifen  die  Angelegenheit  auf 

Begründung  der  „Ostrheinischen  Eisenbahn-Gesellschaft“.  Sie  wird 
ersetzt  durch  die  „Köln-Mindener  Eisenbahn- Gesellschaft“.  Bau  der 
Köln-Mindener  Bahn.  Begründung  und  Bau  der  „Bergisch  - Märkischen 
Eisenbahn“.  Die  „Düsseldorf-  Elberfelder  Eisenbahn“.  Die  Bahn  von 
Hamm  nach  Münster.  Die  Bahn  von  Hamm  zur  kurhessischen  Grenze. 
— Das  norddeutsche  Eisenbahnnetz  in  seinen  Verzweigungen  bis  1850. 
Seine  Bedeutung  für  die  Rheinische  Eisenbahn 


Siebentes  Kapitel. 

Zollabfertigung,  Fahrplan,  Tarife 

Die  Aufgaben.  — Die  Beziehungen  des  Zollvereins  zu  Belgien.  Die 
Interessen  der  Rheinischen  Eisenbahn  an  den  Verhandlungen.  Der 

Handelsvertrag  vom  1.  September  1844 

Die  Stellung  der  Gesellschaft  zur  Zollbehörde.  — Die  ersten  Ankün- 
digungen des  Provinzialsteuerdirektors  Helmentag.  Die  Antwort  der 
Eisenbahndirektion.  Die  Denkschriften  der  Aachener  und  der  Kölner 
Direktoren.  Die  Wünsche  der  Direktion  bezüglich  der  Paßpolizei.  — 
Erneute  Verhandlungen  vom  Juli  1841  ab.  Hansemanns  Separatvotum. 
Die  Konferenz  mit  Helmentag  am  25.  Februar  1842.  Hauchecornes 
Reisen.  Seine  Vorschläge  für  die  Zollrevision.  Neue  Wünsche  der 
Behörden.  — Das  Zollregulativ  vom  10.  September  1843.  ■ — Erneute 
Klagen  Helmentags.  Neue  Wünsche  der  Direktion,  besonders  wegen 
des  Wagenverschlusses.  Erfolglose  Beschwerden  bei  dem  General- 
direktor der  Steuern  Kühne.  Scharfe  persönliche  Auseinandersetzungen 
zwischen  der  Direktion  und  Helmentag.  Der  Finanzminister  gibt  dem 
Provinzialsteuerdirektor  Recht.  — Die  Stellung  des  Administrationsrates 
zur  Zollregelung.  Vorläufiger  Friede  zwischen  den  beiden  Parteien  . . 
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XIX 


Die  Aufstellung  der  Fahrpläne  und  Tarife.  Die  bei  den  Fahrplänen 
maßgebenden  Gesichtspunkte.  Die  Fahrtdauer.  Die  Personenfahrpläne. 
Das  Abfertigungsreglement.  Die  Fahrpreise.  Einige  Änderungen  nach 
der  Eröffnung  der  ganzen  Bahn.  Erleichterungen  zur  Hebung  des  Ver- 
kehrs. — Das  Gütertarifwesen  der  Rheinischen  Eisenbahn.  — Der  innere 
Bahnverkehr.  Die  zu  berücksichtigenden  Momente.  Die  Tarife.  — Der 
internationale  Tarif.  Das  System  der  vollen  Wagenladungen.  Vorberei- 
tungen. Der  Tarif  vom  6.  Oktober  1843.  Die  Verrechnung  der  Ein- 
nahmen zwischen  den  beiden  Bahnverwaltungen.  Kritik  des  Tarifs. 
Urteil  Camphausens  und  der  Antwerpener  Handelskammer 

Achtes  Kapitel. 

Die  Weiterentwicklung  der  Gesellschaft  bis  zur  Vollendung  der 
Strecke  Köln-Herbesthal 

Die  Bauarbeiten  in  den  Jahren  1842  und  1843.  Die  geneigte  Ebene 
bei  Ronheide.  Die  Schlußstrecke  bis  zur  Grenze.  Das  Signalsystem 
der  Rheinischen  Eisenbahn.  Der  erste  elektrische  Telegraph.  Kleinere 
Unfälle  beim  Bau.  — Die  Vermehrung  der  Betriebsmittel.  Ersparnis- 
prämien. Die  Coaksfabrikation.  — Die  Baukosten  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn   

Die  geplante  Fortführung  der  Bahn  zum  Freihafen.  Steinberger 
drängt  auf  die  Ausführung.  Der  Oberbauinspektor  Mertens  wird  zu 
einem  Gutachten  berufen.  Seine  Vorschläge.  Sie  gelangen  zur  An- 
nahme. Der  Vertrag  der  Stadt  mit  der  Eisenbahn  vom  23.  Mai  1843. 
Seine  Ausführung  seitens  der  Stadt.  Die  Eisenbahnverwaltung  dagegen 
bleibt  säumig.  — Die  Frage  des  Doppelgeleises.  Eine  solche  Anlage 
erscheint  seit  Anfang  der  40  er  Jahre  als  Notwendigkeit.  Das  Doppel- 
geleise wird  von  der  Generalversammlung  im  Mai  1842  beschlossen. 

Der  Bau  aber  wird  aufgeschoben 

Es  werden  für  die  bauliche  Vollendung  weitere  Kapitalien  erforder- 
lich. Die  Aufnahme  von  2 1/i  Millionen  Taler  wird  beschlossen. — Der 
preußische  Staat  beschließt  im  Sommer  1842  die  Unterstützung  einiger 
Eisenbahnen.  Die  Tagung  der  Vereinigten  Ausschüsse.  Die  Stellung 
des  Finanzministers  zur  Rheinischen  Eisenbahn.  Hansemanns  erste  Ein- 
gabe vom  10.  November  1842.  Die  Absichten  der  Regierung.  Erneute 
Fehlbitte  Hansemanns.  Immediatgesuch  um  Staatsunterstützung  an  den 
König.  Hansemann  zieht  eine  Einstellung  aller  Bauarbeiten  in  Betracht. 
Die  Anerbietungen  der  Regierung.  Die  von  Hansemann  empfohlenen 
Schritte  finden  nicht  den  Beifall  der  Direktion.  Der  Administrationsrat 
und  die  Generalversammlung  nehmen  die  beschränkten  Zusagen  des 
Finanzministers  an.  Bittschrift  an  die  rheinischen  Provinzialstände.  Die 
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I.  Einleitung. 


Erstes  Kapitel. 

Die  erste  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
in  Deutschland,  besonders  in  Rheinland^ 

Westfalen. 

9 

Die  Anfänge  des  Eisenbahnwesens  bilden  eines  der  interessan- 
testen Kapitel  der  Wirtschaftsgeschichte  des  19.  Jahrhunderts. 
Wie  alle  großen  Neuerungen,  auf  welchem  Gebiet  menschlicher 
Tätigkeit  sie  sich  vollziehen  möge»,  hat  sich  auch  das  so  überaus 
wichtige  neue  Verkehrsmittel  keineswegs  mit  einem  Male  und  wider- 
standslos durchgesetzt.  Der  rückblickende  Historiker  wäre  geneigt, 
bei  der  Erfindung  der  auf  Schienen  laufenden  Dampfbahn,  welche 
allen  Verkehr,  damit  auch  die  Art  unseres  Wirtschaf tens,  wie  das 
Bild  der  Kulturländer,  wie  überhaupt  das  menschliche  Leben  und 
Treiben  so  gründlich  verändert  hat,  eine  allseitig  begeisterte  Auf- 
nahme und  einen  glänzenden  Siegeszug  vorauszusetzen.  Aber  diese 
Annahme  wäre  völlig  verkehrt : auch  hier  eilte  der  Erfinder  seiner 
Zeit  voraus.  Je  mehr  man  in  die  Geschichte  der  20  er,  30  er  Jahre 
des  vergangenen  Jahrhunderts  eindringt,  desto  mehr  überzeugt  man 
sich  nicht  nur  von  der  Gewalt  der  technischen  Hindernisse,  die 
in  jenen  Anfangszeiten  zu  überwinden  waren,  sondern  mehr  noch 
von  den  Schwierigkeiten,  die  Mißverstehen  und  Übelwollen  den 
Pionieren  des  Verkehrs  in  den  Weg  legten.  Die  große  Zahl  von 
solchen  Beispielen  menschlichen  Unverstandes,  wie  sie  sich  im 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  1 
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Urteil  und  in  der  Stellungnahme  von  Ministern,  Technikern,  Medi- 
zinalkollegien finden,  ist  bekannt  und  wird  fast  durch  jede  neue 
Darstellung  der  ersten  Eisenbahnen  noch  erweitert.  Der  Tiefer- 
blickende wird  aber  erkennen,  dass  der  Widerstand  leicht  ver- 
ständlicher Interessen  und  die  starken  technischen  Hindernisse  und 
Kämpfe  nur  bei  einem  kleinen  Kreis  von  Auserwählten  die  wahre 
Würdigung  des  Fortschritts  ohne  Unterschätzung,  aber  auch  ohne 
Überschätzung  zuließen.  Erst  nachdem  diese  wenigen  den  Weg 
gebahnt,  zog  auch  die  große  Menge  nach,  und  nun  folgte  dem 
Mißverstehen  und  Spott  der  Überschwang  ebenso  übertriebener 
Erwartungen  und  fieberhafter  Arbeit.  Allerdings  hat  man  mit 
Recht  gesagt,  daß  das  Verkennen  der  Größe  der  Aufgabe  und 
der  finanziellen  Tragweite,  die  der  Eisenbahnbau  hatte,  von  höchstem 
Vorteil  war.  Nur  weil  man,  in  jener  zweiten  Etappe  die  Länge  des 
Weges  nicht  übersah,  beschritt  man  ihn  so  mutig  und  gab  sich 
an  Aufgaben,  deren  Früchte  erst  die  Zukunft  erntete.  Mit  einem 
Wort,  das  Eisenbahnwesen  kann  als  typisches  Beispiel  für  den  Ent- 
wicklungsgang fast  jeder  großen  Erfindung  dienen,  der  von  der 
Ablehnung  und  Lauheit  über  allzu  hochgehende  Begeisterung  zur 
rechten  Erkenntnis  ihrer  Bedeutung  führt.  — 

Eine  befriedigende  und  erschöpfende  Darstellung  der  Ein- 
führung der  Eisenbahnen  in  Deutschland  gibt  es  noch  nicht.  Sie 
setzt  das  Vorhandensein  zahlreicher  quellenmässiger  Einzelstudien 
voraus,  die  uns  ebenso  fehlen.  Wer  die  Geschichte  einer  einzelnen 
Eisenbahn  darstellen  will,  sieht  sich  demnach  gezwungen,  selbst 
einen  Abriß  der  allgemeinen  Eisenbahngeschichte  zu  geben  oder 
wenigstens  in  ganz  großen  skizzierenden  Zügen  ein  Bild  der  Ent- 
stehung der  Eisenbahnen,  ihrer  Aufnahme  und  ihrer  Ausbreitung 
zu  zeichnen,  um  das  besondere  Bild  der  zu  schildernden  Bahn  in 
den  allgemeinen  Rahmen  hineinstellen  zu  können.  Im  folgenden 
kann  das  aber  auch  nur  insoweit  geschehen,  als  dadurch  Gesichts- 
punkte für  die  Betrachtung  der  Rheinischen  Eisenbahn  gewonnen 
werden.  — Solch  ein  scheinbarer  Umweg  spart  sonst  später  nötig 
werdende  Seitenstraßen  und  bietet  manche  weiteren  Ausblicke.  — 
Die  Erfindung  der  Eisenbahnen  ist  durch  zwei  besondere  Er- 
findungen bedingt,  durch  die  Erfindung  der  Schienen  und  die  des 
Dampfwagens,  der  Lokomotive.  Über  beide  nur  einige  Bemerkungen. 
Die  Schienen  werden  als  deutsche  Erfindung  in  Anspruch  ge- 
nommen. Ursprünglich  waren  sie  einfache  Holzbohlen,  aber  schon 
um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  (1738)  verwandte  man  Schienen 
aus  Eisen.  Bis  1789  fesselte  man  die  laufenden  Räder  dadurch 
an  die  Schienen,  daß  man  diese  mit  auf  stehenden  Rändern  ver- 
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sah,  ähnlich  den  modernen  Straßenbahnschienen.  In  diesem  Jahr 
wandte  man  erstmalig  Wagenräder  mit  Spurkränzen  an,  die  sich 
also  selbst  auf  den  Schienen  hielten.  Nun  fand  die  Schiene  bald 
ein  größeres  Anwendungsfeld.  Manche  weitere  Verbesserung  folgte, 
so  1 8 1 8 gewalzte  Schienen  statt  der  unzweckmäßigen  gußeisernen. 
Auf  solchen  Schienen  vermochten  schon  Pferde  das  Zehn-  bis  Zwanzig- 
fache  der  früheren  Lasten  zu  befördern.  Allerdings  benutzte  man 
auch  beim  Aufkommen  der  Eisenbahnen  anfangs  verschiedentlich 
in  England  und  besonders  in  Österreich  Holzschienen  mit  Eisen- 
beschlag, kam  aber  bald  von  dieser  verkehrten  Sparsamkeit  ab. 

Was  die  Lokomotive,  das  eigentlich  Neue  der  ersten  Eisen- 
bahnen angeht,  so  lag  der  Gedanke,  die  durch  Watt  nutz- 
bar gemachte  Dampfkraft  zu  diesem  Zweck  zu  verwenden, 
so  nahe,  daß  von  Watts  Zeit  an  ununterbrochen  in  dieser  Richtung 
experimentiert  wurde1).  Außer  Watt  selbst  versuchte  in  den  Boer 
Jahren  des  18.  Jahrhunderts  vor  allem  der  englische  Techniker 
Evans  sein  Glück.  Zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  lenkte  dann 
besonders  Trevithik  die  Blicke  auf  sich  und  seine  Modelle,  er 
war  es  auch,  der  den  Gedanken  faßte,  den  Dampfwagen  statt  auf 
der  gewöhnlichen  Straße  auf  Schienen  laufen  zu  lassen.  Seit  1801 
wurden  in  England  nicht  bloß  lokale  Schienenwege  von  Grund- 
eigentümern, Bergwerksbesitzern,  Kanalgesellschaften  zum  Güter- 
transport angelegt,  sondern  auch  Aktiengesellschaften  für  den  öffent- 
lichen Betrieb  vom  Parlament  konzessioniert.  Es  durfte  auf  diesen 
Schienenstraßen  im  Rahmen  der  erlassenen  Bestimmungen  ein  jeder 
mit  Pferd  und  Wagen  gegen  vorgeschriebene  Sätze  fahren. 

Georg  Stephenson,  der  Erfinder  der  ersten  praktisch  be- 
währten Dampfwagen  erprobte  seine  erste  Lokomotive  1814  auf 
der  Kohleneisenbahn  zu  Killingworth  bei  Newcastle.  Im  Jahre  1821 
ging  ein  Gesetz  durch  beide  Häuser  des  englischen  Parlaments, 
das  den  Bau  einer  Schienenbahn  von  den  Kohlengruben  bei  Dar- 
lington in  der  Grafschaft  Durham  nach  dem  Hafen  von  Stockton 
am  Teesfluß  genehmigen  sollte.  Nachdem  dort  zunächst  nur  Güter 
und  zwar  nur  durch  die  Zugkraft  von  Pferden  befördert  worden 
waren,  wurde  später  auf  Stephensons  Drängen  eine  Dampfmaschine 
auf  die  Schienen  gesetzt  und  auch  der  Personentransport  über- 
nommen. Die  Bahn  wurde  1825  eröffnet.  Sie  war  41  km  lang 

ß Vergl.  z.  B.  Henz , Zur  Begründung  des  Projekts  der  Erbauung  einer  Eisen- 
bahn zwischen  Köln  und  Eupen,  Köln  1835,  S.  2;  daselbst  überhaupt  interessante  tech- 
nische Details,  auch  auf  Grund  der  ausländischen  Versuche,  und  Cohn,  System  der 
Nationalökonomie  (3.  Bd.) : Nationalökonomie  des  Handels  und  Verkehrswesens,  Stutt- 
gart 1898,  S.  748  ff. 
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und  wies  mäßige  Steigungen  auf.  Nur  zwei  steile  Rampen  im  Ver- 
hältnis von  i : 33  waren  da,  die  man  durch  die  Hilfe  von  stehenden 
Dampfmaschinen  und  Zugseilen  überwand. 

In  Deutschland  experimentierten  zur  selben  Zeit  Männer  wie 
der  bayerische  Oberbergrat  I.  v.  Baader  und  der  kurhessische 
Oberbergrat  C.  A.  Henschel.  v.  Baader,  aus  persönlicher  Kennt- 
nis mit  den  englischen  Versuchen  vertraut,  arbeitete  seit  1793 
an  seinen  Projekten  und  fand  viele  Anerkennungen.  Auch 
Henschels  Entwürfe  erschienen  nicht  aussichtslos.  1817  erhielt 
er  für  sie  ein  Patent,  aber  auch  seine  langjährigen  Bemühungen 
waren  von  keinem  praktischen  Erfolg  gekrönt. 

Die  erste  praktische  dauernde  Anwendung  der  Eisenbahn  in 
großem  Stil  knüpft  an  die  berühmte  Wettfahrt  zu  Rainhill  vom 
Jahre  1829  an.  1826  hatte  das  englische  Parlament  die  erste  große 
Dampfeisenbahn,  die  von  Liverpool  nach  Manchester  geplant  war, 
für  Güter-  und  Personenbeförderung  konzessioniert.  Um  nun  ein 
möglichst  gutes  und  billiges  Fahrzeug  zu  gewinnen,  schrieben  die 
Unternehmer  der  Eisenbahn,  die  Direktoren  des  Brigdewaterkanals, 
einen  Preis  aus.  Diesen  Preis  gewann  Georg  Stephenson  mit 
seiner  Lokomotive  „Rocket“,  die  imstande  war,  50  Zentner  in  einer 
Stunde  mehr  als  vier  (deutsche)  Meilen  fortzubewegen.  Bald  ver- 
mochte der  Dampfwagen  schon  das  Dreifache  seines  Eigengewichts 
zu  ziehen  und  erreichte  eine  Geschwindigkeit  von  sechs  Meilen 
in  der  Stunde.  Am  17.  September  1831  wurde  die  Liverpool- 
Manchester  Bahn1)  eröffnet,  die  hinfort  regelmäßig  verkehrte  und 
das  Vorbild  aller  anderen  Eisenbahnen  wurde.  Hier  konnte  man 
zum  ersten  Male  die  Eigentümlichkeiten  und  Vorteile  des  neuen 
Verkehrsmittels  in  ganzer  Entfaltung  studieren,  die  Schnelligkeit, 
Regelmäßigkeit,  Sicherheit  und  Billigkeit  der  Transporte  be- 
wundern, und  viele  Techniker,  auch  aus  Deutschland,  benutzten 
die  Gelegenheit,  um  sich  zu  unterrichten.  Diese  Bahn  gab  denn 
auch  gleich  den  Anlaß  zu  zahlreichen  Anlagen  in  England  wie 
im  Ausland;  stets  sah  man  zuerst  auf  sie,  und  wo  immer  die  Eisen- 
bahnfrage im  allgemeinen  oder  eine  einzelne  Bahn  besprochen 
wurde,  da  berief  man  sich  auf  den  großen  „Lehrstuhl  zwischen 
Liverpool  und  Manchester“  (L.  Camphausen)  und  auf  die  dortigen 
Betriebsergebnisse.  Die  technischen  Arbeiten  ließen  den  Zeitgenossen 
das  Bauwerk  als  ein  ganz  gewaltiges  erscheinen : bald  hinter  Liver- 
pool mußte  ein  Felsen  durch  einen  Tunnel  durchbrochen  werden, 


1)  Vergl.  besonders  Camphausen,  Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen,  Köln 
1835,  S.  37  ff. 
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um  eine  Anhöhe  zu  vermeiden,  dann  mußte  ein  großer  und  tiefer 
Sumpf  durchschnitten  werden,  insgesamt  63  Brücken  waren  anzu- 
legen, und  schließlich  war  auch  noch  eine  Höhe  zu  nehmen,  auf 
die  man  den  Dampfwagen  mit  Pferdekraft,  in  späteren  Jahren  durch 
eine  stehende  Dampfmaschine  hinaufbugsierte.  Doch  gelang  es,  die 
ganze  Strecke  von  Liverpool  nach  Manchester  mit  einer  Lokomotive  in 
i1/' 2 Stunden  mit  einer  Last  von  2000  Zentner  zu  durcheilen,  so 
daß  20  englische  Meilen  auf  die  Stunde  kamen;  bei  den  gewöhn- 
lichen Straßen  hätten  100  Pferde  i1/2  Tage  nötig  gehabt,  um  das 
Gleiche  auszurichten. 

Der  Bau  der  Bahn  von  Liverpool  nach  Manchester  gab  das 
Signal  zu  zahlreichen  Eisenbahnprojekten  in  England.  Allenthalben 
traten  Aktiengesellschaften  zusammen.  Was  aber  den  größten  Ein- 
druck in  den  anderen  Ländern  machte,  war,  daß  hier  gerade  neben 
den  besten  Land-  und  Wasserstraßen  der  Welt  solche  Anlagen 
für  erstrebenswert  und  nutzbringend  erachtet  wurden. 

In  den  technischen  Dingen *),  die  mit  dem  Eisenbahnbau 
Zusammenhängen,  blieb  hinfort  England  der  Meister.  Hier  wurden 
zunächst  allein,  dann  in  Konkurrenz  mit  Belgien,  erst  später  auch 
mit  Deutschland  die  Materialien  hergestellt,  und  England  behauptete 
in  solchen  Lieferungen  den  ersten  Platz. 

Auch  die  Anschauungen  über  die  Leistungsfähigkeit  und  die 
Aufgabe  der  Eisenbahnen  übernahm  man  in  den  anderen  Kultur- 
ländern im  wesentlichen  von  dem  Vaterland  der  Eisenbahn.  Die 
in  England  erreichte  Geschwindigkeit  hielt  man  für  das  Maximum, 
das  man  aber  anderwärts,  zumal  beim  Gütertransport,  kaum  und 
jedenfalls  nicht  ohne  großen  finanziellen  Schaden  erreichen  könne. 
Im  allgemeinen  hielt  man  die  Bahnen  für  beschränkt  auf  ganz 
ebenes  Terrain.  Sowie  die  Steigung  ungünstiger  war  als  1 : 300, 
glaubte  man  nicht  ohne  Hilfslokomotive  Auskommen  zu  können, 
und  bei  Anhöhen  von  höchstens  1 : 80  bedurfte  man  als  Zusatz- 
kraft beschämenderweise  entweder  der  Pferde  oder  einer  stehenden 
Dampfmaschine,  die  mittels  Selbstbetriebs  der  Lokomotive  hinauf- 
half. Ähnlich  war  die  Möglichkeit,  in  Kurven  zu  fahren,  sehr  be- 
schränkt, ein  Krümmungshalbmesser  unter  800  Fuß  erschien  un- 


1)  Vergl.  darüber  besonders  Schmeidler,  Geschichte  des  deutschen  Eisenbahn- 
wesens, Leipzig  1871.  — In  den  Anfangszeiten  der  Eisenbahnen  fand  vielleicht  die 
Schrift  von  de  Pambour,  A practical  Treatise  on  locomotive  engines  upon  railways, 
London  1836,  die  größte  Verbreitung  (abgedruckt  in  deutscher  Übersetzung  in  Crelles 
Journal  für  Baukunst,  Bd.  X,  1837).  Hier  wurde  zuerst  die  Theorie  der  Dampfwagen 
von  einem  bekannten  Fachmann  auf  Grund  mancher  Versuche  und  besonders  einer 
genauen  Kenntnis  der  Liverpool-Manchester  Bahn  geboten. 
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tunlich.  Von  England  wurde  in  der  Regel  auch  die  Spurweite 
der  Bahn  übernommen.  Um  die  preußische  Regelung  schon 
vorweg  zu  nehmen,  wurde  diese  durch  die  Kabinetsordre  vom 
13,  August  1837  angebahnt1),  durch  die  das  Staatsministerium 
beauftragt  wurde,  die  Frage  der  Spurweite  zu  prüfen.  Auf  seinen 
Vorschlag  nahm  man  in  Preußen,  wie  es  nach  dem  Muster  der 
meisten  englischen  Bahnen  in  Belgien  und  Frankreich  geschehen, 
eine  Spurweite  von  4 Fuß  81/2  Zoll  englisch  = 4 Fuß  67/g  Zoll, 
rheinländisch  = 1,435  m an- 

Was  den  Betrieb  angeht,  so  war  man  in  jenen  Anfangszeiten 
fast  allenthalben  der  Meinung,  daß  die  ausschließliche  Benutzung 
der  Schienen  durch  die  ausführende  Gesellschaft  nicht  zur  Regel 
werden  dürfe,  daß  durchweg  die  neuen  Spurwege  ebenso  dem  all- 
gemeinen Verkehr  freizugeben  seien  wie  die  Land-  und  Wasser- 
straßen. Man  übertrug  noch  während  der  ganzen  30  er  Jahre  hier 
wie  bei  der  Bestimmung  der  Frachten  und  bei  den  inneren  Ein- 
richtungen einfach  die  Regelung  der  alten  Verkehrswege  auf  die 
neuen.  So  unfaßbar  es  heute  angesichts  der  technischen  Eigen- 
art der  Eisenbahnen  klingen  will,  damals  waren  beinahe  alle 
Theoretiker  und  Praktiker  der  Überzeugung,  das  Gesamtwohl  ver- 
lange freie  Konkurrenz  auf  der  Schiene,  verbiete  die  Ausschließung 
anderer  Unternehmer,  um  die  Ausbeutung  durch  einen  monopolisti- 
schen Betrieb  zu  verhüten;  jedenfalls  bleibe  das  letzte  Ziel,  meint 
2.  B.  David  Hansemann  einmal 2 *) , nachdem  er  alle  Gründe 
und  Gegengründe  reiflich  abgewogen  zu  haben  glaubt,  „Gleich- 
stellung mit  gewöhnlichen  Landstraßen  in  der  Zwanglosigkeit  des 
Verkehrs.“  So  sollten  die  Bahnen,  wie  es  denn  auch  einige  wenige 
2U  Anfang  taten,  unterscheiden  zwischen  dem  zu  erhebenden  Wege- 
geld (für  die  Erlaubnis  zur  Benutzung  der  Schienenstraße)  und  den 
eigentlichen  Förderkosten,  zwischen  peage  und  hallage,  wie  man 
in  Belgien  sagte,  zwischen  Oktroi  und  Fracht,  wie  es  auch  wohl 
einmal  nach  dem  Muster  der  Strombenutzung  durch  die  Schiffahrt 
heißt.  Die  Praxis  belehrte  freilich  bald  eines  anderen.  Sie  bewies 
überall  in  kurzem,  daß  derselbe  Unternehmer  Linienbesitzer  und 
Transporteur  sein  mußte. 

Bezüglich  der  Preisbestimmung  der  Tarife  selbst  kann  man 
Folgendes  sagen:  Bei  der  Güterbeförderung  betrug,  wenn  man  als 


1)  Siehe  Schwabe,  Geschichtlicher  Rückblick  auf  die  ersten  50  Jahre  des 
preußischen  Eisenbahnwesens,  Berlin  1895,  S.  34. 

2)  Siehe  Die  Eisenbahnen  und  deren  Aktionäre  in  ihrem  Verhältnis  zum  Staat, 

Leipzig  und  Halle  1837,  S.  48,  51  ff. 
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Anhalt  einen  Durchschnittssatz  der  damals  bestehenden  Bahnen  der 
verschiedenen  Länder  geben  darf,  der  Preis  für  einen  Zentner  und 
eine  Meile  wechselnd  nach  Art  der  Güter,  Schnelligkeit  des 
Zuges  usw.  2 — 8 Pfennig;  und  für  die  Person  — für  die  man  wie 
bei  den  sonstigen  Landtransporten  etwa  die  20  fache  Gebühr  eines 
Warenzentners  erhob1)  — je  nach  Schnelligkeit  der  Beförderung 
und  Ausstattung  der  Wagenklassen  4 — 12  Sgr. 

Natürlich  richtete  man  zuerst  immer  das  Augenmerk  auf  die 
wichtigsten  Verbindungsstrecken;  man  suchte  große  Verkehrsplätze, 
Städte  oder  industrielle  Anlagen  zu  verbinden;  ebenso  hielt  man 
sich  möglichst  an  die  günstigsten  Bodenverhältnisse.  Hieraus  und 
aus  dem  besonders  großen  Risiko  erklärt  es  sich,  daß  zunächst 

— mit  Ausnahme  des  kleinen  Belgiens  — in  allen  Ländern  nur  kurze 
und  nicht  zusammenhängende  Linien  entworfen  wurden.  Bei  den 
einzelnen  Strecken  suchte  man  aber  auch  allen  Verkehr  aufzunehmen, 
der  ohne  allzugroßen  Umweg  erreicht  werden  konnte.  Dagegen 
legte  man,  wie  somit  leicht  begreiflich,  auf  eine  schnelle,  durch- 
gehende Bahn  um  so  weniger  Gewicht.  Weil  eine  Bahnanlage 
damals  als  ein  ganz  besonders  großes,  den  Verkehr  einer  Gegend 
endgültig  bestimmendes  Werk  erschien,  legten  alle  wichtigen  und 
weniger  wichtigen  Plätze  in  der  Umgegend  erhöhten  Wert  darauf, 
unmittelbar  von  der  Bahn  berührt  zu  werden,  eben  in  der  An- 
nahme, daß  eine  weitere  Eisenbahnverbindung  so  bald  nicht  mehr 
geschaffen  werde. 

Da,  wie  erwähnt,  der  größte  Vorzug  der  Eisenbahn  in  der 
Schnelligkeit  gesehen  wurde,  so  glaubte  man,  daß  sie,  von  Aus- 
nahmen abgesehen,  bei  weitem  die  größte  Wichtigkeit  nicht  für 
die  Güter-,  sondern  für  die  Personenbeförderung  haben  würde.  Auf 
diese  richtete  man  sich  also  auch  vornehmlich  ein.  Wohl  bei  der 
Mehrzahl  der  ersten  Bahnen  wurden  für  die  Passagiere  drei  Klassen 

— mitunter  auch  zwei  oder  nur  eine  — eingerichtet,  deren  Ausstattung 
von  den  Landkutschen  übernommen  wurde;  eine  erste  Klasse  war 
etwa  nach  Art  der  Equipagen,  eine  zweite  nach  Art  der  gewöhnlichen 
Reisewagen,  eine  dritte  nach  Art  der  Leiterwagen  mit  rohen  Holz- 
bänken ausgestattet.  Bei  allen  aber  war  von  irgendwelchem  Komfort 
noch  keine  Rede,  in  der  Regel  hatte  der  Reisende  in  den  ersten 
Jahren  gar  nur  den  Himmel  als  Dach  über  sich,  und  er  tat  gut, 
sich  gegen  die  Zufälligkeit  der  Witterung  und  noch  mehr  gegen 
den  peinlichen  Ruß  der  Lokomotive  durch  einen  soliden  Schirm 


*)  Nach  den  vorhandenen  Angaben  von  Henz,  Camphausen,  Hansemann,  List, 
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zu  schützen.  Manche  Befürchtungen  wegen  der  Gefahr  für  Leib 
und  Leben  waren  sicherlich  übertrieben;  die  ersten  Bahnen  wider- 
legten da  viele  pessimistische  Prophezeiungen.  So  die  mehrfach 
gehörte  Vermutung,  böse  Buben  und  andere  Übelwollende  würden 
die  Fahrt  durch  Würfe  mit  Steinen  oder  Stöcken  gefährden.  Bei 
Nachtzeit  sicherten,  wenn  man  überhaupt  dann  Wagen  laufen  ließ, 
Wärter  mit  bunten  Laternen  oder  Signalhörnern  die  freie  Fahrt. 
Aber  so  ganz  geheuer  war  es  dem  Passagier  der  30  er  Jahre  doch 
keineswegs,  wenn  er  solch  ein  modernes  Gefährt  betrat.  Eine  Be- 
merkung Camphausens  *)  eröffnet  immerhin  recht  bedenkliche 
Perspektiven : 

„Wider  einen  anderen  Wagen  in  derselben  Fahrbahn  zu  rennen, 
ist  so  ziemlich  alles,  was  einem  Eisenbahndampfwagen  angetan 
werden  kann;  der  Fall  kam  schon  mehrmals  vor,  und  hatte  meist 
zur  Folge,  daß  die  Reisenden  einen  Stoß  empfanden  und  daß  die 
Fahrt  unterbrochen  wurde;  ein  Herauswerfen  der  Passagierwagen 
aus  dem  Geleise  und  körperliche  Verletzungen  sind  bis  jetzt  sehr 
selten  gewesen.“ 

Um  noch  eine  orientierende  Bemerkung  bezüglich  der  Anlage- 
kosten einer  Eisenbahn  hinzuzufügen,  so  ist  es  selbstverständlich, 
daß  diese  sich  ganz  nach  den  besonderen  lokalen  Verhältnissen 
richteten.  Allgemein  ist  zu  beachten,  daß  die  Initiatoren  des  Eisen- 
bahnwesens beinahe  stets  die  Kosten  zu  niedrig  anschlugen  — oft 
auf  nur  40 — 50000  Taler  für  die  Meile2)  — , und  daß  man  dann, 
um  dem  Voranschlag  zu  entsprechen  oder  nahe  zu  bleiben,  häufig 
den  Bau  mit  unwirtschaftlicher  Billigkeit  und  Oberflächlichkeit 
ausführte.  Nach  ein  paar  Jahren,  zumal  wenn  dann  der  Verkehr 
mit  nicht  erwarteter  Stärke  sich  auf  die  Bahn  warf,  rächte  sich 
solche  mangelhafte  Arbeit  doppelt.  Sieht  man  von  den  exzeptionellen 
Fällen,  wie  der  Liverpool-Manchester  Bahn  ab  (sie  kostete  bei  ö1/^ 
Meilen  Länge  mehr  als  1 132000  L. !),  so  wird  man  für  England 
im  4.  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  die  Kosten  für  eine  Meile 
doppelgleisiger  Bahn  insgesamt  auf  etwa  300000  Taler  angeben 
dürfen,  für  Nordamerika  betrugen  sie  280—340  000  Taler,  in  Belgien 
und  Frankreich  etwa  200000  Taler,  und  in  Deutschland  waren 
diese  Anlagekosten  bei  den  zehn  ältesten  Bahnen  im  Durchschnitt 
280 — 290  000  Taler 3) ; doch  betrugen  dann  die  Kosten,  nachdem 


')  Versuch  eines  Beitrages  zur  Eisenbahngesetzgebung,  Köln  1838,  S.  38. 

2)  Vergl.  Hansemann,  Die  Eisenbahnen  und  deren  Aktionäre  in  ihrem  Verhältnis 
zum  Staat,  Leipzig  und  Halle  1837,  S.  16  ff. 

3)  Vergl.  die  Denkschrift  des  Ministeriums  Hansemann,  Milde  1848. 
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die  Anfangsschwierigkeiten  überwunden  waren,  nur  etwa  250000 
Taler. 

Ganz  irrig  aber  wäre  es  nun,  anzunehmen,  daß  gleich  nach 
den  Erfolgen  der  Liverpool-Manchesterbahn  der  Sieg  der  Eisen- 
bahnen als  entschieden  betrachtet  worden  wäre.  Zwar  die  Skepsis, 
ob  überhaupt  Dampfschienenbahnen  praktisch  ausführbar  wären, 
war  nicht  mehr  möglich.  Und  wenn  nun  auch  schon  in  den  weiten 
Kreisen  des  Publikums  eine  erste  große,  allerdings  nicht  dauernd 
anhaltende  Begeisterung  begann,  gerade  bei  den  Nächstinteressierten 
tauchten  viele  und  laute  Zweifel  an  der  Zweckmäßigkeit  und  Wirt- 
schaftlichkeit der  Errungenschaft  auf.  Abgesehen  von  den  Ein- 
wänden, die  sich  mehr  auf  lokale  und  nationale  Verhältnisse  be- 
ziehen oder  aus  ihnen  erklären  (solche  für  Deutschland  siehe  unten 
S.  12  und  18),  hielt  sich  mit  beharrlicher  Ausdauer  noch  ein  paar 
Jahre  in  den  technisch  vorgeschrittenen  Ländern  vor  allem  ein  Be- 
denken. Es  ist  das  die  Behauptung,  daß  die  Eisenbahn  abgelöst 
werden  könne  und  eigentlich  verständigerweise  abgelöst  werden 
solle,  durch  den  schienenlos  auf  gewöhnlichen  Straßen  laufenden, 
durch  motorische  Kraft  bewegten  Wagen,  also,  wenn  der  moderne 
Ausdruck  gestattet  ist,  durch  das  Automobil. 

Vor  den  Versuchen  Stephensons  berief  man  sich  noch 
vielfach  auf  die  tatsächliche  Unmöglichkeit  der  Fahrt  auf  der 
Schiene:  bei  der  Schwere  der  Lokomotive  würden  sich  die  Räder 
einfach  drehen,  ohne  von  der  Stelle  zu  kommen;  ja,  man  erfand 
sogar  eine  Art  eiserner  Beine  zur  Unterstützung  der  Räder,  damit 
diese  der  Masse  Herr  würden.  Später  fürchte  man1),  wenigstens 
für  die  ärmeren  Länder,  einen  unermeßlichen  Kostenaufwand  durch 
die  bisher  kaum  erlebten  gewaltigen  Arbeiten  für  die  Eisenbahnen; 
man  sah  eine  unverantwortliche  Verschwendung  von  Grund  und 
Boden  darin,  daß  mitten  durch  kultiviertes  Land  neue  Wege  ge- 
bahnt werden  mußten.  Die  durchfahrene  Gegend  würde  entstellt, 
der  Verkehr  würde  da  gestört  werden.  Auch  die  Reisenden 
würden  in  den  dahinstürmenden  Wagen  ihres  Lebens  nicht  sicher 
sein.  Verkehrswege  aber,  die  ausschließlich  auf  die  Ebene  an- 
gewiesen und  allen  anderen  Fahrzeugen,  Reitern  und  Fußgängern 
unzugänglich  seien,  könnten  doch  nur  als  unvollkommene  und  halbe 
Institute  bezeichnet  werden.  „Diese  Nachteile“,  sagt  ein  ganz  urteils- 

')  Vergl.  vor  allem  die  prächtige  Broschüre  von  Alexander  Lips  (Universitäts- 
Professor  in  Marburg) , Die  Unanwendbarkeit  der  englischen  Eisenbahnen  auf  Deutsch- 
land und  deren  Ersatz  durch  Dampffuhrwerk  auf  verbesserten  Chausseen  am  Anfang 
einer  neuen  Ära,  welcher  das  Transportwesen  und  der  Straßenbau  und  mit  diesen  zu- 
gleich der  Handel  in  Deutschland  notwendig  entgegengeht,  Marburg  1833. 
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fähiger  Mann,  A.  Lips,  noch  1833  einmal1),  „heben  die  Vor- 
teile der  Eisenbahnen  wieder  auf  oder  lassen  die  Einführung  der- 
selben in  hundert  Fällen  kaum  einmal  zu,  so  daß  sie  also  für 
den  größten  Teil  der  Welt  soviel  als  gar  nicht  vorhanden  sinjd, 
und,  wie  nahe  sie  ihr  auch  zu  liegen  scheinen,  und  wieviel  man 
auch  von  der  Sache  schreibt  und  spricht,  nimmermehr  zu  erreichen 
stehen.“  Von  all  den  Mängeln  glaubte  man  den  gewöhnlichen 
Dampfwagen  frei  und  hielt  ihn  für  ein  erreichbares  und  erstrebens- 
werteres Ziel.  Ihm  gegenüber  sei  der  Schienenbau  nur  ein  Über- 
gangsstadium, „ein  Provisorium  oder  Interimistikum“,  „eine  Art 
Faullenzer  oder  Eselsbrücke“,  „ein  Ruhepolster  der  Geistesfaulheit  , 
wie  die  Beurteiler  sagten.  Seit  dem  Beginn  des  Jahrhunderts 
jagten  sich  denn  auch  förmlich  die  Konstruktionsversuche2),  um 
einen  tadellos  funktionierenden  Chausseedampfwagen  herzustellen. 
Namen  wie  Gurney,  Hancock,  Monceroni,  Ogle,  Summers, 
Napier  u.  a.  bezeichnen  die  Hauptvertreter  der  Idee.  Immer  neue 
Erfindungen  kamen,  immer  wieder  wurde  der  gespannt  wartenden 
Welt  versichert,  das  Problem  sei  endgültig  gelöst.  Patente  wurden 
erteilt,  Probefahrten  unternommen,  auch  wirklich  einige  Strecken 
zeitweise  durch  Automobile  befahren  und  Gesellschaften  zur  Aus- 
nutzung der  Erfindungen  gegründet.  Bei  weitem  die  meisten  Ex- 
perimente wurden  in  England  gemacht,  wo  die  fortgeschrittene 
Technik,  der  hohe  Bodenpreis,  die  besseren  Straßen  besondere  Ver- 
anlassung dazu  gaben.  Aber  auch  sogar  andere  motorische  Trieb- 
kräfte wurden  gerade  bei  dem  Automobil  ausprobiert.  So  wird 
von  der  Anwendung  von  komprimierter  Luft,  von  Federkraft,  ja 
auch  von  Elektromagnetismus  und  der  Explosionskraft  des  Schieß- 
pulvers berichtet.  Eine  englische  Parlamentskommission  sprach  sich 
unter  des  berühmten  Telfort  Leitung  1833  bedingt  günstig  über 
den  Dampf straß enwagen  aus. 

Auch  in  Deutschland  rechnete  man  mit  der  Möglichkeit  des 
Obsiegens  der  schienenlosen  Wagen;  im  Jahre  1836  noch  erklärte 
z.  B.  der  bekannte  Chef  im  Ministerium  des  Innern  Rother,  als 
«r  der  Magdeburg-Leipziger  Bahn  den  Ausschluß  aller  Konkurrenz- 
unternehmer für  die  gleiche  Strecke  versprach,  Dampfwagen  auf 
Chausseen  seien  damit  nicht  gemeint.  Mitte  der  30  er  Jahre  konnte 
man  aber  für  England  den  Sieg  der  Eisenbahn,  das  Versagen 
der  Dampfwagen  ohne  Schienen,  für  besiegelt  ansehen.  In  Deutsch- 

!)  Lips  a.  a.  O.,  S.  22. 

2)  Vergl.  Camphausen,  Versuch  eines  Beitrags S.  33,  besonders  Lips 

:a.  a.  O.,  S.  30  ff.  und  Camphausen,  Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen,  S.  12  ff. 
«Dresemann,  Das  erste  Eisenbahnsystem,  Köln  1905,  S.  93  ff. 
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land  hatte  man  schon  lange  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
wegen  der  geringen  Ladefähigkeit  solche  Straßenwagen  doch  nur 
für  den  Personenverkehr  in  Frage  kämen,  meist  aber  hatte  man, 
so  z.  B.  auch  seitens  der  technischen  Autoritäten  (von  Baader1)), 
ihre  praktische  Verwendbarkeit  ganz  geleugnet. 

Das  Gegenteil  von  dem,  was  man  noch  anfangs  der  30  er 
Jahre  oft  verkündigte,  war  der  Fall.  Die  Eisenbahnen  waren  nicht 
bloß  ein  Übergangsstadium  zum  Dampfwagen  auf  gewöhnlichen 
Straßen,  sondern  über  diesen  führte  die  logische  Weiterentwicklung 
zur  Dampfbahn  auf  Schienen.  Zuerst  schien  die  Befahrung  der 
gewöhnlichen  Straßen  durch  die  Dampfwagen  das  Natürlichste  zu 
sein.  Dann  forderten  die  Vertreter  der  Dampf  Straßenwagen  aber, 
ein  Teil  der  Straßen  solle  für  das  neue  Fahrzeug  reserviert 
werden;  die  Straßen  müßten  durchgängig  verbessert  und  gleich- 
mäßig  gemacht  werden,  ja,  man  verlangte  sogar,  daß  die  ge- 
sonderten Fahrbahnen  für  die  Dampf  automobile  durch  eine  Ein- 
fassung vom  Fußgänger-,  Reiter-  und  Wagenverkehr  getrennt  und 
mit  gleichmäßigen  aneinander  anschließenden  Quadersteinen  ge- 
pflastert würden;  auf  der  einen  Seite  dürften  die  Wagen  allein 
hin-,  auf  der  anderen  ausschließlich  herlaufen.  Da  war  es  nur  ein 
Schritt,  den  Dampfwagenverkehr  völlig  an  die  Schiene  zu  binden. 
Auf  der  Schiene  mußten  sich  die  erhofften  Vorzüge  am  reichsten 
entfalten ; hier  war  der  mechanische  Widerstand  am  geringsten ; 
hier  konnte  die  Linie  nach  den  Rücksichten  des  Schnellverkehrs 
gewählt  werden ; hier  waren  alle  Hindernisse  und  Störungen  aus- 
geschaltet; hier  war  schließlich  und  vor  allem  ein  Transport  großer 
Menschen-  und  Gütermassen  allein  möglich.  Einer  späten  Zukunft 
blieb  es  Vorbehalten,  das,  was  richtig  an  der  Grundidee  des  Auto- 
mobils war,  zu  anderem  Zweck  und  mit  tauglicheren  Mitteln  zu 
verwirklichen. 

Von  England  aus  verbreitete  sich  — wie  zum  Abschluß  dieser 
allgemeinen  Vorbemerkungen  wiederholt  werde  — der  tragfähige 
Gedanke  des  Eisenbahnwesens  auf  die  anderen  Kulturländer. 

Die  Vereinigten  Staaten  ergriffen  die  technischen  Fortschritte 
des  alten  Mutterlandes  zuerst  und  am  Tatkräftigsten.  Schon  Ende 
1829  wurde  eine  Eisenbahn  (von  Baltimore  nach  Elicotts  Mill) 
erbaut.  Ende  1831  war  England  der  Zahl  der  Kilometer  nach  von 
dem  jungen  Staat  überflügelt2).  Die  Erweiterung  des  Verkehrs- 

1 ) Siehe  v.  Baader,  Die  Unmöglichkeit,  Eisenbahnen  auf  gewöhnlichen  Straßen 
mit  Vorteil  als  allgemeines  Transportmittel  einzuführen  und  die  Ungereimtheit  aller 
Projekte,  die  Eisenbahnen  dadurch  entbehrlich  zu  machen.  Nürnberg  1835. 

-)  Vergl.  Camphausen,  Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen  (1835),  S.  89  fT. ; 
Henz  a.  a.  O.,  S.  2. 
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netzes  in  Nordamerika  betrachtete  man  in  Deutschland  mit  be- 
sonderem Anteil,  hier  sah  man  ein  Land,  das,  noch  jung  und  arm, 
einig  und  entschlossen  an  die  großen  Aufgaben  ging,  sich  eine 
Wohlstandsquelle  von  unübersehbarem  Zukunftswert  schuf,  und  man 
erinnerte  sich  mit  Wehmut  der  eigenen  Unfähigkeit.  „Nordamerika, 
der  Jüngling  unter  den  Staaten,  mutig  und  leichtsinnig,  rasch  zum 
Erzeugen,  rasch  zum  Verzehren,  zählt  bereits  seine  Eisenbahnen 
nicht  nach  Hunderten,  sondern  nach  Tausenden  von  Meilen“, 
schreibt  Camphausen  bewundernd  im  Jahre  1838.  Und  Lips  1),  der 
Pessimist,  zieht  einmal  folgende  scharf  charakterisierende  Nutz- 
anwendung: „Dort  ist  das  Volk  schon  an  sich  freier  und  beweg- 
licher, unstäter  und  veränderungssüchtiger  als  in  Europa,  wo  manche 
Nationen  eine  wahre  Austernnatur  zu  haben  scheinen  und  durch- 
aus keinen  Sinn  dafür  besitzen,  wie  es  hinter  des  Vaters  Hütte 
aussieht.  Der  Deutsche  namentlich,  hat  er  den  Ortsveränderungs- 
sinn der  Amerikaner  oder  den  Begriff  der  Engländer  vom  Werte 
der  Zeit  und  ihrer  Ersparnis  ? Hat  er  die  Eile  und  will  er  schnell 
reisen?  Wünscht  er  denn  auch  nur  rasch  von  der  Stelle  zu  kommen 
und  liebt  er  nicht  vielmehr  kraft  seines  Phlegma  das  Langsame 
und  Deutliche,  das  Bequeme  und  Gewöhnliche,  das  Häusliche  und 
die  Ruhe,  das  göttliche  festina  lente?  Tun  also  den  Deutschen 
Eisenbahnen  auch  nur  einmal  not  ? Nein,  nein,  das  arme,  zer- 
rissene, gelähmte  Deutschland  kann  keine  Eisenbahnen  bauen  und 
kann  keine  Eisenbahnen  brauchen ; dazu  gehören  ganz  andere  Ver- 
hältnisse; dazu  ein  anderer  Handel,  ein  anderer  Verkehr,  ein  anderes 
Volk,  ein  anderes  Leben,  eine  andere  Denkart,  ein  anderer  Charakter, 
ja  selbst  eine  andere  Verfassung.“ 

Bis  zum  Ende  des  Jahres  1835  folgten  mit  dem  Eisenbahn- 
bau noch  Belgien,  Frankreich  und  Deutschland.  Auf  die  belgischen, 
schon  1829  vorgeschlagenen  und  im  Jahre  1835  in  einer  ersten 
Strecke  vollendeten  Eisenbahnen  wird  ebenso  wie  auf  die  fran- 
zösischen, die  seit  1833  geplant  und  gleichfalls  1835  im  Bau  be- 
gonnen wurden,  an  anderer  Stelle  noch  einzugehen  sein. 

Im  Jahre  1835  waren  überhaupt  erst  folgende  Kilometerzahlen 
der  Bahnen  vorhanden : in  England  47 1 km  — dagegen,  wie  gleich 
hier  bemerkt  werde,  1845  392&  km;  in  Amerika  1282  km  , 
1845  aber  7454  km;  in  Frankreich  176  km;  in  Belgien  20  km; 
in  Deutschland  erst  6 km  (jedoch  ein  Jahrzehnt  später  2300  km)  2). 


!)  Siehe  a.  a.  O.,  S.  57. 

2)  Letztere  Angaben  nach  dem  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Art.. 
Eisenbahnen. 
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Besonders  für  ein  richtiges  Verständnis  des  Aufkommens 
der  Eisenbahnen  in  Deutschland  muß  man  sich  gegenwärtig 
halten , einmal  wie  groß  die  Hindernisse  waren , und  dann, 
daß  doch  zur  Aufnahme  einer  jeden  bedeutenden  Erfindung  ein 
ganz  bestimmter  Status  des  gesamten  öffentlichen  Lebens  gehört; 
überhaupt  alle  kulturellen  Errungenschaften  können  ja  nur  auf 
einem  vorbereiteten  und  geeigneten  Boden  gedeihen.  Bei  Deutsch- 
land durfte  man  aus  Gründen,  die  zum  Teil  eben  schon  aus  dem 
Munde  eines  damals  Lebenden  wiedergegeben  wurden,  insbesondere 
zweifeln,  ob  jene  allgemeine  Reife  der  Öffentlichkeit  schon  er- 
reicht sei,  auf  die  sich  die  Erfolge  der  Eisenbahnen  im  Ausland 
gründeten.  — 

Von  den  Freiheitskriegen,  also  von  1815  an  bis  zum  Anfang 
der  40  er  Jahre  war  im  ganzen  für  Deutschland,  in  erster  Linie 
aber  für  Preußen  während  des  zweiten  Teils  der  Regierung  Fried- 
rich Wilhelms  III.  eine  Zeit  der  politischen  Dürre  und  Öde.  Die 
Hoffnung  auf  ein  liberaleres,  volkstümlicheres  Regiment  schwanden 
und  wie  ein  schwerer  Druck,  Hoffnungslosigkeit  und  Ergebung 
erzeugend,  lag  es  auf  allen  Klassen.  Doktrinarismus  und  romantische 
Verschwommenheit,  Servilismus  und  Partikularismus,  Denunzianten- 
tum und  Spitzelwesen  vertraten  die  Stelle  gesunder,  lebhafter 
politischer  Impulse.  Wenn  aber  auch  in  Deutschland  ungefähr 
vom  Anfang  der  20  er  Jahre  ab  eine  allseitige  Stagnation  des 
öffentlichen  Lebens  festzustellen  war,  so  war  es  doch  nicht  so, 
als  ob  der  tiefe  Schlaf  nicht  hin  und  wieder  durch  böse  Träume 
aufgestört  worden  wäre.  Aber  sie  behinderten  wenigstens  die 
Regierungen  der  größeren  Staaten  nicht  sehr.  Sie  veranlaßten  sie 
nur,  beieinander  festeren  Anschluß  und  Halt  zu  suchen.  Bis  1830 
etwa  gingen  die  deutschen  Staaten  am  Gängelbande  Metternichs, 
von  da  ab  machte  sich  neben  dem  österreichischen  der  Einfluß  Ruß- 
lands stärker  bemerkbar. 

In  Preußen  blieb  es  bei  der  alten  patriarchalischen  Fürsorge. 
Die  allerdings  meist  vortreffliche  und  wohlmeinende  Bureaukratie 
gewann  wieder  Oberwasser.  Zwar  hatte  Friedrich  Wilhelm  am 
22.  Mai  1815  zum  Dank  und  als  Pfand  seines  Vertrauens  die  Ver- 
ordnung über  die  einzuführende  Repräsentation  des  Volkes  erlassen. 
Ein  paar  Jahre  später,  am  17.  Januar  1820,  wurde  dem  Volk  noch 
eine  gewisse  Garantie  für  die  Erfüllung  des  königlichen  Wortes 
gegeben.  Es  wurde  die  Verordnung  betr.  die  künftige  Behandlung 
des  gesamten  Staatsschuldenwesens  erlassen,  in  dessen  § I die 
Höhe  der  Schulden  auf  180091.720  Taler  festgesetzt  wurde;  der 
§ II  lautete : „Wir  erklären  diesen  Staatsschuldenetat  auf  immer 
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für  geschlossen.  Über  die  darin  angegebene  Summe  hinaus  darf 
kein  Staatsschuldschein  oder  irgend  ein  Staatsschuldendokument 
ausgestellt  werden.  — Sollte  der  Staat  künftighin  zu  seiner  Er- 
haltung oder  zur  Förderung  des  allgemeinen  Besten  in  die  Not- 
wendigkeit kommen,  zur  Aufnahme  eines  neuen  Darlehens  zu 
schreiten,  so  kann  solches  nur  mit  Zustimmung  und  unter  Mit- 
garantie der  künftigen  reichsständischen  Versammlung  geschehen.“ 
Groß  waren  die  Hoffnungen,  aber  bitter  wurden  sie  enttäuscht. 
Allmählich  zeigte  sich,  daß  man  seitens  der  Regierung  nicht  willens 
war,  Ernst  mit  der  Volksvertretung  zu  machen.  Statt  daß  das  an- 
geführte Staatsschuldengesetz  der  Regierung  zum  Worthalten  Ver- 
anlassung gegeben  hätte,  bewirkte  es  vielmehr,  daß  man  künftig 
mit  aller  Vorsicht  auch  auf  Kosten  der  Staatszwecke  vermied, 
irgendwelche  größeren  Schulden  zu  machen.  So  wurde  die  Ab- 
neigung gegen  die  Verfassung  ein  Hindernis  für  die  Erfüllung  aller 
größere  Geldmittel  erheischenden  Aufgaben,  aber  für  nichts  stellte 
sich  diese  Verkettung  später  als  hemmender  heraus,  als  für  den 
Staatsbau  der  Eisenbahnen  oder  für  deren  tatkräftige  Unterstützung 
aus  Mitteln  der  Staatskasse.  Der  einzige  Ansatz  zu  einer  Volks- 
vertretung blieben  die  im  Jahre  1823  (5.  Juni)  geschaffenen  Pro- 
vinzialstände. Diese  Stände,  die  durch  Spezialverordnungen  für  die 
einzelnen  Provinzen  einberufen  wurden,  waren  in  ihrer  Tätigkeit 
ungemein  beschränkt.  Frisches  Leben  zeigte  einzig  der  rheinische 
und  vielleicht  der  westfälische  Provinziallandtag.  Der  erstere  ver- 
trat im  Rahmen  seiner  geringen  Kompetenzen  die  rheinischen  Inter- 
essen mit  Verständnis  und  Energie. 

Ganz  anders  stand  es  in  jenen  Jahren  mit  dem  wirtschaft- 
lichen Leben  Deutschlands.  Da  fand  sich  von  Stillstand  keine 
Spur.  Im  Gegenteil,  es  war,  als  ob  hier  der  fröhliche  Tatendrang 
der  Nation  einen  Abfluß  suche.  War  man  sonst  auf  Schritt  und 
Tritt  behindert,  hier  konnte  man  sich  ziemlich  frei  entfalten  und 
hier  gab  es  Aufgaben  genug,  die  der  Erledigung  harrten.  Es  war 
zugleich  die  Zeit,  in  der  sich  in  den  Anschauungen  sowohl,  als 
technisch  und  organisatorisch  große  Umwälzungen  vollzogen.  Viel- 
leicht mußte  auch  das  arme  Land  erst  die  Kräfte  sammeln,  mit 
denen  es  seinen  politischen  Zielen  entgegenstreben  konnte ; mußte 
es  seine  Glieder  ausrecken,  sich  bereichern,  seine  besten  Männer 
für  die  Wirklichkeit  erziehen  und  stählen,  ehe  es  an  die  Schaffung 
seiner  inneren  Einheit  und  seiner  Machtstellung  nach  außen  schreiten 
konnte.  In  dem  viel  angeführten  Worte  Goethes  steckt  doch  wohl 
ein  tiefer  Sinn,  wenn  er  zuerst  die  Entwicklung  und  Vereinheit- 
lichung aller  wirtschaftlichen  Gebiete,  des  Münz-,  Maß-  und  Ge- 
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wichtswesens,  der  Handelspolitik  und  des  Verkehrswesens  forderte: 
„Mir  ist  nicht  bange,  daß  Deutschland  nicht  eins  werde;  unsere 
guten  Chausseen  und  künftigen  Eisenbahnen  werden  schon  das 
Ihrige  tun  . . . 

Eine  solche  Vorbereitungszeit  bedeuten  die  20  er,  30  er  und 
auch  wohl  die  40  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  für  Deutschland 
in  der  Tat.  Wirtschaftlich  regten  sich  überall  die  Kräfte.  Die 
Entstehung  des  Zollvereins,  der  Zusammenschluß  der  meisten 
deutschen  Staaten  zu  einem  handelspolitischen  Ganzen,  ist  da- 
von eine  der  wichtigsten  Folgen  und  Ursachen  zugleich.  Der 
stärker  flutende  Verkehr  und  die  wachsende  wirtschaftliche  Ein- 
sicht schoben  die  38  Zoll-  und  Mautlinien  zurück,  die  nach  Lists 
berühmten  Wort  von  1819  „in  Deutschland  den  Verkehr  lähmen 
und  ungefähr  dieselbe  Wirkung  hervorbringen,  wie  wenn  jedes 
Glied  des  menschlichen  Körpers  unterbunden  wird,  damit  das  Blut 
ja  nicht  in  ein  anderes  überflöße.“  Man  würde  sogar  nicht  fehl- 
gehen, wenn  man  den  Beginn  der  deutschen  Volkswirtschaft, 
wenigstens  ihr  Allgemeinwerden  und  Aufblühen,  etwa  in  die  Mitte 
der  30  er  Jahre  verlegte.  Auf  der  einen  Seite  sehen  wir  da  die 
Neuumgrenzung  des  Gebiets  durch  den  Zollverein  in  seiner  kaum 
zu  überschätzenden  allseitigen  Bedeutung,  auf  der  anderen  überall 
eine  vielverheißende,  knospende  und  sprießende  Wirtschaftsent- 
faltung.  Da  entstehen  in  Süddeutschland  ganze  Fabrikgegenden, 
allenthalben  eifert  die  lange  rückständige  Industrie  dem  Vorbilde 
Englands  und  Frankreichs  nach.  Tüchtige,  zum  Teil  hervorragende 
Männer  benutzen  die  Konjunktur  zu  verheißungsvollen  Gründungen 
aller  Art.  Und  schließlich  fällt  eben  auch  in  die  Mitte  der  30  er 
Jahre  — neben  dem  Aufschwung  anderer  Verkehrsmittel  - — der 
Beginn  des  deutschen  Eisenbahnbaues,  der  sozusagen  ein  neues 
Adersystem  schuf,  in  dem  das  Blut  schneller  und  stärker  kreisen, 
das  wirtschaftliche  Leben  voller  pulsieren  sollte,  so  dass  das  ganze 
deutsche  Land  ein  einheitlicheres,  lebendigeres,  gesunderes  Aus- 
sehen gewann. 

Übrigens  verkannte  man,  wie  bemerkt  wurde,  auch  in  den 
20  er  und  30  er  Jahren  schon  die  Bedeutung  des  Verkehrswesens 
im  allgemeinen  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  durchaus  nicht. 
Manches  hatte  in  dieser  Richtung  besonders  der  preußische  Staat 
geleistet.  Zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  mußte  man  sich  mit 
Wasser-  und  Landstraßen  begnügen,  die  trotz  vieler  Arbeiten  früherer 
Zeiten  im  ganzen  recht  primitiv  waren;  seitdem  war  planmäßig 
weiter  gewirkt  worden.  Am  meisten  war  das  in  Preußen  bei  den 
Landstraßen  der  Fall,  und  hier  hatte  sich  der  Wirkl.  Geheime  Rat 
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Rother  anerkannte  Verdienste  erworben.  Besaß  deren  Preußen 
1816  erst  5227=3  Meilen,  so  waren  es  1831  schon  114772  Meilen 
und  diese  Zahl  verdoppelte  sich  bis  zur  Mitte  der  40  Jahre  noch- 
mals. Von  1820 — 1834  allein  wurden  für  die  Straßenbauten 
12000000  Taler  auf  gewandt 1).  Nach  Camphausen-")  gnb  es 
in  dem  (für  die  Geschichte  der  Rheinischen  Eisenbahn  wichtigen) 
Jahre  1831  in  Preußen  ungefähr  1400  Meilen  Chausseen,  deren 
Anlagekosten  er  auf  30000  Taler  pro  Meile,  also  zusammen  auf 
42  000  000  Taler  schätzt.  Die  außerdem  nötigen  Unterhaltungs- 
kosten wurden  durch  die  Wegegelder  kaum  zur  Hälfte  gedeckt. 

War  die  Technik  der  Befahrung  zu  Wasser  und  zu  Lande 
seit  Jahrhunderten  im  wesentlichen  stabil  geblieben,  so  hatte  man, 
auch  hier  wieder  zumal  bei  den  Landstraßen,  durch  eine  verbesserte 
Organisation  manchen  Fortschritt  zu  erzielen  gewußt.  So  waren 
z.  B.  in  Köln3)  mehrere  angesehene  Handelshäuser  mit  einem 
Güterbestätter  in  ein  Einvernehmen  getreten,  nach  dem  dieser  täg- 
lich oder  an  bestimmten  Tagen  der  Woche  nach  allen  Richtungen 
Frachtwagen  absenden  mußte,  die  täglich  6 — 8 Meilen  zurücklegen 
sollten.  Der  Preis  für  diese  Versendungen  sollte  höchstens  1 Sgr. 
1 Pfg.  für  den  Zentner  und  die  Meile  betragen.  Beim  Güter- 
transport wurden  D/2  Meilen  in  der  Stunde  auf  Chausseen,  ehm 
Meile  auf  Kanälen  als  Höchstmaß  betrachtet.  Dem  Personenverkehr 
kamen  besonders  die  staatlich  eingeführten  Schnellposten  nach 
englischem  Muster  zugute  — vor  allem  ein  Resultat  der  Be- 
mühungen des  Generalpostmeisters  v.  Nagler.  Bedeuteten  früher  etwa 
40  km  eine  Tagereise,  so  konnte  man  jetzt  in  einem  Tage  etwa 
75  km  zurücklegen.  Was  die  Preise  angeht,  so  waren  diese, 
wenigstens  zwischen  den  belebteren  Handelsplätzen,  recht  herab- 
gedrückt, sie  wurden  immer  mehr  ermäßigt.  Nach  von  der  Leyen 
betrug  der  Transportpreis  für  Güter  im  Westen  der  Monarchie 
durchschnittlich  8 Pfg.,  im  Osten  etwas  mehr,  1 Sgr.  für  den 
Zentner  und  die  Meile ; Camphausen  veranschlagt  als  Durch- 
schnittssatz bei  kurzen  Strecken  1 — 2 Sgr.,  bei  guten  Chausseen 
und  langer  Fahrt  im  Minimum  9 Pfg. ; für  die  Personenbeförderung 
mittels  der  Schnellpost  gibt  er  den  Satz  von  10  Sgr.  (andere  An- 
gaben nennen  8 — 9 Sgr.)  pro  Meile  an. 


1)  Siehe  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  3.  Abt.,  3.  Bd.,  Berlin  i9°7>  S.  432i 
daselbst  eine  plastische  Darstellung  des  damaligen  Wirtschaftsstatus. 

2)  Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen  1835,  S.  7. 

3)  Nach  v.  d.  Leyen,  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1880,  Heft  5"  Die  Entstehung 
der  Magdeburg-Leipziger  Eisenbahn. 
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Nach  dem  Gesagten  wird  die  Stellung,  die  man  den  neuen 
Verkehrsmitteln  gegenüber  überhaupt  und  gegenüber  den  Eisen- 
bahnen im  besonderen  einnahm,  begreiflich  erscheinen.  An  Inter- 
esse und  an  Vorschlägen  aller  Art  fehlte  es  nicht,  um  so  mehr 
aber  in  der  ersten  Zeit  etwa  bis  1835  an  kräftigem  Handeln.  Die 
unpraktische  Veranlagung  des  Volkes  der  Dichter  und  Denker  schien 
sich  wieder  einmal  zu  zeigen.  1833  noch  klagt  ein  Beobachter1): 
„Sonderbar!  Während  kein  Land  das  Wissen  selbst  so  treu  und 
sorgfältig  pflegte  als  Deutschland,  machte  dennoch  keines  davon 
weniger  Anwendung  aufs  Leben  als  dieses.  Unselige  Verkehrt- 
heit der  Dinge : Die  da  etwa  wußten,  gebrauchten  dieses  Wissen 
nicht ; und  die,  welche  es  gebrauchten  und  bedurften,  wußten  es 
nicht.“  Und  Camphausen2)  muß  noch  1835  feststellen:  „Es 
ließe  sich  schon  eine  hübsche  Bibliothek  aus  deutschen  Büchlein 
über  Dampfwagen,  Eisenbahnen  und  Kanälen  Zusammentragen,  allein 
Dampfwagen  haben  wir  nicht,  und  Eisenbahnen  haben  wir  nicht 
und  Kanäle  haben  wir  auch  nicht.“ 

Ein  kurzer  orientierender  Blick  auf  die  Aufnahme  der  Eisen- 
bahnen gerade  in  Deutschland  muß  sich  zum  Verständnis  des 
folgenden  hier  anschließen.  Natürlich  erwarteten  die  Anhänger  des 
Eisenbahngedankens  durch  die  erhofften  Fortschritte  im  Transport- 
wesen Deutschland  wirtschaftlich,  sozial,  politisch  und  kulturell 
zu  heben.  Sie  malten  die  Wirkungen  in  der  Weise  aus,  wie  das 
heute  etwa  ein  geistreicher  Feuilletonist  bezüglich  der  Luftschiff- 
fahrt tun  würde.  Solche  Zukunftsgemälde  ließen  sich  in  beliebiger 
Anzahl  vorführen;  statt  vieler  soll  nur  ein  Ausschnitt  aus  einem 
weniger  bekannten,  allerdings  besonders  lebhaft  geschmückten,  zur 
Kennzeichnung  der  Hoffnungen  geboten  werden.  „Welch’  ein  un- 
endlicher und  unberechenbarer  Gewinn  für  den  Verkehr  der  Länder,“ 
heißt  es  bei  einem  Schriftsteller3),  „wenn  allgemein  ihre  Produkte 
mit  so  geringen  Kosten  und  in  so  kurzer  Zeit  verführt  und  zugleich 
die  Verbindungen  der  Menschen  untereinander  so  außerordentlich 
beschleunigt  werden  könnten?  Welche  Zeit-  und  Kostenersparnis, 
welche  Geschäfte  und  Gewinne!  — es  ist  klar,  daß  durch  die  An- 
wendung und  den  Gebrauch  der  Dampfwagen  und  Eisenbahnen  für 
Industrie  und  Handel,  für  Wissenschaft  und  Kunst,  für  Welt-  und 
Menschenkenntnis,  ja  für  das  ganze  Leben  und  die  gesamte  Kultur 
eine  neue  Ära  beginnt  und  daß  dadurch  fast  in  allen  Beziehungen 


*)  Lips,  a.  a.  O.,  S.  2. 

2)  Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen,  1835,  S.  6. 

3)  Lips,  a.  a.  O.,  S.  4 ff . 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I. 
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des  Daseins  eine  totale  Revolution  herbeigeführt  werden  muß.  Es 
wird  durch  dieses  neue  Kommunikationsmittel  gleichsam  alle  Ent- 
fernung der  Orte  von  einander  aufgehoben,  fast  jeder  Zwischen- 
raum, welcher  Menschen  und  Länder  bisher  trennte,  verschwinden 
— es  gibt  keine  Entfernungen  mehr  — Erdteile  und  Völker  rücken 
zusammen;  die  ganze  Menschheit  wird  sich  näher  gebracht!  . . . 
Reisen,  die  bisher  einen  so  großen  Entschluß  erforderten,  werden 
nun  kaum  mehr  einer  Vorbereitung  bedürfen  und  man  wird  schon 
wieder  in  seine  häusliche  Bequemlichkeit  zurückgekehrt  sein,  ehe 
man  noch  eine  Veranlassung  gehabt  hat,  deren  Entbehrung  zu 
fühlen.  . . . Welche  Aussichten  nicht  bloß  für  den  materiellen, 
sondern  auch  den  geistigen  Verkehr,  für  Kunst  und  Wissenschaft 
und  deren  Jünger!  . . . Nun  kann,  was  bisher  nur  den  Schoßkindern 
der  Musen  vergönnt  war,  jeder,  den  sein  Genius  treibt,  die  ewige 
Roma  schauen,  Latiens  Campagna  durchwandern,  unter  Athens 
Ruinen  trauern,  Thessaliens  Tempe  betreten,  an  den  Gestaden  des 
Jordans  wandeln,  das  heilige  Grab  besuchen,  Palmyras  Ruinen 
messen,  Ägyptens  Pyramiden  anstaunen,  seine  Hieroglyphen  ent- 
ziffern und  so  in  den  Hochgefühlen  aller  zivilisierten  Menschen 

schwelgen In  unseren  Staaten  ist  endlich  nichts  dringender 

geworden,  als  die  unteren  Stände,  die  ärmeren  Volksklassen,  die 
sogenannten  Proletarier  . . . aus  dem  prekären  Zustand,  in  welchen 

sie  der  Zufall  und  das  Erbrecht  geworfen,  herauszureißen 

Eines  der  Mittel,  diese  materiellen  Ansprüche  der  Massen  zu  be- 
friedigen und  die  Menschheit  wieder  zu  der  so  höchst  erwünschten 
Ruhe  und  ihrem  Frieden  zu  bringen,  bietet  . . . die  Einführung  der 
Dampfwagen  dar.“ 

Auf  der  anderen  Seite  die  mehrfach  erwähnten  Bedenklich- 
keiten und  Befürchtungen.  Zunächst  zweifelte  man  in  Deutschland 
an  der  technischen  Durchführbarkeit,  dann  nach  manchen  aus- 
ländischen Erfahrungen  an  der  Rentabilität  solcher  kostspieliger 
Anlagen;  des  weiteren  schien  fraglich,  ob  man  in  einem  weniger 
wohlhabenden  Lande  wie  Deutschland  die  nötigen  Kapitalien  finden 
werde.  Für  den  geringen  Verkehr  sei  die  Eisenbahn  gar  nicht  mal 
erforderlich,  und  eigentlich  sei  überhaupt  solche  übertriebene  Ver- 
kehrsentwicklung nicht  zu  begünstigen ; so  gab  es  Ästheten,  die 
in  dem  schnellen  und  regelmäßigen  Transport  keinen  Vorzug  sahen, 
die  den  langsam  seine  Straße  schwankenden  Lastwagen  nicht  missen 
wollten  und  denen  es  schmerzlich  war,  den  Schwager  Postillon  und 
die  Postkutsche  mit  ihrer  Romantik  und  der  Fülle  der  Erlebnisse, 
die  sie  gab,  verabschieden  zu  müssen.  Dahin  ging  auch  die  Meinung 
mancher  staatlicher  Organe.  Man  denke  an  das  bekannte  Wort 
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Naglers,  als  man  ihm  das  Projekt  der  Berlin-Potsdamer  Bahn 
vorlegte : „Dummes  Zeug ! Ich  lasse  täglich  diverse  sechssitzige 
Posten  nach  Potsdam  gehen  und  es  sitzt  niemand  drinnen,  nun  wollen 
die  Leute  gar  eine  Eisenbahn  dahin  bauen.  Wenn  sie  ihr  Geld  absolut 
los  werden  wollen,  so  werfen  sie  es  lieber  doch  gleich  zum  Fenster 
hinaus,  ehe  sie  es  zu  solchen  unsinnigen  Unternehmungen  hergeben.“ 
Oder  es  sei  an  Friedrich  Wilhelm  III.  als  einen  Vertreter  der  zweiten 
Auffassung  erinnert,  der  da  einmal  sagte : „Alles  soll  Karriere  gehen, 
die  Ruhe  und  Gemütlichkeit  leidet  aber  darunter.  Kann  mir  keine 
große  Seligkeit  davon  versprechen,  ein  paar  Stunden  früher  in 
Berlin  und  Potsdam  zu  sein.  Zeit  wird’s  lehren.“ 

Es  ist  einleuchtend,  daß  man  demnach  auch  bei  einem  so 
wichtigen  Problem  der  Eisenbahnpolitik  der  damaligen  und  langer 
späterer  Zeiten,  wie  es  die  Frage:  Staatsbahn  oder  Privatbahn  ist, 
ebenso  zwiespältiger  Meinung  war.  Selbstredend  wollten  zunächst 
alle  die  von  irgend  einer  Aufmunterung  und  Unterstützung  des  auf- 
kommenden  Beförderungsmittels  durch  die  Behörden  nichts  wissen, 
die  aus  eben  genannten  Gründen  überhaupt  gegen  Eisenbahnen 
waren  oder  doch  ihre  ganz  allmähliche,  wie  man  sagte,  organische 
Entwicklung  durch  die  Privatinteressenten  im  Spiel  der  freien  Kon- 
kurrenz befürworteten.  Gegner  jeder  oder  wenigstens  einer  weit- 
gehenden Staatsteilnahme  waren  speziell  in  Preußen  in  erster  Linie 
wieder  eine  Reihe  der  einflußreichsten  Angehörigen  der  Regierung. 
Daß  dem  König  selbst  die  Eisenbahnen  unsympathisch  waren,  wurde 
erwähnt.  Neben  ihm  nahmen  in  den  30  er  Jahren  vornehmlich  der 
Direktor  des  Departements  für  Handel,  Fabrikation  und  Bauwesen 
Rother  und  der  Generalpostmeister  von  Nagler,  beides  sehr 
verdiente  Männer,  einen  kühl  abwartenden,  wenn  auch  nicht  gerade 
ablehnenden  Standpunkt  diesem  Fortschritt  des  Verkehrs  gegenüber 
ein.  Andererseits  galt  der  Kronprinz  als  ein  begeisterter  Freund  des 
Eisenbahnbaues,  und  auch  der  Finanzminister  v.  Motz  wie  seine 
Nachfolger  Maassen  und  Graf  Alvensleben  und  der  Minister 
des  Innern  v.  Schuckmann  ließen,  wie  übrigens  auch  zahlreiche 
der  ihnen  untergeordneten  höheren  Verwaltungsbeamten,  allen  Pro- 
jekten wirksame  Förderung  angedeihen.  Allerdings  wurden  bei  den 
Gegnern  jedes  staatlichen  Eingreifens  zumeist  doch  Anlässe  vorüber- 
gehender Art  ausschlaggebend.  Man  fürchtete  für  die  mit  so 
erheblichen  Aufwendungen  verbesserten  und  vermehrten  Chausseen, 
die,  wie  man  annahm,  im  Zeitalter  der  Eisenbahnen  brach  liegen 
würden,  wie  auch  für  die  trefflich  organisierte  Post,  sodann  fragte 
man  sich,  woher  der  Staat  nach  seinen  bisherigen  großen  Opfern 
für  das  Verkehrswesen  die  Mittel  zu  eigener  Mitwirkung  nehmen 
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sollte;  das  letztere  war  für  viele  wegen  der  mitgeteilten  prekären 
Kombination  des  Anleihewesens  mit  der  Politik  ein  ganz  besonders 
heikler  Punkt. 

Was  dagegen  die  privaten  Eisenbahninteressenten  betrifft,  so 
ist  im  ganzen  zu  behaupten,  daß  sie  größtenteils  in  Deutschland 
überhaupt,  vor  allem  aber  in  Preußen  nicht  bloß  Mitwirkung  des 
Staates,  sondern  direkten  Staatsbau  wünschten  und  beantragten. 
Bei  List , Harkort , Camphausen , Hansemann  und  ziemlich 
allen  anderen  bedeutenden  Initiatoren  läßt  sich  das  feststellen. 
Um  nur  als  typisch  auf  Hansemanns  Anschauung  zu  verweisen, 
so  hat  er  in  seinen  älteren  Schriften  den  Staatsbahngedanken  stets 
mit  dem  größten  Nachdruck  betont.  In  seiner  Untersuchung  „Die 
Eisenbahn  und  deren  Aktionäre  in  ihrem  Verhältnis  zum  Staat“  x) 
schließt  er  in  dem  dieser  Frage  gewidmeten  Kapitel  jeden  einzelnen 
Paragraphen  mit  einer  entsprechenden  Apostrophe  an  den  Staat; 
immer  ist  sein  Kehrreim,  sein  ceterum  censeo,  nachdem  er  alle 
die  bekannten  Gründe  vorgetragen,  die  man  auch  später  für  eine 
Verstaatlichung  ins  Feld  geführt  hat:  „Es  baue  daher  der  Staat 
die  Eisenbahnen“,  „Daher  baue  der  Staat  die  Eisenbahnen“,  „Möge 
er  es  daher  tun“,  „Er  unterlasse  es  daher  nicht“,  „Das  sicherste, 
einfachste  Mittel  ist  gegeben,  es  baue  der  Staat  die  Eisenbahnen“  usw. 
Und  ein  paar  Jahre  später  erklärte  er  in  Siegeszuversicht* 2):  „Es 
kann  nach  meiner  Überzeugung  kein  Zweifel  darüber  sein,  daß  in 
Preußen  der  Staat  Eisenbahnen  und  zwar  lange  Strecken  baue  oder 
zum  mindesten  ihre  Herstellung  durch  eine  besondere  Unterstützung 
hervorrufe  und  befördere.“  Erst  als  der  Staat  keine  Miene  machte, 
solchen  Aufforderungen  zu  entsprechen,  entschloß  sich  langsam  und 
zögernd  das  Privatkapital,  selbst  die  Sache  anzugreifen. 

Dann  allerdings  kam  mit  den  wachsenden  Erfolgen  auch  die 
wachsende  Anteilnahme  der  privaten  Kapitalisten,  und  nun  rang 
sich  allmählich  die  Überzeugung  durch,  daß  der  Staat  zum  Vorteil 
seine  Hände  aus  dem  Spiel  gelassen  und  daß  der  private  Unter- 
nehmungsgeist hier  weit  zweckmäßiger  und  ersprießlicher  wirke  3). 

ß Leipzig  und  Halle  1837,  S.  41  ff. 

2)  Kritik  des  preußischen  Eisenbahngesetzes  vom  3.  Nov.  1838,  Aachen  und 
Leipzig  1841,  S.  24. 

3)  Hansemann  selbst  hat  diese  Metamorphose  durchgemacht.  Seine  Befürwor- 
tung des  Staatsbahnsystems  wurde,  nachdem  er  selbst  immer  mehr  in  die  Rheinische 
Eisenbahn  hineinwuchs,  immer  kühler  und  in  seiner  Schrift:  „Über  die  Ausführung  des 
preussischen  Eisenbahnsystems",  Berlin  1843,  kommt  er  schon  zu  dem  gegenteiligen 
Resultat.  Er  sagt  da  (S.  1)  allerdings  noch  etwas  verklausuliert:  „Bevor  dieser  Ent- 
schluss“ (der  Subventionierung  der  Privatbahnen)  feststand,  ist  vielseitig  über  die  Frage 
verhandelt  worden,  ob  es  nicht  besser  sei,  wenn  der  Staat  die  als  notwendig  erkannten, 
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Wenn  aber  auch  praktisch  und  theoretisch  das  reine  Privatsystem 
oder  zum  höchsten  ein  gemischtes  System  den  Vorrang  in  ganz 
Deutschland  erhielt,  so  wußten  sich  doch  die  Staatsregierungen, 
besonders  wieder  die  starke  Regierung  Preußens,  einen  großen  Ein- 
fluß zu  sichern.  Man  übersah  nicht,  daß  überwiegende  wirtschaft- 
liche, politische  und  militärische  Gründe  eine  solche  Mitwirkung 
des  Staates  unerläßlich  machten.  Selbst  der  eigentliche  Staatsbahn- 
gedanke — wie  ebenfalls  im  voraus  bemerkt  werden  mag  — ging 
nie  ganz  verloren.  Auch  bei  den  Plänen  der  leitenden  Staatsmänner 
blieb  er  stets  als  letzte  Möglichkeit  im  Hintergrund.  — 

Vorerst  freilich  mußten  die  Freunde  der  Eisenbahnen  sehen, 
wie  sie  selbst  fertig  wurden. 

Wie  sich  denn  nun  doch  dank  dem  Eintreten  ausgezeichneter 
Männer  die  Eisenbahnen  über  Deutschland  verbreiteten,  ist  als  all- 
gemein bekannt  vorauszusetzen.  Einige  wenige  Angaben  aber  sind 
im  Hinblick  auf  das  Folgende  erforderlich1). 

Zwar  wurden  hier  und  da  in  Deutschland  schon  recht  früh- 
zeitig Eisenbahnen  für  bestimmte  besonders  geeignete  Örtlichkeiten 
anempfohlen,  und  es  wurden  auch  schon  zeitweilig  Experimente 
in  die  Praxis  übertragen.  Aber  die  planvolle  Vertretung  des  Eisen- 
bahngedankens für  große  Gebiete,  zu  einer  Zeit,  wo  die  Technik 
ihren  Aufgaben  schon  gewachsen  war,  wird  immer  das  Verdienst 
zweier  Männer  bleiben,  nämlich  Fritz  Harkorts  und  Fried- 
rich Lists,  von  denen  der  eine  am  frühesten,  der  andere  aber 
doch  wohl  noch  tatkräftiger,  systematischer  und  großzügiger  die 
Blicke  ihrer  Landsleute  auf  die  wichtigste  Zukunftsaufgabe  gelenkt 
hat.  Wie  zuerst  Harkort  in  einem  flammenden  Aufruf  im  März 
des  Jahres  1825  zum  Eisenbahnbau  als  einer  nationalen  Pflicht  auf- 
forderte und  sich  für  die  lokal  begrenzten  Pläne  seiner  engeren 
Heimat  einsetzte 2),  wie  später  List,  nachdem  er  sich  schon  in 
Amerika  mit  dem  Eisenbahnbau  beschäftigt,  in  Deutschland  durch 

so  umfassenden  Eisenbahnlinien  direkt  ausführe.  Was  auch  für  diese  Ansicht  angeführt 
werden  mag,  so  ist  doch  meine  Überzeugung,  daß.  alle  obwaltenden  Umstände  und  Ver- 
hältnisse sowie  die  mit  dem  Bau  für  Staatsrechnung  verbundenen  Nachteile  und  Vorteile 
berücksichtigt,  das  Gouvernement  wohl  daran  getan  hat,  der  Ausführung  des  Eisenbahn- 
systems durch  Privatindustrie  den  Vorzug  zu  geben."  Daß  sich  Hansemann  schließlich 
1848  wieder  zu  seinem  alten  Standpunkt  bekehrt,  ist  bekannt. 

t)  Vergl.  hierzu  besonders  Fleck,  Die  ersten  Eisenbahnen  von  Berlin  nach  dem 
Westen  der  Monarchie  (Archiv  für  Eisenbahnwesen  1895)  und  Derselbe,  Studien  zur  Ge- 
schichte des  preußischen  Eisenbahnwesens  (A.  f.  E.  seit  Januar  1896).  — Für  die  ältere 
Zeit  bietet  die  Schrift  von  M.  Baumgarten,  Notice  sur  l’etat  des  chemins  de  fer  Allemands 
en  1844,  Paris  1844,  eine  brauchbare  Zusammenstellung  mit  vielen  Karten  und  Abbildungen. 

2)  Berger,  Der  alte  Harkort,  S.  222  ff.,  hat  diese  in  eine  richtigere  Beleuchtung  gerückt. 
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Schrift  und  Tat  seine  gewaltige  Propaganda  begann,  wie  er  durch 
seine  Korrespondenz  mit  dem  Oberbergrat  von  Baader  seit  1827, 
durch  sein  berühmtes  Schriftchen : „Über  ein  sächsisches  Eisenbahn- 
system als  Grundlage  eines  allgemeinen  deutschen  Eisenbahn- 
systems, insbesondere  über  die  Anlage  einer  Eisenbahn  von  Leipzig 
nach  Dresden“,  das  1833  erschien,  wie  er  durch  seinen  nie  rastenden 
Eifer  und  durch  seine  zahlreichen  praktischen  Einzelvorschläge  in 
Bayern,  Sachsen,  Preußen  und  anderswo  sozusagen  das  Gewissen 
seines  Vaterlandes  wurde,  das  alles  sind  genügend  bekannte  histo- 
rische Tatsachen. 

Nachdem  auf  eine  Verbindung  Nürnbergs  mit  Fürth  schon 
1814,  dann  1826  und  wieder  1833  aufmerksam  gemacht  worden 
war,  konnte  die  älteste  deutsche  Eisenbahn  im  Dezember  1835  dem 
Verkehr  übergeben  werden.  Noch  mehr  als  Nacheiferung  weckendes 
Muster  wirkte  aber  vielleicht  die  erste  größere  Eisenbahnlinie,  die 
Linie  von  Leipzig  nach  Dresden.  Es  war  List  gelungen,  eine  Reihe 
von  angesehenen  Männern,  unter  ihnen  als  eifrigsten  Gustav  Har- 
kort für  dieses  „Nationalunternehmen“  zu  gewinnen;  nachdem  hier 
am  17.  März  1834  ein  Komitee  von  12  Personen  zur  weiteren  Er- 
wägung der  für  Vorbereitung  des  projektierten  Eisenbahnunter- 
nehmens notwendigen  Schritte  gebildet  und  im  Mai  1835  das  Aktien- 
kapital im  Betrag  von  1 500000  Taler  zusammengebracht  worden 
war,  wurde  1836  mit  dem  Bau  begonnen,  1837  die  Linie  zum 
Teil  und  im  April  1839  ganz  fertiggestellt. 

Was  aber  Preußen  anbelangt,  dessen  Verhältnisse  hier  zumal 
interessieren,  so  ist  bekanntlich  die  zuerst  eröffnete  Bahn  die  Berlin- 
Potsdamer  Eisenbahn  gewesen.  Schon  seit  1833  waren  in  Berlin 
verschiedene  Pläne  aufgetaucht  und  auch  bereits  Anträge  bei  der 
Regierung  gestellt  worden,  so  von  List  und  von  dem  Justizkommissar 
Roberts  für  ein  größeres  Bahnnetz  von  Berlin  über  Potsdam  nach 
Magdeburg  und  nach  Leipzig  und  Hamburg.  Zustande  kam  zunächst 
aber  nur  die  kurze  Strecke  Berlin-Potsdam,  für  die  nach  manchen 
Kämpfen  eine  Berliner  Gesellschaft  die  Konzession  erhielt.  Dann 
wurde  der  Bau  ziemlich  rasch  ausgeführt.  Am  2.  September  1838 
wurde  die  Linie  Berlin-Zehlendorf  und  damit  überhaupt  die  erste  in 
Preußen  eröffnet.  Schon  am  30.  Oktober  wurde  der  Betrieb  auf 
der  ganzen  Strecke  eröffnet. 

Ebenso  bemerkenswert  und  für  die  Entwicklung  des  preußi- 
schen Eisenbahnnetzes  wichtiger  ist  die  Entstehungsgeschichte  einer 
anderen  Bahn,  der  Magdeburg-Leipziger  1). 

1)  Vergl.  V.  d.  Leyen,  Die  Entstehung  der  Magdeburg-Leipziger  Eisenbahn  (Archiv 
für  Eisenbahnwesen  1880). 
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Ein  starker  Antrieb  zu  ihrem  Bau  war  gegeben,  als  die 
Anlage  einer  Eisenbahn  von  Dresden  nach  Leipzig  gesichert 
wurde.  Eine  andere  Veranlassung  ist  in  den  gleichzeitig  auf- 
tauchenden Plänen  zu  sehen,  von  Hamburg  nach  Magdeburg, 
Berlin  und  Leipzig  Eisenbahnen  zu  bauen  und  in  dem  Wunsch 
der  Magdeburger , sich  den  Anschluß  an  diese  bedeutsamen 
Verbindungen  zu  sichern.  Die  Bahn  gewann  sogleich  ausge- 
zeichnete Aussichten,  weil  sich  der  hochangesehene  Magdeburger 
Oberbürgermeister  Francke  die  Angelegenheit  zu  eigen  machte. 
Ihm  gelang  es,  als  durch  Lists  Konzessionsgesuche  auch  den  Magde- 
burgern ihre  Strecke  gewissermaßen  entwunden  zu  werden  drohte, 
bei  der  Regierung  die  gesonderte  Behandlung  der  Magdeburg-Leip- 
ziger Bahn  durchzusetzen.  Die  Konzession  erlangte  die  Eisenbahn 
durch  Kabinetsordre  vom  13.  November  1837.  Ganz  eröffnet  werden 
konnte  sie  erst  am  18.  August  1840;  denn  auch  hier  hatte  es  an 
manchen  Schwierigkeiten  nicht  gefehlt. 

Die  eben  genannten  Hamburger  Pläne,  die  im  LIerbst  1834  auf- 
tauchten, verdanken  ihren  Ursprung  wohl  hauptsächlich  der  Furcht 
vor  der  anscheinend  nahe  bevorstehenden  Konkurrenz  Belgiens  ver- 
mittels der  Köln-Antwerpener  Eisenbahn1).  Der  Weg  der  Eisen- 
bahn sollte  von  Hamburg  oder  Harburg  nach  Hannover,  Braun- 
schweig und  Leipzig,  oder  von  Hamburg  auf  dem  rechten  Ufer  der 
Elbe  nach  Berlin  und  Magdeburg  und  unter  Umständen  Braun- 
schweig führen.  Später  beschränkten  sich  die  Berliner  Antragsteller 
auf  die  Strecke  von  Berlin  bis  Wittenberge,  während  bis  dorthin 
die  Bahn  von  Hamburg  aus  gebaut  werden  sollte.  Doch  hatte  die 
preußische  Regierung  gegen  alle  Vorschläge  ein  Wenn  und  Aber. 
Deshalb  kam  vorerst  nur  die  Linie  von  Hamburg  nach  Bergedorf 
zustande,  die  erst  1840  konzessioniert,  1842  völlig  dem  Verkehr 
übergeben  wurde.  t 

l)  Der  Vorsitzende  des  Hamburgisch-  Altonaischen  Eisenbahnkomitees  Dr.  Math. 
Feuerheerd  schrieb  darüber  an  den  Ältesten  der  Magdeburger  Kaufmannschaft  am 
xx.  Mai  1835  (siehe  v.  d.  Leyen,  a.  a.  O.,  S.  231  ff.):  „Diese  Furcht  erscheint  gewiß 
als  begründet,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  Antwerpen  bei  seinem  der  Schiffahrt  weniger 
ungünstigem  Klima  und  bei  seinen  jetzt  veränderten  Zollgesetzen  dem  Innern  Deutsch- 
lands die  Vorteile  einer  schnellen  und  billigen  Kommunikation  wird  bieten  können,  und 
daß  daher  manche  Teile  Deutschlands,  die  bisher  ausschließlich  von  ihren  vaterländischen 
Nordseehäfen  mit  ihren  Bedürfnissen  versorgt  wurden,  künftig  vorzugsweise  dieselben 
aus  den  belgischen  Häfen  zu  beziehen  geneigt  sein  werden.  Daß  dadurch  nicht  allein 
die  Nordseehäfen  Deutschlands,  sondern  auch  die  den  Handel  derselben  nach  dem  süd- 
lichen Deutschland  vermittelnden  Handels-  und  Speditionsplätze  leiden  müssen,  liegt  am 
Tage."  In  der  Tat  war  der  Wunsch,  einen  eigenen  Nordseehafen  zu  erwerben  ein 
wichtiges  Motiv  zum  Bau  der  Rhein-Scheldebahn  (darüber  vergl.  das  2.  Kapitel). 
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In  diese  Kette  von  Verkehrsplänen  hinein  gehörten  auch  die 
für  eine  mehr  nach  Westen  gehende  Eisenbahn,  nämlich  die  von 
Magdeburg  nach  Braunschweig,  für  welche  zuerst  1835  und  zwar 
von  Francke  gewirkt  wurde.  Man  sah  sie  als  Verbindungsglied 
zwischen  den  östlichen  und  den  westlichen  Provinzen  Preußens,  wie 
auch  zwischen  den  Nordseehäfen  und  Sachsen  an.  Hier  traten  jedoch 
bald  Verwicklungen  ein.  Von  Preußen  aus  wünschte  man  einen 
Anschluß  des  Ostens  an  die  Bahn  von  Minden  nach  Köln  (Rhein- 
Weserbahn),  aber  man  bevorzugte  namentlich  aus  handelspolitischen 
Gründen  seit  1837  eine  Linie  südlich  um  den  Harz,  die  in  Halle  von 
der  Magdeburg-Leipziger  Bahn  abgehen  und  über  Nordhausen- 
Witzenhausen-Kassel  nach  Lipstadt  zur  Rhein- Weserbahn  gehen 
sollte.  Längere  Zeit  bestand  in  den  maßgebenden  Kreisen  wegen  der 
beiden  Konkurrenzstrecken  der  Streit  der  Meinungen.  Trotz  der 
schlechteren  Bodenverhältnisse  entschied  sich  aber  schließlich  der 
König  zugunsten  der  südlichen  Führung.  — 

Ein  wenig  genauer  aber  muß  nun  auf  die  wichtigsten,  hier 
noch  nicht  erwähnten  rheinisch-westfälischen  Bahnen  eingegangen 
werden. 

Im  Westen  Preußens  war  der  Wunsch,  das  Ruhrkohlenrevier, 
Elberfeld-Barmen  und  den  Rhein  in  eine  engere  Verbindung  zu 
bringen,  der  Vater  des  Eisenbahngedankens  geworden.  Seit  der 
Mitte  der  20  er  Jahre  traten  Männer  wie  Harkort,  der  westfälische 
Oberpräsident  von  Vincke  und  der  Freiherr  vom  Stein  für  die 
verschiedenen  Projekte  ein.  Die  bedeutendste  Straße  für  den  Kohlen- 
transport war  die  Ruhr,  freilich  war  sie  nur  eine  ziemlich  kurze 
Strecke  schiffbar,  wies  starkes  Gefälle  auf  und  hatte  nur  sieben 
Monate  im  Jahr  einen  geeigneten  Wasserstand.  Die  Verfrachtung 
auf  den  Landstraßen  war  bei  deren  starker  Steigung  recht  teuer, 
die  Transporte  verzögerten  sich  und  die  Kohlen  verloren  durch  langes 
Lagern  an  Qualität. 

Im  August  des  Jahres  1826  plante  man  zuerst  die  Anlage 
einer  Eisenbahn  von  Elberfeld  nach  Heisingen  an  der  Ruhr.  So- 
gleich begann  die  Opposition.  Es  wurde  auf  die  gefährdete  Lage 
der  Kohlenfuhrleute  hingewiesen,  und  der  erste  Antrag,  der  über- 
haupt der  Regierung  in  Eisenbahndingen  unterbreitet  wurde,  war  der 
einiger  Grubenbesitzer,  die  sich  in  ihrer  Vorzugsstellung  bedroht 
sahen,  eine  Konzession  für  Elberfeld-Heisingen  zu  versagen.  Aller- 
dings erhielten  sie  schon  nach  wenigen  Tagen  einen  ablehnenden 
Bescheid,  aber  zu  einem  Resultat  kam  die  Angelegenheit  nicht.  Wohl 
aber  wurden  Ende  der  20  er  Jahre  im  Ruhrrevier  ein  paar  Kohlen- 
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bahnen  mit  Pferdebetrieb  angelegt,  auf  die  hier  nicht  eingegangen 
werden  soll. 

Zwei  Jahre  später,  1828,  traten  einige  Konzessionsgesuche  von 
Elberfeld  aus  an  die  Regierung  heran.  Dem  einen  zufolge  sollte  eine 
Eisenbahn  von  Elberfeld  über  Düsseldorf  und  Krefeld  nach  Venlo, 
nach  dem  anderen  Antrag  eine  von  Elberfeld  und  Barmen  nach  der 
Ruhr  gebaut  werden.  Was  die  erstere  Bahn  angeht,  so  empfahl  die 
Regierung  1828  dem  Regierungspräsidenten  von  Düsseldorf  die  Be- 
förderung der  Bahnbestrebungen  in  seinem  Bezirk;  1829  ward  sie 
auch  konzessioniert,  aber  die  Sache  verlief  zunächst  im  Sande.  Be- 
züglich der  Bahn  zum  Ruhrrevier  äusserte  die  Regierung,  sie  sei 
abgeneigt,  den  etwaigen  Unternehmern  irgend  eine  Art  von  An- 
schluß- oder  Vorzugsrechten  zu  gewähren.  Aber  sie  nahm  sich  doch 
selbst  der  Frage  an.  Am  6.  Juli  1830  beauftragte  das  Ministerium 
den  Baukondukteur  Pickel 1),  die  Strecke  zu  untersuchen  und  einen 
Voranschlag  anzufertigen.  Dann  aber  kam,  nachdem  1833  die  Vor- 
arbeiten beendigt  waren,  die  Stockung.  Man  war  sieb  uneins  darüber, 
wer  denn  eigentlich  die  Bahn  bauen  sollte.  Die  Minister  des  Innern 
und  der  Finanzen  trauten  den  Privaten  in  technischer  Hinsicht  noch 
keine  Sachkenntnis  zu  und  glaubten,  hier  müsse  der  Staat  ein  Vor- 
bild geben;  allerdings  dachten  sie  für  die  erste  Zeit  nur  an  Pferde- 
betrieb auf  der  Strecke.  Von  anderer  Seite  lehnte  man  gleichmäßig 
den  Staatsbau  ab  und  behauptete,  die  Bahn  habe  nur  ein  rein  lokales 
Interesse.  Dieser  Ansicht  schloß  sich  im  allgemeinen  die  entschei- 
dende Kabinetsordre  vom  1.  Juni  1833  an,  die  die  Ausführung  der 
Anlage  durch  nichtstaatliche  Mittel  zur  Voraussetzung  machte  und 
den  Erbauern  allerhand  Schutz  und  Hilfe  versprach.  Aber  hin- 
reichend zahlungsfähige  Unternehmer  blieben  trotz  mehrfacher  An- 
triebe durch  die  Regierung  aus. 

Ein  anderer  Plan  war  inzwischen  in  den  Vordergrund  der  Inter- 
essen und  Bestrebungen  getreten  : das  Projekt  einer  Verbindungsbahn 
von  Weser  und  Rhein.  Für  sie  hatten  schon  frühzeitig  aus  dem 
mehr  östlichen  Teil  des  zu  durchfahrenden  Gebietes  der  Provinzial- 
steuerdirektor Krüger  aus  Münster  und  der  Regierungsrat  Koppe 
aus  Minden,  dann  aus  dem  Westen  der  in  Frage  kommenden  Gegen- 
den besonders  Harkort  agitiert.  Die  Gründe,  die  solch  ein  Werk 
nahelegten,  waren  mannigfach.  Ein  reiches  altes  Kulturland  mit 
ohnehin  großem  Verkehr  würde  auf  eine  höhere  Stufe  gehoben 
werden.  Der  Absatzkreis  für  das  westfälische  Kohlenrevier  wie  für 


1 ) Später  bei  der  Düsseldorf- Elberfelder  Eisenbahn  tätig,  seit  1837  leitender 
Oberingenieur  der  Rheinischen  Eisenbahn. 
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das  Getreide  und  manche  andere  Rohprodukte  würde  sich  er- 
weitern. Der  Rhein  und  seine  anliegenden  Länder  kämen  in  direkten 
Verkehr  mit  Westfalen  und  den  Weserlanden,  vor  allem  aber  durch 
die  Weser  mit  Bremen  und  der  Nordsee ; so  würden  die  preußischen 
Provinzen  einheitlicher  zusammengefaßt,  ein  erstes  Glied  einer  neuen 
großen  durchgehenden  Straße1),  ein  besserer  Anschluß  an  den 
Weltverkehr  sei  hier  zu  schaffen,  Hollands  verabscheutes  Zwischen- 
handelsmonopol würde  ernstlich  durch  einen  derartigen  neuen  Ab- 
und  Zuflußkanal  in  Frage  gestellt  werden.  Diese  letztgenannte  Hoff- 
nung, die  später  die  kräftigste  Triebfeder  bei  der  Entstehung 
der  Rheinischen  Eisenbahn  wurde,  spielte  schon  von  Anfang  auch 
hier  eine  wichtige  Rolle. 

Krüger  hatte  denn  auch  mit  seinen  Vorschlägen  beim  Finanz- 
minister von  Motz  Anklang  gefunden,  in  dessen  vielseitige  Inter- 
essensphäre eine  derartige  Eisenbahn  gut  hineinpaßte.  Im'  Haupt- 
finanzbericht vom  Jahre  1828  empfahl  er  die  Eisenbahnverbindung 
von  Minden  zunächst  nach  Lippstadt  als  ein  geeignetes  Mittel,  den 
Verkehr  mit  Bremen  innerhalb  der  preußischen  Grenzen  zu  ver- 
stärken, den  Zug  der  Transporte  von  der  Nordsee  nach  Frankfurt 
und  Süddeutschland  von  Hannover  ab-,  dagegen  Westfalen  und 
Oberhessen  zuzuführen.  Auch  wurde  der  in  Eisenbahndingen  durch 
Reisen  in  England  erfahrene  Oberbergrat  von  Oeynhausen  mit 
der  Aufgabe  betraut,  die  geeignetste  Trace  zu  suchen. 

Harkorts  Bemühungen  war  es  zu  verdanken,  daß  die  Sache 
nicht  einschlief,  sondern  daß  sich  ihrer  Männer  von  Einfluß,  wie 
auch  der  III.  und  IV.  westfälische  Landtag  vom  Jahre  1830  ab 
annahmen.  Der  III.  Provinziallandtag  forderte  1831  „die  Ausführung 
eines  Eisenbahnbaues  von  Minden  über  Rehme,  Bielefeld,  Güters- 
loh nach  Lippstadt“;  für  den  Fall,  daß  der  Staat  nicht  selbst  Hand 
anlegen  wolle,  wurden  Vorschläge  für  die  Konzessionierung  einer 
Aktiengesellschaft  unter  ständischer  und  staatlicher  Unterstützung 


P Schon  zu  Beginn  hatten  die  führenden  Männer  im  Eisenbahnwesen  (wie  List, 
Harkort,  Krüger,  Francke  und  später  die  Vertreter  der  Rheinischen  Eisenbahn  Camp- 
hausen, Hansemann,  Mevissen) , die  Einfügung  der  Rhein -Weserbahn  in  ein  gesamt- 
preußisches Eisenbahnnetz  im  Sinne.  Als  weitere  Maschen  dieses  Netzes  durch  die 
Monarchie  hin  konnte  man  schon  damals  vielvertretene  Projekte  ansehen  wie:  im 
Westen  die  Köln  - Antwerpener  und  Köln  - Amsterdamer  Bahn,  im  Osten  die  verschie- 
denen Projekte  von  Berlin  aus,  z.  B.  von  dort  nach  Magdeburg,  nach  Hamburg  und  nach 
Schlesien,  sowie  die  Oberschlesische  Bahn.  Als  1837  Francke  für  den  Bau  einer 
Magdeburg-Braunschweiger  Bahn  eintrat,  die  dann  nach  Minden  fortzuführen  wäre,  er- 
klärte er  ähnlich,  daß  das  Zustandekommen  „einer  Eisenbahnverbindung  von  Antwerpen 
über  Köln,  Minden,  Hannover,  Braunschweig,  Magdeburg,  Berlin  nach  Stettin  und  Breslau 
dann  nur  eine  Frage  der  Zeit  sei." 
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gemacht.  Aber  die  Regierung  zeigte  sich  ablehnend.  Zwar  wollte 
sie  nach  dem  Landtagsschluß  vom  22.  Juli  1832  bei  den  Vermes- 
sungen und  Ermittlungen  ihre  Teilnahme  nicht  versagen,  auch  durch 
Übernahme  von  Aktien  helfen,  aber  die  Notwendigkeit  des  Staats- 
baues oder  eines  Darlehens  wurde  verneint.  Immerhin  war  dadurch 
die  Anregung  zur  Entfaltung  der  privaten  Initiative  gegeben. 

Im  November  1832  bildete  sich  in  Minden  ein  Komitee  zur 
Beförderung  der  Bahnanlage  und  zur  Vorbereitung  einer  zu  bildenden 
Aktiengesellschaft.  Ähnliche  Komitees  wurden  an  anderen  Orten 
eingerichtet.  Auch  Harkort  wirkte  in  derselben  Richtung  mit. 
In  Verbindung  mit  dem  Wasserbauinspektor  Henz1)  veröffentlichte 
er  eine  Denkschrift  und  den  Plan  für  eine  Bahn  von  Minden  bis 
Köln  durch  die  Regierungsbezirke  Minden,  Münster,  Arnsberg  (dort 
über  Soest,  Unna,  Plörde),  Düsseldorf,  Köln.  Im  März  1833  ließ 
Harkort  noch  eine  zweite  Denkschrift  zur  Beleuchtung  der  Vor- 
züge einer  Rhein- Weserbahn  erscheinen,  hatte  jedoch  keinen  be- 
deutenden Erfolg.  Der  Standpunkt  der  Regierung  war  vielmehr, 
nur  die  kleinen  Linien  durch  höchst  belebte  Gegenden  zu  begünstigen. 
So  wurde  z.  B.  die  zwischen  Düsseldorf  und  Elberfeld  geplante 
Bahn  nach  Kräften  gefördert;  für  die  Köln-Mindener  aber,  so  heißt 
es  in  Regierungsäusserungen,  sei  bei  den  Interessenten  weder  hin- 
reichende Intelligenz  noch  Kapital  vorhanden ; die  mehrfache  Bildung 
von  Komitees  zeuge  nur  von  mangelndem  Selbstvertrauen. 

Richtig  war  übrigens  und  der  Regierung  durch  ihre  Vorunter- 
suchung wohl  bekannt,  daß  eine  Eisenbahn  in  den  erwähnten  Ge- 
genden auf  sehr  bedeutende  Hindernisse  stoßen  mußte.  Nicht  nur, 
daß  eine  Eisenbahn  vom  Rhein  zur  Weser  mit  ihren  ungefähr  260  km 
an  sich  die  größte  derartige  Unternehmung  in  Europa  gewesen  wäre, 
sondern  es  war  und  blieb  .auch  das  Terrain  trotz  der  Nachforschungen 
in,  manchen  Teilen  recht  ungünstig.  Ferner  war  die  Weser  für  die 
Schiffahrt  nur  wenig  geeignet,  so  daß  eine  Fortsetzung  der  Eisenbahn 
durch  das  Königreich  Hannover  nach  Bremen  höchst  erwünscht 
gewesen  wäre ; mit  Hannover  aber  stand  Preußen  damals  keineswegs 
auf  besonders  gutem  Fuß.  Auch  sonst  würde  jede  weitere  Verbin- 
dungsbahn Verhandlungen  mit  dem  „Ausland“  zur  Voraussetzung 
gehabt  haben. 

Es  bedurfte  eines  mehrfachen  lebhaften  Anforderns,  ehe  dem 
Oberpräsident  v.  Vincke  auch  nur  ein  paar  Beamte  zu  den 
Vermessungen  und  Berechnungen  bewilligt  wurden.  Wieder  war  es 
Harkort,  der  den  westfälischen  Landtag,  diesmal  den  IV.  von  1833, 


L Dieser  nahm  später  die  erste  Vermessung  der  Rheinischen  Eisenbahn  vor. 
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veranlaßte,  seinen  Antrag  für  die  projektierte  Bahn  und  zwar  aus- 
drücklich für  die  Rhein-Weserbahn  zu  wiederholen.  Es  wurde  um 
eine  freundliche  Stellung  des  Ministeriums  zu  der  bedeutenden  Auf- 
gabe gebeten;  ferner  wurde  auf  die  großen  ausländischen  Bahnen, 
die  gleichzeitig  die  Öffentlichkeit  beschäftigten,  die  Antwerpen-Kölner 
und  die  Amsterdam-Kölner,  hingewiesen.  Sodann  wurde  eine  Zins- 
garantie, wie  sie  der  Staat  schon  oft  bei  anderen  Anlagen  gewährt 
habe,  und  zwar  von  4 0/0  erbeten. 

In  den  nächsten  Jahren  wurde  das  geplante  Werk  besonders 
durch  Krüger  betrieben.  Ihm  wurden  auf  seinen  Wunsch  die  bis- 
herigen Resultate  der  Untersuchungen  überwiesen,  und  er  fuhr  mit 
den  Vorarbeiten  eifrig  fort.  Am  1.  März  1834  konnte  er  seine  An- 
sichten, in  einer  Eingabe  niedergelegt,  den  Behörden  unterbreiten. 
Die  Anlagekosten  für  die  gesamte  Strecke  sollten  sich  auf  3,4  Mil 
lionen  Taler,  die  Unterhaltungs-  und  Verwaltungskosten  auf  rund 
545  000  Taler  jährlich  belaufen.  Krüger  hatte  den  Erfolg,  daß 
durch  Kabinetsordre  vom  1.  Juni  1834  dem  gesamten  Staatsministe- 
rium die  Bildung  einer  Kommission,  der  auch  Krüger  angehören 
sollte,  zur  gründlichen  Erörterung  und  schleunigen  Begutachtung 
des  Projektes  befohlen  wurde.  Als  das  Gutachten  endlich  erstattet 
wurde,  war  die  Angelegenheit  selbst  schon  in  Fluß  gekommen.  Das 
Gutachten  sprach  sich  für  die  Unterstützung  der  Eisenbahn  aus. 
Zwar  sei  die  Bahn  nicht  zum  Staatsunternehmen  zu  machen,  dazu 
sei,  so  erklärte  das  Staatsministerium  auch  später,  die  Gegend  großen- 
teils hinsichtlich  der  Industrie  und  des  Verkehrs  nicht  wichtig  genug. 
Doch  solle,  wenn  man  die  vom  westfälischen  Landtag  erbetene  Zins- 
garantie nicht  gewähren  wolle,  das  Unternehmen  den  öffentlichen 
Chausseen  in  den  Rechten  gleichgestellt  werden,  die  Regierung  solle 
ihm  die  auf  Staatskosten  angestellten  Voruntersuchungen  überlassen, 
Staatsbeamte  zur  Mitwirkung  bestimmen,  sich  an  den  Aktien  be- 
teiligen usw.  In  diesem  Sinne  war  dann  !auch  der  königliche  Entscheid 
vom  16.  Februar  1836  gehalten,  der  unter  anderem  Krüger  die 
allerhöchste  Zufriedenheit  für  seine  löbliche  Bestrebung  in  Beför- 
derung eines  gemeinen  Unternehmens  aussprach. 

Die  günstigere  Stimmung  der  leitenden  Kreise  kam  in  anderen 
Vorgängen  gleichfalls  zum  Ausdruck.  Der  Landtagsabschied  für 
Westfalen  vom  30.  Dezember  1834  erkannte  die  Vorzüge  einer  Rhein- 
Weserbahn  an,  erwähnte  die  im  Gang  befindlichen  Untersuchungen 
und  versprach  künftige  Förderung.  Auch  der  Kronprinz  Friedrich 
Wilhelm  bekundete  wiederholt  seinen  regen  Anteil,  und  als  im  Früh- 
jahr 1835  in  Elberfeld  Komitees  für  Eisenbahnen  nach  Witten  a.  d.  R. 
und  nach  Düsseldorf  zusammengetreten  waren,  betonte  er  nachdrück- 
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lieh  die  größere  Dringlichkeit  des  Krügerschen  Projekts;  am 
wichtigsten  sei,  daß  der  Ausbau  der  Gesamtstrecke  gesichert  werde. 
Wirklich  wurde  denn  auch  den  beiden  Elberfelder  Eisenbahnkomitees 
die  Bauerlaubnis  im  Juni  1836  nur  unter  der  Bedingung  gewährt,  daß 
die  Gesellschaften  verpflichtet  sein  sollten,  „ihre  Konzession  und  die 
sämtlichen  Vorarbeiten  derjenigen  Gesellschaft  abzutreten,  welche 
sich  für  den  Bau  der  Rhein- Weser-Eisenbahn  binnen  einer  Frist 
von  drei  Monaten  gehörig  konstituieren  möchte.“ 

So  bat  denn  das  Mindener  Komitee  am  28.  Juni  1835  um  die 
Genehmigung,  die  Aktiengesellschaft  mit  einem  Kapital  von  4 000  000 
Taler  begründen  zu  können;  schon  habe  man  unter  der  Hand  die 
Zeichnungen  eingeleitet.  Die  Antwort  der  Regierung  durch  den 
Finanzminister  Graf  Alvensleben  und  Rother  besagte,  die  Kon- 
zession sei  bei  der  Teilnahme  an  allerhöchster  Stelle  für  ein  solches 
Aktienunternehmen  unzweifelhaft.  Daher  bedürfe  es  keiner  vor- 
läufigen Genehmigung  (wie  sie  z.  B.  bei  der  Bahn  von  Köln  zur 
belgischen  Grenze  am  5.  Dezember  1833  erteilt  worden  war).  Viel- 
mehr solle  das  Komitee  mit  den  begonnenen  Aktienzeichnungen  fort- 
fahren, bis  zum  mindesten  zwei  Drittel  des  Aktienkapitals  in  sicherer 
Weise  zur  Verfügung  ständen.  Es  sei  aber  eine  Beschleunigung  ange- 
bracht, da  man  sonst  die  anderen  geplanten  Unternehmungen  für 
einzelne  Teilstrecken  der  Linie  nicht  hindern  könne. 

Die  Vorarbeiten  für  die  Begründung  der  Rhein- Weser-Eisen- 
bahn-Aktiengesellschaft  zogen  sich  aber  in  die  Länge.  Erst  im  Juni 
1836  kam  der  Prospekt  heraus,  und  am  28.  September  fand  die  kon- 
stituierende Generalversammlung  statt.  Es  waren  bisher  bereits  an- 
nähernd drei  Millionen  Taler  gezeichnet,  freilich  hatte  man  sich 
über  die  Zuverlässigkeit  der  Zeichner  in  der  Eile  nicht  genügend 
informiert.  Es  war  aber  Gefahr  in  Verzug,  da  man  den  drohenden 
Wettbewerb  der  Elberfeld-Wittener  Eisenbahn  ausräumen  mußte. 

Wen!n  nun  auch  das  Komitee  für  Elberfeld-Witten  für  diese 
Anlage  alle  Hebel  in  Bewegung  setzte,  so  halfen  ihm  doch  alle  Pro- 
teste nichts,  es  mußte  seine  Arbeiten  einstellen. 

Das  Aktienkapital  für  die  Bahn  von  Köln  nach  Minden  hatte 
inzwischen  auf  eine  höhere  Summe,  auf  4,4  Millionen  Taler,  dann  ent- 
sprechend der  immer  deutlicher  werdenden  Ungunst  der  Linie  auf 
5,6  Millionen  Taler  normiert  werden  müssen.  Nachdem  die  ersten 
Geländearbeiten  beendigt  und  die  Statuten  aufgestellt  worden  waren, 
erfolgte  die  Konzession  durch  königlichen  Erlaß  vom  21.  August 
1837 !).  Die  geplante  Linie  entsprach  den  früheren  Vorschlägen, 


1 ) Am  selben  Tage  wie  die  Konzession  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft 
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Nur  von  Elberfeld  ab  war  man  im  Zweifel.  Doch  verzichtete  die 
Gesellschaft  schließlich  auf  die  häufig  vorgeschlagene  Führung  durch 
die  Rheinebene  über  Düsseldorf  nach  Köln  und  zog  den  zweiten  Weg, 
durch  das  untere  Wuppertal  über  Opladen  nach  Köln,  vor. 

Aber  nun  erst  begannen  die  eigentlichen  Kämpfe  der  Rhein- 
Weser-Eisenbahn-Gesellschaft.  Ihre  schlimmste  Schwierigkeit  war 
ihre  eigene  Schwäche,  das  mangelnde  Vertrauen  der  Aktionäre  und 
die  Unfähigkeit  der  Direktion.  Immer  noch  hatte  man  auf  starke 
Staatshilfe  gehofft,  und  diese  ließ  auf  sich  warten.  Und  dann  be- 
gann vorzeitig  und  übereifrig  der  Bau.  Ehe  noch  die  Genehmigung 
des  Bauplanes  da  war,  trat  man  in  die  volle  Tätigkeit  ein,  eröffnete 
die  Arbeiten  zugleich  an  beiden  Enden  der  Strecke  wie  in  der 
Mitte,  wo  in  der  Nähe  der  Enneperstraße  bei  Linderhausen  ein 
großer  Tunnel  anzulegen  war.  Auch  hielt  man  sich  nicht  genau 
an  die  konzessionierte  Linienführung,  kam  dadurch  mit  der  Düssel- 
dorf-Elberfelder  Eisenbahn  in  Konflikt,  verstimmte  die  Regierung 
noch  mehr  und  holte  sich  einen  scharfen  Verweis.  Stille  Opposition, 
Zweifel  an  der  Rentabilität  des  Unternehmens  taten  ein  Übriges. 
So  sperrten  sich  denn  die  Aktionäre  gegen  die  Einzahlungen.  Be- 
reits die  erste  Rate  von  ioo/0  kam  nur  zum  Teil  ein.  Alle  mög- 
lichen Vorwände  wurden  versucht,  um  von  der  lästigen  Zahlungs- 
pflicht loszukommen,  und  trotzdem  daß  gerichtlich  gegen  die 
säumigen  Aktionäre  vorgegangen  wurde,  so  waren  große  Ausfälle 
(2  000  000  Taler)  nicht  zu  vermeiden. 

Als  sich  der  Administrationsrat  einem  solchen  Defizit  gegen- 
übersah, während  die  Baukosten  sich  nach  neueren  Untersuchungen 
gar  auf  7 Millionen  Taler  erhöhen  sollten,  da  wandte  er  sich  in 
seiner  Bedrängnis  am  6.  April  1838  an  den  König.  Er  klagte  ihm 
seine  Not  und  bat  um  Übernahme  der  Bahn  auf  den  Staat,  oder 
doch  um  die  früher  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  zugesagte 
Unterstützung.  Aber  die  Regierung  zeigte  sich  zu  keinerlei  Zu- 
geständnissen bereit.  Wieder  und  dringender  wurde  die  Hilfe  des 
Staates  beantragt,  zum  wenigsten  solle  der  Staat  zunächst  einmal 
den  Stand  des  Unternehmens  untersuchen  lassen.  Auch  das  ver- 
sagte die  Regierung  im  Mai.  Aber  noch  konnte  sich  die  Gesell- 
schaft nicht  zur  Aufgabe  ihrer  Absichten  entschließen,  sie  faßte 
den  Beschluß,  trotz  alledem  auszuharren,  solange  als  sie  könne. 
Auch  wählte  man  eine  neue  Direktion.  Aber  gegen  Ende  des  Jahres 
wurden  die  weiteren  Einzahlungen  von  wenigen  Aktionären  ge- 
leistet, die  Lieferanten  konnten  nicht  mehr  bezahlt  und  die  Ar- 
beiten mußten  ganz  eingestellt  werden.  Nochmals  trat  der  Vor- 
stand an  die  Regierung  heran  und  bat  um  ein  unverzinsliches  Dar- 
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lehen  von  125000  Taler,  sowie  erneut  um  staatliche  Untersuchung. 
Wiederum  erhielt  man  eine  ganz  unbefriedigende  Antwort.  Es 
schien,  als  ob  die  leitenden  Kreise  in  Berlin  sich  dessen  gar  nicht 
mehr  bewußt  seien,  wie  Großes  hier  vielleicht  kleine  Mittel  er- 
reichen konnten,  welch  dankbares  Feld  der  Betätigung  sich  hier 
bot.  So  mußte  die  Generalversammlung  beschließen,  wenn  keine 
Änderung  eintreten  sollte,  auf  die  Ausführung  der  Rhein- Weser- 
bahn zu  verzichten  und  die  völlige  Liquidation  des  Unternehmens 
einleiten  zu  lassen.  Ein  großes  Werk  war  vorläufig  gescheitert.  - — 

Einige  kleinere  Eisenbahnen  Rheinland-Westfalens,  für  die  un- 
gefähr gleichzeitig  gearbeitet  wurde,  müssen  noch  erwähnt  werden, 
zuerst  die  Elberfeld-Wittener  und  die  Elberfeld-Düsseldorfer,  dem 
Gedanken  nach  Sektionen  der  Rhein- Weserbahn. 

Um  das  Jahr  1835  war  die  Stimmung  für  die  Eisen- 
bahnen günstiger  geworden.  Für  beide  Bahnen  traten  im  Frühling 
1835  in  Elberfeld  geachtete  Männer  wie  F eldmann-Simons, 
v.  d.  Heydt,  Egen  ein.  Für  die  beiden  als  Verbindungsstraßen 
des  Ruhrkohlenbezirks  mit  dem  Mittelpunkt  des  bergischen  Landes 
und  dem  Rheinstrom  gedachten  Bahnen  bildeten  sich  alsdann  am 
19.  Juni  1835  zwei  gesonderte  Komitees.  Wirklich  erhielten  beide 
Unternehmen  am  18.  April  1836  die  nachgesuchte  vorläufige  Kon- 
zession, unter  welcher  erschwerenden  Auflage  wurde  schon  er- 
zählt. Die  Bedingung,  unter  Umständen  zugunsten  einer  Rhein- 
Weser-Eisenbahn  von  allen  Arbeiten  zurücktreten  zu  müssen,  wurde, 
wie  gleichfalls  geschildert,  der  Elberfeld-Wittener  Eisenbahn  zum 
Verhängnis.  Die  betreffende  Gesellschaft  mußte  schließlich  von 
ihrem  Ziel  abstehen,  und  als  dann  die  Rhein-Weser-Eisenbahn-  Ge- 
sellschaft verunglückte,  war  es  auf  Jahre  hinaus  auch  mit  ihrer 
Teilstrecke  aus. 

Weit  mehr  Glück  hatte  die  andere  Zwillingsschwester,  die 
Elberfeld-Düsseldorfer  Bahn.  Nachdem  die  Regierung  ihren  Fort- 
bestand auch  neben  einer  Rhein-Weser-Eisenbahn  genehmigt  hatte, 
weil  wegen  der  abweichenden  Linie  hier  eine  Interessenkollision 
nicht  zu  befürchten  sei,  wurde  für  die  verhältnismäßig  kurze  Strecke 
wacker  und  erfolgreich  gearbeitet. 

Die  Bahn  wurde  am  23.  September  1837  konzessioniert.  Schon 
am  20.  Dezember  1838  konnte  der  erste;  Teil  von  Düsseldorf  bis 
Erkrath  dem  Verkehr  übergeben  werden,  am  3.  September  1841 
folgte  die  übrige  Strecke,  allerdings  in  den  ersten  Monaten  nur  für 
den  Personenverkehr.  Trotzdem  daß  in  den  ersten  Jahren  gleichfalls 
die  Voranschläge  mehrere  Mal  bedeutend  überschritten  worden  und 
Gelder  nur  zu  ungünstigen  Bedingungen  zu  erlangen  waren,  konnte 
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die  Gesellschaft  doch  schon  bald  an  einen  weiteren  Ausbau  der 
Linie  denken. 

Älter  noch  als  die  letztgenannten  war  ein  anderes  wichtiges 
rheinisches  Projekt,  nämlich  der  Plan  einer  Eisenbahn  von  Amster- 
dam nach  Köln.  Der  Gedanke  war  ausgegangen  von  Amsterdam. 
Als  nämlich  Belgien  nach  seiner  Loslösung  von  Holland  Miene  machte, 
sich  durch  eine  Bahn  von  Antwerpen  nach  Köln1)  enger  an  die 
Rheinlande  anzuschließen,  als  andererseits  Hollands  Herrschaft  über 
den  Rhein  und  den  rheinischen  Handel  offenbar  zu  Ende  ging,  und 
als  endlich  der  Bedeutung  Amsterdams  auch  im  eigenen  Lande 
durch  das  Emporkommen  Rotterdams  Gefahr  drohte,  da  lag  für 
Amsterdam  der  Gedanke  nahe,  die  mehrfach  erschütterte  Macht 
durch  einen  solchen  großen,  neuen  Verkehrsweg  zu  befestigen.  Dem 
Rheinland  konnte  eine  Besserung  der  Beziehungen  zu  dem  Nach- 
barland nur  willkommen  sein.  Besonders  versprach  man  sich  von 
der  Bahn  manches  für  einen  erweiterten  Absatz  der  Ruhrkohlen. 
So  wurde  dem  holländischen  Unternehmer,  der  sich  um  die  preußi- 
sche Konzession  bewarb,  dem  Oberstleutnant  Bake,  diese  am 
29.  Oktober  1832  anstandslos  unter  hier  nicht  zu  erörternden  Be- 
dingungen (s.  S.  78)  gewährt. 

Dann  trat  Bake  nach  der  Belagerung  Antwerpens  wieder  in 
Unterhandlungen  ein,  aber  die  Sache  zog  sich  hin.  Die  Linien- 
führung war  so  gedacht:  über  Arnheim-Wesel,  auf  dem  rechten 
Rheinufer  nach  Deutz,  wo  der  Rhein  zu  überbrücken  wäre.  Das 
Aktienkapital  sollte  insgesamt  die  Höhe  von  12  Millionen  Gulden 
erreichen.  Sitz  der  Direktion  würde  Amsterdam,  der  Subdirektion 
Köln  sein.  Erst  im  Juli  1834  erschien  ein  in  diesem  Sinn  gehaltener 
Prospekt  mit  der  Aufforderung  zur  Aktienzeichnung.  Aber 
bald  kam  die  Angelegenheit  ins  Stocken.  Die  Behörde  hatte  die 
Anschauung  gewonnen,  daß  die  Bahn  einseitig  den  holländischen, 
besonders  Amsterdamer  Interessen  dienen  würde,  während  die 
Rheinlande  durch  sie  kaum  einen  Vorteil  hätten. 

Diese  Ansicht,  verbunden  mit  der  Abneigung  gegen  Hol- 
land und  eine  etwaige  neue  Abhängigkeit  von  ihm,  gewann  auch 
bei  den  nächstbeteiligten  Rheinländern,  selbst  den  Kölnern,  die  Ober- 
hand. Die  Aktienzeichnung  floß  spärlich,  und  so  kam  endlich  völliger 
Stillstand  in  diese  Bestrebungen. 

Schließlich  muß  das  Bild  vervollständigt  werden  durch  einige 
Angaben  über  eine  rheinische  Bahn,  die  den  Anschluß  nach  Süden 
zur  Amsterdam-Kölner  gebildet  haben  würde,  es  ist  das  die  Eisen- 

i)  Diese  seit  1829  geplante  Bahn  wird  als  Hauptgegenstand  der  vorliegenden 
Arbeit  bei  dieser  kurzen  Zusammenstellung  übergangen. 
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bahn  zwischen  Köln  und  Bonn.  Der  Verkehr  zwischen  zwei  so 
belebten  Plätzen  war  einer  Verbesserung  dringend  bedürftig,  da 
die  Beförderung  auf  dem  Rhein  stromaufwärts  noch  8 Stunden  in 
Anspruch  nahm.  Vom  Jahr  1836  ab  war  von  Bonn  aus  eine  solche 
Verbindung  angeregt  worden.  Es  bildete  sich  auch  ein  Komitee 
und  rege  Aktienzeichnungen  begannen.  Das  Kapital  sollte  rund 
865  000  Taler  ausmachen.  Nun  wurde  das  zu  durchfahrende  Ge- 
lände sondiert.  Dabei  ergaben  sich  zwei  mögliche  Routen:  Man 
konnte  sich  mit  der  Bahn  am  Ufer  des  Rheines  halten  und  so 
über  Wesseling  auf  die  schnellste  Weise  nach  Bonn  kommen;  der 
andere  Weg  führte  am  Fuß  des  Vorgebirges  entlang,  über  Kal- 
scheuren, Brühl,  Roisdorf.  War  er  weiter,  so  war  er  auch  ver- 
kehrsreicher und  wurde  daher  1837  Vorgezogen.  Der  Ausgangspunkt 
in  Köln  war  in  der  Gegend  von  St.  Pantaleon,  innerhalb  der  Festungs- 
werke, gedacht;  von  hier  aus  sollte  sich  die  Bahn  an  die  Rheinische 
Eisenbahn  anschließen  (s.  S.  174).  Wegen  des  Endpunktes  in  Bonn 
entbrannte  ein  langer  Streit.  Hatte  die  Bahn  die  Konzession  schon 
am  11.  Februar  1841  bekommen,  so  zogen  sich  die  Verhandlungen 
bis  Ende  1842  hin,  und  dann  noch  mußte,  da  ein  Einverständnis 
nicht  zu  erzielen  war,  die  Regierung  ein  Machtwort  sprechen;  sie 
bestimmte  die  Anlage  des  Bahnhofes  bei  Bonn  den  Wünschen  der 
Majorität  der  Gesellschaft  gemäß  (18.  November).  Erst  1843  konnte 
mit  dem  Bau  angefangen  werden. 

Indem  hiermit  die  kurze  Übersicht  vorläufig  beendet  werden 
soll,  kann  an  positiven  Ergebnissen  in  Preußen  bis  etwa  zum  Jahre 
1840  noch  nicht  viel  verzeichnet  werden.  Im  Gegenteil  blieb  man 
gegen  das  Ausland  trotz  vielen  guten  Willens  und  Strebens  zurück. 
Eröffnet  war  bis  zu  Beginn  des  fünften  Jahrzehnts  des  19.  Jahr- 
hunderts nur  die  Potsdamer  und  die  Magdeburg-Leipziger  Bahn. 
Irgend  einer  größeren  Beihilfe  seitens  des  Staates  hatte  sich  keine 
aller  der  Gesellschaften  zu  erfreuen,  geschweige,  daß  der  Staat 
gar  überhaupt  die  Direktive  bei  der  so  ungemein  wichtigen  nationalen 
Angelegenheit  gegeben  hätte. 

In  Bezug  auf  die  innere  Organisation1)  wie  auch  auf 
die  staatliche  Regelung  der  privaten  Gesellschaften  läßt  sich  im 
großen  und  ganzen  eine  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  bei  den 
einzelnen  Bahnen  feststellen. 

I11  der  Regel  war  der  Gang  der  Entwicklung  der  Unternehmen 
mit  diesen  oder  jenen  Abweichungen  im  Einzelfalle  so : Wenn 

P Bezüglich  der  Fragen  der  Organisation  und  des  Betriebs  der  Eisenbahnen 
■siehe  auch  Perrot,  Die  deutschen  Eisenbahnen,  Rostock  1870. 

Veröffentlichungen  des  Rhein.-Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  3 
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irgendwo  eine  Eisenbahnanlage  vorgeschlagen  worden  und  nach 
oberflächlichen  Schätzungen  berechtigten  Bedürfnissen  zu  ent- 
sprechen, auch  eine  angemessene  Rente  zu  verheißen  schien,  so 
bildete  sich  aus  den  Interessentenkreisen  heraus  ein  vorbereitendes 
Komitee;  das  gab  zugleich  Gelegenheit,  vielvermögende  und  kennt- 
nisreiche Leute  heranzuziehen1).  Die  Hauptaufgabe  des  Komitees 
war,  zunächst  sich  der  vorläufigen  Konzession  für  eine  später  zu  grün- 
dende Aktiengesellschaft  durch  die  Regierung  zu  versichern.  Als- 
dann war  der  Prospekt  zu  verfassen  und  die  nötige  Zahl  von  Aktien- 
zeichnern zu  gewinnen.  Mit  einer  ersten  kleinen  Einzahlung  wurden 
die  genauen  Geländestudien,  Verkehrs-  und  Ertragsberechnungen 
vorgenommen.  Darnach  hatte  die  Generalversammlung  der  Be- 
teiligten über  die  Ausführung  des  Baues  zu  beschließen,  und,  wenn 
sie  sich  darüber  einig  war,  mußte  schließlich  die  definitive  staat- 
liche Genehmigung  zu  dem  nunmehr  ausgearbeiteten  Plan  nach- 
gesucht werden.  Erst  jetzt  konnte  der  Bau  beginnen. 

Die  typische  Gesellschaftsform  war  also  die  Aktiengesellschaft. 
Die  großen  Kapitalien  konnten  nur  durch  das  Zusammenwirken 
vieler  aufgebracht  werden.  Ja  man  kann  sagen,  bei  den  Eisen- 
bahnen hat  sich  das  Wesen  der  Aktiengesellschaft  erst  erprobt, 
bewährt  und  ausgebildet.  Zwar  gab  es  diese  Form  der  Kapital- 
beteiligung schon,  bevor  die  Umwälzung  im  Verkehrswesen  sie  not- 
wendig machte,  besonders  in  den  westlichen  Provinzen  Preußens. 
Hier  war  zur  Zeit  der  Franzosenherrschaft,  im  Jahre  1808,  für 
sie  eine  brauchbare  rechtliche  Regelung  geschaffen  worden.  Nach 
dieser  wurden  auch  einzelne  Unternehmen  besonders  kommerzieller 
Art  eingerichtet.  Aber  gern  sah  man  die  Aktiengesellschaften  nicht, 
zahlreich  waren  sie  ebensowenig.  Die  herrschende  Wirtschaftsrich- 
tung wünschte  das  Walten  der  freien  Konkurrenz  nicht  gestört 
zu  sehen,  und  die  Regierung  hielt  sich  für  verpflichtet,  keine  über- 
mächtigen Kräfte  im  Staate  aufkommen  zu  lassen.  Auch  wegen 
der  riskanten  und  unsauberen  Geschäfte,  die  man  bei  ihnen  be- 
fürchtete, wünschte  man  nicht,  daß  sie  zu  sehr  ins  Kraut  schoßen. 
Da  war  der  Regierung  doch  die  Subventionierung  und  Prämiierung 
besonders  aussichtsreicher  Unternehmen  noch  sympathischer  als  die 


l)  Fr.  List  schlug  die  Tätigkeit  der  Komitees  sehr  hoch  an:  „Auf  diesem  Wege 
allein  ist  die  öffentliche  Meinung  in  Deutschland  für  die  Eisenbahnen  soweit  gediehen,“ 
schrieb  er  im  Juli  1835  nach  Leipzig  (Vergl.  Häusser,  F.  Lists  Leben,  1850,  S.  208  ff.). 
Anfechtbar  (vergl.  auch  2.  Kapitel)  aber  ist  seine  Meinung:  Er  habe,  wenn  irgendwo, 
dadurch  sich  ein  Verdienst  erworben,  daß  er  vorgeschlagen,  das  Geschäft  der  Konsti- 
tuierung und  Zustandebringung  der  Kompagnien  in  die  Hände  vorbereitender  Komitees, 
zu  legen. 
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Bildung  derartiger  Gesellschaften.  So  sah  man  sie  mit  mißtrauischen 
Augen  an  und  umgab  sie  mit  einem  Wall  von  erschwerenden 
Bestimmungen.  Jede  Aktiengesellschaft  mußte  die  spezielle  Kon- 
zession des  Staates  einholen,  an  die  jedes  einzelne  Mal  andere  Be- 
dingungen geknüpft  sein  konnten. 

Bei  den  Eisenbahngesellschaften  handelte  es  sich  nun  um  neue, 
gewaltige  Unternehmungen,  zu  denen  der  Staat  auf  jeden  Fall 
Stellung  nehmen  und  die  er  wegen  ihres  gleichmäßigen  Charakters 
auch  nach  einheitlichen,  gleichartigen  Grundsätzen  behandeln  mußte. 
Auch  hier  ist  wieder  die  Weise  besonders  charakteristisch,  in  der 
der  preußische  Staat  sich  mit  der  Aufgabe  abfand.  Den  Anlaß, 
sich  über  ihren  Standpunkt  zu  den  immer  stärker  andrängenden 
Konzessionsgesuchen  schlüssig  zu  machen,  hatte  die  preußische  Re- 
gierung, als  sie  1835  dem  vom  Oberbürgermeister  Francke  ge- 
stützten Magdeburg-Leipziger  Bahnprojekt  ihr  Wohlwollen  zuwandte. 
Francke  wollte  sich  als  vorsichtiger  Mann  der  Regelung  ver- 
gewissern, die  staatlicherseits  bezüglich  einer  Reihe  von  Fragen 
getroffen  werden  mußte,  welche  das  Verhältnis  der  Eisenbahn  zum 
Staat  und  andererseits  zum  Publikum  betrafen.  Wegen  dieser  und 
anderer  Punkte  entwarf  Rother  Grundzüge  für  eine  allgemeine 
Ordnung  und  fand  dafür  die  Billigung  des  Königs  am  5.  Sep- 
tember 1835.  Rothers  praktische  Vorschläge  gewannen  vorläufig 
normative  Bedeutung,  wurden  aber  dem  gesamten  Ministerium  zur 
weiteren  Prüfung  und  Bearbeitung  übergeben.  Seine  im  einzelnen 
modifizierten,  im  ganzen  wenig  veränderten  Forderungen  stellte  das 
Ministerium  als  die  Bedingungen  für  die  Magdeburg-Leipziger  Bahn 
zusammen  und  der  König  machte  sie  am  14.  Februar  1836  zu 
„Allgemeinen  Bedingungen,  welche  bei  denjenigen  Eisenbahnunter- 
nehmungen, die  für  gemeinnützlich  und  zur  Genehmigung  geeignet 
befunden  werden,  den  weiteren  Verhandlungen  zur  Vorbereitung 
der  Allerhöchsten  Bestätigung  der  Gesellschaft  und  Erteilung  der 
Konzession  zugrunde  zu  legen  sind“.  So  galten  sie  bis  zum  Jahre 
1838  bei  den  Konzessionen,  wurden  aber  in  den  einzelnen  Bestim- 
mungen häufig  abgeändert. 

Sie  gaben  auch  den  Grundstock  für  das  Eisenbahn- 
gesetz1) vom  3.  November  1838  ab.  Bis  dahin1  waren  allerdings 
die  einzigen  Bahnen,  die  in  Preußen  konzessioniert  und  baulich 
in  Angriff  genommen  wurden,  die  Rhein- Weserbahn,  die  Rheinische 
und  die  Düsseldorf-Elberfelder.  Das  Gesetz  über  die  Eisenbahn- 
Ainternehmungen  war  ein  eigenartiges  Ding.  Erfahrungen  im  Eisen- 


*)  Vergl.  Gleim,  Zum  3.  November  1888  (Archiv  für  Eisenbahnwesen  1888). 
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bahnwesen  waren  bisher  nur  in  ganz  bescheidenem  Maß,  in  Preußen 
überhaupt  noch  nicht  gemacht  worden.  Und  doch  empfand  man 
das  Bedürfnis  nach  einem  Gesetz  und  gab  sich  unverzagt  an  die 
Arbeit.  Es  war  klar,  daß  es  bei  solchen  Umständen  der  Gegenstand 
heftiger  Kämpfe  für  und  wider  werden  mußte.  Hansemann  z.  B. 
verfaßte  in  der  Zeit  zwischen  dem  Erlaß  der  Allgemeinen  Bedin- 
gungen und  des  Eisenbahngesetzes  zuerst  die  Schrift : „Die  Eisen- 
bahnen und  ihre  Aktionäre  in  ihrem  Verhältnis  zum  Staat“,  in  der 
er  die  Hauptprobleme:  Einfluß  und  Aufsichtsrecht  des  Staates, 
Heimfall  der  Bahnen  an  den  Staat,  Eisenbahnsteuern,  Verhältnis 
zur  Post  u.  a.  gründlich  erörterte.  Später,  aber  noch  vor  Erschei- 
nen des  Gesetzes  suchte  er  seinen  Ansichten  über  das  Heimfalls- 
recht besonders  Geltung  zu  verschaffen  durch  den  Aufsatz  : „Preußens 
wichtigste  Eisenbahnfrage“,  und  nach  dem  Erscheinen  des  Gesetzes 
erörterte  er  dessen  Bestimmungen,  indem  er  die  Mehrzahl  einer 
herber-  Beurteilung  unterzog,  durch  die  Schrift : „Kritik  des  preußi- 
schen Eisenbahngesetzes“. 

Was  den  Inhalt  des  Gesetzes  selbst  anbetrifft,  so  erklärt  er 
sich  zum  großen  Teil  eben  aus  den  besonderen  Verhältnissen.  Nicht 
genug,  daß  man  in  den  Eisenbahnangelegenheiten  ohnehin  auf 
tastende  Versuche  angewiesen  war,  es  waren  auch  in  den  leitenden 
Kreisen,  die  bei  der  Abfassung  mitwirkten,  die:  Ansichten  über  die 
neuen  Verkehrswege  recht  geteilt.  So  war,  um  das  kurz  für  die 
wichtigsten  eben  schon  genannten  Streitpunkte  anzudeuten,  die  vom 
König  Ende  Januar  1837  eingesetzte  Kommission  von  hohen  Würden- 
trägern zu  einer  den  Gesellschaften  freundlicheren  Regelung  ge- 
neigt. Nach  ihrer  wie  nach  des  Kronprinzen  Wünschen  sollten 
die  Eisenbahngesellschaften  eine  nach  ihren  Reinerträgen  zu  be- 
m essende  Steuer  zahlen;  aus  diesen  Einkünften  werde  der  Staat  dann, 
wenn  erforderlich,  die  Postverwaltung  für  ihre  Ausfälle  entschä- 
digen, und  im  übrigen  sollten  die  eingehenden  Summen  zur  Amor- 
tisation von  Aktien  verwandt  werden.  Nach  Ablauf  von  30  Jahren 
sollte  der  Staat  das  Recht  zur  Übernahme  der  Eisenbahnen  haben. 
Die  Gegner,  die  allerdings  in  der  Minderheit  waren,  aber  den  König 
auf  ihrer  Seite  hatten,  wünschten  als  erste  Voraussetzung,  daß  die 
Eisenbahnen  die  Post  für  jeden  Entgang  schadlos  halten  müßten, 
und  bevorzugten  dabei  den  bisherigen  Modus,  nach  dem  über  die 
Höhe  der  Entschädigungen  in  jedem  Fall,  mit  jeder  Bahn  be- 
sondere Verhandlungen  gepflogen  wurden;  dagegen  könne  man 
von  einer  Besteuerurig  absehen  und  solle  lieber  den  bedingungs- 
losen Heimfall  der  Bahnen  ins  Staatseigentum  nach  einem  längeren 
Zeitraum,  nach  90  Jahren,  anordnen.  Im  Laufe  der  weiteren  Ver- 
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handlungen,  besonders  im  Staatsrat,  siegte  im  wesentlichen  die  Mei- 
nung der  Kommission  ob. 

Als  der  vielfach  umgeänderte  Entwurf  Gesetz  wurde,  blieben 
im  ganzen  die  Bestimmungen  der  „Allgemeinen  Bedingungen“  dem 
Sinn  nach  erhalten,  dem  Staat  wurde  bei  der  Konzession,  der  Aus- 
übung des  Enteignungsrechts,  der  Regulierung  der  Linie,  der  Sta- 
tutenerrichtung, der  Aufbringung  und  Vermehrung  des  Kapitals, 
der  Geschäftsgebarung,  der  Bestimmung  der  Stellung  zum  Publikum 
durch  Tarife  und  Betriebsreglements  eine  entscheidende  Mitwirkung 
gesichert.  Hinsichtlich  der  Steuer  wurde  angeordnet,  daß  ihre  Er- 
hebung erst  nach  Ablauf  dreier  Betriebsjahre  der  zweiten  in  Preußen 
konzessionierten  Eisenbahn  einsetzen  sollte,  weil  bislang  doch  die 
nötigen  Anhaltspunkte  für  die  Festsetzung  der  Steuerhöhe  mangelten. 
Sie  sollte  die  Grundlage  für  die  Amortisation  der  Aktien  bilden. 
Der  Staat  erhielt  ein  Ankaufsrecht  (gegen  das  25  fache  der  durch- 
schnittlichen Dividende  der  betreffenden  Gesellschaft),  das  nach 
30  Jahren  in  Kraft  treten  sollte.  Bis  zur  Bekanntmachung  der  Steuer- 
ordnung sollten  die  Beziehungen  zwischen  Eisenbahn  und  Post  von 
Fall  zu  Fall  geregelt  werden. 

Was  die  übrigen,  weniger  strittigen  Punkte  anbetrifft,  so  wurden 
den  Eisenbahnen  manche  Vergünstigungen  gewährt:  das  Ent- 
eignungsrecht wie  bei  den  öffentlichen  Kunststraßen,  die  Freiheit 
von  Stempel-  und  Gewerbesteuer,  die  Sicherheit,  in  30  Jahren  keine 
Konkurrenz  durch  fremde  Eisenbahnen  mit  der  gleichen  Route  zu 
bekommen.  Aber  dem  standen  recht  schwerwiegende  Belastungen 
gegenüber:  außer  den  genannten  Aufsichtsrechten  z.  B.  die  Be- 
stimmungen, daß  nach  einer  Frist  von  drei  Jahren  auf  den  Schienen 
der  Gesellschaft  auch  andere  Unternehmer  selbständig  sollten  ihre 
Wagen  laufen  lassen  dürfen,  daß  ein  Staatskommissar  mit  großen 
Befugnissen  die  Bahnen  kontrollieren  sollte,  daß  die  Dividende  unter 
Anrechnung  früherer  Mindereinnahmen  nicht  mehr  als  den  zehnten 
Teil  des  Anlagekapitals  ausmachen  dürfte,  daß  die  Post  die  Dienste 
der  Bahn  für  die  Beförderung  von  Gütern,  Briefen  usw.  ohne  Entgeld 
beanspruchen  könne,  daß  die  Bahnen  für  jeden  Schaden,  der  nicht 
nachweislich  ohne  ihr  Zutun  erwachse,  haftbar  wären. 

Als  das  Gesetz  bekannt  wurde,  fand  es  wenig  Beifall  und  viel 
Gegnerschaft.  Daß  die  Eisenbahngesellschaften,  die  selbst  beim  Zu- 
standekommen des  Gesetzes  überhaupt  nicht  zu  Wort  gekommen 
waren,  ihm  eine  scharfe  Absage  zu  Teil  werden  ließen,  ist  ver- 
ständlich. Manche  Regelungen  waren  für  sie  doch  recht  bedrohlich. 
Es  entsprach  die  allgemeine  Unzufriedenheit  der  Natur  des  Ge- 
setzes als  Kompromißprodukt ; auch  gab  es  sich  selbst  nur  als 
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interimistische  Norm;  denn  es  war  im  Gesetz  selbst  schon  der  Vor 
behalt  ausgesprochen,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  nach  Maß- 
gabe der  weiteren  Erfahrungen  und  der  sich  daraus  ergebenden 
Bedürfnisse  durch  allgemeine  Anordnungen  oder  durch  künftig  zu 
erteilende  Konzessionen  zu  ergänzen  und  abzuändern  und  nach  Um- 
ständen denselben  auch  andere,  ganz  neue  Bestimmungen  hinzu- 
zufügen. Damit  wuchsen  die  Befürchtungen,  auf  der  anderen  Seite 
auch  die  Hoffnungen,  günstige  Modifikationen  erzielen  zu  können. 

In  den  ersten  Jahren  bestand  eine  große  Mißstimmung.  Manche 
Unternehmung  wurde  gerade  durch  sie  gehemmt  oder  im  Keim 
erstickt.  Man  kann  sagen:  nicht  so  sehr  „die  unbegrenzten  Lasten 
und  Bevormundung“,  die  man  tadelte,  wie  die  schwankende  Rechts- 
lage, die  Rückwirkung  des  Gesetzes  auf  die  bestehenden  Bahnen 
und  ferner  die  Rückwirkung  aller  künftigen  Bestimmungen  erzeugten 
viel  Unsicherheit.  Das  ist  auch  die  Quintessenz  der  Hansemann- 
schen  Ausführung1):  „Wie  schön  auch  das  Vertrauen  auf  diese 
Billigkeit,  wie  ehrend  es  für  die  Staatsregierung  sein  mag  — diese 
ehrt  sich  selbst  mehr  und  tritt  würdiger  auf,  wenn  sie  das  Recht 
billig  festsetzt,  als  wenn  sie  Rechtlosigkeit  zu  Recht  erhebt,  und 
dann  mit  dem  Grunde  zum  Vertrauen  auf  Billigkeit  tröstet.“ 

Wenn  Treitschke  das  Gesetz  von  1838  „als  die  letzte  ge- 
setzgeberische Großtat  des  absoluten  Königtums  und  seines  Beamten- 
tums“ gepriesen  hat,  so  kann  man  dafür  immerhin  einige  Erwägungen 
ins  Feld  führen:  den  Mut  und  die  Energie,  mit  der  die  Regierung 
ihre  schwierige  Aufgabe  anfaßte,  die  Weite  und  Anpassungsfähigkeit 
der  Bestimmungen,  durch  welche  die  Bedeutung  des  Gesetzes  völlig 
in  seine  Handhabung  verlegt  und  ihm  eine  ungeahnte  Lebensfähig- 
keit gegeben  wurde,  so  daß  nach  allem  Wechsel  der  Zeit  das  Ge- 
setz bis  heute  in  Kraft  bleiben  konnte,  endlich  das  unerschütter- 
liche Festhalten  an  der  Autorität  des  Staates  gegenüber  den  auf- 
kommenden neuen  Gebilden. 

In  der  Tat  hat  die  preußische  Regierung  wie  im  Eisenbahn- 
gesetz so  auch  dauernd  in  den  folgenden  Jahrzehnten  den  Gedanken 
der  Staatshoheit  festgehalten,  ja  sogar  die  Pflicht  des  Staates,  die 
Eisenbahnen  selbst  zu  besitzen  und  zu  betreiben,  wurde  nie  völlig 
aus  dem  Auge  verloren. 

Am  Ende  der  30  er  Jahre  war  auch  in  Preußen  der  Sieges* 
zug  der  Eisenbahn  gesichert.  Aus  den  noch  spärlichen  Keimen 
reckte  sich  ein  mächtiger  Baum  empor.  Und  dieses  Baumes  Leben 
und  Struktur  wird  man  besser  kennen  und  mehr  bewundern,  wenn 


1)  Hansemann,  Das  preußische  Eisenbahngesetz  vom  3.  November  1838,  S.  28. 
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man  seiner  mächtigen  Zweige  Sprießen  und  Blühen  betrachtet  hat. 
Solche  Betrachtung  der  Eisenbahnen  wird  die  schönen  Worte 
Treitschkes x)  vollauf  bestätigen : „Erst  die  Eisenbahnen  rissen  die 
Nation  aus  ihrem  wirtschaftlichen  Stilleben,  sie  vollendeten  erst, 
was  der  Zollverein  nur  b egonnen  hatte,  sie  griffen  in  alle  Lebens - 
gewohnheiten  so  gewaltig  ein,  daß  Deutschland  schon  in  den  40  er 
Jahren  einen  völlig  veränderten  Anblick  darbot;  und  immer  wird 
es  eine  frohe  Erinnerung  unseres  Volkes  bleiben,  wie  rasch,  tat- 
kräftig, entschlossen  dies  arme  politisch  zersplitterte  Geschlecht 
sich  der  weltumgestaltenden  Erfindung  bemächtigte.“ 


!)  Siehe  Deutsche  Geschichte  im  19.  Jahrhundert,  4.  Teil,  S.  581,  Leipzig  1889. 


II.  Die  Begründung  der  Rheinischen 
Eisenbahngesellschaft. 
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Der  Plan  einer  Köln-Antwerpener  Bahn. 

Bei  der  im  vorigen  Kapitel  gegebenen  Übersicht  über  die  ersten 
Eisenbahnen  und  ihre  Aufnahme  in  Deutschland  wurde  schon 
hier  und  da  der  Rheinischen  Eisenbahn  Erwähnung  getan,  und 
zwar  jener  Strecke,  die  anfänglich  Köln  und  Herbesthal  verband, 
um  sich  dort  an  die  belgischen  Bahnen  anzuschließen.  Hinfort  soll 
die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  im  Mittelpunkt  der  Darstellung 
stehen. 

Die  Entstehung  der  Rheinischen  Eisenbahn  hängt  aufs  engste 
zusammen  mit  der  politischen  Geschichte  der  Rheinlande  und  der 
angrenzenden  Länder,  Holland  und  Belgien. 

Der  Wiener  Kongreß  hatte  den  naheliegenden,  aber  praktisch 
unhaltbaren  Gedanken  zu  verwirklichen  gesucht,  die  beiden  kleinen 
aneinandergrenzenden  Staaten  Holland  und  Belgien  unter  der  Krone 
Hollands  zusammenzuschweißen.  Aber  die  Widerstände,  die  in  der 
vollkommenen  disparaten,  historischen  Entwicklung  und  natürlichen 
Veranlagung  der  beiden  Völker  lagen  — vor  allem  anderen  ist  an 
die  konfessionellen  Gegensätze  zu  denken  — , erwiesen  sich  als  un- 
überwindlich. Im  August  1830  schlugen  die  Flammen  der  Revolution 
von  Frankreich  herüber.  Vergebens  versuchte  König  Wilhelm  I. 
das  kaum  Besessene  festzuhalten.  Die  politischen  Gestaltungen  kamen 
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Belgien  zu  Hilfe.  So  vermochte  es  sich  seine  Unabhängigkeit  zu 
erkämpfen,  die  schließlich  durch  den  Frieden  vom  1 5 . November  1 83 1 
anerkannt  wurde.  Schon  zuvor  hatte  Belgien  in  dem  Prinzen  Leopold 
von  Sachsen-Koburg  einen  redlichen  und  klugen  Regenten  gefunden. 
Der  Friedensschluß  bedeutete  aber  noch  keineswegs  der  Streitig- 
keiten Ende.  König  Wilhelm  machte  keine  Miene,  die  Zitadelle 
von  Antwerpen,  die  Belgien  zukam,  zu  räumen,  und  als  Pfand 
dafür  hielten  umgekehrt  die  Belgier  unrechtmäßigerweise  Limburg 
rechts  der  'Maas  besetzt,  das  ihren  Gegnern  zugesprochen  worden  war. 
Endlich  kam  es  in  der  Londoner  Konvention  vom  21.  Mai  1833  zur 
Anerkennung  des  „Status  quo“,  man  beließ  es  dabei,  ohne  die  verein- 
barte Regulierung  des  Gebiets  vorzunehmen,  vielmehr  behielt  Holland 
noch  zwei  Scheldeforts  unterhalb  Antwerpens,  und  Belgien  die  ihm 
abgesprochenen  Teile  von  Luxemburg  und  Limburg.  Der  völlige  Aus- 
gleich und  Friede  kam  erst  einige  Jahre  später,  als  sich  König 
Wilhelm  endlich  veranlaßt  sah,  den  Wünschen  seiner  Untertanen 
nach  Ruhe  und  geringerer  steuerlicher  Belastung  zu  entsprechen, 
am  19.  April  1839.  Aber  auch  damals  blieb  die  Scheldemündung 
bei  Holland  und  damit  die  Schädigung  Antwerpens  noch  bestehen 
(bis  1863). 

Die  mühsam  und  nur  durch  das  Eintreffen  mannigfacher  Zufälle 
erreichte  Unabhängigkeit  bedeutete  aber  für  Belgien  nicht  das  Ende, 
sondern  eher  den  Anfang  der  wichtigsten  nationalen  Aufgaben.  Im 
Ausland,  besonders  in  Deutschland,  betrachtete  man  den  jungen,  unter 
so  vielen  Mühen  und  Schwierigkeiten  geborenen  Staat,  das  Kind 
der  Revolution,  mit  mißtrauischen  Blicken.  Belgien  selbst  hatte 
ein  lebhaftes  Interesse  daran,  so  schnell  als  möglich  sich  die  all- 
gemeine Achtung  zu  erwerben,  sich  aber  auch  für  jeden  politischen 
Wechselfall  sicher  zu  stellen.  Dazu  war  vor  allem  ein  gründlicher 
Ausbau  seiner  inneren  Organisation  von  Nöten.  Rüstig  gingen  der 
König  und  sein  neubelebtes,  tatkräftiges  und  fleißiges  Volk  an 
ihre  großen  politischen  und  wirtschaftlichen  Arbeiten. 

Ergiebig  wie  die  Oberfläche  des  belgischen  Landes  war  auch 
das  Erdinnere,  Kohlen,  Eisen,  Kupfer,  Blei,  Zink  und  manche 
anderen  Metalle  wurden  schon  seit  dem  18.  Jahrhundert  in  Abbau 
genommen,  und  Lüttich,  Charleroi,  Namur,  Seraing  waren  gerade 
während  der  Vereinigung  Belgiens  mit  Holland  durch  ihre  Metall- 
industrie zur  Blüte  und  zu  einem  über  die  Grenzen  hinaus  geltenden 
Ansehen  gelangt.  Außerdem  fand  man  — um  nur  das  Wichtigste 
zu  nennen  — im  Bezirk  Dinant  schwarzen  Marmor,  Bau-  und  Kalk- 
steine, bei  Namur  Schiefer,  bei  Tournay  Zement,  im  Bezirk  Brabant 
und  Antwerpen  Quarzsand.  Auch  die  Spitzen  von  Mecheln  und 
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Brüssel  genossen  damals  schon  weit  und  breit  einen  großen  Ruf 
und  bildeten  einen  wichtigen  Ausfuhrartikel. 

Unverkennbar  hatte  Belgien  durch  den  Bruch  mit  dem  Nach- 
barlande viel  verloren.  Die  Niederlande  mit  ihrem  großen  Kolonial- 
besitz gaben  für  das  aufstrebende  Industrieland  bisher  ein  er- 
wünschtes, zhlungskräftiges  Absatzgebiet  ab.  Nun,  da  man  diesen 
Markt  nicht  mehr  hatte,  mußte  man  sich  an  andere  Länder  anzu- 
schließen suchen.  Die  Schiffahrt  Antwerpens  war  einstweilen  noch 
nicht  sehr  bedeutend  und  litt  unter  der  Mißgunst  Hollands;  Frank- 
reich kam  infolge  seines  Prohibitivsystems  als  Abnehmer  wenig 
in  Betracht,  so  daß  es  am  nächsten  lag,  die  Freundschaft  Preußens 
mit  seinem  immerhin  günstigeren  Zolltarif  zu  suchen. 

So  hatte  schon  kurz  nach  der  Begründung  des  neuen  Staates, 
um  auf  die  handelspolitische  Entwicklung  in  den  ersten  Jahren 
kurz  einzugehen,  einmal  ein  Deputierter  Davignon  aus  Franko- 
mont sich  unter  der  Hand  an  den  Präsidenten  der  Aachener 
Handelskammer,  David  Hansemann,  gewandt  mit  der  Anfrage, 
was  er  wohl  von  einem  preußisch-belgischen  Handelsvertrag 
halte1).  Hansemann  hatte  geantwortet,  man  werde  Belgien  wohl 
nicht  zurückstoßen,  wenn  es  sich,  wie  gebührlich,  entgegenkommend 
zeige.  Er  hielt  sich  aber  auch  für  verpflichtet,  dem  preußischen 
Finanzminister  Maassen  von  der  Anfrage  Mitteilung  zu  machen 
und  erklärte  dabei,  daß  er  zwar  von  dem  Handelsvertrag  nichts 
Großes  erwarte , aber  darin  einen  ersten  Schritt  zum  vollen 
Zollanschluß  Belgiens  sähe.  Hansemann  machte  auf  die  großen 
Vorteile  aufmerksam,  die  aus  einer  solchen  Verbindung  er- 
wachsen würden.  Es  sind  dieselben  Hoffnungen,  die  man  auch 
an  die  Köln-Antwerpener  Bahn  (s.  u.)  knüpfte.  Aber  man  vermochte 
in  den  leitenden  Kreisen  sich  nicht  mit  einem  so  weit  ausschauenden 
Plan  zu  befreunden.  — Im  Dezember  des  Jahres  1831  brachte  der 
belgische  Gesandte  de  Weyer  dem  preußischen  Gesandten  von 
Bülow  gegenüber  den  Gedanken  des  Handelsvertrages  und  zu- 
gleich den  Bau  der  inzwischen  schon  in  Belgien  angeregten,  in 
ihrem  preußischen  Teil  später  Rheinische  Eisenbahn  genannten 
Bahn  von  Köln  nach  Antwerpen  in  Vorschlag.  Doch  von  Berlin 
aus  erklärte  man  an  die  Geneigtheit  Belgiens  zum  Abschluß  eines 
für  beide  Teile  günstigen  Vertrages  vorläufig  nicht  zu  glauben, 
man  wolle  die  endgültige  Auseinandersetzung  der  beiden  noch 


1)  Zimmermann,  Geschichte  der  preußisch- deutschen  Handelspolitik,  Oldenburg 
und  Leipzig  1892,  S.  268  ff. 
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kämpfenden  Staaten  abwarten,  um  dann  mit  beiden  einzeln  zu  ver- 
handeln. 

Von  da  ab  beginnt  nun  im  steten  Zick-Zack-Kurs  die  lang- 
jährige Verhandlung  zwischen  Belgien  und  dem  Zollverein  wegen 
einer  dauernden  handelspolitischen  Übereinkunft,  „Hin-  und  Her- 
märsche, bei  denen  man  sich  immer  auf  demselben  Fleck  befand“1). 
Im  Verlauf  dieser  ebenso  interessanten  als  politisch  betrachtet  be- 
dauerlichen Unterhandlungen  zeigten  sich  allerdings  mitunter  in 
Belgien  Strömungen,  die  eher  zu  einer  Verbindung  mit  Frankreich 
neigten,  besonders  weil  man  bei  einer  Annäherung  an  Preußen 
die  Konkurrenz  der  auf  blühenden  rheinischen  Industrie  scheute. 
Aber  schon  als  im  Oktober  1833  als  erster  preußischer  Gesandter 
der  gewandte  Baron  von  Arnim  nach  Brüssel  gekommen  war, 
kam  der  Minister  Goblet  auf  den  Gedanken  des  Handelsver- 
trages zurück,  ja  er  beantragte  später  sogar  die  Aufnahme  Belgiens 
in  den  Zollverein.  Aber  eine  so  enge  Verbindung  mit  einem  aus- 
ländischen Staat  lehnte  man  in  Deutschland  aus  prinzipiellen  Gründen 
ab.  In  den  nächsten  Jahren  verstimmten  in  Brüssel  verschiedent- 
lich unfreundliche  Maßnahmen  Preußens,  doch'  ließ  man  in  den 
an  die  Rheinlande  grenzenden  Landesteilen  den  Gedanken  an  einen 
völligen  Zollanschluß  nicht  fallen.  So  besprach  1836  der  Minister 
de  Theux  mit  von'  Arnim  die  belgischen  Wünsche  wegen  ieines 
Schiffahrtsvertrages  oder  womöglich  eines  Eintritts  in  den  Zollverein, 
aber  ohne  Ergebnis. 

Diese  wenigen,  dem  geschichtlichen  Verlauf  vorauseilenden 
Angaben  zeigen  schon  das  starke  Streben  des  jungen  Staates, 
sich  Deutschland,  besonders  aber  die  Rheinprovinz  zum  Freund  zu 
machen,  ein  Streben,  aus  dem  heraus  dann  auch  der  Gedanke 
an  eine  Eisenbahnverbindung  der  Hauptverkehrspunkte  Belgiens 
mit  den  größren  rheinischen  Handelsstädten  entstand. 

In  der  Tat  erkannten  alle  einsichtigen  Köpfe  in  der  west- 
lichsten Provinz  Preußens  wie  in  Belgien  die  natürliche  Zusammen- 
gehörigkeit an,  die  durch  die  stets  regen  wirtschaftlichen  Beziehungen 
eben  so  sehr  geschaffen  worden  war,  als  durch  die  Ähnlichkeit 
der  ganzen  Veranlagung  und  die  Gemeinschaft  der  Konfession. 
Man  blieb  auch  jetzt  in  den  Fragen  des  Zoll-  und  des  Verkehrs- 
anschlusses einer  Meinung  und  hielt  sich  gegenseitig  öffentlich, 
nämlich  seitens  der  Handelskammern  Köln  und  Antwerpen,  und 
privat  über  die  schwebenden  Angelegenheiten  auf  dem  Laufenden. 


1)  Gothein,  Geschichtliche  Entwicklung  der  Rheinschiffahrt  im  19.  Jahrhundert, 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Leipzig  1903,  S.  240. 


44 


Zweites  Kapitel. 


So  mußte  eine  Eisenbahn  von  Antwerpen  nach  Köln  als 
wirkungsvolle  Vermittlerin  angesehen  werden  und  in  Belgien  große 
Sympathie  finden.  Am  besten  beweist  das  die  warme  Aufnahme, 
die  man  in  der  belgischen  Repräsentantenkammer  der  betreffenden 
Eisenbahnvorlage  bereitete.  Der  Abgeordnete  Biolley1)  gab  der 
allgemeinen  Stimmung  Ausdruck,  wenn  er  (im  März  1834)  erklärte: 
„Ohne  freie  Verbindung  der  Schelde  mit  Deutschland  habe  ich 
niemals  an  ein  unabhängiges  Belgien  gedacht.  . . . Die  Eisenbahn 
von  Ostende  und  Antwerpen  nach  Preußen  ist  unser  überzeugendster 
Diplomat.  Sie  wird  zu  den  materiellen  Interessen  sprechen,  für 
welche  Deutschland  eine  so  ausgesprochene  Tendenz  zeigt.  Tat- 
sächlich reden  alle  Briefe,  die  man  aus  diesem'  Lande  erhält,  alle 
Personen,  die  von  dort  eintreffen,  von  der  Begeisterung,  welche 
unsere  Bahn  dort  erweckt,  von  der  Annäherung,  die  sie  zu  unseren 
Gunsten  herbeiführt.  . . . Wir  wissen,  daß  man  in  Deutschland  die 
belgische  Revolution  nicht  mit  freundlichen  Augen  angesehen 
hat.  . . . Den  deutschen  Staatsmännern  kann  es  nicht  entgangen 
sein,  daß  der  charakteristische  Zug  von  1830  in  Belgien  die  Be- 
zwingung einer  Bewegung  war,  welche  die  Interessen  der  Pariser 
Propaganda  verfolgte,  und  daß  man  alles  getan  hat,  um  sich  einer 
Vereinigung  mit  Frankreich  zu  widersetzen.  Der  Kongreß  war  so 
wenig  geneigt,  sich  Deutschland  zum  Feinde  zu  machen,  daß  er 
im  Gegenteil  in  der  Luxemburger  Frage  'ausdrücklich  die  Beziehungen 
zum  deutschen  Bunde  Vorbehalten  hat  und  im  allgemeinen  wünscht 
der  ehrenwerteste  Teil  der  Nation  im  guten  Einvernehmen  mit  den 
deutschen  Staaten  zu  leben.  Von  dieser  Gesinnung  nicht  Nutzen 
ziehen  wollen,  hieße  auf  Seiten  Deutschlands  einen  Fehler  begehen, 
den  es  sehr  bald  bereuen  würde.“ 

Nicht  anders  urteilte  man  in  Deutschland  über  die  Bedeutung 
einer  solchen  Verbindung  für  Belgien.  Ludolf  Camphausen 2) 
faßt  über  die  materiellen  Interessen  sein  Urteil  einmal  dahin  zu- 
sammen : „Nach  Deutschland  geht  sein  Abfluß,  von  Deutschland 
kommt  sein  Zufluß  und  ohne  Deutschland  wäre  von  dem  belgischen 
Zwischenhandel  nur  als  von  einem  Dinge  zu  reden,  das  nicht  ist“. 
Und  zur  Ergänzung  nur  noch  die  Meinung,  die  List  in  seinem 
Eisenbahnjournal  etwas  später  (1836)  über  die  immaterielle  Be- 
deutung der  Rheinisch-Belgischen  Bahn  aussprach : „Höher  als  den 
materiellen  Vorteil  möchte  ich  den  moralischen  anschlagen,  den 

ß Dresemann,  Das  erste  Eisenbahnsystem,  Köln,  S.  18.  Dieser  interessanten 
Schrift  über  die  Entstehung  der  belgischen  Bahnen  schließt  sich  dieser  Abschnitt  mehr- 
fach an. 

2)  Camphausen,  Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen,  Köln  1835,  S.  101. 
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die  gegenwärtige  Ordnung  in  Belgien  aus  dem  Eisenbahnsystem 
ziehen  wird.  Die  Unternehmung  ist  ganz  national.  Hätte  Hollands 
irrgängige  Politik  nicht  mit  unerschöpflichen  diplomatischen  Künsten 
die  Durchfahrt  durch  die  Binnenwässer  in  den  Rhein  für  Belgien 
zu  erschweren  oder  gar  unmöglich  zu  machen  gesucht,  so  würde 
man  vielleicht  so  bald  nicht  auf  den  Gedanken  einer  Eisenbahn 
von  Antwerpen  nach  Köln  gekommen  sein.  So  aber  verdankt  das 
Unternehmen  zunächst  seinen  Ursprung  dem  lobenswerten  Streben, 
sich  von  Holland  auch  hinsichtlich  der  Handelsverbindung  unab- 
hängig zu  machen.  Indem  es  nun  zum  Teil  angelegt  ist,  und  nach 
allen  Seiten  vorgearbeitet  wird,  wächst  dem  Belgier  der  Mut  und 
das  Vertrauen  auf  eigenes  Vermögen  und  eigene:  Tätigkeit“. 

Aber  auch  vom  Standpunkt  des  Deutschen  und  besonders 
des  Rheinländers  mußte  man  ein  Eisenbahnprojekt  Köln- Antwerpen 
freudig  begrüßen. 

Zunächst  waren  natürlich  die  Rheinländer  und  von  ihnen  wieder 
am  meisten  die  Kölner  an  dem  neuen  Verkehrsweg  interessiert. 
Wenn  eine  Stadt,  so  hat  die  Stadt  Köln1)  die  Wandelbarkeit  des 
Geschickes  kennen  gelernt.  Glänzend  war  ihre  Vergangenheit.  Die 
alte  stolze  Römerstadt  hatte  in  der  Hansa  eine  leitende  Stellung 
eingenommen,  Reichtum  und  Ansehen  strömten  ihr  zu.  Dann  hatte 
eine  veränderte  Handelsrichtung  der  alten  Vermittlerin  von  Nord 
und  Süd  den  Aktivhandel  entzogen  und  sie  so  der  Verarmung 
überlassen.  England,  Holland,  Bremen  und  Hamburg  gelangten 
zu  ihrer  großen  Bedeutung.  Bei  Köln  blieb  nur  noch  der  Kom- 
missions- und  Speditionshandel  und  zwar  vornehmlich  für  Rech- 
nung der  Niederländer,  die  ihre  eingeführten  Waren  über  Köln 
nach  Süddeutschland,  Frankreich  und  der  Schweiz  führten.  Aber 
auch  der  kümmerliche  Rest  ehemaliger  Handelsgröße  war  nicht 
der  wirtschaftlichen  Bedeutung,  sondern  dem  rechtlichen  Privileg 
zu  danken,  das  Köln  in  seinem  Stapelrecht  besaß.  Alle  Schiffe, 
die  auf  der  größten  Verkehrsader  Deutschlands,  auf  dem  Rhein, 
vorüberfuhren,  mußten  in  Köln  ihre  Waren  ausstellen.  Ruhm-  und 
tatenlos  vergingen  für  die  einst  so  gepriesene  Handelsstadt  einige 
Jahrhunderte.  Auch  als  Köln  nach  der  französischen  Revolution 
französisch  wurde,  blieb  es  im  alten  Geleise,  in  der  Abhängigkeit 
von  seinen  glücklicheren  Rivalen,  den  holländischen  Städten. 

Aber  dann  vollzogen  sich  doch  wichtige  Änderungen.  1804 
kam  mit  der  Oktroikonvention  die  große  Förderung  der  Rhein- 

1)  Über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Stadt  Köln  unterrichtet  für  die  Zeit 
■vom  ausgehenden  18.  Jahrhundert  bis  1830  nach  allen  Richtungen  hin  erschöpfend: 
■Schwann,  Geschichte  der  Kölner  Handelskammer,  Bd.  I,  Köln  1906. 
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schiffahrt.  Bis  dahin  war  aller  Verkehr  auf  dem  Rhein  mit  den 
drückendsten  Fesseln  belastet  gewesen,  die  zahlreichen  Zollstellen 
mit  verschiedenartigen  und  im  Laufe  der  Zeit  wechselnden  Sätzen 
waren  das  ärgste  Hindernis.  Nun  sollte  der  Rhein  in  Beziehung 
auf  Schiffahrt  und  Handel  als  ein  gemeinsamer  Fluß  aller  an- 
liegenden Staaten  angesehen  und  seine  Verwaltung  in  die  Hände 
einer  besonderen  Kommission,  der  General-Oktroi-Kommission,  ge- 
legt werden.  Der  Kölner  Stapel  fiel  fort,  nur  das  Umschlagsrecht 
blieb,  alle  Schiffe,  die  in  Mainz  oder  zwischen  Mainz  und  Köln 
geladen  hätten,  sollten  in  Köln  umladen  müssen.  Die  Abgaben 
auf  dem  Rhein  wurden  vereinfacht  und  ermäßigt.  Einen  gewissen 
Ersatz  für  ihre  Verluste  suchte  und  fand  die  Stadt  Köln  nach 
langen  Verhandlungen  mit  dem  französischen  Gouvernement  in  der 
Errichtung  des  Freihafens  1805  und  des  Sicherheitshafens  18121). 
Damit  war  die  Bahn  gebrochen  für  eine  neue  Zeit2). 

Bedeutsam  war  natürlich  auch  der  politische  Umschwung 
des  Jahres  1815.  Nach  der  Niederwerfung  Napoleons  fiel  Rhein- 
land an  Preußen.  Man  kann  nicht  sagen,  daß  dieser  Wechsel 
in  den  Rheinlanden  mit  ungeteilter  Freude  begrüßt  worden  wäre, 
und  auch  in  den  älteren  Provinzen  Preußens  war  man  den 
wiedergewonnenen  Landesteilen  nicht  sonderlich  hold,  dazu  waren 
die  Gegensätze  zu  groß.  Die;  Unterschiede  waren  wirtschaftlicher 
und  politischer  wie  kultureller  und  konfessioneller  Art;  die  Rhein- 
länder waren  meist  katholisch,  aber  tolerant;  dem  Berufe  nach 
hauptsächlich  auf  Handel  und  Industrie  angewiesen;  Stadt  und 
Land  waren  hier  in  der  öffentlichen  Achtung  ebensowenig  ge- 
schieden als  scharfe  Unterschiede  zwischen  den  herrschenden  und 
dienenden  Klassen  bestanden  hätten;  im  Rheinland  war  man  froh- 
launig, kunstsinnig,  freidenkend  und  unternehmend,  politisch  in 
den  leitenden  Kreisen  durchweg  liberal,  ganz  im  Gegensatz  zu  den 
protestantischen  vorwiegend  der  Landwirtschaft  oder  dem  Beamten- 
stand angehörenden  bedächtigen  und  ernsten  Altpreußen. 

Für  Köln  trat  zunächst  wirtschaftlich  keine  große  Änderung 
ein,  immer  noch  blieb  man  von  der  holländischen  Ausfuhr  ab- 
hängig. Nach  dem  Süden  gingen  von  Köln  im  Durchgangsver- 
kehr, um  nur  die  wichtigsten  Waren  zu  nennen,  Kolonialwaren, 
Häute,  Tabak,  Baumwolle  für  die  Fabriken  in  der  Schweiz,  Material- 
waren, Rohzucker  und  Tran. 


ß Schwann,  a.  a.  O.,  S.  232  ff.  und  S.  344  ff.  gibt  näheres  darüber. 

2)  Im  Rahmen  dieser  Darstellung  kann  auch  diese  Entwicklung  natürlich  nur  ganz 
skizzenhaft  gegeben  werden.  Näheres  siehe  in  der  klaren  Darstellung  bei  Eckert, 
Rheinschiffahrt  im  19.  Jahrhundert,  Leipzig  1900,  S.  19  ff. 
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Freilich  betätigte  sich  gerade  in  Köln,  dank  seiner  so  günstigen 
Lage  an  dem  Ausläufer  der  Eifel,  an  belebten  Straßen,  deren  be- 
deutendste der  Rhein  ist,  am  Eingang  der  Ebene,  die  nach  Belgien, 
Holland  und  dem  deutschen  Norden  geht,  immer  mehr  ein  leb- 
hafter Handel  in  Landesprodukten.  Köln  war  wichtig  zunächst  für 
Getreide  und  Wein.  Getreide  ging  rheinauf-  und  rheinabwärts, 
auch  schon  in  Konkurrenz  mit  russischem  und  amerikanischem  ins 
Ausland,  nach  Holland  und  England;  der  alte  Kölner  Weinhandel 
bediente  ziemlich  alle  rheinabwärts  zu  erreichenden  Länder.  Da- 
neben kamen  an  Landesprodukten  besonders  in  Betracht  Holz, 
Eisen,  Rüb-  und  Kleesamen,  Steine  und  Erde. 

Im  Jahre  1833  war  die  Reihenfolge  der  bedeutenderen  Zu- 
fuhren auf  dem  Rhein  dem  Gewicht  nach : Zucker  (zusammen  in 
seinen  verschiedenen  Produktionsstadien  295  656  Zentner),  Roggen, 
Kaffee,  Tabak,  Garn,  Tran,  Eisenhalbzeuge,  Baumwolle,  Häute, 
Farbholz,  Öl,  Reis;  die  Reihenfolge  der  Absendungen  war:  Tuff- 
stein, Tannenholz,  Eichenholz,  Weizen,  Mineralwasser,  Wein,  Krüge, 
Mühlsteine,  Töpferwaren. 

Im  zweiten  und  dritten  Jahrzehnt  regte  sich  auch  schon  stärker 
die  Industrie.  Da  sind  zu  nennen  die  Fabriken  von  Wollen-  und 
Baumwollentuchen,  die  Tabakfabriken,  die  Weiß-  und  Rotgerbereien, 
die  Leimsiedereien,  die  Herstellung  von  Kölnisch  Wasser,  später 
die  Baumwollspinnereien  und  Webereien  und  nicht  zuletzt  die  Zucker- 
raffinerien. 

Das  in  Köln  sich  entfaltende  regere  Leben  zog  damals  gerade 
viele  fähige,  unternehmende  und  fleißige  junge  Leute  zur  rheinischen 
Metropole  hin.  Und  diese  Erscheinung  des  Zuströmens  zahlreicher, 
rüstiger,  auch  zum  großen  Teil  kapitalkräftiger  Elemente,  die  man 
gerade  in  den  20  er  und  30  er  Jahren  konstatieren  kann,  brachte 
das  Kölnische  Leben  nun  wieder  in  höheren  Schwung.  Hinfort 
griff  gerade  Köln  bei  allen  vielversprechenden  Unternehmungen' 
mit  größter  Lebendigkeit  zu.  So  schickte  sich  Köln  an,  allmählich 
wieder  das  zu  werden,  was  es  früher  gewesen  war,  der  Mittel- 
punkt des  rheinischen  Lebens 1).  Die  Stadt  mit  ihren  60 — 70  000 
Einwohnern  (in  den  30  er  Jahren)  wurde,  wenn  sie  auch  unter 
dem  preußischen  Regiment  nicht  mehr  die  Verwaltungssitze  der 
Behörden  und  die  Universität  in  ihren  Mauern  hatte,  dennoch  das 
Zentrum  wie  des  wirtschaftlichen,  so  des  geistigen  und  politischen 
Lebens 2).  In  Köln  als  der  tatsächlichen  Hauptstadt  der  Provinz 

!)  Hansen,  a.  a.  O.,  S.  199. 

2)  Vergl.  auch  Rottländer,  Übersichtliche  Darstellung  des  Handels  von  Köln  in 
den  letzten  50  Jahren  (1815 — 1865),  Köln  1867. 
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hatten  auch  die  größeren  Geldinstitute  ihren  Sitz.  Firmen,  wie 
S.  Oppenheim  jr.  et  Comp.,  Herstatt,  J.  H.  Stein  und  Abraham 
Schaaff hausen,  waren  weit  im  Lande  bekannt  und  geachtet;  sie 
übten  bei  allen  wirtschaftlichen  Dingen  eine  große  Macht  aus  und 
trugen  nicht  zum  wenigsten  zur  Förderung  der  Großunternehmen 
und  damit  auch  wieder  zur  Hebung  Kölns  bei.  — 

Der  Pariser  Friede  und  in  der  Ausführung  seiner  Grundsätze 
der  Wiener  Kongreß  — um  noch  einmal  auf  die  Verhältnisse  der 
Rheinschiffahrt  zurückzukommen  — hatten  im  wesentlichen  die 
Bestimmungen  der  Okroikonvention  bestätigt.  Der  Rhein  sollte  frei 
sein,  von  dem  Punkt,  wo  er  schiffbar  wurde,  bis  zum  Meer,  strom- 
aufwärts wie  stromabwärts  für  den  Handel  aller  Nationen. 

In  den  Jahren  nach  1815  war  aber  der  Kölner  Handel  so 
abhängig  und  bedrängt  wie  je.  Infolge  der  bekannten  Aus- 
legung, daß  die  Worte  aus  dem  Art.  45  des  Pariser  Friedens 
„navigation  jusqu’  ä la  mer“  nur  die  freie  Schiffahrt  bis  ans, 
nicht  bis  ins  Meer  bestimmten,  maßte  sich  Holland  die  Be- 
fugnis an,  alle  Fahrzeuge,  die  vom  Rhein  in  die  See  oder  von 
der  See  auf  den  Rhein  kämen,  mit  einem  Durchgangszoll  zu  be- 
lasten. Die  Zölle  waren  dazu  noch  recht  hoch  und  in  ihrer  Er- 
hebung mit  allen  möglichen  Schikanen  verbunden.  Die  Wirkung 
war,  daß  der  Handel  trotz  der  im  großen  Stil  betriebenen  Durch- 
stechereien vom  Rhein  verscheucht  und  einesteils  zu  den  deutschen 
Nordseehäfen,  dann  aber  besonders  nach  Frankreich  gelenkt  wurde. 
Die  Schwierigkeiten  und  Drangsalierungen  von  Holland,  die  Be- 
vorzugung des  einheimischen  Handels  und  Verkehrs  auf  Kosten 
des  deutschen  nahmen  aber  trotz  aller  Ermahnungen  nicht  ab, 
sondern  immer  zu,  zahlreiche  Schriften  beklagten  die  Zustände  als 
eine  nationale  Schande  und  schürten  die  gegenseitige  Erbitterung 
noch  mehr. 

In  den  20  er  Jahren  machte  aber  die  Rheinschiffahrt  doch 
große  Fortschritte , nämlich  durch  die  Anwendung  des  neuen 
Motors,  der  Dampfkraft.  Die  Neuerung  fand  in  Köln  das  größte 
Interesse1).  Schon  im  Jahr  1816  hatte  zum  ersten  Male  ein 
Dampfboot  den  Rhein  befahren  und  zwar  war  es  von  Rotter- 
dam in  fünf  Tagen  nach  Köln  gelangt.  Der  erste  regelmäßige 
Verkehr  wurde  von  Holland  aus  eingerichtet,  wo  sich  schon  1822 
die  später  Niederländische  Dampfschiff-Reederei  genannte  Gesell- 

1)  Zum  Beweis  dafür,  dafi  aber  auch  die  Segelschiffahrt  nicht  untätig  zusah, 
siehe  z.  B.  Eckert  a.  a.  Q.,  S.  114  ff.,  ferner  sei  an  die  seit  1829  wiederholt  versuchte 
Rhein-Seeschiffahrt  (Köln-London)  erinnert. 
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Schaft  bildete,  die  ihre  Boote  zwischen.  Rotterdam  bezw.  Antwerpen 
und  Köln  fahren  ließ.  Auch  in  Mainz  und  besonders  in  Köln  be- 
obachtete man  diese  Fortschritte  mit  aufmerksamem  Auge.  1824 
befuhr  erstmalig  ein  Dampfschiff,  der  „Seeländer“,  den  Mittelrhein, 
nämlich  die  Strecke  von  Köln  bis  Caub.  Nachdem  dann  im  Jahre  1825 
die  erste  Reedereigesellschaft  auf  dem  Rhein,  in  Baden,  konzessioniert 
worden  war,  wurde  am  12.  April  1826  die  Dampfschiffahrts- 
gesellschaft von  Main  und  Rhein  in  Mainz  und  am  11.  Juni  1826 
als  erste  preußische  die  schon,  im  Oktober  1825  konstituierte 
Preußisch-Rheinische  Dampfschiffahrtsgesellschaft  in  Köln  obrig- 
keitlich genehmigt.  Das  erste  Boot  der  Kölner  Gesellschaft,  die 
„Concordia“,  begann  seine  Fahrten  am  1.  Mai  1827.  Den  Verkehr 
teilte  man  in  der  Weise,  daß  die  Preußisch-Rheinische  Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft die  Strecke  von  Mainz  bis  Köln  bediente,  während 
die  Niederländische  Gesellschaft  die  Verbindungen  nach  den  hol- 
ländischen Häfen  mit  Anschluß  bis  England  unterhielt  und  die 
Mainzei  Gesellschaft  den  Verkehr  oberhalb  Mainz  auf  Main  und 
Rhein  übernahm.  Die  Vorzüge  der  Dampfschiffahrt  überhaupt  wie 
die  treffliche  Organisation  der  Gesellschaften,  besonders  der  Kölner, 
brachten  sie  schnell  zur  Blüte.  Der  Güterverkehr,  weit  mehr  aber 
die  Personenbeförderung,  wurde  den  Rheinschiffern  in  steigendem 
Maße  entzogen.  Der  Gütertransport  wandte  sich  dem  neuen  Ver- 
kehrsmittel zu,  als  wiederum  zuerst  in  Holland,  die  Versuche  mit 
der  Dampfschleppschiffahrt  begannen;  und  als  seit  1841  Schlepp- 
kähne aus  Eisenblech  verwendet  wurden,  ging  die  Beförderung 
durch  Leinpferde  vollends  zurück.  Das  Jahr  1841  ist  auch  das 
Gründungsjahr  der  Kölner  Dampfschleppschiffahrt-Aktiengesell- 
schaft, die  im  Juni  1842  mit  dem  „Elbeuvien“  ihre  Tätigkeit  auf- 
nahm und  noch  im  selben  Jahr  einen  zweiten  Schlepper,  den  „Over- 
stolz“ anschaffte1). 

Auch  die  Regierung  ließ  es  jetzt  nicht  an  der  nötigen  Für- 
sorge fehlen,  sondern  suchte  durch  mancherlei  Verbesserungen  der 
Schiffahrt  zu  helfen.  In  der  Tat  flutete  auch  ein  Teil  des  früher 
abgeströmten  Verkehrs  von  Frankreich  und  den  Hansestädten  zur 
Rheinschiffahrt  zurück.  Aber  immer  wieder  empfand  man  am 
preußischen  Rhein  schmerzlich  die  Fesseln,  die  Holland  der  Ent- 


d Eckert,  a.  a.  O.,  S.  253  fr.  — Was  den  Hafenverkehr  in  Köln,  sowie  die 
Rheinschiffahrt  von  und  nach  Köln  angeht,  auf  die  wiederholt  zurückzukommen  ist,  so 
sei  dafür  ein  für  alleraal  verwiesen  auf  Wirminghaus,  Die  Kölner  Rheinschiffahrt  im 
19.  Jahrhundert,  Köln  1898,  besonders  S.  38  fr.  und  Derselbe,  Das  Verkehrswesen  im 
Gebiete  der  Stadt  Köln,  Köln  1903. 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I. 
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Wicklung  anlegte  und  die  zu  brechen  die  Regierung  nicht  die  Kraft 
oder  vielmehr  nicht  den  entschlossenen  Willen  besaß. 

Einen  Fortschritt  zur  Befreiung  des  Rheines  brachte  die 
Rheinschiffahrtsakte  vom  31.  März  1831.  Im  allgemeinen  wurden 
die  Grundsätze  der  Oktroikonvention  näher  ausgeführt.  Die  Frei- 
heit der  Schiffahrt  „bis  ins“  Meer  wurde  ausgesprochen  und  ge- 
sichert. Lek  und  Waal  und  für  den  Notfall  andere  verfügbare 
Wasser' Verbindungen  nacjh  der  See  hin  sollten  als  die  Fortsetzung 
des  Rheines  betrachtet  werden.  Aber  die  Ansprüche  Hollands  wurden 
nicht  vollkommen  aus  dem  Wege  geräumt ; an  die  Stelle  seiner 
Durchgaogsgebühren  trat  die  feste  Abgabe  (droit  fixe : stromauf- 
wärts i31/4  Centimes  pro  Zentner,  stromabwärts  9 Centimes  pro 
Zentner).  Freihäfen  wurden  in  den  anderen  Uferstaaten  für  die 
wichtigeren  Plätze  am  Rhein  angeordnet.  Übrigens  blieben  auch 
sonst  am  ganzen  Rhein  noch  die  Abgaben  bestehen,  sie  zerfielen 
in  Schiffsgebühr  und  Zoll  von  der  Ladung.  Im  einzelnen  wurden 
die  Bedingungen  für  die  Schiffahrt  erleichtert,  geregelt  und  ver- 
einheitlicht. 

Die  trotz  der  entgegenstehenden  Anordnungen  des  Wiener 
Kongresses  noch  immer  vorhandenen  Umschlagsrechte  von  Köln 
und  Mainz  wurden  endgültig  beseitigt,  ein  scheinbarer  Schaden 
und  tatsächlicher  Vorteil  für  den  zur  Zeit  seiner  Privilegien  ganz 
verkommenen  Kölner  Hafen.  Die  letzten  Reste  des  fast  1000  Jahre 
alten  Kölner  Stapels  schwanden.  Zunächst  freilich  empfand  man 
das  als  schlimme  Zurücksetzung.  In  den  späteren  Jahren  erwies 
sich  die  scharfe  Luft  der  Freiheit  für  den  Kölner  Handel,  mehr 
noch  für  seine  Industrie  als  recht  gesund,  und  allein  die  früher 
blühende  Spedition  mußte,  wie  leicht  erklärlich,  ihr  Feld  ganz  be- 
deutend einschränken. 

Übrigens  galten  die  gesamten  Bestimmungen  nur  für  die  an 
der  Vereinbarung  beteiligten  Uferstaaten;  da  man  dazu  Belgien 
nicht  rechnete,  so  war  es  nun  wieder  von  der  freien  Rheinschiff- 
fahrt ausgeschlossen,  wie  es  dann  alsbald  durch  den  Frieden  vom 
15.  November  desselben  Jahres  an  der  Schiffahrt  an  dem  unteren 
Lauf  der  Maas  und  auf  dem  Kanal  von  Maastricht  gehindert  wurde 
— ein  Gegenstand  lebhafter  Klage  und  ein  weiterer  Antrieb  zu 
den  Eisenbahnplänen  für  Belgien  und  seine  rheinischen  Freunde. 

Vorläufig  war  man  also  weder  in  Belgien  noch  in  den  Rhein- 
landen von  der  Rheinschiffahrtsakte  sonderlich  erbaut.  In  erster 
Linie  schien  der  Verkehr  mit  Antwerpen,  „der  seit  zwölf  Jahren 
als  der  fruchtbarste  von  allen  angesehen  werden  konnte“,  für 
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immer  verloren1).  Zudem  entbrannte  nun,  nachdem  die  recht- 
lichen Bedingungen  gelöst,  zum  ersten  Male  der  Konkurrenz- 
kampf mit  Holland,  und  er  nahm  in  dieser  Übergangszeit  die 
schärfsten  Formen  an.  Holland  wollte  die  preußischen  Häfen,  be- 
sonders das  aufstrebende  Köln,  wie  bisher  niederhalten.  Nachdem 
der  Stapel  gefallen,  fuhr  man  einfach  an  Köln  vorbei,  auch  dann, 
wenn  es  wirtschaftlich  rentabler  gewesen  wäre,  im  Kölner  Hafen 
aus-  oder  umzuladen.  Die  Holländer,  so  berichtet  die  Handels- 
kammer verschiedentlich 2),  hatten  sich  untereinander  verbunden, 
die  brachten  nach  Köln  im  Verhältnis  zur  Entfernung  um  50  °/o 
zu  hoch  anzusetzen,  dagegen  hätten  sie  die  Frachten  nach  Mainz 
und  Mannheim  „auf  die  genaue  Notdurft“  herabgesetzt,  damit  die 
außerpreußischen  Häfen  vorgezogen  würden.  „Alle  desfallsigen  Vor- 
stellungen , das  ist  das  immer  wiederkehrende  ceterum  censeo  der 
Kölner  Kaufleute,  „sind  bisher  fruchtlos  geblieben,  und  es  werden 
diese  gehässigen  Umtriebe  auch  nicht  aufhören,  so  lange  Antwerpen 
nicht  in  die  Reihe  der  Konkurrenten  wird  getreten,  oder  von  Eng- 
land aus  eine  direkte  Fahrt  wird  eingerichtet  sein“.  Damit  Hand 
in  Hand  ging  die  Drangsalierung  des  preußischen  Handels  in  Hol- 
land selbst  durch  eine  komplizierte  und  verlangsamte  Abfertigung. 
Während  man  am  deutschen  Rhein  nicht  nur  dem  Buchstaben, 
sondern  auch  dem  Sinn  der  Verträge  gemäß  nun  auch  alle  Hinder- 
nisse aus  dem  Wege  zu  räumen  suchte,  tat  man  rheinabwärts  das 
Gegenteil.  „Holland  macht  täglich  neue  Schwierigkeiten,  welche 
geeignet  sind,  selbst  die  deutsche  Langmut  außer  Fassung  zu 
bringen3 4).“  — 

Die  völlige  Emanzipation  von  Holland  war  aber  wie  in  Belgien, 
so  auch  in  Preußen  der  erste,  kräftigste  Anstoß  für  eine  Rhein- 
Scheldebahn.  Ähnliche  Pläne  waren  schon  öfter  aus  diesem  Ge- 
sichtspunkt heraus  laut  geworden.  Bereits  in  der  Zeit  zwischen  1815 
und  1831  waren  mehrere  verheißungsvolle  Versuche1)  gemacht 
worden,  durch  eine  direkte  Schiffahrtverbindung  zwischen  Köln 
und  Antwerpen  die  Beziehungen  Belgiens  zum  Rheinland  enger  zu 
knüpfen  und  das  tatsächliche  Monopol  der  holländischen  Gilden- 
schiffer hinfällig  zu  machen.  Sie  waren  trotz  vielseitiger  Unter- 
stützung auch  seitens  einsichtiger  Beamter,  so  des  Trierer,  später 


1)  Ein  Gegenstand  steter  Klage  der  Kölner  Handelskammer  in  den  Jahren  1831 

und  1832. 

3)  Z.  B.  November  1831. 

3)  Dezember  1831. 

4)  Gothein,  a.  a.  O.  S.  151  fl. 
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Kölner  Regierungspräsidenten  Delius,  schließlich  vergebens.  Zur 
Zeit  des  schlimmsten  Druckes  schrieb  Niebuhr  an  den  Frh.  vom 
Stein  (18.  November  1826)  *) : „Ist  es  denn  nicht  möglich  Arbeiten 
auszuführen,  um  der  Tyrannei  der  Niederländer  zu  entgehen:  Eisen- 
bahnen oder  Kanäle  ? Dazu  beizutragen  zu  ganz  niedrigen  Zinsen, 
das  wäre  Pflicht!  Die  Schweizer  haben  es  für  gemeinsame  Werke 
getan  — wir  nicht?“  So  war  auch  der  Gedanke  aufgegriffen 
worden,  die  westlichen  Provinzen  durch  einen  Kanal  oder  eine 
Eisenbahn  mit  Bremen  zu  verbinden,  aber  dann  hatte  man  ihn 
wieder  fallen  lassen,  da  man  außer  der  weiten  Entfernung  die  nach- 
lässige Behandlung  der  Verkehrswege  durch  Oldenburg  und  die 
alte  Gegnerschaft  der  Hansestadt  scheute. 

Auf  den  angegebenen  Grundton  sind  gleichfalls  später  alle 
die  vielen  Denkschriften  und  Gesuche  aus  der  Rheinprovinz  ge- 
stimmt, die  eine  Bahn  von  Köln  nach  Antwerpen  fordern.  Die 
Aussicht,  sich  von  Hollands  Diktatur  in  allen  überseeischen  Ge- 
schäften freimachen  zu  können,  Westdeutschland  den  direkten 
Handel  nach  den  überseeischen  Ländern  wiederzugeben,  den  es  zu- 
letzt in  der  Zeit  der  Hansa  besessen,  mußte  jeden  Patrioten  reizen. 
Auch  dies  mögen  einige  treffende  und  eindrucksvolle  Sätze  Camp- 
hausens * 2)  beleuchten : „Preußen,  der  Handelsstaat,  der  das  Herz 
des  Deutschen  Reiches  umfaßt,  muß  vermöge  der  Kraft  und  der 
Wahrheit  seiner  Prinzipien  stets  weiter  nach  außen  wirken,  nur 
die  Ostsee  bespült  eine  der  Grenzen  des  Verbandes,  alle  anderen 
sehen  Vermittler  zwischen  sich  und  dem  Meere.  Wann  werden 
Hamburg  und  Bremen,  wann  werden  Hannover,  Holland  und  Belgien 
eintreten,  wer  zuerst? 

„Die  Straße  nach  Antwerpen,  welche  sowohl  Preußen  als 
Belgien  die  gegenseitig  freie  Durchfuhr  zusichern  wird,  ist  der 
erste  Fühlfaden,  den  der  deutsche  Plandelsstaat  nach  der  Nord- 
see ausstreckt.  Diese  freie  Durchfuhr  aber  wirkt  mit  unverkenn- 
barer Gewalt  auf  alle  Verhältnisse  der  Rheinschiffahrt  und  be- 
schließt Hollands  Monopol  des  Zwischenhandels.  Wir  gehören  nicht 
zu  denen,  die  Holland  einen  Vorwurf  aus  der  unendlich  geschickten 
Verteidigung  seiner  Interessen  machen.  Man  mag  sich  hüten  vor 
dem  gar  zu  leichtep  Schritte  von  der  Bewunderung  zu  weniger 
wohlwollenden  Gefühlen,  man  möge  zu  keiner  Zeit  jener  siegenden 
Überlegenheit  des  Geistes  Anerkennung  versagen,  die  das  hollän- 
dische Kabinett  in  allen  diplomatischen  Verwicklungen  bewiesen. 


!)  Pertz,  Leben  Steins,  Bd.  VI,  S.  303. 

2)  Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen,  Köln  1833,  S.  23  fr. 
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Dies  darf  jedoch  nicht  hindern,  das  Ende  eines  Zustandes  herbei- 
zuwünschen, der  auf  uns  lastet.  Deutschland  blieb  zwei  Jahrhunderte 
hindurch  tributär  an  Holland  für  die  Benutzung  des  Rheinstromes 
und  ist  es  heute.  Daß  die  Zahlung  dieses  Tributs  mit  dem  ersten 
auf  der  freien  Bahn  von  Köln  nach  Antwerpen  rollenden  Wagen 
endet,  daß  Holland  gezwungen  sein  wird,  dem  deutschen  Handel 
alles  zu  bieten,  was  ihm  der  neue,  der  eiserne  Rhein  gewährt, 
das  liegt  in  der  Natur  der  Dinge.“ 

„Die  Erledigung  jener  alten  Frage  der  freien  Rheinschiffahrt 
wirft  einen  wohltätigen  Schimmer  auf  ganz  Deutschland,  und  wenn 
einer  ihrer  belebenden  Strahlen  auf  die  Stadt  Köln  am  Rhein  fällt, 
wer  mag  es  ihr  mißgönnen  ? . . . Was  der  Handel  Kölns  in  früheren 
Jahrhunderten  war,  steht  verzeichnet  in  den  Blättern  der  Geschichte. 
Weshalb  sollten  wir  nicht  dahin  zurückkehren,  wo  wir  standen?  . . . 
Die  Zufuhr  von  Waren  darf  nicht  gesucht,  sie  darf  nur  nicht  ge- 
hemmt werden,  und  dafür  mögen  wirken : die  freie  Straße 
nach  Antwerpen  und  als  Folge  der  freie  Rhein.“ 

In  dieser  Äußerung  Camphausens  wird  auch  die  weitere, 
naheliegende  Erwartung  schon  ausgesprochen,  daß  neben  der  Be- 
freiung des  Rheins  eine  besondere  Hebung  der  berührten  und  be- 
nachbarten Gegenden  die  direkte  Folge  des  geplanten  Eisenbahn- 
baues sein  würde.  Zunächst  natürlich  eine  neue  Blüte  der  Stadt 
Köln.  Dann  aber  auch  eine  vermehrte,  nicht  eine  verminderte 
Frequenz  auf  dem  Rhein,  denn,  so  prophezeit  man,  die  Bahn  geht 
ja  fast  senkrecht  auf  den  Strom  zu  und  wird  ihm  daher  bedeutend 
mehr  Güter  und  Reisende  zuführen  als  sie  vielleicht  für  die  Be- 
förderung nach  Antwerpen  und  nach  den  holländischen  Häfen  von 
ihm  ablenkt. 

Von  der  Eisenbahnlinie  aus  oder  auch  auf  dem  Rheinstrom 
selbst  würde  man  unschwer  die  anderen  wichtigen  rheinischen 
Plätze  erreichen.  Um  nur  die  bedeutendsten  und  in  der  Provinz 
selbst  gelegenen  zu  nennen,  würden  Bonn,  die  junge  Universitäts- 
stadt mit  zahlreichen  Fabriken  und  einem  Markt  für  die  Eifel- 
produkte, Koblenz,  der  Sitz  der  militärischen  und  Zivilbehörden, 
zugleich  ein  beträchtlicher  Markt  für  Eifel,  Westerwald,  Hunsrück 
und  Mosel,  Düsseldorf  mit  seinem  lebhaften  Rheinhandel  eine  Förde- 
rung erfahren.  Aber  außer  diesen  größeren,  als  Residenzen  der 
Kurfürsten  (von  Köln,  Trier  und  der  Pfalz)  hochgekommenen  Orten 
würde  auch  den  kleineren,  wie  den  mehr  abliegenden  Orten  rhein- 
aufwärts  und  rheinabwärts  die  Verkehrserleichterung  immerhin  zu- 
gute kommen. 
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Einen  großen  Gewinn  versprachen  sich  die  rheinischen  An- 
hänger des  Eisenbahnprojektes  vor  allem  auch  für  die  zu  durch- 
fahrenden Gebiete  selbst  und  wieder  umgekehrt  aus  dem  wachsenden 
Verkehr  dort  für  die  Eisenbahn. 

Zwischen  Köln  und  der  belgischen  Grenze  liegt  eine  weite 
fruchtbare  Ebene,  die  von  den  Ausläufern  der  Eifel  bis  zur 
Maas  und  zur  Nordsee  hinreicht.  Köln  zunächst  folgt  das  wiesen- 
reiche Gebiet  der  Erft,  an  das  sich  das  sogenannte  Jülicher 
Land  anschließt,  dem  man  einst  wegen  seiner  Fruchtbar- 
keit den  Namen  „des  heiligen  Römischen  Reiches  Kornkammer“ 
gab.  Blühende.  Städtchen  und  Höfe,  umgeben  von  lachenden  Fluren 
und  freundlichen  Gärten  verrieten  die  Wohlhabenheit  der  Gegend. 
Von  Horrem  bis  Bedburg  fand  man  Braunkohle,  die,  allerdings 
nicht  in  großem  Umfang,  in  den  Fabriken  und  als  Hausbrand 
verwandt  wurde.  Bei  Düren  begann  der  Industriebezirk.  Hier  wurden 
Papier  und  Tuch  fabriziert.  In  den  nicht  weit  davon  liegenden 
Städten  Krefeld,  Gladbach,  Rheydt,  Viersen  blühte  die  Samt-, 
Seide-,  Baumwoll-  und  Leinenfabrikation.  Weiter  südwärts  und 
westwärts  waren  zahlreiche  Bergwerke,  Hütten  und  Fabriken  im 
Betrieb.  Bei  Esch  weder,  Stolberg  und  Aachen  wurden  Kohle  und 
Eisen  gefördert,  die  die  Grundlage  für  eine  damals  kräftig  empor- 
strebende Metallindustrie  bildeten.  Bis  in  die  Gegend  von  Schleiden, 
Call  und  Eiserfey  lagen  eine  Menge  von  Eisenwerken,  meist  Puddel- 
betriebe  und  Stabeisenfabriken.  Der  noch  sehr  entwicklungsfähige 
Kohlenbergbau  war  besonders  im  Inde-  und  Wurmrevier  ansäßig 
und  versorgte  außer  den  Fabriken  und  Hütten  noch  teilweise  den 
lokalen  Privatbedarf.  Bei  Stolberg  bestanden  seit  alten  Zeiten  Galmei- 
bergwerke und  in  Verbindung  damit  Messinghütten,  aber  auch 
Zinkhütten  und  Glashütten.  In  Aachen  gab  es  bedeutende  Nadel- 
und  Tuchfabriken,  ferner  war  hier  der  Wollhandel  rege;  Burtscheid 
und  Eupen  eiferten  in  kleinerem  Maß  Aachen  nach. 

Was  die  Austauschbeziehungen  mit  Belgien  angeht,  so  waren 
die  schon  anfangs  der  30  er  Jahre  ziemlich  lebhaft , ja  die 
kommerzielle  Interessengemeinschaft  wuchs  zusehends.  Während 
Rotterdam  und  Amsterdam  1823  noch  10300  bezw.  10400  Tonnen 
(ä  1000  kg)  Waren  nach  Köln  sandten,  führten  sie  1827  nur  noch 
7500  t und  8800.  t dahin,  Antwerpen  dagegen  expedierte  mit  und 
ohne  holländische  Vermittlung  1823  erst  annähernd  2000  t,  1827 
7200  t nach  Köln.  18301)  betrug  der  Warenverkehr  zwischen 


')  Die  Angaben  sind  dem  Werk  von  Simons  und  De  Ridder,  Description  de 
la  route  en  fer  ä etablir  d’Anvers  ä Cologne,  2.  Auf!.,  Brüssel  1833,  S.  18  ff.  ent- 
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Antwerpen  und  Köln  und  weiter  über  Köln  nach  dem  Oberrhein 
und  der  Schweiz  insgesamt  zu  Wasser  und  zu  Lande  29  700  t, 
der  Verkehr  nach  Aachen,  Eupen,  Jülich,  Bonn  und  anderen 
Plätzen  von  Antwerpen  aus  2000  t,  also  zusammen  nach  den  Rhein- 
landen 31  700  t;  umgekehrt  wurden  in  Antwerpen  eingeführt  aus 
Köln  8400  t,  aus  anderen  Orten  1100  t,  also  zusammen  9500  t. 
Brüssels  Ausfuhr  nach  den  Rheinlanden  betrug  damals  950  t,  seine 
Einfuhr  daher  1000  t.  Lüttich  führte  im  Verkehr  mit  der  Rhein- 
provinz 2780  t jaus  und  2170  t ©in.  — Der  Personenverkehr  zwischen 
Verviers  und  Aachen  wurde  auf  rund  9000  Personen  geschätzt. 

So  glaubte  man  durch  eine  Erleichterung  des  Verkehrs  auch 
begründete  Aussicht  auf  weitere  Antriebe  für  Industrie  und  Handel 
zu  haben.  Ebenso  würden  die  belgischen  Erzeugnisse  dem  deutschen 
Verbraucher  zu  billigeren  Preisen  zu  Gebote  stehen.  Die  Handels- 
verbindungen zwischen  den  beiden  Ländern  würden  inniger  werden. 
Überhaupt  dürfe  man  auf  einen  engeren  Zusammenschluß  der  drei 
zusammengehörenden  Länder : Deutschland,  Plolland  und  Belgien 
rechnen;  nicht  lange  würde  es  währen,  ,,bis  die  vielfach  verworrenen 
Eäden  auf  zwei  Knäuel  gedreht  sind“  (Camphausen).  Denn 
das  wird  die  international  bedeutsame  Folge  der  Eisenbahn  sein: 
„Die  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen  schließt  den  Frieden 
zwischen  Belgien  und  Holland“. 


Die  erste  Anregung  zu  einer  Eisenbahnverbindung  zwi- 
schen Belgien  und  dem  Rheinland,  nämlich  zwischen  Antwerpen 
und  Köln  ging  von  Belgien  aus,  und  da  waren  es  anscheinend 
Bürger  von  Lüttich,  der  nächsten  größeren  Stadt  jenseits  der 
preußischen  Grenze,  die  zuerst  auf  den  Gedanken  kamen,  das  neue 
völkerverbindende  Verkehrsmittel,  das  damals  die  Phantasie  aller 
beschäftigte,  in  den  Dienst  der  belgischen  Interessen  zu  stellen. 
Schon  1829,  also  vor  der  Revolution,  stellte  Lüttich  einen  Antrag 
auf  den  Bau  der  Bahn  zwischen  Schelde,  Maas  und  Rhein.  Zwar  ver- 
schwand der  Vorschlag  nicht  aus  der  Erörterung,  aber  zunächst 
war  an  seine  Ausführung  aus  naheliegenden  Gründen  noch  nicht 
zu  denken.  Als  sich  aber  Belgien  nach  der  glücklichen  Trennung 
von  Holland  isoliert,  seine  noch  schwachen  Industrie-  und  Handels- 


nommen. Daß  die  Daten  für  1830  gelten,  läßt  sich  nur  aus  dem  Zusammenhang  ver- 
muten, angegeben  ist  es  nicht. 
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zweige  gefährdet,  seinen  Hafen  Antwerpen  verlassen  und  vom  Nach- 
barland gestört  sah,  da  erlangten  die  Eisenbahnpläne  ein  neues, 
praktisches  Interesse1). 

So  betraute  denn  ein  Ministerialerlaß  vom  24.  August  1831 
die  beiden  Brücken-  und  Wegebauingenieure  Simons  und  De 
Ridder2)  mit  der  Aufgabe,  den  Plan  zu  einer  Bahn  zwischen 
Antwerpen,  Maas  und  Rhein  zu  entwerfen.  Es  ist  in  hohem  Grade 
bewundernswert,  wie  zäh  nun  das  noch  in  den  Kinderkrankheiten 
seiner  Konstituierung  steckende  Land  in  der  Zeit  eines  zweifel- 
haften Waffenstillstandes  seinen  Plan  festgehalten  hat,  welche  Hinder- 
nisse, welche  Meinungsverschiedenheiten  und  Interessengegensätze 
im  Inneren  sich  auch  einstellten. 

Die  beiden  Ingenieure  widmeten  sich  in  den  nächsten  Jahren 
mit  Geschick,  Fleiß  und  Gewissenhaftigkeit  ihrem  Projekt.  Schon 
im  September  begannen  sie  mit  den  Landesaufnahmen  und  der 
Verkehrsberechnung.  Am  25.  Oktober  konnten  sie  bereits  den  ersten 
Bericht  an  das  Ministerium  erstatten. 

Im  ganzen  standen  damals  außer  der  geplanten  Eisenbahn 
noch  zwei  weitere  Projekte  für  die  nötig  befundene  belgisch- 
rheinische  Verbindung  zur  Erörterung.  Neben  der  Eisenbahn  wurde 
nämlich  noch  1.  die  Vollendung  des  früher  von  Napoleon  1808 
projektierten  Nordkanals  empfohlen,  der  von  der  Schelde  zum  Rhein 
von  Antwerpen  über  Herenthals,  Venlo  nach  Neuß  führen  sollte, 
ein  gewaltiges,  höchst  kostspieliges  Werk3),  2.  wurde  von  anderer 


1)  Über  die  damaligen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Belgiens  und  über  die  Auf- 
nahme, die  das  Eisenbahnprojekt  fand,  von  denen  hier  nur  in  Umrissen  berichtet  werden 
kann,  orientiert  trefflich  Depouhon,  De  l’etat  du  Commerce  en  Belgique  et  de  la  route 
en  fer  d’Anvers  ä la  Prusse,  Bruxelles  1833.  Hier  finden  sich  auch  eingehende  Angaben 
über  den  Antwerpener  Hafen  und  seine  Lage,  die  Handelsbeziehungen  zu  Deutschland 
und  die  Transportkosten,  sowie  besonders  interessante  Untersuchungen  über  die  drohende 
Ausschaltung  Belgiens  als  Handelsstaat  durch  im  Ausland  (Frankreich,  Holland  und 
Deutschland)  geplante  Eisenbahnen  und  Kanäle. 

2)  Siehe  die  ausführlichen,  mit  vielen  Karten  versehenen  Berichte:  Recueil  de 
memoires  et  devis  pour  l’etablissement  du  Chemin  de  fer  d’Anvers  et  Ostende  ä Cologne, 
3.  edition  1839;  Description  de  la  route  en  fer  ä etablir  d’Anvers  ä Cologne,  2.  Aufl. 
Bruxelles  1833. 

3)  Die  Anregung  zu  diesem  interessanten  Kanalprojekt  war  ausgegangen  von 
der  alten  Vertretung  der  Kölner  Kaufleute,  dem  Kommerzrat,  im  Jahre  1802.  Damals 
und  verschiedentlich  später  wurde  von  der  Kaufmannschaft  in  Köln  die  Verbindung  mit 
Belgien  und  ganz  besonders  mit  Antwerpen  als  erstes  grundlegendes  Erfordernis  für 
Köln  bezeichnet.  Das  Motiv  war  dasselbe  wie  später:  man  wollte  Holland  nicht  länger 
tributär  bleiben.  1802  kam  es  den  Kölnern  besonders  auf  die  Freiheit  des  Kolonialwaren- 
handels an.  — Da  andere  Pläne  dringlicher  erschienen,  wurde  der  Kanalbau,  auf  den 
schon  7 Millionen  Frs.  verwandt  worden  waren,  im  Dezember  1810  eingestellt.  Siehe 
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Seite  befürwortet,  nur  etwa  von  Lüttich  aus  die  Bahn  nach  Köln 
beginnen  zu  lassen,  dagegen  Schelde  und  Maas  (Antwerpen  und 
Lüttich)  durch  einen  Schiffahrtsweg  zu  verknüpfen,  der  zunächst 
durch  den  Flußlauf  des  Demer  (Nebenfluß  der  Schelde),  dann  durch 
einen  Kanal  von  Diest  zur  Maas  hin  gebildet  werden  sollte.  Beide 
Projekte  wurden  von  den  Ingenieuren  nicht  weiter  in  Betracht  ge- 
zogen, da  das  erstere  ein  Einverständnis  mit  Holland  vorausgesetzt 
hätte,  während  bei  einer  Wasserverbindung  der  Schelde  mit  der 
Maas  der  Transport  ebenso  teuer,  dagegen  die  Fahrt  ungemein 
zeitraubend  geworden  wäre. 

Simons  und  de  Ridder  dachten  immer  nur  an  den  Bau 
einer  Staatseisenbahn  von  Antwerpen  nach  Köln;  und  zwar  be- 
absichtigten sie  die  Linienführung  anfangs  so  : Antwerpen — Lier — 
Diest — Herck — Lixhe,  dann  südlich  um  Tongern,  weiter  Übergang 
über  die  Maas  bis  Fouron — Ste.  Croix — Vaals — Aachen.  Aber  auch 
eine  Abzweigung  von  Antwerpen  aus  nach  Brüssel  schien  ihnen 
zweckmäßig.  Verbesserungsvorschläge  empfahlen  die  Berührung 
von  Sittard  und  Kerkrade  sowie  weiter  von  Jülich  und  Bergheim, 
um  auf  diesem  mehr  nördlichen  Wege  nach  Köln  zu  gelangen; 
doch  mußte  hiervon  alsbald  abgesehen  werden,  da  der  Friede  vom 
15.  November  1831  ja  Teile  des  Großherzogtums  Limburg,  die 
man  hätte  durchfahren  müssen,  an  Holland  fallen  ließ.  Auch  die 
Ingenieure  sahen  sich  durch  diese  politische  Änderung  veranlaßt, 
die  Linie  südlicher  nach  der  Provinz  Lüttich  auszubiegen  und  über 
Moresnet  zu  führen. 

Es  folgten  eifrige  Beratungen  der  belgischen  Behörden,  dann 
wurde  das  Ministerium  am  21.  März  1832  durch  Königliches  Dekret 
zur  Ausschreibung  der  Strecke  Antwerpen — Lüttich  als  erste  Sektion 
der  Antwerpen — Kölner  Bahn  ermächtigt.  Die  Kosten  waren  auf 
fünf  Millionen  Frs.  veranschlagt. 


darüber  Schwann,  a.  a.  O.,  S.  158  fr.,  S.  235  fr.  und  307  fr.  — Der  Gedanke  eines 
Schelde  - Rheinkanals  und  zwar  ausgesprochen  zu  dem  gleichen  Zweck,  die  Bedrückung 
durch  die  Niederländer  zu  vermeiden,  ist  übrigens  noch  weit  älter.  Schon  die  Spanier 
wollten  ihn  im  17.  Jahrhundert,  allerdings  in  anderer  Form,  verwirklichen.  Napoleons 
Grand  Canal  du  nord  war  in  Verbindung  mit  bemerkenswerten  anderen  Kanalprojekten 
nach  Osten  und  Westen,  einem  ganzen  europäischen  Kanalsystem,  geplant  worden.  Sein 
Bau  verlor  aber  alle  Dringlichkeit,  als  der  Hauptzweck  durch  die  Einverleibung  Hollands 
in  Frankreich,  als  batavische  Provinz,  schwand.  Vergl.  die  aktenmäfaige  Darstellung  bei 
Zeyss,  Die  Entstehung  der  Handelskammern  und  die  Industrie  am  Niederrhein  während 
der  französischen  Herrschaft,  Leipzig  1907.  Danach  soll,  nebenbei  bemerkt,  die  Summe 
der  gemachten  Aufwendungen  kurz  vor  der  Einstellung  der  Arbeiten  erst  4,5  Mill.  Frs. 
betragen  haben. 
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Von  vornherein  hoffte  die  belgische  Regierung  auf  die  Unter- 
stützung und  die  Mitarbeit  des  Rheinlandes.  „Die  Vereinigung  der 
Strecken  Antwerpen — Verviers  und  Eupen  Köln  in  einem  einzigen 
Unternehmen“,  so  schrieben  die  Ingenieure1),  „scheint  uns  unaus- 
führbar, und  wir  meinen  sogar,  daß  diese  anscheinend  so  wünschens- 
werte Vereinigung  keinen  wirklichen  Vorteil  bieten  würde.  Sie 
würde  während  des  Baues  ein  .völliges  Einverständnis  beider  Re- 
gierungen und  ferner  die  GeAvißheit  seiner  in  langjähriger  Ent- 
wicklung unzerstörbaren  Dauer  erfordern.1  Trotz  dieser  klaren 
Absicht  erstreckten  Simons  und  de  Ridder  ihre  Lokalunter- 
suchungen wiederholt  auch  über  die  Grenze  auf  preußisches  Ge- 
biet. Sie  kamen  erstmalig  im  November  1831  nach  Aachen,  wo 
sie  besonders  mit  James  Cockerill  verhandelten  (s.  S.  63). 
Im  Frühjahr  1832  kamen  sie  dann  zuerst  nach  Köln;  überall  er- 
fuhren sie  einen  freundlichen  Willkomm  und  rege  Teilnahme  an 
ihren  Plänen.  Simons  und  de  Ridder  erwähnen  dankbar,  daß 
man  sie,  die  nicht  als  staatliche  Abgesandte,  sondern  nur  als  Privat- 
leute gekommen  seien,  in  ihren  Berechnungen  unterstützt  und  sie 
mit  statistischen  und  kommerziellen  Unterlagen  versehen  habe. 
Leider  gehen  die  Nachrichten  der  Ingenieure  über  diese  Studien 
nicht  sehr  ins  einzelne.  Einiges  darüber  sei  aber  hier  angedeutet. 
Ihrer  Meinung  nach  würde  die  Beförderung  des  Tonnengewichts, 
„das  als  doch  nur  eine  Quelle  die  Bergwerke  von  Eschweiler  und 
Stolberg  auf  die  Bahn  geben  würden,  zur  Deckung  der  Kosten  ge- 
nügen, selbst  wenn  nicht  die  industrielle  Bevölkerung  von  Eupen, 
Burtscheid,  Düren  und  Frechen  einen  sicheren  Zufluß  für  eine 
direkte  Verbindung  zweier  SO'  wichtiger  Punkte  wie  Aachen  und 
Köln  gewährleisten  würde.“  Sie  „studierten“,  so  erzählen  sie,  „be- 
sonders die  Aachener  Gegend,  die,  hochgelegen  und  gebirgig,  sich 
als  der  schwierigste  Teil  für  die  Durchfahrt  erwies ; die  Unter- 
suchungen richteten  sich  dann  auf  Köln  und  zwar  zunächst  auf 
das  Kohlenbecken  von  Eschweiler  und  Stolberg,  das  heute  ohne 
passenden  Zugang  zum  Rhein  ist.  Die  reiche  Ausbeute  an  Produkten, 
die  denen  vorgezogen  werden,  die  jetzt  Mülheim  a.  d.  Ruhr  rhein- 
aufwärts  nach  Köln  sendet,  sind  von  ihrem  natürlichen  Weg  nur 
durch  den  Höhenzug  zwischen  Erft  und  Rhein  getrennt.“  Jeden- 
falls glaubten  die  beiden  Ingenieure  „auf  preußischem  Boden  keinen 
größeren  natürlichen  Hindernissen  begegnet  zu  sein,  als  sie  sie 
in  Belgien  auch  hatten  und  ihrer  Überzeugung  nach  würden  über- 
winden können.“ 


1)  Recueil  de  memoires  usw.,  S.  83. 
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Etwas  früher,  Mitte  März  1832,  war  übrigens  schon  der 
belgische  Generalinspektor  vom  Brücken-  und  Wegebau,  Teichmann, 
wegen  der  Eisenbahnangelegenheiten  in  Köln  gewesen.  „Es 
ist  selbstredend“,  steht  darüber  im  Bericht  der  Kölner  Handels- 
kammer (März  1832),  „daß  er  desfalls  nur  Aufmunterndes  er- 
fahren hat“. 

In  Köln  sah  man  zu  dieser  Zeit  außer  den  Belgiern  auch 
die  holländischen  Unterhändler  mit  dem  Oberstleutnant  Bake  an 
der  Spitze,  die  für  die  Amsterdam-Kölner  Eisenbahn  (s.  S.  32) 
arbeiteten,  welche  die  beunruhigten  niederländischen  Städte  zu  dem 
offenbaren  Zweck  erbauen  wollten,  den  drohenden  Entgang  an  Ver- 
kehr durch  diesen  neuen  Weg  wieder  wett  zu  machen.  List *), 
der  die  deutsch-belgischen  Eisenbahnprojekte  aufmerksam  verfolgte, 
schrieb  damals  in  ähnlichem  Sinn : „Die  Dienstfertigkeit  der  Hol- 
länder ist  vermittels  der  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen  be- 
deutend gestiegen.  Sie  sind  jetzt  daran,  die  Schiffe  mittels  Dampf- 
boten nach  Köln  zu  schleppen;  ist  erst  die  Eisenbahn  im  Gange, 
so  wird  man  noch  ganz  andere  Dinge  sehen.“ 

Die  Ausschreibung  der  Linie  von  Antwerpen  bis  Lüttich  ver- 
zögerte sich,  weil  in  der  Kammer  Bedenken  laut  wurden,  ob  man 
es  mit  der  Verfassung  in  Einklang  bringen  könne,  bei  Unter- 
nehmungen von  öffentlicher^.  Nutzen  die  Wegegelder  (peages)  den 
Privaten  zu  überlassen* 2).  Die  leitenden  Ingenieure  vertraten  nach 
wie  vor  den  Bau  auf  Staatskosten.  Die  öffentliche  Meinung  nahm 
jeden  Aufschub  ungünstig  auf.  Aber  es  folgte  noch  eine  weitere 
Änderung  der  Route  und  durch  sie  eine  neue  Verzögerung  des 
Ausbaues.  Da  die  vorgeschlagene  Linie  zwar  billigen  Boden,  aber 
sehr  wenig  Nahverkehr  besaß,  beschloß  man,  die  Bahn  trotz  er- 
heblicher Geländeschwierigkeiten  lieber  mehr  ins  Innere,  also  noch 
mehr  südlich  zu  führen.  So  konnte  man  einer  ganzen  Reihe  leb- 
hafter Orte  die  wohltätige  Wirkung  der  Bahn  zukommen  lassen. 
Von  Antwerpen  sollte  diese  nun  endgültige  Strecke  über  Mecheln, 
Löwen,  Tirlemont,  Landen,  Waremme  nach  Lüttich  und  weiter 
über  Verviers,  Dolhain  zur  Grenze  bei  Eupen  gehen.  Dazu  wurden 
Abzweigungen  von  Mecheln  nach  Brüssel,  von  Antwerpen  nach 
Lier,  von  Landen  nach  St.  Trond,  von  Tirlemont  nach  Namur 
und  von  Mecheln  nach  Gent  vorgeschlagen.  Die  Gesamtkosten 


ß In  Nr.  5 seines  Eisenbahnjournals. 

2)  Daraufhin  trat  Depouhon  in  seinem  beredten  Plaidoyer  für  die  Eisenbahn  über- 
haupt, die  gerade  in  Belgien  günstige  Verhältnisse  finde,  und  besonders  für  die  Aus- 
schaltung des  laissez-faire-Standpunktes  seitens  des  Staates  ein. 
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wurden  auf  16500000  Frs.  beziffert.  „Wir  hoffen“,  so  durften  jetzt 
die  Ingenieure  sagen,  „das  Problem  gelöst  zu  haben,  den  geeig- 
netsten für  die  komtnerzielle  Existenz  des  Landes  notwendigen 
Weg  anzugeben,  wir  haben  eine  Route  gezeigt,  die  nicht  nur  mit 
Vorteil  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  und  der  unteren  Maas  er- 
setzen, sondern  zugleich  für  Belgiens  Industrie,  Ackerbau  und  Handel 
im  allgemeinen  weit  wichtigere  Vorteile  bieten  kann,  als  ihm  die 
vor  der  Revolution  zur  Verfügung  stehenden  Verkehrsmittel  ge- 
währten.“ 

Nachdem  der  Bauplan  von  Simons  und  de  Ridder  im 
Dezember  1832  fertig  gestellt  und  dem  Ministerium  eingereicht 
worden  war,  fand  er  manche  Zustimmung,  so  von  der  commission 
superieure  d’industrie  et  de  commerce.  Diese  richtete  an  den 
Minister  Rogier  eine  Denkschrift  über  die  Notwendigkeit  einer 
Eisenbahn  zwischen  Antwerpen  und  Preußen.  Außerdem  verlangte 
sie  die  Verbindung  nach  Ostende,  um  Holland  klar  zu  machen, 
daß  man  wohl  Antwerpen  schikanieren,  aber  dennoch  die  Über- 
leitung des  deutschen  Verkehrs  nicht  verhindern  könne. 

Noch  einmal,  Mitte  Mai,  kam  ein  belgischer  Abgesandter  von 
Antwerpen  nach  Köln.  Es  war  das  der  Direktor  der  Abteilung 
für  Handel  im  Ministerium  des  Innern,  Smits,  der  mit  dem  eben 
gebildeten  Eisenbahnkomitee  in  Angelegenheiten  verhandelte,  die 
bald  nachher  auch  den  Gegenstand  eines  Meinungsaustausches  der 
Antwerpener  Handelskammer  mit  dem  Komitee  bildeten.  Die  Belgier 
wünschten  über  Dreierlei  Aufklärung: 

1.  „Wenn  Belgien  eine  Eisenbahn  von  Antwerpen  bis  zur 
preußischen  Grenze  baue,  ob  dann  Preußen  sie  bis  Köln  verlängere, 
oder  ihre  Verlängerung  gestatte?“ 

2.  „Wenn  Belgien  dieser  Straße  auf  seinem  Gebiete  den  freien 
Transit  und  die  Befreiung  der  durchzuführenden  Waren  von  allen 
Formalitäten  bewillige,  ob  Preußen  den  Grundsatz  der  Reziprozität 
beobachten  würde?“ 

3.  „Wenn  Belgien  seinen  Entrepots  alle  Eigenschaften  eines 
Freihafens  zugestehe,  sie  als  fremdes  und  neutrales  Gebiet  betrachte, 
ob  dann  Preußen  dieselben  Vorteile  den  aus  Belgien  transito  nach 
dem  Kölner  Freihafen  geführten  Waren  bewilligen  würde?“ 

Die  Kölner  konnten  in  ihrer  Antwort  nur  betonen,  daß  ihrer 
Meinung  nach  alle  drei  Fragen  eine  befriedigende  Lösung  finden, 
und  daß  sie  ihr  möglichstes  dazu  tun,  vor  allem  bei  der  Regierung 
die  entsprechenden  Anträge  stellen  und  begründen  würden.  Tat- 
sächlich wurde  der  zweite  und  dritte  Wunsch  erst  nach  mehreren 
Jahren  erfüllt.  — 


Die  belgischen  Bahnen. 
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Endlich,  am  18.  Juni  1833,  kam  der  Entwurf,  der  eine  An- 
leihe für  den  ersten  Teil  des  Baues  forderte,  an  die  belgische 
Kammer. 

Im  allgemeinen  hatte  sich  die  belgische  Regierung  für  die 
Staatsbahn  entschieden,  wenigstens  für  die  durchgehenden  Linien. 
Bei  den  Nebenbahnen  sollten  auch  Privatunternehmungen  zuge- 
lassen werden.  Der  an  die  Repräsentantenkammer  gelangende  Ge- 
setzentwurf verlangte  eine  Anleihe  von  18  Millionen  Frs.  verzins- 
lich zu  5 0/0  für  den  Beginn  des  Baues  und  des  Betriebes.  Nach 
den  Vorschlägen  des  Ministers  des  Innern  sollte  auf  Staatskosten 
ein  ausgedehnteres  Verkehrsnetz  angelegt  werden;  es  wurde  näm- 
lich vorgesehen:  die  Linie  Mecheln — Löwen — Tirlemont — Lüttich — 
Verviers  mit  Abzweigungen  von  Mecheln  nach  Brüssel,  nach  Ant- 
werpen und  nach  Ostende  (nach  Ostende  über  Termonde,  Gent, 
Brügge).  Von  einer  Fortsetzung  bis  über  die  preußische  Grenze 
wurde  im  Entwurf  nicht  gesprochen,  darüber  gab  die  Regierung 
erst  später  klare  Auskunft.  So  bekam  das  Projekt  ein  etwas  anderes 
Aussehen,  blieb  aber  im  Grunde  genau  dasselbe.  Die  preußisch- 
belgische Bahn  wurde  die  Hauptlinie  und  Mecheln  der  Knotenpunkt 
des  ersten  Staatseisenbahn-Systems. 

Die  in  dem  Entwurf  schon  angedeuteten  charakteristischen 
Linien  der  belgischen  Eisenbahnen  wurden  durch  die  Zentralsektion 
der  Kammer  noch  schärfer  nachgezogen,  die  anordnete,  daß  einer- 
seits die  nord-südliche  Verbindung,  Antwerpen — Mecheln — Brüssel, 
andererseits  die  ost-westliche  Linie,  Verviers — Mecheln— Ostende,  bis 
zur  französischen  Grenze  hin  weitergeführt  würde.  Zur  Durchführung 
dieser  Vorschläge  bestimmte  sie  die  Summe  von  35  Millionen  Frs. 
(die  Baukosten  für  das  km  veranschlagte  man  auf  80 — 140000  Frs.). 
Und  zwar  sollten  sofort  5 Millionen  Frs.  aus  dem  Staatsschatz  ge- 
nommen oder  durch  Ausgabe  von  Schatzscheinen  verfügbar  ge- 
macht werden.  Die  Zentralsektion  erklärte  nochmals  mit  Ent- 
schiedenheit : „Die  großen  nationalen  Verbindungen  müssen  dem 
Staate  gehören,  wie  die  Flüsse  und  schiffbaren  Wasserläufe, 
welche  der  code  civil  als  Zubehör  des  domaine  public  ansieht“. 
Selbst  wenn  die  künftige  Eisenbahn  in  Verviers  enden  sollte,  so 
sei  sie  von  ungeheurer  Bedeutung  für  Industrie  und  Handel.  „Dann 
aber  kann  man  doch  auf  vernünftige  Weise  nicht  annehmen,  daß 
Preußen,  das  sich  an  die  Spitze  von  Deutschlands  Interessen  ge- 
stellt hat,  sich  nicht  beeilen  sollte,  unsere  Linie  auf  seinem  Gebiet 
zu  verlängern,  da.  es  ihm  doch  von  Wert  ist,  zwei  Verbindungen 
zum  Meere  zu  haben,  um  stets  diejenige  zu  benutzen,  die  ihm 
den  größten  Vorteil  bietet.“ 
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Im  März  1834  begannen  die  Verhandlungen  der  Repräsen- 
tantenkammer. Trotz  mancher  Angriffe  gegen  den  Staatsbahn- 
gedanken, wie  gegen  die  Führung  der  Trace,  wurde  der  Entwurf 
hier  und  im  April  im  Senat  angenommen,  am  1.  Mai  wurde  er 
vom  König  unterschrieben  und  damit  Gesetz.  In  dem  Gesetz 
hieß  es : 

„Auf  Kosten  des  Staates  wird  ein  Eisenbahnsystem  hergestellt 
werden,  welches  von  Mecheln  als  Zentralpunkt  ausgehen  und  ost- 
wärts über  Löwen,  Lüttich  und  Verviers  nach  der  preußischen 
Grenze  führen  wird;  nordwärts  nach  Antwerpen,  westwärts  nach 
Ostende  über  Termonde,  Gent  und  Brügge,  südwärts  nach  Brüssel 
durch  Hennegau  bis  zur  französischen  Grenze.“  Von  Mecheln  zur 
preußischen  Grenze  (Ostlinie)  sollten  es,  so  berechnete  man, 
136,363  km  sein,  von  Mecheln  nach  Antwerpen  (Nordlinie)  mit 
einer  2 km  langen  Abzweigung  zur  Schelde  25,5  km;  die  West- 
linie, Mecheln — Ostende,  sollte  127,111  km,  die  Südlinie  Mecheln — 
Quievrain  108,132  km  betragen.  Am  5.  Mai  1835  die  erste 

Eisenbahn  auf  dem  europäischen  Kontinent  zur  Personenbeförde- 
rung zwischen  Brüssel  und  Mecheln.  Anfangs  1836  folgte  die  Ver- 
bindung Antwerpens  mit  Mecheln1). 

Damit  waren  die  Hauptstränge  der  belgischen  Eisenbahnen 
festgelegt.  Die  beschlossenen  Verkehrswege  in  der  Form  eines 
Kreuzes  mit  dem  Schnittpunkt  Mecheln  berührten  in  dem  kleinen 
Lande  alle  wichtigsten  Punkte.  Es  war  etwas  Großes,  das  man 
auszuführen  gedachte.  Die  ganze  Tragweite  des  Unternehmens 
vermochten  die  Belgier  auch  noch  nicht  zu  übersehen;  erst  in  den 
40  er  und  50  er  Jahren  zeigten  sich  alle  Schwierigkeiten  und  Vorteile. 

Bald  schon  wurde  die  Ausdehnung  der  Eisenbahn  auf  die 
noch  abseits  liegenden  bedeutenderen  Plätze  gesichert.  1837  be- 
schloß man  die  Anlage  neuer  Bahnstrecken  im  Gesamtbetrag  von 
152  km,  zunächst  die  Fortsetzung  der  Bahn  von  Gent  über  Courtrai 
zur  französischen  Grenze  bei  Mouscron  mit  einer  Abzweigung  nach 


!)  Damals  ließ  die  Stadt  Antwerpen  eine  Denkmünze  prägen,  von  der  sie  vier 
Exemplare  an  den  Kölner  Oberbürgermeister  Steinberger  sandte;  je  eins  davon  sollte 
er  selbst,  das  Kölner  Museum,  das  städtische  Archiv  und  die  Handelskammer  erhalten. 
Durch  diese  Gabe  wollte  die  Stadtverwaltung  Antwerpens,  wie  sie  schrieb,  „wieder 
einmal  die  Beweise  der  Genugtuung  und  der  Freude  über  das  Wohlwollen  erneuern, 
mit  der  der  deutsche  Handel  und  insbesondere  Ihre  Stadt  von  Anfang  an  und  selbst  als 
es  erst  noch  ein  Projekt  war,  das  große  schöne  Unternehmen  der  Eisenbahn  aufgenommen, 
die  ihrer  Bestimmung  nach  Rhein  und  Schelde  so  schnell  und  bequem  verbinden  sollen, 
daß  Köln  und  Antwerpen  sich  bald  werden  als  Uferstätte  beider  Ströme  bezeichnen 
können." 


Das  erste  Konzessionsgesuch  aus  Preußen. 
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Tournai.  Sodann  ward  eine  Verbindung  von  der  Südlinie  aus,  näm- 
lich von  Braine  le  Comte  nach  Namur,  ferner  die  schon  früher  ge- 
plante Strecke  Landen-St.  Trond  und  die  Verbindung  Brüssel-Namur- 
Luxemburg  festgesetzt.  — 

Schon  kurz  nachdem  die  erste  provisorische  Linie  von  Simons 
und  de  Ridder  vorgeschlagen  worden  war,  kam  aus  dem  Rhein- 
land auch  das  erste  Konzessionsgesuch  zum  Bau  einer  Anschluß- 
bahn von  der  belgischen  Grenze  nach  Köln. 

Der  Antrag  ging  aus  von  dem  Aachener  Bürger  James  Cocke- 
rill.  Dieser,  aus  einer  englischen  Familie  stammend,  war  der  ältere 
Bruder  John  Gockerills , des  damaligen  Besitzers  der  bedeu- 
tenden Eisenwerke  von  Seraing  in  Belgien.  Er  selbst  war  früher 
an  dem  Unternehmen  beteiligt,  hatte  sich  dann  aber  davon  zurück- 
gezogen. Im  Dezember  1831  schon  wandte  er  sich  um  Erlaubnis 
für  den  Bahnbau  an  die  preußische  Regierung.  Doch  er  hatte  kein 
Glück.  Delius1)  sonst  ein  sehr  warmer  Förderer  der  Freund- 
schaft der  Rheinprovinz  mit  dem  Nachbarlande,  war  nicht  sowohl 
gegen  die  Bahn  als  gegen  ihren  damaligen  Vertreter.  Cockerill, 
so  berichtete  er  am  2.  März  1832  nach  Berlin,  sei  nur  für  die 
Führung  der  Bahn  über  Maastricht  interessiert,  da  er  im  hollän- 
dischen Teil  des  Limburger  Landes  Steinkohlengruben  besitze,  für 
die  er  sich  den  Anschluß  sichern  wolle.  Eine  Unterstützung  dieser 
Privatbestrebungen  könne  aber  auch  dem  Absatz  der  Ruhrkohlen 
schaden.  Delius  äußerte  sich  ferner  über  die  Bedingungen,  die 
man  bei  der  Konzessionierung  einer  durchgehenden  Eisenbahn 
stellen  müsse.  Zu  verlangen  sei  die  Regulierung  der  Scheldeschiff- 
fahrt bis  Antwerpen;  für  Handelsschiffe  dürfe  Belgien  die  bestehen- 
den Lokalabgaben  nicht  erhöhen,  auch  von  den  durchgehenden 
Eisenbahntransporten  keine  Zölle  erheben;  die  Frachtsätze  für  die 
beiden  Hälften  der  Linie  müßten  gemeinsam  festgesetzt  werden, 
auf  der  Grundlage  der  gewöhnlichen  Verzinsung  und  Amortisation 
des  Anlagekapitals  und  der  Deckung  der  nötigen  Aufsichts-  und 
Unterhaltungskosten.  Daraufhin  erhielt  Cockerill  zunächst  keine 
offizielle  Antwort.  Der  Minister  Maassen  teilte  Delius  mit 
(9.  April  1832),  gegen  die  von  ihm  aufgestellten  Bedingungen  für 
eine  etwaige  Weiterführung  der  belgischen  Bahn  in  Preußen  habe 
er  nichts  einzuwenden.  Zugeständnisse  würden  nur  gemacht  werden, 


')  Delius  hatte  selbst  schon  1828  an  eine  Eisenbahnverbindung  Kölns  mit  Aachen 
gedacht.  Im  Dezember  schrieb  er,  daß  er  schon  viel  Material  dafür  gesammelt  habe. 
Den  Anschluß  nach  dem  Ausland  sollte  namentlich  die  treffliche  Chausee  bis  Maastricht 
und  von  da  ab  die  Maas  vermitteln.  Siehe  Akten  Steinberger  des  Rh.  W.  W.  A. 
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soweit  sie  „den  Begünstigungen  der  belgischen  Regierung  für  den 
Warendurchzug  und  den  allgemeinen  Vorteilen  der  Anlage  für  das 
preußische  Staats-  und  Handelsinteresse  entsprechen.“ 

Immerhin  verlief  diese  erste  Anregung  nicht  so  ganz  im  Sande. 
Die  Regierung  entnahm  aus  ihr  den  Anlaß,  doch  einmal  ein  Gut- 
achten über  die  zweckmäßigste  Leitung  der  projektierten,  viel  be- 
sprochenen Bahn  erstatten  zu  lassen.  Sie  betraute  damit  den  Ober- 
Wegebau-Inspektor  Freymann  aus  Siegburg.  Sein  sehr  umfang- 
reicher Bericht  wurde  am  14.  Juli  1832  eingereicht;  diesen  An- 
gaben hier  im  einzelnen  nachzugehen,  ist  um  so  weniger  vonnöten, 
da  sie  im  Februar  1834  dem  Köln-Antwerpener  Eisenbahn-Komitee 
ausgehändigt  und  von  ihm  in  den  später  wiederzugebenden  Denk- 
schriften verwertet  wurden.  Das  Gutachten  geht  offenbar  aus  von 
den  ersten  Angaben  Simons’  und  de  Ridders,  die  sie  selbst 
später  noch  berichtigten.  Danach  war  für  die  80  km  lange  Bahn, 
für  die  außer  an  den  Zugängen  der  Städte  und  einer  Ausbiegung 
eine  eingleisige  Führung  vorgesehen  war,  der  Aufwand  der  Baukosten 
auf  2722095  Gulden  (=  1474468  Taler),  die  Höhe  der  jährlichen 
Unterhaltungskosten  99840  Gulden  (=  58080  Taler)  berechnet.  Von 
Freymann  wurde  nun  speziell  der  Übergang  über  das  Vorgebirge 
eingehend  und  gründlich  untersucht.  Von  den  sechs  hier  in  Frage 
kommenden  Linien  empfahl  er  bedingungsweise  die  Route  von  Köln 
bis  südwärts  Königsdorf,  dann  mit  einer  stehenden  Dampfmaschine 
und  zwei  schiefen  Ebenen  nach  der  Erft  zwischen  Hemmersbach 
und  Horrem,  ähnlich  der  später  verwirklichten  Anlage.  Die  Gesamt- 
Anlagekosten  bezifferte  Freymann  auf  2682295  Gulden,  die  Unter- 
haltungskosten auf  1 23  840  Gulden. 

Aber  auch  in  Köln  hatte  man  die  Eisenbahnangelegenheiten, 
besonders  diejenigen,  die  die  eigene  Provinz  betrafen,  nicht  aus  den 
Augen  gelassen.  Niemand  hatte  sie  dort  eifriger  beobachtet  als  Ludolf 
Camphausen  *).  Er  war  geboren  am  10.  Januar  1803  in1  Hünjshoven  bei 
Aachen.  Nachdem  er  seinen  kaufmännischen  Lehrgang  beendet  und 
sich  im  Ausland  umgesehen,  ließ  er  sich  1825  dauernd  in  Köln  nieder, 
wo  er  zusammen  mit  seinem  Bruder  August  ein  Ölgeschäft  (später 
auch  ein  Bankgeschäft)  betrieb.  Bald  erfreute  er  sich  hier  allge- 
meiner Achtung.  Seit  1831  verfolgte  der  junge  Mann  alle  Fort- 
schritte des  siegreich  vordringenden  Verkehrsmittels,  ja  die  Eisen- 
bahnen bildeten  den  Mittelpunkt  aller  seiner  Interessen.  Als  Mit- 
glied der  Komitees  für  die  spätere  Köln-Mindener  Bahn  und  für  die 
Bahn  Köln-Amsterdam  und  als  Mitglied  des  Kölner  Stadtrates  hatte 


i)  Vergl.  A.  Caspary:  L.  Camphausen,  Stuttgart  1902. 


Die  Bildung  eines  Eisenbahnkomitees  in  Köln. 
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er  Anlaß,  sich  mit  den  einschlägigen  Fragen  bekannt  zu  machen. 
Camphausen  war  für  die  erfolgreiche  Vertretung  gerade  des 
Eisenbahngedankens  wie  geschaffen.  Er  war  kaufmännisch  ge- 
schult, aber  offenbar  auch  in  der  nationalökonomischen  Theorie 
bewandert,  dabei  ein  gewandter  Redner  und  in  noch  viel  höherem 
Maße  ein  klarer  und  glänzender  Schriftsteller.  In  ihm  lebte  eine 
merkwürdige  Mischung  von  Bedächtigkeit  und  Ruhe  und  von  leben- 
diger Phantasie  und  kühnem  Schwung.  In  allen  seinen  Handlungen 
und  Schriften  jtritt  er  uns  entgegen  als  ein  gereifter  männlicher 
Charakter,  stets  lauter  und  vornehm,  ein  Mann,  dessen  sachliche 
Festigkeit  nur  übertroffen  wird  von  einer  fast  übergroßen  Be- 
scheidenheit und  einem  skrupulösen  Zartgefühl.  Nun  sollte  er 
seine  große  Kraft  im  Dienst  der  „Schienenwege“  entfalten,  denen 
nach  seiner  Meinung  die  Zukunft  gehören  mußte. 

Schon  seitdem  man  von  den  belgischen  Plänen  gehört,  hatten 
sich  regsame  Kölner  mit  dem  Gedanken  eines  Anschlusses  an  die 
belgische  Bahn  von  Köln  aus  getragen.  So  finden  sich,  um  einen 
Beleg  zu  geben,  in  den  monatlichen  Mitteilungen  der  Handelskammer 
darauf  hinzielende  Andeutungen,  wie  diese : „Gewinnt  die  von  den 
Großmächten  Europas  ausgesprochene  Trennung  Belgiens  von  Hol- 
land diejenige  Garantie,  welche  wir  zu  wünschen  haben,  so  fordern 
die  kommerziellen  Interessen  der  Rheinprovinzen  und  aller  übrigen 
Staaten  eine  ungestörte,  ununterbrochene,  direkte  Verbindung  zwi- 
schen dem  Rhein  und  der  Schelde : denn  sie  kann  uns,  gegründet 
auf  solide  Handelsverträge,  eine  freie  unabhängige  Seemündung 
gewinnen,  deren  wohltätige  Folgen  der  deutsche  Handelsstand  in 
seiner  hundertjährigen  Abhängigkeit  kaum  zu  ermessen  vermag.“  — 
Im  Februar  1832  wird  in  diesen  Berichten  die  Eisenbahn  selbst 
zuerst  erwähnt.  „Es  steht“,  heißt  es  da,  „das  Vertrauen  zu  der 
weisen  Umsicht  und  Fürsorge  unserer  Regierung  so  fest,  daß  an 
der  einstigen  Beseitigung  aller  Hindernisse  zur  Anlegung  der  jetzt 
so  viel  besprochenen  Eisenbahn  zwischen  Köln  und  Antwerpen  auch 
nicht  gezweifelt  wird,  und  demselben  darf  es  beizumessen  sein, 
daß  der  Handelsstand  die  desfallsigen  lebhaften  Wünsche  noch  nicht 
ausgesprochen  hat,  sondern  die  Begründung  der  neuen  Staatsver- 
hältnisse abwarten  zu  müssen  glaubte.“ 

Aber  erst  am  3.  Mai  1833  trat  in  Köln  ein  Komitee  für  die 
Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen *)  zusammen,  das  die  An- 
gelegenheit ernstlich  in  die  Hand  nahm.  Den  Vorsitz  übernahm 


ß Leider  waren  die  Protokolle  des  Komitees  nicht  auffindbar,  so  daß  sich  die 
Darstellung  auf  vorhandene  Einzeldokumente  gründet. 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I. 
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der  alle  Zeit  für  Kölns  Interessen  rührig  tätige  Oberbürgermeister 
Steinberger.  Neben  ihm  gehörten  dem  Komitee  verschiedene  Groß- 
kaufleute an,  deren  Namen  einen  guten,  teilweise  einen  weitreichen- 
den Klang  besaßen,  nämlich  außer  Camphausen  noch  Schnitzler, 
Hölterhoff,  Koch  (früher  Handelskammer-Präsident),  Deichmann, 
J.  A.  Böcker  und  bald  an  Stelle  Hölterhoffs  der  bekannte  Präsident 
der  Handelskammer,  Merkens ; nach  dem  Tode  Kochs  wurde  Ende 
Januar  1835  noch  von  Wittgenstein  als  Mitglied  gewählt.  Sie  alle, 
vornehmlich  Steinberger,  traten  jahrelang  mit  unverminderter  Tat- 
kraft für  ihren  Plan  ein,  aber  die  Seele  des  Ganzen  blieb  Camphausen. 
Bei  ihm  lag  die  Geschäftsleitung,  aus  seiner  Feder  stammen  die 
meisten  der  zahlreichen  Korrespondenzen  und  Berichte.  Eine  ge- 
wandte Hilfskraft  gewann  man  bald  in  dem  Regierungssekretär 
Hirte,  der  einen  Teil  der  Arbeiten  zunächst  im  Nebenamt  über- 
nahm. 

Am  21.  Mai  setzte  Oberbürgermeister  Steinberger  die 
Kgl.  Regierung  von  der  Konstituierung  des  Komitees  in  Kenntnis 
und  bat  auch  für  die  Eisenbahn  um  „fernere  väterliche  Fürsorge 
und  Unterstützung  des  Gouvernements“,  in  der  richtigen  Annahme, 
daß  es  die  erste  Aufgabe  sein  müsse,  sich  der  behördlichen  Zustim- 
mung zu  versichern.  Zugleich  übersandte  man  dem  Regierungs- 
präsidenten eine  von  Camphausen  verfaßte,  von  den  anderen 
Komiteemitgliedern  gebilligte  und  mitunterzeichnete  Schrift,  in  der 
die  Hauptmotive  und  Wünsche  für  eine  Köln-Antwerpener  Bahn  zum 
erstenmal  auseinander  gesetzt  wurden. 

Der  Gedankengang  dieses  Dokumentes  ist  in  gedrängter  Kürze 
folgender:  Im  März  1831  sei  Kölns  Handel  angewiesen  worden,  eine 
seit  Jahrhunderten  befolgte  Bahn  zu  verlassen,  man  habe  sich  sogleich 
überzeugt,  daß  man  nun  „auf  alle  Ansprüche  an  die  Vergangenheit 
zu  verzichten  und  die  schwierigen  Verhältnisse  der  Gegenwart  zu 
bewältigen“  habe.  „Man  wird  Köln  das  Zeugnis  nicht  versagen, 
daß  in  der  letzten  Zeit  eine  erneute  Regsamkeit  und  Lebendigkeit 
erschienen,  daß  manches  geschehen,  vieles  vorbereitet  ist,  daß  teil- 
weise die  Kraft,  mehr  noch  der  Wille  hervortrat,  hinter  den  Forde- 
rungen des  Augenblicks  nicht  zurückzubleiben.“  Für  die  projektierte 
Verkehrsstraße  schmeichele  sich  das  Komitee  wohl  nicht  vergebens 
mit  der  Hoffnung,  „den  Schutz  und  die  tätige  Hilfe  der  K.  H.  Re- 
gierung in  reichem  Maße  zu  genießen“.  Aber  auch  keine  Linie 
entspreche  so  sehr  allen  Hoffnungen  als  die  Köln-Antwerpener. 
„Köln,  gewohnt,  neuen  Unternehmungen  eine  vielleicht  zu  große  Be- 
sonnenheit und  Ruhe  entgegenzubringen,  interessiert  sich  dafür  in 
einem  Grade,  der  uns  zu  raschen  Vorschritten  ermuntert  und  worin 
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wir  eine  Ahnung  der  überwiegenden  Vorteile  erblicken,  deren  all- 
gemeine Übersicht  die  genaueste  Erforschung  bestätigen  wird.“ 

Die  Eisenbahn  würde,  wie  nun  näher  beleuchtet  wird,  „das 
Interesse  der  Industrie  eben  so  sehr  wie  das  des  Handels  begünstigen“, 
sie  würde  „eine  möglichst  bevölkerte  Gegend  durchlaufen“,  sie  würde 
„vor  allem  aber  solche  Punkte  berühren,  deren  Produkte,  bisher 
unfähig  die  Kosten  eines  entfernten  Vertriebs  zu  tragen,  als  totes 
Kapital  dalagen,  und  deren  Verführung  die  Eisenbahn  zu  einer  rein 
produktiven  Kraft  erheben,  einen  Wert  schaffen  würde,  der  früher 
nicht  bestand“.  Übrigens  sollten  eingehende  Vorschläge  über  die 
Art  der  Ausführung  des  Unternehmens  erst  später  folgen.  In  Belgien 
habe  eine  ähnliche  Lage  denselben  Entschluß  herbeigeführt;  man 
stehe  im  Begriff,  unabhängig  von  dem  Kölner  Plan  eine  Bahn  von 
Antwerpen  zur  Grenze  zu  beantragen  — ein  glückliches  Zusammen- 
treffen, „das  als  ein  höchst  günstiges  Anzeichen  für  das  Gelingen 
dei  Unternehmung  in  beiden  Staaten  betrachtet  werde“.  Nichts- 
destoweniger sei  es  außerordentlich  erwünscht,  „daß  gleich  jetzt  die 
beiden  Städte  dem  Punkte  der  Vereinigung  entgegenarbeiten,  um 
nicht  der  Folgezeit  als  unabweisbare  Notwendigkeit  ein  Werk  zu 
überlassen,  dessen  segensreiche  Folgen  wir  in  der  Gegenwart  klar 
erkennen“.  Hingewiesen  wurde  weiter  auf  den  Besuch  des  belgischen 
Ministerialdirektors  Smits  (s.  S.  60),  der  aus  ähnlichen  Gründen 
erfolgt  sei.  Die  gewünschte  Konzession  erwarte  man  um  so  sicherer, 
als  sie  ja  schon  für  die  andere  Bahn  von  Amsterdam  nach  Köln  erteilt 
worden  sei.  Diese  Bahn  würde  doch  keine  einzige  gewerbereiche 
Stadt,  kein  einziges  Kohlenbergwerk  berühren,  „sie  wird  den  durch- 
laufenen Gegenden  nichts  sein  als  ein  Surrogat  des  Rheins  und 
zwar  in  seinen  der  Schiffahrt  günstigsten  Strecken;  sie  wird  endlich 
die  meisten  zu  ihrer  Nahrung  nötigen  Säfte  aus  jenen  Pulsadern 
saugen,  die  dem  Rheine  ein  frisches  kräftiges  Leben  zuführen“. 
Zwar  habe  man  da  neuerdings  die  grellsten  Übelstände  der  Linien- 
führung beseitigt,  allein  im  Gegensatz  zu  der  Eisenbahn  von  Köln 
zur  belgischen  Grenze  habe  ein  Ausländer  die  Konzession,  und  aus- 
ländisches Kapital  werde  so  gewaltiges  Privateigentum  erwerben. 

. Was  die  Freiheit  der  gegenseitigen  Durchfuhr  angehe,  die 
Belgien  wünsche,  so  liege  ja  die  Befolgung  der  Reziprozität  überhaupt 
m der  Richtung  der  so  vortrefflichen  Handelspolitik  Preußens  in 
den  letzten  Jahren ; Köln  werde  aber  dadurch  zu  einem  bedeutenden 
Welthandelsplatz  erhoben.  Schließlich  hoffe  mit  Belgien  auch 
Köln,  daß  sein  Hafen  zum  vollständigen  Freihafen  gemacht  werde; 
schon  Delius  habe  dies  als  erstrebenswertes  Ziel  hingestellt,  und 
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inzwischen  sei  Köln  ohnehin  schon  im  Besitze  eines  fast  lückenlosen 
Freihafens. 

Das  Schriftstück  gipfelt  demnach  in  der  Anfrage,  „ob  es  statt- 
haft sei,  der  Handelskammer  von  Antwerpen  vorläufig  zu  erwidern, 
daß  die  Bewilligung  einer  Eisenbahn  von  Köln  bis  zur  belgischen 
Grenze  keinen  Anstand  finden  werde,  insofern  die  vorzuschlagende 
Ausführungsart  sich  Allerhöchster  Genehmigung  erfreue  , und 
in  dem  Wunsch,  die  Regierung  „möge  angemessen  finden, 
unsere  Ansichten  und  Wünsche  für  Gegenseitigkeit  in  bezug  auf 
Durchfuhr  und  Freihafen  bei  dem  hohen  Ministerio  durch  ihre 
tiefere  Einsicht  zu  unterstützen,  und  uns  recht  bald  in  Stand  setzen, 
auch  hierunter  der  Antwerpener  Handelskammer  eine  beruhigende 
Versicherung  erteilen  zu  dürfen.“ 

Bereits  im  folgenden  Monat,  im  Juni  1833,  ehe  noch  eine  Ant- 
wort auf  die  ersten  Eingaben  erfolgt  war,  stellte  das  Komitee  den 
förmlichen  Antrag  auf  eine  Konzession.  Die  Regierung  wurde  ge- 
beten, „bei  einem  hohen  Ministerio  des  Innern  für  Handel  und  Ge- 
werbe das  untertänige  Gesuch  zu  unterstützen, 

dem  Komitee  zu  Köln  f ür  die  Eisenbahnanlage  über  Düren,  Esch- 
weiler  und  Aachen  zur  belgischen  Grenze  die  provisorische  Er- 
mächtigung zu  erteilen,  an  die  Spitze  eines  Aktienvereins  für 
diese  Unternehmung  zu  treten, 
sodann 

den  zur  Eisenbahn  zu  verwendenden  Kapitalien  einen  jährlichen 
Ertrag  von  51/2  °/o,  nämlich  4%  Zinsen  und  D/2  °/o  zur  Tilgung 
durch  den  Staat  zu  garantieren,  wogegen  nach  erfolgter  Amor- 
tisation, d.  i.  nach  33  Jahren,  die  Straße  ausschließliches  Staats- 
eigentum würde. 

Wir  erklären  dabei,  daß  wir  für  den  Fall,  der  zweite  Antrag 
keine  Berücksichtigung  fände,  die  Gewährung  des  ersten  allein  mit 
nicht  geringerem  Danke  erkennen  werden,  weil  wir  die  Unterzeich- 
nung des  Kapitals  auch  ohne  Garantie  keineswegs  bezweifeln.“ 

Dieses  Gesuch  ist  aus  verschiedenen  Gründen  sehr  bemerkens- 
wert. Es  zeugt  von  der  Tatkraft  und  der  Hoffnungsfreudigkeit 
des  Komitees,  das  in  kurzer  Zeit,  wenn  möglich  mit  starker  Staats- 
hilfe, glaubte  zum  Ziele  kommen  zu  können;  die  so  überwiegenden 
Vorteile,  meinte  man,  würden  dem  „scharfsinnigen  und  geübten 
Blick  unserer  hohen  und  höchsten  Behörden  in  keiner  Weise  ent- 
gehen“. Es  zeugt  ferner  für  den  leitenden  Gedanken  und  Wunsch 
der  Kölner  Großkauf leute,  nicht  sowohl  einen  großen  Sondergewinn 
einzuheimsen,  als  vielmehr  überhaupt  dem  rheinischen  Handelsstand 
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und  dem  ganzen  Rhein  eine  so  wichtige  Wohltat  zukommen 
zu  lassen.  Ob  das  durch  Staatseingreifen  geschieht  oder  nicht, 
ist  eine  cura  posterior.  Beachtung  verdient  auch  die  Route,  die 
man  vorläufig  ins  Auge  faßte:  man  dachte  damals  noch,  die  vier 
wesentlichsten  Verkehrsplätze  an  die  Bahn  anzuschließen,  eben  weil 
man  nur  den  allgemeinen  Interessen  dienen  wollte.  Es  war  falsch, 
wenn  später  der  Verlauf  erhoben  wurde,  man  habe  von  Anfang  an 
nur  Köln  erheben,  dagegen  die  rheinischen  Konkurrenzstädte  er- 
niedern  wollen. 

Das  Komitee  war  nun  in  voller  Arbeit. 

Es  gab  zahlreiche  Vorarbeiten  einzuleiten.  Da  mußten  Aus- 
künfte eingeholt  und  erteilt  werden ; schon  suchte  man  die  in  Betracht 
kommenden  Faktoren  für  das  Projekt  zu  interessieren;  mit  aus- 
wärtigen Komitees,  so  dem  Antwerpener  und  Brüsseler,  trat  man  in 
Beziehungen.  Ende  August  bat  die  Kölner  Handelskammer,  das 
Komitee  möge  sie  doch  von  allen  Vorgängen  unterrichten,  weil  sie  in 
der  „für  den  Handel,  die  Fabriken  und  Gewerbe  hiesiger  Stadt  höchst 
wichtigen  Angelegenheit  selbständig  vorzuschreiten  gedenke“.  Die 
Folge  war,  daß  künftig  die  Handelskammer  eine  tüchtige  Helferin 
bei  dem  gemeinsam  interessierenden  Werk  war.  Die  Provinzial- 
Steuerdirektion  wurde  mit  Erfolg  ersucht,  die  Einnahmen  von  Per- 
sonen-, Land-  und  Frachtfuhrwerken  an  den  einzelnen  Punkten  der 
beabsichtigten  Strecke  mitzuteilen,  damit  man  einen  Anhalt  für  die 
mutmaßliche  Frequenz  gewinne. 

Im.  Juli  machte  Camphausen  eine  Reise  nach  Brüssel,  dabei 
sammelte  er  auch  unterwegs  Tatsachen  für  den  Bahnbau  und  hatte 
eine  Konferenz  mit  dem  rührigen  Aachener  Regierungspräsidenten 
von  Reimann,  an  den  der  Oberbürgermeister  Steinberger  eine 
Empfehlung  Camphausens , als  eines  fleißigen  und  sachkun- 
digen Mannes,  mit  der  Bitte  gesandt  hatte,  ihn  soweit  als  möglich 
zu  unterstützen.  Auch  andere  Komiteemitglieder  bereisten,  um  sich 
zu  unterrichten,  das  in  Frage  kommende  Gelände. 

Am  13.  August  übersandte  der  Kölner  Regierungspräsident 
die  mit  Spannung  erwartete  erste  Antwort  des  Ministeriums  auf  die 
vom  Regierungspräsidenten,  wie  er  selbst  schrieb,  „zur  Beförderung 
dringend  empfohlene“  Eingabe.  Das  schon  am  27.  Juli  ausgefertigte 
Ministerialreskript,  das  von  Beuth,  als  dem  Vertreter  des  Ministers 
des  Innern  für  Handel  und  Gewerbe  von  Schuckmann,  und  vom 
Finanzminister  Maassen  unterzeichnet  war,  lautete  ziemlich  ver- 
heißungsvoll. Einleitend  wurde  bestätigt,  das  Hauptinteresse  an  der 
angeregten  Eisenbahn  bestehe  darin,  „daß  der  dortige  Handel  hin- 
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sichtlich  der  seewärts  kommenden  Waren  nicht  mehr  auf  den  Bezug 
über  Holland  angewiesen  und  dem  durch  beschwerliche  Formen  und 
hohe  Platzkosten  damit  verbundenen  Geld-  und  Zeitaufwande  unter- 
worfen wäre“.  „Eine  wirksame  Konkurrenz  Antwerpens  kann  aber 
nur  dann  eintreten,  wenn  der  Bezug  der  Waren  aus  der  See  die 
Schelde  aufwärts  über  Antwerpen  auf  der  anzulegenden  Eisenbahn 
nicht  mit  höherem  Aufwande  verbunden  ist,  als  der  über  die  hollän- 
dischen Handelsplätze  rheinaufwärts.“  Um  zu  übersehen,  ob  das 
der  Fall  sein  werde,  müsse  man  einmal  in  Erfahrung  bringen,  wie 
hoch  sich  definitiv  die  Abgaben  auf  der  Schelde  belaufen  würden; 
zum  anderen  sei  „eine  genaue  Kenntnis  des  ganzen  Projekts  und 
der  Kosten  der  Ausführung,  sowie  eine  sorgfältige  Erwägung  der 
zu  erwartenden  Frequenz  und  überhaupt  aller  Verhältnisse  nötig, 
welche  auf  den  zu  bestimmenden  Tarif  der  Abgaben  für  Benutzung 
der  Eisenbahn  von  Einfluß  sind“.  Bis  eine  solche  Prüfung  ermög- 
licht werde,  könne  eine  bestimmte  Zusicherung  wegen  Gestattung 
der  Eisenbahnanlage  und  sonstiger  Bewilligungen  seitens  des  Staates 
nicht  erteilt  werden,  vielmehr  müßten  sich  die  Ministerien  „die 
weitere  Entscheidung  bis  dahin  Vorbehalten,  daß  die  motivierten 
Vorschläge  über  die  Art  der  Ausführung  des  Unternehmens  und 
dessen  Modalitäten  vorgelegt  sein  werden“.  — „Insbesondere  kann 
für  jetzt  über  die  Begünstigungen,  welche  für  die  Warentransporte 
auf  der  zu  errichtenden  Eisenbahn  hinsichtlich  des  Durchgangszolles 
und  ihrer  Aufnahme  und  Behandlung  im  Freihafen  zu  Köln  in 
Anspruch  genommen  werden,  eine  weitere  Verheißung  nicht  erfolgen, 
als  daß  dem  Warendurchgang  auf  diesem  Wege  alle  diejenigen  Er- 
leichterungen werden  zugestanden  werden,  welche  den  Begün- 
stigungen der  belgischen  Regierung  für  denselben  und  den  allge- 
meinen Vorteilen  der  Anlage  für  das  preußische  Staats-  und  Handels- 
interesse entsprechen.“ 

In  den  beteiligten  Kreisen  herrschte  freudige  Dankbarkeit 
für  die  immerhin  vorsichtig  gehaltene  Zusage,  wenn  man  in  dem 
Schreiben  der  Minister  eine  solche  überhaupt  sehen  wollte;  man 
entnahm  daraus  einen  neuen  Anlaß  zur  Arbeit.  Camphausen 
machte  sich  daran,  die  gewünschte  eingehende  Begründung  abzu- 
fassen, die  er  Ende  August  dem  Komitee  vortrug,  wo  sie  allgemeinen 
und  uneingeschränkten  Beifall  fand. 

Diese  motivierte  Darstellung  des  Köln-Antwerpener  Eisenbahn- 
planes hatte  sich  zu  einer  kleinen  Schrift  ausgewachsen,  die  als- 
bald unter  dem  Titel  „Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen“ 
ohne  Namensnennung  des  Verfassers  im  Druck  erschien.  Ende  Sep- 
tember (28.)  wurde  sie  dem  Ministerium  des.  Innern  mit  einem  aus- 
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führlichen  Begleitschreiben  zugesandt,  in  dem  der  Dank  für  die 
günstige  Antwort  ausgesprochen  wurde.  Von  Tag  zu  Tag  verstärke 
sich  die  Überzeugung,  so  hieß  es  da,  „daß  die  in  dem  Schluß 
aufgestellten  Erfordernisse  und  Bedingungen  schwerlich  bei  irgend 
einer  anderen  Bahn  in  so  reichem  Maße  und  in  so  zuverlässiger 
Weise  zusammenträfen“.  Die  Ansichten  und  Berechnungen  Camp- 
hausens seien  so  vorsichtig,  daß,  wie  sich  auch  das  Ministerium 
überzeugen  werde,  die  in  ähnlichen  Fällen  häufig  vorkommende 
Selbsttäuschung  vermieden  sei.  Da  einmal  bei  der  gegenwärtigen 
Lage  der  Sache  approximative  Annahmen  nicht  zu  vermeiden  seien, 
seien  sie  hinsichtlich  der  Kosten  überall  eher  zu  hoch  und  bei  der 
Ertragsfähigkeit  eher  zu  gering  gestellt.  Das  Ziel  des  Schreibens 
war  ein  erneutes,  nunmehr  unmittelbar  an  den  Minister  gerichtetes 
Gesuch  um  Erlaubnis  zur  Gründung  einer  Aktiengesellschaft,  das 
dem  im  Juni  an  den  Kölner  Regierungspräsidenten  gesandten  völlig 
gleich  lautete.  Auch  hier  wird  ausdrücklich  „in  der  vollkommensten 
und  entschiedensten  Weise“  erklärt,  daß  der  Staat  in  letzter  Instanz 
Herr  und  zwar  unbedingter  Herr  und  Meister  der  ganzen  Anlage 
werden  und  bleiben  müsse,  damit  sei  freilich  noch  nicht  gesagt, 
daß  der  Staat  selbst  zum  Bau  aus  Staatsfonds  genötigt  sei. 

Die  Camphausens  che  Schrift  „Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach 
Antwerpen“  war  die  beredteste  Verteidigung  der  Kölner  Pläne. 
Gothein1)  bemerkt  einmal,  dieser  Arbeit  gebühre  „neben  Lists  be- 
rühmter Abhandlung,  wenn  nicht  über  ihr,  der  Ehrenplatz  an  der 
Spitze  der  deutschen  Eisenbahnliteratur“  — und  wohl  mit  Recht. 
Da  sie  so  gut  wie  unbekannt  und  in  diesem  Zusammenhang  von 
großer  Bedeutung  ist,  so  muß  ihr  ohnehin  stark  konzentrierter  In- 
halt, wenigstens  in  einige  Sätze  zusammengezogen,  folgen. 

Der  erste  der  beiden  Teile,  die  man  bei  der  Camphausen- 
schen  Schrift  unterscheiden  kann,  ist  eine  in  hinreißender  Sprache 
abgefaßte  Schilderung  des  neuen  Verkehrsmittels,  der  Eisenbahn. 
Die  letzten  Jahrhunderte  wurden  ausgefüllt  durch  die  religiösen, 
dann  durch  die  politischen  Bewegungen,  nun  wird  ihnen  ein  neues, 
das  wirtschaftliche  Zeitalter  folgen,  das  sein  Gepräge  erhält  „durch 
das  Streben  aller  Völker  nach  materiellem  Wohl“.  Zu  den  wirk- 
samsten Hebeln  für  die  Beförderung  der  materiellen  Wohlfahrt  ge- 
hören die  Eisenbahnen,  eine  Erfindung,  vergleichbar  mit  der  des 
Pulvers  und  des  Druckes.  Die  Eisenbahnen  sind  mit  aller  Kraft 
zu  unterstützen,  denn  ganz  unzweifelhaft  ist  „die  Verpflichtung  für 
alle  Völker  und  alle  Zeiten,  jeder  neuen  Bereicherung  unserer  Er- 


1)  a.  a.  O.,  S.  243. 
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kenntnis  den  Eingang  in  das  gesellschaftliche  Leben  zu  erleichtern. 
Noch  sind  die  besten  Verkehrswege  die  Wasserstraßen,  die  Land- 
wege können  sich  mit  ihnen  nicht  messen.  6000  Jahre  einer  kaum 
unterbrochenen  Fortschreitung  haben  hier  die  Technik  noch  nicht 
weiter  gebracht,  als  bis  zur  Erfindung  der  Schiene.  Preußen  hat 
auf  die  Chausseen  große  Summen  verwandt,  ohne  daß  man  auch 
nur  einen  Ersatz  für  die  Unterhaltungskosten  von  ihnen  erwartet. 
Ganz  anders  rentabel  sind  die  Eisenbahnen.  Dabei  werden  sie  die 
Frachten  beträchtlich,  etwa  auf  ein  Drittel,  ermäßigen.  Freilich  die 
Schnelligkeit  der  Bewegung,  die  sogar  „die  Phantasie  in  ihrem 
Lauf  überflügelt“,  welche  schon  auf  drei  bis  vier  Meilen  in  der 
Stunde  und  mehr  gekommen  ist,  eignet  sich  jedenfalls  in  Deutsch- 
land nur  wenig  für  den  Gütertransport.  Für  den  Personenverkehr 
ist  das  neue  Verkehrsmittel  recht  eigentlich  bestimmt:  nur  er  ver- 
trägt die  immerhin  bedeutenden  Kosten,  nur  bei  ihm  kommt  es 
so  sehr  auf  Schnelligkeit,  Sicherheit  und  Präzision  an.  Trotz  der 
Zerbrechlichkeit  und  Unvollkommenheit  der  bisherigen  Dampfwagen 
sind  aber  gerade  für  den  Personenverkehr  weitere  wunderbare, 
noch  nicht  zu  übersehende  Fortschritte  zu  erwarten.  Überhaupt 
liegt  die  technische  Fortentwicklung  noch  in  der  Zukunft.  Aber 
wichtiger  noch  als  die  Ertragsfähigkeit  sind  Rücksichten  einer  höheren 
Ordnung,  die  Förderung  der  inneren  Kraft  eines  Landes,  der  Wohl- 
fahrt seiner  Bewohner.  Und  da  kann  man  kurz  sagen,  „die  Eisen- 
bahnen verbreiten  über  das  Land  die  Wohltat  schiffbarer  Ströme“; 
es  findet  ein  ungleich  regerer  Austausch,  eine  bessere  Verbindung 
von  Produktion  und  Konsumtion  statt,  hier  wird  die  Erzeugung  der 
Waren  verbilligt,  dort  der  Verbrauch  wohlfeiler,  die  ganze  Ent- 
wicklung des  Landes  wird  gefördert.  Auch  militärisch-politisch 
springen  die  Vorteile  des  Verkehrsfortschrittes  ins  Auge.  Die 
Festungen  sind  nun  erst  recht  verbunden;  das  gerade  für  Preußen 
seiner  Lage  nach  so  nötige,  bei  seiner  herrlichen  Militärorganisation 
auch  mögliche  Ineinandergreifen  aller  Teile  würde  allein  schon  einen 
das  ganze  Land  durchschneidenden  Schienenweg  rechtfertigen  und 
gewinnbringend  erscheinen  lassen.  — Warum  hat  aber  bei  solchen 
Vorzügen  bisher  noch  kein  Staat  sein  Gebiet  mit  den  eisernen  Netzen 
umsponnen?  Nun,  das  ist  dem  Gesetz  der  Trägheit  und  den  ent- 
gegenstehenden Privatinteressen  zuzuschreiben.  „Nur  zu  oft  ragt 
aus  der  Vergangenheit  eine  entfleischte,  tote  Hand  in  die  Gegen- 
wart herein  und  hält  in  den  versteinerten  Fingern  fest,  was  sie  er- 
griff, da  sie  lebte.“  Da  muß  nun  der  Staat  eingreifen.  „Es  besteht 
die  begründete  Hoffnung,  daß  das  preußische  Gouvernement,  so 
ausgezeichnet  durch  seine  Konsequenz  in  Befolgung  staatswirtschaff- 
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licher  Grundsätze,  auch  hierin  die  Initiative  ergreifen  und  einen 
festen  Gang  vorzeichnen  werde.“  In  Nordamerika,  Frankreich'  und 
Deutschland  hat  man  bisher  Aktiengesellschaften  konzessioniert. 
Dem  aber  stehen  wichtige  Erwägungen  entgegen.  „Schon  der  Name 
— Staatsstraßen,  Heerstraßen  — bezeichnet  die  großen  Handels- 
wege als  Eigentum  des  Staates.  Sie  gehören  ihm,  wie  ihm  die  Flüsse 
und  Ströme  gehören,  und  er  kann  sich  ihres  Besitzes  nicht  ohne 
große  Nachteile  entäußern.  Es  dürfen  sich  keine  Sondergewalten 
im  Staat  bilden  und  Privatinteressen  dienen,  nein,  alle  Gründe,  die 
bei  Land-  und  Wasserwegen  die  staatliche  Oberhoheit  erheischen, 
„treten  in  verstärktem  Grade  ein  bei  einer  Eisenbahn,  die  zunächst 
und  wesentlich  im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  gegründet“ 
wird.  Nun  ist  unmittelbarer  Staatsbau  vielleicht  zu  schwierig,  jeden- 
falls aber  jetzt,  nachdem  auf  die  Landstraßen  zumal  in  letzter  Zeit 
viel  verwandt  worden  ist,  wegen  der  Kostspieligkeit  unwahrschein- 
lich. Dann  mag  der  Staat  aushilfsweise  nur  eine  Aktiengesellschaft 
für  die  Erbauung  ermächtigen  und  sich  den  entscheidenden  Einfluß 
Vorbehalten.  Er  garantiere  der  Gesellschaft  eine  Einnahme  von 
5V2  %,  wovon  40/0  zur  Verzinsung,  i1/2  o/0  zur  Amortisierung  zu 
verwenden  wären.  Ist  nach  33  Jahren  das  Kapital  getilgt,  so  fällt 
die  Bahn  in  das  Eigentum  des  Staates.  Ist  der  Ertrag  höher  als 
5/2  0/°>  so  mögen  bis  3 % noch  den  Aktionären,  ein  weiteres  (über 
^ V2  °/°)  at>er  dem  Staat  zur  Verbesserung  und  Erweiterung  der  An- 
lage oder  zur  Herabsetzung  der  Frachten  zufallen.  Dann  wird  der 
Staat  die  Richtungslinie,  das  Bausystem,  die  Frachttaxen  mit  besseren 
Mitteln  und  ohne  Parteilichkeit  beeinflussen  oder  vorzeichnen  und 
einen  geschlossenen  Plan  für  einen  größeren  Teil  des  Landes  angeben 
können. 

Nach  einer  solchen  breiten  Fundamentierung  sucht  Camp- 
hausen dann  die  besondere  Notwendigkeit  der  Köln-Antwerpener 
Bahn  zu  erweisen.  Sie  ist  am  meisten  geeignet,  die  Vorzüge  einer 
systematischen  Pflege  des  Verkehrsnetzes  in  helles  Licht  zu  stellen. 
Sie  verbindet  wichtige  Punkte  und  reiche  Gebiete,  die  vor  allem 
des  befruchtenden  Wasserweges  entbehren.  Hier  würden  sich  „die 
vielfachen  Verschlingungen  der  Fabrikation,  der  Ein-  und  Ausfuhr 
der  Begünstigung  des  eisernen  Stromes  erfreuen“.  Von  einem 
höheien  Gesichtspunkt  aus  würde  man  von  einer  solchen  Bahn 
die  schon  geschilderten  internationalen  Folgen  erwarten  dürfen  (siehe 
S-  53  u.  55).  Belgien  würde  den  natürlichen  Anschluß  an  Preußen 
suchen.  Preußen  würde  damit  eine  Verbindung  zur  Nordsee  gewinnen 
und  endlich  unabhängig  von  Holland  werden  — Wirkungen  der 
allerbedeutsamsten  Art,  Was  ist  nun  bisher  zur  Ausführung  dieser 
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Bahn  geschehen?  In  Belgien  kann  man  täglich  den  Bau  beginnen, 
die  preußische  Strecke  ist  noch  keiner  genauen  Untersuchung  unter- 
worfen worden.  Vorläufig  hat  man  die  Linienführung  über  Düren, 
Eschweiler,  Aachen  und  Eupen  vorgeschlagen;  auf  dieser  Strecke, 
etwa  12  Meilen,  gedenkt  man  das  Terrain  für  zwei  Schienenpaare 
anzukaufen,  hofft  aber  mit  einem  auszukommen.  Nach  den  vor- 
liegenden neuesten,  allerdings  übertreibenden  Berechnungen  von 
Simons  und  de  Ridder  sollen  die  Gesamtkosten  etwa  2 080  000  Taler 
oder  auf  die  Meile  173333  Taler  betragen.  Zum  wenigsten  wird 
man  am  Boden  die  Summe  von  159083  Taler  dem  Anschlag  gegen- 
über ersparen  und  demnach  nur  146  250  Taler  dafür  ansetzen  müssen, 
da  der  belgische  Boden,  den  man  zum  Anhalt  genommen,  drei- 
bis  viermal  so  teuer  ist  als  der  entsprechende  rheinische.  Sodann 
wird  man  ebenso  unumgänglich  am  Eisenbezug  160000—200000 
Taler  sparen,  da  doch  der  Staat  in  diesem  Fall  keinen  Eingangszoll 
vom  Eisen  erheben  darf  und  wird,  schon  deshalb  nicht,  weil  ja 
der  Staat  die  Zinsen  gewährleistet  und  später  Eigentümer  der  Bahn 
wird.  So  wird  man  eher  über  der  Wirklichkeit  bleiben,  wenn  man 
die  Meile  auf  150000  Taler  veranschlagt.  Daher  muß  jede  Meile  für 
Verzinsung,  Tilgung,  Unterhaltung  usw.  die  Summe  von  12  500  Taler 
im  Jahr  erbringen.  Dieser  Betrag  wird  erzielt  werden  durch  die  an- 
gegebenen Transporte,  in  erster  Linie  durch  die  Beförderung  von 
Menschen,  Briefen,  Geld  und  wertvollen  Gegenständen  von  geringem 
Gewicht.  Bei  den  zu  erwartenden  Umwälzungen  wird  man  auf  eine 
Benutzung  der  Bahn  von  48  000  Personen  jährlich  oder  von  66  Per- 
sonen täglich  von  und  nach  Antwerpen  rechnen  können.  Der  Rein- 
ertrag würde,  niedrig  veranschlagt,  bei  einem  Satz  von  6 Sgr.  pro 
Person  und  Meile  etwa  8000  Taler  betragen.  In  zweiter  Reihe  würden 
die  vorzüglichen  Steinkohlen  von  Eschweiler  und  Stolberg  in  Be- 
tracht kommen,  die  durch  die  Bahn  in  Köln  konkurrenzfähig  werden 
und  in  den  Schmieden,  Brennereien  und  Brauereien,  vor  allem  aber 
auf  den  Dampfern  das  schlechtere,  magere  Geriss  von  der  Ruhr 
verdrängen  würden.  Die  Wurm-  und  Indekohlen-Bergwerke  sind 
einer  um  den  ganzen  Bedarf  von  Köln  (1  Million  Zentner)  vermehrten 
Ausbeute  fähig.  Für  die  Kohlen  sind  die  Eisenbahnen  das  Transport- 
mittel der  Zukunft,  da  schon  jetzt  eine  einzige  Lokomotive  bis  zu 
3000  Zentner  Ladung  ziehen  kann.  Auch  die  Beförderung  von  Kalk, 
Traß,  Bau-  und  Pflastersteinen,  Düngestoffen,  Braunkohle,  Holz  usw. 
ist  nicht  ausgeschlossen.  Schließlich  steht  noch  der  Übergang  eines 
Teiles  der  Waren  vom  Rhein  auf  die  Bahn  bevor.  Nimmt  man  für 
alle  Güter  einen  3 Pfennig-Tarif  an,  so  kann  man  die  Reineinnahme 
der  Eisenbahn  für  die  Meile  auf  23  000  Taler  oder  nach  iVbzug  der 
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allgemeinen  Verzinsungs-,  Tilgungs-  und  Unterhaltungskosten  auf 
io  500  Taler  oder  für  die  ganze  Strecke  126000  Taler  veranschlagen. 
Man  kann  ohne  Fahrlässigkeit  aber  eine  noch  weit  bedeutendere 
Summe  herausrechnen,  zumal  viele  Waren  der  neuen  Verkehrs- 
straße Zuströmen  werden,  die  jetzt  ihren  Weg  über  Bremen,  Ham- 
burg oder  Frankreich  suchen.  Der  Landweg  wird  belebt,  aber  die 
Wasserstraße  wird  nicht  veröden,  im  Gegenteil.  „Zu  sehr  sind  die 
Interessen  des  Landes  mit  der  Schiffahrt  verknüpft,  zu  sehr  sind 
Gewohnheit  und  Sitte  an  den  Rhein  gefesselt,  zu  tief  gewurzelt  ist 
die  Überzeugung  von  dem  segensreichen  Einflüsse  des  herrlichen 
Stromes.“ 

„Wir  sehen  in  dem  Eisenwege  einen  nicht  zerstörenden,  son- 
dern anfeuernden  Konkurrenten  des  Wasserweges,  sehen  im  reiben- 
den Wetteifer  die  Ranken  verdorren,  welche  Zeit,  Verträge,  Gewohn- 
heit und  Mangel  der  Mitbewerbung  um  einen  kräftigen  Stamm 
schlangen.  Die  Fracht  von  Antwerpen  nach  Köln,  die  bisher  zu 
Lande  23  Sgr.  pro  Zentner  kostete,  würde  bei  dem  vorgeschlagenen 
Satz  von  3 Pfg.  pro  Zentner  8^4  Sgr.  betragen,  ebensoviel  als  die 
seit  kurzem  ermäßigte  Fracht  von  Amsterdam  nach  Köln  auf  dem 
Rhein.  Hätte  demnach  der  Landweg  nur  den  Vorzug  der  raschen, 

1 egelmäßigen  und  sicheren  Beförderung,  so  darf  man  nicht  vergessen, 
daß  bei  dem  Wasserweg  Versicherung,  Spesen,  Oktroi  usw.  den 
Satz  von  8 Sgr.  3 Pfg.  im  ungünstigsten  Fall  auf  21  Sgr.  1 Pfg. 
steigen  lassen.  Die  einzig  mögliche  Erschwerung,  von  Antwerpen 
zum  Meer  zu  gelangen,  kann  höchstens  durch  einen  besonderen 
Scheldezoll  versucht  werden,  dessen  Wirkung  aber  findet  „eine  aller- 
äußerste Grenze  durch  das  mit  in  den  Plan  aufgenommene  Em- 
branchement  nach  Ostende“.  Was  sind  die  Folgen  der  Köln-Ant- 
werpener  Bahn  am  letzten  Ende? 

„Die  Erhebung  von  Amsterdam  und  Rotterdam  zu  wirklichen 
Freihäfen. 

Die  Abschaffung  des  holländischen  festen  Rechtes. 

Die  Abschaffung  des  holländischen  Oktrois. 

Die  Abschaffung  des  Oktrois  auf  dem  ganzen  Rheine. 

Die  Herabsetzung  der  Rheinfrachten  auf  75  o/0  ihres  jetzigen 
Standpunktes.  Und  endlich 

Das  Erlöschen  des  Widerwillens  gegen  die  ungehemmte  Ver- 
bindung des  Rheins  mit  dem  Meere.“  — 

Außer  an  das  Ministerium  ward  Camphausens  „Aufruf  zur 
Tat  noch  an  viele  andere  interessierte  und  einflußreiche  Männer 
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versandt1).  Auch  den  Kronprinzen  suchte  man  Ende  Oktober  durch 
Widmung  eines  Exemplares  der  Schrift  für  die  Angelegenheit  zu 
gewinnen;  in  einem  mitgesandten,  seinen  mächtigen  Schutz  er- 
bittenden Schreiben  wurde  noch  die  besondere  Wichtigkeit  der  Bahn 
unter  den  verschiedenen  betont,  die  Köln  zu  ihrem  Zielpunkt  ge- 
nommen hatten. 

Die  nächste  Wirkung  der  Schrift  war,  daß  der  Minister 
v.  Schuckmann  am  23.  Oktober  dem  Kölner  Oberbürgermeister 
eröffnete,  da  das  Kriegsministerium  gegen  die  Bahn  keine  Bedenken 
geltend  gemacht  habe,  so  sei  der  König  um  die  Ermächtigung  zu 
der  gewünschten  Konzession  gebeten  worden;  das  Verlangen,  daß 
ein  fester  Zinsfuß  verbürgt  werde,  habe  jedoch  nicht  berücksichtigt 
werden  können.  ' 1 

In  dieser  Zeit,  kurz  bevor  dem  Komitee  die  Bildung  einer 
Aktiengesellschaft  übertragen  wurde,  liefen  verschiedene,  mehr  oder 
weniger  im  selben  Sinn  gehaltene  Petitionen  beim  Ministerium  des 
Innern  oder  beim  König  ein.  Die  bemerkenswerteste  von  ihnen  ist 
die  des  Rheinischen  Provinziallandtages.  Schon  1830  war  der  Land- 
tag für  den  ganz  ähnlichen  Interessen  Rechnung  tragenden  Nord- 
kanal bezw.  seinen  erneuten  Ausbau  eingetreten,  doch  war  dessen 
Anlage  im  Oktober  1832  von  der  Regierung  als  zu  kostspielig  und 
auch  nach  der  Befreiung  des  Rheines  als  weniger  dringlich  bezeichnet 
worden.  Die  Tagung  des  4.  Provinziallandtages  der  Rheinprovinz 
begann  nun  am  10.  November  1833  in  Düsseldorf.  Verschiedene  der 
anwesenden  Vertreter  standen  in  naher  Verbindung  mit  dem 
Kölner  Komitee.  So  waren  die  Abgesandten  der  Stadt  Köln,  Koch 
und  Merkens,  beide  selbst  Mitglieder,  auch  von  Groote,  von 
Herwegh,  von  Geyr-Schweppenburg,  von  Mylius  nahmen  an 
der  Bahn  vielen  Anteil.  Vielleicht  mögen  besonders  diese  Männer 
es  befürwortet  haben,  daß  die  Regierung  damals  ersucht  wurde, 
für  die  Freiheit  der  Schelde  während  ihres  Laufes  durch  Holland  ein- 
zutreten. 

Weiter  wurden  — und  das  ist  in  diesem  Zusammenhang  das 
Wesentliche  — zwei  Anträge  in  reifliche  Erwägung  gezogen,  die 
auf  den  Bau  der  Köln-Antwerpener  und  sodann  einer  anderen  Eisen- 
bahn von  den  Steinkohlenbergwerken  des  Ruhrtales  über  Elberfeld 
nach  dem  Rhein  gerichtet  waren.  Beide  Anträge  machte  sich  der 

P Aus  einem  Brief  Camphausens  aus  späteren  Jahren  geht  hervor,  daß  die 
Schrift : Zur  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen  durch  Zufall  auch  in  die  Hände 
König  Leopolds  von  Belgien  geriet,  der  sie  mit  Interesse  las,  auf  seine  Kosten  über- 
setzen und  allen  Mitgliedern  der  Kammer  einhändigen  ließ;  auf  diese  Weise  soll  sie 
auch  zur  Annahme  des  Gesetzes  von  1834  beigetragen  haben. 


Die  Verhandlungen  des  vierten  rheinischen  Provinziallandtages.  (1833). 


77 


Landtag  zu  eigen.  Zunächst  erscheine  der  Bau  einer  Eisenbahn 
vom  Rheine  nach  Antwerpen  als  ein  dringendes  Bedürfnis.  „Die 
daraus  für  den  Gesamtstaat  und  für  die  Rheinprovinz  entspringen- 
den Vorteile  sind  unverkennbar.“  Vor  allem  falle  „die  letzte  Spur 
der  so  lange  getragenen  Fesseln  mit  einem  Male“.  Allgemein  wurde 
bemerkt,  die  Eisenbahnen  seien  für  die  Industrie,  Handel  und  Acker- 
bau überall  da  nötig  befunden  worden,  wo  nicht  zu  jeder  Jahreszeit 
schiffbare  Ströme  vorhanden  seien  — ein  Gedanke,  den  auch  Camp- 
hausen betont  hatte.  „Hielte  die  Rheinprovinz  bei  diesem  neuen  Kom- 
munikationsmittel mit  den  Nachbarstaaten  nicht  gleichen  Schritt, 
so  würde  sie  unmöglich  mit  denselben  konkurrieren  können,  und 
ihr  blühender  Handel  und  die  in  so  schöner  und  rascher  Entwick- 
lung begriffene  Industrie  bald  darnieder  liegen.“  Charakteristisch 
und  nach  dem  Gesagten  ebenfalls  ganz  im  Sinne  des  Kölner  Eisen- 
bahnkomitees sind  die  praktischen  Vorschläge : „Hierbei  haben  sich 
die  getreuen  Stände  die  Bemerkung  erlaubt,  daß  so  wichtige  und  in 
alle  materiellen  Interessen  so  tief  eingreifende  Unternehmungen  der 
Privatspekulation  nicht  zu  überlassen  sein  möchten,  und  daß  selbige 
ihrer  festen  Überzeugung  nach  auch  nur  unter  der  unmittelbaren 
Leitung  des  Staates  gedeihen  können,  wie  es  überhaupt  für  das 
allgemeine  Interesse  des  Landes  stets  am  ersprießlichsten  ist,  wenn 
alle  Kunststraßen,  Kanäle  und  Eisenbahnen  dem  Staate  zugehören.“ 
Es  wird  schließlich  die  Bitte  ausgesprochen,  „diesen  ebenso  nütz- 
lichen als  wirklich  notwendig  gewordenen  Unternehmungen  den 
Allerhöchsten  Schutz  in  der  Art  huldreichst  angedeihen  zu  lassen, 
daß  der  Staat  die  Bahn  auf  eigene  Kosten  ausführe  oder  diesen 
Schutz  mittels  Garantie  der  Zinsen  zu  4 0/0  von  dem  durch  Aktien 
vollständig  aufzubringenden  Baukapital  nebst  U/2  °/o  zur  Bildung 
eines  Amortisationsfonds  übernehme“.  Ein  bedeutender  Überschuß 
scheine  sicher,  und  so  würde  der  Staat  mühelos  Eigentümer 
bedeutender  Verkehrsmittel. 

Fast  anderthalb  Jahre  Zeit  brauchte  die  Regierung,  ehe  sie 
auf  die  Anträge  des  Provinziallandtages  zurückkam.  In  der  Ant- 
wort vom  3.  März  1835  hieß  es:  Die  Wichtigkeit  der  Bahnen  sei 
schon  vom  König  anerkannt  und  für  die  Strecken  sei  die  Erlaub- 
nis zum  Bau  erteilt  worden.  „Außerdem  sind  für  die  Eisenbahn 
nach  Elberfeld  eine  vollständige  Veranschlagung,  für  die  nach  der 
belgischen  Grenze  mehrere  Vorarbeiten  auf  öffentliche  Kosten  ver- 
anstaltet worden.  Auch  werden  Wir  diesen  Unternehmungen,  wenn 
sie  zustande  gekommen  sind,  den  breitesten  Schutz,  Übernahme 
von  Aktien  und  Unterstützung  durch  Unsere  Behörden  angedeihen 
lassen.  Dem  Anträge  Unserer  getreuen  Stände,  die  Ausführung 
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mittels  eines  Staats-Anlehns  zu  bewirken,  finden  wir  uns  dagegen 
nicht  bewogen  zu  willfahren.  Je  sicherer  und  lohnender  der  Erfolg 
sein  wird,  desto  eher  läßt  sich  von  dem  Gewerbe-  und  Handels- 
stande und  von  dem  oftmals  betätigten  Gemeingeiste  der  Provinz 
erwarten,  daß  sie  hinlängliche  eigene  Kräfte  entwickeln  werde,  um 
das  Werk  zur  Ausführung  zu  bringen.“ 

Aber  inzwischen  hatten  die  Dinge  längst  ihren  Weg  und  zwar 
in  der  von  der  Regierung  oben  angezeigten  Richtung  genommen. 
Denn  schon  am  5.  Dezember  1833  erteilte  der  König  die  GeneK 
migung  für  den  Bau  der  Rheinischen  Eisenbahn.  Das  Schreiben 
an  die  Minister  von  Schuckmann  und  Maassen  lautete: 

„Auf  Ihren  Bericht  vom  28.  Oktober  er.  will  ich  zur  An- 
lage einer  Eisenbahn  von  der  westlichen  Landesgrenze  gegen 
Belgien  bis  Köln,  welche  ein  in  letzterer  Stadt  zusammengetre- 
tenes Komitee  durch  Bildung  einer  Aktiengesellschaft  zustande  zu 
bringen  beabsichtigt,  unter  denselben  von  Ihnen  bevorworteten  Vor- 
behalten, wie  sie  hinsichtlich  der  Errichtung  einer  Eisenbahn  von 
Amsterdam  nach  Köln  bestehen,  Meine  Genehmigung  mit  der 
Zusicherung  erteilen,  daß  die  Unternehmung  sowohl  bei  Erwerbung 
des  zur  Anlage  erforderlichen  Grundeigentums  als  auch  hinsicht- 
lich des  Schutzes  während  der  Ausführung  des  Baues  und  dessen 
künftiger  Unterhaltung  den  öffentlichen  Kunststraßen  gleichgestellt 
werden  soll. 

Berlin,  den  5.  Dezember  1833. 

Friedrich  Wilhelm.“ 

Allerdings  wurde  die  Mitteilung  dem  Komitee  erst  einige 
Wochen  später,  am  14.  Januar  1834,  vom'  Oberpräsidenten  von  Pestei 
offizfeil  übermittelt.  In  einem  Begleitbrief  versicherte  der  Ober- 
präsident, daß  auch  er  für  „das  ebenso  interessante  als  wichtige 
Unternehmen,  soviel  er  vermöge“,  eintreten  werde.  Er  wies  aber 
auch  nochmals  auf  die  vom  Gouvernement  geltend  zu  machenden 
Anforderungen  hin. 

Zunächst  also  sollten  ja  die  für  die  Amsterdam-Kölner  Bahn  ge- 
stellten Bedingungen  auch  bei  der  Köln-Antwerpener  erfüllt  werden. 
Diese  Bedingungen  hatten  besagt,  daß  die  Genehmigung  des  Gouver- 
nements Vorbehalten  bleibe : 1 . für  die  unter  Kontrolle  der  Behörden 
zu  regulierenden  Linien  des  Straßenzuges,  2.  für  die  Statuten,  wenn 
die  Aktiengesellschaft,  wie  das  wohl  notwendig  werde,  auf  die  Rechte 
einer  juristischen  Person  Anspruch  mache,  3-  für  den  Tarif  für  die 
Benutzung  der  Eisenbahn,  4.  für  das  Bahnreglement. 

Darüber  hinaus,  erklärte  der  Oberpräsident,  sei  aber  bei  der 
Bahn  zur  belgischen  Grenze,  die  von  einer  inländischen  Gesellschaft 
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gebaut  werde,  noch  die  Pflicht  aufzuerlegen,  die  Agenten  and  Tech- 
niker der  Regierung  zur  Bewilligung  vorzuschlagen;  von  der  Zu- 
ziehung belgischer  Kommissarien  könne  in  keiner  Weise  die  Rede 
sein.  Schließlich  wurden  noch  zwei  Erläuterungen  gegeben.  Sie 
sind  beide  recht  bezeichnend,  die  zweite  deshalb,  weil  sie  einen 
Gedanken  des  Komitees  mit  Gründen  bekämpft,  die  gerade  die  Kölner 
zu  ihrer  Forderung  gebracht  hatten:  i.  die  Gleichstellung  der  Eisen- 
bahn mit  den  öffentlichen  Kunststraßen  sei  vom  König  nur  unter 
der  Bedingung  bewilligt  worden,  daß  die  Bahn  nun  auch  dem  öffent- 
lichen Gebrauch  überlassen,  nicht  ausschließlich  von  den  Aktionären 
betrieben  werde;  2.  die  Verzinsung  und  Amortisation  des  Kapitals 
könne  nicht,  wie  das  gewünscht  worden  sei,  vom  Staat  verbürgt 
weiden,  „weil  Seine  Majestät  der  König  Allerhöchst  sich  in  mehreren 
ähnlichen  Fällen  dagegen  erklärt  habe  und  weil  es  dann  des  Zu- 
tritts einer  Aktiengesellschaft  nicht  bedürfe,  die  Staatsverwaltung 
vielmehi  die  Geldmittel  unter  denselben  Bedingungen  würde  erhalten 
und  die  Ausführung  und  Verwaltung  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden 

Organen  mindestens  ebenso  wohlfeil  und  unbeschränkter  bewirken 
könne.“ 

Man  kann  nicht  sagen,  daß  die  Art  der  Genehmigung  von 
besonderem  Weitblick  zeugte.  Jedenfalls  war  aber  nun  die  vor- 
läufige Konzession  da  und  zwar  unter  Bedingungen,  welche  die 
Kölner  Vertreter  des  Eisenbahngedankens  annehmbar  finden 
konnten. 
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Die  Vorbereitungen  zum  Bau  der  Eisenbahn 
und  erste  Schwierigkeiten. 

In  kurzer  Zeit  hatte  das  Kölner  Komitee  sein  nächstes  Ziel,  die 
Genehmigung  zur  Bildung  einer  Aktiengesellschaft,  erreicht  und 
allenthalben  für  seinen  Plan  rege  Teilnahme  geweckt.  Die  Freude 
über  die  Antwort  des  Königs  und  die  daran  ankniipfende  Hoffnung 
war  groß.  Nun  mußte  eine  noch  viel  umfassendere  Tätigkeit  ent- 
faltet werden. 

Gleich  am  18.  Januar  1834  gingen  die  gedruckten  Aufforde- 
rungen zum  Zeichnen  von  Aktien  ins  Land.  Der  geschickt  und 
eindrucksvoll  abgefaßte  Prospekt  gab  zunächst  einen  Überblick  über 
die  Entstehung  des  Gedankens  der  rheinisch-belgischen  Eisenbahn 
und  seine  Aufnahme  in  Köln.  Die  bisherigen  Erfolge  wurden  dar- 
gelegt und  in  überquellendem  Dank  der  Fürsorge  der  Regierung 
gedacht.  Dann  wurden  die  großen  Arbeiten  der  nächsten  Zeit, 
als  Aufsuchung  und  Nivellierung  der  Straßenlinie,  Aufstellung  eines 
detaillierten  Kostenanschlages  und  Ermittlung  des  zu  gewärtigen- 
den Ertrages  genannt.  Und  nunmehr  folgte  die  Einladung  zur  Be- 
teiligung unter  den  nachstehenden  (hier  kurz  zusammengefaßten) 
Bedingungen : Das  Kapital  für  die  Anlage  der  Eisenbahn  wird, 
übrigens  nur  vorläufig,  auf  1 500000  Taler  angenommen,  die  in 
6000  Aktien,  jede  zu  250  Taler,  ausgegeben  werden  sollen.  Es  wird 
(wie  das,  nebenbei  bemerkt,  bei  den  Aktiengesellschaften  während 
der  damaligen  Zeit  ihrer  Entwicklung  die  Regel  war)  eine  feste 
Verzinsung  gewährt  und  zwar  von  5 0/0,  diese  Zinsen  werden  vom 
Einzahlungstage  an  vergütet.  Die  Einzahlung  der  Aktien  erfolgt 
in  3 — 4 Jahren  nach  dem  Fortschreiten  des  Baues,  doch  soll  sofort 
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Va  °/°  der  gezeichneten  Summe  für  die  Vorarbeiten  zur  Verfügung 
des  Komitees  gestellt  werden;  eine  Bindung  der  Aktionäre  besteht 
zunächst  nur  für  dies  1/2  °/o ; unter  Verzichtleistung  auf  'diese  Summe 
kann  jeder  seine  Beteiligung  einschränken  oder  ganz  zurückziehen. 
Das  Komitee  setzt  seine  vorbereitenden  Bemühungen  bis  zu  der 
ersten  Generalversammlung  aller  Unterzeichner  fort,  die  stattfinden 
soll,  sobald  über  die  wirkliche  Ausführung  eine  Erörterung  und 
Beschlußfassung  erfolgen  kann.  Die  Generalversammlung  beschließt 
die  Ausführung,  wenn  der  vierte  Teil  der  zu  verwendenden  Gesamt-, 
summe  dafür  stimmt  *).  Unmittelbar  nach  der  Beschlußfassung  wird 
das  Komitee  einen  Entwurf  der  Statuten  vorlegen,  nach  deren  Fest- 
stellung durch  einfache  Stimmenmehrheit,  wobei  jede  Aktie  für 
eine  Stimme  gelten  soll,  die  Geschäftsleitung  einer  zu  wählenden 
Direktion  übergeben  wird. 

Die  Hoffnung  des  unterzeichnenden  Komitees  war  nicht  ver- 
gebens. Rasch  liefen  zahlreiche  Beitrittserklärungen  ein.  Anfang 
Februar  waren  schon  über  200000  Taler,  meist  von  Kölnern,  und 
dann  in  kurzem  die  ersten  500000  Taler  in  die  Listen  des  Ober- 
bürgermeisteramts gezeichnet.  Besonders  die  finanzkräftigen  Kölner 
Bankiers  brachten  dem  Unternehmen  ihr  Wohlwollen  entgegen  und 
waren  zu  weitgehender  finanzieller  Beteiligung  bereit.  Ende  des- 
selben Jahres  berichtete  das  Komitee  an  den  neuen  Oberpräsidenten 
von  Bodelschwingh , da  das  eingezahlte  halbe  Prozent  für 
die  Anfangsarbeiten  hinreiche,  habe  man  weitere  Aufforderungen 
zur  Zeichnung  unterlassen,  um  so  mehr,  als  sonst  „dadurch  die 
Ansprüche  verschiedener  Lokalitäten  vielleicht  zur  Unzeit  hervor- 
getreten wären“. 

Zur  Durchführung  des  wichtigsten  Teiles  der  Arbeiten  ge- 
wann man  März  1834  den  Wasserbaumeister  Henz  aus  Hattingen, 
der  sich  schon  bisher  mit  dem  Eisenbahnwesen  beschäftigt  hatte, 
auch  die  englischen  Versuche  aus  eigener  Erfahrung  kannte  und 
sich  als  eine  ausgezeichnete  Kraft  erwies.  In  dem  ihm  von  dem 
Oberpräsidenten  von  Vincke  gewährten  mehrmonatlichen  Urlaub 
untersuchte,  vermaß  und  kartierte1  er  unter  Assistenz  zweier  Bau- 
kondukteure, Stoll  und  Reiche,  die  in  Betracht  kommenden 
Linien.  Auf  seinen  Reisen  begleiteten  ihn  besonders  anfangs  auch 
Steinberger  und  Camphausen  häufig.  Bei  diesen  wichtigen 
Ermittlungen  erfuhr  das  Komitee  weiterhin  mancherlei  Unter- 
stützungen. Gleich  nach  der  vorläufigen  Konzessionierung  hatten 

ß Es  ist  das  dieselbe  Aktienzahl,  die  nach  dem  damaligen  preußischen  Handels- 
recht zur  Nachsuchung  der  landesherrlichen  Genehmigung  erforderlich  war. 
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die  Regierungspräsidenten  von  Köln  und  Aachen  es  den  in  Be- 
tracht kommenden  Faktoren,  den  Landräten,  Wege-  und  Wasser- 
baubeamten ans  Herz  gelegt,  alle  gewünschten  Auskünfte  über 
Lokalverhältnisse  usw.  bereitwilligst  zu  erteilen,  sowie  dafür  Sorge 
zu  tragen,  daß  die  zur  Aufnahme  der  Karten,  Nivellements  und 
etwaigen  Nachgrabungen  nötigen  Arbeiten  nicht  von  den  Grund- 
stückbesitzern gehindert  würden.  Die  Kölner  Regierung  über- 
ließ ferner  dem  Komitee  das  Gutachten  Freymanns  von  1832, 
Materialien  zur  Verkehrsberechnung  der  Köln-Amsterdamer  und 
Köln-Antwerpener  Bahn,  sowie  drei  wichtige  Karten  der  projektierten 
Linie.  Besonderes  Entgegenkommen  erzeigte  auch  der  Provinzial- 
steuerdirektor von  Schütz,  der  dem  Wunsch  des  Komitees 
gemäß  vom  15.  Juli  bis  zum  15.  Oktober  zwischen  Köln  und 
Aachen  bei  allen  Chausseegeld-Erhebern  Formulare  ausfüllen  ließ, 
durch  die  die  Anzahl  und  die  Fahrtrichtung  der  Fuhrwerke,  so- 
dann Art  und  Gewicht  der  Ladung  und  anderes  festgestellt  werden 
sollte.  ) 

Im  Sommer  1834  kam  der  Kronprinz  in  die  Rheinlande;  der 
Anlaß  war  die  Eröffnung  des  Andernacher  Felsentunnels.  Camp- 
hausen benutzte  die  Gelegenheit,  um  ihn  während  seines  Aufent- 
haltes in  Koblenz  aufzusuchen  und  ihm  über  den  Eisenbahnplan 
Vortrag  zu  halten.  In  der  Tat  wandte  der  Kronprinz  der  An- 
gelegenheit dauernd  sein  Interesse  zu.  Auch  der  Oberpräsident  von 
Bodelschwingh,  in  dem  alle  rheinischen  Wünsche  einen  kraft- 
vollen Förderer  gefunden  hatten  — überhaupt  war  er  in  dieser 
Zeit  für  die  Kölner  immer  die  erste  Vertrauensinstanz  — , wurde 
über  alle  wichtigeren  Vorkommnisse  durch  Berichte,  hin  und  wieder 
auch  in  persönlichen  Unterredungen  orientiert. 

Bis  Anfang  Dezember  (1834)  wurden  unter  Henz’  Leitung 
die  Außenarbeiten  mit  Eifer  betrieben  und  vollendet;  noch  waren 
die  gefundenen  Resultate  in  ein  übersichtliches  Gesamturteil  zu- 
sammenzufassen. Währenddessen  knüpfte  das  Komitee  schon  mit 
einigen  großen  Kohlen-  und  Eisenlieferanten  Verbindungen  an,  um 
die  Bezugspreise  der  wichtigsten  Materialien  wie  auch  die  künftig 
zu  erwartende  Benutzung  der  Bahn  durch  diese  Firmen  zu  er- 
mitteln. Im  Oktober  fand  in  Eupen  eine  Unterredung  von  Koch, 
Camphausen  und  Henz  mit  den  leitenden  belgischen  Ingenieuren 
Simons  und  de  Ridder  statt.  In  dieser  erhielt  man  über  den 
Anschluß  der  beiderseitigen  Bahnstrecken,  nebenbei  aber  auch  über 
die  bisherigen  Erfahrungen  im  Nachbarland  erwünschte  Auskünfte. 
Im  Januar  1835  trat  man  in  Verhandlungen  mit  dem  Kölner 
Festungskommando  ein,  da  die  Linienführung  der  Bahn  gewisse 
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Umbauten  der  Umwallung  erforderlich  machte.  Auch  da  erhielt 
man  beruhigende  Zusicherungen.  Am  6.  Februar  konnte  dann  dem 
Regierungspräsidenten  von  Köln,  Ruppenthal,  mitgeteilt  werden, 
die  Vorarbeiten  seien  so  weit,  daß  in  kurzem  die  erste  Bauabteilung 
in  Angriff  genommen  werden  könne. 

Bis  dahin  schon  fehlte  es  keineswegs  an  Widerständen  gegen 
den  Plan  des  Komitees.  Diese  aber  sollten  in  ihrer  ganzen,  unge- 
ahnten Wucht  erst  etwas  später  hervortreten. 

So  zeugt  z.  B.  schon  ein  Schreiben  Steinbergers  vom 
14.  Januar  1834  von  einer  gewissen  Spaltung  in  Köln.  Der  Ober- 
bürgermeister verteidigt  sich  da  vor  der  Regierung  gegen  Be- 
schwerden dei  Plandelskammer,  vor  allem  gegen  die  Behauptungen, 
man  habe  die  Tätigkeit  der  Handelskammer  in  der  tief  in  alle 
Interessen  eingreifenden  Frage  hintangehalten  und  ferner  gegen 
die  andere,  es  sei  die  Mitwirkung  des  Oberbürgermeisters  gar 
nicht  seines  Amtes.  Gegenüber  dieser  engherzigen  Auffassung  sagt 
Steinberger:  Nichts  habe  doch  die  Handelskammer  gehindert, 
immerhin  den  Gegenstand  zum  Vorwurf  ihrer  Beratungen  im  Kreise 
ihrer  amtlichen  Tätigkeit  zu  machen,  und  in  bezug  auf  das  zweite 
Bedenken:  seine  Eigenschaft  als  Komiteemitglied  ändere  seine 
Stellung  zum  Handelsstande  durchaus  nicht,  andererseits  glaube 
er,  „daß  die  verehrliche  Behörde  es  sehr  sonderbar  oder  vielmehr 
im  höchsten  Grade  tadelnswert  gefunden  haben  würde,  wenn  ich 
das  für  mich  jedenfalls  höchst  ehrenvolle  zutrauliche  Entgegen- 
kommen so  ehrenwerter  Männer  wie  die  Plerren  Deichmann, 
Schnitzler , Koch  usw.  in  der  wichtigsten  Angelegenheit  der 
Stadt  nicht  mit  dem  lebhaftesten  Danke  und  mit  dem  gleichen 
Eifer  ergriffen  hätte“. 

Übrigens  handelte  es  sich  hier  mehr  um  einen  Gegensatz  be- 
stimmter Personen,  als  um  eine  gegnerische  Stellung  der  ganzen 
Handelskammer  als  Körperschaft.  Sicher  ist,  daß  diese  sich  bald 
wieder  recht  dienstfertig  für  die  gemeinsam  erstrebte  Hebung  und 
Belebung  der  Stadt  Köln  zeigte x).  Aus  freien  Stücken  legte  die 
Handelskammer  in  ihren  Räumen  eine  Liste  für  die  Unterzeichner 
der  Bahn  auf  und  erließ  später,  ,am  6.  März  1835,  einen  Aufruf 
„An  unsere  Mitbürger!“,  in  dem  der  besondere  Wert  der  Köln- 
Antwerpener  Eisenbahn  für  Köln  betont  wurde.  Bisher  habe  man 


1)  Bemerkt  sei,  daß  damals  in  der  Handelskammer  auf  kurze  Zeit  eine  den  führen- 
den kaufmännischen  Kreisen  feindliche  Richtung  die  Oberhand  gewonnen  hatte.  Als 
nach  diesem  Intermezzo  sich  die  frühere,  dem  Eisenbahnunternehmen  nahestehende  Mehr- 
heit wieder  behauptete,  wurden  auch  die  Klagen  gegenstandslos. 
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immer  mehr  den,  nationalen  Gesichtspunkt  hervorgehoben.  Die 
markantesten  Sätze  lauten:  „Wir  unternehmen  nicht,  in  allen  ihren 
Verzweigungen  die  Folgen  der  Eisenbahn  fiir  die  Interessen  unserci 
Stadt  zu  schildern;  es  würde  mehr  als  menschliche  Voraussicht 
dazu  gehören,  den  Grad  ihrer  Wirkungen  im  einzelnen  zu  erkennen. 
Der  Wert  des  Grundeigentums  wird  sich  vielleicht  um  den  ganzen 
Betrag  des  auf  das  Unternehmen  zu  verwendenden  Kapitals  er- 
höhen; in  ähnlicher  Weise  wie  die  Dampfschiffahrt  wird  die  Eisen- 
bahn den  Zusammenfluß  der  Reisenden  in  Köln  vermehren,  Ge- 
werbe und  Handel  werden  zunehmen;  wo  die  Grenze  der  fort- 
schreitenden Bewegung  liege,  kann  nur  die  Zukunft  enthüllen. 
Allein  wir  sind  berechtigt,  den  Stillstand  in  großer  Ferne  zu 
suchen“;  „in  Köln  werden  sich  die  Vorteile  des  belgischen  und 
holländischen  Marktes  vereinigt  finden.“  „Aber  wir  müssen  dafür 
handeln,  einig,  kräftig,  ohne  Zögern.  Köln,  das  den  Beruf  über- 
nommen, zu  Deutschland  zu  reden  von  den  Vorteilen  einer  zweiten 
Straße  nach  dem  Meere,  darf  nicht  vergessen,  daß  Deutschland 
von  ihm  die  Legung  des  Grundsteines  erwarte.“  Wichtiger  als  die 
Größe  der  Summe  ist  „die  Anzahl  der  Beitretenden,  welche  Zeugnis 
davon  ablegen  muß,  daß  die  Sache  und  ihr  Wert  hier  zu  all- 
gemeiner Anerkennung  gelangte,  daß  wir  die  neue  Straße  nicht 
nur  fordern,  sondern  auch  sie  bauen  wollen.“  — „Daß  niemand 
sich  von  der  Beteiligung  an  dem  großen  Werke  ausschließe,  ist 
was  nottut;  daß  jeder  Bürger  von  Köln  eine  Ehre  darin  suche, 
seinem  Namen  eine  Stelle  in  dem  künftigen  Verzeichnisse  der  Er- 
bauer der  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen  zu  sichern,  ist 
was  wir  wünschen,  ist  was  wir  hoffen.“ 

Aber  auch  an  prinzipiellen  Gegnern  des  neuen  Verkehrsmittels 
überhaupt  fehlte  es  nicht,  weder  an  solchen,  die  jede  Eisenbahn, 
noch  an  solchen,  die  gerade  eine  Köln-Antwerpener  für  verwerf- 
lich hielten.  Schon  1833  wird  der  Meinung  derer  Erwähnung  ge- 
tan, die  die  Kräfte  und  Gelder  lieber  für  die  Verbesserung  der 
Landstraßen  oder  für  den  Dampfwagenbetrieb  auf  den  gewöhnlichen 
Straßen  anlegen  wollten,  weil  dieser  letztere  auch  hier  bessere 
Aussichten  für  die  Zukunft  biete  und  eine  höhere  Stufe  des  Fort- 
schritts bedeute. 

Eine  sehr  erklärliche  Opposition  gegen  die  Köln-Antwerpener 
Bahn  im  besonderen  ging  schon  anfangs  1834  von  der  Rhein- 
schiffahrt aus;  nicht  von  der  jung  aufblühenden  Dampfschiffahrt, 
die,  wie  wir  bereits  angedeutet,  in  der  Eisenbahnverbindung  mit 
Belgien  einen  förderlichen  Zufuhrsweg  sah  — so  war  das  Komitee- 
mitglied Merkens  selbst  ein  Hauptinteressent  der  Rheindampf- 
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schiffahrt  — , sondern  vielmehr  von  der  alten  Segelschiffahrt,  deren 
Existenz  damals  von  allen  Seiten  bedroht  und  erschüttert  wurde1). 

Jahrhundertelang  hatte  sich  die  Rheinschiffahrt  in  denselben 
Bahnen  bewegt.  Sie  gab  ein  angesehenes  Gewerbe  ab,  das  seinen 
Mann  lohnte.  Der  Verkehr  war  allerdings  nicht  sehr  groß,  aber 
die  Konkurrenz  war  unbedeutend,  weil  die  rechtlichen  Bindungen 
durch  die  einzelnen  Territorien  wie  durch  die  Organisation  der 
Schiffer  in  Zünften  dem  entgegenstanden.  Segel  und  Ruder  waren  die 
Motoren,  zur  .Unterstützung  für  die  oft  sehr  schwierige  Bergfahrt 
bediente  man  sich  der  Zugkraft  von  Menschen  oder  Pferden,  die 
auf  Leinpfaden  längs  des  Stromes  mit  Seilen  das  Fahrzeug  vor- 
wärtsschleppten. Gebaut  wurden  die  Schiffe  an  der  Lippe,  an  der 
Ruhr  und  am  Rhein.  Wie  viele  verschiedene  Formen  der  Schiffe 
auch  vorhanden  waren,  im  großen  und  ganzen  blieb  der  Typus 
der  gleiche.  Die  Ladungsfähigkeit  betrug  bei  den  großen  Güter- 
schiffen zwischen  1500  und  10000  Zentner.  Die  Rheinschiff- 
fahrtsakte von  1831  und  die  dadurch  geschaffene  Freiheit  der 
Rheinbefahrung  bedeutete  für  diese  Schiffer  eine  schwere  Ge- 
fährdung. Nun  war  Raum  geschaffen  für  die  Entwicklung  der 
Dampfschiffe,  in  denen  man  schon  zu  Beginn  der  30  er  Jahre 
einen  Feind  witterte  und  bekämpfte,  obwohl  sie  sich  doch  noch 
fast  ausschließlich  mit  der  Personen-  und  Postbeförderung  be- 
faßten. Dazu  kam  die  lebhaftere  Konkurrenz  der  Segelschiffe  unter 
einander.  Ein  starker  Preissturz  der  Frachten  (etwa  um  1/3)  war 
die  Folge.  Auf  der  arideren  Seite  waren  auch  bei  der  alten  Schiff- 
fahrt manche  Fortschritte  unverkennbar.  Da  ist  zuerst  an  die  Regel- 
mäßigkeit zu  denken,  welche  die  Gütertransporte  dadurch  gewannen, 
daß  man  das  Vorbild  der  holländischen  Beurtfahrt  zugleich  in 
Anlehnung  an  die  alte  rheinische  Rangfahrt  auf  dem  deutschen 
Rhein  nachahmte.  Diese  neuere  Form  der  Rangfahrt  bestand  in 
dem  regelmäßigen,  organisierten  Verkehr  mit  festbestimmten  Ab- 
fahrts-  und  Ankunftszeiten  und  unterschied  sich  von  der  älteren 
nur  durch  ihre  freiere  Einrichtung.  Von  privater  Seite  wie  von 
den  Behörden  wurden  Verträge  abgeschlossen,  um  die  regelmäßige 
Fahrt  zu  sichern,  am  eifrigsten  war  darin  die  Stadt  Köln,  die  nach 
allen  Richtungen  Rangfahrtverträge  abschloß  und  sich  so  einen 
„natürlichen  Stapel“  schuf.  Trotz  der  Konkurrenz  der  Rangfahrten 
unter  einander  und  trotz  der  ablehnenden  Haltung  der  Großkauf- 


P Über  die  Segelschiffahrt  siehe  die  übersichtliche  Darstellung  bei  Eckert,  a.  a.  O., 
besonders  S.  i86ff.  und  S.  244  ff.,  Gothein,  a.  a.  O.,  S.  199  ff.  Ferner  Statistische  Jahres- 
berichte der  Zentralkommission  für  die  Rheinschiffahrt  1835  ff. 
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leute  war  die  Stellung  der  Schiffer  recht  geachtet  und  auch  wirt- 
schaftlich ging  es  ihnen  zu  Beginn  der  30  er  Jahre  noch  nicht  gerade 
übel.  Weiter  wurden  Schnelligkeit  und  Sicherheit  der  Fahrt  auch 
dadurch  gefördert,  daß  man  zu  dieser  Zeit  allenthalben  auf  die 
Anlage  und  Verbesserung  der  Leinpfade  wie  auf  die  Versorgung 
mit  den  nötigen  Zugkräften  bedacht  war,  durch  die  Einrichtung 
von  Relais,  bei  denen  man  jederzeit  und  zu  mäßigem  Preis  Pferde 
mieten  konnte  u.  a. 

Durch  die  damals  meist  geförderten  Eisenbahnpläne  war  am 
ersten  die  besonders  rege,  gut  organisierte  Schiffahrt  des  Nieder- 
rheins gefährdet.  Hier  kam  es  dann  auch  zu  großer  Beunruhigung 
und  zu  manchen  Protesten  gegen  die  Neuerungen.  Nach  ver- 
schiedenen Zusammenkünften  der  Interessenten  wurde  beschlossen, 
den  Blick  des  Königs  auf  diesen  Einbruch  in  alte  Rechte  zu  lenken1 *). 
Eine  Deputation  der  Rheinschiffer  überreichte  im  Februar  1834 
dem  König  eine  ausführliche  Vorstellung  (unterzeichnet : Emmerich, 
den  7.  Februar  1834).  Diese  Eingabe  ist  ein  für  die  Lage  wie 
für  die  Stimmungen  und  Wünsche  der  Schiffer  sehr  charakteristi- 
sches Dokument  — das  Dokument  eines  niedergehenden,  überlegene 
Kämpfer  neben  sich  sehenden,  verzweifelt  um  sein  Dasein  ringen- 
den Standes.  Freilich  ist  diese  Eingabe  äußerlich  auf  den  Tön 
der  Trauer  und  Ergebung  in  den  Willen  des  Herrschers  gestimmt. 
Ihn  nennen  sie  „den  Vater  des  Vaterlandes“;  „solch  liebende 
Bezeichnung  ihres  erhabenen  Beherrschers  erfülle  sie  mit  stolzer 
Ruhe,  denn  in  ihr  sähen  sie  die  sicherste  Wahrung  ihrer  heiligsten 
Interessen“. 

„In  diesem  Augenblick“,  so  beginnt  die  Vorstellung,  „sehen 
alle  Uferbewohner  des  Rheines  unterhalb  Köln  mit  banger  Sorge 
in  die  Zukunft,  denn  es  droht,  daß  die  Errichtung  von  Eisen- 
bahnen aus  Belgien  und  Holland  auf  Köln  den  segenbringenden 
Strom  veröden  und  tausenden  Familien  Verarmung  bereiten  werde“. 
Dieser  Grundakkord  wird  in  den  folgenden  recht  gründlichen  Nach- 
weisversuchen variiert.  Die  gute  Zeit  der  alten  Rangfahrt  ist  un- 
wiederbringlich dahin.  Früher  betrugen  die  Frachten  von  Rotter- 
dam und  Amsterdam  pro  Zentner  nach  Köln  1 61/2,  nach  Düssel- 
dorf 12,  nach  Duisburg  11 1/2,  nach  Wesel  und  Emmerich  10  Sgr., 
außer  den  Zöllen;  jetzt  sind  die  Frachten  schon  so  gedrückt,  daß 
von  Rotterdam  und  Amsterdam  für  den  Zentner  nach  Köln  81/2, 
nach  Düsseidarf  63/4,  nach  Duisburg  6 3/4,  nach  Wesel  7 und  nach 

1 ) Über  Schifferproteste  gegen  den  anderen  Verkehrsfortschritt,  die  Dampfschiff- 

fahrt siehe  Eckert,  a.  a.  O.,  S.  213  ff.  und  260  ff. 
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Emmerich  6 Sgr.  bezahlt  werden.  In  der  guten  alten  Zeit  wurden 
für  die  einfachen  Schiffer  Fahrzeuge  im  Wert  bis  zu  20000  Taler 
gebaut.  Jetzt  kommen  für  den  Nie|derrhein  wenigstens  1400  Schiffe 
in  Frage,  von  denen  sejgelfertig  150  einen  Wert  von  8000,  500 
einen  Wert  von  3000  und  750  einen  Wert  von  1000  Taler  haben. 
Die  Eisenbahnen  würden  diese  alle  „auf  den  Wert  des  Brennholzes 
reduzieren  und  somit  fast  ebensoviele  Schifferfamilien  ruinieren“. 
„Es  kann  angenommen  werden,  daß  durchgehends  jedes  der  ge- 
nannten 1400  Schiffe  außer  dem  Schiffer  und  seiner  Familie  auch 
noch  vier  Knechte  als  Bemannung  hat,  von  denen  die  Hälfte  fast 
Familienväter  sind,  deren  Angehörige  in  den  Rheinstädten  und 
-Dörfern  wohnen.  Es  würde  schrecklich  sein,  wenn  diese  Menschen 
alle,  deren  Existenz  und  Wohlfahrt  lediglich  auf  die  Schiffahrt  hin- 
gewiesen und  die  schwer  zu  anderer  Beschäftigung  zu  bringen 
sind,  durch  Errichtung  von  Eisenbahnen  ums  Brot  kommen  sollten. 
Die  blühenden  Ufer  des  Niederrheins  würden  dann  bald  von  einer 
Menge  gefährlichen  Gesindels  belagert  sein,  und  der  herrliche  Strom, 
so  lange  der  Stolz  und  Segen  seiner  Ufer,  würde  mit  seiner  Ver- 
ödung zum  Fluch  der  Gegend  werden.“  Damit  wird  natürlich  auch 
der  gesamte  Schiffsbau  brachgelegt,  ein  echt  rheinisches  Gewerbe, 
denn  vom  Bauholz  bis  zum  Wimpel  ist  alles  vaterländisches  Er- 
zeugnis. Zimmerleute,  Schreiner,  Schmiede,  Drechsler,  Seiler,  Weber, 
Segelmacher,  Glaser,  Anstreicher,  Maler  werden  schwer  geschädigt. 
Ganz  ebenso  werden  eine  Menge  landwirtschaftlicher  Einrichtungen 
untergehen  müssen,  da  die  Schiffer  das  Holz  zum  Schiffsbau,  die 
Pferde  zum  Ziehen  nicht  mehr  brauchen  und  ihren  sonstigen  Konsum 
nicht  mehr  aufrecht  erhalten  können;  nicht  anders  steht  es 
mit  „den  Metzgern,  Bäckern,  Brauern,  Krämern,  Schankwirten, 
Schneidern  und  Schustern,  und  endlich  dürfen  wir  wohl  erwähnen, 
wie  durch  die  Schiffahrt,  was  genugsam  bekannt  ist,  mancher 
Arme  in  milder  Gabe  Erleichterung  seiner  Not  findet“.  Also  die 
Hauptquelle  allen  Wohlstandes  wird  versiegen,  wenn  aller  Rhein- 
verkehr unterhalb  Kölns  aufhört,  und  der  Rhein,  dem  man  nicht 
mehr  die  bauliche  Aufsicht  wird  angedeihen  lassen,  wird  gar  die 
Ufer  verwüsten. 

Würden  die  Eisenbahnen  all  diese  schrecklichen  Folgen  aus- 
zugleichen vermögen?  „Nimmer,  sie  mögen  wohl  angebracht  sein, 
wo  die  Verbindung  schiffbarer  Ströme  fehlt;“  muß  man  ein  Gegen- 
gewicht gegen  Holland  haben,  so  greife  man  auf  das  alte  Projekt 
eines  Kanals  von  den  Hansestädten  zum  Rhein  bei  Emmerich 
zurück.  Eine  Köln-Antwerpener  Bahn  würde  nur  den  Belgiern  und 
allenfalls  Köln  nützen,  „auf  des  Stromes  Ufern  würde  ihre  Spur 
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nur  Rauch  bezeichnen“.  Und  nun  fordern  die  Rheinschiffer  zum 
Schluß  nicht  etwa  eine  Zurückziehung  der  Konzession,  sondern, 
gar  nicht  unklug,  „daß  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
26.  Mai  1818  und  der  Zollordnung  rücksichtlich  der  Durchgangs- 
abgaben beim  Wagentransport  zu  Lande  aufrecht  erhalten  werden 
und  ihre  volle  Anwendung  auf  die  projektierten  Eisenbahnen  finden 
mögen!“  „Mit  der  Errichtung  der  Eisenbahnen  würde  nur  zu 
Grabe  gehen,  was  reich  an  Segen  die  endliche  Erlangung  der  freien 
Rheinfahrt  versprach  und  was  in  der  Eröffnung  direkter  überseeischer 
Verbindungen  die  Zeit  gestalten  wird.  Frei  von  holländischem  und 
belgischem  Einfluß,  wovon  nicht  Eisenbahnen  die  lastende  Fessel 
sprengen!“  Damit  ist  der  Kardinalpunkt  der  Denkschrift  erledigt, 
doch  konnten  es  sich  die  Schiffer  nicht  versagen,  auch  für  die 
sonstigen  Hauptgegenstände  ihrer  Bedrängnis  die  königliche  Hilfe 
zu  erflehen.  Es  muß  darauf  hingewirkt  werden,  daß  die  Holländer 
der  Rheinschiffahrtsakte  gemäß  Leinpfade  anlegen.  Das  trifft  haupt- 
sächlich auf  den  Wal,  die  wichtigste  Fortsetzung  des  Rheins,  zu, 
aber  auch  bei  dem  Leck  müßten  die  Leinpfade  verbessert  und  auf 
ein  Ufer  gelegt  werden.  Der  Schlepplohn  wäre  etwa  auf  die  Hälfte 
herabzusetzen. 

Was  die  Regierung  zu  diesen  Anschauungen  und  beweglichen 
Bitten  sagte,  läßt  sich  nur  aus  ihrer  Stellung  zu  den  Eisenbahn- 
bauten vermuten.  — Neben  den  neuen  Verkehrswegen  hielt  sich 
zunächst  die  alte  Rheinschiffahrt  noch.  Der  endliche  Ruin  ist  vor 
allem  eine  Folge  der  technischen  Umwälzung  in  der  Rheinbefahrung 
selbst,  und  daß  der  Sieg  der  Dampfschiffahrt  den  Rheinschiffern 
so  bitter  wurde,  das  wurde  durch  die  Zähigkeit  bedingt,  mit  der 
sie  an  überlebten  Formen  festhielten,  anstatt  den  Fortschritt  in 
ihren  Dienst  zu  stellen  oder  sich  ihm  anzupassen.  — 

Ein  paar  Monate  später,  um  die  Wende  der  Jahre  1834  und 
1835  zeigten  sich  erstmalig  tote  Punkte  in  der  Entwicklung  der 
Köln-Antwerpener  Eisenbahnsache,  die  im  Gegensatz  zu  den  eben 
geschilderten  offenbar  gegenstandslosen  Angriffen  einzelner  Kreise 
die  ernsteste  Beachtung  des  Komitees  verdienten  und  über  die 
man  zum  Teil  auf  Jahre  hinaus  nicht  hinwegkommen  konnte.  An 
zwei  Hindernisse  ist  da  zunächst  zu  denken.  Einmal  glaubten  die 
Kölner  mit  dem  Bau  nicht  beginnen  zu  dürfen,  bevor  sie  sich  der 
Freiheit  des  preußisch-belgischen  Transitverkehrs  versichert  hätten, 
zweitens  aber  erhob  sich  damals  der  heftige  Widerstand  ver- 
schiedener rheinischer  Städte  gegen  die  beabsichtigte  Richtung  der 
Bahnlinie. 
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Was  das  erste  Hindernis  angeht,  so  wurde  schon  berichtet, 
daß  man  sich  deswegen  an  die  Regierung  gewandt,  und  welche 
Antwort  man  von  ihr  erhalten  (s.  S.  60,  63,  70).  Im  Sommer  1834 
hatte  es  den  Anschein,  als  ob  die  belgische  Kammer  die  Initiative 
ergreifen  und  die  Erfüllung  „der  ersten,  vielleicht  der  einzigen 
Bedingung  der  Eisenbahnanlage“  in  die  Wege  leiten  wollte.  Doch 
wurde  die  Kammer  vorzeitig  geschlossen.  Damals  schrieb  das 
Komitee  in  Köln  in  einem  Privatbrief  (an  den  Aachener  Rat 
Steffens,  19.  August  1834):  „Wir  werden  in  unserem  Streben 
beharren,  allein  offenbar  können  wir  dem  Publikum  oder  vielmehr 
dem  Gelde  des  Publikums  nicht  empfehlen,  dem  Unternehmen  bei- 
zutreten, bevor  wir  den  Willen  der  Regierung  erkannt  haben,  für 
die  von  ihr  allein  abhängige  Grundlage  desselben,  nämlich  für 
die  Feststellung  der  Transitfreiheit  durch  Vertrag  handelnd  einzu- 
schreiten, und  so  werden  wir  immer  und  immer  wieder  daran  er- 
innert, daß  wir  die  unzureichenden  Kräfte  einer  Aufgabe  widmen, 
für  deren  Lösung  seit  200  Jahren  Heere,  Flotten  und  Diplomaten 
vergebens  die  ihrigen  verwendeten.“  Um  aber  die  Regierung  zu 
handelndem  Einschreiten  zu  veranlassen,  wandte  sich  das  Komitee 
einige  Male  nacheinander  an  die  gegebenen  Instanzen.  So  stellte 
man  Anfang  Dezember  bei  dem  Oberpräsidenten  v.  Bodel- 
schwingh  schriftlich  und  mündlich  (durch  eine  Deputation,  be- 
stehend aus  Camphausen , Koch , Steinberger)  vor : „Wir  halten 
fortwährend  die  Ansicht  fest,  daß  die  Eisenbahn  nach  der 
belgischen  Grenze  ein  Werk  des  Staats,  nicht  ein  Werk  der  Privat- 
industrie sein  sollte,  wäre  es  auch  nur  aus  dem  einzigen  Grunde, 
daß  sie  das  Mittel  eines  Staatszweckes  darstellt.  Indem  die  Eisen- 
bahn sich  an  einen  Staatsvertrag  über  das  gegenseitige  Zugeständnis 
der  freien  Durchfuhr  knüpft,  wird  sie  ein  integrierender  Teil  des- 
selben, und  wenn  Preußen  die  Ausführung  eines  der  Nation  un- 
endlichen Gewinn  verheißenden  Vertrages  an  die  Geldinteressen 
von  Individuen  bindet,  so  scheint  dieses  Verhältnis  ein  unpassendes.“ 

Wie  das  Komitee  sich  die  Regelung  dachte,  geht  am  besten 
aus  einer  Äußerung  Camphausens  hervor.  Er  sagt1),  die  Auf- 
gabe der  Bahn  sei  doch  die  Beförderung  möglichst  vieler  Waren 
zu  möglichst  billigen  Frachtsätzen.  Um  aber  diesen  nationalen 
Zweck  zu  erreichen,  müßte  ein  Staatsvertrag  zwischen  Belgien  und 
Preußen  geschlossen  werden,  der  die  Durchfuhrfreiheit  und  ferner 
auch  den  dauernden  Bestand  gleichmäßiger,  billiger  Frachtsätze  in 
beiden  Ländern  garantiere.  Bei  den  Frachtsätzen  aber  ergebe  sich 


')  Siehe  die  zweite  Schrift:  Von  Köln  nach  Antwerpen,  1835,  S.  84fr. 
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dadurch  eine  Differenz  in  den  beiden  Ländern,  daß  in  Belgien 
die  Nation  den  Bau  übernommen  habe  und  daher  auf  Gewinn 
verzichten  könne,  was  man  in  Preußen  der  Aktiengesellschaft  nicht 
zumuten  dürfe.  Wenn  man  im  Zollverein  einen  niedrigen  Fracht- 
tarif wünsche,  müsse  dieser  sich  entschließen,  die  Gesellschaft  zu 
entschädigen.  Das  sei  unbedenklich  und  sogar  ein  recht  gutes  Ge- 
schäft, weil  niedrige  Frachtsätze  dem  ganzen  Gebiet  des  Zollver- 
bandes zugute  kämen.  „Überhaupt  kann  nicht  laut,  nicht  oft  ge- 
nug wiederholt  werden,  daß  für  die  genannten  Länder  die  Ant- 
werpener  Eisenbahn  als  ein  Mittel  zur  indirekten  Herabsetzung  der 
Konsumtionssteuer  auf  überseeische  Produkte  zu  betrachten  ist.“ 

Im  Dezember  hörte  das  Komitee  durch  den  Kommerzienrat 
Schnitzler,  bei  dem  Kölner  Regierungspräsidenten  sei  eine  be- 
friedigende Auskunft  des  Ministeriums  eingelaufen.  Aber  als  man 
sich  freudig  und  hoffnungsvoll  an  Ruppenthal  wandte,  wurde 
man  bitter  enttäuscht,  die  Antwort  bedeutete  .weniger  als  nichts. 
Der  Minister  von  Schuckmann  hatte  nämlich  nur  die  im 
April  1832  an  Delius  gerichtete  Erklärung  wiederholt  (s.  S.  63  f.), 
daß  man  sich  nach  den  belgischen  Zugeständnissen  richten  würde. 
Obendrein  hatte  er  jetzt  sogar  bemerkt,  „Belgien  habe  sich  über 
die  Bedingungen  für  die  Durchfuhr  noch  nicht  geäußert,  und  es 
sei  daher  keine  Veranlassung,  obige  Erklärung  bestimmter  abzu- 
geben; bei  dem  überwiegenden  Interesse  Belgiens  an  der  Voll- 
endung der  Bahn  würden  dessen  weitere  Veränderungen  vielmehr 
abzuwarten  sein“.  Unter  diesen  Umständen  blieb  freilich  nichts 
anderes  übrig,  als  sich  in  Geduld  zu  fassen.  Anfang  Februar  schrieb 
das  Komitee  dem  Oberpräsidenten  resigniert,  man  verzichte  vor- 
läufig auf  eine  weitere  Eingabe  an  den  Finanzminister,  da  man 
sich  doch  keinen  größeren  Erfolg  verspreche.  Man  wolle  jeden- 
falls zunächst  das  belgische  Transitgesetz  ab  warten.  Damit  aber 
hatte  es  gute  Weile.  — 

Das  Kölner  Komitee  war  gleich  anfangs  mit  den  ebenfalls 
interessierten  preußischen  und  belgischen  Städten  in  Verkehr  ge- 
treten und  hatte  auch  für  die  Gründung  von  weiteren  Eisenbahn- 
ausschüssen gewirkt;  Nachrichten  gingen  hinüber  und  herüber, 
wie  bereits  erzählt  wurde.  Am  aufmerksamsten  von  den  preußischen 
Städten  war  die  Stadt  Aachen  auf  dem  Posten,  nächst  Köln  die 
größte  und  bedeutendste  der  von  der  künftigen  Bahn  zu  berühren- 
den Städte.  Gleich  zu  Beginn  war  aber  auch  jene  alte  Gespanntheit 
wieder  zutage  getreten,  die  sich  schon  verschiedentlich  zwischen  den 
beiden  in  so  mancher  Hinsicht  einander  ähnlichen  Rivalen  gezeigt 
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hatte.  Die  Aachener  hatten  mit  leicht  verständlicher  Eifersucht  und 
einer  gewissen  Beunruhigung  gesehen,  daß  die  alte  Metropole  Miene 
machte,  auch  bei  dem  so  vielbedeutenden  Verkehrsfortschritt  die 
Führerschaft  zu  übernehmen.  Schon  im  Frühling  1832  hatte  sich 
die  Handelskammer  an  die  Regierung  gewandt,  sie  möge  doch, 
falls  es  zum  Bau  kommen  sollte,  die  Interessen  der  Stadt  Aachen 
wahren.  Später,  als  dann  Köln  die  Initiative  ergriff,  blieben  die 
Handelskammer,  der  Oberbürgermeister  und  der  Regierungspräsident 
in  dauernder  Verbindung.  Der  eifrigste  Wächter  aber  über  alle 
Aachener  Interessen  war  der  dortige  Regierungspräsident  von  Rei- 
mann.  Dieser  hatte  in  richtiger  Wertschätzung  der  Eisenbahn 
für  den  ihm  anvertrauten  Bezirk  die  Kölner  Bemühungen  kräftig 
unterstützt.  Doch  schon  unmittelbar  nach  der  vorläufigen,  Kon- 
zessionierung  hatte  er,  Mitte  Januar  1834,  das  Komitee  in  Köln 
dringend  ersucht,  auf  die  Aachener  Mitbeteiligten  gleich  bei  den 
ersten  Beratungen  und  Beschlüssen  Rücksicht  zu  nehmen.  Die 
Kölner  waren  aber  keineswegs  geneigt,  Angehörige  des  Aachener 
Handels  und  Gewerbes  zu  ihrem  provisorischen  Verein  zuzuziehen. 
Sie  antworteten  vielmehr  dilatorisch,  indem  sie  sich  herzlich  für 
den  Anteil  Reimanns  bedankten  und  seine  fernere  wertvolle 
Unterstützung  erbaten;  die  ganze  Leitung  und  Ausführung  werde 
aber  erst  bei  einer  demnächst  zu  wählenden  Direktion  liegen,  und 
dafür  habe  man  von  vornherein  auf  die  tätige  Mitwirkung  Aachens 
und  der  Umgegend  gerechnet,  einstweilen  hoffe  man  auf  ange- 
messene Aktienzeichnung  von  dort  aus.  Doch  blieb  die  Zahl  der 
auf  dem  Aachener  Regierungspräsidium  gezeichneten  Aktien 
nur  klein. 

Ende  Juli  (1834)  kam  dann  das  Komitee  bei  seinen  Unter- 
suchungen zu  einem  Ergebnis,  das  die  Besorgnisse  der  Aachener 
aufs  höchste  steigern  mußte.  Man  glaubte  nämlich,  daß  wegen 
vorhandener  Terrainschwierigkeiten  Aachen  nicht  an  die  Haupt- 
bahn angeschlossen,  sondern  nur  durch  eine  Zweigbahn  von  Busch- 
mühle bei  Stolberg  aus  erreicht  werden  könne.  Die  Zweigbahn 
sollte  die  allzustarke  Steigung  durch  eine  stehende  Maschine  oder 
durch  einen  allmählich  ansteigenden  Stollen  überwinden.  Sofort, 
besonders  aber,  als  Ende  des  Jahres  das  Resultat  offiziell  verkündet 
wurde,  kamen  von  Aachen  lebhafte  Proteste  und  begannen  dort 
eigene  Nachforschungen  seitens  des  Eisenbahnkomitees  wie  einiger 
Privatleute,  ob  sich  das  ungünstige  Resultat  nicht  vermeiden  lasse. 
Die  Leitung  dieser  Untersuchungen  übernahm  der  Nadelfabrikant 
Ph.  H.  Pastor  aus  Burtscheid.  Auch  der  Nachfolger  von  Reimanns, 
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der  Graf  von  Arnim-Boitzenburg  *■)  ließ  es,  ganz  in  den  Fußstapfen 
seines  Vorgängers,  schon  damals  nicht  an  dringenden  Vorstellungen 
dem  Kölner  Ausschuß  sowie  der  Regierung  gegenüber  fehlen. 

Ebenso  wandten  sich  die  Notabein  der  Stadt  Düren  und  die 
Handelskammer  von  Eupen  an  die  Kölner,  um  sich  den  früher 
beabsichtigten  unmittelbaren  Anschluß  an  die  Bahn  zu  sichern. 
Sie  erläuterten  die  Vorzüge,  die  eine  Erfüllung  ihrer  Wünsche 
bieten  würde  und  baten  im  Bewußtsein  der  schwächeren  Position, 
die  sie  durch  die  geringere  Bedeutung  ihrer  Städte  innehatten, 
dringlich  um  Berücksichtigung.  Die  Kölner  antworteten  in  um  so 
liebenswürdigerer  Form  als  es  ihnen  daran  lag,  einen  Rückhalt 
gegen  Aachen  zu  gewinnen.  Sie  verwiesen  auf  die  definitive  Ent- 
scheidung, die  durch  die  künftige  Generalversammlung  getroffen 
werden  sollte,  und  empfahlen  den  Anfragenden,  sich  durch  rege 
Aktienzeichnung  da  ihren  Einfluß  zu  sichern.  Wirklich  beteiligten 
sich  die  Dürener  bedingungsweise  auch  rasch  mit  iooooo  Faler. 
Auch  dem  Oberpräsidenten  versuchte  man  die  Notwendigkeit  einer 
anderen  als  der  ursprünglich  beabsichtigten  Linienführung  klar  zu 
machen,  doch  blieb  er  bei  dem  Wunsch,  „daß  es  gelingen  möge, 
bei  einer  so  wichtigen  Anlage  das  Interesse  der  wichtigsten  Handels- 
plätze der  Provinz  möglichst  zu  vereinigen“. 

Mittlerweile  war  die  Tätigkeit  für  die  Köln-Antwerpener  Bahn 
in  ununterbrochenem  Fluß.  Camphausen  wie  Henz  schrieben 
jeder  eine  Abhandlung  über  die  Eisenbahn.  Der  eine  unter  all- 
gemeinen volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten,  der  andere  zur  Ver- 
wertung der  gefundenen  technischen  Resultate. 

Camphausen  stellte  seine  Schrift  im  November  1834  fertig. 
Sie  trug  wie  die  erste  den  Titel  „Zur  Eisenbahn  von  Köln 
nach  Antwerpen“  und  erschien  diesmal  unter  dem  Namen  des 
Verfassers.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  sehr  sorgfältige,  auch 
die  ausländischen  Experimente  und  Erfahrungen  reichlich  be- 
rücksichtigende Schrift,  die  den  Grundgedanken  der  früheren  Arbeit 
erweitert  und  anders  formuliert;  dem  Gehalt  und  der  Gedrungen- 
heit der  Gedankenfolge  nach  steht  sie  hinter  jener  ersten  zurück; 
die  schriftstellerische  Gewandtheit  Camphausens  zeigt  sich  aber 
in  dieser  loseren  Form  auf  ihrem  Höhepunkt. 

Camphausen  geht  von  dem  damaligen  Stand  der  belgisch- 
holländischen  Frage  aus,  wirft  dann  einen  Blick  auf  die  bisherigen 


1)  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  früher  erwähnten  Baron  Arnim  - Heinrichsdorff- 
Werblow,  der  bis  1841  preußischer  Gesandter  in  Brüssel  war,  dann  in  gleicher  Eigen- 
schaft nach  Paris  ging  und  gleichfalls  in  den  Grafenstand  erhoben  wurde. 
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Fortschritte  der  Bahnangelegenheit ; in  Belgien  sei  die  Sektion 
Brüssel-Mecheln  der  Vollendung  nahe,  eine  zweite  von  Löwen  nach 
Tirlemont  werde  gerade  gegenwärtig  begonnen;  im  Rheinland  sei 
man  soweit,  daß  im  Frühjahr  der  Bau  anfangen  könne.  Dann 
kommt  er  zu  dem  ersten  Hauptpunkt  seiner  Schrift,  zum  Ver- 
gleich zwischen  dem  Dampfwagen  auf  gewöhnlichen  Straßen  und 
der  auf  Schienen  laufenden  Eisenbahn.  Zunächst  wird  zu  dem 
Behuf  die  Reihenfolge  der  technischen  Erfindungen  überhaupt  be- 
trachtet und  scharf  beleuchtet.  Unendlich  bedeutungsvoller  als 
James  Watts  Erfindung  war  der  Fortschritt,  den  Fulton  her- 
beiführte, als  er  den  Hafen  von  New  York  durch  das  mit  Dampf 
betriebene  Schiff  befuhr,  für  ewige  Zeiten  eipe  der  merkwürdigsten 
und  glänzendsten  Erscheinungen  der  Weltgeschichte:  Nun  wurde 
der  Menschen  Stützpunkt  der  Ozean,  seine  Grenze  die  Welt.  Es 
folgt  eine  begeisterte  Apotheose  des  Dampfschiffs.  Wer  zum  ersten 
Male  das  Schauspiel  seiner  majestätischen  Tätigkeit  und  Kraft  ge- 
nösse, „von  dem  dürfte  es  kaum  befremden,  wenn  er  ausriefe : bist 
du  kein  geistiges  Wesen,  fürwahr  so  bist  du  das  schönste  Tier 
der  Schöpfung!“  Der  nächste  Erfolg  war  der,  daß  die  Fort- 
bewegung zu  Lande  mittels  Dampfes  gelang.  Die  sich  anschließenden 
ausführlichen  Berichte  und  Erörterungen  über  die  Dampfwagen 
ohne  Schienen  und  deren  praktische  Anwendungen  können  hier 
nicht  wiedergegeben  werden1).  Das  Resultat  ist,  man  kann  für 
den  Personentransport  vorläufig  noch  nicht , für  den  Waren- 
transport vermutlich  nie  der  Schienen  entraten,  andernfalls  sind 
die  entstehenden  Kosten  zu  groß.  Das  Prinzip  der  Eisenbahnen 
hat  seine  erste  Anwendung  auf  der  Strecke  Liverpool-Manchester 
gefunden,  „für  lange  Zeit  eines  der  größten  Wunderwerke  der 
Baukunst“,  „ein  Vorbild  für  alle  nachfolgenden  Unternehmungen“. 
Auch  die  dortigen  so  mühevollen  und  kostspieligen  Versuche  werden 
im  einzelnen  geschildert. 

Das  bildet  die  Überleitung  zum  zweiten  Hauptgegenstand  der 
Schrift,  zum  Versuch  einer  Kalkulation  der  mutmaßlichen  Resultate 
der  Köln-Antwerpener  Eisenbahn  auf  Grund  der  ausländischen  Er- 
fahrungen. Die  Methode  Camphausens  besteht  dabei  darin,  daß 
er  die  Resultate  fremder  Bahnen  auf  die  projektierte  überträgt 
und  dabei  Ab-  und  Zusetzungen  nach  seinem  Ermessen  vornimmt. 
Abgesehen  davon,  daß  dieses  Verfahren  schon  an  sich  bedenk- 
lich anmutet,  wird  es  noch  anfechtbarer  dadurch,  daß  Camp- 
hausen den  Untersuchungen  von  Henz  Vorarbeiten  will  und  nun 


b Vergl.  auch  die  kurzen  Angaben  S.  9 ff. 
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seine  Folgerungen  mit  den  exakten  Untersuchungen  der  Techniker, 
die  ihm  natürlich  bekannt  waren,  in  Einklang  zu  bringen  sucht. 
Mit  Recht  allerdings  kann  er  annehmen,  daß  die  Bau-  und  Be- 
triebskosten erheblich  geringer  sein  werden  als  in  England,  da  die 
preußischen  Löhne  auf  etwa  die  Hälfte,  die  Gehälter  auf  zwei 
Fünftel  zu  veranschlagen  seien,  auch  an  den  Materialien  vieles 
gespart  werden  könne ; besonders,  da  gerade  die  Liverpool- 
Manchester  Bahn,  von  der  er  ausgeht,  bei  den  ersten  tastenden 
Experimenten  manchen  Mißgriff  gemacht  und  sehr  viel  Geld  ver- 
loren hat.  Die  Betrachtung  anderer  französischer  und  besonders 
amerikanischer  Eisenbahnbauten  bestärkt  Camphausen  in  seiner 
Anschauung.  „Wenn  der  Geist  sich  erwärmt  durch  die  Betrachtung 
des  Großen  und  Gewaltigen,  welches  bei  jenem  jungen  Volke  kleine 
Dinge  durch  Eintracht  erschaffen,  so  muß  er  mit  Wehmut  den 
Blick  zurückwenden,  auf  das  Vaterland,  wo  der  edlere  Sinn,  die 
größere  Kraftsich  in  vereinzelten  Kreisen  bewegen  oder  in  ver- 
vielfachten Richtungen  zersplittern.  — Hoffentlich  wird  die  deutsche 
Nation  sich  bald  einen  kleinen  Teil  jenes  Assoziationsgeistes  an- 
eignen, der  in  anderen  Ländern  so  gewaltige  Erfolge  herbeigeführt 
hat.“  — „Die  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen  ist  ein  Ziel, 
würdig,  erstrebt  zu  werden  von  der  Gesamtheit  der  deutschen  Nation, 
und  diese  Wahrheit  verdient  bald  zu  einer  größeren  Anerkennung 
zu  gelangen,  als  sie  bisher  erworben  hat.“  Denn  die  Rheinbefreiung, 
darauf  kommt  Camphausen  wieder  zurück,  ist  eine  Aufgabe, 
der  höchsten  Bemühungen  wert.  „Das  Verhältnis  (sc.  der  Ab- 
hängigkeit) entsprang,  als  den  vereinigten  Niederlanden  das  ge- 
trennte Deutschland  gegenüberstand ; wie  wird  es  sich  entwickeln, 
jetzt,  wo  den  getrennten  Niederlanden  das  vereinigte  Deutschland 
gegenübersteht  ? Stark  und  kräftig  wie  Preußens  hochherzige 
Handelspolitik  ihn  gemacht  hat,  erkennt  der  deutsche  Zollverein 
mit  Befremden,  daß  ihm  die  nordwestliche  Meeresgrenze  mangelt ; 
er  begehrt  den  Zustand  der  Abhängigkeit  zu  ändern,  worin  er  da- 
durch versetzt  ist,  und  das  junge  Königreich  Belgien  tritt  diesem 
Verlangen  bereitwillig  entgegen.  Es  bietet  einen  der  schönsten 
Häfen  der  Welt  . . . zum  Freihafein  für  alle  Schiffe  . . .“  „Und 
ein  glücklicher  Verein  von  Umständen  teilt  die  Vorteile  für  Belgien 
und  Deutschland  in  zwei  gleiche  Teile,  ohne  einem  der  beiden 
Länder  ein  Opfer  aufzuerlegen  . . .“  „Hollands  Herrschaft“,  so 
sagt  Camphausen  auch  hier  wieder  in  der  großartigen  Auf- 
fassung der  Dinge,  die  wir  schon  früher  einmal  bei  ihm  fanden, 
„ist  eine  geschichtliche  Tatsache;  liegt  Ruhm  darin,  so  ist  er  auf 
Seiten  Hollands,  liegt  Schmach  darin,  so  ist  sie  nicht  auf  Seiten 
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Hollands,  und  möchte  ein  bitteres  Gefühl  darüber  sich  regen,  so 
würde  es  wahrlich  seine  Richtung  eher  rheinaufwärts  als  rhein- 
abwärts  zu  nehmen  haben“.  Staaten  pflegen  untereinander  eben 
nach  dem  Prinzip  des  Egoismus  zu  handeln.  Werden  die  Eisen- 
bahnen nicht  auch  handelspolitisch  und  allgemein  politisch  große, 
versöhnende  Wirkungen  zeigen?  Auch  die  von  der  Presse  mit  so 
viel  Glorie  umgebene  englisch-französische  Allianz  hindert  doch 
den  handelspolitischen  Gegensatz  der  beiden  Völker  nicht.  Und 
jene  stolze  Insel,  die  jetzt  mit  vollen  Backen  die  Prinzipien  der 
allgemeinen  Handelsfreiheit  verkündet,  tut  es  erst,  nachdem  sie  die 
Süßigkeit  der  Alleinherrschaft  bis  zum  letzten  Tropfen  gekostet. 
Sie  bewegt  sich  noch  etwas  unbeholfen  in  dem  neuen  Klei.de  von 
französischer  Seide,  und  es  gelingt  ihr  nicht  immer,  in  seinen 
weiten  Falten  die  alten  Gebrechen  zu  verstecken.  Wenn  aber  jetzt 
der  „hoffentlich  bald  verjährten  Lehre  von  der  Handelsbilanz“ 
gegenüber  sich  eine  weitherzigere  Betrachtungsweise  Bahn  bricht, 
so  scheint  „Deutschland  berufen,  die  schönere  Lehre  ins  Leben 
einzuführen,  daß  eine  Nation  Reichtum  erwerben  mag,  ohne  den 
Nachbarn  zu  verarmen.  Preußen  zuerst  hat  einem  liberaleren,  Handels- 
system die  Bahn  gebrochen  und  wenige,  aber  kräftige  Schritte  dem 
noch  fernen  Ziele  entgegengetan  . . .“  „Es  ist  mehr  als  Zufall,  daß 
im  Hause  Hohenzollern  jener  verfeinerte  Sinn  für  Recht  sich  vom 
Vater  auf  den  Sohn  vererbt;  es  ist  mehr  als  Zufall,  daß  unter  den 
größeren  Staaten  des  Kontinents  Preußen  allein  in  allen  Wechsel- 
fällen die  jungfräuliche  Reinheit  seines  Kredits  zu  bewahren  ge- 
wußt hat;  es  ist  mehr  als  Zufall,  daß  Preußen  jetzt  allein  seinen 
Nachbarn  die  Gleichheit  der  Rechte  anbietet.“  Auch  die  Be- 
ziehungen zu  Holland  werden  sich  künftig  noch  bessern,  die  Rhein- 
schiffahrt wird  an  Lebendigkeit  noch  zunehmen.  Namentlich  Massen- 
güter wie  Floßholz,  Erden  und  Steine,  Steinkohlen  und  das  für 
die  holländische  Konsumtion  bestimmte  Getreide  werden  dem 
Rheinverkehr  verbleiben,  und  die  Niederlande  werden  „die  Zufuhr 
der  deutschen  Produkte  nach  Kräften  erleichtern  und  begünstigen, 
wohl  wissend,  daß  ohne  Gründe  für  das  Gegenteil  eine  Nation 
nur  da  kauft,  wo  sie  verkauft“.  Muß  aber  die  holländische  Regierung 
zufolge  der  Ivöln-Antwerpener  Bahn  von  ihren  schikanösen  Anord- 
nungen absehen,  so  wird  die  Rheinfahrt  verbilligt.  „Jeder  Pfennig 
aber,  um  den  sich  die  Transportkosten  auf  der  Wasserstraße  ver- 
ringern, erweitert  das  Gebiet,  worauf  der  Rheinhandel  seinen  Ein- 
fluß äußert,  und  vermehrt  mithin  die  Masse  der  auf  dem  Rhein 
verführten  Waren.“  Besonders  die  Ruhrkohlen  werden  dann  in 
Holland  den  englischen  gegenüber  konkurrenzfähig  werden,  zumal 
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wenn  die  projektierte  Eisenbahn  von  Essen  nach  Ruhrort  zustande 
kommt  und  die  Bergwerksabgaben  billigermaßen  herabgesetzt 
werden.  Der  vermehrte  Austausch  von  Ausfuhrgegenständen 
zwischen  Deutschland  und  den  Niederlanden  wird  erkennen  lassen, 
daß  die  Gunst  der  Lage  Hollands  groß  genug  ist,  um  auch  ohne 
Monopolzwang  reichen  Segen  über  ihr  Gebiet  zu  verbreiten.  — 
,,So  möge  denn  von  keiner  Seite  ein  feindliches  Streben  entgegen- 
treten; möge  sie  vielmehr  von  allen  als  ein  Element  des  Friedens 
betrachtet  werden.“  — 

Diese  Schrift  Camphausens  wurde  erst  Anfang  Februar 
1835  in  die  Lande  gesandt,  sie  wurde  allen  irgendwie  Anteilnehmen- 
den zugestellt,  den  Behörden,  wie  den  industriellen  und  Handelskreisen. 
Und  von  allen  Seiten  liefen  auch  dankende  und  anfeuernde  Antworten 
ein;  die  freundlichsten  Zuschriften  kamen  von  ähnlichen  Zielen  Zu- 
strebenden, wie  dem  mit  Camphausen  befreundeten  Provinzial- 
steuerdirektor Krüger  in  Münster,  den  bayerischen  und  württem- 
bergischen  Eisenbahnausschüssen  und  dem  Magdeburger  Ober- 
bürgermeister Francke. 

Endlich,  Mitte  Juli  1835,  war  die  langerwartete  Schrift  des 
Technikers  Henz,  welche  die  Einzelheiten  der  in  Betracht  gezogenen 
Linien  bringen  sollte,  soweit,  daß  der  Versand  an  alle  zu  unter- 
richtenden Personen  vor  sich  gehen  konnte.  Diese  „Denkschrift 
zur  Begründung  des  Projekts  der  Erbauung  einer  Eisenbahn  zwischen 
Köln  und  Eupen  als  deutsche  Hälfte  der  Bahn  von  Köln  nach  Ant- 
werpen“ gab  alles,  was  man  von  ihr  erwartete.  Sie  war  eine  kurze, 
klare,  kühl  abgewogene  und  anschauliche  Darstellung  der  sorgfältigen 
praktischen  Prüfungen,  erläutert  durch  eine  gute  Übersichtskarte 
der  verschiedenen  Linien. 

In  einem  Vorwort  dankte  das  Komitee  dem  Verfasser  für  seine 
Mühewaltung,  wies  auf  die  Hauptergebnisse  der  Arbeit  hin,  drückte 
die  Erwartung  aus,  daß  die  Folgezeit  eher  einen  Irrtum  zugunsten 
als  zum  Nachteil  der  Unternehmer  ergeben  werde  und  erklärte  im 
Schlußsatz  mit  Nachdruck  nochmals,  daß  die  Eisenbahn  „nicht  nur 
eine  hohe  kommerzielle  und  politische  Bedeutung  gewinne,  sondern 
zugleich  solche  Aussichten  auf  die  genügende  Verzinsung  des  An- 
lagekapitals darbiete,  wie  wir  sie  ohne  Ausnahme  bei  keinem  der 
bis  jetzt  in  Deutschland  zur  Sprache  gekommenen  größeren  Projekte 
entdeckt  haben“. 

Die  Untersuchungen  lagen  auch  den  noch  folgenden  Be- 
ratungen und  der  endlichen  Ausführung  zugrunde,  und  die  An- 
schauungen, Befürchtungen  und  Hoffnungen  des  ersten  Komitees 
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gingen  auf  die  späteren  Erbauer  über.  Indessen  werden  außer  den 
Henzschen  auch  die  sonstigen  gleichzeitigen  Studien  nachstehend 
gelegentlich  benutzt. 

Das  Terrain  für  die  Köln  - Antwerpener  Bahn  war , was 
den  preußischen  Teil  betraf.,  schlechthin  als  ungünstig  zu  be- 
zeichnen. Es  waren  drei  Wasserscheiden  zu  überschreiten,  näm- 
lich die  zwischen  Rhein  und  Erft,  Erft  und  Roer,  Roer  und  Maas. 
Sämtliche  Gebirgszüge  zwischen  Rhein  und  Maas,  es  sind  die  Aus- 
läufer der  Eifel,  haben  ihre  Abdachung  nach  Norden,  die  Richtung 
der  Bahn  mußte  daher  nicht  mit  den  Gebirgen  und  Flüssen,  sondern 
ihrem  Zuge  entgegen  gehen,  wenigstens  bis  zur  Erreichung  des  Inde- 
tals.  So  erwies  es  sich  unmöglich,  den  geraden  und  kürzesten  Weg 
zu  wählen,  man  sah  sich  gezwungen,  beträchtlich  nach  Norden  ab- 
zuweichen. Zur  Überschreitung  der  Höhenzüge  suchte  man  immer 
die  tiefst  gelegenen  Scheitelpunkte  zu  wählen.  Der  niedrigste  Punkt 
des  Wasserscheiders  zwischen  Rhein  und  Maas  liegt  zwischen  Belven 
und  Merols,  nicht  sehr  weit  von  der  belgischen  Grenze;  da  sollte 
denn  auch  der  Scheitelpunkt  der  gesamten  preußisch-belgischen  Bahn 
sein.  Das  Gefälle  der  projektierten  Bahnstrecke  wechselte  immerhin 
noch  im  ganzen  vierzehnmal  und  zwar,  abgesehen  von  den  beiden 
horizontalen  Endstrecken  bei  Köln  und  bei  Eupen,  in  den  Grenzen 
von  i : 8000  bis  zu  1:150.  Neigungsverhältnisse  von  1/150  bis  i/200, 
also  nach  damaliger  Auffassung  ungemein  unvorteilhafte,  fanden 
sich  auf  einem  Drittel  der  ganzen  Strecke.  Nach  den  Gelände-  und 
Wirtschaftsverhältnissen  ergaben  sich  unwillkürlich  zwei  Sektionen 
für  die  künftige  Eisenbahn,  nämlich  die  eine  von  Köln  bis  zur  Esch- 
weiler  Pumpe,  hier  war  die  günstigere  Bodenbeschaffenheit  und  zum 
Glück  zufällig  auch  der  größere,  von  allen  Seiten  flutende  Verkehr; 
von  Eschweiler  bis  zur  Grenze  war  die  ungünstigere  Neigung;  hier 
war  aber  auch  eine  geringere  Belastung  der  Bahn  zu  gewärtigen. 
Außerdem  war  der  Verkehr  von  Antwerpen  nach  Köln  erheblich 
stärker  als  in  umgekehrter  Richtung,  und  dies  war  insbesondere  für 
die  durchgehenden  Transporte  der  Fall. 

Es  schien  dem  Komitee  unmöglich,  Düren,  Aachen  und  Eupen 
unmittelbar  zu  berühren.  Nach  der  Berechnung  von  Henz  würde 
der  Anschluß  von  Düren  die  Strecke  um  D/3  Meile  verlängert  und 
ein  stärkeres  Steigen  und  Fallen  der  Linie  herbeigeführt  haben, 
auch  wäre,  abgesehen  von  den  erhöhten  Arbeiten  und  Kosten,  dann 
ein  Anschluß  an  die  Festung  Jülich  unmöglich  gemacht  worden. 
Aachen  lag  in  einem  Tal  des  Wurmbaches,  das  nur  den  einen, 
recht  ungünstigen,  nämlich  auf  Herzogenrath  zu  gelegenen  Ausgang 
besaß.  Die  Schwierigkeiten,  aus  diesem  Kessel  nach  Belven  zu  ge- 
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langen,  schienen  fast  unüberwindlich.  Hätte  man  aber  die  Eisen- 
bahn von  Köln  aus  nördlich  über  Herzogenrath  nach  Aachen  leiten 
wollen,  so  hätte  man  einen  Umweg  von  21/2  Meilen  machen  und  die 
Kohlenreviere  von  Eschweiler  und  Stolberg  umgehen  müssen.  Dem- 
gemäß kam  man  in  Köln  zu  dem  Entschluß,  Aachen  durch  eine 
längere  Zweigbahn  zu  verbinden,  wenn  man  auch  hier  die  großen 
Hindernisse  nicht  verkannte,  so  die  Notwendigkeit  eines  langen  unter- 
irdischen Durchbruches,  um  vom  Indetal  zum  Wurmtal  zu  kommen; 
doch  glaubte  man,  so  den  tiefen,  langen  Einschnitt  zur  Ersteigung 
der  Höhe  bei  Belven  vermeiden  und  die  ganze  Zweigbahn  mit  kaum 
der  Hälfte  der  sonst  nötigen  Planierarbeit  bauen  zu  können.  Durch 
belgische,  englische  und  amerikanische  Beispiele  suchte  das  Komitee 
gelegentlich  zu  beweisen,  daß  man  wichtige  Städte  auch  durch  Zweig- 
bahnen anschließen  dürfe.  Der  Stadt  Eupen  schließlich  wollte  man 
sich  praktischerweise  wegen  einer  Bodenerhebung  nur  auf  eine  Ent- 
fernung von  ioo  Ruthen  nähern. 

Die  ganze  Linienführung  der  Eisenbahn  war  nun  nach 
den  Absichten  des  Kölner  Komitees  so  gedacht.  Die  Bahn  beginnt 
im  unteren  Teil  des  Kölner  Freihafens.  Hier  war  die  Verbindung 
nach  dem  Mittelpunkt  des  Verkehrs,  hier  war  auch  die  Verbindung 
mit  der  Dampfschiffahrt  am  einfachsten.  Von  da  sollte  die  Bahn 
zum  Sicherheitshafen  gehen.  Weil  aber  der  Freihafen  etwa  18  Fuß 
tiefer  lag  als  der  Sicherheitshafen,  weil  ferner  das  Werftplanum 
nicht  immer  wasserfrei  und  überaus  verkehrsreich  war,  so  sollte 
die  Bahn  ihren  Ausgangspunkt  vom  zweiten  Stockwerk  eines  Lager- 
gebäudes aus  nehmen,  das  man  auf  der  einzigen  überhaupt  noch 
verfügbaren,  dafür  aber  auch  besonders  geeigneten  Stelle  des  Frei- 
hafens errichten  wollte.  Der  Güterverkehr  mit  dem  Planum  des 
Freihafens  sollte  sich  dann  durch  Hebevorrichtungen  vollziehen, 
Kleinbahnen  würden  von  da  aus  die  Waren  weiter  verführen.  Die 
Eisenbahn  würde  am  Trankgassentor  die  Freihafenmauer  über- 
schreiten müssen,  von  wo  aus  man  die  Anlage  einer  Zweigbahn 
nach  dem  Frankenplatz  beabsichtigte,  durch  welche  die  Reisenden 
und  die  unmittelbar  für  Köln  bestimmten  Güter  ohne  Umladung 
in  die  Altstadt  gelangen  könnten.  Vom  Trankgassentor  aus  mußte 
man  irgendwie  über  die  Umwallung  zum  Sicherheitshafen  kommen. 
Dafür  hatte  der  Ingenieur-Major  Schulz  einen  recht  brauchbaren 
Plan  entwickelt1). 

l)  Bis  zur  Einfahrt  des  Sicherheitshafens  sollte  die  alte  Stadtmauer  abgebrochen 
und  durch  eine  neue  massive  geschlossene  Bogenstellung  ersetzt  werden.  Für  die  Stadt 
würde  dies  sogar  noch  einen  Gewinn  bedeuten,  insofern  als  ein  Stück  der  alten  Stadt- 
mauer durch  ein  besseres  ersetzt  und  anstatt  schmaler  finsterer  Gassen  dort  breite 
Straßen  entstehen  würden. 
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Im  weiteren  Verlauf  beabsichtigte  man  die  Einmündung  des 
Sicherheitshafens  durch  eine  horizontale  Drehbrücke  zu  über- 
schreiten. Nunmehr,  so  dachte  man  sich  die  Fortsetzung  außer- 
halb Kölns,  verläßt  die  Bahn  das  Rheinufer,  um  sich  in  weitem 
Bogen  westlich  zu  wenden,  sie  kreuzt  die  Chaussee  nach  Neuß  und 
eilt  schnurgerade  über  Bocklemünd  auf  das  Vorgebirge  los,  das 
man  bei  Widdersdorf  erreicht.  Die  niedriger  gelegenen  Verzwei- 
gungen des  Vorgebirges  würde  man  also  erheblich  nördlich  von 
Königsdorf  überschreiten  müssen.  Ins  Tal  der  Erft  kann  man  jetzt 
entweder  mit  einer  stehenden  Dampfmaschine  und  zwei  schiefen 
Ebenen  gelangen  oder  mit  einer  unterirdischen  Strecke  oder  mit 
einer  offenen  Durchgrabung.  Letzteres  empfiehlt  sich  angesichts 
der  Bodenbeschaffenheit  am  meisten.  Hier  könnte  man  mit  einer 
Zweigbahn  nach  Düren  abschwenken.  Die  Hauptbahn  geht  geradeaus 
über  Elsdorf  durch  tiefen  Wald,  den  sogen.  Erbbusch.  Die  Roer 
und  Inde  würden  weiterhin  mühelos  zu  überschreiten  sein,  worauf 
der  Weg  nördlich  an  Weißweiler  vorbei  in  einem  weiten  Bogen  auf 
Eschweiler  zu  geht.  Nachdem  bisher  schon  verschiedene  Chausseen 
überquert  worden  sind,  werden  die  Landstraßen  nach  Jülich  und 
nach  Aachen  gekreuzt.  Dann  folgt  die  Bahn  dem  allmählich  immer 
enger  werdenden  Tal  des  Indebachs  und  zwar  auf  dem  linksseitigen 
Bergabhang;  hier  werden  einige  Einschnitte  ins  Gestein  erforder- 
lich. Nun  fängt  das  belebte  Eschweiler  Kohlenrevier  an,  das  zum 
Teil  durchschnitten  wird.  Der  Münsterbach  wird  verfolgt,  dann 
überschritten,  und  die  Bahn  nähert  sich  Kornelimünster.  Auch  hier 
kann  kein  unmittelbarer  Anschluß  stattfinden,  dazu  sind  die  Tal- 
krümmungen zu  stark,  auch  müßte  man,  um  die  Bahn  durchführen 
zu  können,  sonst  eine  große  Anzahl  Häuser  niederreißen  lassen. 
Hier  steht  der  Bahn  ein  Felsen  entgegen,  aber  ihn  zu  durchbrechen, 
macht  keine  erheblichen  Schwierigkeiten,  weil  das  Gestein  einmal 
zurückspringt  und  man  daher  zugleich  von  vier  Punkten  aus  die 
Vorsprünge  durch  Stollen  unterminieren  kann.  Und  nun  wird  das 
enge  Tal  bald  auf  der  rechten,  bald  auf  der  linken  Seite  immer 
ansteigend  begleitet.  Es  werden  in  einem  Anstieg  von  1:150  Raeren 
und  Belven  berührt,  und  bei  Merols,  dem  Hauptwasserscheider,  wird 
die  Eupen-Aachener  Chaussee  überschritten.  Dann  senkt  sich  die 
Bahn,  Eupen  bleibt  links  liegen,  es  werden  einige  weitere  Land- 
straßen gekreuzt,  und  beim  hochgelegenen  Dorf  Stockum  gelangt 
man  zur  Grenze. 

Die  belgische  Eisenbahn  bleibt  auf  dem  Plateau,  sie  folgt 
also  zunächst  noch  nicht  dem  Vesdretal,  aber  bei  Limburg  steigt 
die  Bahn  doch  mit  einer  stehenden  Maschine  und  einer  schiefen 
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Ebene  zur  Vesdre  hinab,  um  eine  entgegenstehende  Schlucht  zu 
vermeiden.  Bei  Verviers  fällt  die  Bahn  noch  einmal  stark,  sie  ver- 
folgt Vesdre  und  Ourthe  und  gelangt  mit  letzterer  zur  Maas,  ober- 
halb Lüttich.  Den  Fluß  überschreitet  sie  auf  einer  steinernen  Brücke 
und  steigt  nun  mit  zwei  stehenden  Maschinen  auf  die  Anhöhe.  Dann 
senkt  sich  das  Terrain  zwischen  Maas  und  Schelde  auf  Waremme, 
Tirlemont,  Löwen,  Mecheln,  Antwerpen  zu,  und  in  Antwerpen  am 
großen  Hafen-Bassin  in  den  neuen  Entrepots  findet  die  Eisenbahn 
ihr  Ziel.  Die  ganze  Strecke  Köln-Antwerpen  würde  nach  diesen 
Entwürfen  33,17  Meilen  lang  sein,  davon  würden  11,84  Meilen  auf 
Preußen  fallen;  würde  man  den  Weg  über  Düren  und  Korneli- 
münster bevorzugen,  so  würde  die  Strecke  auf  13,15  Meilen,  über 
Düren  und  Aachen  auf  13,79  Meilen  wachsen. 

Was  die  Baukosten  der  preußischen  Strecke  anlangt,  so 
berechnete  das  Komitee  für  die  veranlagte  Linie  die  Grundentschä- 
digungen auf  120  741  Taler,  die  Erdarbeiten  auf  468476  Taler,  den 
Bau  der  unterirdischen  Strecken  auf  15549  Taler,  den  Bau  der 
Bogenstellung  längs  der  Stadt  Köln  auf  66  790  Taler,  die  verschie- 
denen Brücken  einschließlich  der  Drehbrücke  über  dem  Kölner 
Sicherheitshafen  und  der  drei  größeren  über  Erft,  Roer  und  Inde 
auf  158697  Taler,  die  Befestigung  des  Planums  und  die  Anlage 
des  Eisengestänges  auf  803  926  Taler.  Zu  diesen  wichtigsten  Aus- 
gaben würden  kommen  der  Bau  der  Futtermauern  und  Gräben  mit 
6635  Taler,  die  Einfriedigung  der  Bahn  mit  23861  Taler,  die  Dienst- 
gebäude mit  70  484  Taler,  die  Abteilungszeichen  mit  1 1 5 1 Taler  und 
die  allgemeinen  und  außerordentlichen  Ausgaben  (Kosten  der  Vor- 
arbeiten, Zinsen  des  Anlagekapitals  usw.)  mit  193690  Taler.  Der 
Gesamtbetrag  der  Baukosten  wäre  demnach  1 930  000  Taler. 

Die  Verzinsung  dieser  eigentlich  festen,  ein  für  allemal  für 
den  Bau  der  Straße  aufzuwendencen  Kosten  würde,  wenn  man  den 
Satz  von  5 o/0  zugrunde  legt,  96  500  Taler  jährlich  ausmachen.  Hierzu 
müßten  — auch  wieder  ohne  Rücksicht  auf  die  Größe  des  künftigen 
Verkehrs  — die  allgemeinen  Vcrwaltungskosten  des  Unternehmens 
hinzugezogen  werden.  Diese  würden  bei  unausgesetzter  Annahme 
einer  soliden  Konstruktion  der  Bahn,  geringer  Löhne  und  Gehälter 
und  mäßiger  Geschwindigkeit  auf  den  Schienen  zusammenzurechnen 
sein  aus  folgenden  Posten : Unterhaltungskosten  der  Bahn  (29  600 
Taler),  der  Gebäude  (1410  Taler),  Grund-  und  Gebäudesteuern 
(650  Taler),  Zentralverwaltung  (4700  Taler),  technische  Aufsicht, 
Ingenieure,  Bahnwärter  usw.  (11220  Taler),  außerordentliche  Aus- 
gaben (8920  Taler).  Es  würden  sich  demnach  die  allgemeinen  Aus- 
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gaben  für  das  Jahr  insgesamt  auf  96  500  -f  56  500  = 153  000  Taler 
belaufen. 

Aber  hierzu  würden  ja  noch  die  jährlichen  Beförderungs- 
kosten, also  diejenigen  Kosten  zu  schlagen  sein,  die  mutmaßlich 
in  einem  Jahr  durch  den  Transport,  durch  das  Laufenlassen  der 
Wagen  selbst  erwachsen,  die  also  in  ihrer  jeweiligen  Höhe  vom 
Veikehr  abhängig  sein  würden.  Diese  hinwiederum  teilte  das  Komitee 
in  zwei  Kategorien  ein,  einmal  die  Verzinsung  der  für  den  Transport 
zu  verwendenden  Anlagekosten  (nicht  zu  verwechseln  mit  den  Bau- 
kosten), andererseits  die  jährlichen  Betriebskosten.  Das  Anlage- 
kapital wurde  auf  280000  Taler  geschätzt.  Die  Einzelposten,  für 
die  dieses  Anlagekapital  nötig  wurde,  sollen  hier  nicht  beziffert 
werden,  es  waren  unter  anderem  die  Wasserstationen,  Schuppen, 
Abfertigungsgebäude,  10  Lokomotiven  (zum  Preise  von  8142  Taler 
pei  Stück),  327  Lastwagen  (jeden  zu  200  Taler),  22  Personenwagen 
für  je  16  Reisende  (jeden  Wagen  zu  1400  Taler).  Die  Verzinsung 
Unterhaltung  und  der  Ersatz  des  für  alles  das  zu  verwendenden 
Kapitals  von  280000  Taler  würden  57492  Taler  betragen.  Dem- 
gegenüber wäre  für  den  Betrieb  eine  Summe  von  allerhöchstem 
60  500  Taler  aufzubringen,  welche  sich  zusammensetzt  aus  den  Aus- 
gaben für  Brennmaterial  und  für  Besoldung  des  die  Maschinen,  Wagen, 
Niederlagen  und  Abfertigungsanstalten  bedienenden  Personals.  Der 
volle  Betrag  der  Selbstförderkosten  würde  nach  dem  Angegebenen 
60508  -f-  57492  Taler  = 1 18  000  Taler  sein. 

Um  nun  den  ökonomischen  Effekt,  die  Rentabilität  der 
Eisenbahn  prüfen  zu  können,  muß  man  die  voraussichtliche  Förder- 
masse kennen.  Deren  Ermittlung  aber  machte  dem  Komitee  be- 
sonders viel  Mühe  und  wurde  durch  Zuhilfenahme  mannigfachen 
statistischen  Materials  versucht.  Nach  der  zuverläßlichsten  Quelle, 
nämlich  der  Causseegeldeinnahme,  waren  im  Jahre  1834  zwischen 
Köln  und  Aachen  mit  den  verschiedenen  Transportmitteln  auf  jede 
Meile  etwa  868  740  Zentner  verführt  Worden.  Für  die  Strecke  Aachen- 
Eupen  existierten  solche  Berechnungen  nicht,  da  von  Aachen  vier 
Kunststraßen  nach  den  ehedem  vereinigten  Niederlanden  gingen: 
über  Heerlen,  über  Vaals  nach  Maastricht,  über  Henri-Chapelle  und 
über  Eupen  und  Verviers  nach  Lüttich.  Der  größte  Teil  dieses 
Verkehrs  würde  sich  der  Bahn  zuwenden.  Aber  auch  falls  die  Fre- 
quenz um  200000  Zentner  geringer  wäre  als  zwischen  Aachen  und 

Köln,  so  blieben  für  jede  Meile  der  ganzen  Strecke  800000  Zentner 
zu  gewärtigen. 

Wird  Düren  durch  die  Zweigbahn  — angeschlossen,  so 
kommt  auch  der  größere  Teil  der  Transporte  zwischen  Düren, 
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Eschweiler,  Stolberg,  Kornelimünster,  Monjoie  und  Malmedy  hinzu: 
nach  den  Wegegeldeinnahmen  zwischen  Düren,  Eschweiler,  Stol- 
berg würden  als  Zusatz  für  3 Meilen  600000  Zentner  anzunehmen 
sein.  Aber  die  erleichterte  Verbindung  würde  notwendig  eine 
Zunahme  des  Binnenverkehrs  bewirken,  der  für  die  Steinkohlen 
allein  auf  mindestens  1 50  000  Zentner  für  jede  Meile  zu  veranschlagen 
wäre.  Leicht  aber  könnte  diese  Menge  auf  500000  Zentner  steigen, 
wenn  die  Wagen  direkt  ins  Schiff  entladen  und  die  Kohlen  auch 
oberhalb  Kölns  in  Konkurrenz  treten  würden.  Aber  die  Köln-Ant- 
werpener  Bahn  würde  noch  weiteren  starken  Zufluß  zu  erwarten 
haben.  Von  Köln  wurden  zu  Schiff  im  Jahre  1833  rheinabwärts 
I 846302  Zentner,  nach  Köln  rheinaufwärts  wurden  2 140  598  Zentner 
Güter  befördert.  Von  dem,  was  von  diesen  Massen  Gegenstand 
des  Handels  mit  Holland  war,  würden  der  Konkurrenz  der  Eisen- 
bahn im  Minimum  rheinaufwärts  900000  Zentner,  rheinabwärts 
300  000  Zentner  zufallen  können.  Doch  wurde  nur  angenommen, 
daß  davon  ein  Drittel  tatsächlich  auf  die  Bahn  übergehen  würde. 
Ferner  würde  von  den  rheinländischen,  nach  Nordamerika  bestimm- 
ten Produkten,  die  damals  ihren  Weg,  wie  bereits  erwähnt,  über 
Hamburg,  Bremen,  Rotterdam,  Havre  nahmen,  später  fast  alles, 
von  den  vom  Ausland  für  den  Regierungsbezirk  Düsseldorf  be- 
stimmten, damals  über  Bremen,  Duisburg  gehenden  Gütern,  künftig 
wenigstens  ein  Teil  über  die  neue  Bahn  speditiert  werden.  Die 
Totalsummen,  durchschnittlich  auf  eine  Meile  berechnet,  würden 
einen  Güterverkehr  von  1 8 000  000  Zentner  ergeben.  Doch  werde 
jeder  Kenner  der  Rheinprovinz,  so  meinte  das  Komitee,  die  Über- 
schreitung der  angenommenen  Zahlen  mit  Sicherheit  erwarten. 

Hinsichtlich  des  Personenverkehrs  stehe  fest,  daß  auch 
demnächst  zwischen  Köln  und  Eupen  noch  gefahren  und  geritten 
werde.  Aber  immerhin  würde  man  eher  unter  dem  Wahrschein- 
lichen bleiben,  wenn  man  für  den  inländischen  und  durchgehenden 
Verkehr  zusammengenommen  eine  Beförderung  von  36  000  Personen 
für  die  ganze  Länge  der  Bahn  oder  von  426  240  Passagieren  für 
eine  Meile  ansetze. 

Die  Gesamtsollsumme,  die  in  den  Betriebsetat  der  Eisenbahn 
für  ein  Jahr  einzustellen  wäre,  würde,  wie  oben  im  einzelnen  dar- 
gelegt wurde,  153  000  — |—  1 18  000  Taler  = 271  000  Taler  ausmachen. 
Um  den  Betrag  durch  die  angegebenen  mutmaßlichen  Transporte 
hereinzubekommen,  brachte  der  Baumeister  Henz  nach  manchen 
Prüfungen  und  Vergleichen  mit  den  Sätzen  anderer  Verkehrsmittel, 
besonders  der  Post  und  ausländischer  Eisenbahnen,  folgenden  Tarif 
in  Vorschlag,  bei  dem  zunächst  einmal  angenommen  wird,  daß 
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die  Gesellschaft  selbst  die  Beförderung  übernehme : für  den  Zentner 
Güter  und  eine  Meile  5 Pfg,  für  eine  Person  und  eine  Meile  7 Sgr. 
6 Pfg.  Diese  Zahlen,  die  den  Vorzug  der  Einfachheit  für  sich  in 
Anspruch  nehmen  durften,  ließen  sich  in  ihrer  Höhe  nur  durch 
die,  wie  man  mehrmals  betonte,  abnormen  Selbstkosten  recht- 
fertigen.  Den  Ausgaben  würden  danach  die  Einnahmen  mit  356  560 
Taler  gegenüberstehen.  Nach  gewissen,  hier  nicht  mehr  zu  erläutern- 
den Abzügen  könnte  dann  ein  jährlicher  Überschuß  von  55  730  Taler 
erbracht  werden,  mit  anderen  Worten,  es  würde  sich  das  ganze 
aufzubringende  Kapital  mit  7x/2  o/0  verzinsen.  Das  Komitee  bemerkte 
einmal  dazu  ausdrücklich : „Wer  die  bei  jeder  Erleichterung  der 
Kommunikationen  (zuletzt  zwischen  Brüssel  und  Mecheln)  gemachte 
Erfahrung,  wer  den  steigenden  inländischen  Verkehr  bei  einer  Eisen- 
bahnverbindung zwischen  den  Städten  Köln,  Bergheim,  Düren,  Jülich, 
Eschweiler,  Aachen,  Burtscheid  und  Eupen,  sei  es  durch  unmittelbare 
Berührung  oder  durch  Anschluß  vermittelst  Zweigbahnen,  in  An- 
schlag bringt,  wer  die  Ausdehnung  dieser  Verbindung  auf  beinahe 
alle  Hauptstädte  Belgiens  und  vielleicht  auf  die  Hauptstadt  Frank- 
reichs berücksichtigt,  wer  auf  den  Zauber  rechnet,  durch  welchen 
der  Rhein  und  seine  herrlich  organisierte  Dampfschiffahrt  die  Reisen- 
den aus  allen  Ländern  Europas  in  jährlicher  wachsender  Zahl  her- 
beilockt, ein  Zauber,  der  schon  heute  bewirkt  hat,  daß  an  einzelnen 
V/  ochentagen  sieben  Dampfschiffe  in  Köln  ankommen  oder  von  Köln 
abfahren,  der  wird  vielleicht  die  Zahl  von  100000  Reisenden  in  jedem 
Jahre  für  wahrscheinlicher  betrachten,  als  die  von  uns  gewählte; 
dadurch  aber  das  Resultat  der  Ertragsberechnung  von  71/2  auf  16  0/0 
des  Anlagekapitals  erhöhen;  — ebenso  wird  die  Übersteigung  des 
von  uns  angenommenen  Güterquantums  um  je  250000  Zentner  den 
Gewinn  um  1 o/0  vermehren.“  Man  sieht  also,  daß  es  den  Gründern, 
obwohl  sich  allmählich  der  Himmel  mit  Wolken  überzogen,  auch  jetzt 
nicht  an  Hoffnungsfreudigkeit  gebrach. 

Nun  glaubte  man,  würde  nichts  mehr  im  Wege  stehen,  sogleich 
den  Baubetrieb  zu  beginnen.  Die  Arbeiten  sollten  sektionsweise, 
also  in  Abständen  der  Strecke,  in  Entreprise  vergeben  werden. 
Provisorische  Eisenbahnen,  mit  dem  später  wieder  zu  benutzenden 
Gestänge,  sollten  die  Schnelligkeit  des  Baues  befördern.  Die  Erd- 
arbeiten ohne  den  Durchstich  des  Vorgebirges  würden  sich  in  einem 
Jahr  vollenden  lassen;  mit  der  Durchgrabung  zum  Erfttal  hin,  wo 
200  000  Schachtruten  Erde  auszuheben  wären,  würde  man  bei  Ver- 
wendung von  fünf  Zweigbahnen  2 — 21/2  Jahre  beschäftigt  sein.  Der 
Eisenbahnbau  sollte  also  eine  Zeitspanne  von  etwa  3 Jahren  in  An- 
spruch nehmen,  falls  man  von  der  der  Kosten  halber  unratsamen 
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Nachtarbeit  absehen  würde.  Inzwischen  ließen  siqh  die  einleitenden 
Schritte  vollziehen,  die  Erwerbung  des  Grund  und  Bodens,  Fabri- 
kation der  Ziegelsteine,  Verdingung  der  Sektionen  und  der  Eisen- 
lieferungen, die  man  im  Notfall  jederzeit  in  England  bestellen  konnte. 
In  gleicher  Weise  würden  bis  dahin  die  schwierigeren  Arbeiten  wie 
die  Errichtung  der  gemauerten  Bogenstellung  längs  der  Stadt  Köln 
und  die  Durchbrechung  der  unterirdischen  Strecke  bei  Korneli- 
münster erledigt  sein. 

Auf  der  neuen  Bahn  würden  täglich  io  Züge  von  den  beiden 
Endpunkten  abgehen  und  eine  Durchschnittsgeschwindigkeit  von 
2 Meilen  per  Stunde  entwickeln,  somit  z.  B.  in  4 Stunden  von  Köln 
nach  Aachen  gelangen.  Eine  größere  Schnelligkeit,  etwa  wie  in  Eng- 
land von  3—5  Meilen,  hielt  man  denn  doch,  wenigstens  bei  Gütern, 
für  übertrieben.  Eine  solche  ungebührliche  Anforderung  könnte  dem 
Unternehmen  nur  schaden.  Würden  die  Abfahrten  in  gleichen  Ab- 
ständen erfolgen,  so  würden  58  Begegnungen  an  7 Punkten  in 
gleichen  Entfernungen  stattfinden.  An  diesen  müßte  man  dann  die 
Bahn  zweigleisig  bauen,  während  im  übrigen  vorläufig  nur  bei  den 
Landkäufen  eine  künftige  Doppelbahn  vorgesehen  werden  sollte. 
Natürlich  müßten  an  den  Treffpunkten  die  Züge,  die  sich  in  der 
weniger  belasteten  Richtung  bewegen  würden,  in  die  Ausweichungen, 
also  in  die  zweiten  Gleise,  einbiegen.  Ferner  sei  in  der  Nähe  der  Städte 
und  auch  sonst,  wo  Güter  und  Personen  ab-  oder  zugehen  würden, 
eine  doppelte  Gleisanlage  zu  empfehlen. 

Aber  die  frohe  Hoffnung,  man  sei  schon  am  Ende  aller  Mühen 
der  Vorbereitungszeit,  sollte  sich  als  ganz  verfrüht  erweisen.  Zunächst 
zwar  nahm  sich  alles  noch  sehr  aussichtsreich  aus.  Im  Mai  1835 
war  die  erste  Million  Aktien  vollgezeichnet,  ein  immerhin  ansehn- 
licher Erfolg,  nachdem  eine  ziemlich  lange  Zeit  die  Kapitalbeteiligung 
nur  ganz  stockend  weitergegangen  war.  So  konnte  nunmehr  die  erste 
konstituierende  Generalversammlung  stattfinden,  die  auf  den  25.  Juli 
angesetzt  wurde.  Unter  den  610  Namen  der  künftigen  Aktionäre, 
die  hier  stimmberechtigt  waren,  finden  sich  Vertreter  ziemlich  aller 
Stände  — ein  Beweis  dafür,  daß  das  Unternehmen  volkstümlich 
geworden  war;  vor  allem  war  natürlich  die  Kaufmannschaft  und  die 
Industrie  beteiligt,  daneben  aber  auch  recht  stark  der  Adel  und 
die  Beamtenschaft;  außer  den  Rheinländern  finden  wir  zahl- 
reiche Aktionäre  aus  den  entfernteren  Teilen  Deutschlands  und  aus 
dem  Auslande,  unter  den  Rheinländern  waren  natürlich  am  meisten 
die  Kölner  dabei,  dann  aber  auch  in  beträchtlichem  Maß  die  Aache- 
ner, ferner  die  Dürener  und  überhaupt  Einwohner  fast  aller  größeren 
rheinischen  Städte. 
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Camphausen  fiel  die  Aufgabe  zu,  die  Statuten  der  neuen 
Eisenbahngesellschaft  den  früheren  Ankündigungen  gemäß  zu  ent- 
werfen. Nach  manchen  Konferenzen  und  nachdem  man  auch  die 
Meinung  des  Oberpräsidenten  eingeholt  hatte,  kamen  diese  zustande. 

Nur  das  Wesentliche  werde  kurz  skizziert. 

Im  § i wird  der  Zweck  der  in  Köln  zusammentretenden  Gesell- 
schaft festgestellt  und  ihr  erstmalig  der  Name  beigelegt,  den  sie  hin- 
fort behielt,  „Rheinische  Eisenbahngesellschaft“.  Die  Richtungslinie 
wird  in  der  angegebenen  Art  festgelegt,  über  Abänderungen  soll 
später  Beschluß  gefaßt  werden.  Die  Gesellschaft  wird  von  den  auf 
der  Bahn  zirkulierenden  Personen-  und  Wagentransporten  ein  an- 
gemessenes Wegegeld  erheben,  sie  kann  aber  die  Beförderung  auf 
eigene  Rechnung  übernehmen.  Die  Tarife  werden  von  der  Direktion 
und  dem  Administrationsrat  festgestellt.  Das  Kapital  wird  2 000  000 
Taler  betragen,  zerlegt  in  8000  Aktien,  jede  zu  250  Taler;  diese  sind 
ratenweise  einzuzahlen.  Wie  damals  überhaupt  üblich,  sollen  die 
Aktien  verzinst  werden,  und  zwar  nicht  etwa  nur  während  des  Baues, 
sondern  dauernd  zu  einem  Zinsfuß  von  5 %.  Von  dem  Reingewinn 
soll  zunächst  eine  erhebliche  Summe,  nämlich  20  o/0,  zur  Bildung  eines 
Reservefonds  zurückgelegt  werden,  der  einstweilen  auf  200  000  Taler 
festgesetzt  wird.  Die  Gesellschaft  kann  selbst  im  Interesse  der  Haupt- 
bahn Zweigbahnen  anlegen  und  mit  anderen  Gesellschaften  in  Ver- 
bindung treten.  Oberste  Instanz  der  Gesellschaft  ist  die  General- 
versammlung, die  für  den  Regelfall  einmal  jährlich,  im  Mai,  in  Köln 
tagt.  Sie  wählt  auch  aus  ihrer  Mitte  den  Administrationsrat  (den 
Aufsichtsrat),  bestehend  aus  24  Mitgliedern,  dessen  Vorsitzender 
auch  die  Generalversammlung  zu  leiten  hat.  Der  Administrationsrat 
hat  die  Aufsicht  über  den  gesamten  Geschäftsgang,  er  wählt  zur 
eigentlichen  Leitung  und  Vertretung  nach  außen  den  Direktor  und 
4 Direktorialräte.  Der  Administrationsrat  wird  alljährlich  um  ein 
Drittel,  die  Zahl  der  Direktionsräte  von  zwei  zu  zwei  Jahren  um  die 
Hälfte  erneuert,  doch  ist  zu  beiden  Körperschaften  stets  Wiederwahl 
möglich.  Die  Direktion  hat  ihren  Sitz  in  Köln,  ihre  Angehörigen 
müssen  Aktionäre  sein  oder  werden.  Die  Posten  zum  Administrations- 
rat und  zur  Direktion  werden  in  bestimmten  Zeiträumen  zur  Wahl 
gestellt;  der  Administrationsrat  hat  vierteljährlich  einmal,  die  Direk- 
tion wenigstens  einmal  in  jeder  Woche  zu  tagen. 

Bodelschwingh  hatte  bei  der  Vorbereitung  der  Statuten  den 
Komiteemitgliedern  nochmals  warm  die  Wahrung  der  Interessen  auch 
der  anderen  rheinischen  Städte  ans  Herz  gelegt.  Es  fanden  denn 
auch  im  Juni  Konferenzen  mit  den  Aachener  und  Dürener  Interes- 
senten in  Köln  statt,  aber  zu  einer  Einigung  kam  es  nicht.  Die 
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Situation  blieb  ungeklärt,  es  wurde  allmählich  deutlich,  daß  hier 
die  Regierung  das  letzte  Wort  sprechen  mußte. 

Die  Generalversammlung  am  25.  Juli  war  gut  besucht  und 
verlief  im  wesentlichen  nach  den  Wünschen  des  Komitees.  Stein- 
berger und  Camphausen  hielten  Ansprachen.  Ersterer  wies 
mit  dem  damals  bei  solchen  Anlässen  üblichen  Pathos  auf  die  Be- 
deutung des  Unternehmens  und  des  Tages  hin.  Er  nahm  es  als 
gute  Vorbedeutung,  daß  die  Versammlung  im  Hansa-Saale  des 
Gürzenichs  stattfand:  „Nicht  unbewußt  der  Kraft  unserer  Zeit  be- 
grüßen wir  freudig  die  Morgenröte  des  Tages,  an  dem  zu  wirken 
auch  uns  gestattet  ist,  und  an  dem  zu  wirken  Ruf  und  Pflicht 
uns  mahnt : damit  er  gutes  Zeugnis  gebe  von  dem  Bestreben  unserer 
Zeit,  zu  walten  als  dankbare  Erbin  einer  großen  Vergangenheit 
mit  dem  überkommenen  Pfunde  und  den  kommenden  Geschlechtern 
ein  reiches  Erbe  zu  hinterlassen“.  Er  dankte  für  die  Unterstützung, 
die  der  Landesvater  zu  einer  Zeit  gewährt,  „wo  nicht  wie  jetzt 
von  einem  Ende  Deutschlands  bis  zum  anderen  der  allgemeine  Ruf 
nach  Eisenbahnen  laut  war,  wo  nicht  wie  jetzt  überall  freudige 
Zustimmung  und  bereite  Geldmittel  den  Bestrebungen  weniger  Ein- 
zelnen, das  Kind  des  Auslandes  bei  uns  einheimisch  zu  machen, 

entgegenkamen “ Er  versicherte  die  Uneigennützigkeit  des 

Komitees  und  wies  auf  den  anfangs  geforderten  Bau  durch  den 
Staat  hin.  „Nirgends  hat  einengender  Lokalgeist  die  Bestrebungen 
des  Komitees  beherrscht,  dessen  ist  es  sich  bewußt,  und  ermangelt 
auch  nicht  des  Mutes,  dies  öffentlich  auszusprechen.“ 

Camphausen  ging  sachlich  auf  die  Entstehung  und  den 
Zweck  des  Projektes  ein,  erörterte  wichtige  Einzelheiten  der  ver- 
anlaßten  Untersuchungen  und  wiederholte,  daß  „das  Komitee  den 
Anschluß  von  Aachen  und  Düren  beinahe  als  unerläßlich  für  das 
Unternehmen  betrachte,  und  daß  nach  unserer  Ansicht  nur  in 
Frage  gestellt  werden  kann,  ob  derselbe  durch  unmittelbare  Be- 
rührung oder  durch  Zweigbahnen  zu  bewerkstelligen  ist  . Seine 
Trostgründe  nehmen  sich  allerdings  recht  sonderbar  aus . „Wenn 
die  beiden  Städte  eine  Eisenbahn  besitzen,  die  sie  miteinander,  mit 
Köln,  Eschweiler,  Stolberg,  Eupen  und  mit  den  größten  Städten 
Belgiens  in  unmittelbare  Verbindung  setzt,  so  wird  der  Vorteil  einei 
solchen  Verbindung  groß  genug  sein,  um  über  die  Entbehrung 
des  zweifelhaften  Vergnügens  zu  beruhigen,  außerdem  alle  Güter 
und  Personen  an  den  Mauern  der  Stadt  vorbeifahren  zu  sehen, 
welche  jetzt  die  Wasserstraße  über  Rotterdam  und  Köln  benutzen. 
Die  größere  Entfernung  bei  Anlage  von  Zweigbahnen  gegen  un- 
mittelbare Berührung  durch  die  Hauptlinie  wird  ....  für  Düren 
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und  Aachen  beinahe  zwei  Drittel  Meilen  betragen  und  bei  Ein- 
führung einer  Fracht  von  5 Pfennigen  pro  Zentner  und  71/2  Sgr. 
pro  Person  und  Meile  eine  Erhöhung  derselben  von  3 Pfennig 
pro  Zentner  und  von  5 Sgr.  pro  Passagier  bedingen.  Deshalb  wird 
also  schwerlich  ein  einziger  Zentner  weniger  nach  den  durch  die 
Zweigbahnen  erreichten  Plätzen  gehen  und  ebensowenig  läßt  sich 
mit  Grund  besorgen,  daß  Reisende,  . . . von  ihrem  Vorhaben  ab- 
stehen  werden,  weil  die  Möglichkeit  erweisbar  ist,  die  Reise  noch 
10  Minuten  schneller  zurückzulegen.“  Camphausen  erklärte  auch, 
daß  die  Untersuchungen  wegen  eines  direkten  Anschlusses  nach 
wie  vor  fortgesetzt  würden  und  die  Begründung  der  Aktiengesell- 
schaft ja  noch  zu  nichts  verpflichte;  die  künftige  Verwaltung  werde 
sich  mit  den  anderen  Städten  zu  einigen  suchen  müssen.  „Erfolgt 
die  Vereinigung  nicht,  so  werden  dem  Gouvernement  mit  unserem 
Projekt  die  eventuellen  Gegenprojekte  zur  Prüfung  vorgelegt  und 
dem  Straßenzuge,  welchen  Sie  heute  anzubauen  beschließen,  wird 
die  Genehmigung  entweder  erteilt  oder  versagt.“  Es  sei  aller  An- 
laß zu  guter  Zuversicht.  Im  August  werde  der  belgischen  Kammer 
ein  Gesetz  über  die  Herabsetzung  der  Transitzölle  vorgelegt  werden, 
und  da  der  Zollverein  immer  weitere  Fortschritte  mache  — Baden 
sei  auf  genommen,  der  Beitritt  von  Nassau  und  Frankfurt  werde 
demnächst  folgen  — , so  stehe  die  gegenseitige  völlige  Aufhebung 
der  Durchfuhrzölle  bevor.  In  Belgien  bewähre  sich  die  Bahn  Brüssel- 
Mecheln  vortrefflich  — davon  hätten  sich  einige  Komiteemitglieder 
gerade  jetzt  durch  den  Augenschein  überzeugt.  Noch  sei  da  keine 
Reparatur  notwendig  gewesen,  und  der  Personenverkehr  habe  sich 
schon  um  das  Zehnfache  gegen  früher  erhöht.  So  sei  auch  eine 
günstige  Verzinsung  der  Köln-Antwerpener  Bahn  gewiß. 

Es  begegneten  dann  die  Vorschläge  des  Komitees  keinem 
starken  Widerstand.  Die  auswärtigen  Teilnehmer  an  der  General- 
versammlung hielten  sich  zurück.  Die  Statuten  wurden  im  wesent- 
lichen so  angenommen,  wie  sie  vorgeschlagen  worden  waren;  von 
kleineren  Abänderungen  ist  zu  bemerken,  daß  man  die  Befugnisse 
des  Administrationsrats  und  der  Direktion  etwas  enger  umgrenzte, 
als  es  im  Entwurf  geschehen.  Danach  wurden  die  24  Mitglieder 
des  ersten  Administrationsrates  der  neuen  Aktiengesellschaft  ge- 
wählt1). Es  waren  meistens  weit  bekannte  Namen,  darunter  16 
Kölner. 


1)  Aus  Köln : Generalleutnant  von  Pfuel,  Oberbürgermeister  Steinberger,  Freiherr 
von  Fürstenberg,  Major  Schulz,  Kommerzienrat  Herstatt,  Bankier  A.  Oppenheim,  B.  Bois- 
seree,  Kommerzienrat  E.  Schnitzler,  Deichmann,  Merkens,  I.  A.  Böcker,  L.  Camphausen, 


108 


Drittes  Kapitel. 


Am  28.  Juli  konnte  das  bisherige  Komitee  — seine  Ange- 
hörigen als  die  am  meisten  Unterrichteten  hatte  man  natürlich  auch 
in  den  Administrationsrat  berufen  — dem  Oberpräsidenten  von 
dem  Geschehenen  berichten.  In  dem  glücklichen  Gelingen  finde 
es  den  schönsten  Lohn  für  zweijährige  Arbeit.  Mit  dem  notariellen 
Gesellschaftsakt  sei  die  Aufgabe  des  Komitees  erledigt,  die  Mit- 
glieder bäten,  das  oft  erwiesene  Wohlwollen  und  den  so  nötigen 
kräftigen  Schutz  nunmehr  auf  die  Organe  der  Aktiengesellschaft 
zu  übertragen. 

Am  25.  August  fand  die  erste  Administrationsratsitzung  im 
Kölner  Rathause  statt.  Steinberger  wurde  zum  Vorsitzenden  ge- 
wählt und  Camphausen  mit  großer  Mehrheit  zum  Direktor.  Ebenso 
fielen  auch  die  übrigen  Direktorialratsämter  an  Angehörige  des 
früheren  Komitees,  nämlich  an  v.  Wittgenstein,  Schnitzler,  Merkens 
und  Deichmann,  für  die  fünf  damit  ausscheidenden  Mitglieder 
wurden  fünf  neue  Administrationsräte  gewählt1). 

In  dieser  ersten  Sitzung  wurde  ferner  ein  freundliches 
Schreiben  des  Wirkl.  Geh.  Rats  Rother  verlesen  und  mitgeteilt, 
daß  Rother  den  Oberbaurat  Hagen  zur  Untersuchung  der  Strecke 
entsandt  habe.  Die  Prüfung  der  Linie  Köln— -Eupen  erfolgte  also 
nun  nochmals  und  zugleich  von  drei  verschiedenen  Seiten : von 
der  Kölner  Gesellschaft,  von  den  Aachener  Interessenten  und  vom 
Ministerium.  Rother  äußerte  sich  übrigens  auch  sonst  damals 
recht  günstig  über  die  Bahn.  So  schrieb  er  am  11.  Juni  1836  über 
die  Berlin-Potsdamer  Bahn,  deren  Bau  in  der  Schwebe  war,  sie 
werde  als  Frachtstraße  nicht  viel  bedeuten  und  starker  Personen- 
verkehr sei  gleichfalls  bei  den  mehreren  täglich  verkehrenden  Fahr- 
gelegenheiten unwahrscheinlich.  „Die  Eisenbahn  von  Magdeburg 
nach  Leipzig  und  die  preußische  Teilstrecke  der  Verbindung  Köln — 
Antwerpen,  welche  sich  auch  zweifellos  eines  ausgedehnten  Schutzes 
durch  Se.  Maj.  den  König  erfreue,  verdiene  eine  bei  weitem  größere 
Teilnahme.“ 


von  Wittgenstein,  M.  Dumont,  D.  Leiden;  aus  Aachen:  Regierungsrat  Steffens,  Präsident 
Wagner;  ferner  L.  Schöller  aus  Düren,  Englerth  aus  Eschweiler,  Ph.  H.  Pastor  aus 
Burtscheid,  C.  Joest  aus  Solingen,  Friebe  aus  Berlin. 

t)  Cassinone,  Regierungsrat  Frhr.  v.  Münch  und  Th.  Essingh  aus  Köln,  v.  Cöls 
aus  Aachen,  von  Carnap  aus  Bornheim. 
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Der  Kampf  um  die  Linienführung1). 

Als  entscheidend  in  dem  Kampf  um  die  Linie  der  rheinisch- 
belgischen Bahn  kann  man  es  betrachten,  daß  sich  an  die 
Spitze  der  Agitation  gegen  die  Kölner  Gesellschaft  ein  Mann  stellte, 
der  mit  seinem  scharfen  Blick,  seiner  nie  versagenden  Schlauheit, 
seiner  mächtigen  Stimme  und  seinem  unermüdlichen  Eifer  jahre- 
lang Aachens  Sache  verfocht,  sie  endlich  zum  Siege  brachte  und 
auch  dann  noch  einige  weitere  Jahre  die  Geschicke  der  Rheinischen 
Eisenbahn  bestimmte.  Es  war  das  der  Aachener  Kaufmann  David 
Hansemann.  Er  war  geboren  1790  in  Heiligenfeld,  im  Hannover- 
schen, hatte  sich  früh  in  Aachen  niedergelassen,  dort  einen  Woll- 
handel begründet  und  bald  die  Augen  seiner  Mitbürger  durch  kraft- 
voll verfolgte  Pläne  auf  sich  zu  lenken  gewußt.  Im  Jahre  1824 
gründete  er  die  Aachener  Feuerversicherungsgesellschaft,  die  in- 
folge ihrer  energischen  Leitung  und  eigenartigen  Organisation  bald 
sehr  beliebt  wurde.  Von  seinen  verschiedenen  Schriften  über  öffent- 
liche Angelegenheiten  waren  die  bemerkenswertesten  eine  Arbeit  vom 
Ende  des  Jahres  1830  „Über  Preußens  Lage  und  Politik“  und  dann 
von  1833  die  ziemlich  scharf  gehaltene  Schrift  „Preußen  und  Frank- 
reich, staatswirtschaftlich  und  politisch  unter  vorzüglicher  Berück- 
sichtigung der  Rheinprovinz“.  Besonders  diese  letztere  hatte  in  den 
weitesten  Kreisen,  auch  bei  der  Regierung,  großes  Aufsehen  er- 
regt. Hansemann  wurde  in  die  Handelskammer  und  in  den  Stadt- 

P Vergl.  hierzu  auch  die  Darstellung  nach  den  Akten  der  Aachener  Handels- 
kammer und  des  Aachener  Stadtarchivs  bei  Bergengrün:  David  Hansemann.  Nur  bisher 
nicht  berührte  Einzelheiten  werden  im  folgenden  breiter  behandelt. 
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rat  gewählt,  welche  beiden  Ämter  er  freilich  zur  Zeit  seines  Ein- 
greifens für  die  Aachener  Eisenbahnforderungen  nicht  bekleidete. 
Zwar  hatte  er  schon  1832  für  die  Aachener  Behörden  ein  kurzes 
Gutachten  über  die  bei  Anlage  der  Eisenbahn  zu  erwartende  Per- 
sonen- und  Güter- Verkehrs  Vermehrung  erstattet.  Aber  erst  seit 
Mitte  des  Jahres  1835  stellte  er  seine  bewährte  und  vielfach  ge- 
fürchtete Geschicklichkeit  voll  in  den  Dienst  Aachens. 

Im  Juni  hatte  er  die  Sache  der  zahlreichen  Gegner  des  Kölner 
Planes,  dessen  Verwirklichung  man  in  bedrohlicher  Nähe  glaubte, 
neben  anderen  Geschäften  in  Berlin,  zusammen  mit  Stadtrat 
Neilessen,  vertreten.  Dann  verfaßte  er  als  Antwort  auf  die  sorg- 
fältige Arbeit,  die  Henz  für  das  Kölner  Komitee  herausgegeben, 
eine  „Abhandlung  über  die  mutmaßliche  Frequenz  der  von  Köln 
bis  zur  belgischen  Grenze  bei  Eupen  projektierten  Eisenbahn  bei 
unmittelbarer  Berührung  der  Städte  Aachen  und  Burtscheid  . Im 
Juli  gelangte  die  Broschüre  anonym  zur  Versendung.  Sie  bildete 
die  Grundlage  für  die  Aktion  Aachens;  mit  diesem  Angriffsmittel 
wurde  der  große  Feldzug  gegen  die  Kölner  von  ihren  vereinigten 
Feinden  begonnen.  — Die  Schrift  Hansemanns  muß  allerdings  als 
eine  ziemlich  schwächliche  Gelegenheitsarbeit  angesprochen  werden. 
Es  fehlte  dem  Verfasser  die  gründliche  Sachkenntnis,  und  so  hakte 
er  sich  mit  seinen  Einwürfen  bei  einzelnen  ihm  bedenklichen  Punkten 
gewissermaßen  fest*.  Immerhin  wußte  er  die  Schwäche  seiner  Position 
durch  die  Schärfe  des  Angriffes  auszugleichen. 

Schwer  werde  die  Schädigung  auch  für  die  Interessen  der 
Aktionäre  sein,  so  begann  Hansemann,  wenn  man  den  Umweg 
über  Aachen  durchaus  vermeiden  wolle.  Besonders  der  Satz  für 
den  Binnenverkehr  auf  der  Eisenbahn,  von  600000  Zentner,  werde 
dann  nicht  zutreffen;  die  Getreidezufuhr  vom  Jülicher  Land  über 
Düren  nach  Aachen  ebenso  wie  der  Kohlenversand  vom  Inderevier 
werde  ausbleiben.  Zugunsten  Kölns  wolle  man  eine  verkehrsreiche 
Stadt  vom  allgemeinen  Handel  nach  dem  In-  und  Ausland  aus- 
schließen. Der  teurere  Tarif  nach  Aachen  werde  dieses  wirtschaft- 
lich ins  Hintertreffen  bringen,  sowie  Köln  schon  bisher  z.  B.  im 
Wollhandel  eine  Domäne  Aachens  angetastet  habe.  Einen  Haupt- 
fehler aber  habe  sich  Köln  bei  seinen  Berechnungen  zu  schulden 
kommen  lassen,  es  habe  nämlich  einfach  die  bedeutenden  Zufuhren 
von  Steinkohlen  aus  den  überaus  reichhaltigen  Kohlenlagern  des 
Wurmtales  bei  Herzogenrath  und  Bardenberg  im  sogenannten  „Länd- 
chen  der  Heyden“  übergangen.  Und  doch  könne  von  hier  eine  Zentner- 
masse erwartet  werden,  deren  „Transport,  für  sich  genommen,  schon 
eine  Eisenbahn  auf  eine  gewisse  Strecke  rentbar  machen  könnte“. 


Hansemanns  „Abhandlung  über  die  mutmaßliche  Frequenz." 
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In  dieser  Hinsicht  waren  von  Aachen  aus  eingehende  Erkundigungen 
eingezogen  worden.  Sie  ergaben,  daß  im  Wurmrevier  damals  12 
Förderschachte  in  Betrieb  standen,  die  ein  Debitquantum  von 
3 100000  Zentner  zur  Versendung  brachten.  Doch  würde  man  mühe- 
los durch  stärkere  Förderung  und  Hinzuziehung  stillgelegter  Gruben 
5000000  Zentner  produzieren  können.  Die  Wurmkohlen  galten  als 
recht  gute,  allerdings  im  Gegensatz  zu  den  Indekohlen  vorzüglich 
für  den  Hausbrand  geeignete  Magerkohlen.  Demnach  würden  die 
Wurmkohlen  sich  von  ihrem  jetzigen  kleinen  Verwendungskreis  aus 
allmählich  das  ganze  linke  Rheinufer  zwischen  Siebengebirge  und 
Erft  erobern,  überall  die  schlechteren  und  weniger  wohlfeilen  Ruhr- 
kohlen verdrängen  — insofern  nur  die  Abzweigung  über  Aachen 
einen  unmittelbaren  Anschluß  an  die  geplante  Bahn  ermögliche. 
Es  wird  berechnet,  daß  mindestens  insgesamt  1 3 700  000  Zentner 
der  Bahn  durch  eine  Meile  zugute  kämen.  Das  wäre  dann  eine 
Gütermasse,  die  der  von  Köln  aus  für  die  Bahn  zur  belgischen 
Grenze  überhaupt  berechneten  beinahe  gleichkommen  würde.  Der 
Gewinn  für  die  Gesellschaft  würde  dabei  je  nach  den  angenommenen 
Selbstkosten  12000 — 38000  Taler  betragen.  „Wahrlich,  man  kann 
nach  solchen  sich  so  überaus  günstig  herausstellenden  Erwartungen 
keinen  Augenblick  mehr  zweifelhaft  sein,  daß  es  im  Gesamtinteresse 
aller  Aktionäre  und  des  größeren  Publikums,  Hand  in  Hand  mit 
demjenigen  des  Staates  liegt, außer  den  dadurch  zu  er- 

langenden gemeinnützigen  Zwecken  sich  zugleich  je  mehr  und  mehr 
einer  so  mächtigen  und  für  manche  Jahrhunderte  unversiegbaren 
Quelle  des  Erwerbes  für  die  Eisenbahn  zu  versichern.“  — 

Was  die  Personenbeförderung  anbetrifft,  so  scheint  es  Hanse- 
mann zweifelhaft,  ob  die  vom  Kölner  Komitee  angenommenen 
Zahlen  (36000  Personen  auf  jede  Meile,  Reingewinn  89996  Taler) 
bei  einer  Nichtberücksichtigung  Aachens  erreicht  werden  würde. 
Wenn  man  die  gewerbereichen  Orte  Aachen-Burtscheid  mit  ihren 
42  000  Einwohnern  und  zahlreichen  Reisenden  — in  Geschäften 
und  zum  Besuch  der  Bäder  weilten  in  Aachener  Gasthöfen  im  Jahr 
1834  24264  Fremde  — in  die  Route  aufnähme,  so  würde  man 
dagegen  im  Minimum  56000  Personen  in  Anschlag  bringen  dürfen. 
Vernünftigerweise,  im  eigenen  und  im  allgemeinen  Interesse,  schaffe 
man  aber  nicht  nur  eine  Wagenklasse  (mit  der  von  Köln  vorge- 
schlagenen Preistaxe  von  71/2  Sgr.  pro  Meile),  sondern  drei  ver- 
schieden ausgestattete  mit  Sätzen  von  71/%,  5 und  2 1/2  Sgr.,  so  daß 

!)  Für  mancherlei  Angaben  über  die  rheinische  Kohlenproduktion,  die  Preise  für 
den  Kohlenkonsum,  die  hier  nicht  unbedingt  nötig,  sei  auf  die  Hansemannsche  Schrift 
selbst  verwiesen. 
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auch  der  Landmann  mit  seinen  Marktprodukten,  der  reisende  Hand- 
werker mit  seinem  schweren  Felleisen,  die  entfernteren  Obst-  und 
Gemüsehändler  mit  ihren  Gartenfrüchten  usw.  die  Bahn  mit- 
befahren können.  Dann  wäre  die  Zahl  der  Passagiere  auf 
78  000  Personen  für  die  ganze  Länge  der  Linie  und  der  Rein- 
gewinn auf  diese  Kategorie  (von  den  drei  Klassen  zusammen) 
auf  113458  Taler  zu  berechnen,  also  auf  23462  Taler  mehr, 
als  von  Köln  aus  angenommen  war.  Hansemann  endet  mit  einem 
warmen  Appell  an  die  Regierung.  Sie  solle  nicht  dulden,  daß 
von  und  nach  Aachen  solch  ein  großer  Umweg  über  Stolberg  nötig 
wäre.  Die  Aachener  erhofften  eine  Meinungsänderung  bei  der 
Aktiengesellschaft,  hegten  aber  andererseits  auch  „die  vertrauens- 
vollste Zuversicht  zu  dem  weisen  Ermessen  einer  alle  vaterländische 
Gemeindeverbände  mit  gleicher  Fürsorge  umfassenden  hohen  Staats- 
verwaltung,   daß  Dieselbe  ebensowohl  aus  dem  Gesichts- 

punkte der  Billigkeit  als  zumal  der  Rechtsansprüche  Aachens  mit 
Burtscheid“  auf  deren  berechtigte  Interessen  Rücksicht  nehmen 
„und  sie  auch  zugleich  gegen  die  etwaige  Verletzung  ihrer  bestehen- 
den Handels-  und  Industriezweige  zu  schützen  wissen  werde“. 

Ein  Sturm  von  Beschwerden  in  Wort  und  Schrift  von  seiten 
der  Aachener  Beteiligten  gegen  die  Beschlüsse  der  Kölner  General- 
versammlung vom  25.  Juli  unterstützte  die  Wirkung  der  Hanse- 
mannschen  Ausführung.  Auf  der  Generalversammlung  selbst 
hatten  die  Aachener  Interessenten  der  rheinisch-belgischen  Bahn 
sich  gar  nicht  die  Mühe  gegeben,  ihre  Stimmen  in  die  Wagschale 
zu  werfen,  da  sie,  wie  sie  sich  wiederholt  ausdrückten,  bei  dem 
Kölner  Komitee  eine  unbesiegbar  ablehnende  Haltung  ihren  Wün- 
schen gegenüber  voraussetzten.  Einige  Tage  später  aber  protestierte 
in  Aachen  eine  stark  besuchte  Versammlung  gegen  die  Kölner  Pläne 
mit  der  größten  Energie.  Besonders  ging  man  gegen  die  Statuten 
und  den  Modus  der  Wahl  der  Direktoren  bei  der  Rheinischen  Eisen- 
bahngesellschaft an.  Aber  der  Kernpunkt  blieb  natürlich  die  Frage 
der  Linie.  Auch  die  etwas  sonderbaren  Trostgründe  der  Kölner 
Aktionäre,  die  Hinweise  auf  die  erst  später  erfolgende  Entscheidung 
fruchteten  nichts,  man  blieb  dabei,  in  den  Reden  habe  ein  ihrer 
Stadt  feindlicher  Geist  geherrscht.  Schließlich  einigte  man  sich  auch 
über  das  Aktionsprogramm  und  setzte  die  Untersuchungen  auf  eigene 
Faust  unabhängig  von  den  Kölnern  mit  dem  lebhaftesten  Eifer  fort. 

Auch  die  Aachener  Behörden  verdoppelten  womöglich  ihre 
Anstrengungen  noch,  nachdem  die  Kölner  Sache  durch  die  Grün- 
dung der  Eisenbahngesellschaft  große  Fortschritte  gemacht  zu  haben 
schien.  Nichts  ist  bezeichnender  für  die  Heftigkeit  des  Kampfes 


Graf  Arnims  Bericht  an  von  Rochow. 
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als  die  Berichte,  die  Graf  Arnim  in  den  nächsten  Monaten  nach 
Berlin  an  die  Ministerien  sandte.  Einer  davon,  datiert  vom  12.  Oktober 
1835  an  den  Minister  von  Rochow1),  soll  zunächst  schon  hier 
seinen  Platz  finden.  Er  gestattet  einen  ebenso  interessanten  Blick 
auf  die  immer  wieder  geltend  gemachten  Argumente  wie  auf  die 
temperamentvolle  Art  der  Verteidigung  durch  den  Regierungspräsi- 
denten von  Aachen : „Das  Publikum  des  hiesigen  Regierungs- 
bezirkes  vergißt  alle  Politik  (von  der  es  überhaupt  mit  wenigen 
Ausnahmen  nicht  viel  hält)  über  die  Eisenbahn  und  die  daran  sich 
knüpfenden  materiellen  Interessen. 

Schon  für  die  öffentliche  Stimmung  dieses  bei  seiner  Grenz- 
lage wichtigen  Bezirkes  ist  es  zu  wünschen,  daß  die  Eisenbahn 
die  Hauptstädte  Aachen  und  Düren  berühre,  wenn  nicht  auch  über- 
wiegende materielle  Interessen  dafür  sprächen.  Ich  beschränke  mich 
hier  auf  Andeutung  der  politisch-materiellen,  da  die  gewerblich- 
materiellen nicht  hierher  gehören. 

Jene  sind:  daß,  wenn  die  Kölner  Kaufleute  es  auch  ihrem 
Interesse  ganz  angemessen  finden,  eingestandenermaßen  dem  bel- 
gischen Einflüsse  und  den  belgischen  Wünschen  zu  folgen,  doch 
Preußen  dies  nicht  tun  darf.  Aachen  zu  umgehen,  liegt  aber  ganz 
wesentlich  im  belgischen  Interesse2).  Denn  erstlich  ist  es,  nach- 
dem die  belgische  Regierung  die  Bahn  in  Belgien  mit  großen  Um- 
wegen an  alle  gewerbereichen  Städte  herangeführt  hat,  ihr  natür- 
lich darum  zu  tun,  sie  auf  preußischem  Gebiet  auf  möglichst 
kürzestem  Wege  nach  dem  Rhein  zu  führen.  Belgien  hat,  wie  wir, 
zwei  Interessen  bei  der  Bahn.  Möglichst  kurze  Verbindung  des 
Rheins  mit  der  Nordsee  (das  allgemeine  Landesinteresse),  und  Be- 
lebung des  lokalen  inneren  Verkehrs.  Nichts  ist  natürlicher,  als 
daß,  nachdem  Belgien  das  letztere  in  seinem  Lande  zu  verfolgen 
und  durch  Berührung  aller  industriereichen  Plätze  wahrzunehmen 
gewußt  hat,  es  bei  der  Richtung  der  Strecke,  in  der  die  Bahn  das 
preußische  Gebiet  durchläuft,  nur  jenes  erstere  Interesse  wahr- 
nehmend, die  möglichst  kürzeste  Verbindung  mit  dem  Rhein  sucht. 
Sollen  wir  dies  in  aller  Gefälligkeit  gestatten?  Sollen  wir  nicht  viel- 
mehr neben  dem  Interesse  des  Welthandels  auch  das  der  inneren 
Belebung  des  Provinzialverkehrs  vor  Augen  haben?  Sollen  wir 
dulden,  daß  nachdem  die  Bahn  in  Belgien  wenigstens  sechs  Meilen 
länger  als  die  kürzeste  Richtung  von  Köln  bis  Antwerpen  es  er- 

1 ) Aus  den  Akten  des  Geheimen  Staats-Archivs. 

“)  Diesen  Anschauungen  hatte  Hansemann  schon  zuvor  lebhaften  Ausdruck  ver- 
liehen. Graf  Arnim  stützt  sich  hier  anscheinend  auf  die  „Abhandlung  über  die  mutmaß- 
liche Frequenz  . . . .“  S.  27  und  28. 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  L 
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forderte  geworden  und  die  Industrie  aller  nur  irgend  erreichbaren 
Städte  in  sich  aufgenommen,  sie  unser  Gebiet  nur  benutzt,  um  jene 
Schätze  in  möglichst  gerader  Richtung  an  den  Rhein  zu  führen,  un- 
bekümmert, ob  rechts  und  links  die  gewerbereichsten  Plätze,  die 
mächtigsten  Bergwerke  usw.  veröden  ? und  alles  dies  nur  um  den 
Umweg  einer  starken  Meile  zu  ersparen? 

Zweitens  sieht  Belgien  vorher,  daß,  wenn  die  Bahn  Aachen 
berührt,  die  Verbindung  Aachens  mit  Maastricht  durch  eine  Eisen- 
bahn und  hierdurch  die  Verbindung  des  Rheins  mit  dem  Wilhelms- 
Kanal  bis  Herzogenbusch  von  Maastricht  ab,  also  eine  zweite  Aus- 
mündung der  Eisenbahn  in  den  holländischen  Seehafen  Rotter- 
dam unfehlbar  sehr  bald  erfolgen  wird*).  Dies  fürchtet  es,  indem 
es  das  Monopol  der  Ausmündung  der  Bahn  in  Antwerpen  hierdurch 
vereitelt  sieht.  Deshalb  setzen  die  belgischen  Ingenieure  alles  daran, 
um  Aachen  umgehen  zu  lassen,  und  das  Kölner  Komitee  ist  begreif- 
lich sehr  geneigt,  ihnen  hierin  die  Hand  zu  bieten  und  sich  Aachens 

bedeutenden  Handel  anzueignen. 

Ein  Verkennen  dieser  Machinationen  und  des  durch  jene 
doppelte  Ausmündung  der  Eisenbahn  in  einen  belgischen  und  einen 
holländischen  Hafen  für  Preußen  und  namentlich  die  Rheinprovinz 
entspringenden  Vorteils  würde  der  öffentlichen  Meinung  von  der 
Fürsorge  des  Gouvernements  für  diese  Provinz  schaden,  und  des- 
halb hielten  wir  es  am  Platze,  Ew.  Exz.  auf  die  Wirkung,  die  die 
Entscheidung  dieser  Angelegenheit  auf  die  öffentliche  Stimmung 
üben  wird,  ganz  gehorsamst  aufmerksam  zu  machen. 

Aachen  würde  es  nie  vergessen,  wenn  die  Regierung  sein  Ge- 
werbe (seine  Seele)  nicht  vor  den  kaufmännischen  Spekulationen 
einiger  Kölner  Häuser  schützte.  Aachen  wird  es  aber  ebensowenig 
vergessen,  wenn  die  Regierung  ihm  trotz  jener  engherzigen,  eigen 
nützigen  Absichten  die  Bahn  und  mit  ihr  ein  neues,  vermehrtes  Leben 
zuführt;  es  wird,  wenn  es  schon  jetzt  sein  Interesse  mit  dem  der 
Regierung  als  eins  betrachtet,  durch  jenes  Band  der  Dankbarkeit 
derselben  eng  und  für  alle  Zeiten  treu  verbunden  sein. 

Dies  ist  bei  der  Bedeutendheit  der  Stadt  und  der  davon  ab- 
hängigen Landschaft,  vorzüglich  aber  bei  ihrer  Lage  gegen  das  Aus- 
land wichtig.“ 

Gegen  Ende  des  Jahres  war  Arnim  in  Berlin  und  wirkte 
auch  dort  im  selben  Sinne.  Camphausen  schrieb  darüber  (an 

1)  Es  war  auch  das  ein  von  Hansemann  des  öfteren  ausgesprochener  Gedanke 

Im  Jahr  1828  war  eine  gute  Landstraße  von  Aachen  über  Vaels  nach  Maastricht 

eröffnet  worden,  auf  der  bis  zur  belgischen  Revolution  im  Jahresdurchschnitt  annähernd 
800000  Zentner  befördert  wurden. 


Der  Kampf  zwischen  Aachen  und  Köln. 
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Henz,  13.  Dezember):  „Der  Regierungspräsident  von  Arnim  ist 
nach  Berlin  und  soll  jedem,  der  es  zu  hören  wünscht,  Sagen,  daß 
er  seine  Stellung  niederlegen  werde,  wenn  er  von  dem  Könige  nicht 
die  Führung  der  Bahn  über  Aachen  erwirke.“ 

Reiche  Geldmittel  und  fähige  Köpfe  standen  den  Aachenern  zur 
Verfügung.  So  konnten  nun  monatelang  die  Untersuchungen  des 
Geländes  fortgesetzt  werden.  Die  Aufgabe  war,  nicht  nur  die  natür- 
lichen und  wirtschaftlichen  Bedingungen  für  eine  Eisenbahn  über 
die  von  Köln  ausgeschlossenen  Städte  festzustellen,  sondern  auch 
Mittel  und  Wege  zu  finden,  um  die  mutmaßlichen  Mehrkosten  auf 
einen  Mindestbetrag  zu  beschränken.  Die  Leitung  der  Studien  lag 
zunächst  bei  Ph.  H.  Pastor  aus  Burtscheid,  neben  ihm  traten  bei 
diesen  Arbeiten  noch  andere  bekannte  Männer  wie  Wagner, 
Emundts  und  Kütgens  hervor.  Die  rein  technische  Seite  der 
Angelegenheit  besorgte  der  Wasserbaumeister  Rößler  und  der 
Baukondukteur  Stoll 1).  Von  den  Resultaten  ihrer  stillen,  aber 
emsigen  Tätigkeit  wurde  nichts  bekannt  gegeben;  ein  Handinhand- 
arbeiten mit  den  Kölnern  wurde  ausdrücklich  abgelehnt;  auch  der 
Wunsch  der  Kölner  Gesellschaft,  wenigstens  die  Ergebnisse  mit- 
zuteilen und  so  eine  Prüfung  zu  ermöglichen,  wurde  abgeschlagen. 

Die  bisherigen  Kölner  Freunde  der  Köln-Antwerpener  Bahn 
blieben  auf  sich  selbst  angewiesen.  Sie  gingen  unter  Camp- 
hausens F ührung 2)  mit  Mut  und  Zuversicht  vorwärts,  wenn  es 
nötig  sein  würde,  auch  in  den  Kampf.  Wie  hartnäckig,  langwierig 
und  ermüdend  sich  dieser  aber  auch  jetzt  noch  gestaltete,  das  konnte 
niemand  voraussehen.  Ein  schier  ununterbrochenes  Verhandeln  mit 
den  Regierungsbehörden  in  Köln,  Koblenz  und  Berlin  folgte.  Ad- 
ministrationsrat und  Direktion  mußten  in  vielen,  langen  Sitzungen 
die  unangenehmen  Vorfragen,  die  sich  zum  Teil  so  kleinlich  aus- 
nahmen,  zu  klären  suchen.  Die  Petitionen  und  Denkschriften  nahmen 
kein  Ende.  Die  Konzession  und  damit  der  Beginn  des  Baues  selbst 
schob  sich  immer  mehr  hinaus.  Die  technischen  Arbeiten  lagen 
anfangs  noch  in  den  Händen  von  Henz,  der  aber  bald  nach  Hat- 
tingen zurückkehren  mußte.  Doch  blieb  er  besonders  mit  Camp- 
hausen für  die  Folgezeit  freundschaftlich  verbunden3)  und  auf 
diesem  privaten  Wege  auch  noch  der  Ratgeber  in  den  wichtigsten 


!)  Wahrscheinlich  der  frühere  Mitarbeiter'  von  Henz. 

2)  Manche  der  im  folgenden  im  Zusammenhang  verwendeten  Angaben  sind  auch 
von  Caspary,  Camphausen  benutzt  worden. 

3)  Die  Korrespondenz  der  beiden  Männer,  die  sich  jetzt  ebenfalls  im  Rheinisch- 
Westfälischen  Wirtschaftsarchiv  zu  Köln  befindet,  ist  eine  wesentliche  Quelle  für  diese 
Darstellung. 
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Dingen.  Für  die  Durchführung  der  Außenarbeiten  fand  er  im  Bau- 
kondukteur Reiche  einen  verläßlichen  Nachfolger.  Gegenstand 
seiner  Untersuchungen  blieb  die  künftige  Bahnrichtung  sowohl  über 
Kornelimünster  wie  über  Aachen  und  ferner  die  Eignung  des  Ge- 
ländes für  die  Anlage  von  Zweigbahnen,  von  denen  zwei  vor  allem 
der  Prüfung  unterlagen. 

Schriftstücke  an  das  Departement  für  Handel,  Fabrikation  und 
Bauwesen  (Rother)  und  an  das  Finanzministerium  (Graf  Alvens- 
leben)  stellten  die  offizielle  Eröffnung  der  Tätigkeit  der  neuen 
Gesellschafts  Verwaltung  dar.  Einleitend  wurde  dankbar  der  Für- 
sorge der  Ministerien,  der  sorgfältigen  Art  der  Behandlung  der  Eisen- 
bahnangelegenheit Erwähnung  getan,  die  durch  die  Entsendung  des 
Oberbaurats  Hagen  wieder  bestätigt  worden  sei.  Die  Übernahme 
der  Geschäfte  wurde  angekündigt  und  gleichzeitig  Ausfertigungen  des 
Sozietätsvertrages  vom  25.  Juli  mitgesandt.  Dann  trat  das  Schreiben 
den  Beweis  dafür  an,  daß  nunmehr  den  Voraussetzungen,  die  bei 
der  vorläufigen  Konzession  vom  5.  Dezember  1833  aufgestellt  worden 
seien,  Genüge  geschehen  und  daß  somit  nichts  mehr  der  definitiven 
Genehmigung  im  Wege  stehe.  Nur  der  Tarif  sei  bisher  noch  nicht 
genehmigt  worden.  So  wurden  denn  auch  die  Frachtsätze  jetzt 
bestimmt  und  zur  Billigung  vorgeschlagen.  Nach  reiflicher  Erwä- 
gung wünschte  die  Gesellschaft  das  Folgende:  von  jedem  Dampf- 
oder Transportwagen,  der  die  Schienen  der  Rheinischen  Eisenbahn 
befahre,  sollte  ein  Satz  von  2 Pfg.  für  den  Zentner  und  die  Meile; 
für  jeden  Zentner  Waren,  welcher  der  Gesellschaft  zur  Beförderung 
übergeben  werde,  sollten  für  die  Meile  3 Pfg.  oder  weniger,  von 
jedem  Reisenden  6 Sgr.  oder  weniger  für  die  Meile  erhoben  werden. 
Übrigens  ist  die  Normierung  für  Waren,  die  von  der  Gesellschaft 
transportiert  würden,  so  zu  verstehen,  daß  der  Satz  von  3 Pfg.  sich 
eigentlich  nur  auf  die  Stellung  des  Zugmaterials  bezieht ; die  tat- 
sächliche Gesamtfracht  würde  sich  aus  dem  Zuggeld  (3  Pfg.)  und 
Bahngeld  (2  Pfg.)  zusammensetzen  und  demgemäß  5 Pfg.  betragen. 
Das  waren  also  Höchstsätze,  die  zu  ermäßigen  und  abzustufen 
in  das  Ermessen  der  Unternehmer  gestellt  werden  sollte;  den 
von  Henz  proponierten  Sätzen  gegenüber  zeigt  sich  eine  nicht  un- 
beträchtliche Herabsetzung.  Bisher  habe  die  Gesellschaft,  so  heißt 
es  weiter,  für  die  Eisenbahn  erst  Zeichnungen  in  der  Höhe  von 
1 800  000  Taler  angenommen,  so  daß  noch  200  000  Taler  von  der 
angesetzten  Bausumme  fehlten.  Dieser  Betrag  wurde  nun  zur  Zeich- 
nung von  Aktien  zur  Disposition  der  Regierung  gestellt,  wie  es  ja 
nach  dem  letzten  Landtagsschluß  ihren  Wünschen  entspreche.  Bei 
der  Identität  des  Verkehrsinteresses  der  unternehmenden  Gesell- 
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schaft  und  des  Staatswohles  sei  die  Konzession  unbedenklich  zu  er- 
teilen. Man  vertraue  auf  die  Billigkeit  der  Regierung:  „Das  Unter- 
nehmen kann  für  immer  nur  gedeihen,  wenn  ihm  der  kräftige 
Schutz,  die  fördernde  Hilfe  der  Staatsregierung  unverkürzt  zuteil 
werden;  sollten  sie  ihm  jemals  entzogen  werden,  so  würde  es  zer- 
fallen, welcher  Art  auch  die  ursprünglichen  Bewilligungen  waren!“ 
Bald  lief  darauf  eine  Antwort  Rothers  ein,  die  geeignet  war, 
die  größte  Freude  bei  den  Aktionären  in  Köln  hervorzurufen.  Es 
hieß  in  diesem  Briefe  unter  anderem,  Rother  habe  „mit  Vergnügen 
ersehen,  daß  die  Frage  über  die  Richtung  der  projektierten  Eisen- 
bahn von  Köln  nach  der  belgischen  Grenze  in  der  so  vollständigen 
und  so  umsichtigen  Weise  vorbereitet  wird,  welche  die  Seiner 
Majestät  vorbehaltene  Lösung  derselben  zu  erleichtern  geeignet  ist.“ 
Diejenigen,  die  diese  Lösung  von  der  nächsten  Zukunft  er- 
warteten, waren  in  einem  argen  Irrtum,  das  zeigte  sich  bald. 

Ein  erstes  Hindernis,  aber  nicht  das  größte,  bestand  in  den 
Forderungen  des  Generalpostmeisters  von  Nagler,  den  man  von 
Anfang  an  sehr  gefürchtet  hatte,  weil  seine  Gegnerschaft  gegen  die 
Eisenbahnen  bekannt  war.  Aber  er  erwies  sich  in  den  nächsten  Jahren 
gar  nicht  so  ablehnend  und  hindernd.  Seine  erste  Anfrage  kam 
schon  am  io.  September  1835.  Er  äußerte  da  die  Erwartung,  „daß 
die  Bahn  dem  öffentlichen  Gebrauch  überlassen  werde  und  nicht 
etwa  die  Aktionäre  sich  ein  ausschließliches  Recht  Vorbehalten 
wollen“.  Allerdings  sei  es  ja  möglich,  daß  die  Gesellschaft  anfangs 
noch  der  alleinige  Frachtführer  sei.  Demnach  könne  auch  die  Post 
die  Bahn  nach  ihrem  Belieben  gegen  Erlegung  des  Bahngeldes  be- 
nutzen. Den  Transport  der  Postsachen  wolle  die  Post  aber  auf  eigene 
Rechnung  übernehmen.  Unter  dieser  Annahme  werde  er  dem  Unter- 
nehmen gern  alle  möglichen  Erleichterungen  gewähren.  Ja  in 
späteren  Nachrichten  erklärte  von  Nagler  sich  ferner  bereit,  zu- 
gunsten der  Gesellschaft  einen  Teil  der  Vorrechte  der  Post  „für 
eine  verhältnismäßige  Entschädigung  und  soweit  abzutreten,  als  der 
Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  Privatrechnung  es  unumgänglich  er- 
heische“. Sofern  die  Posten  nicht  mit  ihren  eigenen  Betriebsmitteln 
auf  der  Bahn  transportiert  würden,  müsse  ein  fester  Vertrag  abge- 
schlossen werden.  Die  Eisenbahnen  könnten,  soweit  nicht  der  Post- 
zwang (bei  Paketen  bis  2 Pfund)  bestehe,  ohne  Abgaben  Personen 
und  Pakete  in  Konkurrenz  mit  der  Post  befördern.  - — 

Da  die  Kölner  von  der  Agitation,  die  besonders  in  Aachen  so 
lebhaft  begonnen  hatte,  wohl  unterrichtet  waren,  so  trugen  sie  natür- 
lich auch  diesem  am  meisten  bedrohlichen  Hindernis  gleich  nach 
Begründung  der  Aktiengesellschaft  Rechnung.  In  den  angeführten. 


118 


Viertes  Kapitel. 


die  Behörden  benachrichtigenden  Briefen  hatte  man  wohl  nur  aus 
dem  Grunde  diese  Frage  aus  dem  Spiel  gelassen,  weil  man  es  nicht 
für  unmöglich  hielt,  sogleich  das  Ziel  zu  erreichen,  wenn  man  das 
Konzessionsgesuch  nicht  kompliziere,  seine  Erfüllung  als  fraglos 
hinstelle. 

Jedenfalls  beschäftigte  sich  aber  schon  die  erste  Sitzung  des 
Administrationsrats  (am  25.  August),  dieselbe,  in  der  auch  die  Wahlen 
zu  den  Ämtern  der  Gesellschaft  erfolgten,  angelegentlich  mit  dem 
Problem  der  Linie.  Camphausen  erstattete  da  den  Bericht  des 
Komitees  über  die  bisherige  Tätigkeit,  der  auf  das  Drängen  des 
Administrationsrates  denn  auch  gedruckt  und  den  Mitgliedern,  nicht 
aber  dem  weiteren  Publikum  zugänglich  gemacht  wurde. 

Der  Bericht,  der  im  wesentlichen  auf  den  bekannten  Ergeb- 
nissen der  technischen  Untersuchungen  beruhte,  hatte  den  Haupt- 
zweck, nachzuweisen,  daß  man  nicht  von  vornherein  und  mit  voller 
Absicht  Aachen  habe  unberücksichtigt  lassen  wollen,  sondern  daß 
nur  technische  und  wirtschaftliche  Gründe  für  die  Führung  der 
Route  maßgebend  seien.  Er  schilderte,  wie  man  von  Anfang  an 
den  Anschluß  von  Düren,  Aachen  und  Eupen  nur  gewünscht  und 
konnte  sich  dafür  auf  die  Gesuche  des  Komitees  wie  auf  Instruktionen 
an  die  Techniker  und  auf  Privatbriefe  berufen;  auch  vergaß  er 
nicht,  die  Versuche  zu  erwähnen,  eine  Gemeinsamkeit  der  Arbeiten 
mit  den  Gegnern  anzubahnen.  Die  tiefere  Ursache  der  Angriffe  sei, 
man  überspanne  jetzt  die  Erwartungen  auf  die  Erfolge  der  Bahn, 
was  man  gegenwärtig  wucherisch  nenne,  sei  früher  gewagt  gewesen. 
Das  bisherige  Komitee  halte  nur  einen  mäßigen  Gewinn  für  sicher  — 
Gedanken,  die  Camphausen  ja  schon  früher  ausgesprochen.  „Seit 
einigen  Monaten  haben  die  Erwartungen  von  dergleichen  Anlagen 
in  Deutschland  eine  schwindelnde  Höhe  erreicht,  und  die  .Sucht  nach 
Projekten  offenbart  sich  in  einem  unserem  Vaterlande  sonst  fremden 
Grade.  Je  gangbarer  die  Vorstellungen  von  reichem  Gewinn  und 
unermeßlichen  Wirkungen  werden,  je  rascher  verwischt  sich  die 
Erinnerung  an  eine  nicht  entfernte  Zeit,  wo  nur  hier  und  da  in 
Zeitungsartikeln  ein  kecker  Vorschlag  erfolglos  auftauchte.  Das 
Komitee  hat  die  Stadien  dieses  Meinungswechsels  genauer  beobachten 
müssen,  ihm  ist  noch  frisch  im  Gedächtnisse  die  Zeit,  wo  sein  Wirken 
außerhalb  des  engsten  Kreises  kaum  einen  Anklang  fand,  wo  es  nicht 
selten  vornehmem  Achselzucken  und  mitleidigem  Bedauern  begeg- 
nete, wo  in  den  meisten  Nachbarstädten  das  Interesse  an  der  Sache, 
wenn  es  überhaupt  bestand,  im  Verborgenen  schlummerte.  Wir 
erinnern  uns,  daß  für  die  Eisenbahnen  von  Minden  nach  Köln,  von 
Elberfeld  nach  der  Ruhr,  von  Essen  nach  dem  Rhein  vergeblich  Pläne 
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entworfen  und  verfolgt  wurden,  daß  ein  einziges  Buch  hinreichte, 
die  Eisenbahn  von  Amsterdam  nach  Köln,  der  zwei  Könige  ihre  Zu- 
stimmung gegeben  hatten,  in  der  Geburt  zu  ersticken.  . . . !)“  Die 
Rede  schloß  mit  wuchtigen  Worten  der  Abwehr  gegen  die  feind- 
seligen Unterstellungen:  „Wer  das  Leben  und  Treiben  in  unserer 
Stadt  gesehen  hat,  wer  den  Sinn  ihrer  Bewohner  kennt,  der  liefert 
ein  schlechtes  Zeugnis  seiner  Beurteilungsgabe,  wenn  er  einem  solchen 
Gedanken  Raum  gibt.  — Köln  freut  sich  seiner  glücklichen  Lage 
an  einem  fruchtbringenden  Strome ; es  sucht  mit  Kraft  und  Energie 
die  wohltätige  Gabe  der  Natur  rentbar  zu  machen ; Verkehr,  Handel, 
Bevölkerung,  Wohlstand  steigen;  seine  Straßen  ebnen,  erweitern, 
verschönern  sich;  sein  Hafen  ist  zum  Musterbilde  für  Deutschland 
geworden,  bereit  die  Eisenstraße  'nach  Belgien  aufzunehmen,  während 
die  Wasserstraße  nach  Holland  zu  seinen  Füßen  liegt.  Und  Köln 
soll  wünschen,  sich  mit  den  Spolien  der  Nachbarstädte  zu  bereichern  ? 
— Angestrengter  Scharfsinn  wird  nicht  einmal  zu  entdecken  ver- 
mögen, was  unsere  Stadt  Aachen  und  Düren  rauben  könnte,  dadurch, 
daß  die  Eisenbahn  nur  nicht  über  Aachen  und  Düren  führte.  — Meine 
Herren,  man  ist  soweit  gegangen,  die  Redlichkeit  der  Gesinnungen 
und  Absichten  des  Komitees  in  Zweifel  zu  ziehen.  Redlichkeit  ? — 
als  wir  vor  zwei  Jahren  uns  zu  gemeinschaftlichem  Wirken  für  einen 
gemeinnützigen  Zweck  verbanden,  da  war  keiner  von  uns  so  uner- 
fahren, um  auf  eine  Anerkennung  der  dem  öffentlichen  Wohle  zu 
bringenden  Zeit-  und  Arbeitsopfer  zu  rechnen.  — Die  Anerkennung 
werden  wir  nicht  fordern,  die  Verkennung  werden  wir  ertragen.  — 
In  meinem  und  meiner  Kollegen  Namen  erkläre  ich  das  Komitee  für 
die  Eisenbahn  von  Köln  nach  der  belgischen  Grenze  für  aufgelöst.“  — 
Von  nun  ab  hatten  die  Organe  der  Aktiengesellschaft  die  Leitung 
der  Geschäfte.  — 

1 ) Gemeint  ist  wahrscheinlich  das  Buch  „Bedenkingen  over  den  yseren  Spoorweg 
van  Amsterdam  naar  Keulen,“  Delft,  by  Adrianus  Sterck,  1834,  das  einen  großen 
Leserkreis  gewonnen  hatte.  In  deutscher  Sprache  erschien  hauptsächlich  zum  Zweck 
der  Bekämpfung  der  Köln- Amsterdamer  Bahn  1835  eine  Übersetzung  der  Schrift  von 
Surville,  „Des  chemins  de  fer,  consideres  comme  speculations  financieres,“  bei  dem 
der  Übersetzer,  ein  Anonymus,  in  Anmerkungen  seine  gegnerische  Stellung  gegen  die 
Bahn  mit  der  Beweisführung  der  Delfter  Schrift  begründet.  Das  Hauptargument  gegen 
die  Köln  - Amsterdamer  Bahn  - — • das  ja  auch  Camphausen  hervorgehoben  hatte  — war, 
sie  könne  sich  neben  dem  Rheinstrom  niemals  oder  nur  bei  exorbitant  hohen  Tarifen 
rentieren.  Eine  solche  Parallelbahn  sei  „ein  Pasquill  auf  Gottes  Schöpfung,"  ja  „eine 
Blasphemie."  Die  „Bedenkingen“  berechnen,  daß  bei  der  Schonung  der  Materialien 
infolge  geringer  Benutzung  die  jährlichen  Verluste  der  Unternehmer  nicht  mehr  als 
4000000  Gulden  ausmachen  würden.  — Beiläufig  erwähnt,  enthalten  die  genannten  beiden 
Schriften  auch  bemerkenswerte  Angaben  über  die  Eisenbahnliteratur,  über  die  Verkehrs- 
verhältnisse der  Zeit,  zumal  auch  über  Bedeutung  und  Bewertung  der  Kanäle. 
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Die  fortgesetzten  technischen  Untersuchungen  schienen  zu- 
nächst keine  neuen  Gesichtspunkte  zu  ergeben,  sondern  nur  die  Ur- 
teile von  Henz  zu  bestätigen.  Und  so  glaubte  die  Verwaltung  bald 
die  Frage  als  spruchreif  der  Regierung  unterbreiten  zu  können.  Eine 
Anerkennung  der  Kölner  Gesellschaft  und  ihrer  Pläne  sei  gesichert. 
Sie  sandte  am  20.  November  das  formelle  Konzessionsgesuch  für  die 
geplante  Linie  an  Rother  und  bat  außerdem  um  Gleichstellung  des 
Unternehmens  in  den  Rechten  mit  den  öffentlichen  Kunststraßen. 
Zugleich  reichte  sie  eine  neue  Denkschrift  mit  ein,  die  den  Titel  trug : 
Die  Rheinische  Eisenbahn  beleuchtet  mit  Beziehung  auf  die  zu 
wählende  Richtung  als  Handelsstraße  und  als  industrielles  Etablis- 
sement 1). 

Die  Regierung  aber,  die  auf  der  anderen  Seite  unausgesetzt  in 
der  dringlichsten  Weise  und  mit  ganz  einleuchtenden  Gründen  von 
Aachen  aus  gegenteilige  Aufforderungen  erhielt,  war  nicht  geneigt, 
so  ohne  weiteres  die  Entscheidung  zu  fällen.  Sie  glaubte  es  mit 
keinem  der  beiden  Teile  verderben  zu  sollen  und  verlegte  sich  zu- 
nächst darauf,  die  Kölner  zur  größeren  Nachgiebigkeit  zu  ermahnen, 
um  so  alle  Parteien  zufrieden  zu  stellen. 

Die  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn  wandte  sich  um 
Unterstützung  an  den  Regierungspräsidenten  Ruppenthal  und 
an,  v.  Bodelschwingh.  Man  erkundigte  sich  darnach,  was  Bodel- 
schwingh  von  der  Henzschen  Arbeit  halte  und  suchte  in  münd- 
licher Erörterung  seine  Bedenken  zu  zerstreuen.  Mehrfach  betonte 
Camphausen  (in  Privatbriefen),  wie  wichtig  es  sein  könne,  den 
einflußreichen,  hohen  Beamten  zu  gewinnen;  ,,denn  wenn  Herr 
v.  Bodelschwingh  unsere  Ansichten  bekämpft,  so  kann  dies  zwar 
den  Entschluß  des  Ministeriums  nicht  bestimmen,  allein  wenn  er 
uns  beipflichtet,  so  kann  dies  ihn  sehr  erleichtern  und  beschleu- 
nigen. Unsere  Sache  ist  gut,  ist  unumstößlich  richtig,  ich  hoffe 
das  Ministerium  zu  zwingen,  es  anzuerkennen 2)“.  Aber  man  ge- 
wann den  Eindruck,  der  erste  Beamte  der  Provinz  sei  der  Klagen 
und  Vorstellungen  überdrüssig.  Es  sei  ihm  lieber,  wenn  man  ihn 
mit  der  langwierigen  und  verwickelten  Angelegenheit  verschone. 


3)  Sie  ist  in  den  vorhandenen  Akten  nicht  mit  Sicherheit  wiederzufinden. 

2)  Aus  einem  Briefe  an  Henz  vom  6.  Dezember  1835.  — Es  sei  hier  gleich  auf 
die  demnächst  erscheinende  Sammlung  Camphausen  scher  Briefe  usw.  wirtschaftlichen 
Inhalts  hingewiesen,  die  das  Rheinisch-Westfälische  Wirtschaftsarchiv  herausgeben  wird. 
Es  finden  sich  dort  auch  weitere  für  die  Geschichte  der  Rheinischen  Eisenbahn  sehr 
interessante  Schriftstücke,  die  hier  im  Hinblick  auf  diese  Publikation  zum  größten  Teil 
übergangen  werden  durften. 
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Kann  es  wundernehmen,  daß  die  Stimmung  der  Kölner  Ge- 
sellschaftsverwaltung immer  trüber  wurde?  Seit  mehr  als  zwei  Jahren 
waren  die  Arbeiten  mit  aller  Treue  betrieben  worden,  verschiedene 
Male  schon  glaubte  man  die  eigentlich  fruchtbare  Tätigkeit,  den 
Bau  selbst,  beginnen  zu  können.  Aber  immer  von  neuem  mußte 
man  sich  vertrösten.  Äußerungen  Camphausens  zu  seinen  Freun- 
den aus  jenen  Tagen  zeugen  von  seiner  wachsenden  Unruhe  und 
Ungeduld  — und  ähnlich  war  auch  seiner  Mitarbeiter  Gesinnung. 
Camphausen  klagte  Henz  (8.  Oktober) : „Wir  Vorarbeiten  bis 
zum  jüngsten  Tage,  wann  o Himmel,  wann  wird  endlich  . . . .“ 
Ein  paar  Wochen  später  brachte  er  dasselbe  Gefühl  so  zum  Aus- 
druck: „Meine  Lage  ist  durch  die  unerwartete  Verzögerung  in  hohem 
Grade  peinlich  geworden  und  ich  wüßte  nicht,  was  ich  darum  gäbe, 
wenn  unser  Antrag  *■)  schon  fort  wäre.  Auch  der  Sache  ist  der 
Aufschub  sehr  schädlich.“  Man  müßte,  bevor  man  vorgehe,  ge- 
nauer wissen,  was  man  in  Berlin  mit  der  Gesellschaft  wolle.  „Darüber 
wird  nun  der  Winter  verstreichen,  den  wir  sonst  zu  mancherlei 
vorbereitenden  Arbeiten  für  die  Grundentschädigung,  zu  Reisen  nach 
England  und  vielleicht  Frankreich,  zu  vorläufigen  Unterhandlungen 
mit  Stephenson  und  mit  englischen  Walzwerken  hätten  benutzen 
und  im  Frühjahr  flott  anfangen  können  zu  kaufen  und  zu  bauen.“ 

Aber  dann  fand  Camphausen  doch  auch  wieder  Worte  des 
Mutes  und  des  Vertrauens  auf  die  gute  Sache.  Besonders  um  die  Zeit 
des  Jahreswechsels  kamen  allerhand  viel  versprechende  Anzeichen 
und  belebten  die  Hoffnung.  Er  tröstete  sich  selbst  und  seine  Freunde : 
„Die  Wahrheit  wird,  sie  muß  sich  Bahn  brechen;“  man  könne  sich 
ihr  wohl  lange  verschließen,  aber  nicht  ihren  endlichen  Sieg  hin- 
dern. „Es  tritt  keine  Erfindung  von  einiger  Bedeutung  in  das  Leben, 
ohne  bestehende  Verhältnisse  zu  alterieren.  Ein  Vorteil  für  Viele 
wird  selten  gewonnen  ohne  einen  Nachteil  für  Einige.  Der  Nachteil 
wird  schmerzhaft  und  augenblicklich  empfunden;  der  Vorteil  ist 
gewöhnlich  unsichtbar  wachsend,  das  Erbe  der  Zukunft.  Daher 
die  laute  Klage,  daher  der  stille  Genuß.  Daher  auch  die  häufige 
Neigung,  Personen  verantwortlich  zu  machen  für  die  Folgen  ewiger 
Naturgesetze,  wie  sie  sich  in  gewaltsamen  Ausbrüchen  gegen  Besitzer 
oder  Verfertiger  neuer  Maschinen  nicht  selten  offenbart  hat.“  Man 
mache  auch  bei  den  Angriffen  auf  die  Rheinische  Eisenbahn  die 
Personen  verantwortlich  für  die  Ungunst  der  Natur  Düren  und 
xÄachen  gegenüber. 


1)  Siehe  unten. 
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Wegen  der  Richtungslinie  kam  Camphausen  gegen  Ende 
des  Jahres  eine  Vermittlungsidee,  die  er  zuerst  vertraulich  seinem 
Freunde  Henz  kundgab  (6.  Dezember),  um  dessen  sachverstän- 
digen Rat  einzuholen.  Dann  aber  teilte  er  sie  auch  der  Regierung 
mit,  und  nun  spielte  die  neue  Proposition  als  das  einstweilen  weit- 
gehendste Zugeständnis  der  Kölner  eine  wichtige  Rolle.  Von  Köln 
wie  von  Aachen  wurde  es  eingehend  geprüft;  der  nochmalige  An- 
trag, den  die  Gesellschaft  Ende  Januar  1836  (31.)  an  den  Ober- 
präsidenten richtete,  zum  Vergleich  die  Aachener  Pläne  einsehen 
zu  dürfen,  wurde  auch  jetzt  abgelehnt  — - „weil  sie  das  Tageslicht 
scheuen“  müßten,  hieß  es  im  Kölner  Vorstand. 

Camphausens  Gedanke  wurde  von  ihm  so  formuliert : Man 
übertrage  einer  besonderen  Aktiengesellschaft  den  Bau  und 
Betrieb  einer  Zweigbahn,  die  von  der  Henzschen  Route  vor 
Aachen  abzweigt,  um  hinter  Aachen  wieder  zu  ihr  zurück- 
zukehren. Die  von  Henz  und  dem  früheren  Komitee  projektierte 
Linie  würde  allerdings  von  Eschweiler  aus  ein  wenig  nördlicher 
geführt  werden  müssen,  um  so  der  Aachener  Zweigbahn  ein  Stück 
entgegenzukommen ; die  letztere  würde  hinter  Eschweiler  bei  der 
Combacher  Mühle  die  Kölner  Linie  verlassen,  dann  den  beschwer- 
lichen Weg  nach  Aachen  suchen  und  westlich  in  der  Gegend  von 
Kornelimünster  zwischen  den  Dörfern  Eich  und  Schleckheim  wieder 
in  die  Hauptbahn  einmünden,  die  inzwischen  durch  das  Münster- 
tal gegangen.  Die  Rheinische  Eisenbahn  sollte  für  die  Strecke  von 
der  Combacher  Mühle  bis  westlich  von  Kornelimünster  zugunsten 
der  Aktiengesellschaft  für  die  Zweigbahn  auf  alle  Personenbeförde- 
rung verzichten,  sie  sollte  sich  auch  ebenso  wie  die  Regierung 
nach  Camphausens  Vorschlag  an  dem  zu  gründenden  Unter- 
nehmen mit  einer  recht  erheblichen  Summe  (400  000  Taler)  be- 
teiligen. Damit  wäre  das  Problem,  ob  die  Eisenbahn  über  Korneli- 
münster oder  über  Aachen  gebaut  werden  sollte,  nach  Camp- 
hausen dahin  gelöst,  daß  sie  sowohl  über  Kornelimünster  als 
auch  über  Aachen  geführt  hätte.  Die  Gründung  der  Zweigbahn- 
gesellschaft würde  füglich  große  Schwierigkeiten  machen;  denn  wer 
würde  sein  Geld  jn  eine  so  gewaltige  Schwierigkeiten  und  so  ge- 
ringe Erfolge  verheißende  Bahn  stecken  wollen?  Camphausen 
dachte  das  Unternehmen  den  Aachenern  zu  überlassen.  Ihre  z.  B. 
von  Hansemann  genannten  Resultate  einer  Eisenbahn  über 
Aachen  versprächen  am  ersten  ein  gutes  Ergebnis;  Camphausen 
schrieb  darüber:  „Ich  würde  daher  ereignenden  Falles  mir  die  Frei- 
heit nehmen,  die  eigenen  Anschläge  der  Aachener  in  ihrem  ganzen 
Glanze  leuchten  zu  lassen,  was  Sie  (sc.  Henz)  gewiß  billig  finden.“ 


Revision  des  Statutenentwurfs. 
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Praktisch  versprach  sich  Camphausen  von  dem  so  modifizierten 
Plan  der  Zweigbahn  selbst  nicht  viel.  Das  beweisen  Briefstellen  wie : 
„Daß  am  Ende,  wie  immer,  wenn  man  die  Bahn  über  Aachen  zu 
forcieren  versucht,  Unsinn  herauskommt,  ist  natürlich.  . . .“  „Meine 
ganze  Hoffnung  beruht  darauf,  daß  das  Ministerium  sich  schämen 
muß,  gegen  uns  zu  entscheiden.“  (13.  Dezember.)  — - 

Fast  als  einen  Fortschritt  betrachtete  man  es  in  Köln,  als  in 
den  ersten  Tagen  des  Jahres  1836  von  Rother  eine  Revision  der 
eingereichten  Gesellschafts-Statuten  verlangt  wurde.  Man  sah  dies 
Ereignis  als  eine  Art  Bürgschaft  dafür  an,  daß  der  Staat  es 
noch  mit  der  Gesellschaft  halte.  Die  entscheidenden  Instanzen  in 
Berlin  erhielten  aber  so  einen  Aufschub  für  die  Lösung  der  sich 
immer  mehr  verwickelnden  Streitfragen. 

Die  Beratungen  über  die  gewünschten  Modifikationen  fanden 
in  Köln  am  16.  und  17.  Januar  (1836)  im  Beisein  des  Regierungs- 
präsidenten Ruppenthal  statt,  der  als  Regierungskommissarius  fun- 
gierte und  die  einzelnen  Ausstellungen  dem  Administrationsrat  und 
der  Direktion  vortrug.  Da  auch  diese  Beratungen  nicht  die  end- 
gültige Form  der  Statuten  schufen,  wäre  es  zweckwidrig,  über  sie 
im  einzelnen  zu  berichten.  Zunächst  hielt  der  Regierungskommissar 
einen  längeren  Vortrag,  der  sich  in  erster  Linie  mit  dem  staatlichen 
Aufsichtsrecht  beschäftigte.  Alsdann  wurden  die  einzelnen  Pro- 
positionen genau  durchgesprochen,  wobei  auch  die  Vertreter  der 
Gesellschaft  ihre  abweichenden  Meinungen  äußern  und  zu  Pro- 
tokoll geben  konnten ; Ruppenthal  unterbreitete  und  befürwortete 
sie  zum  Teil  bei  Rother.  Die  wichtigsten  der  Neuerungen  waren : 
der  Staat  werde  einen  Kommissarius  ernennen,  an  den  sich  die 
Gesellschaft  immer  zunächst  wenden  solle,  der  bei  wichtigeren  Be- 
schlüssen hinzuzuziehen  sei  und  auch  selbständig  die  Vertretung 
der  Gesellschaft  zu  Zusammenkünften  berufen  könne;  der  Staat 
bestimme  die  Richtungslinie,  ferner  auch  die  Konstruktion  der  Bahn 
und  die  Art  der  Fahrzeuge,  er  bestimme  den  Tarif  für  das  Bahngeld, 
dieses  solle  in  den  ersten  fünf  Jahren  alljährlich,  dann  für  jeweilig 
fünf  Jahre  festgesetzt  werden,  ferner  erlasse  der  Staat  das  Bahn- 
polizeireglement. Andere  Bestimmungen  galten  der  Haftung  der 
Zeichner,  der  Ausgabe  von  Aktien  und  der  Aufnahme  von  Darlehen. 

Im  weiteren  Verlauf  der  Verhandlungen  teilte  Ruppenthal 
der  Versammlung  mit,  daß  ihm  von  Rother  der  fernere  Auftrag 
geworden,  einen  neuen  Statutenentwurf  unter  den  angegebenen  Ge- 
sichtspunkten aufzustellen  und  ihm  (seinem  Chef)  vorzulegen.  Dazu 
war  wieder  eine  sorgfältige  Prüfung  und  Beratung  nötig.  Somit 
wurden  nun  in  vielstündigen  Sitzungen  die  Statuten  Punkt  für  Punkt 


124 


Viertes  Kapitel. 


durchgenommen.  Dabei  trat  als  Hauptwortführer  der  Bankier 
Abraham  Oppenheim  auf,  der  hier  zum  ersten  Male  seine  Ge- 
schäftsklugheit und  hartnäckige  Ausdauer  im  Dienste  der  Ge- 
sellschaft zeigen  konnte. 

War  es  auch  ungewiß,  was  nun  aus  den  Statuten  würde,  so 
sprach  doch  der  Administrationsrat  die  Zuversicht  aus,  man  werde 
damit  einen  der  vielen  Steine  für  immer  aus  dem  Wege  geschafft 
haben  und  der  Konzession  näher  gekommen  sein.  Wegen  der  wenigen 
noch  ungeklärten  Fragen  schien  es  zweckmäßig,  mit  den  maß- 
gebenden Persönlichkeiten  an  Ort  und  Stelle  Fühlung  zu  nehmen. 
Diese  intensivere  Arbeit  durch  mündliche  Vorstellung  schien  ganz 
besonders  geboten,  weil  amtliche  und  nichtamtliche  Vertreter  der 
gemeinsamen  Gegner  der  Gesellschaft  schon  seit  Monaten  in  Berlin 
den  Boden  für  ein  ihnen  günstiges  Urteil  vorbereiteten.  Hanse- 
mann selbst  war,  wie  man  wußte,  dort  schon  lange  und  mit  aller 
Anspannung  tätig;  da  er  mit  Aachen  ununterbrochene  Fühlung 
behielt,  so  konnte  er  auch  in  der  Ferne  die  Fäden  in  der  Hand 
behalten.  So  reisten  denn  Anfang  Februar  als  Bevollmächtigte  von 
Köln  Camphausen  und  v.  Wittgenstein  ab. 

Die  Aufgabe,  die  den  beiden  Männern  gestellt  war,  erstreckte 
sich,  das  dürfte  nach  dem  Gesagten  klar  sein,  hauptsächlich  auf 
zweierlei:  wie  Camphausen  selbst  erklärte,  galt  es  die  „zwei 
großen  Berge  zu  übersteigen,  die  Richtungslinie  und  Herrn  von 
Nagler“.  Wenn  die  Abgesandten  auch  mit  der  genauesten  Sach- 
kenntnis ausgerüstet,  mit  allem  Material,  den  Protokollen  der  letzten 
Verhandlungen  des  Administrationsrates,  Plänen,  einem  Gutachten 
und  verschiedenen  Empfehlungsschreiben  versehen  waren,  so 
glaubten  sie  doch  kaum  an  große  und  schnelle  Siege.  Camp- 
hausen ging  ungern  „und  ohne  großen  Mut“,  „der  Dummheit  in 
der  Welt  sei  zu  viele,  wenn  man  den  Leuten  mit  einem  Amboß 
auf  den  Schädel  klopfe,  begriffen  sie  tes  doch  nicht.  . . . Er  wünsche 
oft,  der  Teufel  möge  die  ganze  Bescherung  holen.“  In  Berlin  aber 
ward  die  Stimmung  der  Beiden  mit  einer  kurzen  Unterbrechung 
immer  schlechter.  Das  Antichambrieren,  ohne  das  sie  nicht  vorwärts 
kamen,  lag  ihnen  beiden  gleich  wenig,  und  der  Ausgang  war  noch 
nicht  abzusehen.  Eine  ganze  Zeit  kam  es  überhaupt  nicht  zu  einer 
Konferenz  mit  Rother  selbst,  und  dann  war  trotz  aller  Vorstellungen 
keine  sichere  Zusage  zu  erreichen. 

Wie  die  Lage  damals  war,  das  zeigen  am  besten  einige  weitere 
Camphausensche  Mitteilungen.  Am  6.  Februar  erzählte  er  (in 
einem  Brief  an  Henz) : „Im  Anfang  des  Jahres  hieß  es,  in  Aachen 
lasse  man  die  Flügel  hängen,  Köln  habe  gesiegt“,  damals  ging  näm* 
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lieh  das  Gerücht,  es  sei  ein  günstiger  Beschluß  des  Gesamt- 
ministeriums  mit  drei  Stimmen  Majorität  gefaßt  worden.  Nun  aber 
wandte  sich  das  Blatt.  Auf  Befehl  Hansemanns  hatte  der  Stadt- 
rat von  Aachen  sich  versammelt  und  eine  Immediateingabe  an  den 
König  per  Estafette  nach  Berlin  gesandt.  Der  König  hatte  den 
Beschluß  des  Ministeriums  nicht  sanktioniert;  Hansemann,  dessen 
Rückkehr  schon  anberaumt  wurde,  schrieb,  er  werde  nun  noch  einige 
Monate  in  Berlin  bleiben,  da  er  die  Sache  auf  einen  anderen  Karren 
geladen.“  Man  erzählte  dann  — und  damals  tauchte  dieser  Ge- 
danke zuerst  auf  — der  König  habe,  der  preußischen  Politik  in 
solchen  Angelegenheiten  entsprechend,  eine  Vereinigung  der  strei- 
tenden Parteien  empfohlen.  Natürlich  würden  die  Abgesandten  mit 
dieser  „häßlichen  Proposition“  nicht  einverstanden  gewesen  sein. 
In  diesen  Tagen  waren  sie  zu  kräftigem  Festhalten  an  den  selbst- 
gesteckten Zielen  entschlossen.  Vorübergehend  überlegten  sie  schon 
die  nächsten  Schritte,  wenn  das  Spiel  gewonnen  sei.  So  warf  Camp- 
hausen den  Gedanken  hin,  dann  für  die  Leitung  der  Arbeiten  viel- 
leicht wieder  Henz  zu  verpflichten.  Jedenfalls  wollte  er  bei  ziem- 
lich günstigem  Ausgang  die  Sache  nicht  abandonnieren,  sondern 
„durch  ein  rasches  Vorschreiten  der  Welt  zeigen,  daß  nur  das 
Gouvernement  und  niemand  als  das  Gouvernement  die  Ausführung 
biher  verhindert  habe“. 

Während  kurzer  Zeit  glaubten  dann  Camphausen  und 
von  Wittgenstein  eine  zunehmende  günstige  Strömung  wahr- 
zunehmen. Bei  vielen  Audienzen  fanden  sie  freundliches  Entgegen- 
kommen und  auch  wohl  aufrichtige  Teilnahme.  Außer  den  zahl- 
reichen Korrespondenzen,  die  Camphausen  damals  mit  den  Kölner 
Freunden,  mit  Henz  in  Hattingen,  mit  Wagner  und  Pastor  in 
Burtscheid,  mit  Krüger  in  Münster  pflog,  verkehrten  die  Bevoll- 
mächtigten der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  in  Berlin  auch 
mit  anderen  angesehenen  Petenten  in  Eisenbahnsachen,  die  ihnen 
mit  Rat  und  Unterstützung  zur  Hand  gingen.  Wie  die  Kölner  traten 
in  Berlin  damals  noch  die  Magdeburger,  Potsdamer  und  Stettiner 
Eisenbahninteressenten  an  die  Regierung  heran1).  — Auch  dem 

1)  In  erster  Linie  mit  dem  Oberbürgermeister  Francke  standen  die  beiden  Kölner 
auf  gutem  Fuße.  Außer  der  gegenseitigen  Wertschätzung  und  Sympathie  einte  sie  mit 
Francke  eine  auffallende  Ähnlichkeit  in  der  Vorgeschichte  ihrer  Eisenbahnunternehmungen 
und  in  dem  Anlaß,  mit  Rother  zu  verhandeln.  „Die  Magdeburger  sind  närrischer  Weise 
mit  uns  in  demselben  Falle,"  schrieb  Camphausen;  denn  von  Magdeburg  aus  hatte  man 
anfänglich  gleichfalls  eine  andere  Bahnlinie,  nämlich  eine  solche  mit  einem  Umweg  von 
zwei  Meilen  über  Halle  geplant,  war  aber  später  davon  zurückgekommen  und  hatte  nun 
mit  dem  Widerspruch  der  Stadt  Halle  zu  kämpfen.  — Übrigens  war  dieser  Kampf 
(siehe  v.  d.  Leyen,  a.  a.  O.)  schließlich  ebenso  erfolglos,  wie  der,  den  die  Kölner  Gesell- 
schaft führte. 
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Kronprinzen  Vortrag  zu  halten,  fanden  die  Kölner  Gelegenheit,  nach- 
dem Camphausen  es  zuerst  für  unpassend  gehalten,  ihn  zu  be: 
heiligen,  der  von  der  belgischen  Bahn  nicht  gern  höre.  Einladungen 
zum  Diner  beim  Kronprinzen  wie  auch  beim  Prinzen  Wilhelm  hoben 
noch  den  guten  Mut  der  beiden  Abgesandten. 

Aber  die  Ernte  der  Besprechungen  war  schließlich  doch  recht 
gering,  und  je  länger  die  Beiden  in  Berlin  waren,  desto  unzufriedener 
wurden  sie,  desto  schwärzer  erschienen  ihnen  die  Aussichten  ihrer 
Gesellschaft.  Die  Behörden  waren  mit  Eisenbahnprojekten  über- 
sättigt und  freuten  sich,  wenn  sie  nichts  davon  zu  hören  brauchten. 
So  schrieb  später  z.  B.  von  Wittgenstein  an  Camphausen,  als 
dieser  schon  nach  Köln  zurückgekehrt  war,  „er  (Camphausen) 
habe  in  Berlin  einen  vorzüglichen  Eindruck  bei  Beuth  hinterlassen, 
der  von  ihm  ganz  enchantiert  sei;  er  habe  seine  klaren  Ansichten, 
sein  angenehmes  Benehmen  gerühmt,  wie  auch,  daß  er  ihn  (Beuth) 
nicht  immer  mit  Eisenbahnfragen  und  -Unterhaltungen  gequält“. 
Auch  Camphausen  erwähnte  die  Menge  der  Eisenbahnpläne  und 
ihre  schädliche  Wirkung  mehrfach,  so  Henz  gegenüber : „Sie  können 
sich  übrigens  leicht  denken,  lieber  Freund,  daß  bei  der  mangelnden 
gründlichen  Kenntnis  des  Gegenstandes  die  ungeheure  Windbeutelei, 
welche  mit  schlechten  Projekten  getrieben  wird,  den  guten  sehr 
schadet.  Man  schämt  sich  oft,  in  dieser  Branche  Geschäfte  zu 
machen.“  Was  die  erwähnte  Unkenntnis  angeht,  so  erstreckte  diese 
sich  nach  der  Meinung  der  Kölner  sogar  auf  die  leitenden  und  ent- 
scheidenden Kreise.  Camphausen  klagte  bitter,  daß  man  seine 
Gründe  nicht  gelesen  habe,  und  daß  kein  Mensch  etwas  von  Eisen- 
bahnangelegenheiten verstehe.  Kam  noch  hinzu,  daß  die  Abge- 
sandten wahrzunehmen  glaubten,  die  Entscheidung  würde  mehr  nach 
Gunst  und  Fürsprache  als  nach  Billigkeit  und  Gründen  getroffen, 
so  wird  die  Bitterkeit  verständlich,  mit  der  Camphausen  die 
hohe  Aristokratie  und  die  herrschende  Personenwirtschaft  tadelte. 
„Die  nähere  Einsicht  in  die  preußische  Staatsmaschine  sei  nicht 
sehr  erfreulich“,  es  sei  „ein  sehr  kindischer  Irrtum,  daß  das  Recht 
zur  Erkenntnis  bringen  nicht  schwer  sei.“  Nicht  lange  vor  seiner 
Abreise,  am  28.  Februar,  — v.  Wittgenstein  blieb  noch  einige 
Zeit  in  Berlin  — war  die  Lage  noch  wie  zuvor:  gegen  Köln  seien 
entschieden  v.  Bodelschwingh,  Graf  Arnim,  die  Oberbau-Deputation 
resp.  Hagen,  Rother,  das  Kabinett  und  ganz  Berlin. 

Die  beiden  Berge,  die  der  Eisenbahn  entgegen  standen,  wurden 
auch  durch  den  Berliner  Aufenthalt  Camphausens  und  v.  Witt- 
gensteins nicht  überwunden.  „Die  etwas  schwer  zu  begreifenden 
Ansprüche  Naglers“  wollte  Camphausen  nun  durch  Lagern  er- 
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ledigen  - jedenfalls  blieb  der  Generalpostmeister  bei  dem  Verlangen, 
mit  der  Gesellschaft  vor  der  Konzessionierung  ein  Sonderabkommen 
zu  treffen. 

Hinsichtlich  Rothers , mit  dem  anscheinend  zwei  Unter- 
redungen stattfanden,  und  der  Frage  der  Richtungslinie  war  eben- 
sowenig ein  befriedigender  Erfolg  zu  erzielen.  Über  Rother  ur- 
teilte Camphausen : „Wir  haben  überall  Billigkeit  gefunden,  nur 
nicht  bei  Rother.  Da  lautete  die  Antwort  auf  Gründe  tel  est 
mon  plaisir.“  Am  26.  Februar  hatte  er  an  die  beiden  Bevollmächtigten 
ein  Schreiben  gesandt,  aus  dem  seine  ablehnende  Stellung  klar 
hervorging.  Die  bedeutendsten  Sätze  darin  lauteten  folgendermaßen : 
„Unbemerkt  kann  ich  übrigens  nicht  lassen,  daß  der  ursprüngliche 
Antrag  des  Komitees  für  Errichtung  einer  Eisenbahn  von  Ant- 
werpen nach  Köln  in  der  Vorstellung  vom  28.  September  1833 
ganz  nachdrücklich  darauf  gerichtet  ist,  dem  Komitee  die  Er- 
mächtigung zu  erteilen,  an  die  Spitze  eines  Aktienvereins  für  die 
Anlage  einer  Eisenbahn  von  Köln  über  Düren  und  Aachen  bis 
an  die  belgische  Grenze  zu  treten.“'  „Mit  Rücksicht  auf  diesen  An- 
trag ist  die  gewünschte  Ermächtigung  bei  des  Königs  Majestät  be- 
vorwortet  und  durch  die  Allerhöchste  Kabinettsordre  erteilt  worden. 
Es  wird  daher  das  Verlangen,  daß  jene  beiden  Städte  durch  die 
Eisenbahn  berührt  werden,  keineswegs  eine  neue  Bedingung  aus- 
machen, sondern  nur  den  von  den  Urhebern  des  Unternehmens 
zugrunde  gelegten  ursprünglichen  Voraussetzungen  entsprechen,  der- 
gestalt, daß  es  einer  Gesellschaft,  welche  die  Bahn  mit  Umgehung 
von  Düren  und  Aachen  auszuführen  vorhat,  an  einer  Zusicherung 
mangelt,  infolge  deren  sie  die  Genehmigung  des  Staates  in  An- 
spruch nehmen  dürfte.“  Die  Bevollmächtigten  antworteten  sofort, 
später  erklärte  auch  die  Gesellschaft  nochmals 1),  sie  sei  keines- 
wegs geneigt,  diese  Interpretation  des  Dokuments,  das  zum  Aus- 
gangspunkt der  Bestrebungen  geworden,  anzuerkennen;  besonders 
aber  bedauere  man  es,  daß  die  Erkenntnis  sich  erst  so  sehr  spät 
einstelle. 

Um  kurz  den  Stand  der  Frage  der  Bahnführung  zu  Beginn 
des  Monats  März  1836,  bei  der  Rückkehr  Camphausens,  zu 
kennzeichnen,  so  war  der  Standpunkt  der  Minister  und  der  sonstigen 
hohen  Beamten  — wenigstens  nach  der  Auffassung  der  Kölner  — , 
„die  Bahn  über  Aachen  taugt  nichts,  die  über  Kornelimünster  ist 
ebenfalls  sehr  schlecht“.  Ferner  war  auch  soviel  klar:  „eine  andere 
Bahn  als  über  Aachen  wird  man  schwerlich  jemals  genehmigen 


J)  Siehe  unten  die  Vorstellung  an  den  König  vom  30.  Juni  1836. 
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und  vorziehen,  daß  aus  der  ganzen  Sache  nichts  werde.“  Aber 
noch  mehr  schien  in  diesen  Tagen  nach  Camphausens  Mei- 
nung sicher : er  glaubte  an  die  bevorstehende  Lösung  der  Differenzen 
und  an  eine  Ausführung  des  Baues,  sprach  aber  für  seine  Person 
schon  einmal  die  Absicht  aus,  sich  zurückzuziehen,  wenn  die  Kölner 
Sache  unterliege:  „Ich  würde  weniger  ruhig  sein,  bei  dem  Vor- 
haben auszuscheiden,  wenn  ich  nicht  die  Gewißheit  hätte,  daß  die 
Bahn  nach  der  belgischen  Grenze  jedenfalls,  wenn  auch  verkehrt, 
gebaut  wird“  (9.  März  1836).  Und  auch  die  Vergleichsidee  trat 
wieder  hervor  und  nahm  allmählich  deutlichere  Formen  an.  Camp- 
hausen schrieb  (im  selben  Brief) : Höchstwahrscheinlich  werde 
aus  den  Verhandlungen  am  Rhein  ein  gezwungen  - freiwilliges 
Arrangement  hervorgehen.  Allerdings  erhoffte  man  in  Köln  die 
Vereinigung  noch  etwa  im  Sinne  des  Camphausenschen  Vor- 
schlages. Schon  Mitte  Februar  war  in  Berlin  das  Gerücht  ge- 
gangen, es  seien  die  Regierungspräsidenten  Ruppenthal  und  Graf 
Arnim  mit  einer  schließlichen  Untersuchung  der  Bahnfrage  be- 
traut worden  — eine  Kunde,  die  dann  von  Rother  bestätigt  wurde. 

Außerdem  aber  hatte  Rother  am  26.  Februar  in  demselben 
Schreiben,  durch  das  er  die  Rechtsansprüche  der  Gesellschaft  be- 
seitigen wollte,  die  Mitteilung  gemacht,  daß  noch  eine  gemeinsame 
Beratung  der  widerstreitenden  Interessenten  unter  dem  Vorsitz  des 
Oberpräsidenten  v.  Bodelschwingh  stattfinden  werde.  Darauf 
hatte  Ruppenthal  der  Gesellschaft  die  näheren  Angaben  gemacht, 
daß  nämlich  diese  Versöhnungs-  und  Ausgleichskonferenz  in 
Jülich  tagen  und  daß  sie  außer  von  den  genannten  Personen  auch 
von  den  Regierungspräsidenten  von  Köln  und  Aachen  und  von 
dem  Oberbaurat  Hagen  als  Vertreter  der  Oberbaudeputation  be- 
sucht werden  solle. 

Auf  diese  Konferenz  zu  Jülich,  „in  der  neutralen  Festung“ 
(Camphausen),  richteten  sich  nun  die  Blicke  und  Erwartungen. 
Zur  Vorbereitung  wurden  von  Köln  aus  besonders  die  Arbeiten  der 
Techniker  beschleunigt.  Man  wollte  in  Jülich  mit  möglichst  voll- 
ständigem Zahlenmaterial  aufwarten  können.  Viel  kam  für  die  Be- 
ratung auf  das  Urteil  Hägens  als  des  Unparteiischen  an.  Aber 
ihn  bezeichneten  die  Organe  der  Rheinischen  Eisenbahn  wiederholt 
als  einen  entschiedenen  Anhänger  der  Sache  Aachens.  Sein  wesent- 
lichster Einwand  geht  auch  aus  dem  folgenden  Brief  hervor,  den 
er  am  17.  März  1836  an  Camphausen  als  den  Direktor  der 
Gesellschaft  richtete.  In  diesem  Schreiben  berief  sich  Hagen  zu- 
nächst auf  den  baldigen  Termin  der  Konferenz  und  erklärte  dann, 
gleich  anfangs  hätten  sich  ihm  Zweifel  in  bezug  auf  die  Kosten 
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des  Transports  aufgedrängt.  „Sie  beziehen  sich  hauptsächlich  auf 
die  drei  Meilen  lange  Steigung  in  V150  und  1/i56-  Es  ist  mir  nach 
den  Erfahrungen,  die  ich  über  ähnliche  Anlagen  gesammelt  habe, 
nicht  wahrscheinlich,  daß  man  ähnliche  Schwierigkeiten  schon  sonst 
mit  Vorteil  auf  solche  Art  überwunden  hat  und  doch  der  ange- 
nommene Frachtsatz  für  diese  Strecken  ausreichen  wird.  Auch 
möchte  ich  das  Vorhandensein  der  Gefahr  beim  Herabfahren  und 
manche  Schwierigkeiten  beim  Hinauffahren  nicht  geradezu  in  Ab- 
rede stellen.  Ich  bin  weit  entfernt,  dem  Aachener  Projekte  in  dieser 
Beziehung  den  Vorzug  zu  geben,  aber  beide  Projekte  müssen  nach 
gleichem  Maßstabe  verglichen  werden.  Meine  Bitte  geht  demnach 
dahin,  daß  Sie  gefl.  dafür  sorgen  wollen,  daß  die  Data,  welche 
zur  Beseitigung  dieser  Zweifel  dienen  können  und  welche  über- 
haupt die  Zulänglichkeit  des  angenommenen  Frachtsatzes  wahrschein- 
lich machen,  in  der  Konferenz  vollständig  dargelegt  werden  können. 
Ich  nehme  keinen  Anstand,  Ihnen  zu  sagen,  daß  die  Köln-Eupener 
Eisenbahn  nach  meiner  Ansicht  bedeutende  Vorteile  erwarten  läßt, 
aber  die  möglichste  Vorsicht  in  ihrer  Anlage  ist  dennoch  notwendig, 
damit  nicht  etwa  ihre  Benutzung  zu  teuer  wird.“  Henz  habe  be- 
wiesen, daß  bei  schnellen  Lokomotivbahnen  stehende  Maschinen 
und  schiefe  Ebenen  nachteilig  seien  — daran  zweifle  kein  Mensch; 
aber  solche  Ansteigungen  machten  den  Gebrauch  der  Lokomotiven 
sehr  kostbar  und  schwierig 

Auch  die  Aachener  rüsteten  sich  auf  ihre  Weise  für  die 
Jülicher  Konferenz.  Im  Frühjahr  1836  erreichte  der  Kampf  seinen 
Höhepunkt.  An  den  Administrationsratssitzungen  der  Rheinischen 
Eisenbahngesellschaft  nahmen  keine  Aachener  oder  Dürener  mehr 
teil.  Hansemann  hatte  monatelang  in  Berlin  geweilt  und  bei 
den  Verhandlungen  die  glückliche  Hand  bewiesen,  die  man 
ihm  bei  allen  Unternehmungen  nachrühmte.  Besonders  erfolg- 
reich aber  war  die  Suche  nach  technischen  Verbesserungen  ver- 
laufen. 

Da  war  zunächst  eine  erheblich  einfachere  und  billigere  Route 
von  Düren  nach  Aachen  und  eine  den  Steigungsverhältnissen  nach 
etwas  günstigere  von  Aachen  nach  Eupen  gefunden  worden.  Die 
Beauftragten  des  Aachener  Komitees,  besonders  Pastor,  brachten 
nämlich  folgende  Linie  in  Vorschlag,  deren  Vorzüge  schon  nach 
oberflächlicher  Schätzung  unbestreitbar  schienen.  Mit  Hilfe  eines 
Tunnels  und  einer  stehenden  Dampfmaschine  sollte  die  Bahn  von 
Düren  durch  das  Indetal  über  Rothe  Erde  zwischen  Aachen  und 
Burtscheid  hindurch,  dann  vom  Marschiertor  aus  nach  Süden  zum 
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Wasserscheider  empor  und  von  Belven  mit  der  von  Köln  vorge- 
schlagenen Linie  zur  Grenze  führen. 

Ferner  lag  im  Frühjahr  auch  ein  verbessertes  Projekt  für  die 
Strecke  von  Köln  bis  Düren  vor.  Nach  langen  Arbeiten  hatten  die 
Dürener  eine  Linie  gefunden,  die  kürzer  und  bequemer  statt  über 
Bergheim  von  Köln  aus  über  Königsdorf  zur  Erft  führen  und  dann 
weiter  nach  Düren  gehen  sollte;  die  Schwierigkeit  für  dieses  Amen- 
dement bestand  lediglich  in  der  bei  Königsdorf  notwendig  werdenden 
Anlage  eines  Tunnels  von  bedeutenden  Ausmessungen. 

Wenige  Tage  vor  der  Zusammenkunft  kam  noch  eine  dritte 
Neuerung  in  Aachen  zur  Beratung,  die  wohl  die  wichtigste  von 
allen  war.  Es  war  unerwarteterweise  gelungen,  für  den  Weg  aus 
dem  Gebirgskessel,  in  dem  Aachen  liegt,  eine  glückliche  Lösung 
zu  finden.  Seit  Monaten  hatte  ein  Aachener  Techniker,  der  Geometer 
Roderbourg,  dieses  Problem  untersucht  und  war  zu  überraschend 
günstigen  Schlüssen  gekommen.  Er  fand,  daß  der  Aachen  um-, 
gebende  Kessel  auf  der  westlichen  Seite  durch  eine  lange  unter- 
irdische Durchgrabung  durchbrochen  und  daß  dann  in  gerader, 
bedeutend  abgekürzter  Linie  die  Grenze  an  einem  etwa  ioo  Fuß 
niederen  Punkte  erreicht  werden  könne.  Der  Endpunkt  würde  ziem- 
lich weit  nördlich  von  Eupen  liegen.  Die  ganze  Bahn  würde  so 
zwar  teurer,  aber  auch  kürzer  und  vorteilhafter  geneigt  sein. 

Für  die  Konferenz  kamen  somit  von  Köln  wie  von  Aachen 
hauptsächlich  je  zwei  Projekte  in  Betracht,  jedesmal  das  ursprüng- 
liche und  das  später  auf  Grund  von  Abänderungen  vorgeschlagene 1). 

Hansemann  rüstete  sich  für  die  Jülicher  Tagung  durch 
einen  eigenartigen  Kunstgriff. 

Um  nämlich  seinem  Kampf  größten  Nachdruck  zu  verleihen, 
die  Kölner  aber  vollends  ins  Bockshorn  zu  jagen,  schlug  er  die 
Gründung  einer  besonderen  Aktiengesellschaft  von  Aachen  aus  vor. 
Diese  allein  aus  Konkurrenzgründen  zu  bildende  Gesellschaft  hatte 
die  Aufgabe,  selbst  die  Konzession  für  die  Eisenbahn  von  Köln 
zur  belgischen  Grenze,  natürlich  über  Aachen,  nachzusuchen  und 
durch  jegliches  Entgegenkommen  gegenüber  den  Wünschen  der 
Regierung  dem  Kölner  Unternehmen  das  Wasser  abzugraben. 

Der  Vorschlag,  die  Abwehr  in  den  Angriff  zu  verwandeln, 
fand  auch  wirklich  einen  so  guten  Nährboden,  daß  sich  die  Grün- 
dung aufs  Schnellste  vollzog.  Am  29.  März  lagen  erstmalig  die  Zeich- 
nungslisten auf,  am  31.  bildete  sich  das  Komitee  für  die  „Preußisch- 

1)  Von  Köln:  i.  über  Kornelimünster  und  2.  über  Kornelimünster  und  Aachen 
zur  Grenze;  von  Aachen:  1.  über  Bergheim -Düren -Aachen  nach  Eupen  und  2.  über 
Königsdorf-Düren-Aachen  zur  Grenze  nördlich  von  Eupen. 
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Rheinische  Eisenbahn-Gesellschaft“,  wie  es  sich  nannte,  und  erließ 
einen  Aufruf.  Hansemann,  der  Regierungsrat  Ritz  und  der 
Handelspräsident  I.  van  Gülpen  unterbreiteten  dem  Departement 
für  Handel,  Fabrikation  und  Bauwesen  die  Wünsche  des  Komitees. 
Iu  wenigen  Tagen  schon  war  ein  Viertel  des  Aktienkapitals,  das 
man  einstweilen  nach  dem  Kölner  Muster  auf  2 Millionen  Taler 
annahm  (also  500000  Taler),  gezeichnet  und  die  gesetzlich  nötige 
Vorbedingung  zur  Gründung  der  Gesellschaft  erfüllt. 

In  seinen  Äußerungen  deutete  das  Komitee  auf  die  ablehnende 
Haltung  der  Kölner  Gesellschaft  hin,  die  auch  dann,  wenn  man 
die  Kölner  schließlich  zum  Nachgeben  zwänge,  noch  immer  be- 
stehen bleibe  und  dauernd  von  sehr  unheilvollem  Einflüsse  sein 
müsse.  In  Aachen  aber  sei  das  Aktienkapital  ohne  Mühe  zu  be- 
schaffen, und  allen  Wünschen  der  Regierung  würde  man  willfährig 
entsprechen.  Ja,  es  wurde  sogar  darum  gebeten,  daß  die  Staats- 
verwaltung der  Gesellschaft  den  Bau  einer  den  allgemeinen  Landes- 
interessen am  meisten  entsprechenden  Linie  geradezu  auferlege. 

So  fand  am  5*  April  1836  die  konstituierende  Generalversamm- 
lung statt.  Hansemann  wurde  provisorischer  Direktor,  und  er 
verfaßte  die  Gesellschaftsstatuten;  den  Bewohnern  der  Stadt  Köln 
reservierte  man  vorläufig  einen  Teil  der  Aktien  (ein  Viertel  = 
500000  Taler).  Der  Sitz  der  Direktion  sollte  alle  fünf  Jahre  zwischen 
Aachen  und  Köln  wechseln.  — 

Nach  manchem  Hin  und  Her  hatte  man  sich  auf  den  6.  April 
als  Termin  für  die  Konferenz  in  Jülich  geeinigt1).  Sie  fand,  wie 
schon  angegeben,  unter  dem  Vorsitz  des  Oberpräsidenten  in  An- 
wesenheit der  beiderseitigen  Regierungspräsidenten,  des  Oberbau- 
rats Hagen  sowie  der  Vertreter  Aachens,  Dürens  und  der  Kölner 
Gesellschaft  (Camphausen  und  v.  Wittgenstein)  statt. 

Zuerst  scheinen  hier  die  bisherigen  Vorschläge  der  Kölner 
Gesellschaft  besprochen  worden  zu  sein.  Sie  fanden  bei  den  anderen 
Teilnehmern  keinerlei  Beifall.  Auch  die  Proposition  Camp- 
hausens, neben  der  Henzschen  Linie  eine  Abzweigung  über 
Aachen  zu  bauen,  wurde  nicht  akzeptiert.  Man  hätte,  wenn  man 
Camphausens  Idee  verwirklichen  wollte,  neben  einer  250  Ruten 
langen,  ziemlich  geraden  und  ebenen  Strecke  noch  die  zweite  von 
etwa  5 5 00  Ruten  mit  den  schlimmsten  Steigungen  bauen  müssen. 
Nachdem  diese  Verhältnisse  festgestellt  waren,  würde  Rother  — 
so  behauptete  der  Oberpräsident  — nicht  zu  einer  Genehmigung 
bereit  sein. 


*)  Ein  Protokoll  der  Tagung  ist  anscheinend  nicht  vorhanden. 
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Die  Hauptwaffen  der  Aachener  Interessenten,  deren  eigentlicher 
Wortführer  anscheinend  der  Regierungspräsident  gewesen  ist,  waren 
einmal  die  Konkurrenzgesellschaft  und  sodann  die  neueren  tech- 
nischen Ermittlungen.  Die  erste  Waffe  konnte  aber  in  Jülich 
nicht  gegen  die  Kölner  geführt  werden.  Der  Oberbürgermeister 
Emundts  aus  Aachen  überreichte  dem  Oberpräsidenten  das  Statut 
der  Preußisch-Rheinischen  Eisenbahn-Gesellschaft,  aber  dieser  er- 
klärte zu  Protokoll,  daß  davon  keine  Notiz  genommen  werden  könne. 
Es  sei  vielmehr,  unabhängig  von  dem  Gesuch,  die  Frage  des  An- 
schlusses der  Stadt  Aachen  durch  die  vorläufig  konzessionierte  Ge- 
sellschaft zu  erörtern,  wie  es  auch  der  erteilten  Vorschrift  der 
Ministerialbehörde  entspreche.  Diese  Beschränkung  sei  um  so  mehr 
am  Platz,  da  das  Gouvernement  gewiß  nicht  geneigt  sein  werde,  eine 
zweite  Gesellschaft  anzuerkennen,  „so  lange  nicht  die  erstere  ihren 
mit  vielen  Anstrengungen  und  bedeutenden  pekuniären  Opfern  ver- 
folgten Plan  ganz  aufgegeben  habe“.  Diese  Antwort  mußte  natür- 
lich ebenso  niederschmetternd  für  die  Aachener,  wie  tröstlich  für 
die  Kölner  wirken. 

Was  die  günstigeren  technischen  Resultate  betrifft,  so  konnten 
sich  die  Aachener  besonders  auf  die  neugefundene  Möglichkeit 
stützen,  die  Eisenbahn  von  Aachen  aus  zur  Grenze  zu  führen.  Diesen 
Vorschlag  Roderbourgs,  von  dem  die  Deputierten  der  Kölner 
Gesellschaft  erst  auf  der  Konferenz  selbst  Kenntnis  erhielten,  glaubten 
sie  nicht  von  der  Hand  weisen  zu  dürfen.  Die  erste  Erwähnung  viel- 
mehr veranlaßte  sie,  sofort  zu  erklären,  „daß  sie  der  Linie  bei 
Richtigkeit  den  Vorzug  einräumten  und,  insofern  keine  entschei- 
denden Messungen  vorlägen,  Vertagung  der  Konferenz  beantragten“. 
Darauf  aber  wurde  nicht  eingegangen.  Nun  hatte  in  den  letzten 
Tagen  der  Techniker  Kölns  bei  seiner  Rückkehr  von  Aachen  die 
Ansicht  ausgesprochen,  es  werde  nicht  zu  schwierig  sein,  von  einem 
500  Ruten  entfernten  Punkte  mit  einer  gelinden  schiefen  Ebene  und 
Hilfslokomotiven  die  Anhöhe  nach  Aachen  zu  erreichen.  So  schien 
es  den  Bevollmächtigten  der  Rheinischen  Eisenbahn  unbedenklich, 
größeres  Entgegenkommen  zu  zeigen,  zumal  die  anwesenden  Re- 
gierungsvertreter ohne  dieses  keine  Zusicherungen  in  Aussicht 
stellten,  und  Hagen  die  Führung  über  Aachen  als  möglich  und 
rentabel  bezeichnete.  Da  erboten  sich  denn  am  folgenden  Tage 
die  Kölner  Deputierten,  zunächst  bei  dem  Ministerium  die  Geneh- 
migung für  die  Linie  bis  zu  dem  erwähnten  Punkt  vor  Aachen,  der 
sogenannten  „Rothen  Erde“,  zu  erbitten  und  zwar  mit  der  von 
Düren  vorgeschlagenen  Verbesserung.  Dann  würde  man  an  den 
zeiterfordernden  Stellen  gleich  beginnen  und  für  die  Fortsetzung 
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bis  zur  Grenze  die  erfolgten  Untersuchungen  abwarten  können.  Die 
Gesellschaft  würde  verpflichtet  bleiben,  den  völligen  Ausbau  nach 
den  Bestimmungen  des  Staates  zu  bewerkstelligen.  Warum  aber 
hatte  Henz  nicht  bei  seinen  früheren  Untersuchungen  den  Weg 
nach  Aachen  auf  die  jetzt  angenommene  Weise  empfohlen?  Auf 
diese  Frage  erklärten  die  Deputierten,  daß  das  allerdings  auff allen 
müsse,  wenn  es  nicht  auffallender  wäre,  daß  nicht  das  Aachener 
Komitee  und  sein  Techniker  den  Ausweg  eher  gefunden  hätten. 

Das  Zugeständnis  der  Kölner  erschien  als  eine  so  glückliche 
Vereinigung  der  Gegensätze,  daß  ihr  alle  Konferenzteilnehmer,  auch 
die  Aachener  mit  ihrem  Regierungspräsidenten,  beitraten.  Von  des 
letzteren  Stellung  zu  dem  Ausgleich  erklärte  später  Camphausen: 
„Selbst  der  Herr  Graf  v.  Arnim,  welcher  die  aus  dem  Lokal- 
interesse von  Aachen  hervorgegangenen  Vorschläge  mit  noch 
größerer  Lebhaftigkeit  als  selbst  die  erwählten  Vertreter  jenes  Inter- 
esses verteidigt  hatte,  konnte  diesem  Vorschläge  seine  Zustimmung 
nicht  versagen  und  verzichtete  auf  eine  damit  in  Einklang  stehende, 
von  den  Deputierten  der  Direktion  nachträglich  Unterzeichnete  Er- 
klärung nachdrücklich  auf  alle  weitere  Opposition  dagegen.“ 

So  endete  die  Jülicher  Zusammenkunft  dem  Anschein  nach 
mit  einem  allseitigen  Einvernehmen.  Sogar  mit  Aachen  schien  der 
Friede,  an  den  man  kaum  mehr  geglaubt  hatte,  nun  hergestellt. 

Aber  auch  diese  Hoffnungen  beruhten  auf  einer  Täuschung. 
Der  weitere  Verlauf  zeigte,  daß  die  Aachener  keineswegs  daran 
gedacht,  nun  die  Opposition  ganz  einzustellen  und  die  Preußisch- 
Rheinische  Eisenbahngeselslchaft  aufzulösen.  Die  Zugeständnisse  der 
Kölner  Gesellschaft  hieß  man  willkommen,  aber  ihrem  guten  Willen 
traute  man  nicht  ganz ; so  oder  so  würden  die  Kölner  ihre  Stadt  auf 
Kosten  Aachens  zu  bereichern  wissen.  Deshalb  ging  offenbar  in  Aachen; 
die  Absicht  dahin,  zunächst  einmal  ruhig  weiter  im  alten  Sinn 
zu  arbeiten  und  auch  das  Konzessionsgesuch  aufrecht  zu  erhalten, 
um  entweder  selbst  doch  noch  die  Ausführung  des  Baues  zu  über- 
nehmen oder  wenigstens  auf  die  Gegner  einen  nachhaltigen  Druck 
auszuüben. 

Wie  die  vom  Grafen  Arnim  abgegebene  Versicherung  ge- 
lautet hat,  ist  nicht  festzustellen.  Jedenfalls  hat  er  keinen  Abstand 
davon  genommen,  auch  künftig  in  dem  fortdauernden  Streit  in 
seiner  überaus  energischen  Art  für  Aachen  und  gegen  Köln  ein- 
zutreten. Freilich,  seine  bisherigen  Argumente,  daß  Aachen  direkt 
berührt  werden  müsse,  waren  jetzt  bedeutungslos.  Hatte  er  früher 
vor  allem  die  Vorzüge  der  Einbeziehung  Aachens  in  die  Route  her- 
vorgehoben, so  schob  er  nun  in  seinen  Berichten  mehr  negativ 
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die  Gefahren  einer  Nachgiebigkeit  gegenüber  Köln  und  überhaupt 
gegenüber  eigenwilligen  Privatunternehmern  in  den  Vordergrund, 
betonte  die  Notwendigkeit  für  den  Staat,  über  die  Kommunikations- 
mittel frei  zu  verfügen. 

Am  2..  Mai  warnte  er  Rother  vor  den  Kölner  Intriguen,  es 
sei  geradezu  gemeingefährlich,  die  Bahn  den  Kölner  Handelsherren 
zu  überlassen.  Da  denke  man  nur  an  die  eigenen,  nicht  an  die 
Interessen  der  Provinz.  Am  schlimmsten  sei  der  Umstand,  daß 
die  einflußreichsten  Mitglieder  der  Kölner  Direktion  miteinander 
verschwägert  seien;  sie  würden  das  Triumvirat  genannt.  Die  Direk- 
tion habe  nach  den  Statuten  eine  fast  unbeschränkte  Macht,  die 
dem  Triumvirat  die  Herrschaft  über  den  Handel  links  vom  Rhein 
verschaffe.  Hier  werde  die  Macht  mißbraucht  werden,  und  die 
Klagen  würden  kein  Ende  nehmen.  Dieselben  Leute  beherrschten 
die  Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  und  würden  mithin  die  Herren 
des  gesamten  rheinischen  Handels  werden.  Wolle  der  Staat  die 
Bahn  nicht  selbst  bauen,  so  solle  er  die  Aachener  Gesellschaft  be- 
stätigen, die  versöhnlich  sei  und  grundsätzlich  die  Forderungen  des 
Staates  erfüllen  wolle. 

Ein  paar  Tage  später  (am  6.  Mai)  schrieb  Graf  Arnim  in 
derselben  Art  an  den  Minister  des  Innern.  Die  größeren  Städte 
des  Bezirks,  Aachen,  Eupen,  Düren,  seien  durch  die  Eisenbahn- 
frage in  letztvergangener  Zeit  wesentlich  beschäftigt  worden. 
Alles  lasse  hoffen,  daß  die  Richtung  günstig  bestimmt  werde. 
Die  seiner  Meinung  nach  wichtigere  Frage,  „welchen  Einfluß  über- 
haupt für  alle  fernere  Zeit  das  Eigentum  und  die  faktisch  freie 
Disposition  über  die  Haupthandelsstraße  zwischen  dem  Rhein  und 
der  Nordsee  in  der  Hand  einer  aus  wenigen  Personen  bestehenden 
Handelskompagnie  in  Köln  auf  den  Handel  und  die  Zufriedenheit 
des  Aachener  Regierungsbezirks  äussern  würden,  werde  aber  hier- 
mit keineswegs  gelöst.“ 

Dieselbe  Frage,  die  Graf  Arnim  denn  auch  in  einem  weiteren 
ausführlichen  Bericht  behandelte,  schnitt  er  noch  einmal  gegen- 
über dem  Minister  von  Rochow  (am  5.  November  1836)  an.  In 
einem  allgemein  informierenden  Schreiben  sprach  er  den  Wunsch 
aus,  daß  viel  mehr  für  die  Vermehrung  der  Kommunikationsmittel 1) 

l)  Ähnlich  sagte  Harkort  kurz  vorher  (in  einem  Briefe  an  einen  Freund  vom 
30.  März  1835):  „Heute  sind  es  io  Jahre  geworden,  als  ich  im  „Hermann“  zum  ersten 
Male  über  Eisenbahnen  schrieb.  Großes  hätte  man  in  Preußen  erreichen,  alles  mit  einem 
Schlage  voran  bringen  können , wenn  die  Sache  damals  energisch  angegriffen  wurde ! 
Statt  dessen  ist  nichts  geschehen;  wir  haben  noch  nicht  eine  Meile  Bahn,  und  unsere 
Nachbarn,  das  junge  Belgien  vorauf  schöpfen  das  Fett  von  der  Suppe.  Pfui  über  unsere 
unüberwindliche  deutsche  Schlafmützigkeit!“  Berger,  a.  a.  O.,  S.  247. 
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und  eine  konsequente  kräftige  Handelspolitik  gesorgt  werde.  „In 
ersterer  Hinsicht  kann  ich  es  nur  immer  mehr  bedauern.,  daß  Preußen 
nicht  die  Eisenbahn  von  Köln  nach  Antwerpen  aus  Staatsfonds  baut, 
und  unter  allen  europäischen  Staaten  in  dieser  Hinsicht  zurück- 
bleibt, während  es  mit  diesem  wichtigen  Mittel  zur  Belebung  des 
Wohlstandes  vorangehen  sollte.  Eine  solche  Unternehmung  Privat- 
händen anvertraut,  muß  bei  unseren  Verfassungs-  und  Verwaltungs- 
formen endlose  Schwierigkeiten  finden.  Denn  ganz  natürlich  weicht 
keine  Partei  der  anderen.  Die  Staatsinteressen,  welche  die  Privat- 
interessen aufzunehmen  wünschen  und  vermögen,  wohnen  dem  Privat- 
unternehmer nicht  inne.  Die  Entscheidung  zwischen  den  Streitenden 
ist  bekanntlich  bei  unserem  Geschäftsgänge  etwas  weit  Schwierigeres 
als  in  anderen  Ländern,  wo  dergleichen  Unternehmen  auch  Privat- 
unternehmen sind.  Die  Verzögerung  dieser  Angelegenheit  macht 
keinen  guten  Eindruck,  nicht  die  Entbehrung  des  Nützlichen  allein 
ist  zu  bedauern,  sondern  auch  das  immer  mehrere  Erkennen  der 
Schwerfälligkeit  unseres  Verwaltungsmechanismus.  . . .“ 

In  Köln  herrschte  nach  der  Jülicher  Konferenz  nur  wenige 
Tage  lang  freudiges  Vertrauen  auf  die  Zukunft.  Als  das  Ergebnis 
der  Zusammenkunft  bekannt  wurde,  hatte  man  allerdings  das  Ende 
der  Mühen  nahe  geglaubt.  Nur  die  Richtungslinie  sei  noch  zu  be- 
stimmen, dazu  würde  man  den  Jülicher  Vereinbarungen  gemäß  noch 
Anträge  zu  stellen  haben.  Bald  aber  werde  man  „auf  dem  Punkt 
sein,  wo  es  nicht  möglich  scheine,  ein  neues  Hindernis  der  Aus- 
führung zu  ersinnen“. 

Dann  kamen  aufs  neue  ungünstige  Anzeichen.  Mit  Erstaunen 
und  wachsender  Unruhe  sahen  die  Aktionäre  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn-Gesellschaft, daß  in  Aachen  sogleich  die  Agitation  aufs  Leb- 
hafteste fortgeführt,  Beitrittserklärungen  gesammelt  und  auch  von 
Kölnern  Aktien  des  Konkurrenzunternehmens  gezeichnet  wurden. 
Von  der  Regierung  kam  keine  Mitteilung.  Man  hatte  gedacht, 
Rother  werde  auf  die  Nachricht  vom  Verlauf  der  Konferenz  der 
Gesellschaft  seine  Zustimmung  zur  Vereinbarung  und  damit  zum 
Bau  zum  Ausdruck  bringen.  Aber  das  geschah  nicht.  Eine  lange, 
unheimliche  Stille  trat  ein.  Die  Kölner  Direktion  fragte  beim  Re- 
gierungspräsidenten, dann  beim  Oberpräsidenten  an,  ob  sie  Nach- 
richten erhalten,  aber  auch  sie  wußten  nichts  Weiteres;  so  ver- 
gingen Wochen,  dann  kamen  neue,  zeitraubende  Ein  wände  Rothers. 

Dabei  waren  die  Sympathien  für  die  Rheinische  Eisenbahn 
auch  in  der  eigenen  Stadt  in  der  Abnahme  begriffen.  Teils  mochten 
persönliche  Gegensätze  die  Abkehr  von  dem  Unternehmen  ver- 
ursachen, teils  auch  die  Langwierigkeit  der  Verhandlungen  und 
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Vorbereitungen,  also  die  äußeren  Widerstände,  welche  die  Direktion 
selbst  am  meisten  beklagte.  Sie  verließ  sich  aber  trotz  der  An- 
fechtungen auf  den  Rechtsstandpunkt,  den  sie  durch  die  vorläufige 
Konzession  und  durch  die  Jülicher  Konferenz  erworben  zu  haben 
glaubte.  Bei  Camphausen  setzte  sich,  wie  er  schrieb,  „ein  un- 
überwindlicher Ekel“  fest,  wenn  er  sich  mit  Eisenbahndingen  be- 
schäftigte. Da  die  stille  Tätigkeit  keine  Anerkennung  fand,  nahm 
man  immer  mehr  seine  Zuflucht  zu  den  verbleibenden  Mitteln,  als 
die  Camphausen  in  erster  Linie  „Publizität  und  Immediatein- 
gaben“ ansah.  Gerade  damals  entwickelte  Camphausen  in  Ein- 
gaben und  kleineren  Gelegenheitsschriften  eine  ungemein  große 
Fruchtbarkeit. 

Zwar  standen  gar  manche  einflußreiche  Personen,  so  der  Kölner 
Regierungspräsident,  der  Eisenbahn  dauernd  wohlwollend  gegen- 
über, aber  es  waren  doch  keine  so  mächtigen  Freunde  da,  wie  sie 
die  Gegner  besaßen.  Eine  treue  Helferin  blieb  der  Gesellschaft 
in  diesen  schweren  Monaten  und  Jahren,  auch  gegen  die  Aachener 
Ansprüche,  die  Handelskammer.  So  erklärte  sie  z.  B.  in  ihrem  Jahres- 
bericht für  1835  in  bezug  auf  die  Linie  über  Aachen:  „Die  tech- 
nischen Behörden  dürften  es  doch  bedenklich  finden,  daß  für  die 
erste  Eisenbahn  in  Preußen  die  Ausführung  eines  Planes  befohlen 
würde,  bis  zu  dessen  Konzeption  sich  bis  jetzt  weder  in  der  alten 
noch  in  der  neuen  Welt  die  Phantasie  eines  Ingenieurs  verstiegen 
hat“,  und  weiter:  „Wir  haben  seither  ein  religiöses  Schweigen  über 
die  in  Aachen  herrschende  Stimmung  beobachtet  und  werden  auch 
ferner  annehmen,  daß  der  Weisheit  des  Gouvernements  die  Son- 
derung der  Worte  von  den  Begriffen  sich  von  selber  darbieten  werde.“ 
Später,  im  Bericht  für  das  Jahr  1836,  mußte  die  Handelskammer 
sagen:  „Von  der  Eisenbahn  nach  der  belgischen  Grenze  zu  reden, 
verbietet  uns  ein  Gefühl  von  Diskretion,  da  es  sich  schwer  erklären 
läßt,  daß  die  Hohe  Staatsregierung  uns  eine  Wohltat  vorenthält, 
die  durch  die  Zeit  und  die  teuersten  Interessen  unabweisbar  ge- 
boten wird,  und  uns  durch  eine  so  heilige  Gewährschaft  zugesichert 
warl“  — 

Doch  vorerst  muß  die  Betrachtung  wieder  bei  den  Tagen 
nach  der  Jülicher  Konferenz  einsetzen.  Mitte  April  erschien  in  den 
Kölner  Zeitungen  ein  Inserat  gegen  die  Aachener  Propaganda  von 
der  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn1). 

*)  Es  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Einige  in  den  letzten  Tagen  in  den  hiesigen 
Zeitungen  erschienene  Bekanntmachungen  veranlassen  uns  zur  Vermeidung  von  Irrtümern 
und  Deutungen  die  Herren  Aktionäre  der  Rheinischen  Eisenbahn  zu  benachrichtigen,  daß 
in  der  am  6.  und  7.  ds.  Mts.  zu  Jülich  unter  Vorsitz  des  Herrn  Oberpräsidenten  und  der 
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Diese  Nachricht  wurde  auch  Rother  mit  einem  Begleit- 
schreiben vom  selben  Tage,  15.  April,  übersandt,  in  dem  die  Direk- 
tion auf  die  Motive  zu  der  Veröffentlichung  einging.  Man  wolle 
die  Zweifel,  die  durch  die  Preußisch-Rheinische  Eisenbahn-Gesell- 
schaft entstanden  seien,  beseitigen.  Zwar  sehe  die  Kölner  Gesellschaft 
den  Eröffnungen  des  Ministeriums  mit  Ruhe  entgegen,  aber  in 
Aachen  schicke  man  noch  Einladungen  zur  Aktienzeichnung  in  die 
Häuser  und  Blätter,  und  in  einem  Korrespondenz-Artikel  vom 
12.  April  sei  versichert  worden,  es  habe  keine  Vereinbarung  statt- 
gefunden. Somit  glaubten  die  Kölner  Bürger  sich  auch  in  Aachen 
beteiligen  zu  müssen,  um  jedenfalls  überhaupt  am  Bau  Anteil  zu 
haben.  Die  fortdauernde  Feindschaft  der  Aachener  habe  die  An- 
gehörigen der  Kölner  Gesellschaft  tief  verletzt.  Bitter  getäuscht 
sähe  man  in  den  Vorgängen  nur  eine  Verlängerung  des  Haders. 
Die  Aachener  Gesellschaft  sei  entstanden,  weil  in  Aachen  die  pro- 
jektierte Linie  für  im  Widerspruch  mit  dem  Staatsinteresse  stehend 
und  die  Regierung  für  zu  schwach  erachtet  worden  sei,  Kölns 
Wünschen  zu  widerstehen.  Der  „Trotz  auf  Selbsthilfe“  sei  unschick- 
lich, wo  das  Gouvernement  „einen  so  eklatanten  Beweis  seiner  Rück- 
sicht auf  die  Wünsche  Aachens  ablegte“,  und  sei  es  dreifach,  wo 
man  sich  doch  infolge  der  Vermittlung  des  Oberpräsidenten  einstim- 
mig geeinigt  habe.  Unzulässig  sei  es,  „fort  und  fort  ätzendes  Gift  in 
eine  Wunde  zu  spritzen,  wegen  deren  Heilung  wir  bereits  die  Glück- 
Wünsche  unserer  erfreuten  Mitbürger  annehmen  zu  dürfen  glaubten“ ; 
Aufregung  werde  in  die  Massen  mit  scharf  berechneter  Absicht 
geworfen,  und  daß  man  an  dem  Aufregungsprinzip  festhalte,  finde 
die  Gesellschaft  verdammenswert.  Daher  bat  sie  dringend,  „die  Be- 
schleunigung der  Allerhöchsten  Sanktion  des  modifizierten  Aktien- 
statuts zu  bevorworten“. 

Schon  länger  war  angekündigt  worden,  daß  Rother  noch 
immer  eine  Reihe  von  Ausstellungen  an  dem  von  Ruppenthal 
nach  den  Verhandlungen  mit  dem  Administrationsrat  der  Eisen- 
bahngesellschaft im  Januar  verfaßten  Statut  zu  machen  habe.  Um 
auch  über  diese  die  Ansicht  der  Eisenbahnverwaltung  entgegen- 

Herren  Regierungspräsidenten  von  Köln  und  Aachen  auf  höhere  Veranlassung  stattge- 
habten Konferenz  sich  dahin  geeinigt  worden  ist,  die  unmittelbare  Feststellung  der  Eisen- 
bahn bis  in  die  Nähe  von  Aachen  sich  zu  erbitten  unter  Vorbehalt  späterer  Entscheidung 
wegen  der  Sektion  von  da  bis  zur  Grenze,  wofür  zwei  eine  nähere  Untersuchung  und 
Bearbeitung  erfordernde  Projekte  in  Vorschlag  gebracht  sind.  Bei  dem  Wert,  welchen 
die  Staatsregierung  auf  die  Einstimmigkeit,  womit  dieser  Antrag  angenommen  wurde, 
legt,  dürfen  wir  die  in  der  Allerhöchsten  Konzession  vorbehaltene  Genehmigung  binnen 
so  kurzer  Zeit  erwarten,  daß  die  nächste  Generalversammlung  den  Entschluss  wird  fassen 
können,  den  Bau  der  Bahn  noch  im  Laufe  dieses  Frühjahres  zu  beginnen.“ 
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zunehmen,  verabredete  der  Regierungspräsident  mit  der  Direktion 
eine  erneute  Besprechung  in  einer  Administrationsratsitzung,  die 
auf  den  26.  April  anberaumt  wurde.  Ruppenthal  gab  hier  den 
Bescheid  Rothers  auf  die  früher  geäußerten  Wünsche  der  Ge- 
sellschaft bekannt  und  veranlaßte  eine  Aussprache  über  die  neuen 
Propositionen  des  Ministeriums.  Es  war  Ruppenthals  Aufgabe, 
dann  die  abgeänderten  Bestimmungen  in  die  endgültige  Form  zu 
bringen,  wie  sie  sich  für  die  Allerhöchste  Bestätigung  eignen  würde. 
So  wurden  die  wichtigsten  strittigen  Punkte  noch  einmal  behandelt. 
Camphausen  schlug  vor,  den  Ablauf  von  fünf  Jahren  als  den 
Zeitpunkt  der  Fertigstellung  ins  Auge  zu  fassen.  Rother  hatte 
nun  eine  Garantie  für  die  Einhaltung  der  Baufrist  gewünscht; 
diese  sollte  etwa  durch  die  Klausel  gegeben  werden,  die  in 
das  Statut  aufzunehmen  wäre,  ,,daß,  wenn  die  Anlage  in 
der  festgesetzten  Frist  nicht  vollendet  sein  sollte,  der  Staat  sich 
das  Recht  Vorbehalte,  die  Bahn,  soweit  sie  dann  fertig  ist,  für 
Rechnung  der  Gesellschaft  zur  Versteigerung  zu  bringen,  damit  sie 
durch  besondere  Unternehmer  vollendet  werde.“  Doch  wurde  in 
der  Versammlung  allgemein  die  Bitte  ausgesprochen,  daß  dieser 
Vorbehalt  aus  dem  Statut  wegbleiben  möge,  „da  er  der  Gesell- 
schaft sehr  nachteilig  werden  könne,  es  bedürfe  auch  einer  solchen 
Klausel  um  so  weniger,  als  der  Staat  in  dem  vorausgesetzten  Falle 
auch  ohne  Stipulationen  das  Recht  habe,  die  Bahn  für  Rechnung 
der  Gesellschaft  vollenden  zu  lassen.“  — Was  den  Tarif  angeht, 
so  war  einem  Wunsch,  den  die  Direktion  bei  den  Besprechungen 
im  Januar  dem  Regierungspräsidenten  gegenüber  geäußert,  Rech- 
nung getragen  worden;  es  solle  nämlich  eine  Ermäßigung  gegen 
den  Willen  der  Gesellschaft  erst  eintreten,  wenn  der  rechnungs- 
mäßige Gewinn  10  o/0  übersteige  (5  % Zinsen  und  5 0/0  Dividende). 
Ferner  wurde  darin  nachgegeben,  daß  der  Tarif  nur  alle  fünf 
Jahre,  nicht  jedes  einzelne  Jahr  reguliert  werde.  Im  ganzen  zeigte 
sich  die  Versammlung  recht  entgegenkommend  und  gab,  um  weiter 
keine  Zeit  mehr  zu  verlieren,  alle  Wünsche  nur  in  der  Form  von 
Bitten  der  Regierung  anheim. 

Das  erste  Reskript  Rothers  nach  der  Jülicher  Konferenz, 
datiert  vom  29.  April  1836,  erhielt  die  Rheinische  Eisenbahn  am 
4.  Mai  durch  den  Regierungspräsidenten.  Aber  es  war  darin  -von 
der  Hauptsache,  von  der  Konzession,  keine  Rede,  sondern  es  wurde 
noch  eine  Spezialfrage,  nämlich  wegen  der  Frachtsätze,  aufgerollt. 
Hatte  Rother  durch  Ruppenthal  bei  der  letzten  Statuten- 
beratung für  das  Ministerium  erklären  lassen,  daß  eine  Herabsetzung 
des  Tarifs  erst  eintreten  solle,  wenn  der  Reingewinn  die  Höhe  von 
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i o o/o  erreicht  habe,  so  wollte  Rother  diese  Regelung  nun  näher 
präzisiert  wissen.  Er  ließ  durch  Ruppenthal  der  Gesellschaft 
mitteilen:  „Es  wird  die  Zusage,  daß  vor  Erzielung  eines  Gewinnes 
von  io  o/o  eine  Ermäßigung  des  ursprünglich  bewilligten  Bahngeldes 
nicht  eintreten  solle,  wahrscheinlich  nicht  geändert,  sondern  nur 
insofern  eine  nähere  Bestimmung  erfolgen,  daß  für  den  Fall  der 
Übernahme  des  Transports  von  Personen  und  Waren  seitens  der 
Gesellschaft  selbst  ein  gewisses  Verhältnis  zwischen  dem  Bahn- 
gelde  und  der  für  den  Transport  zu  leistenden  Vergütung  fest- 
gesetzt wird  und  zwar  insbesondere  zu  dem  Behufe,  damit  bei  Über- 
schreitung der  obigen  io  Prozent  die  Herabsetzung  des  Bahngeldes 
und  der  eigentlichen  Frachtpreise  verhältnismäßig  erfolge.  . . 
Nun  war  die  Feststellung  einer  solchen  Relation  sicherlich  einst- 
weilen um  so  weniger  notwendig,  als  noch  nirgendwo  in  Deutsch- 
land und  nur  ganz  vereinzelt  im  Ausland  Erfahrungen  über  die 
Benutzung  der  Schienen  durch  fremde  Unternehmer  gemacht  worden 
waren. 

Am  9.  Mai  antwortete  die  Direktion  Rother  und  in  ähn- 
licher Weise  am  12.  Mai  Ruppenthal.  In  der  erstgenannten 
Zuschrift  wurde  als  das  Wesentliche  die  Vermeidung  einer 
bei  den  gespannten  Verhältnissen  höchst  unglücklichen  Verzöge- 
rung hingestellt.  Deshalb  trage  die  Direktion  gehorsamst  darauf 
an,  „die  Bestimmungen  für  die  Transportunternehmer  aus  dem 
Statut  ganz  wegzulassen  und  dafür  späteren  Beschluß  vorzubehalten“. 
Im  jetzigen  Statut  sei  überhaupt  eine  doppelte  Regelung  getroffen: 
1.  wegen  des  Verhältnisses  der  Erbauer  und  Eigentümer  der  Eisen- 
bahn untereinander  — das  sei  der  Vertrag  einer  anonymen  Sozie- 
tät — , 2.  wegen  des  Verhältnisses  zum  Staat.  Ein  neues  Spezial- 
gesetz, das  Polizeireglement,  werde  noch  folgen  und  das  Verhältnis 
der  Eigentümer  der  öffentlichen  Straße  zum  Publikum  regulieren. 
Schließlich  könnten  als  dritte  gesetzliche  Grundlage  noch  etwaige 
Vorschriften  für  alle  Unternehmer  der  Dampf Beförderung  auf  der 
Eisenbahn  erlassen  werden.  Polizeireglement  und  Beförderungsvor- 
schriften aber  gehörten  in  ein  Landesgesetz,  das  man  später  für 
alle  Eisenbahnunternehmungen  gemeinsam  bestimmen  solle.  Die 
gezwungene  Herabsetzung  der  Transportpreise  halte  die  Gesellschaft 
für  schwer  durchführbar,  „da  der  Staat  vielleicht  einer  Gesellschaft, 
aber  nicht  einem  Privatunternehmer  von  Transporten  auf  einer  ge- 
wöhnlichen Eisenbahn  oder  auf  einer  öffentlichen  Straße  eine  andere 
Bestimmung  des  Gewerbegewinnes  als  die  durch  die  Konkurrenz 
bedingte  vorschreiben  kann“.  Übrigens  wurde  auch  bemerkt,  daß 
ja  die  Gesellschaft  die  Transporte  selbst  nur  übernehmen  dürfe; 
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„so  habe  die  Gesellschaft  keine  Veranlassung  einer  Beschränkung 
ihres  durch  die  Transportpreise  zu  erzielenden  Gewinnes  ent- 
gegenzustehen, und  würde  es  sich  selbst  gefallen  lassen,  wenn  be- 
stimmt werden  möchte,  daß  ihr  Gewinn  als  Frachtführerin 
die  bloßen  Zinsen  des  Betriebskapitals  nicht  übersteigen  solle.“ 

Um  diese  Zeit  wurde  dem  Chef  des  Departements  für  Handel, 
Fabrikation  und  Bauwesen  unter  anderen  Denkschriften  auch  eine 
solche  über  das  Tarifwesen  zugesandt1),  die  den  eben  angegebenen 
Standpunkt  der  Direktion  grundsätzlich  und  in  breiterem  Zusammen- 
hang darlegte.  In  ihrem  Grundgedanken  besagte  die  Schrift  folgen- 
des: Die  Bewilligung  der  Eisenbahnanlage  sei  unter  Vorbehalt  der 
Genehmigung  des  Tarifs  durch  den  Staat  erteilt  worden.  Hierunter 
schien  verstanden,  daß  die  Gesellschaft  in  ihrem  Interesse  einen 
Tarif  vorschlagen  und  der  Staat  ihn  nur  dann  genehmigen  würde, 
wenn  er  mit  dem  Interesse  des  Publikums  im  Einklang  wäre.  „War 
dies  darunter  verstanden,  so  dürfte  daraus  für  die  Gesellschaft  der 
Anspruch  herzuleiten  sein,  daß  eine  Erniedrigung  des  einmal  ge- 
nehmigten Tarifs  nicht  ohne  ihre  Einwilligung  eintrete.“  In  dieser 
Weise  habe  die  Gesellschaft  den  Vorbehalt  1833  aufgefaßt  und 
wenn  damals  ausgesprochen  worden  wäre,  daß  der  Tarif  ganz  von 
dem  Gouvernement  bestimmt  werde,  anfangs  alljährlich,  und  daß 
dabei  das  Interesse  des  Publikums  und  der  Gesellschaft  zugleich 
und  nur  von  dem  Gouvernement  vertreten  werden  solle,  „so  würde 
das  Komitee  auf  den  Versuch  haben  verzichten  müssen,  die  gegen- 
wärtige Aktiengesellschaft  zu  bilden.  Es  würde  vergebens  ver- 
sichert haben,  daß  das  Gouvernement  zu  billig  denke,  um  nicht  der 
Gesellschaft  einen  mäßigen  Gewinn  gegenüber  dem  möglichen  Ver- 
luste zu  gewähren,  weil  es  nicht  die  Frage  hätte  beantworten 
können,  was  denn  in  den  Augen  des  Gouvernements  ein  mäßiger 
Gewinn  sei“.  Kaum  irgendwo  in  der  Welt  werde  ein  wandelbarer 
Tarif  vereinbart. 

Daß  das  Problem  volkswirtschaftlich  anders  liege , wird 
nicht  geleugnet;  ja  auch  die  entsprechende  Nutzanwendung  auf 
die  Rheinische  Eisenbahn  wird  ausdrücklich  zugegeben : „Inzwischen 
läßt  sich  die  Zweckmäßigkeit  einer  Begrenzung  des  Gewinnes  durch 
Straßenanlagen  auf  keine  Weise  bestreiten;  es  kann  sich  haupt- 
sächlich nur  darum  handeln,  ob  sich  trotz  der  Begrenzung  Unter- 
nehmer finden.  In  England  scheint  dies  seit  der  Liverpooler  Bahn 
nicht  mehr  der  Fall  zu  sein,  in  Frankreich  wurde  der  Ver- 

1 ) Das  genaue  Datum  war  nicht  zu  ermitteln.  [Die  Arbeit  wurde  von  C.  im  Auf- 
träge der  Versammlung  vom  16.  Januar  1836  verfaßt.] 
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such  noch  nicht  gemacht.  Die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft 
wird  sich  dagegen  sehr  wahrscheinlich  einer  Begrenzung  des 
Gewinnes  unterwerfen.  Nun  war  bereits  in  einem  Publikandum 
des  Ministers  der  Finanzen  und  des  Handels  vom  5.  Mai  1816 
ausgesprochen : „Ist  das  Anlagekapital  durch  Aktien  zusammen- 
gebracht, und  es  findet  sich  künftig,  daß  der  Ertrag  den  zwei- 
fachen Betrag  landüblicher  Zinsen  übersteigt,  so  wird  eine  Er- 
mäßigung Vorbehalten.“  Die  Absicht  der  Hohen  Staatsregierung 
erscheint  daher  vollkommen  erreicht,  wenn  die  Gesellschaft  die  Zu- 
sicherung erhält,  daß  eine  Herabsetzung  des  Tarifs  ohne  ihre  Zu- 
stimmung nur  dann  erfolgen  wird,  wenn  die  Aktionäre  seit  Eröff- 
nung der  Bahn  pro  Jahr  außer  den  Zinsen  5 0/0  Dividende  genossen 
haben  werden.“ 

Eine  zweite,  anders  geartete  Tariffrage  ergab  sich  aus  den 
Forderungen  der  Postverwaltung,  aus  den  bereits  (erwähnten  An- 
sprüchen v.  Naglers,  durch  einen  Vertrag  der  Post  die  billigsten 
Frachten  möglichst  zum  Selbstkostenpreis  der  Eisenbahn  zu  sichern. 
Diese  Frage  war  eigentlich  noch  eher  als  eine  cura  posterior  an- 
zusehen, der  Aufenthalt,  den  sie  schuf,  war  Camphausen  be- 
sonders ärgerlich.  Er  sagte  darüber  (in  einem  Brief  an  Henz, 
19.  Juli  1836):  „Alle  Phrasen  über  den  Tarif  reduzieren  sich  auf 
dem  Satz : den  Bahngeldtarif  bestimmt  Herr  v.  Nagler.  Zwei 
Tarife  sind  ein  Unding.  Welch’  ungeheuere  Verhöhnung  liegt  in 
den  Gegensätzen : Der  Staat  gewährt  ein  Bahngeld,  welches 
höchstens  10  0/0  Gewinn  geben  soll,  der  Staat  bezahlt  ein  Bahn- 
geld, welches  höchstens  Zinsen  liefern  soll1).“ 

Zu  einer  Einigung  in  den  Tariffragen  kam  es  einstweilen 
ni'cht.  Hinfort  trat  ganz  unerwartet  nun  noch  einmal  das  Problem 
der  Richtungslinie,  das  bis  zur  Jülicher  Tagung  das  größte  Hindernis 
für  die  Konzession  gewesen,  in  den  Mittelpunkt  der  Bestrebungen 
der  Rheinischen  Eisenbahn,  diesmal  in  mühseligen  Auseinander- 
setzungen mit  Rother. 

’)  Die  Haltung  der  Post,  wie  sie  hier  verschiedentlich  angedeutet  wurde,  entsprach 
genau  den  in  den  „Allgemeinen  Bedingungen“  niedergelegten  Grundsätzen.  Über  die 
Entschädigungen  an  die  Gesellschaften  hieß  es  dort  im  Art.  19:  „Für  den  Fall,  daß  die 
Postverwaltung  Einrichtungen  zur  eigenen  Beförderung  der  Posten  auf  der  Bahn  trifft, 
ist  dieselbe  an  das  Bahngeld  nicht  gebunden,  es  muß  vielmehr  über  das  von  ihr  zu  ent- 
richtende Bahngeld  eine  besondere  Übereinkunft  mit  der  Postverwaltung  stattfinden, 
wobei  von  dem  Grundsätze  auszugehen  sein  wird,  daß  mittels  des  für  die  gesamte  Be- 
nutzung der  Bahn  zu  berechnenden  Bahngeldes  das  Anlagekapital  der  Bahn  angemessen 
verzinst  und  die  Unterhaltungskosten  derselben  gedeckt  werden.  Demgemäß  ist  mit  der 
Postverwaltung  von  jeder  Gesellschaft  vor  Erteilung  der  Konzession  eine  besondere  Ver- 
einbarung zu  treffen.“ 
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Am  30.  April  sandte  die  Direktion  dem  zuständigen  Departe- 
ment eine  Eingabe  wegen  der  noch  in  den  Statuten  fehlenden 
Bestimmung  der  Linie.  Zugleich  bat  sie  von  Bodelschwingh 
und  Ruppenthal  mit  der  größten  Dringlichkeit  um  ein  kräftiges 
Fürwort,  das  jetzt  ganz  besonders  nötig  sei;  in  beiden  Fällen  be- 
rief sich  die  Direktion  darauf,  daß  die  angegangenen  Beamten 
von  Jülich  her  über  die  Sachlage  informiert  seien,  daß  sie  die 
Eisenbahn  fördern  und  der  Wahrheit  zum  Sieg  verhelfen  wollten. 

Das  Schreiben  an  Rother  setzte  bei  der  letzthin  wieder- 
holten, nun  beendigten  Statutenberatung  ein,  bei  welcher  Gelegen- 
heit der  Administrationsrat  einstimmig  den  Wunsch  geäußert,  die 
Statuten  möchten  baldmöglichst  dem  König  vorgelegt  werden,  da- 
mit die  nächste  Generalversammlung  unmittelbar  die  Ausführung 
der  Bahn  beschließen  könne.  Daß  dort  die  unbedingte  Annahme 
des  Statutes  erfolge,  dafür  bürge  die  Gesellschaft  mit  ihrem  Ver- 
mögen. Wenn  der  Stadtrat  von  Aachen  in  der  letzten  Zeit  ge- 
beten habe,  die  Genehmigung  für  die  Strecke  bis  zur  Rothen  Erde 
möge  nicht  erteilt  werden,  so  liege  in  diesem  Wunsche  ,,der  be- 
leidigende Zweifel,  daß  das  Gouvernement  nach  vollendeter  Unter- 
suchung nicht  mehr  den  Willen  haben  werde,  die  Linie  von  der 
Rothen  Erde  bis  zur  Grenze  im  Staatsinteresse  zu  bestimmen  . 
Das  Gouvernement  solle  also  Zweifel  in  sich  selbst  setzen.  Eine! 
beschleunigte  Genehmigung  der  Statuten  sei  geboten.  Über  die 
Linienführung  äußerte  sich  die  Direktion  folgendermaßen : ,,Die 
Bahn  wird  im  Freihafen  zu  Köln  beginnen,  in  der  Nähe  von  Königs- 
dorf das  Vorgebirge  und  in  der  Nähe  von  Düren  die  Roer  über- 
schreiten, sie  wird  das  Tal  der  Inde  hinter  Eschweiler  Pumpe 
verlassen,  vermittels  eines  Tunnels  bei  Verlautenheide  das  Tal  des 
Haarbaches  erreichen  und  bis  zur  Rothen  Erde  sich  der  Stadt 
Aachen  nähern.  — Die  nördliche  Mündung  des  Tunnels  bei  Ver- 
lautenheide soll  ohne  ausdrückliche  Erlaubnis  des  Gouvernements 
eine  andere  Höhenlage,  als  die  in  dem  durch  das  Komitee  zu  Aachen 
eingereichten  Projekte  angenommene  nicht  erhalten,  und  die  Höhen- 
lage der  Bahn  bei  Rothe  Erde  soll  einer  besonderen  Genehmigung 
unterworfen  werden.  Für  die  Strecke  von  Rothe  Erde  bis  zur 
belgischen  Grenze  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft  die  von  dem 
Gouvernement  zu  bestimmende  Richtung  inne  zu  halten  und  deren 
Ausbau  in  der  vorzuschreibenden  Zeit  zu  bewerkstelligen.“  Dem- 
nach hielt  sich  das  Konzessionsgesuch  ganz  im  Rahmen  der  Jülicher 
Beschlüsse. 

Endlich  kam  eine  entscheidende  Antwort  von  Rother  — 
aber  sie  war  nur  geeignet,  alle  Hoffnungen  zu  zerstören.  Der  am 
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1.  Juli  eintreffende  Bescheid  besagte,  zunächst  müßten  von  der 
Gesellschaft  noch  drei  Anforderungen  erfüllt  werden:  i.  sei  die 
Richtungslinie  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  von  Köln  bis  zur  Grenze 
genau  festzustellen,  2.  müßten  die  für  notwendig  erkannten  Modi- 
fikationen des  Statuts  und  die  mit  der  Konzession  zu  erlassenden 
Ausführungsbedingungen  erledigt,  3.  das  Abkommen  mit  der  Post 
getroffen  sein.  Dann  erst  solle  dem  König  die  Wahl  zwischen  der 
Kölner  und  der  Aachener  Gesellschaft  anheimgegeben  werden. 

Diese  Mitteilungen  wirkten  in  Köln  wie  ein  Donnerschlag. 
Freilich  hatte  die  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn  schon  auf 
so  manchen  Wunsch  verzichten  müssen,  aber  niemand  hatte  mehr 
befürchtet,  daß  man  nun  wieder  auf  einen  schlechteren  Stand- 
punkt zurückgeworfen  werden  würde,  als  man  ihn  vor  der  Jülicher 
Konferenz  eingenommen  hatte. 

Voller  Betrübnis  und  Groll  teilte  die  Direktion  ihr  Mißgeschick 
allen  mit,  von  denen  sie  glaubte,  eine  Unterstützung  erhoffen  zu 
dürfen.  Am  13.  Juli  nahte  sie  sich  auch  mit  einer  Immediatein- 
gabe und  mit  einer  vollständigen  die  faktischen  und  rechtlichen 
Verhältnisse  des  Eisenbahnunternehmens  aktenmäßig  darstellenden 
Denkschrift  den  Stufen  des  Thrones.  Diese  von  Camphausen 
verfaßte  umfangreiche,  überzeugend  geschriebene  Arbeit  zeichnete 
sich  durch  einen  ungewöhnlich  scharfen  Ton  dem  Departement 
für  Handel,  Fabrikation  und  Bauwesen  gegenüber  aus. 

Von  dem  Aufkommen  des  Planes  der  Eisenbahn  zur  Zeit  der 
belgischen  Revolution,  von  den  ersteh  Arbeiten  in  Köln  und  der 
vorläufigen  Konzession  im  Dezember  1833  an  wurde  der  Verlauf 
des  Unternehmens  und  seine  Stellung  zum  Staat  besprochen.  Einen 
Hauptpunkt  bildete  dann  die  Verteidigung  gegen  die  Vorwürfe 
Aachens,  die  „etwas  von  jener  Wirkung  hervorgerufen  zu  haben 
scheinen,  die  eine  wiederholt  und  öffentlich  ausgesprochene  Un- 
wahrheit zuweilen  äußert“.  Alle  diese  Behauptungen  seien  nur 
durch  den  unberechtigten  Neid  der  Gegner  zu  erklären.  Dann  wurde 
die  Ableugnung  aller  Rechte,  die  Rother  am  26.  Februar  in 
Berlin  den  Kölner  Deputierten  gegenüber  vorgenommen,  scharf 
kritisiert.  Die  Jülicher  Konferenz  wurde  erörtert.  Dort  sei  die 
Hauptidee,  die  den  Bau  der  Köln-Antwerpener  Bahn  als  etwas  so 
Großartiges  erscheinen  lasse,  die  Unabhängigkeit  vom  Rhein  und 
von  Holland,  aus  dem  Auge  verloren  worden.  „Die  unabsehbaren 
Folgen  für  die  Wohlfahrt  und  den  Wohlstand  der  Rheinprovinzen 
sowie  für  das  gesamte  Deutschland“  habe  den  Zeit-  und  Arbeits- 
aufwand des  Komitees,  das  Interesse  der  Ministerien  veranlaßt.  So 
hätte  die  Regierung  für  möglichst  billige  Transportkosten  sorgen 
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müssen,  zumal  mit  Rücksicht  auf  die  sinkenden  Frachtpreise  auf 
dem  Rhein.  Aber  für  ein  Lokalinteresse  habe  man  das  Gesell- 
schafts- und  Staatsinteresse  geschädigt.  Das  Vernünftigste  wäre 
gewesen,  außer  der  Bahn  über  Aachen  doch  wenigstens  auch  die 
Sehne  zum  direkten  Verkehr  über  Kornelimünster  zu  bauen.  Das 
Verbot,  die  Sehne  zu  bauen,  habe  zur  Folge,  daß  das  „von  Se. 
Majestät,  von  den  Ministerien  und  von  dem  Staate  anerkannte 
Prinzip  der  Darstellung  einer  Handelsstraße  verlöschen  und  das 
angebliche  Interesse  einer  einzelnen  Stadt  in  den  Vordergrund  ge- 
schoben werde.  Es  muß  alsdann  einer  Gesellschaft  das  Exklusivum 
zwischen  zwei  Punkten  deshalb  erteilt  werden,  weil  die  Mängel  der 
Anlage  eine  Konkurrenz  nicht  nur  möglich,  sondern  notwendig 
und  unerläßlich  machen.  Es  muß  alsdann  die  bereits  genehmigte 
Bahn  von  Köln  nach  der  belgischen  Grenze  untersagt  werden,  da- 
mit die  Bahn  über  Aachen  zustande  komme.  — Wenn  es  verboten 
würde,  die  Sehne  zu  bauen,  so  würde  alles,  was  in  unserem  Staate 
für  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe  geschehen,  vergessen. 
Es  müßte  zurückgetreten  werden  in  die  Zeit  der  Innungen  und 
Zünfte,  der  Privilegien  und  Monopole“.  — Das  aber  sei  höchst 
bedauerlich.  Es  werde  ein  Stapel  für  Aachen  errichtet,  dessen 
Kosten  71/ 2 Pfennig  für  den  Zentner  Waren  und  11V4  Sgr.  für 
die  Person  betrügen. 

Alsdann  wurde  der  Verlauf  der  Tagung  in  Jülich,  die  Ab- 
weisung der  Aachener  Gesellschaft  und  die  schließliche  Überein- 
kunft geschildert.  Nachdem  die  Statuten  mit  Ruppenthal  be- 
raten, habe  man  endlich  die  Ausführung  des  Baues  schon  vor 
sich  gesehen  - — - da  habe  Rother  entschieden,  daß  der  Wett- 
bewerb Aachens  von  neuem  aufleben  solle.  Als  Motiv  gebe  die 
Staatsverwaltung  an,  man  wolle  nicht  für  die  Fortführung  der  Bahn 
von  der  Rothen  Erde  aus  den  Aktionären  die  Übernahme  einer 
unbestimmten  Pflicht  ansinnen  *)  und  den  Staat  späteren  Rekla- 
mationen der  Gesellschaft  aussetzen.  Demgegenüber  verwies  die 
Direktion  darauf,  daß  man  der  Gesellschaft  früher  schon  viele  un- 
bestimmte Bedingungen  auferlegt  habe  und  daß  die  Gesellschaft 

i)  In  einer  Abhandlung  „Bestimmung  der  Richtungslinie“  hatte  die  Gesellschaft 
kurz  vorher  die  Unterschiede  auseinandergesetzt,  „welche  zwischen  Genehmigung  und 
Bestimmung  hauptsächlich  früher  bestanden,  teilweise  jetzt  noch  bestehen.  Anfangs 
habe  der  Staat  sich  mit  der  Genehmigung  begnügt,  jetzt  mache  er  ein  Bestimmungsrecht 
geltend.  Nun  aber  möge  die  Regierung  die  Bestimmung  der  Linie  wenigstens  nicht  über 
die  Sanktion  der  Statuten  hinaus  verzögern,  sondern  sie  als  integrierenden  Teil  in  diese 
aufnehmen.  — Damals  hatte  die  Gesellschaft  noch  die  Ansicht:  „Es  würde  den  Aktionären 
nicht  wohl  zuzumuten  sein,  sich  durch  Annahme  des  modifizierten  Statuts  zu  verpflichten, 
eine  Eisenbahn  zu  bauen,  deren  Richtung1  und  Kosten  ihnen  unbekannt  wären. 
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auch  noch  nicht  wissen  könne,  wohin  Belgien  seine  Linie  bauen 
werde.  Daher  müsse  die  Entscheidung  in  der  Schwebe  bleiben. 
Man  habe  immer  Vertrauen  an  die  Stelle  von  Stipulationen  gesetzt. 
Nur  mit  Scheingründen  könne  noch  bestritten  werden,  daß  die 
früher  vereinbarten  Konzessionsbedingungen  sämtlich  erfüllt  seien 
und  die  Gesellschaft  „wiederholt,  laut,  öffentlich  durch  Wort  und 
Tat  ihre  Folgsamkeit  kundgegeben  habe“.  „Die  Verfügung  schiebt 
dreijährige  Anstrengungen  unabhängiger  Männer,  sonder  Lohn  und 
Dank  einem  gemeinnützigen  Zweck  gewidmet,  nachdem  sie  zum 
Ziele  geführt,  mit  wegwerfender  Geringschätzung  zur  Seite,  und 
kann  daher  nicht  zur  Aufmunterung  des  Gemeinsinnes  gereichen. 
Sie  verkennt  das  Prinzip  der  Priorität  des  Besitzstandes,  welches 
auf  Achtung  Anspruch  machen  dürfte,  auch'  wenn  die  Arbeiten 
und  Geldauslagen  der  Gesellschaft  weder  durch  königliche,  noch1 
durch  ministerielle  Zusicherungen  veranlaßt  wären.“  „Eine  Menge1 
von  Formen  können  fernerhin  der  Ausführung  der  Eisenbahn  von 
Köln  nach  der  belgischen  Grenze  entgegengestellt  werden,  von 
wesentlichen  Vorbedingungen  ist  keine  unerledigt.  Ob  die  Anlage 
voranschreiten  oder  vertagt  werden  soll,  hängt  von  dem  Willen 
der  Hohen  Staatsregierung  ab  und  nur  von  ihm.  Die  Provinz  er- 
sehnt, das  materielle  Interesse  des  Staates  erheischt  sie.  Von  ihrem 
Fortgange  sind  viele  andere  Unternehmungen  in  der  Rheinprovinz 
abhängig,  sie  war  die  erste  Eisenbahn  größerer  Art,  welche  in 
Deutschland  mit  Energie  aufgegriffen,  mit  Ausdauer  verfolgt  wurde. 
England,  Frankreich,  Belgien,  Österreich,  Bayern,  Sachsen  besitzen 
Eisenbahnen  vollendet,  oder  der  Vollendung  nahe.  In  Preußen  hat 
sich  die  Unternehmungslust  kundgegeben,  begonnen  ist  keine.“ 

Außer  an  den  König  wurden  Denkschriften  an  alle  Minister 
und  an  die  bekannten  hohen  Provinzialbeamten  gesandt.  Von  Köln 
aus  suchten  der  Stadtrat  und  die  Handelskammer  die  Wirkung 
der  Camphausenschen  Schrift  dadurch  zu  verstärken,  daß  sie 
sich  ihr  anschlossen  und  in  gleichem  Sinn  petitionierten;  sie  boten 
damit  auch  denselben  Schritten  der  Aachener  Behörden  ein  Paroli. 

Allerdings  versprach  sich  Camphausen  selbst  von  diesem 
Vorgehen  wenig,  er  schrieb,  daß  er  einen  günstigen  Erfolg  als 
ein  halbes  Wunder  betrachten  würde : „Ich  sehne  mich  fast  nach 
einem  ungünstigen,  denn  ich  bin  todmüde“.  Camphausen  fand 
in  seinem  Briefwechsel  mit  Henz,  Franckd,  Krüger,  dessen  Pläne 
und  Hoffnungen  er  zu  seinen  eigenen  machte , Trost.  Ihnen 
gegenüber  gab  er  seinen  düsteren  Erwartungen  offenen  Aus- 
druck. So  schrieb  er  an  Henz  (io.  Juli  1836):  „Daß  kein  Mit- 
glied des  Ministeriums  lebhaft  für  die  Eisenbahn  ist,  daß  Rother 
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und  Beuth  dagegen  sind,  wissen  Sie ; der  allgewaltige  Einfluß 
des  Grafen  Arnim,  die  geschickten  Intriguen  des  Verfassers  von 
Preußen  und  Frankreich,  der  jetzt  vermutlich  eine  Versteigerung 
an  den  Mindestf ordernden  herbeizuführen  trachtet,  treten  hinzu, 
vielleicht  veranlaßt  auch  eine  politische  Rücksicht,  daß  man  uns 
so  sans  fagons  behandeln  zu  dürfen  glaubt1).“ 

Besondere  Hoffnung  setzte  die  Rheinische  Eisenbahn  auf  ihre 
verschiedenen  Eingaben  an  den  Kronprinzen.  Auch  ihm  hatte  man 
alle  wichtigeren  Mitteilungen  und  Denkschriften  zugehen  lassen, 
die  zum  Teil  vorhandenen  Petitionen  (z.  B.  vom  18.  u.  30.  Juli) 
lassen  erkennen,  daß  die  Kölner  den  Thronfolger  jetzt  als  eifrigen 
Freund  ihres  Unternehmens  ansahen.  Wie  man  ihm  gegenüber- 
stand, das  mögen  folgende  Worte  aus  dem  Schreiben  erläutern, 
durch  das  man  den  Kronprinzen  um  Unterstützung  der  Immediat- 
eingabe bat  (18.  Juni).  Das  Glück,  unter  einem  aufgeklärten 
Monarchen  zu  leben,  wurde  gepriesen.  „Vor  anderen  Staaten  aber 
ist  der  unsrige  reich  begabt,  weil  sein  leitender  Stern  das  ewige 
Recht  ist,  welches  mit  sicherem  Gefühle  zu  erkennen,  zu  bewahren 
und  zu  schützen,  die  Nation  voll  edlen  Stolzes  als  die  erbliche 
Eigenschaft  ihres  Herrscherhauses  verehrt.  Die  Gewißheit,  sich 
der  Teilnahme  Euer  Königlichen  Hoheit  zu  erfreuen,  indem  die 
untertänigst  Unterzeichneten  die  Beschützung  eines  Rechtes  erbitten, 
macht  uns  so  kühn,  höchst  dero  Unterstützung  ehrfurchtsvoll  an- 
zuflehen. Wir  wagen  um  so  mehr  darauf  zu  hoffen,  da  unser  Ge- 
such eine  jener  Anlagen  betrifft,  als  deren  mächtiger  Förderer  die 
hoffnungsvollen  Blicke  des  Landes  auf  Ew.  Königliche  Hoheit  ge- 
richtet sind  und  für  deren  beschleunigte  Einführung  Höchst- 
dieselben  schon  so  oft  ein  kräftiges  Fürwort  eintreten  Hessen. 

Der  Bitte,  die  damals  in  derselben  Eingabe  vor  allem  an  den  Kron- 
prinzen gerichtet  wurde,  er  möge  für  die  Überweisung  der  An- 
gelegenheit an  das  Staatsministerium  wirken,  wurde  denn  alsbald 
entsprochen  2). 

Die  nächste  Wirkung  ihrer  Maßnahmen,  von  der  die  Leiter 
der  Gesellschaft  Kunde  erhielten,  war,  daß  Rother  nun  noch 
um  eine  ganz  bestimmte  Erklärung  über  die  Linienführung  der 
Rheinischen  Eisenbahn  ersuchte.  Diese  gab  ihm  die  Direktion  nach 


1)  Im  Verkehr  mit  den  Behörden  wie  mit  Freunden  äußerte  Camphausen  manches 
Mal  den  Wunsch,  wenn  Gründe  gegen  die  Eisenbahnanlage  sprächen,  die  man  nicht 
nennen  wolle,  vielleicht  politische,  so  möge  die  Regierung  das  doch  klarlegen,  damit 
kein  fernerer  vergeblicher  Aufwand  zur  Überwindung  von  allen  möglichen  wechselnden 
Widerständen  gemacht  werde. 

2)  Siehe  unten. 
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Besprechungen  mit  den  Technikern  in  einem  längeren  Antwort- 
schreiben (vom  29.  Juni)  durch  Mitteilung  der  Route,  die  hin- 
fort keine  Veränderung  in  ihren  Grundzügen  mehr  zu  erfahren 
brauchte:  „Die  Bahn  beginnt  im  Freihafen  zu  Köln,  sie  über- 
schreitet das  Vorgebirge  und  die  Roer  in  der  Nähe  von  Düren; 
sie  verläßt  das  Tal  der  Inde  hinter  Eschweiler  Pumpe  und  er- 
reicht mittels  eines  Tunnels  bei  Verlautenheide  den  Haarbach;  sie 
überschreitet  die  Straße  zwischen  Aachen  und  Burtscheid  in  der 
Nähe  des  Marschiertores,  verläßt  den  Aachenschen  Gebirgskessel 
vermittels  eines  Tunnels  und  erreicht  die  belgische  Grenze  zwischen 
Herbesthal  und  Weißenhaus.“ 

Erst  am  19.  Juli  wurde  dann  von  Rother  angekündigt,  auf 
die  Immediateingabe  hin  sei  die  Sache  in  Vorbereitung  und  solle 
„S.  Majestät  sobald  als  möglich  zur  Entscheidung  übergeben 
werden“. 

Die  weitere  Behandlung  der  Angelegenheit  war  schon,  dem 
gewöhnlichen  langsamen  Geschäftsbetrieb  für  wichtige  Fälle  gemäß, 
vom  König  kurz  vorher,  am  7.  Juli,  dem  Gesamtministerium  zur 
Prüfung  und  Begutachtung  übergeben  worden.  Außer  den  Ministern 
wohnten  den  Verhandlungen  auch  andere  hohe  Persönlichkeiten, 
so  der  Kronprinz  und  der  Herzog  Karl  von  Mecklenburg,  bei.  Hier 
hatte  es  bis  zur  Erledigung  gute  Weile,  zumal  die  Meinungen 
einander  zum  Teil  recht  schroff  entgegenstanden. 

Inzwischen  war  freilich  der  Gesellschaftsvorstand  noch'  in  der 
alten  Weise  tätig.  So  beschäftigte  er  sich  mit  der  Frage  der  „Er- 
werbung des  Grundeigentums“  und  legte  seine  Gedanken  darüber 
in  einem  Expose  nieder1). 

Die  Frage  des  Enteignungsrechtes  der  Eisenbahnen  hatte; 
natürlich  auch  in  den  „Allgemeinen  Bedingungen“  ihre  Regelung 
finden  müssen.  So  bestimmte  der  Art.  VIII,  daß  der  für  das  Bahn- 
gelände unentbehrliche  Grund  und  Boden  auch  zwangsweise  den 
Grundbesitzern  genommen  werden  könnte.  Für  den  Bahnraum,  für 
die  Ausweichungen,  zum  Aufhäufen  der  Erde  und  des  Schuttes 
bei  Einschnitten  und  Abtragungen  sollten  die  Grundstücke,  doch 
nur  sofern  gerade  sie  für  rdie  öffentliche  Straße  nötig  seien,  den  Grund- 
besitzern nach  vorheriger  Genehmigung  der  Regierung  enteignet 
werden  können.  Das  Verfahren  zur  Einholung  dieser  Genehmigung 
war  eingehend  geregelt. 

Im  wesentlichen  hatten  sich  die  Bestimmungen,  die  Rother 
bei  der  Statutenberatung  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  in 


ß Ohne  Datum.  Ebenfalls  Beilage  zum  Protokoll  der  Konferenz  vom  16.  Januar  1836. 
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Anwesenheit  Ruppenthals  im  April  für  die  Enteignungen  als 
Normen  hingestellt  hatte,  im  Einklang  mit  diesen  Gesetzesvorschriften 
gehalten.  Es  war  noch  betont  worden,  daß  die  Gesellschaft  für 
alle  Entschädigungsansprüche,  die  dem  Staat  gegenüber  geltend 
gemacht  werden  könnten,  unbedingt  zu  haften  habe. 

Gegen  eine  so  strenge  Trennung  des  Baues  einer  öffentlichen 
Eisenbahn  von  der  Unternehmung  des  Transports  und  eine  ent- 
sprechende enge  Beschränkung  der  Enteignungsbefugnis  auf  die 
Bahn  selbst  erhob  nun  Camphausen  Einsprache.  Allerdings  hatte 
die  Direktion  der  Gesellschaft  nicht  viel  gegen  die  grundsätzliche 
Stellung  der  Regierung  einzuwenden.  Sie  erkannte  an,  daß  sie  sich 
mit  der  am  5.  Dezember  1833  in  Aussicht  gestellten  Regelung 
und  der  damaligen  Erklärung  des  Oberpräsidenten  im  Einklang 
befand.  Es  wurde  aber  vor  einer  zu  engen  Auslegung  gewarnt; 
es  solle  auch  die  Erwerbung  des  Geländes  zu  Ziegeleien  und  ähn- 
lichen Anlagen  gestattet  werden.  Die  Provinzialbehörden  müßten 
die  Gesellschaft  unterstützen.  — Es  wurde  angeregt,  daß  dem 
Unternehmen  vielleicht  das  Enteignungsrecht  für  den  unmittelbar 
zur  Anlage  der  Eisenbahn  erforderlichen  Raum  und  eine  gewisse 
Morgenzahl  darüber  hinaus  gewährt  werde.  Die  Erwerbung  des 
Grund  und  Bodens  zur  Eisenbahnanlage  sei  eine  der  größten  diesen 
Unternehmungen  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  und  das  Be- 
dürfnis, Abhilfe  zu  schaffen,  äußere  sich  allgemein.  In  Deutschland 
sei  überall  der  Ruf  nach  Expropriationsgesetzen  erschollen.  — In 
Frankreich  sei  ein  solches  Gesetz  am  7.  Juli  1833,  in  Belgien  am 
17.  April  1834,  in  Sachsen  für  die  Leipzig-Dresdener  Bahn  er- 
lassen worden.  Diese  wie  auch  die  neueren  amerikanischen  Gesetze 
wurden  besprochen.  Die  meisten  Rücksichten  aber  seien  in  Preußen 
zu  nehmen,  weil  in  keinem  Lande  das  Grundeigentum  heiliger  ge- 
achtet und  beschützt  werde  als  hier. 

Tatsächlich  blieb  es  aber  durchweg  bei  den  Prinzipien  der 
„Allgemeinen  Bedingungen“,  die  später,  nur  der  Form  nach  ver- 
ändert, die  Basis  für  die  Grunderwerbung  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn wurden. 

Mit  solchen  Vorarbeiten  vergingen  wieder  Wochen  des  Harrens. 
Die  Terrainuntersuchungen  waren  soweit  fertig  gestellt,  daß  nun 
die  speziellen  Arbeiten  für  die  neue  Linie  hätten  beginnen  können ; 
aber  in  Anbetracht  des  unsicheren  Ausgangs  der  schwebenden 
Streitfragen  hatte  es  keinen  Zweck,  die  Vorbereitungen  des  Baues 
weiter  zu  betreiben1). 


1)  Die  Geländestudien  sind  wahrscheinlich  etwa  im  Juli  1836  unterbrochen  worden. 


Die  Motive  der  Regierung. 


149 


Mit  tiefem  Bedauern  sahen  die  Aktionäre  der  Rheinischen 
Eisenbahn,  wie  ihr  Unternehmen  nicht  vom  Fleck  kam,  während 
sonst  im  Jahre  1836  die  Aussichten  für  die  Bahnen  recht  günstig 
standen  und  manche  Gesellschaften  mit  großem  Erfolge  arbeiteten. 
In  Preußen  hatte  im  ersten  Vierteljahr  der  Erlaß  der  „Allgemeinen 
Bedingungen“ *)  den  Eisenbahnunternehmungen  Abbruch  getan. 
Aber  dann  hatte  sich  das  Publikum  mit  dem  Gesetz  zufrieden  ge- 
geben, hoffte  auch  auf  günstigere  Bestimmungen  in  dem  zu  er- 
wartenden definitiven  Gesetz  und  wandte  seine  volle  Gunst  zum 
ersten  Male  dem  neuen  Spekulationsobjekt  zu,  ja  im  Sommer  ent- 
wickelte sich,  wie  berichtet  wird,  ein  wahrer  Aktienparoxismus.  — 
So  fanden  die  Aktien  reißenden  Absatz,  und  die  Kapitalbeschaffung 
war  ein  Leichtes.  Anders  war  es  bei  der  Rheinischen  Eisenbahn, 
da  diese  sich  anscheinend  keiner  Förderung  von  oben  zu  erfreuen 
hatte,  und  aus  den  Hindernissen  nicht  mehr  heraus  kam.  Demnach 
stockten  auch  die  Aktienzeichnungen  in  dieser  sonst  so  reg- 
samen Zeit. 

Übrigens  wird  anzuerkennen  sein,  daß  es  doch  nicht  so  ganz 
ausschließlich  Widerwille  gegen  die  Eisenbahnen,  auch  nicht  bloß 
bureaukratische  Unbeholfenheit  und  Engherzigkeit  war,  wie  man 
in  Köln  und  auch  in  Aachen  meinte,  wenn  die  Entscheidung  einen 
Monat  nach  dem  anderen  auf  sich  warten  ließ.  Die  Regierung 
war  wirklich  in  einer  sehr  widrigen  Lage.  Auf  der  einen  Seite 
drängten  die  Kölner,  führten  ihren  Rechtsanspruch  und  ihre  großen 
Aufwendungen  an;  auch  hatte  von  Bodelschwingh,  obgleich 
wohl  im  Prinzip  für  Aachen,  aus  seiner  näheren  Kenntnis  der  Ver- 
hältnisse heraus  erklärt,  wenn  man  Köln  ganz  übergehe,  so  er- 
zeuge das  eine  nicht  wieder  gutzumachende  Erbitterung.  Auf  der 
anderen  Seite  ließen  die  Aachener,  Dürener,  Eupener  und  ihre 
Freunde  nicht  nach;  die  ersteren  besonders  beharrten  mit  allem 
Nachdruck  auf  ihrem  Konzessionsgesuch,  dessen  Gewährung  eine 
allen  Wünschen  der  Regierung  gerecht  werdende  Ausführung  des 
Baues  verspreche.  Dieser  Zwiespalt  bestärkte  die  entscheidenden 
Instanzen  in  ihrer  abwartenden  Haltung;  bei  den  ungeklärten  Ver- 
hältnissen vereinte  sich  mit  dem  Vorteil  des  Rechtes  der  Wahl  auch 
die  Gefahr,  bedeutungsvolle  Kräfte  des  Rheinlandes  dauernd  dem 
öffentlichen  Leben  zu  entfremden. 

ß Von  einem  näheren  Eingehen  auf  die  mehrfach  erwähnten  „Allgemeinen  Be- 
dingungen kann  um  so  eher  abgesehen  werden,  als  überhaupt  auf  die  Anforderungen 
der  Regierung  der  Rheinischen  Eisenbahn  gegenüber  verwiesen  werden  kann,  die  in  der 
Regel  genau  diesen  Normen  entsprachen  (z.  B.  Haftung  der  ersten  Zeichner,  Bahngeld, 
Post,  Enteignungsverfahren,  Konkurrenzausschluß  usw.). 
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Nun  wurde  allerdings  in  Berlin  nicht  mehr  verkannt,  daß 
jetzt  endlich  doch  eine  Entscheidung  kommen  und  daß  die  Gegen- 
sätze durch  ein  Machtwort  gelöst  werden  mußten.  Im  Staats- 
ministerium neigte  die  Mehrheit  zu  einer  Begünstigung  Aachens. 
Man  scheute  das  bevorstehende  wirtschaftliche  und  politische  Über- 
gewicht Kölns  und  wollte  auch  die  anderen  rheinischen  Städte  be- 
rücksichtigen. Rother  und  eine  Minderheit  waren  der  Metropole 
geneigt:  sie  glaubten,  daß  man  die  Gesellschaft,  deren  Hoffnungen 
man  einmal  erweckt,  die  so  vieles  für  den  großen  Zweck  getan 
und  sich  in  letzter  Zeit  so  nachgiebig  erwiesen,  nicht  vor  den 
Kopf  stoßen  dürfe.  Auch  verkannte  man  im  Ministerium  die  Hinder- 
nisse nicht,  die  sich  der  alle  Ansprüche  befriedigenden  Linie  ent- 
gegenstellten, so  daß  zum  mindesten  eine  Verteuerung  des  Unter- 
nehmens um  eine  Million  Taler  gewiß  war.  Nach  langen  Präli- 
minarien fand  die  entscheidende  Sitzung  am  3.  Dezember  statt. 
Hier  wurde  die  modifizierte  weitere  und  kostspieligere  Linie1)  an- 
genommen und  dem  König  ein  Ausgleich  vorgeschlagen. 

Demgemäß  wurde  die  schließliche  Entscheidung  erst  durch  die 
Kabinettsordre  vom  12.  Februar  1837  getroffen.  Doch  war  diese 
endliche  Regelung  des  langen  Streites  in  ihrer  Art  ein  Meister- 
stück, es  gelang,  beide  Parteien  halbwegs  zu  befriedigen.  Den  einen, 
den  Aachenern  nämlich,  fiel  der  tatsächliche  Erfolg,  den  anderen, 
den  Kölnern,  aber  der  Ruhm  des  Siegers  zu.  In  einer  ähnlichen 
Weise,  wie  das  schon  zuvor  von  Bodelschwingh  geraten  hatte, 
gestand  die  Regierung  der  Rheinischen  Eisenbahn  in  Köln 
die  nachgesuchte  Konzession  für  die  Bahn  zur  belgischen  Grenze 
zu,  verlangte  aber,  daß  die  Linie  Düren,  Aachen  und  Burt- 
scheid berücksichtige;  nach  dem  jetzt  abseits  liegenden  Eupen 
sollte  von  Herbesthal  aus  eine  Zweigbahn  führen.  Ferner  wurde 
befohlen,  ,,daß  den  Interessenten  der  in  Aachen  gebildeten  Gesell- 
schaft die  Teilnahme  an  den  Aktien  der  Kölner  Gesellschaft  mit 
einer  angemessenen  Summe  überlassen  und  sowohl  die  Direktion 


i)  Von  den  weniger  bedeutenden  Streitfällen,  die  geschlichtet  werden  mußten, 
war  bemerkenswert  die  Bitte  der  Stadt  Jülich,  unmittelbar  von  der  Bahn  berührt  zu 
werden.  Diese  wurde  von  Herzog  Karl,  dem  kommandierenden  General  des  Gardekorps, 
aus  militärischen  Gründen  unterstützt,  weil  die  Festung  dann  imstande  gewesen  wäre, 
bei  einer  feindlichen  Invasion  dem  Weitermarsch  Halt  zu  gebieten,  doch  hätte  eine  so 
veränderte  Route  eine  zu  große  Abweichung  vom  geraden  Wege  erfordert,  auch  hätte 
man  dann  das  verkehrsreiche,  wichtige  Düren  umgehen  müssen.  Deshalb  und  weil  auch 
die  sonstigen  militärischen  Sachverständigen  in  dem  Bestehen  der  Straßen  und  in  der 
Möglichkeit,  die  Eisenbahnanlagen  nötigenfalls  zu  zerstören,  hinreichende  Garantien 
sahen,  nahm  man  von  diesem  Projekt  Abstand. 


Die  Kabinettsordre  vom  12.  Februar  1837. 
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als  der  Verwaltungsrat  in  der  Weise  organisiert  werde,  wie  es  das 
Interesse  der  ganzen  Gesellschaft  zur  Verhütung  einseitiger  An- 
sichten erfordert“. 

Die  Bestimmungen  im  einzelnen  brachte  ein  am  21.  Februar 
von  Rother  ausgefertigter  Erlaß.  Das  Wichtigste  daraus  war 
das  Folgende:  1.  Es  findet  eine  Kapitalbeteiligung  der  Aachener 
Interessenten  in  der  Form  statt,  daß  ihnen  die  eine  Million  Taler, 
die  durch  die  Abweichung  von  dem  ursprünglichen  (Henzschen) 
Plan  nötig  werden,  und  ferner  der  bisher  der  Regierung  zugedachte 
Betrag  von  200  000  Taler  reserviert  werden,  dergestalt,  daß  also 
die  Kölner  Gesellschaft  1800000  Taler,  die  Aachener  1200000 
Taler  zusammenschießen.  2.  Ihrer  Teilnahme  am  Unternehmen 
angemessen  sollen  die  Aachener  auch  im  Gesellschaftsvorstand  ver- 
treten sein.  Zum  Administrationsrat  sollen  immer  neun  Personen 
aus  Köln  und  Deutz,  neun  aus  Aachen  und  Burtscheid  und  sechs 
ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnort  gewählt  werden.  Von  den 
Direktoren  müssen  zwei  in  Köln-Deutz  und  zwei  in  Aachen-Burtscheid 
ansässig  sein.  Denselben  Beschränkungen  ist  die  Wahl  der  stell- 
vertretenden Administrationsräte  und  Direktoren  unterworfen;  auch 
über  die  jährlichen  Ergänzungswahlen  für  diese  Posten  werden 
die  entsprechenden  ausführlichen  Vorschriften  erlassen.  3.  Es  ist 
von  einem  Ausschuß  der  Generalversammlung  ein  Verwaltungs- 
regulativ auszuarbeiten,  durch  welches  die  Befugnisse  von  Direktion 
und  Administrationsrat  genau  zu  sondern  und  angemessen  zu  regeln 
sind;  es  bedarf  der  staatlichen  Genehmigung.  — Noch  muß  aber 
eine  Generalversammlung  folgen,  durch  welche  die  Erweiterung 
und  Modifikation  der  Statuten  angenommen  werden  muß. 

Auch  hinsichtlich  einiger  minder  erheblicher  Punkte  erfolgten 
weitere  Eröffnungen  Rothers.  So  bestand  die  Regierung  auf  der 
Notwendigkeit  einer  Vereinbarung  mit  der  Post  noch  weiterhin. 
Und  es  wurde  angezeigt,  daß  neuerdings  in  eine  fernere  Beratung 
wegen  des  Vorbehaltes  der  Akquisition  der  Eisenbahn  durch  den 
Staat  und  wegen  der  Amortisation  der  Aktien  eingetreten  werden 
müsse. 

Die  Bedeutung  dieses  Ausganges  wurde  in  den  beteiligten 
Städten  nicht  verkannt.  In  Aachen  jubelte  man  über  den  Erfolg. 
Der  Stadtrat  sprach  am  8.  März  dem  Grafen  Arnim,  der  provi- 
sorischen Direktion  der  Preußisch-Rheinischen  Eisenbahn-Gesell- 
schaft — da  sie  ihre  Schuldigkeit  getan,  löste  sie  sich  jetzt  auf  — - 
und  „insbesondere  dem  würdigen  Präses  derselben“  David  Hanse- 
mann „für  ihre  Umsicht,  Ausdauer,  Kraft  und  Liebe  bei  der  Ver- 
tretung der  städtischen  Eisenbahninteressen  unter  den  schwierigsten 
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Umständen  die  volle  Zufriedenheit  und  Anerkennung“  aus.  Ebenso 
dankte  die  Handelskammer  ihren  Mitgliedern  Hansemann  und 
van  Gülpen  und  sandte  außerdem  dem  Könige  und  dem  Kron- 
prinzen Dankschreiben  mit  dem  Gelöbnis,  im  Sinne  der  Versöhnlich- 
keit und  Eintracht  wirken  zu  wollen.  Und  in  der  Tat  Aachen 
hatte  seinen  tüchtigen  Vertretern,  in  erster  Linie  Hansemann, 
großen  Dank  zu  wissen.  Es  steckte  wenigstens  ein  wahrer  Kern 
in  dem  Worte,  das  Jahrzehnte  später  zu  David  Hansemanns 
Lob  gesprochen  wurde,  ihm  verdanke  man  es,  wenn  jetzt  nicht 
gesagt  werde  Aachen  bei  Kornelimünster,  sondern  Kornelimünster 
bei  Aachen.  — 

Aber  es  folgte  noch  ein  Schlußakt  im  Kampfe  der  Kölner 
und  der  Aachener  Eisenbahninteressenten,  der  jetzt  gemeinsam  der 
Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  angehörenden  Aktionäre. 

Letztlich  beruhte  der  erneut  zutage  tretende  Gegensatz  auf 
der  verschiedenen  Auffassung  der  königlichen  Entscheidung.  In 
Aachen  vertrat  man  die  Meinung,  daß  zwar  der  Kölner  Gesell- 
schaft der  Bau  der  Köln-Herbesthaler  Bahn  übertragen  worden  sei, 
daß  aber  den  Kölnern  nur  der  Name  geblieben,  dagegen  eigent- 
lich der  ganze  Bestand  der  Gesellschaft  so  völlig  geändert  sei, 
daß  man  sie  als  eine  ganz  peue  anzusehen  habe.  Dagegen  war 
man  natürlich  in  Köln  nur  gewillt  zuzugeben,  daß  für  die  alte, 
dem  Namen  und  Wesen  nach  unveränderte  Gesellschaft  einige 
weitere  Bestimmungen  durch  die  Regierung  getroffen  worden  seien. 
In  bezug  auf  Name,  Sitz,  Statuten  der  Gesellschaft  müßten  sich 
die  neuen  Aktionäre  in  die  alte  Ordnung  einfügen. 

Daraus  ergaben  sich  verschiedene,  praktisch  sehr  heikle  Konse- 
quenzen. Zunächst  war  man  geteilter  Meinung  wegen  des  Sitzes 
der  Aktiengesellschaft,  ob  er  grundsätzlich  in  Köln  verbleibe,  oder 
ob  er  auch  wenigstens  zeitweise  in  Aachen  sein  müsse.  Sodann 
behaupteten  die  Aachener,  hinsichtlich  der  Statuten  habe  man  noch 
ganz  freie  Hand  und  könne  sie,  soweit  die  Regierung  zustimmen 
werde,  vollkommen  nach  Wunsch  der  jetzigen  Mehrheit  aufstellen. 
Hauptsächlich  wurde,  und  zwar  vor  allem  von  Hansemann,  an 
dem  bisherigen  Statut  beanstandet,  daß  der  präsidierende  Direktor 
zugleich  der  erste  ausführende  Beamte  sein  sollte.  Hansemann 
wünschte,  daß  als  leitender  Exekutivbeamter  ein  besonderer  Spezial- 
direktor gewählt  werde,  der  der  Direktion  unterstellt  sein  müsse; 
diese  Einrichtung  hatte  sich  bei  den  Aktiengesellschaften,  mit  denen 
Hansemann  bisher  zu  tun  hatte,  sehr  bewährt. 

Über  die  Fragen  mußten  nun  wieder  weitere  mühselige  Unter- 
handlungen einsetzen.  Die  Vorbesprechungen  und  Auseinander- 


Erhöhte  Anstrengungen  von  beiden  Seiten. 
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Setzungen  mit  bisherigen  Gegnern,  gegen  die  man  zum  Teil  Anti- 
pathie und  tiefen  Groll  empfand,  waren  den  Kölner  Gesellschafts- 
organen wohl  der  unangenehmste  Teil  ihrer  Arbeit.  Camphausen 
wurde  mit  der  Empfindung  „des  braven  Pferdes,  das  in  den  Sielen 
stirbt“,  seiner  Aufgabe  gerecht.  Darüber  traten  die  anderen  Arbeiten 
für  den  Bau  ganz  zurück.  Doch  waren  wieder  zwei  Techniker  auf 
der  projektierten  Strecke  beschäftigt.  Auch  versah  Camphausen 
den  bisherigen  Statutenentwurf  mit  den  jetzt  verlangten  Änderungen, 
daß  er  so  von  der  Generalversammlung  angenommen  werde  und 
damit  zur  Geltung  für  die  Gesellschaft  komme1). 

Andere  Mitglieder  des  alten  Kölner  Gesellschaftsvorstandes 
arbeiteten  gleichfalls  mit  letzter  Kraftanstrengung,  um  noch  von 
den  Plänen  zu  retten,  was  zu  retten  war.  Anfangs  März  gingen  der 
Oberbürgermeister  Steinberger  und  der  Bankier  Schnitzler2) 
mit  dem  Hafendirektor  Rennen  als  Abgesandte  des  Rats  und  der 
Handelskammer  nach  Berlin,  um  in  den  Eisenbahnfragen,  neben- 
her auch  in  anderen  damals  gerade  wichtigen  Fragen  — so  wegen 
des  sehr  lebhaften  Streites  mit  der  Steuerbehörde  um  die  Stellung 
des  Staates  zu  dem  Kölner  Freihafen  — eine  für  Köln  günstige 
Regelung  zu  erzielen.  In  Sachen  der  Rheinischen  Eisenbahn  sollten 
sie  sich  bestätigen  lassen,  daß  die  Regierung  eben  nur  die  Rheinische 
Eisenbahn  und  keine  andere  konzessioniert  habe  und  daß  dem- 
nach deren  Statuten  maßgebend  sein  müßten.  Mündlich  und 
schriftlich  klagten  die  Kölner  bei  Rother,  der  Streit  werde  ver- 
ewigt, während  doch  die  Aachener  selbst  Versöhnlichkeit  und  Ent- 
gegenkommen als  die  Voraussetzung  des  Gelingens  der  Unter- 
nehmung bezeichnet  hätten.  Waren  die  Kölner  Deputierten  auch 
mit  dem  Empfang,  den  sie  in  Berlin  fanden,  zufrieden,  so  konnten 
sie  doch  keine  sicheren  Zusagen  mit  nach  Hause  bringen. 

Auch  die  Aachener  taten  alle  schon  bekannten  Schritte  für 
einen  letzten  völligen  Erfolg.  Als  ein  Hilfsmittel  in  dem  Wettlaufe 
kann  man  auch  das  Buch  Hansemanns  vom  Frühjahr  1837 
„Die  Eisenbahnen  und  deren  Aktionäre  in  ihrem  Verhältnis  zum 
Staat“  (Leipzig  und  Halle)  bezeichnen,  als  solches  wurde  es  wenigstens 
von  den  Gegnern  des  Verfassers  betrachtet.  Hier  erörterte  Hanse- 


1)  Den  Aktionären  wurden  die  Statuten,  in  ihrer  nach  und  nach  veränderten 
Gestalt  (vom  25.  Juli  1835,  27.  April  1836,  mit  den  Modifikationen  vom  21.  Februar  1837) 
übersichtlich  nebeneinander  gestellt,  überreicht. 

2 ) Außer  zahlreichen  Korrespondenzen  der  Vertreter  ist  auch  ein  ganz  genaues 
Tagebuch  Steinbergers  über  die  Reise  vorhanden,  dessen  interessante  Angaben  hier  nur 
zum  kleinen  Teil  benutzt  werden  konnten. 
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mann  alle  die  großen  Eisenbaiinfragen,  die  schon  lange  die  Zeit 
bewegten  und  besonders  diejenigen,  welche  sich  neuerdings  aus 
der  Rechtsstellung  der  Eisenbahnen  ergaben,  sachverständig  und 
erschöpfend,  ohne  irgendwie  direkt  gegen  die  Kölner  Gesellschaft 
zu  polemisieren.  Es  ist  daher  sicher  nicht  richtig,  diese  Arbeit 
als  reine  Streitschrift  ohne  jeden  dauernden  Wert  anzusprechen; 
aber  ebenso  sicher  schimmern  bei  den  Betrachtungen  im  Hinter- 
grund die  rheinischen  Eisenbahnangelegenheiten  durch;  möglich, 
ja  wahrscheinlich  ist  es  auch,  daß  Hansemann  glaubte,  durch  eine 
solche  objektiv  gehaltene  Schrift  zugleich  den  subjektiven  Zielen 
der  Aachener  Eisenbahninteressen  am  besten  zu  dienen1).  Als 
den  leitenden  Gedanken  kann  man  vielleicht  die  Stärkung  des 
Staatseinflusses  bei  den  Eisenbahnen  ansehen.  Falls  der  Staat  nicht 
selbst  den  Bau  und  Betrieb  der  Bahnen  übernimmt,  so  soll  er  sich 
zum  mindesten  doch  alle  wichtigen  Entscheidungen  Vorbehalten. 
Er  soll  die  Tarifwillkür  hindern,  alle  Interessen,  die  irgend  zu  er- 
reichen, mit  aufnehmen,  sorgfältig  bei  Konkurrenzunternehmungen 
seinen  Vorteil  suchen,  vor  allem  die  Konzession  nicht  übereilen. 
„Die  Staatsregierung  erteile  die  Konzession  oder  auch  die  Zusage 
einer  Konzession  nicht  eher,  als  bis  die  Bedingungen  der  Kon- 
zession, insbesondere  auch  die  Richtungslinien  festgestellt  sind;  bis 
dahin  erhalte  sie  die  Konzession  frei,  damit  die  für  das  öffent- 
liche Wohl  vorteilhaftesten  Bedingungen  erreicht  werden.  . . .“  — 

Auf  den  Wunsch  Hansemanns  und  der  anderen  Aachener 
Führer  erfolgten  im  März  (12.)  mit  den  leitenden  Kölner  Männern 
Vorbesprechungen  über  die  Modalitäten  der  Vereinigung  für  die 
demnächst  stattfindende  Generalversammlung;  wie  vorauszusehen, 
waren  sie  erfolglos. 

Über  diese  Zusammenkunft  geben  einige  Briefe  Camphausens 
Auskünfte,  die  zeigen,  wie  der  Kampf  um  die  Sache  sich  zu  einer 
persönlichen  Gegnerschaft  zu  verschärfen  begann,  so  daß  die  in 
den  Briefen  enthaltenen  subjektiven  Urteile  nur  als  aus  solcher 
Stimmung  hervorgegangen  zu  bewerten  sind. 

In  einem  Brief  an  Steinberger  nach  Berlin  vom  21.  März 
findet  sich  folgender  — auch  für  die  Charakteristik  der  damaligen 


i)  Eine  eingehende  Wiedergabe  des  Inhalts  ist  an  dieser  Stelle  nicht  möglich. 
Einzelnes  ist  im  r.  Kapitel  mitgeteilt  worden.  Die  Schrift  zerfällt  in  vier  Hauptabschnitte : 
x.  Leistungen  der  Eisenbahnen,  2.  Staatswirtschaftlicher  und  politischer  Wert  der  Eisen- 
bahnen, 3.  Bau  der  Eisenbahnen  für  Rechnung  des  Staates,  4.  Anlage  der  Eisenbahnen 
durch  Privatgesellschaften.  Im  Anhang  wurden  dem  Buch  die  Statuten  der  Preußisch- 
Rheinischen  und  der  Rheinischen  Eisenbahn  beigegeben,  gewissermaßen  als  Musterbei- 
spiele, wie  man  es  machen  und  wie  man  es  nicht  machen  solle. 


Camphausen  und  Hansemann. 
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Standesbegriffe  interessante  — Passus:  „Hansemarin  entwickelte, 
daß  nach  ihrem  Statut  der  „Spezialdirektor“  die  Seele  des  Ge- 
schäfts sein  solle:  er  äußerte  die  Meinung,  daß  ich  die  Seele  des 
Geschäfts  bleiben  möge  und  resümierte,  daß  er  mir  die  Stelle  des 
Spezialdirektors,  d.  h.  des  ersten  Kommis  einer  Aktiengesellschaft, 
zudenke.  Diese  grenzenlose  Imperitinenz  empörte  mich  aufs  äußerste 
und  ich  gab  dem  Herrn  Hansemann  in  herben  Worten  mein 
Erstaunen  zu  erkennen,  wie  er  zu  der  beleidigenden  Supposition 
komme,  daß  derselbe,  der  es  im  August  1835  verschmähte,  die 
Sozietät  durch  einen  Kontrakt  zu  binden,  dessen  Bedingungen  er 
damals  diktieren  konnte,  freiwillig  von  seiner  Stellung  in  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  herabsteigen  werde,  um  der  besoldete  Kommis 
einer  Aktiengesellschaft  zu  werden.“ 

In  derselben  Stimmung  schrieb  Camphausen  am  24.  März 
an  Schnitzler1)  über  Hansemann,  dem  er  am  12.  zum  ersten 
Male  persönlich  gegenübergestanden , unter  anderem:  „Dieser 
Wollhändler  sitzt  dick  in  der  Wolle  und  man  muß  seiner 
Energie,  seiner  Ausdauer,  seinen  ungeheueren  Erfolgen  Respekt 
zollen.  Seine  persönliche  Bekanntschaft  hat  nicht  den  angenehmen 
Eindruck  auf  mich  gemacht,  den  ich  mir  davon  versprach.  Ich 
fürchte,  er  gehört  zu  denjenigen  Charakteren,  die  nur  nach  dem 
Ziele  sehen,  nicht  nach  dem  Wege,  auf  dem  sie  zum  Ziele  ge- 
langen. Dieses  Mannes  Freund  zu  sein,  würde  ich  für  gefährlich 
achten.  Jener  Adel  der  Gesinnung,  der  über  den  Erfolgen  steht, 
ist  ihm  fremd Daß  Hansemanns  Buch  dort  Anklang  ge- 

funden, begreife  ich.  Es  ist  gerade  geschickt  genug  geschrieben, 
um  Uneingeweihten  die  bare  Verfolgung  persönlicher  Zwecke  zu 
verbergen.  Wenn  ich  Zeit  und  Lust  zu  einer  Beleuchtung  hätte, 
so  möchten  die  zusammengeflickten  alten  Lappen  auseinanderfallen 
und  wenig  übrig  lassen.“ 

Aus  der  Auseinandersetzung  teilte  Camphausen  noch  weiter 
die  Antwort  mit,  die  er  Hansemann  und  dem  Aachener  Re- 
gierungsrat Ritz  wegen  des  Statuts  der  Preußisch-Rheinischen  Ge- 
sellschaft gegeben.  Er  habe  ganz  freundlich  gesagt,  „er  halte  ihr 
Statut  für  das  schlechteste  Machwerk,  welches  ihm  jemals  vorge- 
kommen, halte  es  für  ein  Ding,  das  sich  zwar  lesen  lasse,  dem 
aber  alle  praktische  Brauchbarkeit  abgehe“.  Dies  rühre  daher, 
weil  immer  nur  an  den  Kölner  Grundsätzen  Verbesserungen  und 
Milderungen  vorgenommen  worden  seien,  um  bei  einer  Vergleichung 
obzusiegen. 


P Bereits  gekürzt  abgedruckt  bei  Nottbrock:  Geschichte  der  Familie  Schnitzler,  S.  62. 
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Bei  solchen  Gegensätzen  wurde  von  den  Kölnern  ein  weiteres 
Verhandeln  als  aussichtslos  betrachtet  und  abgelehnt.  Für  Anfang 
April,  so  berichtet  Camphausen,  fragten  die  Aachener  aufs 
neue  wegen  eines  Termins  zur  Aussprache  in  Jülich  an,  sie  nannten 
ihre  Hauptwünsche  und  baten  um  eine  Beratung,  „wenn  eine  wesent- 
liche Meinungsverschiedenheit  nicht  mehr  stattfände“.  Das  war 
freilich  nach  der  Meinung  des  Vorstandes  der  Kölner  Gesellschaft 
ein  wenig  viel  verlangt. 

Die  Differenzpunkte  wurden  nicht  aus  der  Welt  geschafft. 
Soweit  die  Streitigkeiten  nicht  durch  Rother  erledigt  werden 
würden,  hatte  also  die  Generalversammlung  der  nun  zu  vereinigen- 
den Gesellschaften  darüber  zu  entscheiden.  Den  gegnerischen 
Führern  erwuchs  daraus  eine  doppelte  Aufgabe;  einmal  mußten  sie 
suchen,  die  Meinung  des  Ministeriums  günstig  zu  beeinflussen  und 
dann,  die  Mehrheit  der  demnächst  beschließenden  Aktionäre  zu 
gewinnen. 

Für  die  erste  Aufgabe  veranlaßte  die  alte  Gesellschaft  neben 
der  Entsendung  der  beiden  Kölner  Vertreter  nach  Berlin  die 
Befürwortung  ihrer  Wünsche  durch  den  Regierungspräsidenten 
Ruppenthal. 

Ferner  wurde  auf  den  6.  Mai  eine  Generalversammlung  der 
bisherigen  Aktionäre  der  Rheinischen  Eisenbahn  angesagt,  der  dann 
eine  Generalversammlung  aller  Aktionäre  der  erweiterten  Gesell- 
schaft folgen  sollte.  Am  27.  April  aber  fand  noch  eine  Vor- 
besprechung der  Kölner  Aktionäre  für  die  Generalversammlung 
vom  6.  Mai  statt.  Über  ihren  Verlauf  unterrichtet  die  Erzählung 
von  Wittgensteins  in  einem  Brief  an  den  nach  der  Heim- 
kehr Schnitzlers  und  Rennens  allein  in  Berlin  zurückbleiben- 
den Kölner  Oberbürgermeister  (vom  1.  Mai):  „Wir  haben  in- 
zwischen nicht  aufgehört,  in  Eisenbahnangelegenheiten  Ärger  aller 
Art  zu  verschlucken.  Während  die  Aachener  ihre  Unverschämtheit 
ins  Unglaubliche  getrieben,  und  in  ihrer  Generalversammlung  vom 
26.  April  unter  Schmähungen  aller  Art  sogar  gedroht  haben,  sofort 
nach  dem  6.  Mai,  wenn  wir  uns  nicht  ganz  ihren  Befehlen  fügen 
werden,  die  Generalversammlung  ihrerseits  zu  berufen,  und  die 
vom  Gouvernement  gewünschte  Vereinigung  ohne  weiteres  und  mit 
Ausschließung  aller  Andersdenkenden  und  Nichterscheinenden  zu 
vollziehen  — muß  Camphausen  auch  noch  die  Kränkung  er- 
leben, in  der  besprechenden  Versammlung  der  hiesigen  Aktionäre 
von  Nierstraß x)  und  Oppenheim  in  einer  Weise  angegriffen 


1)  Ein  bekanntes  Mitglied  des  Kölner  Stadtrates  und  der  Handelskammer. 


Die  Kölner  Generalversammlung  /vom  6.  Mai  1837. 
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zu  werden,  welche  alles  bisher  Erlebte  weit  hinter  sich  läßt.  Sie 
wissen,  wie  Nierstraß  dreinfährt,  und  brauche  ich  Ihnen  also 
nicht  zu  versichern,  daß  es  arg  war  — und  wie  leid  es  uns  allen 
tun  mußte : in  Köln  selbst  das  Ärgste  zu  vernehmen.  Ich  glaube, 
daß  es  Nierstraß  später  bereut  hat,  so-  unbesonnen  gewesen 
zu  sein,  aber  das  Geschehene  läßt  sich  doch  nicht  ungeschehen 
machen.  Oppenheim  ist  sich  treu  geblieben1).  Er  ließ  an 
unserer  Handlungsweise  kein  gutes  Haar  und  das  Aachener  Verfahren 
war  überall  ein  angemessenes  gewesen,  welches  das  Gouvernement 
mit  Wohlgefallen  erfüllt  habe.  — Her  eigentliche  Zweck  der  hiesigen 
Besprechung  ist  übrigens  dennoch  erreicht  worden:  Hier  wird  bis 
auf  Oppenheim  an  dem  Grundsätze,  daß  die  hiesige  Gesell- 
schaft mit  ihrem  hiesigen  Domizil  Bestand  behalten  habe,  festge- 
halten und  diese  Frage  dem  Wechselfalle  einer  Abstimmung  nicht 
unterworfen.  — Im  übrigen  lassen  wir  das  Statut  zerschneiden  und 
zerhacken,  wie  sie  wollen.  . . . Wenn  unter  diesen  Verhältnissen 
Friede  zu  halten,  ist,  so  wird  er  gehalten,  sonst  gibt  es  Prote- 
station de  part  et  d’autre “ Der  Brief  endigt  mit  der  Er- 

munterung, alle  Kräfte  dahin  zu  verwenden,  daß  die  Gesellschaft 
erhalten  und  ihr  Sitz  in  Köln  bleibe.  „Dann  wird  sich  am  Ende 
noch  alles  ausgleichen  und  nach  io  Jahren  wird,  wie  ich  über- 
zeugt bin,  kein  Mensch  mehr  von  dem  jetzigen  Unsinn  träumen.  — 
Viel  Herzliches  von  Camphausen,  mein  guter  Freund;  dieser 
tüchtige,  brave  Mann  verdient  wahrlich  unsere  ganze  Hochschätzung 
und  Liebe.  Gott  gebe,  daß  die  Zeit  nicht  mehr  fern  liege,  wo 
es  allgemein  anerkannt  wird,  was  er  gewollt  und  geschaffen  hat.“ 

Am  6.  Mai  fand  die  letzte  Generalversammlung  der  Rheinischen 
Eisenbahngesellschaft  vor  ihrer  Ausdehnung  und  Umgestaltung  statt. 
Es  galt,  die  Vorbereitungen  für  den  Zutritt  aus  den  Reihen  der 
Mitglieder  der  Preußisch  - Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  zu 
treffen.  Im  Namen  der  Direktion  hielt  hier  Camphausen  einen 
ausführlichen  Vortrag  über  das  allmähliche  Fortrücken  und  den 
damaligen  Stand  der  Vorarbeiten.  Gleich  an  die  Spitze  seiner  Aus- 

ß Oppenheim,  dessen  Tätigkeit  in  diesem  und  in  anderen  Briefen  scharf  kritisiert 
wurde,  sahen  die  Direktoren  als  das  Haupt  der  Opposition  in  Köln  an.  Camphausen  emp- 
fand seine  Gegnerschaft  bitter  und  vermutete  (Brief  vom  25.  März  1839),  daß  Oppenheim 
die  verdächtigenden  Artikel  in  öffentlichen  Blättern  veranlaßt  habe,  daß  er  nach  Berlin 
gereist  sei,  um  die  Behörden  gegen  die  Gesellschaft  einzunehmen;  daß  er  versucht  habe, 
auf  den  Kurs  der  Aktien  zu  drücken,  indem  er  fortwährend  ihr  einziger  Verkäufer  ge- 
blieben sei.  Selbst  der  Vorwurf  blieb  ihm  nicht  erspart,  daß  er  als  Aktionär  und  Ver- 
waltungsmitglied der  Kölnischen  Gesellschaft  die  Bildung  einer  zweiten  Gesellschaft  be- 
trieben und  seinen  Korrespondenten  empfohlen  habe,  ihre  Kölner  Aktien  zu  verkaufen 
und  dafür  Aachener  zu  zeichnen. 
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führungen  setzte  er  die  Erklärung,  dasselbe  Streben,  das  die  Direktion 
jahrelang  beseelte,  die  Eisenbahn  ins  Leben  zu  rufen,  bringe  sie 
jetzt  zu  dem  Entschluß,  auszuscheiden,  um  „die  Gegenwart  an  die 
Zukunft  zu  reihen,  ohne  der  Vergangenheit  zu  gestatten,  mit  stören- 
den Eindrücken  dazwischen  zu  treten.“  Nachdem  die  Aachener  Ge- 
sellschaft Beschlüsse  hervorgerufen  und  veröffentlicht  habe,  worin 
sich  die  Vermutung  kundgebe,  daß  eine  Vereinbarung  über  die 
Statuten  mit  anderen  Kölner  Aktionären  leichter  Zustandekommen 
würde,  „sind  einmal  die  Verhandlungen  mit  uns  erschwert,  und 
zum  anderen  erachten  wir  es  für  angemessen,  selbst  den  Schein 
zu  vermeiden,  als  ob  unsere  Persönlichkeit  das  Werk  der  Ver- 
einigung hemmen  könne“.  Trotz  der  notwendig  gewordenen  Routen- 
änderung und  der  damit  verbundenen  Mehrausgaben  dürfe  man  „un- 
bedenklich an  der  Überzeugung  festhalten,  daß  die  Unternehmung 
fortwährend  zu  den  versprechendsten  bis  jetzt  in  Deutschland  in 
Vorschlag  gekommenen  gehöre  und  selbst  bei  steigendem  Kapital- 
bedarf nie  auf  den  Rang  mancher  anderen  herabsinken  werde, 
deren  Aktien  man  mit  20 — 30  0/0  Aufgeld  bezahle.  Für  die  künftige 
Direktion  erhoffe  Camphausen  aus  vollstem  Herzen , daß  sie 
„den  landesväterlichen  Absichten  des  gütigsten  der  Könige  zu  ent- 
sprechen, redlich  und  umsichtig  bestrebt  sein  werde,  und  daß  es 
ihr  gelingen  werde,  die  für  die  Belebung  der  Gewerbsamkeit  und 
für  die  Beförderung  des  Wohlstandes  der  Provinz  so  verheißungs- 
volle Anlage  zur  raschen  Ausführung  zu  bringen“.  Für  die  ab- 
tretende Direktion  erklärte  er,  daß  sie  auch  jetzt  nicht  in  dem 
Falle  sei,  für  ihre  Bemühungen  eine  Geldentschädigung  anzu- 
nehmen 1).  — Im  übrigen  ging  Camphausens  Streben  dahin, 
der  Versammlung  zu  beweisen,  daß  vom  König  die  Rheinische 
Eisenbahngesellschaft  keineswegs  aufgelöst  worden  sei,  „noch 
weniger  habe  des  Königs  Majestät  befohlen,  daß  eine  neue  Gesell- 
schaft sich  bilde  und  daß  für  den  Abschluß  ihres  Vertrages  die 
allgemeinen  Gesetze  über  Gesellschaftsverträge  außer  Kraft  treten 

Camphausen  selbst  hatte,  als  der  Administrationsrat  zum  ersten  Male  zusammen- 
trat, am  25.  August  1835,  bei  seiner  Wahl  zum  Direktor  gleich  erklärt,  daß  er  die  Wahl 
nur  unter  der  Bedingung  annehme,  daß  der  Administrationsrat  den  Abschluß  eines  Kon- 
traktes mit  ihm  bis  zur  Genehmigung  der  Gesellschaft  durch  das  Gouvernement  verschiebe. 
Er  weigerte  sich  damit,  irgend  eine  Vergütung  für  seine  Dienste  anzunehmen.  Mit  Recht 
konnte  Camphausen  sich  später  darauf  berufen,  wenn  überhaupt  ein  Vertrag  bestehe,  so 
sei  es  ein  Löwenvertrag,  er  habe  seine  günstige  Position  dazu  benutzt,  dem  Administra- 
tionsrat die  Macht  zu  lassen,  dann,  wenn  alle  Hindernisse  überstiegen  seien,  wenn  sich 
Direktoren  in  Menge  darbieten  würden,  einen  anderen  zu  erwählen.  Nebenbei  bemerkt 
beliefen  sich  die  gesamten  Ausgaben  des  vorbereitenden  Gesellschaftsvorstandes  auf 
3968  Taler,  darunter  Remuneration  für  Henz  und  für  Hirte  je  300  Taler. 


Der  Sitz  der  Direktion. 
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sollten“.  Im  Einverständnis  mit  der  Versammlung  wurde  der  Termin 
für  die  nächste  Generalversammlung  festgesetzt  und  die  Direktion 
beauftragt,  die  Einzeichnungen  der  Interessenten  der  Preußisch- 
Rheinischen  Gesellschaft  für  die  Summe  von  i 200  000  Taler  zu 
veranlassen.  Was  den  Wunsch  der  Direktion  anbelangt,  die  Ämter 
niederzulegen,  so  suchte  die  Versammlung  vergebens,  sie  davon 
abzubringen.  Schließlich  überließ  man  die  Frage  der  Demission 
und  der  Neubesetzung  dem  Administrationsrat  zur  vorläufigen  Er- 
ledigung 1). 

Das,  was  von  Wittgenstein  in  dem  oben  angeführten  Brief 
für  das  Wesentlichste  gehalten,  wurde  nun  auch  in  kurzem  für 
die  Gesellschaft  gewonnen.  In  der  Frage  nach  dem  Sitz  der 
Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  allein  erfolgte  eine  obrigkeitliche 
Entscheidung,  am  18.  Mai.  Auf  den  Bericht  des  Ministeriums  hin, 
dem  auch  der  Kronprinz  zugestimmt  hatte,  sollte  Köln  der  Nieder- 
lassungsort der  Gesellschaft  bleiben,  aber,  so  hieß  es,  um  in  Aachen 
nicht  allzusehr  anzustoßen,  weiter,  es  solle  dadurch  „weder  für  die 
Gesellschaft  selbst,  noch  für  die  Stadt  Köln  ein  rechtsbegründender 
Anspruch  auf  den  beständigen  Sitz  der  Direktion“  daselbst  erworben 
werden.  — Sonst  aber  war  das  Ministerium  jetzt  bereit,  den  ver- 
einten feindlichen  Brüdern  ohne  alle  Verzögerung  die  Konzession 
erteilen  zu  lassen.  Nur  ein  allgemeiner  Vorbehalt  sollte  die  Rechte 
der  Regierung  sichern. 


J)  Daß  die  Absicht  der  Direktion  zurückzutreten  nicht,  wie  später  die  Gegner 
sagten,  bloß  vorgegeben  wurde,  und  welcher  Art  Camphausens  Eindrücke  waren,  das 
geht  aus  einem  Schreiben  des  „lange  gequälten  Mannes,“  wie  er  sich  selber  nannte,  an 
Steinberger  nach  Berlin  (vom  8.  Mai)  hervor:  „Der  6.  Mai  ist  vorüber  und  ich  habe 
gestern  schon  zweimal  einen  Brief  an  Sie  begonnen,  um  Ihnen  eine  flüchtige  Nachricht 
zu  geben,  bin  aber  jedesmal  verhindert  worden,  fortzufahren.  Für  den  Fall  die  hiesige 
Zeitung  zufällig  noch  nicht  an  Sie  gelangt  sein  sollte,  lege  ich  Ihnen  einen  Abdruck 
meines  Vortrages  bei.  Ich  hoffe,  Sie  werden  mich  loben,  daß  ich  allen  Grimm  verbissen, 
alle  Kränkungen  vergessen  und  alle  Schmach  hingenommen  habe.  Erst  kurz  vorher  war 
ich  bis  zu  dieser  Resignation  hinangestiegen.  Der  eigentliche  compte  rendu  war  bereits 
fertig  und  ist  kassiert  worden. 

Unser  Entschluß,  am  6.  auszuscheiden,  war  wirklich  motiviert,  aber  auch  daraus 
hervorgegangen,  daß  in  dem  mit  teuflischen  Mitteln  neu  eröffneten  Kampfe  meine  Ge- 
sundheit völlig  zusammenzustürzen  drohte.  Die  ablehnenden  Diskussionen  über  diesen 
Punkt  währten  in  der  Generalversammlung  eine  Stunde  lang.  Gestern  versammelten 
wir  den  Administrationsrat  und  auch  dieser  weigerte  bestimmt,  eine  andere  Wahl  vor- 
zunehmen, so  daß  unsere  Hoffnung,  die  Fesseln  abzuschütteln,  gescheitert  ist. 

Eines  aber  haben  wir  durch  die  letzten  Verhandlungen  erreicht,  nämlich  unsere 
Anerkennung  von  dem  kölnischen  Publikum  und  eine  allgemeine  Harmonie  in  Köln  selbst. 
Es  gibt  jetzt  keine  Feinde  der  Direktion  in  Köln  mehr,  und  die  heimtückischen  Insi- 
nuationen ....  haben,  wenigstens  vor  der  Hand,  alle  Einwirkung  verloren " 
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So  lag  denn  noch  die  Entscheidung  der  anderen  Punkte  bei 
der  ersten  Generalversammlung.  Man  erwartete  sie  mit  allseitiger 
Spannung.  Die  Frage,  ob  die  Gesellschaft  als  eine  Fortsetzung  der 
bisherigen  oder  als  eine  neue  und  neu  zu  organisierende  zu  be- 
trachten sei,  war  nach  und  nach  immer  mehr  zu  einem  Gegen- 
satz der  beiden  leitenden  Männer  Camphausen  und  Hansemann 
geworden.  Es  war  zugleich  die  Frage,  wessen  Einfluß  künftig 
den  Ausschlag  geben  sollte,  die  in  der  Generalversammlung  zur  Er- 
ledigung kam.  Dabei  konnte  man  wohl  von  Anfang  an  die  bessern 
Chancen  auf  Hansemanns  Seite  vermuten. 

Camphausen:  vertrat  seine  Sache  fast  widerwillig,  unmutig, 
um  sie  eben  pflichtgemäß  zur  Erledigung  zu  bringen.  Es  war  be- 
kannt, daß  er  von  vielen  Seiten  in  den  Vorhergehenden  Besprechungen 
ersucht  worden  war,  doch  auch  hinfort  den  Posten  des  ersten 
Direktors  zu  übernehmen,  aber  allen  diesen  Bitten,  die  noch  zuletzt 
von  Pastor  und  Wagner  aus  Burtscheid  in  dringenden  Worten 
wiederholt  worden  waren,  hatte  er  sich  verschlossen. 

Hansemann  dagegen  setzte  seine  ganzen  reichen  Gaben 
für  den  Erfolg  ein,  ermutigt  und  gehoben  durch  die  glücklichen 
Ergebnisse  seiner  bisherigen  Tätigkeit  in  der  Eisenbahnfragei  und 
nicht  nur  einhellig  unterstützt  von  seinen  Mitbürgern  aus  Aachen, 
sondern  auch  von  einem  guten  Teil  der  Kölner  Aktionäre.  Denn 
die  bisherigen  Mißerfolge,  Kliquengegensätze,  verletzte  Eitelkeiten 
hatten  hier  ja  schon  seit  langem  den  Boden  unterwühlt,  auf  dem 
das  Unternehmen  stand.  Die  Feindschaften  waren  natürlich  ent- 
gegen Camphausens  Meinung  auch  nach  dem  27.  April  nicht 
beseitigt  worden. 

Die  erste  Generalversammlung1)  der  Rheinischen  Eisenbahn- 
gesellschaft in  ihrer  nunmehr  erweiterten  Form  tagte  vom  31.  Mai 
bis  zum  8.  Juni  1837  zu  Köln  unter  dem  Vorsitz  des  Kölner  Ober- 
bürgermeisters. Sie  sollte  den  Abschluß  der  Tätigkeit  der  bisher 
führenden  Kölner  Männer  bilden. 

Camphausen  leitete  die  Versammlung  am  31.  Mai  durch 
eine  warmherzige  und  versöhnliche  Ansprache  ein.  Er  vermied  es 
auch  nicht,  auf  den  nun  beendigten  Kampf  einzugehen,  aber  die 
Art,  wie  er  es  tat,  zeugte  von  seiner  vornehmen  Gesinnung.  Das 
Ende  des  Kampfes,  so  führte  er  aus,  war  nicht  „der  Sieg,  sondern 
der  Friede,  dargestellt  in  einer  Bahnlinie,  welche,  wie  gehofft  wird, 
ohne  gegenseitige  Gefährdung  beinahe  alle  die  Interessen  wieder 
verschlungen  hat,  deren  Vereinigung  im  Mai  1833  angebahnt 


1)  Vergl.  auch  die  Camphausen,  und  Hansemannbiographien. 
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wurde.  — Möge  denn  auch  die  Gesellschaft,  wie  sie  in  der  Bahn- 
linie den  Frieden  gefunden,  fortschreiten,  einig  und  stark“.  Camp- 
hausen gab  dann  einen  Überblick  über  die  zu  behandelnden 
Fragen,  wobei  er  betonte,  daß  die  Basis  dafür  das  bisherige,  im 
wesentlichen  von  der  Regierung  akzeptierte  Statut  zu  bilden  habe. 
Auf  den  Antrag  Hansemanns  wurde  sodann  ein  Ausschuß  er- 
nannt, der  die  erforderlich  scheinenden  Abänderungen  am  Statut 
beraten  und  vorbereiten  sollte.  Nach  einigem  Hin-  und  Herüber- 
legen kam  diese  Kommission  auf  die  Weise  zustande,  daß  Hanse- 
mann und  Camphausen  gemeinsam  18  Mitglieder  aus  dem 
Kreis  der  Aktionäre  vorschlugen,  die  von  der  Versammlung  durch 
Zuruf  bestätigt  wurden.  Dieser  Ausschuß,  der,  wie  man  geglaubt 
hatte,  seine  Verhandlungen  würde  in  einem  Tage  beendigen  können, 
beriet  unter  dem  Vorsitz  des  Landgerichtspräsidenten  von  Oppen 
vom  Nachmittag  des  31.  Mai  ab  bis  zum  5.  Juni.  Entscheidend 
war  gleich  die  Art,  wie  der  Ausschuß  an  seine  Arbeit  heranging : 
im  Gegensatz  zu  Camphausen  und  der  Mehrheit  der  Kölner 
Mitglieder  beschloß  man  nach  lebhafter  Auseinandersetzung  nicht 
von,  dem  bestehenden,  sondern  von  einem  von  Hansemann  aus- 
gearbeiteten Statut  auszugehen,  da  man  das  von  Ruppenthal 
und  Camphausen  verfaßte  ja  schon  kenne.  Es  handle  sich 
jetzt,  so  sagte  man  wieder,  „um  eine  gänzlich  veränderte  Gesell- 
schaft, welche  ihre  Statuten  zu  entwerfen  und  darüber  zu  beschließen 
habe“;  nur  in  der  Reihenfolge  der  zu  besprechenden  Bestimmungen 
also  einem  nebensächlichen  Punkte  — hielt  man  sich  auf 
den  Wunsch  von  Oppens  bei  der  Erörterung  des  Hansemann- 
schen  Entwurfs  an  das  Kölner  Statut.  So  konnte  auch  hier  für 
Köln  der  Name  gerettet  und  von  einer  Änderung  der  alten  Statuten 
gesprochen  werden,  wo  in  Wirklichkeit  ganz  neue  an  ihre  Stelle 
gesetzt  wurden.  Bei  der  näheren  Diskussion  blieben  die  Divergenzen 
in  den  Grundanschauungen  bestehen.  Dabei  wurde  in  allen  wich- 
tigen Fragen  die  Regelung  der  Hansemannschen  Statuten  ange- 
nommen. Die  Kölner  Minorität  wurde  überstimmt,  Hansemann 
und  der  Steuerrat  Hauchecorne  aus  Aachen  besorgten  die 
Redaktion  des  so  revidierten  Entwurfs. 

Am  Vormittag  des  5.  Juni  setzte  die  Beratung  des  Plenums 
wieder  ein,  Präsident  von  Oppen  legte  hier  das  Resultat  der 
Ausschußverhandlungen  vor,  nicht  ohne  die  Unzuträglichkeiten  zu 
betonen,  die  sich  seines  Erachtens  aus  der  Annahme  der  ganz 
neuen,  noch  nicht  genau  zu  übersehenden  Statuten  ergeben  würden. 
Auch  er  drückte  den  Wunsch  aus,  es  möge  walten  in  der  Ver- 
sammlung, „die  gleichsam  den  Grundstein  eines  Hauses  lege,  das 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  11 
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für  zwei  Städte,  ja  für  ganze  Völker  Raum  habe,  der  Friede!“ 
Nach  zum  Teil  sehr  heftiger  Debatte  über  die  Art  der  Diskussion, 
über  die  Befugnisse  der  Generalversammlung  und  über  die  Art 
der  Abstimmung  wurde  auch  hier  der  aus  drei  Abschnitten  und 
83  Paragraphen  bestehende  Statutenentwurf  mit  kleinen,  hier  eben- 
falls nicht  mehr  zu  besprechenden  Änderungen  bestätigt.  Damit 
hatte  Hansemann  auf  der  ganzen  Linie  gesiegt. 

Unmittelbar  an  diese  Verhandlungen  schlossen  sich  die  Wahlen 
für  die  Direktion  und  den  Administrationsrat  an.  Statutenmäßig 
waren  sechs  Direktoren  zu  wählen;  diese  Wahlen  fielen  auf  L.  Camp- 
hausen, H.  von  Wittgenstein  und  Abraham  Oppenheim  aus  Köln; 
Ph.  H.  Pastor  aus  Burtscheid,  Hansemann  und  van  Gülpen  aus 
Aachen.  Wittgenstein  und  Camphausen  waren  entschlossen,  diese 
Posten  nicht  anzunehmen.  Pastor,  der  sich  vorgenommen  hatte,  nur 
zusammen  mit  Camphausen  in  die  Direktion  einzutreten,  erklärte 
bald  darauf,  daß  er  ebenfalls  die  Wahl  ablehne.  Zwar  hatte 
sich  Camphausen  noch  nach  bestem  Wissen  an  der  Beratung  der 
Statuten  seines  Gegners  beteiligt,  aber  sich  für  alle  Zeit  an  ent- 
scheidender Stelle  im  Dienst  des  seinen  Händen  entglittenen  Unter- 
nehmens zu  betätigen,  das  ging  über  seine  Kraft. 

Vor  der  Wahl  hatte  Camphausen  von  Oppen  beiseite 
genommen  und  ihm  die  Weisung  gegeben,  an  seiner  Stelle  die 
Ablehnung  der  Versammlung  mitzuteilen,  wenn  er  gewählt  werde. 
Bei  der  einstimmig  erfolgenden  Wahl  hatte  die  Spannung  ihren 
Höhepunkt  erreicht.  Von  Oppen  verlas  in  Abwesenheit  Camp- 
hausens dessen  Ablehnungs-  und  Abschiedsschreiben,  in  dem  er 
für  das  ehrenvolle  Vertrauen  dankte,  aber  auf  feine  weitere  Geschäfts- 
führung erklärte  verzichten  zu  wollen.  Seine  Tätigkeit  sei  eine- 
provisorische gewesen,  nun  sei  die  Gesellschaft  dauernd  begründet, 
erprobte  Kräfte  seien  bereit,  die  letzte  Hand  anzulegen,  um  die 
Vorbereitungen  zu  dem  bald  beginnenden  Werke  zum  Schluß  zu 
führen,  Gelingen  oder  Mißlingen  sei  in  keiner  Weise  mehr  an 
seine  Persönlichkeit  geknüpft.  Gesundheitliche  Rücksichten  nötigten 
ihn,  nach  den  erregenden  Vorgängen  der  letzten  Zeit  sowie  nach 
der  Last  der  Arbeit  und  der  Verantwortlichkeit  nun  in  ruhiger 
Zurückgezogenheit  zu  leben.  „Ich  hoffe  und  bitte,  daß  meine  Mit- 
bürger mir  ihr  Wohlwollen  deshalb  nicht  entziehen,  weil  es  außer 
meinen  Kräften  liegt,  ihrem  heutigen  für  mich  so  ehrenvollen 
Wunsche  zu  entsprechen;  ich  hoffe  und  bitte,  daß  sie  einem  lange 
betätigten  redlichen  Willen  ein  freundliches  Andenken  bewahren 
mögen.  Der  Eisenbahnangelegenheit  werden  auf  ihrem  ferneren 
Gang  meine  heißesten  Wünsche  folgen.“  Tief  war  der  Eindruck: 
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dieser  schlichten,  ehrlichen  Worte.  Camphausen  schrieb  später  (an 
seinen  Bruder  Otto),  von  Oppen  sei  ihm  schon  zuvor  weinend 
um  den  Hals  gefallen,  auch  er  selbst  habe  beim  Verlassen  des 
Rathauses  und  der  Eisenbahn  etwas  Feuchtigkeit  verspürt.  Und 
bei  den  Teilnehmern  der  Generalversammlung,  so  wird  erzählt,  sei 
kaum  ein  Auge  trocken  geblieben,  als  der  Brief  vorgelesen  wurde. 

Andere  ebenfalls  befähigte,  vertrauenswürdige  Leute  traten 
mit  frischer  Kraft  an  die  Stelle  des  tüchtigen  und  verdienstvollen' 
Mannes.  Die  Eisenbahnen,  in  deren  Dienst  Camphausens  Kräfte 
gewachsen,  blieben  auch  weiterhin  in  seinem  Gesichts-  und  Inter- 
essenkreis. Aber  seine  nähere  Beschäftigung  mit  der  'Rheinischen 
Eisenbahn  war  zu  Ende.  — 

Die  Generalversammlung  wählte  an  Camphausens  und  von  Witt- 
gensteins Stelle  von  Oppen  und  Schnitzler  in  die  Direktion.  Außer- 
dem wurden  noch  sechs  stellvertretende  Direktoren 1)  und  vierund- 
zwanzig Mitglieder  des  Administrationsrates2)  gewählt;  hier  wurde 
Obeibürgermeister  Steinberger  Vorsitzender,  der  Handelsgerichts- 
präsident Wagner  aus  Burtscheid  Vizepräsident. 

Übrigens  sollten  die  Direktoren  und  Administrationsräte  zu- 
nächst nur  die  provisorische  Verwaltung  führen,  da  eine  endgültige 
Wahl  ja  erst  nach  der  endgültigen  Genehmigung  der  neuen  Statuten 
statthaft  war;  bis  dahin  wurden  von  der  Generalversammlung  einige 
transitorische  Verfügungen  erlassen. 

Am  iolgenden  Tage,  es  war  also  der  9-  Juni,  wurde  der 
notarielle  Akt  über  die  erfolgte  Neubegründung  der  Rheinischen 
Eisenbahngesellschaft  nach  der  veränderten  Sachlage  und  den  nun 
zum  letzten  Male  angenommenen  Statuten  festgestellt.  Alle  Ein- 
wände der  Regierung  waren  endlich  beseitigt,  kein  Hindernis  stand 
mehr  der  Genehmigung  entgegen.  Auch  das  Aktienkapital  war 
jetzt  voll  gezeichnet.  Es  verteilte  sich  auf  626  Aktionäre;  etwa 
150  davon  hatten  persönlich  den  Verhandlungen  beigewohnt,  die 
weit  über  die  Grenzen  des  Rheinlandes  hinaus  mit  Anteilnahme 
verfolgt  wurden. 

1)  Justizrat  Heimsoeth,  Heck,  H.  Ziegler  aus  Köln,  Fr.  Emundts,  C.  E.  Dahmen 
aus  Aachen,  Abr.  Lamberts  aus  Burtscheid. 

")  Oberbürgermeister  Steinberger,  Kommerzienrat  Deichmann,  I.  Nierstraß,  Kom- 
merzienrat Herstatt,  Clemens  Schmits,  Generalleutnant  v.  Phuel  Excellenz,  Damian  Leiden, 
Ph.  Engels,  Landrentmeister  Fischer  aus  Köln,  Handelsgerichtspräsident  Wagner,  I.  Th. 
Pappel,  Ing.  van  Houtem,  Regierungsrat  Steffens,  Konsul  Kütgens,  Regierungsrat  Ritz, 
Oberbürgermeister  Emundts,  C.  Nellessen-Kelleter  aus  Aachen,  I.  Erkens  aus  Burtscheid, 
Frhr.  v.  Fürstenberg  zu  Stammheim,  Graf  H.  von  Hompesch  aus  Rührig,  Steuerrat  von 
Ammon  aus  Neuwied,  L.  Schöller  aus  Düren,  F.  I.  Mühlens  aus  Bonn,  Regierungsrat 
v.  Sybel  aus  Düsseldorf. 
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Neben  manchen  ansehnlichen  Zeichnungen 1)  fehlten  auch 
kleine  und  kleinste  nicht,  aus  rheinischen  Orten  legte  mancher 
Minderbegüterte  seine  Ersparnisse  in  einer,  zwei,  drei  oder  — in- 
folge der  Abstimmungsvorschriften  meist  — vier  Aktien  der  lang- 
geplanten, vielbefürworteten  Eisenbahn  zur  belgischen  Grenze  an. 

Doch  mußten  nun  in  den  nächsten  Wochen  die  neuen  Ver- 
waltungsorgane in  Berlin  in  mündlicher  Unterhandlung  die  Zu- 
stimmung der  Regierung  durch  mühsames  Bitten  und  Zureden  er- 
wirken; dann  kam  der  Erfolg.  Die  Kabinettsordre  vom  21.  August 
1837  brachte  die  so  eifrig  umworbene  Konzession,  die  Besiegelung 
der  weitausschauenden  Projekte. 

Durch  die  vom  König  und  von  dem  neuen  Finanzminister 
Graf  Alvensleben 2)  Unterzeichnete  Urkunde  wurde  noch  einiges 
Unbedeutende  an  den  Statuten  abgeändert,  der  Standpunkt  des 
Staates  sollte  noch  mehr  gewahrt  werden.  Alle  irgendwie  wesent- 
lichen Schritte  wurden  von  der  Zustimmung  der  Regierung,  näm- 
lich von  der  vorgängigen  Genehmigung  des  Finanzministers  oder 
unter  Umständen  des  Generalpostmeisters  abhängig  gemacht.  Als 
die  ärgste  Beschränkung  wurde  die  folgende  Klausel  empfunden, 
die  auch  in  den  Konzessionen  für  Amsterdam-Köln  und  Köln-Minden 
enthalten  war,  „daß  die  vorgedachte  Rheinische  Eisenbahngesell- 
schaft allen  Bestimmungen  und  Bedingungen,  welche  in  betreff 
des  Verhältnisses  zum  Staat  und  zum  Publikum  für  die  Eisen- 
bahnunternehmungen im  allgemeinen  oder  für  das  in  Rede  stehende 
Unternehmen  insbesondere  ergehen  werden,  ebenso  nachzukommen 
verbunden  bleibt,  als  wenn  solche  in  der  gegenwärtigen  Urkunde 
enthalten  wären“.  Das  war  allerdings  ein  Satz,  an  dem  alle  vor- 
sichtigen Köpfe  Anstoß  nehmen  mußten.  Das  hieß  also,  die  Ge- 

1)  Die  bedeutendsten  Zeichnungen  (von  ioo  und  mehr  Aktien)  waren:  Rheinische 
Daropfschiffahrts - Gesellschaft  in  Köln,  Baron  v.  Rothschild  in  Frankfurt,  Levi  Hirsch, 
Hohen-Emsen  in  Mannheim  u.  Verw.  Kurfürstin  Maria  Leopoldina  von  Bayern  je  ioo; 
D.  Hansemann  in  Aachen  103;  Arons  Wolff  in  Berlin  129;  Gebr.  Goldschmied  in  Frank- 
furt 120;  Erkens  Söhne  U.  Lechner  in  Burtscheid  137;  G.  v.  St.  George  in  Frankfurt 
184;  Wwe.  Karl  Englerth  in  Eschweiler  190;  Ch.  I.  Co ckerill  Erben  in  Aachen,  Grunelius 
u.  Comp,  in  Frankfurt,  de  Rotschild  freres  in  Paris  je  200;  Fr.  I.  Emundts  in  Aachen 
392;  A.  Schaffhausen  in  Köln  464;  S.  Oppenheim  jun.  et  Comp,  in  Köln  1002  Aktien. 

a)  Roth  er  hatte  das  Ressort  der  Handelspolitik  vor  kurzem  niedergelegt.  Es  war 
das  gelegentlich  der  Erörterungen  im  Staatsministerium  und  im  Staatsrat  wegen  des 
künftigen  Eisenbahngesetzes  geschehen.  Rother  hatte  ein  scharfes  Renkontre  mit  dem 
Kronprinzen.  Treitschke  (Deutsche  Geschichte  im  neunzehnten  Jahrh.,  IV.  Teil,  Leipzig 
1889,  S.  591)  schreibt  darüber:  „Es  kam  soweit,  daß  Rother  nach  einem  heftigen  Wort- 
wechsel mit  dem  Kronprinzen  im  April  1837  die  Leitung  der  Handelspolitik  niederlegte.'' 
Er  beschränkte  seine  Tätigkeit  hinfort  auf  die  Seehandlung  und  die  Bank.  Das  Handels- 
amt und  mit  ihm  die  Eisenbahnpolitik  wurden  mit  dem  Finanzministerium  vereinigt. 
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Seilschaft  völlig  ins  Dunkle  wandern  lassen,  sie  ganz  und  bedingungs- 
los der  Gnade  und  Ungnade  der  Regierung  überweisen.  Ange- 
sichts der  Fülle  der  Möglichkeiten  fiel  es  den  Vertretern  der  Ge- 
sellschaft schwer  genug,  die  Genehmigung  so  anzunehmen.  Mancher 
Aktionär  äußerte  damals  seine  ernsten  Bedenken,  ob  man  bei  dieser 
Sachlage  die  Verantwortung  auf  sich  laden  dürfe.  Aber  der  Ad- 
ministrationsrat, der  Weiterungen  müde,  erklärte  in  seiner  Sitzung 
vom  14.  Oktober  1837,  der  ersten  nach  der  Konzessionierung,  ein- 
stimmig, wenn  auch  erst  nach  langer  Überlegung,  „daß  er  nach 
den  von  der  Direktion  gegebenen  genauen  Erläuterungen  die  Über- 
zeugung hege,  daß  die  Gesellschaft  bei  dem  von  der  Staatsregierung 
gestellten  Vorbehalte  wegen  späterer  Feststellung  der  Verhältnisse 
zum  Staate  und  zum  Publikum  sowie  wegen  der  Vereinbarung  mit 
der  königl.  Generalpostverwaltung  mit  vollkommener  Ruhe  und 
Sicherheit  den  Bau  der  Eisenbahn  beginnen  könne“. 

Sodann  aber  gab  die  Kabinettsordre  zugleich  „in  Anerkenntnis 
der  Gemeinnützigkeit“  der  Unternehmung  das  unentbehrliche  Recht, 
„die  erforderlichen  Grundstücke  im  Wege  der  unfreiwilligen  Ex- 
propriation eigentümlich  zu  erwerben  oder  vorübergehend  zu  be- 
nutzen, in  dem  Maße,  wie  solches  für  die  öffentlichen,  Kunst- 
straßen gesetzlich  besteht“,  allerdings  auch  wieder  mit  dem  Vor- 
behalt, „daß  die  Ausübung  dieses  Rechtes  nur  unter  Leitung 
unserer  Regierungen  zu  Köln  und  Aachen  stattfinden  soll“. 

Hier  muß  nun  der  Statuten,  wie  sie  hinfort  die  Grund- 
lage des  gesellschaftlichen'  Arbeitens  bildeten,  wenigstens  in  ihren 
Hauptzügen  Erwähnung  geschehen.  Alles  Nebensächliche  oder  nur 
vorübergehend  Bedeutsame  kann  dabei  übergangen  werden;  auch 
sind  manche  der  Bestimmungen  schon  aus  den  von  Camphausen 
verfaßten  Statuten  bekannt,  auf  denen  doch  schließlich  der  Hanse- 
mannsche  Entwurf  zum  großen  Teil  fußte1). 

Name  und  Sitz  der  Gesellschaft  bleiben  unverändert  (§  1). 
Anders  ist  es  aber  bereits  mit  der  Bestimmung  ihres  Zweckes;  er 
wurde  in  der  Anlage  der  inzwischen  über  Düren,  Aachen,  Burt- 
scheid bis  Herbesthal  geplanten  Eisenbahn  zur  belgischen  Grenze 
gesehen  (§  3).  Für  diese  Strecke  kann  die  Gesellschaft  die  Güter- 
und Personentransporte  übernehmen  und  wird  anderen  Unternehmern 
gleichfalls  gegen  ein  Bahngeld  die  Schienen  zur  Verfügung  stellen 
(§  4)-  Sie  kann  auch  Zweigbahnen  nach  nicht  berührten  Orten 
bauen  (§  5);  sie  kann  Verträge  mit  den  Unternehmern  von  An- 
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schlußbahnen  wegen  der  gegenseitigen  Benutzung  der  Schienen 
schließen  oder  sich  an  anderen  Bahnen  beteiligen  (§  7);  sie  kann 
auch,  wenn  eine  Vervollkommnung  der  Transporte  eine  bessere 
und  wohlfeilere  Beförderung  als  auf  Eisenschienen  möglich  machen 
sollte,  das  spätere  neue  Förderungsmittel  hersteilen  oder  benutzen 
(§  6).  Das  Grundkapital  soll  3 Millionen  Taler  betragen,  zerlegt 
in  12000  Aktien  (§  13).  Die  Einzahlungen  sollen  ratenweise  verlangt 
werden,  sie  erfolgen  in  Köln  oder  in  Aachen;  auf  Geheiß  der 
Regierung  wurden  für  die  Säumigen  empfindliche  Nachteile  be- 
stimmt (§§  14 — 16).  Was  den,  Gewinn  der  Aktionäre  anbelangt, 
so  bleibt  ihnen  zunächst  die  früher  vorgesehene  Verzinsung  ihrer 
Aktien  oder  ihrer  Rateneinzahlungen  mit  5 % (§  19).  Über  die 
Art  der  Auszahlung  der  Gewinne  und  über  die  Plätze,  an  denen 
sie  stattfindet,  sowie  über  die  Amortisation  verlorener  Aktien  finden 
sich  weitere  Vorschriften  (§§  19 — 21).  Über  die  Höhe  der  aus- 
zuschüttenden Dividende  beschließt  der  Administrationsrat  auf  den 
Antrag  der  Direktion.  Von  dem  reinen  Gewinn  wird  zum  mindesten 
der  zehnte,  zum  höchsten  der  fünfte  Teil  zur  Bildung  eines  Reserve- 
fonds zurückgehalten.  Dieser  soll  zunächst  auf  die  Höhe  von  200  000 
Taler  gebracht  werden  (§  23).  Die  Generalversammlung  kann  eine 
Vermehrung  des  Aktienkapitals  durch  Ausgabe  neuer  Aktien,  sie 
kann  ferner  die  Aufnahme  von  Anleihen  beschließen  (§§  24  u.  25). 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre,  über  deren  Ein- 
berufung genaue  Anordnungen  erlassen  werden,  wird  regelmäßig 
einmal  jährlich  im  Monat  Mai,  sonst  außergewöhnlich  und  zwar 
durch  die  Direktion  oder,  wenn  diese  ihren  Pflichten  nicht  nach- 
kommen  sollte,  durch  den  Administrationsrat  berufen  werden,  die 
Generalversammlungen  finden  in  Köln  statt,  nur  im  Mai  jeden 
dritten  Jahres  (1839,  42,  45  usf.)  in  Aachen  (§§  30—34).  All- 
jährlich werden  in  der  Generalversammlung  die  Resultate  der  Rech- 
jiungsablage  und  ein  Geschäftsbericht  mitgeteilt,  die  dann  veröffent- 
licht werden  sollen  (§  26).  Stimmberechtigt  ist  immer  nur  der 
Besitzer  von  vier  oder  mehr  Aktien  (zusammen  = 1000  Taler). 
Dabei  wird  folgende  Regelung  und  Beschränkung  getroffen:  für 
4 — 40  Aktien  haben  je  vier  Aktien  eine  Stimme,  die  Besitzer  von 
weiteren  Aktien  haben  bis  zu  400  Aktien  für  je  acht  Aktien  eine 
Zusatzstimme,  so  daß  bei  über  400  Aktien  keine  Erweiterung  des 
Rechts  für  den  betreffenden  Aktionär  eintritt  und  demnach  niemand 
mehr  als  55  Stimmen  geltend  machen  kann  (§  36).  Jeder  Aktionär 
kann  sich  durch  einen  anderen  Aktionär  oder,  sofern  er  Kaufmann 
ist,  durch  seinen  Prokuristen  vertreten  lassen.  Doch  kann  auch 
ein  Aktionär,  der  andere  vertritt,  kein  Zusatzstimmrecht  für  mehr 
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als  55  Stimmen  (also  mit  seinen  eigenen  für  mehr  als  höchstens 
no  Stimmen)  ausüben  (§  37).  Im  allgemeinen  entscheidet  einfache 
Stimmenmehrheit,  doch  ist  zu  einer  Änderung  der  Statuten  eine 
Majorität  von  drei  Viertel  der  abgegebenen  Stimmen  nötig;  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  kann  nur  von  einer  besonders  anbe- 
raumten Generalversammlung  und  nur  mit  drei  Viertel  des  Aktien- 
kapitals , einfach  nach  Aktien  gerechnet , beschlossen  werden 
(§§  40,  28,  29).  Die  Abstimmungen  sind  im  allgemeinen  öffent- 
lich, nur  die  Wahl  der  Direktion  und  des  Administrationsrates  ist 
geheim,  dabei  erfolgt  zuerst  die  Stimmenabgabe  für  die  Direktion 
(§  40). 

Der  Administrationsrat  besteht  aus  24  Mitgliedern  und  ebenso- 
vielen  Stellvertretern,  die  aus  Köln,  Aachen  oder  anderen 
Orten  in  regelmäßigem  Turnus  nach  den  angegebenen  Weisungen 
Rothers  zusammentreten  (§§  43 — 45).  Der  Präsident  des  Ad- 
ministrationsrates, der  auch  die  Generalversammlung  zu  leiten  hat, 
muß  in  Köln  wohnen  (§  48).  Die  regelmäßigen  Versammlungen 
des  Administrationsrates  finden  halbjährlich  in  Köln  statt,  die  außer- 
ordentlichen in  Düren  (§  49).  Zur  Beschlußfähigkeit  ist  in  der 
Regel  die  Anwesenheit  von  mindestens  12  Mitgliedern  erforderlich; 
die  Beschlüsse  werden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefaßt  (§  52). 
Die  Aufgaben  des  Administrationsrates  bestehen  im  Verhandeln 
mit  den  Beamten,  der  Prüfung  des  Etats,  der  Beschlußfassung 
über  die  Anträge  der  Direktion,  der  Kenntnisnahme  von  der  Rech- 
nungsführung der  Direktion  und  der  Erteilung  der  Decharge;  ferner 
kann  er  Kassenrevisionen  vornehmen,  die  gesamte  kaufmännische 
und  technische  Geschäftsgebarung  untersuchen  usw.  (§§  54  u.  55). 
Die  Mitglieder  des  Administrationsrates  erhalten  keine  Besoldung, 
es  werden  ihnen  nur  ihre  Auslagen  vergütet,  doch  kann  die  General- 
versammlung beschließen,  daß  Beträge  bis  zu  2 0/0  des  Reingewinns 
unter  die  Mitglieder  nach  Maßgabe  ihrer  häufigeren  oder  selteneren 
Anwesenheit  verteilt  werden.  Dabei  sollen  Präsident  und  Vize- 
präsident im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Mitgliedern  das  Dreifache 
erhalten  (§  56). 

Die  Direktion  muß  gleichfalls  ihren  Sitz  in  Köln  nehmen. 
Sie  besteht  nach  dem  Ministerialreskript  aus  sechs  Mitgliedern 
und  deren  Stellvertretern,  über  deren  Wohnort  und  Wahl  ebenso 
Rothers  Vorschriften  wiedergegeben  werden  (§§  57 — 61).  Auch 
die  Direktion  hat  einen  Präsidenten  und  einen  Vizepräsidenten,  die 
sie  selbst  wählt;  ersterer  muß  Kölner  sein  (§  63).  Der  Präsident 
beruft  die  Direktion  nach  seinem  Ermessen  oder  falls  mindestens 
zwei  Direktionsmitglieder  es  schriftlich  verlangen  (§  65).  Zur  Be- 
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Schlußfähigkeit  ist  die  Anwesenheit  von  vier  oder  mehr  Mitgliedern 
erforderlich.  Auch  hier  gibt  einfache  Stimmenmehrheit  den  Aus- 
schlag, bei  Stimmengleichheit  die  Meinung  des  Präsidenten  und 
des  Spezialdirektors,  sind  auch  diese  uneins,  so  entscheidet  der 
Administrationsrat  (§  67).  Die  Direktion  hat  die  eigentliche  Leitung 
der  Geschäfte  zu  besorgen,  sie  vertritt  die  Gesellschaft  in  allen 
Verhandlungen  mit  den  Behörden,  sodann  bei  der  Erwerbung  und 
Veräußerung  von  Immobilien,  Löschung  von  Hypotheken,  Ver- 
trägen über  Leistungen  und  Lieferungen  von  Arbeiten  und  bei 
Anstellung  und  Entlassung  der  Beamten  (§§  70  u.  71).  Doch  be- 
darf die  Direktion  zu  einer  ganzen  Anzahl  von  besonders  wichtigen 
Beschlüssen  und  Verträgen  der  Genehmigung  des  Administrations- 
rates (§  72).  Bei  allen  Verträgen  und  Dispositionen  der  Direktion 
muß  aber  auch  der  Spezialdirektor  oder  einer  seiner  Vertreter 
die  Unterschrift  gegeben  haben  (§  74).  Die  Direktoren  erhalten 
außer  dem  Ersatz  ihrer  Auslagen  eine  Entschädigung  für  ihre 
Mühewaltung,  diese  soll  in  einer  Tantieme  vom  Reingewinn  bestehen, 
die  sich  bis  auf  4 o/0  belaufen  darf.  Solange  noch  kein  Gewinn 
erzielt  wird  oder  auch,  wenn  dieser  später  ausbleibt,  kann  der 
Direktion  eine  Vergütung  bis  zu  dem  Gesamtbetrag  von  3000  Taler 
gewährt  werden.  Die  Festsetzung  der  Tantieme  erfolgt  durch  die 
Generalversammlung  auf  Antrag  des  Administrationsrates;  ferner 
bestimmt  dieser  den  Modus,  nach  dem  den  einzelnen  Direktoren 
ihren  Arbeiten  entsprechend  die  Entschädigung  zugewiesen  wird 

(§  75)- 

„Zur  speziellen  Geschäftsführung  nach  den  Beschlüssen  der 
Direktion  wird  ein  Spezialdirektor  angestellt.“  Er  ist  der  erste 
Beamte  der  Gesellschaft  und  hat  bei  der  Direktion  beratende  Stimme; 
vor  jeder  Beamtenanstellung  muß  er  gehört  werden.  Er  zeichnet 
selbständig  namens  der  Direktion  für  die  laufenden  Geschäfte;  bei 
der  Verfügung  über  Fonds  der  Gesellschaft  hat  er  die  Unterschrift 
nur  bis  zur  Höhe  von  2000  Taler.  Doch  kann  der  Administrations- 
rat diese  Summe  bis  auf  5000  Taler  erhöhen.  Das  Gehalt  des 
Spezialdirektors  besteht  aus  einem  Fixum  und  einer  Tantieme  (§  76). 
Der  Spezialdirektor  und  seine  Stellvertreter  dürfen  keinerlei  Neben- 
berufe, besonders  keine  kaufmännischen  haben  (§§  77  u.  78).  Bei 
Dienstvergehen,  Fahrlässigkeit  und  aus  moralischen  Gründen  können 
diese  Beamten  jederzeit  durch  einen  einstimmig  gefaßten  Beschluß 
von  sechs  Mitgliedern  der  Direktion  von  ihren  Amtsverrichtungen 
suspendiert  und  vom  Administrationsrat,  nachdem  sie  zur  Ver- 
teidigung aufgefordert  worden  sind , entlassen  werden , wenn 
wenigstens  18  Administrationsräte  dem  zustimmen.  Damit  würden 
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zugleich  alle  Gehalts-  und  Gewinnteilforderungen  der  Betreffenden 
erlöschen  (§  79).  Außer  den  Statuten  selbst  sollen  auch  alle  bei 
der  Konzession  durch  die  Staatsregierung  getroffenen  Modifikationen 
und  Zusätze,  wie  besonders  erklärt  wird,  „ebenso  bindend  für  die 
Gesellschaft  sein,  als  wenn  sie  wörtlich  in  diesen  Statuten  enthalten 
wären“  (§§  10 — 12).  — 

Man  wird  dem  hier  skizzenhaft  in  seiner  schließlichen  Form 
wiedergegebenen  Statut  die  Anerkennung  nicht  versagen  dürfen, 
daß  es  sorgfältig  durchgearbeitet  und  nach  allen  Seiten  überlegt 
war.  Sein  bestes  Zeugnis  und  ein  großes  Lob  für  seine  Schöpfer 
ist  seine  jahrzehntelange  praktische  Bewährung.  Die  fast  ohne  Vor- 
bild in  der  Werkstatt  der  Gedanken  konstruierten  Bestimmungen 
bewiesen  sich  bei  der  Durchführung  als  so  brauchbar,  daß  in  der 
Folgezeit  wohl  Änderungen  in  Einzelheiten,  aber  keinerlei  funda- 
mentale Umwandlungen  der  Organisation  vorgenommen  zu  werden 
brauchten. 

Als  mit  der  Genehmigung  dieser  Statuten  eine  lange  Epoche, 
die  Vorgeschichte  der  Rheinischen  Eisenbahn,  ihr  Ende  fand,  da 
wurden  dem  Geburtstagskind  mit  Recht  von  allen  Seiten  Glück- 
wünsche dargebracht.  Zwar  war  ja  nur  ein  Abschnitt  der  Arbeiten, 
Kämpfe,  Enttäuschungen  und  Erfolge  zu  Ende,  denn  auch  die  Zu- 
kunft barg  sie  in  Überfülle.  Aber  endlich  konnte  die  fruchtbare 
Arbeit  für  die  Ausführung  des  großen  Planes  beginnen. 


L_ 


III.  Die  Rheinische  Eisenbahngesell- 
schaft während  der  Zeit  des  Baues 
der  Köln-Antwerpener  Bahn. 
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Organisationsfragen,  Beginn  des  Baues, 
Kapitalbeschaffung.  (1837  — Ende  1841). 


it  dem  notariellen  Akt  vom  9.  Juni  1837  war  die  Rheinische 


1V1  Eisenbahn-Gesellschaft  in  der  endgültigen  Gestalt  gebildet. 
Denn  die  Genehmigung  des  Königs  vom  21.  August  brachte  ja  keine 
grundlegende  Änderung  mehr. 

Gleich  am  9.  Juni  fand  auch  die  erste  Sitzung  der  neugewählten 
Direktoren  statt.  Hier  wurde  der  Kölner  Landgerichtspräsident 
von  Oppen  zum  Präsidenten  und  aus  Aachen  David  Hanse- 
mann zum  Vizepräsidenten  gewählt.  Die  Direktion  stand  ihrer 
Zusammensetzung  nach  ganz  auf  dem  Boden  der  Beschlüsse  der 
Generalversammlung;  sie  erklärte  auch  ausdrücklich,  daß  sie  „sich 
zu  den  Prinzipien  der  in  der  letzten  Generalversammlung  ausge- 
sprochenen Majorität“  bekenne  und  daß  sie  mit  Nachdruck  dafür 
wirken  wolle,  den  Wunsch  und  Willen  der  Majorität  in  Ausführung 
zu  bringen. 

Zu  den  nächsten  Aufgaben  gehörte  es,  ein  provisorisches  Quar- 
tier für  den  Gesellschaftsvorstand  zu  gewinnen;  man  mietete  vier 
möblierte  Zimmer  und  eine  Kammer  auf  ein  Jahr  in  der  Bel-Etage 
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des  Hauses  des  Justizrats  Heimsoeth  in  der  Trankgasse  und 
stellte  einen  Diener  zur  Instandhaltung  der  Räume  an. 

Mancherlei  Arbeiten  warteten  der  neuen  Direktion  schon  in 
der  Zeit  bis  zur  definitiven  Konzessionierung. 

Am  12.  Juli  (1837)  erließ  die  Direktion  ein  Rundschreiben 
an  die  Aktionäre,  das  ganz  auf  den  Ton  der  Versöhnlichkeit  und 
des  Ausgleichs  gestimmt  war.  Nach  einer  Übersicht  über  die  Re- 
sultate der  letzten  Generalversammlung  wurde  der  „Mäßigung  des 
Widerspruchs“  durch  die  Minorität  die  lebhafteste  Anerkennung 
gezollt;  sie  wurde  dankbar  als  ein  Verdienst  um  die  Erhaltung 
der  Gesellschaft  anerkannt.  Mit  den  besten  Bürgschaften  für  die 
Zukunft  schreite  man  nunmehr  ans  Werk.  Schon  seien  mit  einem 
Baumeister  Unterhandlungen  begonnen  worden.  Hansemann  und 
von  Oppen  würden  in  Berlin  für  eine  beschleunigte  Genehmigung 
eintreten.  Sei  auch  viel  Zeit  verloren  worden,  so  habe  man  dafür 
manche  Erfahrungen  gemacht  und  könne  darauf  fußend  vieles  Fehler- 
hafte vermeiden.  Die  Direktion  ersuchte  die  Aktionäre  überall  um 
Billigkeit  und  Nachsicht. 

Ganz  ähnliche  Zirkulare  (mit  entsprechenden  Abänderungen) 
wurden  an  alle  preußischen  Minister,  an  den  rheinischen  wie  den 
westfälischen  Oberpräsidenten,  an  die  Regierungspräsidenten  von 
Köln,  Aachen  und  Düsseldorf  und  an  die  Direktion  der  Düssel- 
dorf-Elberfelder  und  der  Rhein- Weser  Eisenbahn-Gesellschaft  ge- 
sandt. Etwas  ausführlicher  gehalten  war  das  Schreiben  an  den 
Minister  des  Innern  und  der  Polizei  von  Rochow.  Ihm  suchte  die 
Direktion  zu  beweisen,  daß  es  mit  den  Sondererklärungen,  die  einige 
Aktionäre  (die  Inhaber  von  1/10  des  Aktienkapitals)  abgegeben  hatten, 
nichts  auf  sich  habe,  da  auch  die  Minderheit  sich  unbedingt  den 
Bestimmungen  unterwerfen  wolle,  die  des  Königs  Majestät  huld- 
reichst zu  erlassen  geruht  habe. 

Dem  Oberpräsidenten  von  Bodelschwingh  wurden  nach 
einer  ersten  kurzen  Mitteilung  am  30.  Juli  die  Unterlagen  übersandt, 
die  eine  beschleunigte  Genehmigung  des  Statuts  ermöglichen  sollten. 
Es  waren  das  eine  Abschrift  der  vollständigen  Verhandlungen,  eine 
Übersicht  der  Aktionäre  nach  deren  Wohnort,  ein  Nachweis  der 
numerischen  Stärke  und  Beteiligung  der  Aktionäre,  die  sich  nicht 
mit  allen  Bestimmungen  der  Statuten  einverstanden  erklärt  hatten, 
eine  Denkschrift  über  die  Gründe,  welche  die  Abweichungen  des 
neuen  Statuts  motivierten,  der  Entwurf  der  von  Hansemann  dem  Aus- 
schuß vorgelegten  Statuten  und  endlich  eine  authentische  Aus- 
fertigung des  notariell  vollzogenen  Gesellschafts  Vertrages.  Die  Bitte 
der  Direktion  ging  dahin,  „daß  Ew.  Hochwohlgeboren  die  Gewäh- 
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rung  solcher  Bedingungen  hochgeneigtest  bevorworten  mögen,  ver- 
mittels welcher  a)  das  höhere  Interesse  des  Staates  und  der  Pro- 
vinz völlig  gesichert  werden,  b)  die  Gesellschaft  genau  den  Um- 
fang ihrer  Verpflichtungen  ermessen  könne,  c)  die  Verpflichtungen 
nicht  wesentlich  gefährdend  für  die  Interessen  der  Aktionäre  werden 
mögen,  d.  i.  insbesondere  die  Verhältnisse  zur  Postverwaltung  in 
einer  Weise  geordnet  werden,  daß  die  Gesellschaft  nicht  in  nach- 
teilige Kollision  geraten  könne.“ 

In  der  Denkschrift  fand  sich  eine  Rechtfertigung  aller  Be- 
stimmungen des  jetzigen  Statuts,  es  sollte  nachgewiesen  werden, 
daß  besonders  die  Abweichungen  gegenüber  dem  früher  genehmigten 
nur  der  Stärkung  des  Regierungseinflusses,  der  Neutralisierung  des 
Lokalgeistes  und  damit  dem  dauernden  Frieden  dienten.  Die  Denk- 
schrift schloß  mit  den  Worten:  „So  möge  denn  dieses  Statut  — 
schon  jetzt  bei  unserer  provisorischen  Verwaltung  als  zweckmäßige 
Form  zur  Begründung  eines  gemeinsamen  einträchtigen  und  nütz- 
lichen Wirkens  erprobt  — durch  Allerhöchste  Genehmigung  Seiner 
Majestät  des  Königs  zum  schließlichen  Gesellschaftsvertrage  und 
zum  Schlußstein  eines  Gebäudes  erhoben  werden,  welches  zum  Heile 
der  Rheinprovinz  und  zum  immerwährenden  Ruhme  ihres  weisen 
und  mächtigen  Königs  sich  erheben  will.“ 

Dem  Oberpräsidenten  Frh.  von  Vincke  schrieb  man  erst  nach 
der  Konzession.  Er  habe  immer  an  dem  großen  und  wichtigen 
Eisenbahnunternehmen  einen  so  großen  Anteil  bekundet,  daß  man 
sich  zur  Benachrichtigung  verpflichtet  fühle.  „Da  gleichzeitig  mit 
unserer  Gesellschaft  auch  die  Rhein-Weser  Eisenbahn-Gesellschaft 
die  Allerhöchste  Bestätigung  erhalten  hat,  so  dürfen  die  Provinzen 
Rheinland  und  Westfalen  binnen  weniger  Jahre  der  Verwirklichung 
einer  Eisenbahnverbindung  entgegensehen,  welche  sich  zu  einem  innig 
verbundenen  Ganzen  zu  vereinigen  und  tausendfachen  Segen  über 
sie  zu  verbreiten  verspricht.“  Von  Vincke  antwortete  in  gleichem 
Sinne,  er  wünsche  „die  baldige  Vollendung  des  großen  Werkes 
zum  Segen  der  beiden  dadurch  noch  inniger  vereinigten  Provinzen.“ 

Von  den  weiteren  Schritten  der  Direktion,  der  Reise  von  Oppens 
und  Hansemanns  nach  Berlin  und  ihren  Erfolgen  wurde  schon 
berichtet. 

Eine  sehr  wichtige  Pflicht,  die  nun  der  Erfüllung  harrte,  war 
die  Auswahl  und  Anstellung  der  höheren  Beamten  des  Unternehmens. 
Mit  Recht  sah  die  Direktion  als  die  vorläufig,  nämlich  während 
des  Baues,  wichtigste  Stelle  die  des  technischen  Leiters  an.  Die  ein- 
zelnen Mitglieder  übernahmen  es,  sich  nach  einem  tüchtigen  Manne 
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umzusehen.  Auf  den  Vorschlag  mehrerer  Direktoren  einigte  man 
sich  auf  die  Person  des  Baukondukteurs  Pickel  aus  Düsseldorf, 
eines  in  Eisenbahndingen  seit  Jahren  erfahrenen  Technikers.  Nach 
den  mehrseitigen  Empfehlungen,  auch  von  höheren  Staatsbeamten, 
kam  er  gerade  für  die  Wünsche  der  Rheinischen  Eisenbahn-Gesell- 
schaft in  Betracht.  Er  hatte  bisher  im  Dienste  der  Düsseldorf-Elber- 
felder  Eisenbahn  gestanden,  die  ebenfalls  mit  großen  Terrain- 
schwierigkeiten zu  kämpfen  hatte,  und  Egen,  der  bekannte  Elber- 
felder  Eisenbahnfachmann,  hatte  ihm  nachgerühmt,  daß  er  „beson- 
ders in  Übersteigung  von  Gebirgen  und  Anlegung  von  stehenden 
Dampfmaschinen  sich  viel  Übung  verschafft  habe“.  Pickel  ver- 
pflichtete sich,  sogleich  die  speziellen  Nivellements  der  Strecke 
zu  beginnen  und  sie  soweit  vorzubereiten,  daß  andere  fortfahren 
und  die  Kostenanschläge  aufstellen  könnten;  er  selbst  bedang  sich 
aus,  inzwischen  noch  im  Dienst  der  Düsseldorf-Elberfelder  Gesell- 
schaft eine  Reise  nach  England  machen  zu  dürfen. 

Am  16.  und  17.  Oktober  fand  dann  in  Köln  die  General- 
versammlung statt,  der  die  erfreuliche  Mitteilung  von  der  inzwischen 
erfolgten  allerhöchsten  Bestätigung  gemacht  werden  konnte.  Zu- 
gleich mußten  die  befohlenen  Modifikationen  des  Statuts  ange- 
nommen und  die  einleitenden  Schritte  der  Direktion  gutgeheißen 
werden.  In  gehobener  Stimmung  erstattete  der  Präsident  von  Oppen 
den  Bericht  der  Direktion,  mit  gleicher  Zuversicht  nahm  ihn  die 
Versammlung  entgegen.  Nach  der  Ansicht  von  Oppens  bedurfte 
von  den  allerhöchsten  Bestimmungen  nur  diejenige  einer  Erläute- 
rung, nach  der  vor  dem  Beginn  der  Transportbeförderung  eine  vor- 
gängige Vereinbarung  mit  dem  Generalpostamte  erforderlich  sein 
sollte.  Man  erkenne  den  großen  Nutzen  der  Eisenbahnen  immer 
mehr  an,  und  so  seien  auch  die  neueren  Vereinbarungen  mit  der 
Eisenbahngesellschaft  schon  günstiger  als  die  ersten.  Man  dürfe 
es  mit  Überzeugung  von  der  Weisheit  des  Gouvernements  erwarten, 
„daß  dasselbe  in  Beziehung  auf  die  Postverhältnisse  die  Prosperität 
unserer  Gesellschaft  gewiß  nicht  wird  vermindern  wollen.  Um  so 
weniger  darf  eine  desfallsige  Besorgnis  gehegt  werden,  als  Preußen 
in  Beförderung  der  Gewerbetätigkeit  in  Deutschland  obenan  steht, 
und  als  es  diesen  Ruf  bei  der  großartigsten  gewerblichen  Erfindung 
unserer  Zeit  sicherlich  ebenfalls  behauptet.“  Von  Oppen  verlas 
dann  einen  ersten  Bericht  Pickels  über  die  Baulinie,  der  bewies, 
daß  man  auch  hier  schon  rüstig  zu  Werke  gegangen  war.  Der 
Präsident  der  Direktion  knüpfte  daran  Bemerkungen  über  die  Er- 
tragsfähigkeit des  Unternehmens  an.  In  den  letzten  drei  Jahren, 
also  seit  den  ersten  Entwürfen  für  die  Strecke,  habe  man  mannig- 
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fache  Erfahrungen  gemacht.  „Man  wußte  damals  noch  nicht  aus 
Erfahrung,  daß  der  Personenverkehr  auf  Eisenbahnen  durch 
Schnelligkeit  und  Wohlfeilheit  des  Transportes  in  der  Regel  im 
Vergleiche  gegen  den  früheren  Transport  auf  gewöhnlichen  Kunst- 
straßen sich  verzehnfacht;  man  durfte  damals  noch  nicht  wie  heute 
mit  Sicherheit  annehmen,  daß  unsere  Bahn  ein  Glied  in  der  Eisen- 
bahnverbindung sein  wird,  welche  Paris  und  London  mit  dem  Rheine 
und  weiter  mit  dem  nördlichen  und  östlichen  Deutschland  in  Ver- 
bindung setzt.  Damals  wurde  die  Personenfrequenz  der  Eisenbahn 
auf  36000  veranschlagt;  jetzt  schon  beträgt  diese  Frequenz  auf 
den  gewöhnlichen  Straßen  zwischen  Köln  und  Aachen  über  50000 
Personen.  Damals  wurde  der  Gütertransport  auf  der  Bahn  als  der 
größere  Teil  der  Revenue  veranschlagt;  jetzt  tritt  der  Gütertransport, 
obgleich  auf  einer  Strecke  von  gleicher  Länge  der  beträchtlichste 
in  der  preußischen  Monarchie,  in  den  Hintergrund  gegen  den  mit 
vollkommener  Sicherheit  zu  erwartenden,  außerordentlich  starken 
Personentransport.“  Man  müsse  aber  auch  diesen  Umständen  ent- 
sprechend selbst  mit  größerem  Kostenaufwand  die  günstigsten  Nei- 
gungsverhältnisse zu  erzielen,  die  Krümmungen  zu  vermeiden,  ge- 
räumige Stationsanlagen  einzurichten  suchen,  um  für  die  Sicher- 
heit und  Bequemlichkeit  des  Personenverkehrs  zu  sorgen. 

Im  ferneren  Verlauf  der  Sitzung  wurden  die  obrigkeitlichen 
Bedingungen  nach  mehrstündigen  Erörterungen  genehmigt.  Sodann 
wurde  dem  Administrationsrat  die  Befugnis  eingeräumt,  die  Erbau- 
ung einer  Zweigbahn  nach  Eupen  zu  beschließen.  Mit  Rücksicht 
darauf,  daß  inzwischen  von  Bonn  aus  der  Bau  einer  Bonn-Kölner 
Eisenbahn  beschlossen  und  vorbereitet  worden  war,  wurde  der  Ad- 
ministrationsrat ferner  ermächtigt,  sofern  es  ihm  und  wann  es  ihm 
zweckmäßig  erscheine,  außer  dem  Stationsplatz  in  der  Nähe  des 
Domes  noch  einen  zweiten  am  oberen  Teile  der  Stadt  anzulegen 
und  ihn  vermittels  einer  teilweise  um  die  Stadt  herumgehenden 
Zweigbahn  mit  der  Hauptbahn  in  Verbindung  zu  setzen;  es  mag 
gleich  bemerkt  werden,  daß  dieser  Beschluß  auch  zur  Ausführung 
kam,  aber  erst  nach  Verlauf  zweier  Jahrzehnte. 

Nach  den  Erklärungen  von  Oppens  und  des  Vorsitzenden  der 
Generalversammlung,  Steinbergers,  legten  die  beabsichtigten  Ver- 
besserungen im  Bau  der  Bahn  wie  die  Erfahrungen  anderer  Ge- 
sellschaften die  Vermutung  nahe,  daß  das  Aktienkapital  von 
3 000  000  Taler  nicht  ausreichen  werde.  Deshalb  wurde  der  Ad- 
ministrationsrat ungeachtet  des  Widerspruchs,  der  von  einigen  Seiten 
laut  wurde,  beauftragt,  nach  Vorlage  der  Kostenanschläge  die  Be- 
schaffung des  etwa  noch  erforderlichen  Kapitals  entweder  durch 
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eine  Anleihe  oder  durch  eine  Aktienemission  so  zu  beschließen,  wie 
er  es  der  Gesellschaft  am  vorteilhaftesten  erachten  werde.  Die  An- 
nahme dieses  Beschlußentwurfes  erfolgte  mit  großer  Mehrheit,  als 
Hansemann  die  Entstehung  der  Mehrkosten  begründet,  die  Arten 
der  Kapitalbeschaffung  besprochen  und  die  Bewilligung  im  Interesse 
des  Baues  als  eilig  bezeichnet  hatte.  Die  noch  aufzubringenden 
Mittel  bezifferte  Hansemann  auf  mindestens  i Million  Taler. 
Auf  vielseitigen  Wunsch  — auch  L.  Camphausen,  der  hier  an- 
wesend war,  äußerte  ihn  — wurde  schließlich  die  Direktion  noch 
ersucht,  den  Bahnbau  möglichst  zu  beschleunigen;  sie  solle  auch 
binnen  sechs  Monaten  jedem  Aktionär  eine  gedrängte  Darstellung 
des  Bauprojektes  mit  Zeichnungen  zustellen.  Bei  den  nachfolgenden 
Wahlen  zur  Direktion  und  zum  Administrationsrat  wurden  im  großen 
und  ganzen  die  provisorischen  Nominierungen  vom  Mai  bestätigt. 
In  die  Direktion  wurden  neben  von  Oppen,  Hansemann,  Schnitzler, 
Oppenheim  jetzt  auch  C.  E.  Dahmen  aus  Aachen  und  Abr.  Lamberts 
aus  Burtscheid  gewählt.  Die  Direktion  erwählte  bald  darauf  von 
Oppen  und  Hansemann  definitiv  zum  Präsidenten  und  zum  Vize- 
präsidenten. 

Bis  gegen  Ende  des  Jahres  beschäftigten  sich  der  neue  Ober- 
ingenieur Pickel  und  seine  Gehilfen  mit  der  endgültigen  Fest- 
stellung der  einzuhaltenden  Route  und  mit  den  Plänen  für  ihre 
Ausführungen  im  einzelnen.  Vom  November  ab  fanden  wohl  noch 
kleinere  Verbesserungen,  aber  keine  durchgreifenden  Umgestal- 
tungen der  Entwürfe  mehr  statt.  Der  Linienplan  wurde  der  Regie- 
rung unterbreitet  und  von  ihr  genehmigt.  Der  Oberpräsident  hatte 
eine  beschleunigte  Erledigung  empfohlen,  die  dazu  beitragen  werde, 
die  damals  infolge  verschiedener  Ereignisse,  besonders  aber  durch 
den  Streit  der  Regierung  mit  dem  Kölner  Erzbischof  erhitzten  Ge- 
müter in  der  rheinischen  Metropole  zu  beruhigen. 

Sehr  wesentlich  waren  die  Änderungen  nicht,  die  unter 
Pickels  Leitung  an  dem  Plan  vorgenommen  wurden.  In  der  Haupt- 
sache wurde  die  frühere  Führung  beibehalten,  wie  sie  am  12.  Febr. 
1837  durch  Kabinettsordre  die  Bestätigung  gefunden.  Schon  vom 
Juni  ab  waren  die  bisherigen  generellen  Nivellements  einer  sorg- 
fältigen Prüfung  unterworfen  worden.  Die  Vorarbeiten  hatte  die 
Gesellschaft  auch  von  dem  Dürener,  Aachener  und  Eupener  Komitee 
gegen  eine  angemessene  Vergütung  übernommen.  Es  ergab  sich, 
daß  das  Gefälle  doch  an  manchen  Punkten  nicht  den  Anforderungen 
entsprach,  die  man  an  eine  Eisenbahn  mit  schnellem  und  großem 
Verkehr  glaubte  stellen  zu  müssen.  Es  schien  möglich,  die  hinder- 
lichen Steigungen  zu  verbessern,  durch  Beseitigung  einiger  Krüm- 
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mungen  die  Bahn  abzukürzen,  durch  kleine  Verlegungen  der  Linie 
und  bessere  Verteilung  der  Gefälle  die  Erdarbeiten  zur  Herstellung 
des  Planums  zu  vermindern.  Auf  diese  Weise  gelang  es  be- 
sonders auf  der  Strecke  von  Köln  bis  Düren  einen  Weg  zu  nehmen, 
der  nach  Pickels  Meinung  bei  den  besten  englischen  Bahnen 
für  zulässig  erachtet  worden  wäre.  Erhöhten  Fleiß  verwandten  die 
Techniker  auf  die  Verbesserung  der  Abteilung  von  Düren  bis  zur 
Combacher  Mühle.  Nach  den  vorliegenden  Plänen  war  diese  Linie 
bei  Düren  nur  13  Fuß  über  dem  Grundbett  der  Roer  projektiert, 
bei  einer  so  geringen  Höhe  wäre  aber  keine  Brücke  von  hinreichen- 
der Durchfluß  Öffnung  zu  erbauen  gewesen.  Ein  weiteres  Hindernis 
war  eine  Anhöhe  hinter  Weißweiler  im  Indetal  zur  Combacher 
Mühle  hin.  So  veranlaßte  denn  Pickel  eine  neue  Untersuchung 
der  Gegend  von  Düren  bis  zur  Combacher  Mühle,  die  auch  von 
Erfolg  gekrönt  war.  Bei  Düren  müßte  die  Brücke  hinreichend  hoch 
und  außer  dem  Bereich  der  Überschwemmungen  liegen.  Die  Bahn 
sollte  dann  die  Inde  mehr  aufwärts  in  der  Gegend  von  Eschweiler- 
Pumpe  an  einer  bedeutend  schmaleren  Stelle  des  Tales  erreichen 
und  von  da  gleichmäßig  und  nicht  stärker  als  1 : 300  emporsteigen. 
Die  weitere  Fortsetzung  von  der  Combacher  Mühle  bis  Aachen  war, 
wie  an  anderer  Stelle  berichtet,  infolge  der  Arbeiten  des  Geometer 
Roderbourg  verbessert  worden.  Am  1.  Juli  1837  nun  hatte  er  dem 
Administrationsrat  ein  neues  Amendement  der  Strecke  eingereicht, 
das  wiederum  erhebliche  Vorteile  gegenüber  seinem  eigenen 
früheren  Plan  darbot;  es  wurde  deshalb  in  der  Direktionssitzung 
vom  29.  Juli  in  den  Bahntraktus  aufgenommen.  Etwas  später 
wurde  im  Zusammenhang  damit  auch  die  Verlegung  des  bei  Ver- 
lautenheide geplanten  Tunnels  nach  dem  Dorf  Nirm  beschlossen, 
wo  eine  Verminderung  der  Erdarbeiten  möglich  schien.  Von  Aachen 
aus  boten  sich  nach  Pickels  Entwürfen  zwei  Möglichkeiten  zur 
Durchquerung  des  Gebirgszuges  des  Aachener  Waldes : entweder 
man  würde  durch  die  Höhen  einen  großen  Tunnel  von  600  Ruten 
Länge  bauen  oder  man  würde  sie  mittels  einer  schiefen  Ebene  von 
600 — 650  Ruten  Länge  mit  einer  Steigung  von  1 : 38  und  einer  stehen- 
den Dampfmaschine  bewältigen;  an  diese  Steilrampe  mußte  sich 
dann  noch  ein  Tunnel  anschließen,  der  aber  nur  halb  so  lang  zu 
:sein  brauchte  und  samt  der  Anlage  des  Maschinenberges  erheb- 
lich weniger  Kosten  verursachen  würde  als  der  früher  geplante 
Tunnel.  Dieses  letztere  Projekt  erhielt  im  August  den  Vorzug,  da 
es  billiger  war  und  die  günstigeren  Neigungsverhältnisse  aufwies. 
Ein  besonderes  Gutachten  darüber  war  nicht  eingeholt  worden,  wohl 
.aber  hatte  Pickel  persönlich  englische  Techniker  zu  Rat  gezogen. 
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Im  übrigen  verblieb  es  für  die  Strecke  bis  zur  Grenze  bei  den 
alten  Plänen. 

Die  speziellen  Untersuchungen  für  die  Zweigbahn  nach  Eupen 
wurden  einstweilen  noch  verschoben.  Es  dauerte  lange  Jahre,  bevor 
die  Eupener  zu  ihrem  Recht  kamen.  An  Klagen  und  Bitten  ließen 
sie  es  freilich  nicht  fehlen.  Schon  vor  der  Generalversammlung 
vom  Oktober  hatten  sie  sich  an  die  Direktion  gewandt,  auf  der 
Generalversammlung  selbst  hatte  der  Vorsitzende  ein  Schreiben  der 
Handelskammer  von  Eupen  verlesen,  in  dem  die  Notwendigkeit 
und  Nützlichkeit  der  Zweigbahn  dargetan  wurde.  Die  Eupener 
wandten  sich  wieder  und  wieder  an  die  Regierung  und  verlangten 
gleichfalls  mehrfach  in  der  Generalversammlung  Auskunft,  wieder- 
holt stellte  auch  der  Oberpräsident  Anfragen  an  die  Direktion,  so 
schon  am  12.  April  1838  und  am  12.  April  1840,  aber  alles  das 
half  zunächst  nichts.  Eine  spezielle  Vermessung  im  Jahre  1840 
war  einstweilen  das  Einzige,  was  die  Eupener  erreichten.  — 

Von  Ende  Juni  1837  ab  wurden  schon  die  Aufnahme  der  Nivel- 
lements und  die  sonstigen  zur  Vorbereitung  des  Baues  und  zur 
Aufstellung  der  Kostenanschläge  erforderlichen  Arbeiten  eingeleitet. 
Die  ganze  Bahnstrecke  wurde  in  vier  Sektionen  eingeteilt,  eine  erste 
zwischen  Rhein  und  Erft,  die  zweite  zwischen  Erft  und  Roer,  die 
dritte  zwischen  Roer  und  Inde,  die  vierte  zwischen  der  Inde  und 
der  belgischen  Grenze.  In  den  einzelnen  Sektionen  wurde  die  Linie 
abgesteckt  und  mit  großen  Signalen  und  starken  Pfählen  dauernd 
bezeichnet.  Nunmehr  wurde  die  Länge  der  Linie  innerhalb  der 
Sektionen  genau  vermessen.  Es  wurde  ferner  die  Höhe  aller  für  die 
Bauausführung  wichtigen  Punkte  mit  englischen  Nivellierungsinstru- 
menten aufgenommen,  und  von  allen  abschüssigen  Stellen  der  Linie 
wurden  Querprofile  hergestellt,  um  den  Kubikinhalt  der  auf-  oder  ab- 
zutragenden Erdmassen  und  die  Oberfläche  der  zu  entschädigenden 
Grundstücke  richtig  berechnen  zu  können.  Endlich  wurden  zur  Be- 
urteilung der  Erdmasse,  vor  allem  für  die  Anlage  der  Tunnels  und 
die  Fundierung  der  Brücken,  an  geeigneten  Punkten  Bohrversuche 
angestellt.  Zuerst  waren  diese  Arbeiten  in  den  Sektionen  1 und  2 
fertiggestellt,  weil  hier  durch  die  alten  Anschläge  ein  guter  Anhalt 
gegeben  war.  Es  folgte  die  vierte  Sektion,  wo  das  zu  nivellierende 
Terrain  überaus  hügelig  war,  und  schließlich  die  dritte,  in  der  eine 
völlig  neue  Linie  bearbeitet  werden  mußte. 

Trotzdem  im  Sommer  die  Außenarbeiten  durch  die  Verhand- 
lungen mit  den  Grundbesitzern  aufgehalten  worden  waren,  die  zu 
der  Erlaubnis  bewogen  werden  mußten,  das  Betreten  ihrer  Felder 
zu  gestatten,  gelang  es  bis  zum  November,  die  Feldarbeit  zu  Ende 
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zu  führen.  Nun,  im  Winter  galt  es,  die  eigentlichen  Veranschlagungs- 
arbeiten herzustellen.  Da  wurden  die  Längen-  und  Querprofile  ge- 
zeichnet, die  Transporte  der  Erdmassen  berechnet,  da  wurden  ferner 
die  Brücken,  Brückentore,  Wasserdurchlässe  und  Tunnels  sowie  die 
Stationseinrichtungen  und  die  dazu  gehörigen  Gebäude  entworfen, 
gezeichnet  und  veranschlagt.  Schon  im  August  und  September  waren 
durch  die  Vermittlung  der  Katasterinspektionen  in  Köln  und  Aachen 
die  Pläne  der  Eisenbahnlinie  mit  Angabe  der  einzelnen  Grundstücke 
eingetroffen,  die  von  ihr  berührt  oder  durchschnitten  werden  würden ; 
diese  Pläne  leisteten  bei  den  Berechnungen  und  Kostenanschlägen 
gute  Dienste.  Im  Dezember  wurden  die  gedruckten  und  mit  Zeich- 
nungen versehenen  Anschläge  für  die  erste  und  zweite,  im  Januar 
und  Februar  1838  auch  für  die  dritte  und  vierte  Sektion  dem  Ad- 
ministrationsrat übergeben. 

Da  der  Beginn  des  Baues  erst  für  das  kommende  Frühjahr 
in  Aussicht  genommen  werden  konnte,  so  blieb  noch  Zeit  zu  weiteren 
nötigen  Arbeiten;  es  mußten,  um  nur  einiges  zu  nennen,  die  Beamten, 
soweit  sie  noch  nicht  angestellt  waren,  ferner  auch  die  Arbeiter  für 
das  große  Werk  gewonnen  werden,  es  mußte  die  innere  Organisation 
des  Unternehmens  geschaffen  werden,  es  waren  die  Verhandlungen 
mit  den  Grundbesitzern  und  den  Lieferanten  aller  Bedarfsgegenstände 
anzuknüpfen,  auch  waren  noch  manche  Unterhandlungen  mit  der 
preußischen  Regierung  sowohl  als  mit  der  belgischen  zu  führen, 
ferner  kamen  bald  Geldfragen  sehr  bedeutsamer  Art  hinzu.  Das 
alles  waren  Aufgaben,  welche  die  Verwaltung  noch  auf  lange  Zeit 
hinaus  beschäftigen. 

Außer  dem  Oberingenieur  waren  schon  verschiedene  höhere 
Beamte  vor  der  königlichen  Bestätigung  der  Gesellschaft  vom 
21.  August  1837  angestellt  worden,  aber  es  konnten  vor  der  General- 
versammlung vom  Oktober  keine  endgültigen  Verträge  abgeschlossen 
werden,  weil  die  provisorische  Direktion  in  dieser  Beziehung  der 
definitiven  nicht  vorgreifen  durfte. 

In  der  ersten  Direktionssitzung  nach  der  genannten  General- 
versammlung aber  wurden  die  Bedingungen  der  Anstellungen 
festgesetzt  und  einzelne  Direktoren  zur  Tätigung  der  Verträge  er- 
mächtigt. So  wurde  die  Wahl  Pickels  zum  ersten  Techniker  der 
Gesellschaft  bestätigt1).  Pickel  hatte  in  England  auch  für  die 

l)  Über  die  mit  ihm  zu  vereinbarenden  Bedingungen  hatte  sich  die  Direktion  erst 
in  Belgien  Rat  erholt;  sie  besagten  im  wesentlichen  Folgendes:  die  Anstellung  geschieht 
für  die  Zeit  bis  nach  Ablauf  eines  Jahres  nach  Vollendung  des  Baues  der  Köln-Herbes- 
thaler  Bahn.  Das  jährliche  Gehalt  des  Oberingenieurs  besteht  in  einem  Fixum  von 
2400  Taler.  Außerdem  erhält  er,  wenn  der  Bau  in  technischer  und  ökonomischer  Hin- 
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Rheinische  Eisenbahn  wichtige  Beobachtungen  gemacht,  besonders 
die  neueren  Tunnelanlagen  bei  der  London-Birminghamer  und  bei 
anderen  Bahnen  besichtigt,  hatte  Verbindungen  mit  bedeutenden 
Ingenieuren,  wie  Robert  Stephenson,  angeknüpft  und  sich 
auch  schon  wegen  der  Lieferung  der  Materialien  bei  bekannten 
Firmen  umgesehen.  Nach  seiner  Rückkehr  war  er  eifrig  für  die 
Vorarbeiten  tätig. 

Wichtiger  vielleicht  noch  als  der  Posten  des  leitenden  Tech- 
nikers, wenigstens  nach  Beendigung  der  Bauarbeiten,  war  die  Stelle 
des  Spezialdirektors  als  des  ersten  ausführenden,  zugleich  der 
Direktion  angehörenden  Beamten.  Wie  der  Oberingenieur,  so 
war  auch  der  Spezialdirektor  schon  im  Juni  1837  vorläufig  gewählt 
worden.  Nach  sorgfältigen  Erkundigungen  wurde  für  diesen 
Posten  auf  Vorschlag  Hansemanns  dessen  Freund,  der  Steuer- 
rat Hauchecorne  aus  Aachen,  ein  Aktionär  der  Gesellschaft,  aus- 
ersehen. Er  wurde  ersucht,  zunächst  einen  Urlaub  zu  nehmen,  der 
ihm  auch  auf  Befürworten  der  Eisenbahndirektion  von  seiner  Be- 
hörde bereitwilligst  zugestanden  wurde.  In  den  nächsten  Monaten 
scheint  Hauchecorne  seine  Tätigkeit  auf  Verhandlungen  mit  der 
preußischen  und  besonders  mit  der  belgischen  Regierung  be- 
schränkt zu  haben ; er  erhielt  denn  auch  von  der  letzteren  die 
gewünschten,  völlig  befriedigenden  Zusagen  wegen  des  Zusammen- 
schlusses der  Bahnen  an  der  belgischen  Grenze.  Seit  seiner  festen 
Anstellung  übernahm  er  mit  Eifer  und  Geschick  die  gesamte  Leitung 
der  Geschäfte.  Eine  Ausnahme  von  der  ihm  statutenmäßig  (s.  §§  76 
bis  78  und  79  des  Statuts)  zu  übertragenden  Oberleitung  bildete 
allein  die  Stellung  des  Oberingenieurs,  der  in  seinem  Ressort  von 
der  Aufsicht  des  Spezialdirektors  unabhängig  sein  sollte.  Ende 
Oktober  wurde  Hauchecorne  definitiv  gewählt1). 

Zum  Stellvertreter  des  Spezialdirektors  wählte  die  Direktion 
ebenso  einstimmig  wie  die  vorgenannten  Beamten  den  seit  1833 
im  Dienst  des  Unternehmens  als  brauchbar  bewährten  Hirte.  Seine 

sicht  zur  Zufriedenheit  der  Gesellschaft  vollendet  sein  wird,  eine  Gratifikation  von  1000 
Friedrichdor.  In  seinen  Händen  liegt  die  Leitung  der  ganzen  Bauausführung.  Alle  tech- 
nischen Unterbeamten  werden  auf  seinen  Vorschlag  von  der  Direktion  ernannt.  Der 
Oberingenieur  darf  keine  anderen  Arbeiten  übernehmen  und  gelobt  ausdrücklich,  seine 
ganze  Tätigkeit  dem  Interesse  der  Gesellschaft  zu  widmen. 

ß Es  wurden  mit  ihm  folgende  finanzielle  Bedingungen  vereinbart:  das  jährliche 
Fixum  beträgt  3000  Taler,  außerdem  erhält  er  für  die  außerordentlichen  Dienste,  die  er 
während  des  Baues  zu  leisten  hat,  eine  Gratifikation  von  mindestens  500  Taler.  Nach 
dem  Ende  der  Bauzeit  und  der  Aufnahme  des  Betriebs  bezieht  er  statt  der  Gratifikation 
eine  Tantieme , die  2 °/o  des  Reingewinnes  betragen  soll.  Der  Spezialdirektor  hat  eine 
Kaution  von  5000  Taler  zu  stellen. 

12* 


180 


Fünftes  Kapitel. 


Pflicht  bestand  neben  der  Vertretung  Hauchecornes  in  der  Haupt- 
sache in  der  Leitung  der  kaufmännischen  und  überhaupt  der  Büro- 
arbeiten *). 

Für  die  kaufmännische  Tätigkeit  wurden  nun  nach  und  nach 
noch  eine  Reihe  von  Kräften  gewonnen.  Als  erster  Buchhalter  der 
Gesellschaft  wurde  der  Kaufmann  Strebei  aus  Eupen  gegen  ein 
Gehalt  von  1000  Taler  angestellt.  Auch  nach  einem  Rechtskonsu- 
lenten, der  in  den  dauernden  Dienst  des  Unternehmens  treten  sollte, 
sah  sich  die  Direktion  um,  kam  aber  zu  keinem  Vertragsabschluß. 

Was  die  technischen  Angestellten  der  Rheinischen  Eisenbahn 
betrifft,  die  während  des  Baues  unter  Pickel  arbeiteten,  so  wurden 
die  höheren  Beamten  und  einige  Hilfskräfte  ebenfalls  schon  im 
Juni  und  Juli  gewonnen.  Zu  Leitern  der  vier  Sektionen  der  Bahn- 
linie wurden  die  vereidigten  Geometer  Andriessen , Nonnen- 
bruch, Schlichting  und  Roderbourg  gemacht.  Während  die 
drei  anderen  Techniker  aus  dem  Dienst  fremder  Eisenbahnen 
übernommen  worden  waren,  wurde  Roderbourg  auf  Grund  seiner 
freiwilligen  Bemühungen  für  die  Rheinische  Bahnlinie  angestellt ; 
für  diese  etwa  siebenmonatliche  Arbeit  erhielt  er,  beiläufig  bemerkt, 
ein  Ehrengeschenk  von  800  Taler. 

Zu  den  höheren  Angestellten,  die  von  Anfang  an  in  den  Dienst 
des  Unternehmens  gezogen  wurden,  ist  auch  noch  der  Steuerinspektor 
Rüttgers  aus  Koblenz  zu  zählen.  Seine  Aufgabe,  zu  der  er  als  Ka- 
tasterbeamter in  erster  Linie  befähigt  erschien,  war  die  genaue 
Abschätzung  des  Wertes  der  anzukaufenden  Grundstücke. 

Vom  Juni  1837  ab  nahm  die  Zahl  derer,  die  sich  um  kauf- 
männische oder  technische  Stellen  bei  der  Gesellschaft  bewarben, 
immer  zu,  ja  diese  Meldungen  wurden  sogar  zeitweilig  eine  Plage 
für  die  Direktion.  Junge  und  ältere  Leute  aus  allen  Gesellschafts- 
und Berufsschichten  dachten  hier  Gelegenheit  zur  Betätigung  und 
Auszeichnung  zu  finden.  Manche  anderswo  Entgleiste,  aber  auch 
manche  Söhne  sehr  angesehener  Väter,  viele  Leute  mit  Empfehlungen 
hochgestellter  Personen  wandten  sich  hoffnungsvoll  an  die  Direk- 
tion oder  an  einzelne  Direktoren.  Mitunter  wurden  solche  Frei- 
willige auch  angestellt,  hin  und  wieder  mit  gutem,  häufiger  mit 
schlechtem  Erfolg,  so  daß  die  Direktion  schon  im  Sommer  1840 
beschloß,  nur  noch  in  Ausnahmefällen  von  den  unerbetenen  Mel- 


ß Das  Gehalt  des  „Spezialdirektorsubstituten''  sollte  1800  Taler  betragen.  Dazu 
würde  eine  Baugratifikation  von  mindestens  200  Taler  und  nach  Vollendung  des  Baues 
1%  Tantieme  kommen. 


Die  Direktoren. 


181 


düngen  Gebrauch  zu  machen.  Erstaunlich  war,  welch  geringe  Post- 
chen oft  Bewerbern  mit  hohen  Anwartschaften  genügten;  sie 
mochten  vielleicht  glauben,  daß  die  Zukunftsentwicklung  des  Werkes, 
das  so  viele  Erwartungen  umschloß,  auch  ihnen  Gelegenheit  zum 
Aufstieg  bieten  werde.  — 

Die  Arbeit  der  Eisenbahnverwaltung  und  damit  auch  die  Zahl 
der  Hilfskräfte  wuchs  bald  so,  daß  schon  Ende  1837,  dann  in  den 
nächsten  Jahren  noch  mehrmals  in  Köln  weiterer  Raum  erforder- 
lich wurde1).  Auch  in  Aachen  schuf  sich  die  Eisenbahnverwaltung 
durch  Erwerb  eines  Hauses  ein  eigenes  Heim,  in  dem  zugleich 
Tagungen  der  Aachener  Direktoren  stattfanden. 

In  jeder  Woche  versammelte  sich  die  Direktion  zu  einer  oder 
mehreren  Sitzungen,  in  denen  die  laufenden  Geschäfte  besprochen, 
die  notwendigen  Anordnungen  getroffen  wurden.  Oft  wurden,  zu- 
mal nadh  Eröffnung  des  Baues,  diese  Beratungen  einen  Tag  nach 
dem  anderen  fortgesetzt.  Da  war  es  denn  erklärlich,  daß  besonders 
von  den  Nichtkölnern  dieser  Zustand  als  recht  beschwerlich  em- 
pfunden wurde.  Infolgedessen  schlugen  die  Aachen-Burtscheider  bald 
eine  Teilung  der  Ressorts  in  der  Weise  vor,  daß  für  bestimmte 
Angelegenheiten  nur  die  Kölner  Direktoren,  für  andere  nur  die 
Aachener  zuständig  sein  sollten,  die  denn  auch  in  Aachen  ihre 
Konferenzen  abhalten  würden.  Darauf  aber  gingen  die  Kölner  nicht 
ein,  die  sich  auf  den  Satz  des  Statuts  beriefen:  „Die  Direktion  soll 
ihren  Sitz  in  Köln  haben.“  Hinfort  wurde  es  denn  so  gehalten, 
daß  bei  wichtigen  Angelegenheiten  die  Gesamtdirektion  in  Köln 
zusammentrat,  bei  weniger  bedeutsamen,  lokalen  Fragen  aber  die 
Direktoren  in  Abteilungssitzungen  in  Köln  und  Aachen  Beschluß 
faßten.  Diese  Beschlüsse  wurden  dem  jeweils  nicht  anwesenden 
Teil  zur  Prüfung  und  Billigung  zugesandt.  Außerdem  machte 
die  Direktion  reichlichen  Gebrauch  von  der  statutarisch  gebotenen 
Möglichkeit,  einzelne  ihrer  Mitglieder  zu  besonderen  Funktionen 
zu  delegieren.  Bei  dem  Eifer,  den  die  Direktoren  durchweg  ent- 
wickelten, bei  den  kaufmännischen  Kenntnissen,  die  die  meisten 
von  ihnen  besaßen,  bei  der  Sachkenntnis,  die  sie  sich  auf  alle 
mögliche  Weise  anzueignen  suchten,  kamen  die  neuartigen  Geschäfte 
bald  in  einen  geordneten  Fluß. 

Um  sich  die  auswärtigen  Erfahrungen  zunutze  zu  machen  und 
die  in  manchen  Hinsichten  nötigen  Beziehungen  zu  gewinnen,  be- 
gaben sich  schon  in  den  Anfangsjahren  die  Direktoren  wie  manche 


1)  Sie  kaufte  bei  einer  günstigen  Gelegenheit  das  Breuersche  Haus,  Trankgasse  8, 
für  6550  Taler  und  ließ  es  für  ihre  Zwecke  herrichten. 
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Administrationsräte  häufig  auf  Reisen,  sandten  auch  ihre  Ingenieure 
zur  Information  zu  fremden  Bahnen  hinüber.  So  bereiste  beispiels- 
weise Hauchecorne,  um  sich  in  die  Eisenbahnangelegenheiten 
einzuarbeiten,  mehr  noch  aber,  um  mit  den  leitenden  Männern  des 
Nachbarstaates  bekannt  zu  werden,  im  November  1837  die  belgischen 
Bahnen  und  die  Hauptstädte  und  erreichte  seine  Absicht,  vornehm- 
lich in  bezug  auf  die  persönlichen  Anknüpfungen,  in  vollem  Maße. 
Diese  Reisen  wiederholte  Hauchecorne  hinfort  recht  oft.  In  den 
ersten  Tagen  des  Monats  April  1838  begaben  sich  die  Techniker 
Pickel,  Andriessen,  Roderbourg,  Exner,  Stuhlmann,  Wahrenberg 
und  Wittfeld  nur  zu  Zwecken  ihrer  Schulung  nach  Brüssel.  Im 
Herbst  1838  gingen  Hauchecorne,  die  Direktoren  Dahmen  und 
Lamberts  und  der  Oberingenieur  Pickel  für  einige  Wochen  nach 
Belgien  und  England,  allerdings  diesmal  zugleich  mit  speziellen 
Aufträgen  in  betreff  einiger  Kaufabschlüsse.  1840  machte  Hauche- 
corne eine  große  Reise  durch  ganz  Deutschland  und  nahm  alle 
wichtigeren  Bahnen  und  Bauten  in  Augenschein,  wie  seine  späteren 
Schriften  beweisen,  mit  gutem  praktischem  Ergebnis. 

Es  gehörte  nicht  bloß  zu  den  Pflichten  der  Ingenieure,  be- 
sonders Pickels,  auch  die  Mitglieder  der  Verwaltung  machten 
es  sich  zur  Aufgabe,  in  regelmäßigen  Abständen  die  in  Angriff 
genommenen  Bahnstrecken  zu  besichtigen,  um  sich  von  dem  Stand 
und  dem  Fortgang  der  Arbeiten  zu  überzeugen.  Wie  der  Ober- 
ingenieur der  Direktion  dauernd  über  den  Bau,  der  Spezialdirektor 
über  die  Lage  des  ganzen  Unternehmens  Bericht  zu  erstatten  hatte, 
so  hielt  hinwiederum  die  Direktion  den  Administrationsrat  auf  dem 
Laufenden.  — Das  breitere  Publikum  erhielt  von  der  Entwicklung 
der  Unternehmung  Kenntnis  durch  die  gedruckten  jährlichen  General- 
versammlungsprotokolle, die  auch  in  vielen  Tagesblättern  besprochen 
wurden.  Seit  1838  wurden  überdies  die  wichtigeren,  zur  Veröffent- 
lichung geeigneten  Protokolle  der  Administrationsratsitzungen  ge- 
druckt. Daneben  brachten  seit  1839  die  Kölner  und  die  Aachener 
Zeitungen  fortlaufend  Monatsberichte  über  den  Stand  der  Bau- 
arbeiten. Seit  der  Generalversammlung  vom  Mai  1842  erschienen 
ferner  die  vom  Spezialdirektor  erstatteten  jährlichen  „Verwaltungs- 
berichte“ als  ziemlich  ausführliche  und  viel  beachtete  Sonderdrucke ; 
hier  waren  die  interessantesten  Mitteilungen  I.  über  die  Bauverwal- 
tung,  II.  über  die  Grunderwerbungen,  III.  über  das  Kassen-  und 
Rechnungswesen  und  IV.  über  den  Bahnbetrieb  übersichtlich  neben- 
einandergestellt. 

Zur  ständigen  Kontrolle  der  Geschäftsführung  der  Direktion 
wurde  vom  Administrationsrat  — gemäß  § 55  Abs.  2 des  Statuts 
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— im  Jahre  1838  und  von  neuem  in  den  folgenden  Jahren  eine 
Kommission  ernannt,  die  Einsicht  in  alle  Protokolle,  Beschlüsse, 
Bücher,  Dokumente  der  Direktion  zu  nehmen,  wie  auch  die  Rech- 
nungsführung und  die  technische  Geschäftsführung  zu  revidieren 
hatte;  sie  bestand  aus  den  Administrationsräten  Leiden  und  Land- 
rentmeister Fischer  aus  Köln,  Reg.-Rat  Ritz  und  Oberbürger- 
meister Emundts  aus  Aachen;  außerdem  wurde  alljährlich  eine 
Sonderkommission  berufen,  welche  die  geschäftlichen  Abschlüsse 
nachzuprüfen  hatte.  Daß  dies  keine  kleine  Mühe  war,  geht  schon 
aus  der  Tatsache  hervor,  daß  sich  die  Rechnungsführung  von  1838 
an  auf  mehr  als  10000  Posten  erstreckte.  Mit  Nachdruck  trat  stets 
der  Administrationsrat  für  eine  geordnete  Buchführung  ein,  an  deren 
Einrichtung  sich  auch  verschiedene  seiner  Mitglieder  beteiligten. 
Zur  größeren  Übersichtlichkeit  sollten  für  alle  Bauwerke  gesonderte 
Konten  geführt  werden. 

Fast  noch  schwieriger  als  die  Auswahl  der  Techniker  und 
kaufmännischen  Angestellten  war  für  die  Direktion  die  Gewinnung 
bestimmter  qualifizierter  Arbeiterklassen.  Nach  langen  Schrei- 
bereien trafen  im  Januar  1838  die  ersten  Vorarbeiter  für  die  Tunnels, 
ein  Steiger  und  drei  Hauer,  aus  dem  Mannsfeldischen  ein,  zugleich1 
mit  ihnen  drei  belgische  Ziegelmeister.  Diesen  folgten  in  den  Jahren 

1838  und  1839  noch  eine  Menge  von  auswärtigen  Ziegelei-,  Berg- 
arbeitern und  Mechanikern  aus  Deutschland,  Holland,  Belgien  und 
England.  Es  wurde  viel  darüber  geklagt,  daß  man  diesen  Leuten 
hohe  Löhne  zahlen  müßte,  während  sie  oft  nicht  Entsprechendes 
leisteten;  man  hielt  sie  aber  für  unentbehrlich.  Zu  helfen  suchte 
man  sich  dadurch,  daß  man  einheimische  Arbeiter  anlernen  ließ, 
so  gut  es  ging.  Mitunter  sandte  die  Direktion  auch  befähigte  junge 
Leute  auf  ihre  Kosten  ins  Ausland  zur  weiteren  Ausbildung,  so 

1839  einige  Mechaniker  nach  England,  um  die  Behandlung  der 
Lokomotiven  und  des  Wagenmaterials  zu  erlernen,  so  auch  vor  den 
einzelnen  Etappen  der  Eröffnung  der  Bahn  eine  ganze  Anzahl  Per- 
sonen nach  Belgien,  die  dort  im  Dienst  der  Staatsbahnen  zu  brauch- 
baren, zugleich  der  französischen  Sprache  und  Sitten  kundigen  Kon- 
dukteuren herangebildet  werden  sollten. 

Keine  Umstände  machte  die  Anwerbung  der  Massen  gewöhn- 
licher Arbeiter,  die  besonders  für  die  Erdarbeiten  notwendig  waren; 
wenigstens  scheinen  die  Rheinlande  damals  mit  Leichtigkeit  Tausende 
von  Arbeitern  gestellt  zu  haben.  Wie  bei  den  Eisenbahnbauten 
überhaupt,  so  fanden  auch  bei  dem  Bau  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn große  Arbeiterscharen  ihr  Brot,  die  sonst  anderwärts,  in  Frank- 
reich und  Belgien,  beschäftigt  waren.  Es  waren  z.  B.  Anfang  August 
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1 839  — bei  der  Eröffnung  der  Strecke  von  Köln  bis  Müngersdorf 
— mehr  als  5000  Mann  für  den  Bahnbau  angestellt  (davon  waren 
bei  dem  Königsdorfer  Tunnel  983  Mann  nebst  20  Pferden,  bei  dem 
Nirmer  Tunnel  439  Mann  nebst  16  Pferden  tätig).  Ein  großer  Teil 
der  Arbeiter  stand  nicht  unmittelbar  im  Dienst  der  Eisenbahngesell- 
schaft, sondern  wurde  von  den  vielen  kleineren  Unternehmern  be- 
soldet, denen  im  Wege  der  Submission  die  selbständige  Ausführung 
bestimmter  Arbeiten  übertragen  worden  war.  Die  Durchschnitts- 
höhe des  Taglohnes  für  den  gewöhnlichen  Arbeiter  betrug  während 
des  Baues  nach  mehrfachen  übereinstimmenden  Angaben  8 Sgr., 
wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  daß  sich  in  der  Masse  zahl- 
reiche auffallend  jugendliche  Personen  befanden. 

Da  die  Arbeiter  ganz  allmählich  angeworben  und  den  ein- 
zelnen Sektionen  zugewiesen  wurden,  innerhalb  deren  sie  wieder 
an  die  Unteringenieure  und  Rottenführer  verteilt  wurden,  so  vollzog 
sich  ihre  Organisation  und  Beschäftigung  anscheinend  ganz  glatt. 
Erst  als  die  Eröffnung  des  Bahnbetriebes  bis  Aachen  bevorstand, 
mußten  sich  Direktion  und  Administrationsrat  angelegentlich  mit 
der  Reglementierung  des  Personals  befassen.  Von  irgendwelchen 
Unruhen  ist  während  der  ganzen  Bauzeit  nichts  zu  hören.  Nur  im 
Frühjahr  1839  wird  von  einem  Krakehl  infolge  von  Streitigkeiten 
mit  den  Aufsehern  in  der  Sektion  3 gemeldet,  in  der  auch  sonst 
Unordnungen  vorkamen,  doch  war  die  Ruhe  schon  nach  wenigen 
Tagen  wieder  hergestellt.  Im  übrigen  läßt  alles  erkennen,  daß  auf 
straffe  Disziplin  gehalten  wurde.  Sowie  von  einem  Arbeiter  oder 
auch  einem  sonstigen  Angestellten  etwas  Nachteiliges,  auch  Außer- 
dienstliches, bekannt  wurde,  z.  B.  daß  er  zu  reichlich  dem  Alkohol 
zuzusprechen  pflegte  oder  sich  an  einer  Schlägerei  beteiligt  hatte 
oder  seinen  Hausstand  verwahrlosen  ließ,  so  wurde  er  in  der  Regel 
schleunigst  entfernt. 

Übrigens  lassen  sich  gleich  anfangs  Ansätze,  wenn  auch 
schwache,  zu  einer  gewissen  Arbeiterfürsorge  nicht  verkennen.  Eine 
solche  zeigt  sich  in  den  nicht  seltenen  freiwilligen  Beihilfen 
an  einzelne  Arbeiter,  die  sich  in  irgend  einem  unverschuldeten  Not- 
stand befanden;  ebenso  wurde,  wenn  ein  Arbeiter  nach  längerer 
Dienstzeit  oder  infolge  eines  Dienstunfalles  gestorben  war,  seine 
Witwe  wohl  durch  ein  Geldgeschenk  — etwa  25 — 50  Taler  — 
unterstützt.  Hier  mag  erwähnt  werden,  daß  schon  im  Frühjahr  1838 
ein  gedrucktes  Flugblatt  der  Direktion  die  Arbeiter  darauf  auf- 
merksam machte,  daß  sie  mit  Vorteil  ihre  Erspärnisse  beim  „Verein 
zur  Beförderung  der  Arbeitsamkeit“  in  Aachen,  einer  Gründung 
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Hansemanns,  einlegen  könnten;  die  Gesellschaft  zahlte  dazu  einen 
Jahresbeitrag  von  50  Taler. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1841  wurde  aber  schon  ein  Beschluß 
von  weittragender  Bedeutung  in  bezug  auf  die  Fürsorge  für  die 
Angestellten  gefaßt.  Am  27.  Dezember  dieses  Jahres  legte 
nämlich  Hauchecorne  der,  Direktion  ein  vorläufiges  Reglement 
für  die  Unterstützungskasse  des  „unteren  Betriebspersonals  der 
Rheinischen  Eisenbahn“  vor,  das  auch  von  ihr  ohne  größere 
Erörterung  angenommen  wurde.  In  diesem  Reglement,  so  unvoll- 
kommen und  verworren  es  nach  dem  Maß  stabe  einer  späteren  Zeit 
auch  erscheinen  mag,  lagen  schon  die  Keime  für  die  künftig  so 
stark  entwickelten,  vielverzweigten  Unterstützungsformen  des  Eisen- 
bahnunternehmens. So  zögernd  und  vorsichtig  der  Spezialdirektor 
auch  bei  dem  Mangel  an  geeigneten  Mustern  zu  Wege  gegangen 
war,  so  nimmt  sich  die  zu  schaffende  Kasse,  ein  Spartopf,  aus  dem 
in  letzter  Linie  die  Direktion  die  Bedürftigwerdenden  unter  ihren 
Angestellten  nach  ihrem  Ermessen  bedenken  konnte,  recht  sonder- 
bar aus.  Es  erschien  darum  eine  spätere  Differenzierung  der  Not- 
fälle und  eine  genauere  Stipulierung  der  Unterstützungen  geboten. 

Um  die  Grundzüge  des  Reglements,  das  mit  dem  1.  Januar 
1842  in  Kraft  treten  sollte,  kurz  darzustellen,  so  ist  der  Zweck 
der  Einrichtung  schon  genannt  worden : die  Unterstützungs- 
kasse wird  für  alle  fest  Angestellten  mit  einem  Diensteinkommen 
bis  zu  500  Taler  (ohne  etwaige  Gratifikationen)  zu  ihrer  oder  ihrer 
Angehörigen  Unterstützung  bei  Notständen  aller  Art  errichtet.  Zur 
Dotierung  der  Kasse  werden  den  Angestellten  von  ihrem  Gehalt 
U/s  °/o,  also  ein  halber  Groschen  pro  Taler,  abgezogen;  außerdem 
fließen  der  Kasse  sämtliche  Strafgelder  und  etwaige  Zuwendungen 
zu.  Aus  diesen  Beträgen  und  ihren  Zinsen  wird  der  Unterstützungs- 
fonds gebildet,  aus  dem  die  Zahlungen  beginnen,  sobald  er  die  Höhe 
von  mindestens  1000  Taler  erreicht  hat;  sobald  der  Bestand  der 
Kasse  am  Jahresschluß  1000  Taler  übersteigt,  werden  von  dem 
Mehrbetrag  jedesmal  10  0/0  zur  Bildung  eines  definitiven  Stamm- 
kapitals auf  Zinsen  gelegt. 

Die  Unterstützungen  sind  einmalige  oder  periodisch  wieder- 
kehrende für  die  Invaliden  oder  die  Angehörigen  der  während  der 
Dienstzeit  Verstorbenen;  die  einmaligen  Unterstützungen  werden  bei 
eintretendem  Bedürfnis  sofort  oder  in  Raten,  die  periodischen  werden 
vierteljährlich  ausbezahlt.  Die  Höhe  der  ersteren  wird  1.  durch 
das  Bedürfnis  des  Berechtigten,  nach  Maßgabe  des  ihm  oder  seinen 
Angehörigen  zugestoßenen  Unfalles  und  2.  durch  die  Berücksich- 
tigung der  von  ihm  gezahlten  Beiträge  bedingt  und  nach  dem  Er- 
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messen  der  Verwaltung  festgestellt;  in  Krankheitsfällen  können  die 
Beihilfen  auf  Wunsch  des  Betreffenden  auch  in  Form  der  ärzt- 
lichen Hilfe  und  der  Arzneien  gewährt  werden.  Die  Höhe  der  dauern- 
den Unterstützungen  richtet  sich  nach  der  Höhe  des  Dienstein- 
kommens, von  dem  beigesteuert  worden  ist,  und  beträgt  für  den 
Angestellten  oder  seine  hinterlassenen  Angehörigen,  im  zweiten  Fall 
auch  mit  Rücksicht  auf  ihre  Anzahl,  10—25  o/0  des  zuletzt  bezogenen 
festen  Gehaltes.  Was  die  Dauer  der  periodischen  Unterstützungen 
anbetrifft,  so  wird  unterschieden  zwischen  den  auf  gewöhnliche  Art 
durch  Alter,  Krankheit  usw.  invalide  gewordenen  Angestellten 
und  „verunglückten  Invaliden“.  Bei  der  ersten  Kategorie  ist 
Voraussetzung  für  die  Unterstützung  mindestens  einjährige  Dienst- 
zeit. Sie  wird  dann  nach  Maßgabe  der  Umstände  und  nach  dem 
Ermessen  der  Verwaltung  den  Invaliden  selbst  bis  auf  die  Dauer 
von  zehn  Jahren,  den  Angehörigen  bis  auf  fünf  Jahre  gewährt, 
aber  in  keinem  Fall  auf  längere  Zeit  als  der  Invalide  oder  Ver- 
storbene der  Gesellschaft  gedient  hat.  Tritt  die  Invalidität  oder 
der  Tod  vor  Ablauf  des  ersten  Jahres  ein,  so  werden  die  geleisteten 
Beiträge  einfach  zurückerstattet.  Ist  dagegen  das  Unglück,  das  die 
Invalidität  zur  Folge  hat,  im  Dienst  und  ohne  Verschulden  des 
Betreffenden  eingetreten,  so  erhält  der  Invalide  die  Pension  ohne 
Rücksicht  auf  die  zurückgelegte  Dienstzeit  mindestens  15  Jahre  lang 
und  je  nach  dem  Grad  der  entstandenen  Arbeitsunfähigkeit  sowie 
der  finanziellen  Bedürftigkeit  bis  auf  Lebenszeit.  Hat  der  Unglücks- 
fall den  Tod  zur  Folge,  so  erhalten  die  Hinterbliebenen  des  Ver- 
storbenen die  feste  Unterstützung  bis  auf  15  Jahre  unter  folgenden 
Modalitäten.  1.  Witwen  ohne  Kinder  oder  mit  Kindern  über  1 5 Jahren 
können  bis  10  Jahre  nach  dem  Ableben  des  Mannes  unterstützt 
werden;  stirbt  die  Witwe  vor  dem  Ablauf  der  10  Jahre,  so  kann 
von,  der  Verwaltung  ihren  etwaigen  Kindern,  sofern  sie  das 
21.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  eine  besondere  Unter- 
stützung gewährt  werden.  2.  Sind  Kinder  unter  15  Jahren  vor- 
handen, so  kann  die  Witwe  ihre  (erhöhte?)  Unterstützung  so  lange 
erhalten,  bis  das  jüngste  Kind  das  15.  Lebensjahr  zurückgelegt 
hat;  stirbt  die  Witwe  vorher,  so  wird  diese  Unterstützung  unter 
die  berechtigten  Kinder  geteilt.  3.  Elternlose  Waisen  unter  15  Jahren 
erhalten  die  Unterstützung  so  lange,  bis  das  jüngste  das  15.  Jahr 
zurückgelegt  hat.  Auch  wenn  der  unterstützungsberechtigte  Invalide 
während  seiner  Pensionierung  stirbt,  kann  eine  ähnliche  Regelung 
eintreten.  Bei  Todesfällen  kann,  wenn  die  Lage  der  Angehörigen 
es  erheischt,  eine  vorläufige  außerordentliche  Unterstützung  gewährt 
werden. 
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Da  nach  dem  Gesagten  die  versicherungstechnische  Ausge- 
staltung der  Kasse  auf  schwachen  Füßen  stand,  so  mußte  Für- 
sorge für  eine  sehr  wohl  denkbare,  zumal  bei  einem  größeren  Un- 
glück nicht  unwahrscheinliche  Erschöpfung  der  Mittel  getroffen 
werden.  Es  wurde  vorgesehen  (§  io),  daß  dann  die  Verwaltung 
unter  Genehmigung  der  Direktion  berechtigt  sein  solle,  vom  Be- 
ginn des  nächstfolgenden  Quartals  ab  eine  angemessene  Herab- 
setzung der  Unterstützungsprozente  eintreten  zu  lassen.  Verschie- 
dene Bestimmungen  sollten  die  Art  der  Geltendmachung  der  An- 
sprüche regeln.  Die  wichtigste  (§  15)1)  besagt,  daß  alle  Vorschriften 
nur  „reglementarisch  seien  und  sonach  in  ihrer  Anwendung  nach 
Maßgabe  des  Bedürfnisses  dem  Ermessen  der  Verwaltung  unter- 
lägen; daher  stehe  keinem  beteiligten  Bahnangestellten  ein  unbe- 
dingter Anspruch  an  den  Unterstützungsfonds“  zu  — mit  anderen 
Worten  also,  die  Unterstützungen  waren  als  Wohltaten  anzusehen. 
Außer  der  genauen  Ordnung  der  Formalitäten  für  die  Erhebung 
der  Unterstützungen  werden  in  dieser  Richtung  auch  noch  die  Fälle 
erwähnt,  in  denen  ein  Anspruch  an  die  Kasse  erlischt;  jeder  An- 
spruch auf  Unterstützung  wie  auf  Rückerstattung  der  Beiträge  näm- 
lich geht  sowohl  bei  freiwilligem  Austritt,  wie  bei  der  Entlassung 
des  Angestellten,  wie  auch  bei  einjähriger  Nichterhebung  und  ver- 
geblicher Mahnung  verloren.  Bei  den  weitgehenden  Befugnissen, 
die  das  Reglement  der  Verwaltung  der  Kasse  zuweist,  ist  deren 
Zusammensetzung  von  großer  Wichtigkeit.  Sie  soll  gebildet  werden 
von  dem  Spezialdirektor,  dem  Hauptkassierer  und  einer  von  sämt- 
lichen Beitragenden  zu  wählenden  Deputation  von  sieben  Vertretern; 
außerdem  müssen  für  den  Spezialdirektor  und  die  Vertreter  noch 
Stellvertreter  erwählt  werden2).  Bemerkenswert  ist  noch,  daß  bei 
allen  zweifelhaften  Fällen  und  bei  etwaigen  Meinungsverschieden- 
heiten den  Beteiligten  die  Berufung  an  die  Direktion  als  die  ent- 
scheidende Instanz  offen  steht.  Eine  Abänderung  des  Reglements 
kann  mit  Genehmigung  der  Direktion  von  den  Verwaltungsmitglie- 
dern und  deren  Substituten  vorgenommen  werden.  Dieselbe  er- 
weiterte Verwaltung  (Generalrat  genannt)  soll  jedenfalls  nach  Ab- 
lauf von  drei  Jahren  eine  Revision  dieses  vorläufigen  Reglements 
beraten  und  das  Resultat  der  Direktion  zur  Ausführung  anheim- 
geben. 

!)  Er  wurde  erst  ein  halbes  Jahr  später,  am  27.  Juni  1842,  bei  einer  Durchsicht 
des  Reglements  von  der  Direktion  eingeschoben.  — Nebenbei  bemerkt  fanden  1843  ein- 
gehende Besprechungen  über  das  Reglement  statt,  eine  gründliche  Änderung  wurde  aber 
erst  1845  (3.  Mai)  vorgenommen. 

2)  Auf  die  Aufgaben  dieser  Kommission  im  einzelnen  (§§  17 — 21)  braucht  an 
dieser  Stelle  nicht  eingegangen  zu  werden. 
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Am  I.  Januar  1842  begann  die  Verwaltung  in  dem  angegebenen 
Rahmen  ihre  Tätigkeit.  — 

Von  ihren  ersten  Sitzungen  an  hatte  die  Direktion  der 
Frage  des  Bezugs  der  zum  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahn  not- 
wendigen Gegenstände  ihr  Augenmerk  zugewandt , ja  schon 
Camphausen  und  seine  Mitarbeiter  hatten  vorbereitende  Schritte 
in  diesen  Angelegenheiten  getan.  Im  Juni  1837  übernahmen  es 
einige  Direktoren  besonders.,  sich  nach  leistungsfähigen,  zuver- 
lässigen Lieferanten  einiger  besonders  wichtigen  Materialien  zu 
erkundigen,  und  auch  Pickel  hatte  nach  England  schon  den  Auf- 
trag seiner  Direktion  mitgenommen,  die  besten  Bezugsquellen  für 
Lokomotiven  und  Schienen  zu  entdecken. 

Für  die  Rheinische  Eisenbahn  kamen,  wie  . in  den  Direktions- 
sitzungen manches  Mal  mit  Bedauern  bemerkt  wurde,  für  die  Liefe- 
rung der  Lokomotiven  zunächst  nur  ausländische  Firmen  in  Be- 
tracht; die  inländischen  seien  noch  nicht  so  auf  der  Höhe,  daß 
man  mit  ihnen  ohne  Risiko  abschließeri  könne.  So  wandte  sich  die 
Verwaltung  zuerst  an  die  bedeutendste  aller  Lokomotivenfabriken,  an 
die  von  Robert  Stephenson  in  Newcastle.  England  war  überhaupt 
Ende  der  30  er  Jahre  noch  unbestritten  die  Hauptpflegestätte  des 
Dampfwagenbaues.  13  sehr  große  Fabriken  lieferten  noch  die 
meisten  Lokomotiven  in  allen  Staaten.  Auch  an  die  bekanntesten 
anderen  englischen  Firmen,  an  Sharp  Brothers  & Comp,  in 
Manchester,  an  Longridge,  Starbuck  & Comp,  in  Newcastle  und  an 
Forrester  in  Liverpool  richtete  sich  die  Direktion  in  den  Jahren 
1839  und  1841  und  erbat  sich  von  ihnen  Offerten.  Neben  den 
englischen  wurden  bei  den  Beratungen  iauch  die  belgischen  Fabriken 
berücksichtigt,  die  in  den  letzten  Jahren  den  Lokomotivenbau  über- 
nommen hatten.  Nachdem  der  belgische  Staat  noch  die  fünf  ersten 
Maschinen  hatte  aus  England  kommen  lassen  müssen,  waren,  zum 
Teil  infolge  seiner  Unterstützung,  ein  paar  angesehene  Häuser  wie 
John  Cockerill  in  Seraing,  Regnier-Poncelet  in  Lüttich,  die  Societe 
du  Renard  in  Brüssel  schon  Ende  der  30  er  Jahre  imstande,  ihre 
Fabrikate  in  erfolgreicher  Konkurrenz  mit  England  zu  exportieren. 
Noch  eine  ausländische  Firma  außer  den  genannten  kam  für  den 
Maschinenbezug  in  Erwägung,  es  war  das  die  wohl  bedeutendste 
amerikanische  von  Norris  in  Philadelphia. 

Wenn  die  Rheinische  Eisenbahn  glaubte,  zunächst  nur  mit 
den  großen  Lieferanten  des  Auslandes  in  Verbindung  treten  zu 
können,  so  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  daß  sich  damals  nicht  schon 
die  deutsche  Industrie  für  den  neuen  Produktionszweig  interessiert 
und  ins  Zeug  gelegt  hätte.  Schon  vor  1837  erboten  sich  mehr  oder 
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weniger  vertrauenswürdige  Firmen  zur  Lieferung  der  Lokomotiven. 
Erwähnenswert  ist  ein  Gesuch  der  angesehenen  Fabrik  Jacobi, 
Haniel  und  Huyssen  zu  Sterkrade,  die  kurz  vor  dem  Eintreffen  der 
ersten  englischen  Maschine  die  Eisenbahndirektion  bat,  ihr  den 
Dampfwagen  für  einige  Zeit  als  Muster  zu  überlassen;  die  Direk- 
tion hielt  die  Firma  aber  nicht  für  imstande,  so  billig  ein  gleich- 
wertiges Produkt  zu  liefern,  und  überdies  sei  ein  solches  Verleihen 
nicht  mit  der  Garantie  vereinbar,  die  von  dem  englischen  Fabrb 
kanten  geleistet  werde.  Nachdem  die  Direktion  dann  wirklich 
1839  einen  Versuch  mit  einem  deutschen  (Aachener)  Dampfwagen 
machte,  der  vollkommen  mißglückte,  war  sie  so  abgeschreckt,  daß 
sie  fürs  erste  auf  kein;  Angebot  von  deutschen  Lieferanten  mehr 
einging,  auch  einige  Male  in  solchen  Fällen  nicht,  wo  durch  die 
vorgeschlagenen  Vertragsbedingungen  jede  Gefahr  ausgeschlossen 
werden  konnte.  Erst  von  1842  an  fand  die  deutsche  Industrie  wieder 
Beachtung;  von  da  ab  lieferte  sie  den  Hauptteil  aller  Lokomotiven. 
Die  wichtigsten  deutschen  Lobomotivbauanstalten  — mit  ihnen  allen 
trat  die  Direktion  von  1842  ab  gelegentlich  in  Verhandlung  — 
waren  schon  damals  Borsig  in  Berlin,  der  später  auch  für  die 
Rheinische  Eisenbahn  die  meisten  Maschinen  lieferte,  Maffei  in 
München,  Keßler  in  Karlsruhe,  Egestorff  in  Hannover-Linden,  die 
Maschinenfabrik  in  Eßlingen,  Hartmann  in  Chemnitz,  Wöhlert  in 
Berlin,  die  Maschinenbaugesellschaft  in  Karlsruhe,  Henschel  in 
Kassel,  Jacobi,  Haniel  und  Huyssen  in  Sterkrade  u.  a.  Immerhin 
waren  1843  in  Deutschland  180  englische  (darunter  81  aus  der  Stephen- 
sonschen  Fabrik),  27  amerikanische  und  16  belgische  Lokomotiven 
vorhanden,  während  nur  44  aus  deutschen  Fabriken  stammten1); 
zum  Vergleich  hierzu  sei  bemerkt,  daß  (nach  Michaelis 2))  zwei 
Jahrzehnte  später  (1863)  die  Zahl  der  in  Deutschland  laufenden 
englischen  Maschinen  auf  291,  der  belgischen  Ursprungs  auf  181, 
der  amerikanischen  auf  52  angegeben  wird,  wohingegen  die  Zahl 
der  in  Deutschland  fabrizierten  3340  (darunter  1219  von  Borsig 
in  Berlin)  betrug. 

Nach  dem  ersten  Überschlag  glaubte  die  Rheinische  Eisen- 
bahngesellschaft für  ihren  vollen  Betrieb  1 5 Lokomotiven  und  Tender 
zu  brauchen.  Die  Verhandlungen  mit  Stephenson  zerschlugen  sich 
vorerst,  weil  seine  Preisforderung  — 15750  bis  17250  Taler  — zu 
hoch  befunden  wurde.  Darauf  trat  man  mit  anderen  Firmen  in  Kor- 
respondenz, die  zu  einem  Abschluß  mit  Longridge,  Starbuck  u.  Comp. 


!)  Nach  Dresemann,  a.  a.  O.,  S.  79. 

2)  Michaelis,  Deutschlands  Eisenbahnen,  Leipzig  1863,  S.  22  f. 
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in  Newcastle  führte.  Im  Mai  1839  tra^  von  dort  erste  unc* 
größte  Maschine  ein.  Sie  wurde  auf  dem  provisorischen  Stations- 
platz am  Sicherheitshafen  aufgestellt  und  war  wie  die  weiteren  Loko- 
motiven einstweilen  dazu  bestimmt,  bei  den  Erdarbeiten  verwandt 
zu  werden.  Sie  war  schon  in  England  ausgiebig  und  mit  Erfolg 
ausprobiert  worden  und  vermochte  50  Kohlenwagen,  jeden  zu 
53  Zentner,  pro  Stunde  20  englische  Meilen  weit  zu  befördern 
(=  2650  Zentner  pro  Stunde  4 deutsche  Meilen).  In  ihrem’  vor- 
läufigen Unterkunftsort  konnte  die  Lokomotive  auch  von  den  Kölner 
Bürgern  ein  paar  Tage  lang  besucht  werden,  eine  Möglichkeit,  von 
der  ausgiebiger  Gebrauch  gemacht  wurde.  War  es  doch  für  die 
meisten  Kölner  das  erste  Mal,  daß  sie  ein  solches  neuzeitliches  Ve- 
hikel zu  Gesicht  bekamen.  Und  auch  künftig  bewies  die  Bevölkerung 
gerade  für  die  Lokomotive,  als  das  Wunderbarste  an  der  neuen 
Erfindung,  ein  mitunter  für  den  Baubetrieb  geradezu  hinderliches 
Interesse.  Die  erste  Maschine,  die  den  Namen  „Atlas“  trug,  hatte 
— wie  alle  in  den  nächsten  Jahren  von  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn bestellten  Lokomotiven  — sechs  (statt  wie  später  acht)  Räder; 
sie  hatte  einen  Zylinder  von  14  Zoll  Durchmesser,  hatte  fünffüßige 
Treibräder  und  eine  zweifache  Kuppelung.  Noch  im  Mai  folgten 
zwei  weitere  kleinere  Maschinen  aus  der  Fabrik  von  Longridge, 
die  sich  durch  ihre  elegante  Form  auszeichneten.  Sie  trugen  eben- 
falls mythologische  Namen,  „Pluto“  und  „Phönix“,  hatten  Zylinder 
von  12  Zoll  und  fünffüßige  Treibräder.  Die  drei  ersten  Maschinen 
dienten  dann  zu  den  Fahrten  nach  Müngersdorf  und  Lövenich  und 
zur  Einübung  des  Personals. 

Auf  das  Drängen  einiger  Direktoren  wurde  auch  von  einer 
deutschen,  sonst  renommierten  Fabrik,  Dobbs  und  Pönsgen  in  Aachen, 
versuchsweise  eine  Lokomotive,  „Carolus  magnus“  benannt,  bezogen. 
Diese,  die  mit  einem  1 31/8  zölligen  Zylinder  und  mit  sechsfüßigen 
Treibrädern  versehen  war,  wurde  im  September  (1839)  eingestellt 
und  beförderte  während  des  Jahres  1840  Baumaterialien  nach  dem 
Nirmer  Tunnel.  Sie  erwies  sich  aber  bald  als  sehr  unsolide  und 
geriet  so  völlig  in  Unordnung,  daß  sie  einer  erheblichen  Umformung 
unterworfen  werden  mußte.  Der  Umbau,  der  erst  im  Laufe  des 
Jahres  1842  in  den  Werkstätten  des  Eisenbahnunternehmens  statt- 
fand, verursachte  einen  Kostenaufwand  von  rund  3000  Taler.  Das 
war  ein  Betrag,  der  die  beträchtlichen  Ausgaben  für  den  Eingangs- 
zoll der  ausländischen  Lokomotiven  — für  die  erste  allein  waren 
1765  Taler  an  Zoll  bezahlt  worden  — noch  sehr  erheblich  über- 
stieg. So  wurden  die  nächsten  Lokomotiven  wieder  aus  England 
bezogen.  Es  waren  das  vier  größere  Maschinen,  benannt  „Rhein“, 
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„Herkules“,  „Vorwärts“  und  „Merkur“,  die  von  der  Firma 
R.  Stephenson  in  den  Monaten  Mai  (zwei),  Juli  und  August  1842  ge- 
liefert wurden.  Ihnen  folgten  bis  zur  Eröffnung  der  Strecke  Köln- 
Aachen  noch  zwei  belgische  Dampfwagen  kleineren  Stiles  aus  der 
„Societe  St.  Leonard“  (Regnier-Poncelet)  in  Lüttich,  die  im  August 
und  September  1841  eingestellt  wurden;  sie  erhielten  die  Namen 
„Agrippina“  und  „Vulkan“.  Übrigens  wurden  erst  die  nach  der 
Eröffnung  Köln-Aachen  mit  dem  stark  zunehmenden  Verkehr  an- 
geschafften Lokomotiven  mit  der  neueren  Einrichtung  einer  ver- 
stellbaren Expansion  (Expansion  variable)  versehen,  die  neben 
anderen  Vorzügen  eine  beträchtliche  Ersparnis  an  Feuerungs- 
material mit  sich  brächte.  Der  Durchschnittspreis  der  hier  ge- 
nannten zehn  ersten  Maschinen  der  Rheinischen  Eisenbahn  — die 
genauen  Einzelpreise  sind  nicht  mehr  feststellbar  — betrug  14  031 
Taler. 

Wie  bei  den  Lokomotiven,  so  glaubte  die  Direktion  auch  bei 
den  Personen-  und  Güterwagen  anfangs  trotz  des  Vorhandenseins 
inländischer  Offerten  auf  das  Ausland  angewiesen  zu  sein.  Und 
zwar  wurden  die  ersten  Wagen  schon  der  Gleichförmigkeit  halber 
in  Belgien  bestellt.  Geplant  war  auch  bei  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn die  Einführung  dreier  Wagenklassen,  die  in  ihrer  Ein- 
richtung dem  belgischen  Muster  entsprachen;  neben  einer  elegant 
ausgestatteten,  equipagenartigen  ersten  Klasse  mit  Polstersitzen  und 
Glasfenstern,  sollte  es  eine  ähnlich,  aber  einfacher  ausgeführte  zweite 
Klasse  geben,  bei  der  die  Glasfenster  fehlen  würden,  und  endlich 
die  Masse  der  Reisenden  würde  in  den  Wagen  dritter  Klasse  Platz 
finden,  in  der  einfache  Holzbänke  die  Sitzgelegenheit  und  das 
Himmelszelt  das  Dach  bilden  sollten.  Nach  langen  Verhandlungen 
mit  den  Fabrikanten  Pauwels  und  Comp,  in  Brüssel  wurden  ihnen 
im  Mai  1838  acht  Personenwagen  dritter  Klasse  in  Auftrag  ge- 
geben. Diese  Wagen  sollten  auf  je  sechs  Rädern  laufen,  statt  wie 
sonst  in  Deutschland  meistens  gebräuchlich  auf  vier,  weil  sie  als- 
dann fester  auf  den  Schienen  hafteten  und  weil  eine  bessere  Ein- 
teilung der  Wagen  möglich  wäre.  Sämtliche  Personenwagen  wurden 
während  der  Fahrten  von  außen  verschlossen  gehalten.  Nach  eng- 
lischem Vorbild  sollte  das  Gepäck  der  Reisenden  auf  den  Dächern 
untergebracht  werden  können 1).  Nur  große  Stücke  würden  in  be- 
sonderen Bagagewagen  mitgeführt  werden.  Im  einzelnen  wurden 
diese  Personenwagen  in  verschiedenen  Konstruktionen  nach  den  bei 
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der  englischen  Great- Western-Bahn  vorhandenen  Typen  ausgeführt. 
Dabei  sollte  aber  jeder  Wagen  die  gleiche  Reisendenzahl,  48  Per- 
sonen, fassen. 

Im  April  1839  trafen  die  ersten  drei  Wagen  ein  und  wurden, 
wie  bald  darauf  die  erste  Lokomotive,  in  Köln  am  Stavenhof  auf- 
gestellt. Im  Mai  folgten  die  fünf  weiteren  Wagen,  und  nun  wurden 
in  schnellem  Tempo  noch  zahlreiche  andere  bezogen.  Die  meisten 
davon  wurden  auf  dem  Wege  der  Subskription  unter  genau  fest- 
gesetzten Bedingungen  an  zahlreiche  Fabrikanten  vergeben.  Dabei 
wurden  an  Wagen  der  zweiten  und  ersten  Klasse  seit  1841  wohl 
die  größten  Lieferungen  bei  Reifert  in  Bockenheim  bei  Frank- 
furt a.  M.  in  Auftrag  gegeben.  Da  die  Direktion  mit  aufmerksamem 
Blick  alle  Neuerungen  verfolgte,  so  wurden  die  Bedingungen  mehr- 
fach geändert.  Bei  der  angegebenen  Einteilung  und  Einrichtung 
der  Personenklassen  aber  blieb  es,  trotzdem  z.  B.  schon  bald  nach 
Eröffnung  des  ersten  Stückchens  von  Köln  bis  Müngersdorf  Klagen 
von  Reisenden  der  dritten  Klasse  wegen  des  Rußes  der  Maschinen 
und  der  Zugluft  laut  wurden,  bei  der  man  sich  erkälte  und  die 
Kopfbedeckungen  verliere.  Als  bekannt  wurde,  daß  die  Leipzig- 
Dresdener  Bahn  dazu  übergegangen  sei,  auch  die  Wagen  dritter 
Klasse  überdecken  zu  lassen,  erkundigte  sich  der  Spezialdirektor 
schriftlich  nach  den  Gründen  zu  diesem  Entschluß.  ,,Da  -aber  , 
so  hieß  es  bald  darauf  (13.  Februar  1841)  in  der  Direktion,  „diese 
Motive  der  Versammlung  wenig  zusagten,  so  fand  diese  keine  Ver- 
anlassung, von  dem  einmal  gefaßten  Beschluß,  die  dritte  Wagen- 
klasse unbedeckt  zu  lassen,  wieder  abzugehen.“  Bis  zur  Eröffnung 
des  Betriebes  in  größerem  Maßstab,  also  bis  gegen  Ende  1841, 
besaß  die  Gesellschaft  übrigens  nur  Wagen  von  Pauwels  und  Comp., 
da  die  von  anderer  Seite  gelieferten  Wagen  erst  vom  Januar  1842 
ab  eintrafen.  Es  waren  damals  vorhanden  49  Personenwagen, 
darunter  acht  der  ersten  Klasse  (nach  dem  belgischen  Sprach- 
gebrauch sogenannte  Diligencen),  14  zweiter  Klasse  (sogenannte 
Chars-ä-bancs),  nämlich  acht  offene  für  den  Sommerdienst  und  sechs 
bedeckte  für  den  Winterdienst,  21  dritter  Klasse  (sogen.  Waggons) 
und  sechs  Bagagewagen;  ferner  73  Gütertransportwagen,  darunter 
11  große  offene,  10  kleine  offene  Güterwagen  mit  Schiebetüren, 
4 Viehwagen,  1 Pferdetransportwagen,  37  Transportwagen  für  rohe 
Produkte,  insbesondere  für  Kohlen;  schließlich  noch  ein  Dienst- 
wagen für  die  Coakstransporte.  Außerdem  besaß  die  Gesellschaft 
noch  72  komplette  Untergestelle  mit  geschmiedeten  Rädern  und 
Achsen,  geliefert  von  Vehring,  Bögel  und  Dinnendahl  zu  Issel- 
burg. Sie  dienten  als  Erdtransportwagen  bei  dem  Bau,  sie  sollten 
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aber  künftig  nach  und  nach  größtenteils  mit  neuen  Obergestellen 
versehen  und  dann  als  Gütertransportwagen  benutzt  werden.  Die 
Gesamtkosten  für  alle  diese  Wagen  beliefen  sich  auf  128678  Taler. 

Eine  Unsumme  von  großen  und  kleinen  Bedarfsgegenständen, 
wie  Instrumente  und  Werkzeuge,  Bauholz,  Ziegel,  das  ganze  Ge- 
stänge als  Schienen,  Schienenstühle,  Schwellen,  Keile,  Nägel,  dann 
auch  Kohlen,  Coaks  usw.  mußten  besorgt  werden.  Eine  Unsumme 
von  Arbeit  steckte  in  der  Erforschung  der  richtigen  Quellen,  den 
Verhandlungen,  dem  Abwägen  der  Lieferungsbedingungen  und 
-Vorteile,  besonders  bei  der  Konkurrenz  von  In-  und  Ausland,  end- 
lich in  den  Verträgen,  sowohl  für  die  Direktion  als  auch  für  den 
Administrationsrat,  zumal  es  beide  Instanzen  recht  genau  nahmen 
und  sich  gegenseitig  immer  wieder  zur  Sparsamkeit  ermunterten. 
Wirkten  bei  den  wichtigeren  Sachen  stets  Administrationsrat  und 
Direktion  zusammen,  so  stellte  es  sich  doch  als  Notwendigkeit  heraus, 
daß  mit  dem  Einholen  von  Offerten  und  mit  weniger  wichtigen  Ab- 
schlüssen nicht  nur  die  einzelnen  Direktoren,  sondern  auch  einige 
sachkundige  Administrationsräte  betraut  wurden.  Schien  auch  an 
sich  das  Verfahren  der  Submission  am  zweckmäßigsten,  so  mußte 
doch  in  zahlreichen  Fällen  mit  diesem  Grundsatz  gebrochen  werden, 
weil  entweder  überhaupt  keine  oder  unannehmbare  oder  zu  wenig 
vertrauenswürdige  Angebote  erfolgten.  Ein  ebenso  hochgehaltenes 
Prinzip,  das  aber  ebenso  häufig  unbeachtet  bleiben  mußte,  war 
die  vorzugsweise  Berücksichtigung  der  inländischen  Produzenten 
gegenüber  dem  Ausland.  Wiederholt  ließ  die  Regierung  durch  den 
Oberpräsidenten  auf  diese  „Ehrenpflicht“  aufmerksam  machen,  und 
die  Direktion  war  bereit,  soweit  es  sich  mit  dem  Gesellschafts- 
interesse vertrug,  die  heimische  Produktion  zu  fördern;  waren  die 
Forderungen  einigermaßen  gleich,  so  erhielt  der  Inländer  den  Zu- 
schlag; desgleichen  gab  die  Gesellschaft  den  Fabrikanten  manche 
Anregungen,  überließ  ihnen  z.  B.  ausländische  Erzeugnisse,  eng- 
lische geschmiedete  Achsen  und  Räder  u.  a.  zur  Untersuchung  und 
Nachbildung. 

In  den  Lieferungen  der  meisten  Eisenartikel  behauptete  Eng- 
land noch  einen  kaum  bestrittenen  Vorrang.  So  kamen  für  die 
Schienenlieferungen  fast  allein  die  Firmen  Longridge,  Starbuck  und 
Comp,  und  an  erster  Stelle  Barandon  und  Comp,  in  London  in  Frage; 
neben  ihnen  wurden  nur  noch  die  Eisenwerke  von  Seraing  und 
die  deutsche  Fabrik  von  Eberhard  Hösch  in  Düren  in  Betracht  ge- 
zogen. Die  Tonne  Wales-Eisen  kostete  — mit  ziemlich  starken 
Schwankungen  — im  Durchschnitt  etwa  10  L 10  S.  Trotzdem 
daß  Hösch  das  bessere  Eisen  lieferte  und  überdies  die  Baustelle 
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selbst  als  Erfüllungsort  annahm,  — wohingegen  bei  der  englischem 
Ware  außer  dem  Zoll  noch  viel  Ausschuß  mit  in  den  Kauf  zu 
nehmen  war,  so  daß  die  Gesellschaft  späterhin  einen  Techniker 
nach  England  zur  Kontrolle  sandte,  — stand  sie  sich  doch  bei  den 
Abschlüssen  mit  Barandon  finanziell  besser  als  bei  denen  mit  Hösch. 
Bei  anderen  Erzeugnissen  aber,  so  bei  den  gußeisernen  Schienen- 
stühlen und  den  Querschwellen,  konnte  Hösch  unbedenklich  der 
Hauptanteil  überlassen  werden.  Bei  einigen  Artikeln  wieder,  so  bei 
den  eisernen  Stuhlnägeln,  war  es  am  lohnendsten,  mit  den  kleinen 
Meistern  der  Bezirke  in  Verbindung  zu  treten.  Auch  bei  den  vielen 
verschiedenartigen  Holzlieferungen  bedurfte  man  der  fremden  Zu- 
fuhr nicht. 

Schon  im  Jahre  1838  übernahm  die  Gesellschaft  selbst  die 
Fabrikation  eines  Artikels , nämlich  der  Ziegelsteine.  Zwar 
hatte  sie  schon  vorher  mehrere  Millionen  Steine  bezogen,  aber  bei 
den  hohen  Preisen,  dem  schlechten  Fabrikat  und  dem  großen  Bedarf 
für  die  Gebäude,  die  Brücken  und  die  Tunnels  lag  der  Gedanke 
der  Eigenherstellung  nahe.  Daher  wurden  an  verschiedenen  Stellen 
geeignete  Felder  gekauft  oder  gepachtet,  die  größten  bei  Königs- 
dorf. Dort  ließ  die  Gesellschaft  teils  von  festbesoldeten  Zieglern, 
teils  von  mehr  selbständigen  Ziegelmeistern  die  gewünschten  Hart- 
ziegel brennen.  Aber  besonders  rentabel  scheinen  diese  Betriebe 
nicht  gewesen  zu  sein,  weil  die  Böden  nicht  recht  geeignet  und 
die  Beaufsichtigung  der  Arbeiter  nicht  scharf  genug  war.  Jeden- 
falls wurden  nebenher  während  des  ganzen  Baues  auch  aus  anderen 
Ziegeleien  noch  Steine  bezogen. 

Im  September  des  Jahres  1841  tat  dann  die  Direktion  noch 
einen  ähnlichen  zweiten  Eigenbetrieb  auf,  sie  übernahm  einen  großen 
Teil  der  Coaksbereitung  für  die  jetzt  beginnenden  Eisenbahnfahrten. 
Vorher  waren  die  Coaks  zur  Speisung  der  Lokomotiven  aus  Lüttich, 
hauptsächlich  aber  von  der  Ruhr  bezogen  worden ; die  ersteren  waren 
zwar  besser,  aber  zufolge  des  Transportes  per  Achse  und  der  Zer- 
bröckelung zu  teuer.  Deshalb  wurde  nun  in  Eschweiler  eine  Coaks- 
brennerei  mit  sechs  Öfen  in  Tätigkeit  gesetzt.  Meist  wurden  aller- 
dings nur  einige  von  diesen  Öfen  benutzt ; es  wurden  auch  noch  sehr 
viel  Ruhrcoaks  hinzugekauft,  weil  eine  rationelle  Verwendung  des 
Eschweiler  Fabrikates  nur  für  die  Strecke  Aachen-Köln  und  wegen 
des  umständlichen  Transportes  nicht  umgekehrt  möglich  war.  Außer- 
dem war  die  Auswahl  und  Mischung  der  Eschweiler  Kohlen  nicht 
einfach,  da  die  aus  ihnen  gebackenen  Coaks  leicht  Schlacken  an 
den  Rosten  der  Maschinen  ansetzten  und  dadurch  den  zur  Dampf- 
entwicklung erforderlichen  Zug  hinderten.  Nachdem  die  Bereitung 
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ordentlich  in  Gang  gekommen  war,  kosteten  die  Eschweiler  Coaks 
per  Zentner  etwa  1 1 Sgr.,  demgegenüber  die  Ruhrcoaks  im  Magazin 
des  Kölner  Bahnhofs  etwa  14  Sgr. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  auch  schon  der  Grunderwer- 
bungen Erwähnung  zu  tun,  die  in  der  hier  zu  schildernden  Epoche 
eine  große  Rolle  spielten.  Es  wurde  gesagt,  daß  ein  eigens  dazu 
berufener  Beamter  die  Grundtaxen  *)  festzustellen  hatte.  Einige  Direk- 
toren und  Oberbeamte  (Hauchecorne,  Hirte)  wurden  dann  dazu  kom- 
mittiert, auf  Grund  der  Schätzungen  mit  den  Bodenbesitzern  einig 
zu  werden.  Die  Beauftragten  hatten  freie  Hand,  über  die  Taxen 
hinaus  ohne  weiteres  noch  bis  zu  25  0/0  und  unter  gewissen  Modali- 
täten bis  50  0/0  Zuschlag  einzuräumen.  Wurden  noch  höhere  Preise 
gefordert,  so  entschied  das  Plenum  der  Direktion  über  deren  An- 
nahme oder  die  Einleitung  des  Enteignungsverfahrens.  Sehr  bald 
nach  der  Konzessionierung  der  Eisenbahngesellschaft  zeigte  sich 
auf  der  ganzen  von  ihr  zu  berührenden  Strecke  ein  recht  lebhaftes 
Steigen  der  Grundstückspreise.  Ein  Teil  dieser  Werterhöhungen 
resultierte  nach  der  Ansicht  der  Direktio  n aus  der  in  Aussicht 
stehenden  Belebung  des  Verkehrs  und  des  ganzen  Wirtschaftsge- 
triebes; einen  Teil  der  oft  rapiden  Preisentwicklung  jedoch  glaubte 
man  künstlichen  Treibereien,  dem  baren  Spekulieren  auf  die  Zwangs- 
lage der  Gesellschaft  zuschreiben  zu  müssen.  Nun  war  es  höchst 
erwünscht,  mit  den  Grundbesitzern,  soweit  als  möglich,  gütlich  aus- 
zukommen, denn  abgesehen  von  dem  unerfreulichen  Eindruck,  den 
die  weitgehende  Anwendung  von  Gewaltmitteln  machen  würde,  war 
ja  das  Enteignungsverfahren  von  der  Regierung  auf  ganz  bestimmte 
Fälle  beschränkt  worden  und  mit  großen  Umständlichkeiten  ver- 
bunden. Die  Direktion  half  sich  darum  mit  allerhand  Mitteln,  um 
die  Aufgabe  friedlich  zu  lösen.  Sie  kaufte  so  schnell  als  möglich 
große  Terrains,  sogar  über  den  Rahmen  des  augenblicklich  Ge- 
botenen hinaus,  um  schon  für  die  Zukunft  vorzusorgen.  Insbesondere 
in  den  größeren  Städten  waren  solche  Maßnahmen  angebracht, 
und  zwar  hauptsächlich  in  der  Gegend  der  künftigen  Stationen, 
wo  vielfach  die  privaten  Kapitalisten  vorher  auf  das  benötigte  Ge- 
lände Beschlag  zu  legen  suchten.  Schon  1837  wurden  aus  diesen 
Gründen  in  Köln,  Düren  und  Aachen  größere  Terrains  aufgekauft, 
die  größten  in  Aachen,  wo  der  Ort  für  die  Anlage  des  Bahnhofs 
nicht  mehr  zweifelhaft  war.  Sehr  häufig  bediente  sich  die  Direk- 
tion bei  solchen  Erwerbungen  mit  gutem  Erfolg  solcher  Personen, 
die  mit  ihr  in  irgend  welchen  Beziehungen  standen,  auch  ihrer 


1 ) Auch  sie  sind  leider  nicht  mehr  auffindbar. 
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eigenen  Mitglieder,  als  Mittelspersonen,  also  als  Strohmänner.  In 
Aachen  waren  auch  mit  der  Stadtverwaltung  noch  Vereinbarungen 
über  die  Anlage  des  Bahnhofs  und  seiner  Umgebung  sowie  über 
die  Zuweisung  bestimmter  Grundstücke  an  die  Gesellschaft  zu 
treffen1).  Für  die  Arbeiten,  die  in  Aachen  seitens  der  Stadt 
auszuführen  waren,  bildete  sich  dort  ein  Konsortium,  eine  Art  ge- 
meinnütziger Terraingesellschaft.  Die  Stadt  hatte  für  die  Erleich- 
terung des  Verkehrs  vom  Bahnhof  nach  der  Stadt,  für  die  Anlage 
neuer  Straßen,  das  Niederreißen  alter,  den  Bau  neuer  Häuser  zu 
sorgen.  Als  ihr  nun  die  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  Schwie- 
rigkeiten bereitete,  gründeten  der  Oberbürgermeister  Emundts  und 
Hansemann  ein  Aktienunternehmen,  das  nach  Bauplänen,  die  vom 
Stadtrat,  der  Eisenbahndirektion  und  der  Handelskammer  gebilligt 
waren,  die  genannten  Geschäfte  betrieb2). 

Am  Ende  der  ersten  Bauperiode  — Ende  1841  — war  der 
größere  Teil  des  Aufgabenkomplexes,  der  sich  an  die  Grunderwer- 
bungen anschloß,  schon  erledigt.  Hatte  man  anfänglich  geglaubt,  daß 
für  den  Bau  nur  etwa  1170  Morgen  Land  benötigt  werden  würden, 
wovon  eine  Fläche  von  270  Morgen  wieder  zum  Verkauf  gebracht 
werden  könnte,  so  erwies  sich  diese  Bemessung  doch  bald  als  un- 
zureichend. Da  der  Bahnbau  beschleunigt  werden  sollte,  und  da 
verschiedene  Bauwerke,  so  die  Bahnhöfe,  während  der  Ausführung 
erweitert  wurden,  so  mußten  auch  größere  Erwerbungen  gemacht 
werden,  hauptsächlich  um  zu  den  Dämmen  die  erforderliche  Erd- 
masse zu  gewinnen,  dann  aber  auch,  um  Erdmassen  wohlfeiler  zur 
Seite  abzulegen,  als  es  bei  den  Transportkosten  nach  entlegeneren 
Stellen  möglich  gewesen  wäre.  Die  Ende  1841  im  großen  und 
ganzen  feststehende  Gesamtquantität  des  anzukaufenden  Bodens  be- 
trug 1560  Morgen,  davon  waren  510  Morgen  später  wieder  ver- 
käuflich. Das  Erwerbungsgeschäft  war  damals  schon  größtenteils 
abgewickelt.  Es  blieben  besonders  noch  solche  Ankäufe  übrig,  bei 
denen  über  den  Flächeninhalt,  den  Eigentumsausweis  oder  die  Hypo- 
thekenfreiheit Zweifel  bestanden,  und  schließlich  die  Grundstücke, 
bei  denen  über  das  Maß  der  Entschädigungen  Prozesse  geführt 
werden  mußten.  Die  Enteignungsverhandlungen  waren  seit  dem 
September  1838  eingeleitet  worden,  aber  am  Schluß  des  Jahres 
1841  waren  noch  rund  100  Streitsachen  durchzufechten.  Die  Aus- 
gaben für  die  Grunderwerbungen  mit  den  Vermessungen,  der  Be- 


1)  Sie  kamen  durch  Verträge  vom  28.  April  und  30.  Mai  1839  zustande. 

2)  Siehe  über  diese  merkwürdige  Aktiengesellschaft  Bergengrün,  a.  a.  O.,  S.  209. 
Einzelheiten  werden  aber  dort  nicht  gegeben. 


Beginn  der  Bauarbeiten,  (i.  April  1838.) 
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seitigung  der  Grenzsteine  usw.  beliefen  sich  auf  542710  Taler,  davon 
gingen  aber  für  wieder  veräußerte  Grundstücke  68  222  Taler  ab. 

Da  der  Grunderwerb  besonders  beschleunigt  worden  war,  so 
konnten  die  Bauarbeiten  programmäßig  bereits  am  1.  April 
1838  aufgenommen  werden.  Es  begannen  zuvörderst  die  Erd- 
arbeiten für  die  Planierung  der  Bahn,  und  sie  gediehen  auch  in 
schnellem  Tempo  weiter.  Zu  den  großen  Transporten  wurden  die 
Schienen  und  die  Lokomotiven,  soweit  sie  vorhanden  waren,  mit 
Vorteil  verwandt,  nebenher  ließ  man  die  Erdwagen  mittels  Pferden 
auf  den  Schienen  bewegen.  Zu  den  eigentlichen  Erdarbeiten  suchte 
die  Direktion  durch  Submissionen  kleine  Schachtmeister  heranzu- 
ziehen, weil  solche  persönlich  interessierte  Unternehmer  ein  schnel- 
leres und  billigeres  Arbeiten  zu  Wege  bringen  würden.  Außer  bei 
den  Erdarbeiten  wandte  die  Direktion  das  System  der  Verdingungen 
auch  sonst  vielfach,  z.  B.  bei  den  Brückenbauten  an. 

Alsbald  begannen  auch  die  Arbeiten  an  den  großen  Bauwerken, 
deren  ja  die  Strecke  eine  ganze  Reihe  aufzuweisen  hatte.  Neben 
den  zahlreichen  Dämmen,  Einschnitten,  Brücken,  Brückentoren  waren 
die  kostspieligsten  Bauten  die  schiefe  Ebene  hinter  dem  Aachener 
Bahnhof,  zu  der  erst  1841  die  Vorbereitungen  durch  Dammschüt- 
tungen getroffen  wurden,  die  fünf  Tunnels  und  die  beiden  großen 
Viadukte.  Von  den  geplanten  Tunnels  war  der  größte  der  Königs- 
dorfer,  eines  der  bedeutendsten  Eisenbahnbauwerke  der  damaligen 
Zeit  überhaupt,  dessen  Länge  5204  Fuß  betragen  sollte;  der  Ichen- 
berger  Tunnel  bei  Eschweiler  wurde  auf  810  Fuß,  der  große  Nirmer 
Tunnel  auf  2313  Fuß,  die  beiden  im  Aachener  Wald  auf  2205 
und  480  Fuß  Länge  veranschlagt.  Diese  Arbeiten  mußten  ihrer 
Dauer  wegen  unverzüglich  in  Angriff  genommen  werden.  Zumal 
bei  den  beiden  großen  Tunnels  auf  der  zuerst  zu  eröffnenden  Strecke 
Köln-Aachen,  bei  Königsdorf  und  Nirm,  war  größte  Beschleunigung 
am  Platz.  Um  hier  gleichzeitig  mit  der  Vollendung  der  anderen 
Arbeiten  fertig  zu  werden,  wurden  bald  die  Nächte  zu  Hilfe  ge- 
nommen1). Bei  dem  Königsdorfer  wie  bei  dem  Nirmer  Tunnel 
glaubte  man,  daß  der  Boden  günstiger,  das  heißt  weniger  sandig 
und  wasserreich  sei,  als  man  bei  den  Voruntersuchungen  vermutet 
hatte.  Von  den  beiden  vorgesehenen  Viadukten  über  das  Burt- 
scheider  Tal  zwischen  Aachen  und  Burtscheid  und  über  das  Geul- 
bachtal  unweit  der  belgischen  Grenze  lagen  genaue  Entwürfe  noch 
nicht  vor,  weil  die  Regierung  keine  definitive  Bestimmung  getroffen 


5)  Seit  dem  Juni  1838  wurde  auch  Sonntags  nicht  gefeiert;  man  hatte  dazu  die 
besondere  Erlaubnis  des  Kölner  Erzbischofs  eingeholt. 
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hatte.  Der  Geulviadukt  konnte  erst  im  Jahre  1841  kräftig  ange- 
griffen werden.  Über  die  Anlage  des  Burtscheider  Viaduktes  da- 
gegen, der  an  die  Stelle  des  früher  geplanten  großen  Dammes  treten 
sollte,  fanden  im  Sommer  1838  längere  Verhandlungen  mit  der 
Regierung  zu  Aachen  statt.  Sie  hatten  das  Ergebnis,  daß  der  Ent- 
wurf für  einen  Viadukt  von  888  Fuß  Länge  angenommen  wurde, 
der  an  der  höchsten  Stelle  bis  zur  Schienenhöhe  70  Fuß  hoch  sein 
würde  und  aus  sechs  ganz  verschiedenen  Abteilungen  und  19  Bogen 
bestehen  sollte.  Nun  wurde  hier  ebenfalls  der  Bau  mit  den  Erd- 
arbeiten begonnen. 

Nachdem  auch  im  Winter  1838/39  die  Arbeiten,  soweit  es  eben 
ging,  fortgeführt  worden  waren,  wurde  das  Werk  im  Frühjahr  und 
Sommer  1839  mit  allen'  Kräften  und  mit  gutem  Gelingen  gefördert. 
Die  Direktion  richtete  aber  ihr  Augenmerk  aus  finanziellen  Grün- 
den und  mit  Rücksicht  auf  die  anzustrebende  frühere  Eröffnung 
in  erster  Linie  auf  die  Strecke  Köln-Aachen;  auf  die  schwierige 
Schlußstrecke  sollten  die  Arbeitskräfte  erst  dann  verwandt  werden, 
wenn  die  belgische  Bahn  von  Ans  bei  Lüttich  bis  zur  Grenze  sich 
der  Vollendung  nähere.  So  wurden  1839  die  Erdarbeiten  bis  Aachen 
fast  allenthalben  wenigstens  begonnen  und  an  manchen  Stellen  schon 
beendigt;  auf  drei  Meilen  konnte  das  Planum  fertiggestellt  und  mit 
Schienen  belegt  werden.  Die  Strecke  vom  Sicherheitshafen  bis  nach 
Müngersdorf  wurde  sogar  schon  betriebsfertig.  Waren  1838  neun 
der  kleineren  Brücken  gebaut  worden,  so  waren  Ende  1839  schon 
30  hergestellt.  Sie  wurden  alle  dem  „Grundsatz  der  Solidität“  ent- 
sprechend, dem  die  Direktion  huldigte,  in  Stein,  statt  wie  sonst 
so  oft  in  Holz  ausgeführt.  Auch’  die  größeren,  besonders:  schwer 
zu  fundamentierenden  Erftbrücken,  bei  deren  Bau  sich  das  Grund- 
wasser sehr  unangenehm  bemerkbar  gemacht  hatte,  bedurften  nur 
noch  der  letzten  Hand.  Die  Brücke  über  die  Inde  war  ganz  fun- 
damentiert,  und  die  Pfeiler  waren  bis  über  den  Wasserstand  auf- 
gemauert.  Die  Roerbrücke  dagegen  war  noch  nicht  über  die  Fun- 
damente hinausgekommen.  Von  den  Tunnels  war  der  Königsdorfer 
am  weitesten,  er  war  etwa  zur  Hälfte  fertig;  der  Richtstollen  war 
ganz  durchgetrieben,  und  die  Ausmauerung  machte  große  Fort- 
schritte. Der  Nirmer  Tunnel  und  seine  Umgebung  war  intensiv 
in  Arbeit  genommen  worden.  Auch  der  Bau  des  Burtscheider  Via- 
dukts ging  seinem  Ende  entgegen.  In  Köln  wurde  der  provisorische 
Stationshof  vollendet,  das  Gebäude  wurde  aus  Holz  errichtet.  Es 
befand  sich  in  hübscher  Lage  in  der  Nähe  des  Rheins  am  Türm- 
chen. Bei  Müngersdorf  wurde  eine  kleine  Station  mit  einem  Bel- 
vedere gebaut  und  ein  Restaurationsgarten  angelegt.  In  Düren  und 


Fortführung  des  Baues  in  den  Jahren  1840  und  1841. 


199 


Aachen  mußte  mit  den  Anlagen  für  die  Stationen  noch1  gewartet 
werden.  In  der  letzten  Sektion,  die  in  zwei  Abteilungen  von  der 
Inde  bis  Aachen  und  von  Aachen  bis  zur  Grenze  zerlegt  wurde, 
waren  immerhin  schon  manche  Arbeiten  vorgenommen  worden.  Die 
Strecke  war  noch  einmal  untersucht  und  dabei  noch  in  mancher  Hin- 
sicht verbessert  worden;  die  geneigte  Ebene  sollte  nun  unmittel- 
bar hinter  der  Station  Aachen  angelegt  werden. 

1840  wurden  dieselben  Bahnen  weiter  verfolgt.  In  der  ersten 
Sektion  wurden  die  Arbeiten  außer  bei  dem’  großen  Tunnel  in 
Königsdorf,  bei  dem  der  Boden  doch  kaum  mehr  erwartete  Schwierig- 
keiten machte,  ihrem  Ende  entgegengeführt ; bis  Lövenich  wurde 
die  Eisenbahn  schon  im  Juli  betriebsfertig.  Nun  konnte  auch  der 
zweiten  Sektion,  zwischen  Erft  und  Inde,  die  vorher  etwas  vernach- 
lässigt worden  war,  erhöhte  Aufmerksamkeit  und  Anstrengung  zu- 
gewandt werden.  Die  dritte  und  die  vierte  Sektion  bis  Aachen 
wurden  eifrig  bearbeitet,  weil  möglichst  bald  der  erste  größere 
Betrieb,  zwischen  Köln  und  Aachen,  auf  genommen  und  damit  be- 
deutenderer Verkehr  gewonnen  werden  sollte. 

Das  Jahr  1841  brachte  dann  die  lang  ersehnte  Verbindung 
der  beiden  großen  rheinischen  Plätze.  Noch  immer  konnte  die  Ent- 
wicklung des  Unternehmens  als  durchaus  befriedigend  angesehen 
werden.  Im  Anfang  des  Jahres  wurden  die  Kräfte  am  nachdrück- 
lichsten. für  die  drei  ersten  Bahnabschnitte  eingesetzt.  Nachdem 
hier  mit  äußerster  Anstrengung  die  notdürftige  Vollendung  durch- 
gesetzt worden  war,  mußte  der  Anschluß  an  die  belgischen  Bahnen 
mit  allen  Mitteln  angestrebt,  zugleich  aber  auch  die  notdürftige 
Verbindung  Köln-Aachen  — man  hatte  bis  dahin  nur  die  Schienen- 
bahn in  fahrbaren  Stand  gesetzt  — zu  einer  sicheren  und  dauer- 
haften gemacht  werden.  Vom  September  ab  waren  die  Baubeamten 
trotz  der  anhaltenden  Nässe  eines  regnerischen  Herbstes  und  Winters 
in  den  Zwischenstunden  des  Eisenbahnbetriebes  emsig  und  aus- 
dauernd für  die  Fertigstellung  der  Strecke  Köln-Aachen  tätig.  Noch’ 
standen  z.  B.  die  wegen  des  quellenreichen  Erdreiches  höchst 
schwierigen  Dossierungen  aus ; um  die  Böschungen  zu  befestigen, 
war  die  Besäung  und  Bepflanzung  mit  verschiedenen  geeigneten 
Sämereien  und  Setzpflanzen  nötig;  die  Bahn  und  die  zu  ihr  gehören- 
den Grundstücke  mußten  noch  eingefriedigt  werden.  Ferner  waren 
auch  die  Bahnhöfe  und  Stationsanlagen  noch  unvollendet1).  Zwar 
waren  zu  Ende  des  Jahres  1841  auf  den  Zwischenstationen  keine 


ß Die  Ausführung  geschah  nach  Vorschlägen,  die  der  Spezialdirektor  in  einem 
Promemoria  vom  30.  April  1841  der  Direktion  unterbreitet  hatte. 
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erheblichen  Anlagen  mehr  zu  machen,  aber  der  Bahnhof  zu 
Düren  war  noch  nicht  ganz  fertig,  der  zu  Eschweiler  mußte  noch 
völlig  eingerichtet  werden.  Die  größten  Arbeiten  standen  bei  den 
Bahnhöfen  zu  Köln  und  Aachen  bevor,  insbesondere  zu  Einrich- 
tungen für  die  Güterabfertigung ; in  Köln  wurde  der  Ausbau  der 
interimistischen  Station  am  Türmchen  selbst  für  den  Fall  für  nötig 
befunden,  daß  die  Personen-  und  Hauptgüterstation  nach  dem  Trank- 
gassentor zum  Freihafen  verlegt  würde. 

Bis  Ende  1841  betrug  die  eigentliche  Baurechnung1)  der 
Rheinischen  Eisenbahn  insgesamt  5474237  Taler  29  Sgr.  10  Pfg. ; 
rechnet  man  aber  die  für  die  Vorarbeiten,  die  Anschaffung  der 
Instrumente,  die  allgemeine  Verwaltung  usw.  gemachten  Ausgaben 
dazu,  so  betrugen  die  Kosten  des  Bahnbaues  bis  zu  dem  angegebenen 
Termin  annähernd  6 Millionen  Taler. 

Im  ganzen  waren  die  Bauarbeiten  in  dieser  Periode  doch  ohne 
wesentliche  Hindernisse  von  statten  gegangen.  Es  waren  zwar  eine 
Reihe  kleinerer  Unfälle  vorgekommen,  einige  mehr  oder  weniger 
schwere  Verletzungen,  auch  einige  tödliche,  die  sich  ja  wohl  kaum 
vermeiden  ließen,  aber  bei  den  teilweise  recht  gefährlichen  Ar- 
beiten kam  es  zu  keiner  größeren  Katastrophe.  Natürlich  blieben 
auch  Materialschäden  nicht  ganz  aus;  so  stürzte  z.  B.  im  Februar  1839 
die  Roerbrücke  bei  Düren  infolge  eines  Konstruktionsfehlers  ein. 
Im  Herbst  desselben  Jahres  trat  bei  den  großen  Tunnelbauten  ein- 
mal eine  unliebsame  Verzögerung  von  einigen  Tagen  dadurch  ein, 
daß  eine  große  Lieferung  Ziegelsteine,  die  schon  an  die  einzelnen 
Baustellen  gebracht  worden  war,  sich  als  unbrauchbar  herausstellte, 
weil  die  Steine  nicht  ordentlich  gebrannt  waren.  Ein  anderes  Mal, 
am  1.  August  1841,  nachdem  schon  der  Dienst  bis  Müngersdorf 
aufgenommen  war,  entgleiste  auf  dieser  kleinen  Strecke  infolge  un- 
richtiger Stellung  des  Exzentricks  die  Lokomotive  Pluto  und  lief 
auf  den  Sand,  doch  waren  ein  paar  unbedeutende  Verbiegungen 
der  einzige  Schaden,  der  dabei  angerichtet  wurde.  — 

Wie  sich  schon  aus  den  oben  genannten  Zahlen  ergibt,  hatte 
sich  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  gezwungen  gesehen,  das 
bei  ihrer  Gründung  angesetzte  Kapital  weit  zu  überschreiten 2).  Es 
mußte  also  für  neue  Mittel  gesorgt  werden. 

Als  die  Direktion  im  Juni  1837  die  Geschäfte  übernahm,  waren 
einstweilen  keine  Mittel  über  den  gegebenen  Vorrat  hinaus  nötig. 

1)  Genauere  Angaben  über  den  Bau  und  seine  Kosten  folgen  im  8.  Kapitel. 

2)  Ein  Eingehen  auf  alle  Einzelheiten  der  finanziellen  Entwicklung  ist  deswegen 
überflüssig,  weil  diese  Dinge  schon  von  Bergengrün  (a.  a.  O.,  S.  210  ff.)  behandelt 
worden  sind. 


Die  Erhöhung  des  Grundkapitals. 
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Noch  waren  Gelder  von  dem  eingezahlten  1/2  o/o  der  Aktionäre  ver- 
fügbar, und  dann  hatte  ja  die  Direktion  statutenmäßig  nach  dem 
Bedarf  die  Ratenzahlungen  auf  die  gezeichneten  Aktien  einzuziehen. 
Damals  war  das  Vertrauen  des  Publikums  zu  der  Direktion,  die 
jetzt  lange  gereifte  Früchte  erntete,  und  damit  auch  zu  der  Gesell- 
schaft sehr  groß,  die  Aktien  des  Unternehmens  waren  sehr  be- 
liebt. Die  Direktion  mußte  sogar  auf  mehrfaches  Ersuchen  ge- 
statten, daß  die  Aktionäre  die  Restsummen  auf  ihre  Aktien  auch 
vor  den  ausgeschriebenen  Terminen  voll  einzahlten.  Die  reich- 
lichen Geldmittel  wurden,  soweit  sie  nicht  im  Augenblick  gebraucht 
wurden,  auf  verschiedene  Weise  angelegt.  Der  Liquidität  wegen 
wurden  sie  meist  den  Kölner  Bankiers  Abr.  Schaaff hausen,  Sal. 
Oppenheim  jun.  et  Comp.,  I.  H.  Stein  und  I.  D.  Herstatt  als  kurz- 
fristige Depositen  übergeben.  Die  großen  Bankhäuser  bildeten  über- 
haupt bald  sozusagen  die  Generalkassen  der  Eisenbalm;  wie  sie  die 
Gelder  einnahmen,  so  bezahlten  sie  die  Lieferanten,  gaben  der 
Direktion  die  für  den  laufenden  Betrieb  nötigen  Gelder,  waren,, 
wenn  es  erforderlich  wurde,  zu  Vorschüssen  bereit,  sie  zahlten  die 
Zinsen  und  Dividenden  aus,  waren  später  bei  den  Emissionen  be- 
teiligt, kurz  sie  übernahmen  die  meisten  finanziellen  Aktionen.  Zur 
Anlage  der  Fonds  wurden  sonst  auch  von  der  Direktion  von  1840 
ab  langfristige  Wechsel  auf  Köln  und  auf  Berlin  gekauft.  Es  wurde 
ferner  schon  erwähnt,  daß  die  Gesellschaft  teils  im  Interesse  des 
Baues,  teils  aber  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  an  den  „steigenden. 
Bodenwerten  zu  partizipieren“,  manche  überflüssige,  zum  Wieder- 
verkauf bestimmte  Grundstücke  erstand. 

Nachdem  die  Direktion  schon  in  der  Generalversammlung  vom 
16.  und  17.  Oktober  1837  eine  Erhöhung  des  Grundkapitals  in 
Aussicht  gestellt  und  die  Versammlung  den  Administrationsrat  mit 
der  Durchführung  dieser  Maßregel  betraut  hatte,  mußte  noch  an 
Fland  der  Voranschläge  die  Höhe  des  Bedarfs  festgestellt  werden.  Nach 
diesen  gewann  die  Direktion  die  Überzeugung,  die  sich  dann  auch 
der  Administrationsrat  zu  eigen  machte,  daß  rund  i1/2  Millionen 
Taler  außer  dem  disponiblen  Kapital  für  die  gesamten  Anforde- 
rungen des  Baues  einschließlich  der  Stationsanlagen  und  der  Zinsen 
aufgebracht  werden  müßten.  Die  auftauchenden  Bedenken  wußte 
die  Direktion,  deren  Sprecher  in  dieser  Angelegenheit  hauptsäch- 
lich Hansemann  war,  wenigstens  bei  der  Mehrheit  des  Administra- 
tionsrates zu  zerstreuen. 

Die  Verwaltung  glaubte  das  Kapital  von  i1/^  Millionen  Taler 
vor  dem  Beginn  des  Baues  sichern  zu  müssen.  Die  Aufbringung 
war  in  doppelter  Weise  möglich,  entweder  durch  eine  neue  Aktien- 
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emission  oder  durch  die  Aufnahme  einer  Anleihe.  Der  Administra- 
tionsrat hielt  die  Ausgabe  von  Aktien  für  zweckentsprechender, 
weil  man  nicht  unverhältnismäßig  viel  fremdes  Geld  in  die  Eisen- 
bahn stecken  solle.  Am  29.  Januar  1838  traf  dann  die  nachgesuchte 
Genehmigung  der  Regierung  zur  Ausgabe  von  U/2  Millionen  Aktien 
— 6000  Stück  zu  250  Taler  — zugleich  mit  der  Konzession  für 
die  Zweigbahn  von  Herbesthal  nach  Eupen  ein.  Als  man  die  weiteren 
Möglichkeiten  erwog,  wünschte  die  Mehrheit  im  Administrations- 
rat eine  Beteiligung  möglichst  weiter  Kreise.  Dem  widersprach  aber 
nach  den  Ausführungen  der  Direktion  die  Notwendigkeit,  die  Aktien- 
emission schnell  zu  vollziehen,  da  sonst  ein  starkes  Kurssinken  zu 
befürchten  stehe;  würde  man  die  Aktien  pro  rata  der  bisherigen 
Beteiligung  an  die  Aktienbesitzer  vergeben,  so  würden  doch  viele 
von  ihrem  Bezugsrecht  keinen  Gebrauch  machen  können ; wähle 
man  den  Weg  der  Submission  auf  den  höchsten  Kurs,  so  würden 
sich  zu  wenig  qualifizierte  Interessenten  melden.  Zum  Schluß  kam 
man  auf  ein  Angebot  der  Kölner  Bankiers  zurück,  das  die  Direktion 
als  sehr  annehmbar  bezeichnete.  Es  wurde  die  Direktion  ermächtigt, 
mit  den  Häusern  S.  Oppenheim  jun.  et  Comp.,  I.  D.  Herstatt 
und  I.  H.  Stein  einen  Verkaufsvertrag  abzuschließen;  doch  müßten 
diese  Firmen  mindestens  ein  Agio  von  5 0/0  zahlen.  Überdies  glaubte 
■man  von  den  Banken,  deren  Chefs  selbst  der  Direktion  (Oppen- 
heim und  Schnitzler)  und  dem  Administrationsrat  (Herstatt)  an- 
gehörten, ein  besonderes  Entgegenkommen  erwarten  zu  können; 
sie  würden  in  der  Lage  und  willens  sein,  selbst  wenn  der  Aktienkurs 
einmal  sinken  möchte,  die  Aktien  durchzuhalten  und  in  die  Höhe 
zu  bringen. 

Unter  den  genannten  Bedingungen  kam  nun  im  April  der 
Vertrag  mit  den  Bankiers  zuwege.  Damals  standen  die  Aktien  der 
Rheinischen  Eisenbahn  auf  108,  während  ihr  höchster  Kurs  120 
gewesen  war.  Nun  würde  aber,  so  glaubten  die  Bankiers  mit  der 
Direktion,  die  abschwächende  Tendenz  zum  Stillstand  kommen  oder 
sich  wieder  in  eine  steigende  verwandeln.  Die  Gesellschaft  ver- 
diente bei  diesem  Geschäft  durch  das  Aufgeld  das  hübsche  Sümm- 
chen von  75  000  Taler,  und  Hansemann  sagte  im  Administrations- 
rat, man  könne  sich  dazu  beglückwünschen,  denn  bessere  Stipu- 
lationen seien  zur  Zeit  nicht  zu  erreichen.  Mit  Stolz  und  gutem 
Mut  blickte  die  Generalversammlung  vom  1 1 . Mai,  es  war  die  erste 
ordentliche  seit  der  Bestätigung  der  Gesellschaft,  wie  überhaupt  auf 
die  bisherige  Entwicklung,  so  besonders  auch  auf  diesen  Aktien- 
verkauf zurück.  Es  schloß  sich  dem  Vortrag  von  Oppens  eine 
.kurze  Diskussion  an;  in  dieser  bemerkte  nur  Herr  Mülhens  aus 
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Köln,  daß  das  Geschäft  doch  unter  Umständen  für  die  Gesellschaft 
gefährlich  werden  könne,  man  möge  künftig  nicht  wieder  ein  so 
gewagtes  Verfahren  wählen. 

Bald  aber  nahm  diese  Emissionsangelegenheit  eine  ungeahnte 
schlimme  Wendung.  Diese  war  eine  Folge  des  allgemeinen  Kurs- 
sinkens der  Eisenbahnaktien  vom  Sommer  1838  ab,  das  ganz  be- 
sonders auch  bei  den  Anteilen  der  Rheinischen  Eisenbahn  zutage 
trat.  Der  Kurssturz  wiederum  hatte  verschiedene  Ursachen.  An 
anderer  Stelle  wurde  schon  von  der  Begeisterung  berichtet,  die 
sich  des  Publikums  für  das  neue  Verkehrsmittel  bemächtigt, 
sobald  es  sich  erst  einmal  vor  aller  Augen  technisch  bewährt 
und  als  praktisch  zweckmäßig  und  rentabel  erwiesen  hatte. 
Es  begann  damals  eine  Zeit  des  hoffnungsfreudigen  Drängens  zu 
allen  neuen  Unternehmungen  hin,  die  Aktien  fanden  reißenden  Ab- 
satz, die  Kurse  stiegen  und  stiegen.  Da  stand  denn  auch  die  Agio- 
tage in  Flor,  eine  reelle  Bewertung  wurde  verabsäumt,  sogar  mit 
nicht  voll  bezahlten  Aktien  wurde  Handel  getrieben,  selbst  An- 
teile an  noch  nicht  konzessionierten  Gesellschaften  wurden  ange- 
priesen und  gekauft,  so  daß  sich  die  Ministerien  des  Innern  und 
der  Finanzen  gezwungen  sahen,  1837  verschiedene  Male  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  daß  die  Aktien  von  nicht  konzessionierten 
Gesellschaften  keinen  eigentlichen  Wert  besäßen.  Bald  kam  der 
naturgemäße  Rückschlag.  Die  übertriebenen  Hoffnungen  verwirk- 
lichten sich  nicht,  der  Bahnbau  stellte  sich  überall  als'  sehr  lang- 
wierig und  kostspielig  heraus.  Bei  der  Rheinischen  Eisenbahn  vor 
allem  waren  doch  die  Schwierigkeiten  der  Ausführung  größer  als 
man  vermutet  hätte,  hier  wirkte  ferner  die  große  allgemeine  Krise;  mit, 
unter  der  damals  Belgien  zu  leiden  hatte,  eine  Krise,  die  sogar  zeit- 
weilig zur ' Suspension  der  belgischen  Bank  führte.  Etwas  später 
kamen  die  Befürchtungen  und  dann  die  Mißstimmung  wegen  des 
Eisenbahngesetzes  hinzu,  das  überall  als  außerordentlich  schädlich 
empfunden  wurde.  Genug,  wie  die  sonstigen  Eisenbahnpapiere,  so 
erlebten  jetzt  auch  die  Aktien  der  Rheinischen  Gesellschaft  einen 
beängstigenden  Kursrückgang. 

Nun  war  für  die  Bankiers  die  Verlegenheit  groß.  An  einen 
Weiterverkauf  der  Aktien  war  einstweilen  nicht  zu  denken;  es  wurde 
von  den  drei  Häusern  versucht,  auf  andere  Weise,  durch1  den  An- 
kauf weiterer  Aktien,  den  Kurs  systematisch  zu  heben  — vergebens. 
Alles  half  nichts,  es  bestand  die  Gefahr,  daß  die  Aktien  noch  tiefer, 
etwa  auf  80  0/0,  sinken  könnten;  in  diesem  Augenblick  würden  die 
meisten  Aktionäre  die  weiteren  Einzahlungen  verweigert  und  ihren 
Aktienbesitz  preisgegeben  haben,  weil  die  Höhe  der  Einzahlungen 
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(bisher  2 zu  je  1 o o/0  der  Zeichnungen)  durch  den  Kurssturz  er- 
reicht worden  wäre.  Das  aber  würde  die  Zahlungsunfähigkeit  und 
damit  den  Ruin  der  Gesellschaft  bedeutet  haben. 

In  zahlreichen  Geheimsitzungen  beschäftigte  sich  hinfort  die 
Direktion  mit  diesem  ebenso  schwierigen  als  gefährlichen  Problem. 
Schon  in  der  Sitzung  vom  26.  und  27.  Oktober,  vor  dem  niedrigsten 
Stand,  der  Aktien,  stellten  Oppenheim  und  Schnitzler  den  Antrag, 
die  Gesellschaft  möge  eintausend  Stück  Aktien  der  Rheinischen 
Eisenbahn  zu  einem  festzusetzenden  Kurse  unter  Pari  zurückkaufen, 
um  dadurch  auf  den  Stand  der  Aktien  zu  wirken  und  den  Fortgang 
des  Unternehmens  zu  sichern,  der  durch  das  eingetretene  und  noch 
ferner  zu  befürchtende  Fallen  der  Aktien  gefährdet  werden  könne. 
In  der  Begründung  machten  die  beiden  Direktoren  und  Bankiers 
auf  die  nachteilige  Wirkung  aufmerksam,  die  es  haben  würde,  wenn 
man  jetzt  die  dritte  Einzahlung  ausschreiben  wolle.  Schon  bei  der 
zweiten  Einzahlung  seien  in  Belgien  72  Aktienzertifikate  in  Rück- 
stand geblieben.  Die  proponierte  Maßregel  werde  das  verhindern 
und  sei  bei  Behutsamkeit  und  Geschicklichkeit  unbedenklich.  Man 
brauche  nur  Aktien  in  dem  Betrage  zu  kaufen,  wie  er  vermutlich 
bei  dem  Bau  gespart  werde  und  bekomme  sie  ja  zu  ungewöhnlich 
billigem.  Preis.  Das  Resultat  der  Beratungen,  deren  strenge  Geheim- 
haltung durch  die  ehrenwörtlichen  Versicherungen  der  Teilnehmer 
verbürgt  wurde,  war  aber,  daß  die  Direktion  sich  nach  dem  Ge- 
sellschaftsstatut nicht  für  befugt  erklärte,  den  vorgeschlagenen  Be- 
schluß zu  fassen.  Aber,  so  äußerte  sich  die  Direktion  nach  dem 
Geheimprotokoll  der  Sitzung  weiter,  „wenn  Umstände  eintreten 
sollten,  welche  dem  Unternehmen  oder  der  Existenz  der  Gesell- 
schaft wirklich  Gefahr  drohen,  so  ist  die  Direktion  für  moralisch 
verpflichtet  zu  erachten,  auf  ihre  Verantwortlichkeit  die  ihr  nötig 
scheinenden  Maßregeln  zu  beschließen  und  das  Unternehmen  zu 
retten,  sollten  dieselben  sich  auch  mit  den  Bestimmungen  des  Ge- 
sellschaftsstatuts nicht  vereinigen  lassen“.  Vorläufig  aber  sehe  die 
Direktion  noch  keine  unmittelbare  Gefahr. 

Bei  der  ferneren  Behandlung  der  Angelegenheit  wollte  die 
Direktion  die  Proponenten  von  den  Beratungen  ausschließen,  diese 
setzten  aber  ihre  Mitwirkung  durch.  Es  wurde  schließlich  der  Be- 
schluß gefaßt,  auch  die  Gesellschaft  solle  in  aller  Stille  als  Käuferin 
ihrer  Aktien  auftreten ; über  den  Modus,  den  Kurs  und  das  Quantum 
der  Ankäufe  sollten  nähere  Bestimmungen  erst  getroffen  werden, 
wenn  die  dritte  Einzahlung  gefordert  würde. 

Am  10.  November  wurden  die  genauen  Ausführungsbestim- 
mungen vereinbart.  Es  sollten  von  der  dritten  Einzahlung  an  zur 
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Hebung  des  Kurses  im  Maximum  1000  Stück  Aktien  gekauft  werden; 
da  der  damalige  Kursstand  sich  wieder  etwas  erholt  hatte  und 
etwa  95  betrug,  so  wurde  festgesetzt,  daß  die  Ankäufe  zu  i o/0  unter 
dem  Briefkurs,  aber  nicht  höher  als  zu  95  0/0  geschehen  sollten. 
Zur  sachkundigen  Leitung  wurde  A.  Oppenheim  gewählt,  der  mit 
Hilfe  verschwiegener,  zuverlässiger  Personen  die  Operation  durch- 
führen sollte.  Doch  sollte  er  allwöchentlich  2 — 3 mal  dem  Direktor 
G.  Heuser  den  Verlauf  der  Sache  mitteilen.  Auf  dieser  Grund- 
lage wurde  noch  am  selben  Tag  ein  Vertrag  mit  den  drei  Bank- 
häusern abgeschlossen,  nach  dem  sie  sich  verpflichteten,  während 
der  Dauer  der  Manipulation  in  keinerlei  Weise  weder  direkt  noch 
indirekt  Aktien  aus  ihrem  Besitz  in  die  Hände  der  Rheinischen 
Eisenbahngesellschaft  übergehen  zu  lassen. 

Aber  schnell  zeigte  es  sich,  daß  zur  Erreichung  des  Zweckes 
der  ganze  Beschluß  nicht  genügte.  Die  Aktien  sanken  wieder  mit 
erschreckender  Regelmäßigkeit  und  langten  gegen  Ende  des  Jahres 
auf  88  0/0  an.  Noch  waren  erst  ein  paar  Aktien  erworben  worden 
— nämlich  an  der  Frankfurter  Börse  8 Stück  zu  88  und  16  zu  87  — , 
da  schien  das  ganze  Geschäft  durch  die  Furcht  der  drei  Bankiers 
ernstlich  gefährdet.  Sie  erklärten,  zunächst  privatim,  dann  aber 
auch  der  Direktion  als  solcher,  daß  sie  im  Interesse  der  Solvenz 
ihrer  Häuser  endlich  nach  monatelangem  Warten  während  der 
Krisenzeit  die  6000  Aktien,  wenn  auch  mit  großem  Verlust,  ver- 
äußern müßten,  sofern  ihnen  nicht  irgendwie  geholfen  werde,  etwa 
durch  die  früher  vorgeschlagene  Zurücknahme  der  Aktien  durch  die 
Gesellschaft.  Soviel  aber  war  damals  klar:  würde  eine  solche  Menge 
von  Papieren  auf  den  ohnehin  geschwächten  Markt  geworfen  werden, 
so  war  ein  Sinken  unter  die  Grenze  von  80  0/0  nicht  mehr  aufzuhalten. 
Dies  zu  vermeiden  war  somit  das  gemeinsame  Interesse  der  Ge- 
sellschaft wie  der  drei  Bankiers.  Am  25.  Januar  1839  sagte  v.  Oppen 
in  der  Direktion,  es  bestände  die  Besorgnis,  daß  „sich  die  Häuser 
zu  Schritten  hinreißen  lassen  könnten,  welche  der  Sache  unberechen- 
baren Nachteil,  ja  den  Untergang  bringen  könnten“.  Nach  allen 
Richtungen  wurde  nun  die  Möglichkeit  des  Rückkaufs  eines  wesent- 
lichen Teils  der  Aktien  ventiliert.  Es  sei  am  richtigsten,  wenn  man 
4000  Aktien  (=  1 Million  Taler)  wieder  zurücknähme  und  zwar 
zu  einem  Kurse  von  80.  Dann  würden  die  Bankhäuser  die  ein- 
gezahlten 20  0/0  verlieren,  dafür  aber  von  ihren  weiteren  Verbindlich- 
keiten befreit  werden.  Wenn  man  den  Bau  der  Bahn  vom  Sicher- 
heitshafen bis  zum  Freihafen  wie  vielleicht  auch  das  Stück  von 
Aachen  bis  zur  Grenze  zunächst  aussetze,  so  komme  man  auch 
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dann  zurecht,  wenn  die  4000  Aktien  in  Reserve  gehalten  würden1). 
Man  habe  annähernd  hinreichende  Mittel  und  könne,  falls  die  4000 
Aktien  nicht  weiter  begeben  würden,  die  fehlenden  Teile  der  Bahn 
aus  dem  dereinstigen  Ertrag  ausführen.  Sicherlich,  so  beruhigten 
sich  die  Direktoren  gegenseitig,  werde  ein  solcher  Schritt  bei  den 
Aktionären  und  Behörden  Billigung  finden.  In  exzeptionellen  Fällen 
müsse  man  den  Mut  zu  exzeptionellen  Handlungen  finden;  schließ- 
lich nehme  man  ja  auch  nur  eine  frühere  Maßregel  zurück,  da 
sie  sich  unvorteilhaft  erweise. 

So  kam  denn  noch  am  25.  Januar  1839  zwischen  der  Direktion 
und  den  drei  Bankhäusern  der  Geheim  vertrag  zu  stände,  durch 
den  die  Zurücknahme  der  Aktien  festgesetzt  wurde.  Der  Vertrag  war 
wenig  glücklich  gefaßt  und  außerordentlich  kompliziert,  so  daß 
man  später  nicht  einmal  genau  wußte,  wer  denn  eigentlich  dem- 
nächst die  Aktien  im  Eigentum  habe;  daraus  ergaben  sich  weiter- 
hin neue  Streitigkeiten  wegen  der  Frage,  ob  die  Banken  noch 
Zinsansprüche  wie  die  anderen  Aktionäre  hätten  oder  nicht  2).  Das 
Wesentliche  des  Vertrages  war,  daß  die  Direktion  die  fraglichen 
Aktien  wieder  übernehme,  daß  aber  die  Übereinkunft  erst  definitiv 
werde,  wenn  die  Mittel  der  Unterhandlung  mit  der  Staatsregierung 
erschöpft  seien.  Doch  sollten  die  Banken  befugt  sein,  bis  zum  30.  Mai 
1839  die  Aktienscheine  zu  80  0/0  gegen  Einzahlung  der  fällig  werden- 
den Raten  zu  reklamieren.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  — die  übrigens 
am  20.  März  bis  zum  31.  Dezember  verlängert  wurde  — hat  die 
Direktion  das  Eigentum  an  den  Aktien  erworben;  bis  dahin  werden 
sie  bei  ihr  deponiert. 

Damit  nun  tat  die  Direktion  zur  Rettung  des  Unternehmens 
einen  offenbar  statutenwidrigen  Schritt.  Sie  machte  eine  vom  Ad- 
ministrationsrat und  der  Generalversammlung  beschlossene  Hand- 
lung rückgängig,  vereinbarte  insgeheim  neue  Bedingungen  und  be- 
freite die  Banken  von  Leistungen,  den  Einzahlungen,  zu  denen  sie 
statutenmäßig  verpflichtet  waren.  Nun  blieb  also  noch  der  Aus- 
weg, die  Regierung  zur  Intervention  zu  veranlassen.  Damit  das 
aber  gelingen  konnte,  mußten  auch  fernerhin  alle  Schritte  vor  dem 
Publikum  und  sogar  vor  dem  Administrationsrat  geheim  gehalten 
werden,  bis  die  Aktien  entweder  anderweitig  untergebracht  oder 
die  Einzahlungen  auf  die  übrigen  14000  Aktien  weit  genug  fort- 

*)  Die  Gesellschaft  verfügte  nämlich  über  ein  Kapital  von  3500000  Taler  infolge 
der  Aktienausgaben,  ferner  die  200000  Taler  für  die  eingezahlten  20%  (auf  die  Summe 
von  1000000  Taler)  und  schließlich  über  die  75000  Taler  als  dem  Agio  von  der 
zweiten  Emission. 

2)  Siehe  S.  416  Anm.  x. 
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geschritten  waren,  daß  man  ohne  alle  Bedenken  und  vor  aller  Öffent- 
lichkeit die  Generalversammlung  mit  dem  Geschehenen  bekannt 
machen  und  die  weiteren  Verfügungen  treffen  lassen  konnte. 

Schon  seit  dem  November  (1838)  hatten  die  Direktion  und 
die  Bankhäuser  in  Berlin  die  Bitte  ausgesprochen,  das  Gouverne- 
ment möge  sich  doch  dieses  außergewöhnlichen  und  dringenden 
Notstandes  annehmen.  Von  Oppen  und  Hansemann  traten  persön- 
lich für  die  Interessen  ihrer  Gesellschaft  und  der  Bankiers  ein. 
Die  letzteren  bemühten  sich  auch  selbst  um  die  Hilfe  des  Staates. 
So  richteten  sie  am  26.  Januar  (1839)  ein  Immediatgesuch  an  den 
König,  „um  die  Allerhöchste  Gnade  in  einer  Angelegenheit  an- 
zuflehen, von  welcher  das  industrielle  Wohl  der  westlichen  Pro- 
vinzen in  großem  Maße  abhänge  und  die  für  die  Erhaltung  des 
kaufmännischen  Rufs  und  Kredits  dreier  angesehener  Bankhäuser 
zu  Köln  entscheidend  sei“.  Die  Bitten  gingen  dahin,  die  Regierung 
möge  die  4000  Aktien  zum  Kurse  von  80  kaufen  und  den  Banken, 
die  auf  ihre  Einzahlungen  verzichten  sollten,  ein  Rückkaufsrecht 
gewähren.  Auch  von  einer  anderen  Seite,  von  dem  Oberpräsidenten 
von  Bodelschwingh,  dem  man  die  prekäre  Lage  unter  Diskretion 
anvertraut  hatte,  wurden  die  Gesuche  unterstützt.  Er  stellte  in  einem 
Schreiben  vom  27.  Januar  den  Chefs  der  Kölner  Häuser  „in  jeder 
Hinsicht  das  Zeugnis  der  Solidität  und  der  Vorsicht  aus“.  Sie  hätten 
sich  in  das  gefahrvolle  Unternehmen  mehr  um  des  gemeinnützigen 
Zweckes  willen  als  aus  Gewinnsucht  eingelassen.  Die  Oppenheims, 
Steins  und  Herstatts  bildeten  ein  Gegengewicht  gegen  das  finstere 
Treiben  der  jesuitischen  Partei.  Der  vierte  große  Kölner  Bankier 
Schaaffhausen  sei  nicht  bei  der  Rheinischen  Eisenbahn  beteiligt, 
weil  er  dem  früheren  Komitee  nahe  gestanden1). 

Die  Regierung  war  aber  für  die  erhoffte  Unterstützung  nicht 
zu  haben.  Im  allgemeinen  stand  sie  noch  auf  ihrem  alten  ablehnen- 
den Standpunkt  und  dachte  nach  dem  Erlaß  des  Eisenbahngesetzes 
an  keine  weitergehende  Beteiligung.  So  schlug  der  Finanzminister 
von  Alvensleben  dem  König  die  Gewährung  eines  Darlehens  an  die 
Rheinische  Eisenbahn  vor,  die  auch  durch  Kabinettsordre  vom 
16.  Februar  1839  genehmigt  wurde.  Mit  einem  solchen  Vorschuß 
aber  war  weder  der  Gesellschaft  noch  den  Bankiers  geholfen,  die 
selbst  disponible  Gelder  genug  besaßen. 

ß Auch  das  Haus  A.  Schaaffhausen  war  von  Oppenheim , der  zuerst  das  ganze 
Geschäft  hatte  allein  machen  wollen,  zur  Teilnahme  aufgefordert  worden,  hatte  dies  aber 
abgelehnt  und  gewartet.  Als  dann  die  große  Menge  der  Verkaufsordres  gerade  zu  ihm 
kam,  hatte  die  Bank  bezw.  deren  Chef,  Deichmann,  sie  entgegen  den  kaufmännischen 
Gepflogenheiten  im  Interesse  seiner  Kollegen  zurückgewiesen. 
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Noch  blieb  ein  Weg  übrig,  der  zum  Ziel  führen  konnte:  es 
konnte  noch  von  Belgien  aus  Beistand  geleistet  werden.  Wurde 
die  Bahn  nicht  vollendet,  so  wurden  dadurch  vitale  Interessen  des 
Nachbarlandes  verletzt.  Sollte  es  daher  nicht  zur  Hilfe  bereit  sein, 
zumal  es  doch  durch  eine  größere  Aktienbeteiligung  seinen  Ein- 
fluß auf  das  Unternehmen  stärken  konnte  ? Aus  solchen  Erwägungen 
heraus  wandten  sich  erstmalig  im  April  (1839)  die  drei  Banken  an  die 
belgische  Regierung,  legten  ihr  die  Umstände  dar  und  drangen 
auf  Hilfe. 

Simon  Oppenheim,  Teilhaber  der  einen  der  drei  Banken,  ging 
mit  den  entsprechenden  Vollmachten  nach  Brüssel  und  verhandelte 
mit  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Nothomb.  Es  war  wohl 
damals  die  Zeit,  wo  die  Aktien  der  Rheinischen  Eisenbahn  ihren 
niedrigsten  Stand  erreicht  hatten,  die  Banken  sahen  sich  gezwungen, 
sie  zu  80  zu  notieren ; doch  sollen  Wechselmakler  sich  erboten  haben, 
Aktien  zu  76  zu  beschaffen,  ohne  zu  diesem  Preis  Abnehmer  zu 
finden.  Wurde  die  Gesellschaft  durch  das  Ausbleiben  der  Einzah- 
lungen zur  Liquidation  gebracht,  so  hatte  Belgien  einen  unabsehbaren 
Schaden. 

Im  Mai  wandte  sich  auch  die  Direktion  selbst  an  die  belgische 
Regierung,  da  diese  erklärt  hatte,  sie  ziehe  es  vor,  unmittelbar  mit 
der  Sozietät  zu  verhandeln.  Die  Gesellschaft  konnte  Belgien  gegen- 
über mit  einem  besonders  schlagkräftigen  Argument  herausrücken: 
das  größere  Interesse  für  die  Aktionäre  sowohl  als  für  die  Rhein- 
lande, so  sagte  sie,  liege  in  der  Verbindung  Kölns  mit  Aachen; 
wenn  nun  die  Geldmittel  nicht  reichten,  so  müsse  man  eben  einst- 
weilen auf  die  Fortführung  bis  zur  Grenze  und  damit  auf  den  An- 
schluß an  die  belgischen  Bahnen  verzichten,  die  schon  bis  über 
Lüttich  hinaus  in  Angriff  genommen  worden  waren.  Nothomb  er- 
klärte denn  auch  sogleich,  daß  er  grundsätzlich  zur  Abnahme  der 
Aktien  geneigt  sei,  wenn  sich  dies  als  unerläßlich  herausstelle  und 
wenn  dadurch  die  Ausführung  des  Baues  von  Aachen  bis  zur  Grenze 
unter  allen  Umständen  verbürgt  werde. 

Die  weiteren,  mehrmonatlichen  Verhandlungen  wurden  vorwie- 
gend von  Hansemann  geführt,  der  Ende  Mai  zum  ersten  Male  in 
dieser  Sache  nach  Brüssel  reiste.  Zeitweise  wirkte  dort  aber  auch 
Hauchecorne  für  den  Abschluß.  Hansemann  hatte  sich  fast  wider- 
willig zu  dem  Bittgang  nach  Belgien  entschlossen,  er  sagte  darüber 
später1):  „Ich  habe  die  Verhandlungen  in  Brüssel  in  Scham  und 
Betrübnis  für  mein  Gouvernement  geführt,  das  so  sehr  in  dieser 


1)  Bergengrün,  a.  a.  O.,  S.  215. 
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Hinsicht  gegen  das  belgische  zurücksteht.“  Leicht  waren  übrigens 
diese  Verhandlungen,  die  Hansemann  persönlich  bis  Mitte  Juni  mit 
den  Ministern  Nothomb  und  Demasieres  pflog,  keineswegs;  Hanse- 
mann sagte  ihnen  nach,  daß  sie  „so  gut  wie  in  einem  alten  Staat 
die  Kunst  des  langen  Verhandelns  verständen“.  Dann  stellte  ihnen 
Hansemann  wiederholt  auch  schriftlich  die  Dringlichkeit  der  Hilfe 
wie  die  Vorteile,  die  Belgien  dadurch  gewinne,  vor.  Belgien  wollte 
sich  aber  vor  allem  der  Meinung  der  preußischen  Regierung  ver- 
gewissern, mit  der  kurz  vorher  erst  die  unterbrochenen  diplomati- 
schen Beziehungen  wieder  aufgenommen  worden  waren. 

In  Berlin  hatte  man  die  bisherige  Haltung  nicht  geändert. 
Vergebens  war  Hansemann  noch  einmal  zur  preußischen  Haupt- 
stadt gereist  und  hatte  den  leitenden  Männern  reinen  Wein  einge- 
schenkt; die  Mehrheit  der  Minister  teilte  den  Standpunkt  Hanse- 
manns, daß  die  Hilfeleistung  des  fremden  Staates  in  einer  so  großen 
Sache  eine  nationale  Schande  bedeute,  gar  nicht;  wenn  sich  Belgien 
mehr  für  die  Eisenbahn  interessiere,  so  meinte  man,  so  könne 
es  auch  mehr  dafür  leisten.  Es  half  nichts,  daß  einzelne  einfluß- 
reiche Männer,  wie  der  Minister  des  Innern  von  Rochow  und  der 
Kronprinz,  für  Hansemanns  Auffassung  und  Wünsche  Verständnis 
zeigten;  dem  Thronfolger  rühmte  die  Rheinische  Eisenbahn  später 
dieses  verständnisvolle  Entgegenkommen  und  die  beobachtete  Ver- 
schwiegenheit besonders  nach.  Die  Anfrage  des  belgischen  Gesandten 
in  Berlin  kam  denn  auch  in  der  Weise  zur  Erledigung,  daß  ihm 
mitgeteilt  wurde,  die  preußische  Regierung  werde  sich  nicht  ins 
Mittel  legen,  sie  wolle  sich  grundsätzlich  bei  Eisenbahnunterneh- 
mungen nicht  beteiligen. 

Während  weiterer  sorgfältiger  Nachforschungen  von  seiten  der 
belgischen  Regierung  verstrich  wieder  einige  Zeit.  Die  Eisenbahn- 
direktion gab  indessen  ihren  Anträgen  dadurch  erhöhten  Nachdruck, 
daß  sie  die  Arbeiten  im  zweiten  Teil  der  Sektion  4 auf  die  Bauten 
im  Aachener  Busch  konzentrierte,  sonst  aber  auf  ein  Mindestmaß 
beschränken  ließ,  das  zur  Unterhaltung  des  bisher  Geschaffenen 
erforderlich  war. 

Endlich  am  18.  Oktober  1839  kam  der  Vertrag  mit  Belgien 
zustande,  der  der  Rheinischen  Eisenbahn  die  ausstehende  Million 
Taler  verschaffen  sollte.  Nach  dieser  Übereinkunft  übernahm  das 
belgische  Gouvernement  von  der  Gesellschaft  4000  Aktien  zum  Pari- 
kurse unter  den  folgenden  Bedingungen : 

1.  Der  Preis  der  Aktien  wird  in  vier  Terminen,  am  1.  März 
1840,  1.  Januar  1841,  30.  Juni  1841  und  1.  Januar  1842  entrichtet, 
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mit  der  weiteren  Bedingung,  daß  das  belgische  Gouvernement  seine 
Zahlungen  immer  erst  zu  entrichten  hat,  nachdem  die  übrigen 
Aktionäre  vor  dem  ersten  Termin  60  °/o,  vor  dem  zweiten  80  °/o, 
vor  dem  dritten  90%,  vor  dem  vierten  100%  eingezahlt 
haben ; 

2.  die  Zahlung  ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  daß  der  Aus- 
bau der  Eisenbahn  von  Aachen  bis  zur  Grenze  mit  allem  Ernste 
vorgenommen  werde ; 

3.  die  statutenmäßigen  Zinsen  bis  zum  30.  Juni  1843  werden 
schon  bei  den  Zahlungsterminen  in  Anrechnung  gebracht. 

Zur  Ergänzung  dieses  Vertrages  schloß  die  Direktion  einige 
Tage  später,  am  28.  Oktober,  noch  einen  zweiten  mit  den  drei 
beteiligten  Banken.  Der  Grund  dieser  zusätzlichen  Abmachung  war, 
die  Kassenverhältnisse  der  Rheinischen  Eisenbahn  vor  Unordnung 
zu  bewahren  und  die  gleichmäßigen  Leistungen  und  Verpflichtungen 
wie  gegenüber  den  anderen  Aktien  auch  gegenüber  den  4000  Aktien 
der  belgischen  Regierung  beizubehalten.  Demnach  verpflichteten 
sich  die  drei  Bankhäuser  die  statutenmäßigen  Bedingungen  anstatt 
des  belgischen  Gouvernements  für  jene  4000  Aktien  im  Gesamt- 
betrag von  1 Million  Taler  zu  erfüllen.  Nachdem  das  Gouvernement 
an  dem  ersten  Termin  die  geschuldete  Summe  von  837400  Frs. 
geleistet  hat,  zahlen  die  Banken  die  eingeforderten  und  verfallenen 
Einzahlungen  auf  diesen  Betrag  in  Talern.  Ebenso  erfüllen  die 
Bankhäuser  auf  besagte  4000  Aktien  für  die  ferneren  Einzahlungen 
die  statutenmäßigen  Verpflichtungen.  Sie  werden  dafür  von  den  ge- 
machten Zahlungen  bis  zum  30.  Juni  1843  die  statutenmäßigen  Zinsen 
beziehen.  Die  Direktion  wird  den  Banken  die  drei  letzten  belgischen 
Terminzahlungen  zur  Verfügung  stellen,  ohne  jedoch  für  deren  Ein- 
gang zu  garantieren.  Jedes  der  drei  Häuser  ist  für  die  Erfüllung 
seiner  Verpflichtungen  nur  zu  einem  Drittel  verantwortlich. 

Durch  diese  Verträge  war  die  Direktion  von  dem  Alp,  der 
auf  ihr  gelastet  hatte,  befreit,  oder  vielmehr  durch  sie  wurde  der 
legale  Zustand  erst  wieder  angebahnt,  denn  das  Abkommen  mit 
Belgien  bedurfte  noch  der  parlamentarischen  Sanktion.  Nunmehr 
würde  es  gelingen,  nach  einem  ganzen  Bündel  von  Widerrechtlich- 
keiten  wieder  auf  den  Weg  der  Legalität  zu  gelangen.  Auch  die 
Banken  standen  vor  der  Lösung  der  verwickelten  Situation  und 
durften  hoffen,  ohne  erhebliche  Verluste,  sozusagen  mit  einem  blauen 
Auge,  davonzukommen. 

Daß  die  Unterstützung  Belgiens  und  die  sich  daraus  ergebende 
Dankespflicht  von  manchen  Seiten  als  lästig  und  beschämend  an- 
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gesehen  wurde;  ist  bereits  erwähnt  worden.  Bei  dem  Vertragsschluß 
mit  der  belgischen  Regierung  wallte  bei  einzelnen  der  mit  der 
Sachlage  Vertrauten  das  nationale  Empfinden  noch  einmal  auf,  so 
bei  dem  Oberpräsidenten  von  Bodelschwingh,  der  im  September  und 
Oktober  Beschwerden  voller  Empörung  nach  Berlin  sandte. 

Jetzt  hielt  die  Direktion  den  Augenblick  für  gekommen,  das 
bisher  vollständig  bewahrte  Geheimnis  zu  lüften.  Zunächst  wollte 
sie  sich  der  Stellungnahme  des  Administrationsrates  vergewissern. 
Aus  diesem  Grunde  bat  sie  den  Präsidenten  und  den  Vizepräsidenten 
dieser  Körperschaft,  den  Oberbürgermeister  Steinberger  und  den 
Handelsgerichtspräsidenten  Wagner  zu  einer  Besprechung  auf  den 
28.  Oktober,  den  Tag  vor  der  anberaumten  Administrationsrats- 
sitzung. 

Hier  gab  sie  ihnen  genaue  Aufklärungen  über  die  Vorgänge  und 
ließ  sie  in  alle  Protokolle  und  Verträge  Einsicht  nehmen.  Es  ge- 
lang, Steinberger  und  Wagner  von  der  Unumgänglichkeit  und  Nütz- 
lichkeit aller  Maßnahmen  völlig  zu  überzeugen. 

Auch  die  Sitzung  des  Administrationsrates  selbst,  am  folgenden 
Tage,  verlief  nach  den  Wünschen  der  Direktion.  Die  Anwesenden 
standen  so  sehr  unter  dem  Eindruck  der  großen  Gefahr,  die  das 
Unternehmen  infolge  des  Lavierens  der  Direktion  nun  glücklich 
überstanden  hatte,  daß  kaum  ernstliche  Einwände  laut  wurden.  Da 
der  Präsident  von  Oppen  schon  etwa  vor  einem  halben  Jahr  aus 
der  Direktion  geschieden,  sein  Nachfolger,  von  Ammon1),  aber  die 
Aktienangelegenheit  nicht  von  Anfang  an  mitgemacht  hatte,  so  hielt 
Hansemann  als  Vizepräsident  für  die  Direktion  den  einführenden 
Vortrag.  Er  berichtete  über  den  Verkauf  der  Aktien  an  die  drei 
Bankhäuser,  das  Sinken  des  Kurses  vom  Herbst  1838  ab  und  den 
notwendig  gewordenen  Rückkauf ; dabei  erwähnte  er  auch  die  ver- 
gebliche Verhandlung  mit  der  preußischen  Regierung.  Das  stolze 
Ergebnis,  in  dem  er  dann  seine  Gründe  gipfeln  ließ,  lautete : 
„So  stehen  wir  denn  vor  Ihnen  mit  dem  ungeschminkten  Bekennt- 
nisse, eine  große  Maßregel  genommen  und  sie  Ihnen  und  den  Aktio- 
nären acht  Monate  lang  verheimlicht  zu  haben,  ohne  uns  zu  ent- 
schuldigen, vielmehr  mit  dem  Bewußtsein,  das  Institut  im  Interesse 
aller  Beteiligten  in  einem  gefährlichen  Momente  gerettet  zu  haben, 
zuversichtlich  hoffend,  daß  Sie  unser  Verfahren  billigen  werden. 
Schriftliche  Beweise  darüber,  daß  wirklich  eine  Notwendigkeit  vor- 
handen war,  so  und  nicht  anders  zu  handeln,  können  wir  Ihnen  nicht 
beibringen.  Wenn  aber  die  Direktoren,  Männer,  die  ihre  Proben 
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abgelegt  haben,  daß  sie  sich  im  öffentlichen  Wirken  nicht  ein- 
schüchtern lassen,  eine  unbedingte  Notwendigkeit  erkannten;  wenn 
kein  Mitglied  der  Direktion  Zurückbleiben  wollte  in  der  Teilnahme 
an  der  Verantwortlichkeit ; wenn  diese  in  der  vollen  Erkenntnis 
ihres  Umfanges  übernommen  wurde  — dann  mögen  Sie  ermessen, 
daß  die  Maßregel  zur  Rettung  des  Instituts  notwendig  war. 

Es  möge  mir  erlaubt  sein,  in  dieser  Beziehung  noch  hinzu- 
zufügen, daß  der  kühne  Mut,  welcher  eine  dringende  Gefahr  mit 
Einsetzung  großer  Verantwortlichkeit  bekämpft  und  besiegt,  höher 
zu  stellen  ist  als  ein  ängstliches  Innehalten  der  Befugnisse,  das 
lieber  die  Interessen  der  Aktionäre  und  des  Publikums  untergehen 
läßt,  als  auf  eigene  Verantwortlichkeit  hin  eine  zweckentsprechende 
große  Maßregel  zu  nehmen.  Diese  Bemerkung  mag  mir  deshalb 
erlaubt  sein,  weil  ich,  als  der  Beschluß  der  Zurücknahme  der  Aktien 
gefaßt  wurde,  noch  in  Berlin  mich  befand.“ 

In  der  Fortsetzung  seines  Vortrages  wies  Hansemann  darauf 
hin,  daß  man  im  Notfall  nur  die  produktivste  Strecke,  nämlich 
von  Köln  bis  Aachen,  habe  bauen  und  dann  abwarten  können; 
auf  diesen  Ausweg  könne  man  ja  auch  noch  immer  zurückkommen, 
wenn  die  belgischen  Kammern  ihre  Zustimmung  versagen  würden. 
Das  große  Interesse,  das  auf  der  anderen  Seite  Belgien  an  dem 
Ausbau  habe,  sei  nun  schon  in  dem  Vertragsabschluß  über  die 
Übernahme  von  vorläufig  4000  Aktien  zum  Ausdruck  gekommen. 

In  der  anschließenden  Erörterung  erklärte  Hansemann  namens 
der  Direktion,  daß  diese  nicht  beabsichtige,  eine  Indemnitätsbill 
zu  erbitten,  sondern  nur  die  Genehmigung  zu  dem  Vertrag  mit 
Belgien  nachsuche.  Deshalb  sei  auch  die  Vorlage  der  Akten  über 
die  Zurücknahme  der  Aktien  nicht  mehr  nötig  und  von  der  Direktion 
nicht  beabsichtigt.  Von  mehreren  Mitgliedern  wurde  das  Bedauern 
ausgesprochen,  daß  das  preußische  Gouvernement  nicht  zu  Hilfe 
gekommen  sei ; die  Rheinische  Eisenbahn  sei  nicht  allein  eine  Ge- 
sellschafts-, sondern  auch  eine  Landesangelegenheit,  und  die  Inter- 
essen der  Gesellschaft  und  des  Landes  bedingten  sich  gegenseitig. 
Viele  der  Anwesenden  spendeten  dem  Mut  der  Direktion  Beifall 
und  waren  auch  mit  der  Überlassung  der  Aktien  an  das  belgische 
Gouvernement  einverstanden,  da  „dieses  ein  Aktionär  sei,  der  sich 
aus  Interesse  für  die  Sache  selbst,  nicht  wegen  des  Handels  mit 
Aktien  beteilige“.  Nachdem  von  Ammon  und  Hansemann  vorge- 
schlagen, der  Administrationsrat  möge  durch  einen  zu  Protokoll 
zu  nehmenden  Vorbehalt  alle  Rechte  der  Gesellschaft  für  den  Fall 
der  Nichtbestätigung  des  Vertrages  mit  Belgien  reservieren,  wurde 
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bei  der  Abstimmung  dieser  Vertrag  mit  allen  (21)  Stimmen  gegen 
eine  genehmigt  und  diese  Genehmigung  durch  einen  besonderen 
Akt  vollzogen1). 

Unvermutet  lang  sollte  es  noch  dauern/  ehe  der  Vertrag  mit 
dem  belgischen  Gouvernement  in  Brüssel  die  parlamentarische  Bil- 
ligung erhielt.  Bis  dahin  schwebte  die  Eisenbahndirektion  ständig 
in  der  alten,  freilich  durch  die  weitere  dritte  Einzahlung  der  Aktio- 
näre und  die  Besserung  des  Aktienkurses  geminderten  Gefahr.  Sie 
mußte,  um  nicht  selbst  das  Gewicht  ihrer  Gründe  aufzuheben,  nach 
wie  vor  den  Bau  der  Strecke  Aachen-Herbesthal  nach  außen  hin 
vernachlässigen  lassen.  Noch  in  der  ordentlichen  Generalversamm- 
lung vom  6.  Mai  1839  hatte  der  Justizrat  von  Bianco  aus  Köln 
gefragt,  „ob  das  ihm  zu  Ohren  gekommene  Gerücht,  daß  der  Bau 
zwischen  Aachen  und  der  belgischen  Grenze  eine  Unterbrechung 
erlitten  habe,  begründet  sei“;  diese  Frage  wurde  von  der  Direktion 
damals  noch  mit  einem  gewissen  Recht  „bestimmt  verneint“.  Aber 
später  tat  man  alles,  um  für  die  zweite  Abteilung  der  Sektion  4 
wenigstens  den  Schein  der  gänzlichen  Untätigkeit  hervorzurufen. 
Als  im  Herbst  1839  (entweder  kurz  vor  oder  kurz  nach  der  oben 
dargestellten  Tagung  des  Administrationsrates)  König  Leopold  von 
Belgien  über  Köln  nach  Wiesbaden  zur  Badekur  reiste,  beurlaubte 
die  Direktion  sämtliche  Beamte  und  Arbeiter,  die  für  die  Schluß- 
strecke tätig  waren.  In  Köln  empfing  der  König  die  anwesenden 
Direktoren  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft.  Für  sie  hielt  der 
Direktor  Abraham  Oppenheim  eine  Ansprache  über  die  Beziehungen 
der  Bahn  zur  belgischen  Regierung,  in  der  er  die  durch  den  Ver- 
trag mit  dem  belgischen  Ministerium  gesicherte  Eisenbahnverbindung 
als  „eine  Quelle  des  Glücks  für  die  Einwohner  Belgiens  und  der 
Wohlfahrt  für  die  Rheinprovinz“  pries,  den  ehrerbietigsten  Dank 
der  Gesellschaft  in  die  Hände  des  Königs  legte  und  die  Hoffnung 
aussprach,  daß  die  „zum  größten  Leidwesen  der  Direktion  unter- 
brochenen Arbeiten“  bald  mit  erneuter  Kraft  auf  genommen  werden 
könnten.  Die  Antwort  König  Leopolds  war  ebenso  liebenswürdig 
wie  einsichtsvoll.  Er  sagte  unter  anderem : „Es  hat  einige  Schwierig- 
keiten gehabt,  bevor  jener  Vertrag  zustande  kam,  indem,  wie  es 
in  einem  konstitutionellen  Staat  wohl  nicht  anders  gehen  kann, 
das  Ministerium  zuvor  die  nötigen  Nachrichten  einziehen  mußte 
urn^  mit  Ängstlichkeit  in  der  Behandlung  einer  so  wichtigen  An- 


ß Die  eine  abweichende  Stimme  war  die  des  Justizrats  Heimsoeth;  dieser  nahm 
jedoch  bei  der  Unterzeichnung  des  Protokolls  seinen  Dissenz  unter  allgemeinem  Beifall 
zurück,  um  nicht  den  Eindruck  der  Einstimmigkeit  abzuschwächen. 
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gelegenheit  zu  verfahren  hatte;  allein  ich  erkannte  sogleich  die 
ganze  Wichtigkeit  der  Angelegenheit  vollkommen  und  habe  es  auf 
mich  genommen,  den  Abschluß  des  Vertrages  herbeizuführen.  . . . 
Für  beide  Teile  ist  das  Unternehmen  eben  wichtig,  und  es  ist 
nicht  allein  anzunehmen,  daß  der  schon  bestehende  Personenver- 
kehr alsdann  sehr  zunehmen  wird,  wenn  die  Vereinigung  stattge- 
funden, sondern  daß  selbst  die  Reisenden,  welche  von  Frankreich 
kommen  oder  dahin  gehen,  großen  Teils  den  Weg  über  unsere  Bahn 
vorzugsweise  einschlagen  werden,  statt  ihn  über  Metz  usw.  zu  nehmen. 
Was  die  belgisch-kölnische  Eisenbahn  aber  als  Besonderheit  haben 
wird,  das  ist  der  Güterverkehr;  es  erfolgen  schon  jetzt  auf  den 
belgischen  Eisenbahnen  bedeutende  Güterversendungen,  man  hat  ge- 
glaubt, sie  würden  den  Personenverkehr  stören,  allein  dies  hat  sich 
nicht  bestätigt,  obwohl  es  sich  herausstellt,  daß  eine  zweite  Schienen- 
lage überall  erforderlich  ist,  wo  der  Güterverkehr  regelmäßig  gehen 
soll.  Viel  ansehnlicher  wird  dieser  Verkehr  aber  werden,  wenn 
einmal  Antwerpen  mit  Köln  durch  die  Eisenbahn  verbunden  sein 
wird,  und  dann  wird  hier  Köln  in  der  Wirklichkeit  zu  der  Wichtig- 
keit eines  Seehafens  erhoben  sein.“  Der  König  ging  noch  auf  die 
Folgen  der  Verbindungen  ein,  die  durch  ganz  Deutschland  hin  bis 
in  die  südlichen  Provinzen  zu  erwarten  ständen,  und  sicherte  den 
erfreuten  Direktoren  zu,  daß  er  im  nächsten  Jahre  längere  Zeit 
in  Köln  verweilen  werde,  um  die  Einrichtung  der  Kölner  Eisen- 
bahn näher  kennen  zu  lernen. 

Die  belgischen  Minister  antworteten  im  Dezember  auf  eine 
Anfrage  der  Direktion,  sie  hofften  noch  vor  Jahresschluß  die 
Sache  zur  Beendigung  zu  bringen.  Aber  das  gelang  nicht,  die 
Kammern  vertagten  sich  vor  Weihnachten  bis  auf  den  14.  Januar. 
Die  Verzögerung  beunruhigte  nun  wieder  die  Kölner  Bankiers  sehr, 
die  schon  das  Scheitern  der  ganzen  Bemühungen  nahe  glaubten. 
Sie  wandten  sich  an  Hansemann,  ob  er  nicht  nochmals  nach 
Brüssel  gehen  und  auf  die  Tätigung  des  Vertrages  dringen  wolle. 
Hansemann  hielt  das  durchaus  nicht  für  richtig,  sein  Grund- 
satz war  wie  bisher  so  auch  ferner,  „daß  für  das  Gelingen  der 
Unterhandlung  nichts  besser  sei,  als  bis  zum  definitiven  Schluß 
auf  der  Basis,  worauf  er  sie  in  Brüssel  geführt  habe,  zu  verharren, 
also  jetzt,  nachdem  in  dieser  Beziehung  früher  seine  Vorstellungen 
erschöpft  seien,  nicht  durch  persönliches  Auftreten  die  Meinung 
zu  erwecken,  als  hätte  die  Direktion  ein  stärkeres  Interesse  als  er 
es  angegeben“.  Nur  auf  Verlangen  der  Minister  wollte  er  nach 
Brüssel  reisen,  auch  deshalb,  damit  die  Minister,  wenn  er  Pressionen 


Neue  Verhandlungen  mit  Belgien. 


215 


versuche,  nicht  selbst  Modifikationen  an  dem  Vertrag  verlangen 
könnten  !). 

Aber  als  nun  die  Beratungen  in  den  einzelnen  Sektionen  der 
belgischen  Kammern  einsetzten,  zog  sich  die  Sache  weiter  in  die 
Länge,  ja  es  gewann  fast  den  Anschein,  als  werde  diese  Instanz 
zum  unüberwindlichen  Hindernis.  Die  erste  und  dritte  der  sechs 
Sektionen  der  Repräsentantenkammer  verwarfen  den  Gesetzentwurf 
des  Ministeriums  sogleich,  die  anderen  machten  zahlreiche  Ein- 
wände. Man  meinte,  die  belgische  Regierung  dürfe  sich  nicht 
anderen  Regierungen  oder  auswärtigen  Gesellschaften  gegenüber 
binden,  ferner,  ob  nicht  günstigere  Bedingungen  zu  erlangen  seien, 
ob  durch  die  Unterstützung  auch  das  Unternehmen  vollendet  werde ; 
noch  mehr  Gewicht  wurde  auf  die  Fragen  gelegt,  ob  nicht  be- 
reits die  in  Preußen  beteiligten  Interessen  die  Vollendung  der  unter- 
nommenen Linie  sicherten,  ob  nicht  doch  noch  die  preußische 
Regierung  interveniere  und  ob  die  belgische  Regierung  von  der 
preußischen  Sicherung  vor  nachteiligen  Abgaben  beim  Warenein- 
gang zu  erlangen  gesucht  habe.  Diese  Fragen  richtete  auch  die 
Zentralsektion  der  Kammern  an  die  Minister  der  Finanzen  und  der 
öffentlichen  Arbeiten* 2). 

Der  Finanzminister  gab  der  Zentralsektion  Auskunft,  soweit 
er  es  konnte.  Er  betonte  die  Interessen  Belgiens  an  der  Bahn  und 
legte  die  Vorteile  dar,  die  Belgien  als  stärkster  Aktionär  erwarten 
dürfe.  Die  Regierung  könne  ihre  Aktien  unter  mehreren  Namen 
einschreiben  lassen,  sie  werde  einen  großen  Einfluß  auf  die  Wahl 
der  Verwalter  des  Unternehmens  ausüben,  und  diese  würden  not- 
wendig geneigt  sein,  den  Ansichten  eines  so  exzeptionellen  Inter- 
essenten nicht  hinderlich  zu  sein.  Auf  Ersuchen  des  Finanzministers 
reichte  Hansemann  der  Zentralsektion  eine  Denkschrift  ein, 
welche  die  Vorteile  der  Übereinkunft  beweisen  sollte.  Auch  er  er- 
kannte die  weitgehende  Einflußsphäre  Belgiens  an,  es  habe  das 
Recht,  den  Zustand  und  die  gute  Ausführung  der  Arbeiten  durch 
Kommissare  konstatieren  zu  lassen,  denen  die  Gesellschaft  alle 
nötigen  Aufschlüsse  liefern  müsse;  die  Direktion  der  Gesellschaft 

!)  Nach  Hansemann  war  es  besser,  durch  zuverlässige  Helfer,  wie  der  Direktor 
der  belgischen  Bahnen  Masui  einer  war,  in  Brüssel  wirken  zu  lassen.  Ein  anderer  Ver- 
trauensmann gehörte  der  liberalen  Opposition  an  und  bearbeitete  diese;  dieser  teilte  um 
die  Jahreswende  mit,  daß  Belgien  sogar  über  die  Konvention  hinaus  1000  Aktien  kaufen 
werde.  Auch  sei  das  Ministerium  in  seiner  Existenz  an  die  Genehmigung  gebunden. 

2)  Man  erkundigte  sich  auch  mehrmals  beim  Ministerium,  ob  nicht  mit  der  Rheinischen 
Eisenbahn  vereinbart  werden  könne,  daß  den  belgischen  industriellen  Etablissements  bis 
zur  Höhe  des  Betrages  der  Aktien  Lieferungen  für  das  Unternehmen  zugewiesen  würden. 
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habe  sich  moralisch  verpflichtet,  einen  Teil  des  Materials  in  Belgien 
zu  kaufen.  Der  Hauptzweck,  die  Ausführung  der  Eisenbahn,  werde 
durch  den  Einfluß  der  belgischen  Regierung  als  Hauptaktionär 
und  mit  Vorteil  für  seine  metallurgischen  Etablissements  gesichert. 
Die  Zentralsektion  machte  nun  von  einem  Anerbieten  Hanse- 
manns und  der  beiden  beteiligten  Minister  Gebrauch,  die  sich 
auch  zur  mündlichen  Aussprache  erboten  hatten.  Da  gelang  es 
denn  Hansemann,  in  einer  langen  Konferenz  die  Generalsektion 
davon  zu  überzeugen,  daß  die  Unterstützung  angebracht  und  daß  die 
von  der  Regierung  gewählte  Formulierung  die  einzig  richtige  sei1). 

Endlich  am  18.  April  kam  es  in  der  Repräsentantenkammer 
zur  Verhandlung  über  den  Gesetzentwurf.  Das  Mitglied  der  Zentral- 
sekion,  Lys  erstattete  für  den  Ausschuß  den  Bericht2).  Er  legte 
den  Gang  der  Verhandlungen  in  den  einzelnen  Sektionen  dar. 
Seine  Schlußfolgerung  war,  „Belgien  habe  das  höchste  Interesse 
dabei,  die  große  Verbindung  vollendet  zu  sehen,  welche  ihm  ge- 
statten werde,  seine  alten  Beziehungen  mit  Deutschland  wirksam 
und  mit  Vorteil  wieder  herzustellen,  welche  seinem  Handel  Hilfs- 
quellen und  dem  National-Gewerbefleiß  Abfluß  mittel  verschaffen 
werde“.  Immer  habe  man  die  Notwendigkeit  neuer  Verbindungen 
mit  Deutschland  anerkannt,  und  hier  biete  sich  eine  besonders 
günstige  Gelegenheit,  denn  „die  Rheinische  Eisenbahn  werde  sich 
wahrscheinlich  in  einer  wenig  entfernten  Zeit  über  Hannover  bis 
Hamburg  und  über  Berlin  bis  Stettin,  Breslau  und  Wien  ausdehnen“. 
So  schlug  denn  die  Zentralsektion  nach  einstimmigem  Beschluß 
die  Annahme  des  Gesetzentwurfs  vor.  Ebenso  nahmen  auch  die 


1)  Während  die  Korrespondenzen  hinüber  und  herüber  gingen,  hatte  Hansemann 
noch  manche  Widerstände  zu  überwinden.  Es  erhob  sich  z.  B.  die  Frage,  wer  für  die 
Zeit  vom  25.  Januar  1839  ab  die  Zinsen  für  die  200000  Taler  zu  verlangen  habe,  die 
von  den  Bankiers  auf  die  4000  Aktien  eingezahlt  worden  waren  und  die  sie  hätten  ver- 
lieren müssen,  wenn  es  bei  der  Zurücknahme  durch  die  Rheinische  Eisenbahn  verblieben 
wäre.  Hansemann  hatte  anfangs  mit  viel  Eifer  gegenüber  den  Bankiers  den  Anspruch 
der  Gesellschaft  auf  die  Zinsen  — etwa  12000  Taler  — verfochten,  muhte  aber  dann 
wegen  der  mangelhaften  Fassung  des  Vertrages  schließlich  nachgeben.  — Eine  andere, 
sehr  peinliche  Zwistigkeit  führte  eine  Äusserung  herbei,  die  man  auf  die  Bankiers  schob. 
Dem  präsumtiven  Arbeitsminister,  Rogier,  wurde,  wie  er  versicherte,  von  einer  sehr 
einflußreichen  und  achtungswerten  Person  dringend  vorgestellt,  die  4000  Aktien  seien 
überhaupt  nicht  richtig  zurückgenommen  worden,  sondern  die  Gesellschaft  führe  nur  die 
Geschäfte  der  Bankiers  und  spiele  der  belgischen  Regierung  eine  Komödie  vor.  So 
hieß  es  auch  in  belgischen  Zeitungen,  die  Einstellung  der  Arbeiten  sei  nur  Mache.  Es 
bedurfte  großer  Anstrengungen  seitens  der  Direktion,  um  dieses  Gerede  zu  zerstreuen 
und  den  Verdacht  der  Minister  zu  beschwichtigen. 

2)  Vollständig  wiedergegeben  als  Beilage  zu  Nr.  112  der  Kölnischen  Zeitung  vom 
21.  April  1840. 
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Kammern  die  Proposition  mit  dem  gewünschten  Vorbehalt  an, 
„daß  . . . die  Gesellschaft  sich  verpflichten  wird,  die  Sektion  der 
Eisenbahn  von  Aachen  bis  zur  belgischen  Grenze  möglichst  bald 
zu  vollenden,  ohne  daß  sie  zu  einer  neuen  Forderung  von  Fonds 
zur  Last  des  belgischen  Schatzes  ihre  Zuflucht  nehmen  kann,  in- 
dem die  Direktion  dieser  Gesellschaft  für  die  Vollendung  aller 
Arbeiten  und  die  Beschaffung  des  Materials  sich  mit  der  auf- 
richtigen und  loyalen  Vollziehung  besagter  Übereinkunft  begnügen 
muß“.  — Am  i.  Mai  wurde  der  Entwurf  durch  die  Unterschrift 
des  Königs  Leopold  Gesetz. 

Aber  damit  war  die  langwierige  Angelegenheit  noch  immer 
nicht  zur  Ruhe  gekommen.  Auch  in  den  Kreisen  der  Personen, 
die  der  Rheinischen  Eisenbahn  nahestanden,  hatten  die  Verwick- 
lungen und  Statutenwidrigkeiten  viel  Staub  aufgewirbelt.  Es  war 
ja  nicht  zu  verwundern,  daß  manche  Aktionäre  an  den  eigen- 
mächtigen Handlungen  der  Direktion  Anstoß  nahmen.  Die  Führer 
der  Opposition  waren  in  Aachen  Hansemanns  heftiger  Gegner  Jakob 
Springsfeld,  in  Köln  der  Appellationsgerichtsrat  Leist  und  der  Aus- 
kultator Rudolf  Schramm,  der  Mitbegründer  der  Köln-Bonner  Bahn. 
Von  den  beiden  Kölner  Opponenten,  die  nach  einem  gemeinsamen 
Plan  arbeiteten,  war  Leist,  ein  Spezialkollege  von  Oppens  und  des 
neuen  Präsidenten  von  Ammön,  bisher  ein  intimer  Freund  des 
letzteren  gewesen. 

Schramm  verfaßte  schon  gleich  nach  der  Administrations- 
ra.tssitzung  vom  29.  Oktober  (1839)  ein  Kampf schriftchen,  das  zu 
Anfang  Dezember  unter  dem  Titel : „Die  4000  Aktien  und  die 
Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft“  ohne  Nennung 
des  Verfassers  erschien  und  bei  den  Direktoren  wie  bei  den  Bankiers 
zunächst  große  Aufregung  hervorrief.  Von  Ammon  wandte  sich 
gleich  an  den  Oberpräsidenten  mit  der  Bitte,  die  Schrift  zu  unter- 
drücken, die  Bankiers  suchten  auf  andere  Weise  deren  Publikation 
zu  hintertreiben.  Hansemann  fand  alle  Maßnahmen  der  Art 
unpolitisch,  da  der  Broschüre  das  Imprimatur  nicht  verweigert 
werden  könne.  Ob  aber  solche  Vorstellungen  bei  den  Bankiers 
etwas  bewirken  würden,  schien  ihm  zweifelhaft,  denn  „die  Bankiers- 
freunde, so  klug  sie  sonst  sind,  lassen  sich  in  dieser  Angelegenheit 
von  Furcht  beherrschen  und  sind  dadurch  hierin  weniger  klug“ 
(an  von  Ammon  am  31.  Dezember  39).  Nach  Hansemann  be- 
deutete die  Schrift  auch  eine  verdiente  Buße,  denn  der  — einzig 
gegründete  — Vorwurf  der  Schrift  sei,  daß  sich  die  Direktoren 
durch  die  Bankiers  hätten  verleiten  lassen,  viel  und  sogar  viel 
Spezielles  von  Ersparnissen  beim  Bau  zu  reden,  was  sich  später 
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nicht  bewähren  werde,  die  Bankiers  ihrerseits  hätten  die  Direktion 
zu  sehr  gequält,  anstatt  in  Ruhe  das  Notwendige  und  Geeignete 
zu  tun.  Übrigens  schadete  die  Schrift,  wie  von  Ammon  und 
Hansemann  gleich  richtig  sahen , für  die  Unterhandlung  in 
Belgien  nichts;  „dort  sei  man  an  Publizität  so  gewohnt,  daß  ein 
solches  Schrift chen  spurlos  vorüberziehe“.  Hansemann  war  auch 
dagegen,  daß  man  „dem  Verfasser  den  Gefallen  tue,  ihm  zu  ant- 
worten“; er  könne  nicht  leugnen,  so  sagte  er,  „daß  ihm  dergleichen 
Angriffe  wohl  Spaß,  aber  kein  Unbehagen  verursachten“.  Wirk- 
lich war  die  Wirkung  der  Zurückhaltung,  daß  die  Vorwürfe 
Schramms  vom  Publikum  sehr  wenig  beachtet  wurden. 

Die  Schrift  Schramms  variierte  in  der  Hauptsache  nur 
Tatsächlichkeiten.  Seine  leitenden  Gedanken,  um  die  sich  seine 
Angriffe  gruppierten,  waren  folgende : Es  war  von  vornherein  falsch, 
die  Aktien  an  drei  Banken,  an  Händler  zu  verkaufen,  dadurch 
wurde  der  Kurssturz  nicht  vermieden,  sondern  erst  recht  be- 
schleunigt. Die  Banken  hofften  — und  zwar  vollkommen  richtig 
— auf  eine  enorme,  gefahrlose,  unentgeltliche  Chance  des  Ge- 
winnes. „Sie  haben  wie  Krämer  gehandelt,  wie  Spieler,  die  'ver- 
loren haben  und  törichterweise  nach  ihrem  Einsatz  zurückgreifen. 
Wenn  die  Bankiers,  die  in  der  Eisenbahnverwaltung  vertreten 
seien,  selbst  in  ihrer  Angelegenheit  mitgestimmt,  so  sei  das 
unschicklich  und  unrecht.  Scharf  zu  tadeln  seien  die  Rechts- 
widrigkeiten und  Unwahrhaftigkeiten,  die  sich  die  Direktion  habe 
zu  schulden  kommen  lassen,  zumal  die  ganze  Manipulation  sich 
als  unnötig  erwiesen  und  von  niemandem  die  weitere  Einzahlung 
verweigert  worden  sei.  Auch  der  Vertrag  mit  Belgien  bedürfe  noch 
einer  Nachprüfung,  man  dürfe  nicht  etwa  dem  fremden  Staat  gegen- 
über in  eine  unwürdige  Abhängigkeit  geraten.  Jedenfalls  sei  der 
Zurücknahmevertrag  wie  der  Verkauf  an  das  belgische  Gouverne- 
ment ungültig  und  könne  noch  immer  von  der  Generalversamm- 
lung wie  von  der  Regierung  verworfen  werden.  Als  den  Angel- 
punkt seiner  Kritik  sah  der  Verfasser  selbst  die  Beleuchtung  der 
eingestandenen  Geheimniskrämerei  an.  „Wenn  einmal  die  Intrigue 
zur  Herrschaft  kommt“,  so  lautete  eine  besonders  nachdrückliche 
Stelle,  „sich  unverhüllt  zeigen  und  sich  erkühnen  darf,  öffentlich 
mit  dem  Tone  einer  höheren  Berechtigung  aufzutreten  und  alt 
hergebrachte  Offenheit  der  Handlungsweise  ein  ängstliches  Inne- 
halten der  Befugnisse  zu  schelten  und  verächtlich  anzublicken,  dann 
tritt  eine  Verwirrung  der  wesentlichsten  Begriffe  ein,  auf  denen 
die  teuersten  unserer  Institutionen  gebaut  sind,  der  Begriffe,  deren 
vollkommenerer  Einbildung  in  die  Grundlagen  der  Wirklichkeit  all 
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der  Kampf  und  Streit  in  Deutschland  gilt.  Möchten  doch  diejenigen 
niemals  mehr  nach  Öffentlichkeit  in  Staatsdingen  verlangen,  die 
nicht  einmal  einen  so  kleinen  Staat,  wie  unsere  Eisenbahngesell- 
schaft  ist,  ohne  Heimlichkeit  und  Intrigue  zu  regieren  imstande 
sind,  die  mit  dem  ausdrücklichen  Bewußtsein,  daß  sie  die  be- 
stellten Vertreter  der  Gesamtheit  sind,  nicht  einmal  das  Jucken 
nach  Eigenherrschaft,  nach  gefährlicher  Vordrängung  ihrer  Per- 
sönlichkeit zu  bezwingen  vermögen“. 

Auch  die  Presse  bemächtigte  sich  der  wichtigen  Angelegen- 
heit1), doch  wurde  schon  im  allgemeinen  bei  den  Betrachtungen 
das  Gegen  durch  das  Für  überwogen.  Meist  hieß  es,  man  müsse 
in  diesen  Dingen  eine  größere,  dem  Gegenstand  angemessene  Auf- 
fassung Platz  greifen  lassen  und  anerkennen,  daß  die  Direktoren 
in  einer  Zwangslage  mannhaft  große  und  richtige  Entschlüsse  ge- 
faßt hätten. 

Seit  langem  war  die  nächste  Generalversammlung,  die  sich 
unter  anderem  mit  der  nun  zur  Ruhe  gekommenen  Aktienfrage  noch 
einmal  zu  beschäftigen  und  sie  offiziell  zu  beendigen  hatte,  auf 
den  15.  Mai  angesetzt  worden2).  Die  Generalversammlung  nun, 
die  hinsichtlich  der  4000  Aktien  geneigt  war,  über  die  Statuten- 
widrigkeiten einfach  hinwegzugehen,  schloß  sich  nach  den  Vor- 
trägen von  Ammons  und  Hansemanns,  die  in  stundenlangen  Reden 
die  Verhältnisse  nochmals  klarlegten,  der  billigenden  Auffassung 
des  Administrationsrates  an.  Der  großen  Mehrheit  wußte  Hanse- 
mann „seine  vollständigste  und  innigste  Überzeugung“  vom  Ver- 
dienst der  Direktion,  „das  großartige  Institut  vor  dem  Untergange 
errettet“  zu  haben,  zu  übermitteln.  So  äußerten  auch  die  meisten 
Redner,  bei  der  starken  Baisse  würde  ein  Nichteingreifen  den  so- 
fortigen Ruin  gebracht  haben,  während  man  durch  die  Beteiligung 
Belgiens  noch  größere  Sicherheit  erlangt  habe.  Anderer  Meinung 
waren  vor  allem  Springsfeld  und  Leist.  Sie  versteiften  sich  auf 
die  formellen  Ungehörigkeiten;  seien  auch  die  Direktoren  die  ehren- 
wertesten Männer,  so  hätten  sie  doch  unrecht  gehandelt,  das  Ver- 
trauen erschüttert;  die  Abmachungen  brauchten  nicht  beachtet  zu 
werden,  daher  könne  die  Generalversammlung  den  Vertrag  mit 


1)  So  in  einigen  Artikeln  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung,  die  um  die  Jahres- 
wende 1839/40  erschienen. 

2)  Von  Ammon  beging  zuvor  einen  ungeschickten  Schritt,  er  ging,  wie  er  später 
überzeugend  erklärte,  „aus  zarter  Schonung  und  Freundschaft“  zum  Appellationsgerichts- 
rat Leist,  den  er  im  eifrigen  Gespräch  mit  Schramm  fand,  und  bat  ihn,  sich  der  Oppo- 
sition zu  enthalten,  da  ja  keine  Pflicht  ihm  gebiete  zu  reden,  wohl  aber  die  Freund- 
schaft ihn  zum  Schweigen  drängen  dürfte. 
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Belgien  billigen,  die  Vereinbarung  mit  den  Banken  aber  verwerfen 
und  ihnen  also  neue  4000  Aktien  aufladen.  Es  folgte  eine  lange, 
hitzige  Debatte,  in  deren  Verlauf  die  Gegner  ziemlich  alle  Argu- 
mente vortrugen,  die  schon  Schramm  entwickelt  hatte.  Leist  moti- 
vierte gegen  die  Direktion  gerichtete  Anträge;  nach  ihnen  sollten 
die  Verträge  mit  den  Bankiers  null  und  nichtig  sein  und  auch 
dem  Vertrag  mit  Belgien  einstweilen  die  Zustimmung  versagt  werden, 
die  Direktion  solle  die  Verträge  mit  den  Banken  vorlegen,  ebenso 
die  Rechnung  über  die  Verwaltung  des  Gesellschaftsvermögens.  Leist 
ging  in  wenig  taktvoller  Manier  darauf  ein,  daß  eine  hochachtbare 
Person  ihn  gebeten,  nicht  das  Wort  zu  nehmen,  aber  sein  Ge- 
wissen zwinge  ihn  dazu.  Von  Ammon  führte  demgegenüber  aus, 
daß  nur  die  innige  Freundschaft  ihn  zu  diesem  rein  privaten  Er- 
suchen veranlaßt  hätte1). 

Die  Invektiven  Leists  wurden  in  der  Generalversammlung  durch 
Oppenheim,  den  Justizrat  Holthoff  u.  a.  zurückgewiesen.  Oppen- 
heim erklärte  Leist  als  Juristen,  der  von  kaufmännischen  Dingen 
keine  gehörige  Kenntnis  habe,  für  wenig  zuständig.  Holthoff  fand, 
daß  es  „unendlich  leichter  sei,  eine  Handlung  nach  Jahr  und  Tag, 
wenn  die  stürmische  Zeit  vorüber  sei  und  behagliche  Ruhe  sich 
wieder  eingestellt  habe,  einer  minutiösen  Untersuchung  und  wohl- 
kalkuliertem Tadel  zu  unterwerfen,  als  im  Augenblicke  der  Gefahr, 
in  dem  Augenblicke,  wovon  Sein  oder  Nichtsein  abhänge,  zu  handeln 
und  das  einzig  Zweckmäßige  zu  beschließen.  Die  Direktion  ver- 
diene daher  den  ihr  von  seiten  des  Proponenten  zugewiesenen,  ebenso 
ungerechten  als  bitteren  Tadel  nicht,  sie  verdiene  vielmehr  den 
Dank  der  Gesellschaft  und  lobende  Anerkennung  der  Umsicht  und 
des  Mutes,  womit  sie  verfahren“.  Besonders  wirkungsvoll  war  die 
Erklärung,  die  von  Ammon  noch  abgab.  Wenn  er  auch  nicht  bei 
dem  Vertragsabschluß  mit  den  Banken  mitgewirkt  habe,  so  habe 
er  doch,  weit  entfernt  die  Geschäfte  rückgängig  zu  machen,  seine 
Bemühungen  mit  denen  der  anderen  Direktoren  vereint,  um  sie 
zum  glücklichen  Ende  zu  bringen.  Er  brauche  nicht  auf  die  sorgen- 
vollen Stunden  hinzuweisen,  die  auf  die  in  reinster  Absicht  vorge- 
nommene Handlung  für  die  Direktion  gefolgt  seien,  „nicht  zu 
sagen,  mit  welcher  hingebenden  Aufopferung  und  seltenen  Uneigen- 
nützigkeit eines  ihrer  tätigsten  Mitglieder  seine  Zeit  und  Einsicht 


1)  Immerhin  machte  die  Leistsche  Erklärung  ein  gewisses  Aufsehen.  Es  kam  zu 
einer  Preßfehde,  in  die  auch  Camphausen  und  von  Oppen  hineingezogen  wurden.  Als 
Leist  dabei  von  Oppen  grob  beleidigte  und  direkt  der  Lüge  zieh,  trennte  sich  von  Ammon 
von  ihm  durch  einen  wehmütig-rührseligen  Scheidebrief  (vom  7.  Januar  1841)  für  immer. 


Die  Haltung  der  Generalversammlung  (15.  Mai  1840). 


221 


monatelang  dieser  Sache  gewidmet  habe“.  Den  Opponenten  wünsche 
er,  daß  sie  nie  vor  eine  solche  Alternative  gestellt  würden.  Aber 
neben  dem  ehrlichen  und  offenen  Kampf  gebe  es  auch  noch  eine 
unehrliche  und  heimliche  Verleumdung,  welche  seit  längerer  Zeit 
jeden  Schritt  der  Verwaltung  bewache  und  ihn  in  ein  nachteiliges 
Licht  zu  stellen  suche,  die  nicht  die  Unglücksfälle  bedauere,  sondern 
erfinde  und  vergrößere,  die  den  Kot  aufraffe  und  mit  ihm  werfe, 
damit  etwas  hängen  bleibe.  Sogar  die  Motive  für  den  Schluß  des 
Vertrages  mit  den  Bankhäusern  seien  verdächtigt  worden.  „Diese 
Männer,  mit  denen  ich  die  Ehre  des  Vorstandes  der  Gesellschaft 
teile,  bedürfen  deshalb  einer  Rechtfertigung  durch  mich  nicht; 
ich  bin  nicht  unbescholtener  als  sie  es  sind.  Ich  erkläre  aber,  daß 
ich  meine  Ehre,  die  ich  mir  unbefleckt  erhalten  habe  und  zu  er- 
halten wissen  werde,  zugleich  mit  der  ihrigen  zum  Pfände  einsetze 
gegen  die  gehässigste  und  boshafteste  aller  Verleumdungen.“  So 
fanden  denn  die  Leistschen  Anträge  keine  Unterstützung  und  kamen 
— zum  großen  Ärger  des  Proponenten  — nicht  einmal  zur  Ab- 
stimmung. 

Die  Generalversammlung  war  so  ganz  nach  Wunsch  verlaufen, 
aber  von  dem  Gerede,  die  Direktion  habe  sich  im  stillen  bereichert, 
blieb  ihr  doch  noch  etwas  anhaften.  In  erster  Linie  Hansemann, 
der  sich  mit  Händen  und  Füßen  dagegen  sträubte  und  den  Bankiers 
später  noch  ihre  fahrlässigen  Äußerungen  verwies,  ging  das  falsche 
Gerücht  lange  nach.  — 

Es  dauerte  nun  nicht  lange,  da  stellte  es  sich  heraus, 
daß  die  Vollendung  der  ganzen  Bahn  noch  mehr  Mittel  ver- 
schlingen werde,  als  bisher  zur  Verfügung  standen.  Etwa  bis  zur 
regelmäßigen  Generalversammlung  des  Jahres  1839  hatte  die 
Direktion  selbst  unbedingt  geglaubt,  der  Bau  würde  noch  beträcht- 
lich unter  den  früheren  Anschlägen  bleiben.  Vielmals  wurde  in 
den  Administrationsratssitzungen  auf  die  Ersparnisse  aufmerksam 
gemacht,  die  an  allen  Enden,  bei  den  Einkäufen,  den  Arbeitsver- 
dingungen,  den  Anstellungen  erzielt  worden  seien.  Einige  Male 
wurden  diese  Gewinne  auf  3/4  Millionen  Taler  beziffert.  Ebenso 
wurde  eine  ansehnliche  Verminderung  der  aufzuwendenden  Zeit 
bis  zur  Eröffnung  in  Aussicht  gestellt,  die  ursprünglich  auf  Ende 
1843  bis  Ende  1844  angesetzt  worden  war;  nach  dem  schnellen 
und  glatten  Fortgang  der  Arbeiten  hatte  man  eine  Zeitersparnis 
von  1 — 2 Jahren  erwartet. 

Aber  vom  Sommer  1839  ab  mußten  die  Hoffnungen  arg  be- 
schnitten werden,  die  schon  genannten  und  noch  weiter  anzu- 
führende Schwierigkeiten  ließen  zunächst  die  Direktion  erkennen, 
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daß  ihre  so  freudig  und  reichlich  abgegebenen  Zusicherungen  doch 
etwas  verfrüht  gewesen  waren,  nach  und  nach  galt  es,  mit  dieser 
veränderten  Situation  auch  die  Gesamtheit  der  Aktionäre  bekannt- 
zumachen. Das  geschah  hauptsächlich  in  der  Generalversammlung 
von  1840,  der  gleichen,  in  der  auch  die  Angelegenheit  der  4000 
Aktien  ihre  Erledigung  gefunden  hatte.  Doch  wurde  dargelegt, 
daß  nunmehr  ein  Betrag  von  4575000  Taler  (Kapital  -J-  Agio) 
verfügbar  sei,  während  nach  den  neueren  Ermittlungen  sich  der  Ge- 
samtbedarf auf  6575000  Taler  belaufe,  für  den  Rest  der  Arbeiten 
sei  also  noch  ein  Zuschuß  von  zwei  Millionen  Taler  nötig.  Diese 
Mehrausgaben  suchte  die  Verwaltung  und  für  sie  besonders  Pickel 
zu  motivieren.  Man  habe,  so  wurde  dargelegt,  auf  eine  billigere 
Ausführung,  als  sie  bei  den  englischen  Bahnen  stattfinde,  gerechnet, 
aber  nun  sei  der  Bautermin  so  kurz,  die  Bauten  seien  so  riesen- 
haft, die  Arbeitslöhne  infolge  der  allgemeinen  großen  Nachfrage 
so  sehr  gestiegen  — aufs  doppelte  — , auch  Grundstücks-  und 
Materialienpreise  so  hoch,  daß  man  sich  mit  weniger  günstigen 
Resultaten  zufrieden  geben  müsse.  Es  seien  ferner  die  Terrain- 
schwierigkeiten ganz  abnorme,  und  sie  seien  wieder  am  bedeutendsten 
bei  den  Tunnels.  Werde  auch  keiner  so  teuer  sein  wie  der  große 
Oberauer  Tunnel  der  Leipzig-Dresdener  Bahn,  so  sei  doch  die  Boden- 
beschaffenheit — teils  lockere  Felspartien  und  zäher  Schieferton, 
teils  loser  wasserhaltiger  Sand  und  Ton  — ungemein  hinderlich 
und  kostspielig. 

Die  Generalversammlung  war  mit  der  Aufnahme  einer  neuen 
Summe  von  zwei  Millionen  einverstanden,  die  nach  dem  Muster, 
das  kurz  zuvor  die  Berlin-Potsdamer  Bahn  bei  der  Beschaffung 
von  400  000  Taler  gegeben,  in  der  Form  einer  Prioritätsanleihe 
erfolgen  sollte.  Man  tröstete  sich  damit,  daß  selbst  so  die  Ren- 
tabilität des  Unternehmens  noch  fraglos  sei.  Es  wurde  häufig  der 
Meinung  Ausdruck  gegeben,  wenn  sich  auch  der  Ertrag  mindere, 
so  sei  doch  wenigstens  in  etwa  durch  die  immerhin  beschleunigte 
Eröffnung  ein  Äquivalent  gegeben.  Ja  die  Generalversammlung 
ging  noch  über  den  Antrag  der  Direktion  hinaus  und  beschloß, 
die  aufzunehmende  Höchstsumme  um  eine  halbe  Million  zu  er- 
höhen, damit  endlich  die  Strecke  vom  Kölner  Sicherheitshafen  zum 
Freihafen  in  Angriff  genommen  werde.  Doch  wurde  die  Verwendung 
auf  Vorschlag  Hansemanns  nicht  in  dem  Beschluß  festgelegt, 
sondern  dieser  lautete  in  der  angenommenen  Fassung  so:  ,,Ohne 
heute  die  Frage,  ob  nach  § 3 des  Statuts  die  Eisenbahn  vom 
Sicherheitshafen  bis  zum  Freihafen  zu  Köln  für  die  Benutzung  von 
Dampf  wagen  hergestellt  werden  muß,  zu  erörtern  oder  zu  ent- 
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scheiden,  wird  der  Administrationsrat  beauftragt  und  autorisiert,, 
auf  den  Antrag  der  Direktion  ein  Anleihen  bis  zur  Höhe  von 
2 ly 2 Million  Taler  zu  beschließen  und  die  desfallsigen  Bedingungen 
festzusetzen.“ 

Hansemann  war  es  wieder,  der  im  Aufträge  der  Direktion 
die  Durchführung  der  wichtigen  Angelegenheit  in  die  Hand  nahm. 
Er  begab  sich  also  nach  Berlin  und  begann  sogleich  die  Verhand- 
lungen mit  der  Regierung,  besuchte  den  Finanzminister  und  sonstige, 
hervorragende  Personen,  insbesondere  blieb  er  in  Verbindung  mit 
dem  jetzt  im  Justizministerium  tätigen,  früheren  Kölner  Regierungs- 
präsidenten Ruppenthal,  dessen  Hilfe  der  Gesellschaft  gewiß  war. 
Die  .Schwierigkeit  bestand  nicht  nur  darin,  daß  die  Banken  für 
die  finanziell  gerade  nicht  sehr  günstig  stehende  Eisenbahn  inter- 
essiert werden  sollten,  sondern  es  mußte  auch  der  Widerstand  der 
Regierung  überwunden  werden,  die  nach  einem  Gesetz  von  1833. 
die  Ausgabe  von  Anleihepapieren  au  porteur  im  allgemeinen  ver- 
bot und  Ausnahmen  nur  dann  zulässig  fand,  wenn  ein  größerer 
Amortisationsfonds  geschaffen  wurde,  als  ihn  Hansemann  für 
richtig  hielt. 

Bei  den  Besprechungen  mit  den  Banken,  die  für  die  Über- 
nahme der  Anleihe  in  Betracht  kamen,  stellten  sich  bald  manche 
Hindernisse  heraus.  Die  Berliner  Häuser  beanspruchten  die  größten, 
daher  für  die  Gesellschaft  nicht  annehmbaren  Zugeständnisse,  wenn 
das  Geschäft  von  der  nachträglichen  Genehmigung  der  Regierung 
und  des  Administrationsrates  abhängig  gemacht  werden  sollte1). 

Überhaupt  bestand  in  den  Berliner  Finanzkreisen  damals  von 
der  Rheinischen  Eisenbahn  eine  geringe  Meinung.  Die  Vorgänge 
der  letzten  Zeit  hatten  doch  stark  verschnupft.  Zwar  sah  man  nach 
Hansemanns  Angabe  „den  Feldzug  des  Herrn  Leist  als  eine  Art 
von  Don-Quixotiade“  an  und  belächelte  ihn,  auch  die  ungünstigen 
Berichte  angesehener  Kölner  Häuser,  die  letzthin  gar  geschrieben, 
hätten,  „hier  hat  man  sich  allgemein  aller  Aktien  entledigt,  denn 
niemand  mehr  hat  das  geringste  Vertrauen“,  machten  keinerlei  Effekt,, 
weil  man  von  der  Unwahrheit  überzeugt  sei;  man  behaupte  auch, 
daß  angesehene  Männer  die  Urheber  der  in  Elberfelder  und  Frank- 
furter Zeitungen  erschienenen,  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung 

1)  Die  Stipulationen,  so  sagten  die  Banken  (Brief  Hansemanns  an  die  Direktion 
vom  10.  Juli  1840),  müssen  eine  Zeitlang  geheim  gehalten  werden,  „denn  sonst  können 
die  Baissiers  uns  zu  stark  entgegen  wirken;  wenn  überhaupt  das  ganze  Geschäft  vor 
der  Realisation  der  Öffentlichkeit  verfällt,  so  haben  wir  bei  Euerer  Gesellschaft  keine 
Lust  dazu,  weil  in  derselben  eine  schlechte  Opposition  wirkt,  der  jedes  Mittel  zu  schaden, 
recht  ist.“ 
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angebotenen,  ,, anonymen,  lügenhaften  und  schlechten  Artikel“  seien 
und  daß  sie  durch  Lieferungsverkäufe  zu  niedrigem  Kurs  sogar 
direkt  Geld  für  die  Erreichung  ihrer  Zwecke  aufgewandt  hätten. 
Mehr  noch  klagte  Hansemann  von  Berlin  aus  in  Privatbriefen  — 
an  von  Ammon  und  Hauchecorne  — über  das  unheilvolle,  beharr- 
liche Wirken  der  Kölner  Opposition,  über  „den  kölnischen  Klüngel“, 
an  dem  auch  Leute  von  Stellung  beteiligt  seien.  Er  deutete  <an, 
•daß  er  die  Wühler  sowohl  in  den  früheren  Gegnern  der  Aachener 
Linie  wie  in  den  Opponenten  bei  der  Angelegenheit  der  4000 
Aktien  wie  in  den  Kölner  Lokalpatrioten  vermute,  welche  die 
Weiterführung  der  Bahn  bis  zum  Freihafen  erzwingen  wollten. 

Auf  Hansemanns  dringendes  Ersuchen  wurde  der  Ad- 
ministrationsrat in  kürzester  Frist  versammelt,  er  tagte  am  23.  Juli 
1840  und  stimmte  einem  von  Hansemann  aufgesetzten  Beschluß- 
entwurf zu,  durch  den  die  Direktion  zur  selbständigen  Durch- 
führung der  Begebung  der  Anleihe  ermächtigt  wurde.  Als  Normen 
wurden  nur  festgesetzt,  daß  die  Amortisation  nicht  vor  Ende  1845 
beginnen  und  nicht  über  1/2  o/0  jährlich  hinausgehen  dürfe.  Die 
Realisierung  durch  Ausgabe  von  Schulddokumenten  solle  zunächst 
für  zwei  Millionen  Taler  geschehen. 

Nun  richtete  Hansemann  in  diesem  Sinne  am  26.  Juli  eine 
Denkschrift  an  den  Finanzminister,  der  Minister  möge  die  Ge- 
nehmigung für  die  Aufnahme  eines  Darlehens  von  2 1/2  Millionen 
Taler  unter  ähnlichen  Bedingungen  gewähren,  wie  sie  der  Stadt 
Elberfeld  1838  verliehen  worden  sei.  Es  sollten  Prioritätsobligationen 
auf  den  Inhaber,  das  Stück  zu  250  Taler,  ausgegeben  werden. 
Zur  Vermeidung  eines  bedeutenden  Schadens  möge  von  der  Ein- 
berufung einer  weiteren  Generalversammlung  Abstand  genommen 
werden;  denn  die  Fonds  der  Gesellschaft  reichten  nur  noch  einige 
Monate,  und  ferner  sei  die  Anleihe  dann  nur  zu  den  ungünstigsten 
Bedingungen  unterzubringen.  „Sodann  kann  nicht  verschwiegen 
bleiben,  daß  einige  durch  Stellung  und  Vermögen  einflußreiche 
Personen  jede  Gelegenheit  erspähen  werden,  das  Vertrauen  zu  der 
Unternehmung  zu  untergraben,  den  Aktienkurs  zu  drücken  und 
solcher  Gestalt  dem  Abschluß  eines  vorteilhaften  Anleihens  ent- 
gegenzuwirken. In  dieser  Beziehung  erklärten  ein  paar  Handlungs- 
häuser, mit  denen  vorläufige  Verabredungen  wegen  Übernahme  des 
Anleihens  stattfanden,  daß  für  sie  das  Abhalten  einer  Generalver- 
sammlung und  die  damit  verbundenen  Debatten  gerade  bei  der 
Rheinischen  Gesellschaft  Motiv  sein  werden,  das  Anleihen  entweder 
.gar  nicht  oder  nur  zu  einem  sehr  niedrigen  Kurse  zu  übernehmen.“ 
Außerdem  sei  die  Rheinische  Eisenbahn  im  Vergleich  zu  anderen 
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Bahnunternehmungen,  die  in  der  letzten  Zeit  Darlehen  aufgenommen, 
wie  die  Berlin-Potsdamer,  die  Magdeburg-Leipziger  und  die  Berlin- 
Sächsische,  in  einer  schlechteren  Position,  indem  diese  Eisenbahnen 
entweder  im  Betrieb  seien  oder  vor  der  Eröffnung  ständen,  auch 
nur  einen  geringeren  Bruchteil  ihres  Anlagekapitals  zu  leihen 
brauchten  als  die  Rheinische  Eisenbahn,  die  erst  in  2 — 21/2  Jahren 
ganz  fertig  sein  werde  und  die  größten  Kosten  verursache. 

Im  übrigen  erläuterte  Hansemann  hauptsächlich  die  Be- 
dingungen, an  die  die  staatliche  Genehmigung  geknüpft  werden 
sollte.  Er  stellte  diese  in  einem  förmlichen  Entwurf  für  das 
Emissionsprivilegium  zusammen,  den  zuvor  Ruppenthal  privatim 
durchgesehen  hatte.  Nach  diesem  Entwurf  sollte  der  Rheinischen 
Eisenbahngesellschaft  die  Aufnahme  eines  zu  4 0/0  zu  verzinsenden 
Darlehens  bis  zur  Höhe  von  2500000  Taler  gegen  Ausstellung 
von  Obligationen,  jede  zu  250  Taler,  gestattet  werden.  Zur  Tilgung 
der  Schuld  solle  vom  Jahre  1846  an  jährlich  1/2%  von  dem 
Kapitalbetrag  der  Obligationen  nebst  den  Zinsen  der  schon  einge- 
lösten Obligationen  verwendet  werden;  jedoch  könne  die  Gesell- 
schaft vom  Jahre  1850  ab  mit  Genehmigung  des  Handelsministeriums 
den  Tilgungsfonds  verstärken.  Längstens  in  56  Jahren  würde  dem- 
nach die  Tilgung  beendigt  sein.  Zur  Sicherung  der  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Obligationen  sollte  entsprechend  den  von  anderen 
Bahnen  gegebenen  Garantien  vorgesehen  werden,  1.  daß  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  Obligationen  der  Zahlung  von  Zinsen 
und  Dividenden  an  die  Aktionäre  vorgehe,  2.  daß  die  Gesellschaft 
bis  zur  Tilgung  abgesehen  von  bestimmten  Ausnahmefällen  zur 
Eisenbahn  und  zu  den  Bahnhöfen  erforderliche  Grundstücke  nicht 
verkaufen  dürfe,  3.  daß  alle  etwa  später  zu  kreierenden  Aktien  oder 
aufzunehmenden  Darlehen  ausdrücklich  den  Prioritätsobligationen 
rechtlich  nachzustellen  seien,  4.  daß  die  Inhaber  der  Obligationen 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  — Nichtbezahlung  der  Zins- 
coupons, Einstellung  des  Transportbetriebs  usw.  — deren  Nenn- 
wert zurückfordern  könnten.  Schließlich  schlug  Hansemann  noch 
einen  Schlußparagraphen  vor,  der  besagte:  „In  Berücksichtigung 
der  Gemeinnützigkeit  und  eigentümlichen  Großartigkeit  der  Rheini- 
schen Eisenbahn  sollen  die  Obligationen  stempelfrei  sein.“ 

Hansemann  durfte  um  so  mehr  hoffen,  daß  diesen  Vorschlägen 
entsprochen  werden  würde,  als  er  sich  vor  der  Absendung  der 
Denkschrift  und  des  Entwurfes  mit  dem  Grafen  Alvensleben  in 
langen  mündlichen  Auseinandersetzungen  über  viele  Punkte  ver- 
ständigt hatte,  nur  in  Nebensachen,  in  bezug  auf  die  Verjährungs- 
frage und  die  Stempelfreiheit  der  Obligationen  war  man  noch  nicht 
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einig  geworden.  Hatte  Hansemann  aber  gehofft,  es  werde  Alvens- 
leben  gelingen,  die  Unterschrift  des  Königs  für  das  Privilegium 
noch  vor  dessen  Reise  — nach  Erdmannsdorf  und  dann  nach 
Königsberg  zur  Huldigung  — zu>  erwirken,  so  erwies  sich  dies 
als  irrig. 

Während  der  Verzögerung  wurden  die  Verhandlungen  mit 
den  Banken  fortgesetzt,  die  Anleihe  würde,  so  hoffte  man,  etwa 
zu  98  % bewerkstelligt  werden  können.  Hansemann  erhielt  zur 
Negotiation  eine  besondere  Vollmacht.  Anfänglich  waren  die  Ver- 
handlungen mit  Oppenheim  in  Köln  und  in  erster  Linie  mit  Mendels- 
sohn in  Berlin  geführt  worden.  Doch  betrachteten  beide  die  Sach- 
lage sehr  pessimistisch  und  glaubten,  daß  die  Gesellschaft  nicht 
unter  41/2  % ankommen  könne.  Mendelssohn  stand  überdies  mit 
der  Düsseldorf -Elberfelder  Eisenbahn  in  Verbindung,  die  er  zur 
Bewilligung  von  recht  hohem  Zins  (4V2 — 5 °/°)  zu  bewegen  suchte:. 
Dennoch  hatte  Hansemann  bei  seinen  Bemühungen  Erfolg  durch 
ein  Verfahren,  das  er  selbst  so  beschrieb  (an  von  Ammon, 
7.  August  1840):  „Ich  wandte  mich  an  einen  gewandten  und  ge- 
scheuten jüdischen  Unterhändler1):  „Kannst  Du  mir  das  Anleihen 
ä 4 0/0  zu  einem  guten  Kurse  unterbringen,  so  verdienst  Du  1 000 
bis  2000  Friedrich  d’or“.  Dies  war  der  rechte  Mann.  Nach  zwei 
Tagen  brachte  er  mir  ein  gutes  Haus  mit  der  Erklärung : wir 
nehmen  1 Million  zu  98  °/o,  und  was  Sie  nicht  gleichzeitig  an 
andere  uns  konvenierende  Unternehmer  begeben,  das  stellen  Sie 
uns  innerhalb  einer  gewissen  Frist  zu  einem  übereinzukommenden 
Kurse  an  Hand,  auch  die  eventuell  später  Zu  emittierende  1/2  Million.“ 

Auch  in  den  mündlichen  Verhandlungen  mit  Alvensleben  kam 
Hansemann  soweit,  daß  dieser  jetzt  alles  Wesentliche  seiner  Wünsche 
bewilligen  wollte.  Waren  so  die  Aussichten  fast  wider  Erwarten 
günstig,  so  hatte  der  Thronwechsel,  auf  den  die  Rheinische  Eisen- 
bahn wie  ganz  Preußen  die  größten  Hoffnungen  gesetzt  hatte, 
nun  gleich  noch  eine  weitere  gute  Folge.  Alvensleben  trat  näm- 
lich Hansemann  gegenüber  mit  dem  Vorschlag  hervor,  den  König 
um  die  Ermächtigung  zu  ersuchen,  das  von  seinem  Vorgänger, 
Friedrich  Wilhelm  III.,  für  die  Förderung  der  Eisenbahnanlagen 
nach  dem  Rhein  hin  (von  Halle  aus  westwärts)  testamentarisch 
ausgesetzte  Legat  von  1 Million  Taler  einstweilen  verzinslich  in 
Eisenbahnobligationen  oder  Eisenbahnprioritätsaktien  anzulegen ; 
„sodann,  da  an  der  Genehmigung  dieses  Antrages  nicht  zu  zweifeln 
sei,  von  den  Obligationen  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  für 


1 ) Es  war  Arons  Wolfif  in  Berlin. 
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mindestens  600000  und  höchstens  750000  Taler  zu  nehmen.“ 
Nach  Hansemanns  Operationsplan  war  nun  ein  Doppeltes  zu  ver- 
suchen, einmal  mußte  der  Finanzminister  überredet  werden,  der 
Rheinischen  Eisenbahn  eine  möglichst  große  Summe  zu  überlassen, 
wenn  angängig  die  ganze  Million,  sodann  wollte  er  auch  die  Bank- 
häuser, gestützt  auf  diesen  großen  Vertrauensbeweis  der  Regierung, 
noch  zur  Einräumung  eines  besseren  Kurses  bewegen.  Das  aber 
wurde  durch  die  abflauende  Stimmung  der  Börse  verhindert,  die 
unter  dem  Eindruck  zunehmender  preußisch-französischer  Gegen- 
sätze stand1). 

So  erhielt  am  12.  Oktober  die  Anleihe  die  königliche  Ge- 
nehmigung. Hansemanns  Entwurf  wurde  ungefähr  wörtlich  über- 
nommen, nur  die  Stempelfreiheit  wurde  noch  nicht  zugesagt. 

Bedeutete  das  schon  einen  ersten  schönen  Erfolg  von  Hanse- 
manns Wirksamkeit,  so  kamen  bald  noch  weitere.  Am  16.  Oktober 
richtete  er  eine  Immediateingabe  an  den  König,  in  der  er  noch- 
mals um  die  Verleihung  der  Stempelfreiheit  bat.  Die  Obligationen 
möchten  angesehen  werden  wie  Prioritätsaktien,  denen  sie  auch 
rechtlich  naheständen.  Wirklich  wurde  diese  Begünstigung  der  Ge- 
sellschaft denn  auch  am  5.  Februar  1841  in  huldvollen  Worten 
gewährt,  nachdem  von  Bodelschwingh  das  Gesuch  wiederum  unter- 
stützt hatte.  Weit  wichtiger  als  der  kleine  Gewinn  — der  Stempel 
betrug  1 0/0  — war  der  Direktion  die  vor  der  Öffentlichkeit  be- 
kundete günstige  Haltung  der  Regierung. 

Und  auch  die  Staatsbeteiligung  an  der  Emission  kam  in  einer 
Weise  zustande,  wie  sie  Hansemann  nur  irgend  hatte  wünschen 
können.  Am  30.  April  1841  wurde  durch  Kabinettsordre  die  Über- 
nahme von  Obligationen  der  Rheinischen  Eisenbahn  für  den  vollen 
Betrag  von  1 Million  Taler  angeordnet.  Unter  diesen  Umständen 
brauchte  die  Emission  der  anderen  Million  nicht  beeilt  zu  werden. 
So  waren  denn  gegen  Ende  des  Jahres  (1841)  erst  rund  175  000 
Taler  begeben  worden. 

Beim  Jahresschluß  sah  die  Verwaltung  die  finanzielle  Lage 
des  Unternehmens  trotz  der  erhöhten  schon  aufgewendeten  Bau- 
kosten — annähernd  51/2  Million  Taler  — auch  deshalb  als  nicht 
ungünstig  an,  weil  die  bedeutenden  Arbeiten  schon  der  künftigen 


ß Mitte  August  kam  endlich  ein  lange  erwarteter,  befürwortender  Bericht  des 
rheinischen  Oberpräsidenten  in  Berlin  an.  Er  hob  den  guten  Mut  Hansemanns  noch 
weiter,  der  damals  seine  Bemühungen  für  die  Rhein -Weserbahn  zum  Ärger  des  „Kölner 
Klüngels"  begann,  „der  öffentlich  nicht  dagegen  sein  könne,  weil  es  doch  offenbar  ein 
Unternehmen  zu  Kölns  Ehren  und  Nutzen  sei." 
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zweiten  Bahnspur  mit  zugute  kommen  würden,  da  nicht  bloß  die 
eigentlichen  Bauten  darauf  eingerichtet,  sondern  zugleich  die  Erd- 
arbeiten der  Einfachheit  halber  zu  mindestens  einem  Drittel  bereits 
ausgeführt  waren.  — 

Nicht  immer  waren  die  Beziehungen  der  Rheinischen  Gesell- 
schaft zum  Staat  von  so  angenehmer  Art  und  von  so  guten 
Folgen,  wie  die  eben  dargestellten.  Eine  der  frühesten  Meinungs- 
verschiedenheiten zeigte  sich  hinsichtlich  der  Eisenbahngesetzgebung. 
Bereits  bei  der  Übernahme  der  Geschäfte  durch  die  definitive 
Direktion  schwebte  die  Regelung  dieser  Verhältnisse,  die  ja 
(s.  S.  35)  durch  die  Allgemeinen  Bedingungen  nur  vorläufig  ge- 
ordnet waren,  wie  ein  „Verhängnis“,  wie  ein  „Damoklesschwert“ 
auch  über  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft.  Als  das  Eisen- 
bahngesetz am  3.  November  1838  erlassen  wurde,  war  der  erste 
Eindruck  der  einer  großen  Bestürzung  und  Ratlosigkeit.  Die  Aktio- 
näre wandten  sich  an  die  Direktoren,  diese  an  die  befreundeten 
Regierungsbeamten,  wie  denn  ein  solches  Gesetz  möglich  sei  und 
was  man  in  dieser  Bedrängnis  tun  solle.  Von  Ammon  und  Hanse- 
mann scheinen  in  der  Direktion  die  einzigen  gewesen  zu  sein, 
welche  die  Hoffnung  nicht  aufgaben,  daß  die  Gesellschaft  auch 
unter  dem  neuen  Gesetz  bestehen  und  gedeihen  könne. 

Zu  einer  heftigen  Auseinandersetzung  gab  das  Eisenbahngesetz 
Anlaß  auf  der  ersten  Generalversammlung  der  Gesellschaft,  nach- 
dem es  in  Kraft  getreten,  am  6.  Mai  1839.  Dort  war  die  Miß- 
stimmung so  stark,  daß  die  Direktion  und  der  anwesende  Ober- 
präsident sie  nur  mit  großer  Mühe  beschwichtigen  und  die  Aktionäre 
von  voreiligen  Schritten  zurückhalten  konnten.  Besonders  der  Justiz- 
rat von  Bianco  und  Jakob  Springsfeld  sprachen  sich  scharf  gegen 
das  Gesetz  aus.  Man  tadelte,  wie  anderswo,  namentlich  die  Un- 
bestimmbarkeit der  Lasten  für  die  Eisenbahn  und  die  Abhängig- 
keit von  dem  Willen  der  Regierung ; im  einzelnen  waren  die  strenge 
Haftung,  die  tarifliche  Unselbständigkeit,  die  Besteuerung,  das  Ver- 
hältnis zur  Post,  das  staatliche  Rückkaufsrecht  die  Hauptgegen- 
stände der  Klagen.  Springsfeld  sagte,  die  Eisenbahnen  „seien  nun 
mit  dem  Gewinn  auf  nichts  mehr  und  nichts  weniger  angewiesen, 
als  auf  dasjenige,  was.  ihnen  der  Staat  aus  Billigkeitsgründen  zu- 
fließen lassen  würde.  Hiermit  möge  man  sich  in  den  östlichen 
Provinzen  wohl  begnügen,  in  der  Rheinprovinz  aber  sei  man  an 
feststehende  Rechtsverhältnisse  gewohnt,  um  in  Geschäfte  oder  Ver- 
träge sich  einzulassen“.  Hätte  man  gewußt,  daß  das  Gesetz  noch 
schlechter  ausfallen  werde,  als  die  Allgemeinen  Bedingungen  ge- 
wesen seien,  so  würde  man  mit  dem  Werk  überhaupt  nicht  be- 
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gönnen  haben.  Schließlich  stellte  Springsfeld  Anträge,  es  möchten 
von  der  Direktion  und  dem  Administrationsrat  die  Aktenstücke  oder 
Schriften  vorgelegt  und  die  Beweggründe  genannt  werden,  welche 
sie  zum  unverzüglichen  Bahnbau  bestimmt  hätten. 

Hansemann,  als  Hauptredner,  wußte  natürlich  in  dieser  Hin- 
sicht den  Opponenten  nicht  zufriedenzustellen.  Seien  auch  dem 
Administrationsrat  keine  schriftlichen  Mitteilungen  zugegangen,  so 
habe  man  doch  auf  die  Regierung  vertrauen  dürfen  und  solle  auch 
jetzt  noch  in  diesem  festen  Vertrauen  beharren.  Er  selbst  „be- 
wahre unerschütterlich  die  früher  ausgesprochene  Überzeugung, 
daß  die  hohe  Staatsregierung  gewiß  aufrichtig  gesonnen  sei,  das 
Eisenbahnunternehmen  zu  schützen  und  zu  fördern“.  Man  dürfe 
sich  über  die  erwachsenden  Hindernisse  nicht  wundern,  „immer 
und  in  allen  Ländern  habe  das  Neue  und  Große  bei  dem  Ein- 
tritte in  die  sozialen  Verhältnisse  das  Bestehende,  welches  sich 
modifizieren  müsse  oder  wesentlich  verletzt  werde,  sowie  die  kleinen 
Rücksichten  und  Interessen  gegen  sich“.  Besonders  in  Frankreich 
habe  man  bei  den  Eisenbahnen  diese  Erfahrung  gemacht.  Die 
meisten  preußischen  Staatsbeamten  zeigten  aufrichtiges  Wohlwollen 
und  seien  „durchdrungen  von  der  Wichtigkeit  des  Einflusses  der 
Eisenbahnen  als  des  kräftigsten  Zivilisationsmittels  neuerer  Zeit“. 
Nach  verschiedenen  Vorschlägen  aus  der  Versammlung  heraus 
wurde  beschlossen,  „daß  die  Direktion  in  jeglicher  ihr  zweckmäßig 
erscheinenden  Weise  darauf  hinwirke,  eine  Modifikation  des  Ge- 
setzes herbeizuführen“.  Auch  an  den  Provinziallandtag  sollte  sich 
die  Direktion  um  Hilfe  wenden. 

Es  fehlte  auch  nicht  an  erneuten  Vorstellungen  bei  der  Re- 
gierung. So  wies  die  Kölner  Handelskammer  ein  paar  Mal  auf 
den  sehr  ungünstigen  Eindruck  des  Gesetzes,  auf  das  dadurch  ver- 
ursachte Aktiensinken  hin  und  sprach  die  Hoffnung  auf  eine  baldige 
Änderung  aus.  Die  Eisenbahndirektion  tat  ihrerseits  einstweilen  in 
der  Sache  nichts  weiter,  weil,  wie  Hansemann  einmal  schrieb,  „die 
Regierung  sich  am  besten  selbst  durch  die  Tatsachen  von  der 
Verkehrtheit  ihres  Gesetzes  überzeuge“;  auf  der  nächsten  General- 
versammlung (15.  Mai  1840)  wurde  zur  Begründung  der  Unter- 
lassung erklärt,  „die  Zeit  sei  bei  einer  im  Staatenleben  so  neuen 
Einrichtung,  wie  die  Eisenbahnen  es  seien,  sicherlich  eines  der 
wirksamsten  Mittel,  um  die  Gesetzgebung  zu  verbessern“.  Doch 
schrieb  dann  Hansemann  zu  Ende  des  Jahres  seine  „Kritik  des 
preußischen  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838“,  in  der  er 
alle  angreifbaren  Punkte  ebenso  maßvoll  wie  nachdrücklich  hervor- 
hob ; es  versteht  sich  von  selbst,  daß  er  dabei  die  besonderen 
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Verhältnisse  und  Interessen  der  Rheinischen  Eisenbahn,  wenn  auch, 
ohne  sie  zu  nennen,  wieder  in  den  Vordergrund  schob  1). 

Die  Taktik  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  zu  Anfang 
der  40  er  Jahre  aber  war  es,  vornehmlich  und  mit  aller  Kraft  nur 
die  „Beschwerden  über  die  Beschränkungen,  die  gerade  am  meisten 
genierten“,  den  Behörden  vorzutragen.  Es  geschah  z.  B.,  wie  gleich 
zu  zeigen,  hinsichtlich  der  Ansprüche  der  Post,  in  gleicher  Weise 
auch  wegen  der  Frage  der  „Besteuerung  der  Eisenbahn“.  Über 
dieses  Thema  hatte  der  Präsident  von  Oppen  schon  1839  eine 
Broschüre  geschrieben,  welche  die  Direktion  auf  Gesellschaftskosten 
drucken  ließ ; von  Oppen  wandte  sich  da  mit  nicht  eben  be- 
sonders zugkräftigen  Argumenten  dagegen,  daß  der  Staat  „die 
Henne  schlachte,  die  ihm  goldene  Eier  lege“.  — 

Auch  die  Stellung  der  Eisenbahn  zur  Postbehörde  bildete  in 
der  hier  betrachteten  Epoche  für  die  Direktion  vielfach  eine  Quelle 
der  Beunruhigung  und  des  Ärgers2). 

Früher  wurde  schon  auf  die  lästigen  Verhandlungen  der  provi- 
sorischen Direktion  mit  dem  Generalpostmeister  von  Nagler,  zu- 
mal nach  dem  Erlaß  der  Allgemeinen  Bedingungen,  aufmerksam 
gemacht.  Die  neue,  1837  gewählte  Direktion  hatte  zunächst  mit 
den  nämlichen  Widerständen  zu  kämpfen.  Ja,  kurz  vor  dem  Er- 
laß des  Eisenbahngesetzes  hatten  die  Ansprüche  der  Postverwaltung 
ihr  Höchstmaß  erreicht.  Nachdem  einige  für  die  Post  sehr  günstige 
Verträge  mit  einzelnen  Gesellschaften,  so  mit  der  Berlin-Potsdamer 
und  der  Magdeburg-Leipziger,  1837  geschlossen  waren,  wollte  sie 
nicht  nur  mit  allen  anderen  Unternehmen  gesondert  verhandeln 
und  das  vorher  abgeschlossene  Übereinkommen  als  notwendige 
Voraussetzung  der  Konzession  angesehen  wissen,  sie  verlangte  auch 
materiell  recht  weitgehende  Zugeständnisse,  wie  Mitwirkung  bei 


!)  Der  Gedanke  der  Revisionsbedürftigkeit  des  Gesetzes  ging  nun  sobald  nicht 
wieder  verloren.  1841  stellte  der  Rheinische  Provinziallandtag  einen  dahingehenden  offi- 
ziellen Antrag.  Darauf  ließ  die  Regierung  die  Frage  1843  durch  die  Provinzialbehörde 
prüfen,  ein  Ministerialreskript  vom  8.  Februar  dieses  Jahres  erkannte  die  Reformbedürftig- 
keit des  Eisenbahngesetzes  an,  indem  es  seine  Revision  als  bevorstehend  bezeichnete. 
Am  10.  November  1846  tagte  in  Berlin  die  erste  Konferenz  der  Eisenbahnverwaltungen 
Preußens  und  erteilte  den  rheinischen  Eisenbahndirektoren  Mevissen,  Quadflieg  und  Kühl- 
wetter den  Auftrag,  die  Grundsätze  für  ein  neues  Eisenbahngesetz  auszuarbeiten.  Daß 
aus  all  diesen  Reformbestrebungen  kerne  gründliche  Änderung  des  Gesetzes  hervorge- 
gangen ist,  wurde  schon  erwähnt,  ebenso,  daß  die  so  getadelte  Elastizität  der  Bestim- 
mungen sein  Hauptvorteil  und  die  Ursache  seiner  großen  Lebenskraft  wurde. 

2)  Vergl.  zum  folgenden  auch:  Meißner,  Zur  Geschichte  des  Kaiserlichen  Bahn- 
postamts 10  in  Köln  (Rhein)  und  des  Postwesens  im  allgemeinen,  Bonn,  und  Stephan, 
Geschichte  der  preußischen  Post,  1859. 
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der  Festsetzung  der  Fahrpläne,  unentgeltlichen  Transport  der  post- 
zwangspflichtigen Gegenstände  und  der  Postpassagiere,  die  Er- 
laubnis mit  eigenem  Wagenmaterial  die  Schienen  zu  befahren,  eine 
Vergütung  für  die  Überlassung  des  Rechts  der  Beförderung  von 
Personen  und  nicht  postzwangspflichtigen  Gütern  — alles  Forde- 
rungen, welche  die  meisten  Gesellschaften,  so  auch  die  Rheinische, 
nur  gezwungen  anerkennen  wollten.  Die  Direktoren  waren  mit 
Hansemann  zur  äußersten  Hartnäckigkeit  bereit.  „In  keinem  Fall“, 
so  schrieb  er,  „tue  man  irgend  einen  Schritt,  um  mit  der  Post 
ein  Abkommen  abzuschließen,  schließe  auch  kein  solches  ab, 
sondern  man  warte  stets  ihre  Forderungen  ab“.  Allenfalls  könne 
man  der  Post  je  einen  Wagen  für  die  Hip-  und  Rückfahrt  zur 
Verfügung  stellen  und  die  Personen,  soweit  sie  es  verlange,  in  der 
letzten,  Klasse  mitnehmen.  Sonst  solle  man  immer  die  Wünschiej 
abwarten  und  dann  remonstrieren,  Immediateingaben  abschickeri 
und  sich  bis  zur  letzten  Instanz  verklagen  und  verurteilen  lassen. 
In  diesem  Sinn  wirkte  die  Direktion  auch  auf  befreundete  und 
benachbarte  Bahnen  ein,  mit  denen  sie  gerade  in  den  Postfragen: 
in,  dauerndem,  wechselseitigem  Verkehr  stand. 

Als  von  Oppen  und  Hansemann  im  Sommer  1837  in  Berlin 
für  die  Konzessionierung  der  Eisenbahn  wirkten,  sahen  sie  sich 
aber  gezwungen,  an  von  Nagler  heranzutreten.  Dieser  wollte  sogleich1 
die  Unterhandlung  eröffnen  und  verlangte  schon  im  Juli  eine  Über- 
sicht über  die  Fahrten  zwischen  Köln  und  Aachen.  Diesem  Wunsch 
war  damals  selbstverständlich  noch  nicht  zu  entsprechen,  und  Hanse- 
mann setzte  es  denn  auch  mit  der  Hilfe  von  Lottums  in  einer 
Audienz  vom  10.  Juli  durch,  daß  vorläufig  auf  ein  Übereinkommen 
verzichtet  wurde,  „weil  das  Vertrauen  auf  die  Gerechtigkeit  und 
Billigkeit  des  Gouvernements  allgemein  sei“ ; es  kam  nur  ein  ent- 
sprechender Vorbehalt  in  die  Konzessionsurkunde  vom  21.  August 
hinein. 

Dann  liefen  die  Verhandlungen  zunächst  weiter.  Am  3 1 . August 
eröffnete  von  Nagler  der  Gesellschaft,  daß  er  jetzt  die  Entschädigungs- 
summe für  die  aufzugebenden  Vorrechte  der  Post  werde  feststellen 
lassen.  Doch  stellte  sich  heraus,  daß  dies  unmöglich  war,  wenn 
die  Ankunftszeiten  der  Züge  nicht  feststanden.  Am  20.  Oktober 
teilte  von  Nagler  die  Grundsätze  mit,  nach  denen  die  Entschädigungs- 
berechnung der  Post  vor  sich  gehen  sollte.  Dieses  „Verfahren  des 
Postdepartements  bei  Regulierung  der  Verhältnisse  desselben  zu 
den  Eisenbahnunternehmern“  besagte  im  wesentlichen  folgendes  : 
1.  „Die  Beförderung  von  Briefen  und  postzwangspflichtigen  Geldern 
und  Gütern  auf  der  Eisenbahn  bleibt  nach  wie  vor  der  Post  allein 
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Vorbehalten,  dagegen  ist  die  Beförderung  von  Personen  und  nicht 
postzwangspflichtigen  Gütern  ohne  Beschränkung  gestattet.“  2.  „Die 
Unternehmer  der  Eisenbahn  entrichten  an  die  Post  den  genau  aus- 
zumittelnden  Nettoverlust  derselben  mit  Zugrundelegung  des  Er- 
trages des  letzten  Jahres  vor  Eröffnung  der  Eisenbahn.  Bei  dieser 
Berechnung  werden  alle  Ausgabeersparnisse  der  Post  den  Unter- 
nehmern vollständig  zugute  gerechnet.  — Sie  können  diesen 
Verlust  der  Post  entweder  nach  einem  infolge  freien  Überein- 
kommens auszumittelnden  Aversionalsatze  oder  nach  einer  jährlich 
anzufertigenden  und  zu  belegenden  Liquidation  entrichten.“  Von 
Nagler  sprach  sich  in  demselben  Schreiben  auch  über  die  Prinzipien 
aus,  die  er  im  Interesse  seines  Ressorts  wahrnehmen  müsse:  ,,a)  die 
gesetzlich  bestehenden  Rechte  der  Post  aufrechtzuerhalten,  b)  die 
Ausführung  der  Zwecke  des  Postinstituts  sicherzustellen,  c)  den 
Status  quo  des  Finanzertrages  der  Post  möglichst  zu  konservieren.“ 

An  diese  Leitsätze  knüpfte  nun  ein  lebhafter  Schriftwechsel 
zwischen  der  Postbehörde  und  der  Direktion  an1).  Beide  Teile  be- 
harrten  auf  ihrem  Standpunkt,  es  ist  aber  zu  bemerken,  daß  die 
Korrespondenz,  auch  seitens  der  Post,  immer  in  einem  auffallend 
höflichen  Ton  gehalten  war.  Wie  öfter,  hieß  es  auch  in  dem  oben 
erwähnten  Schreiben  von  Naglers : „Die  Wichtigkeit  vollkommen 
würdigend,  welche  das  Unternehmen  Einer  Wohllöblichen  Direktion 
für  den  preußischen  Staat  hat,  erneuere  ich  mit  Vergnügen  die 
Versicherung,  daß  ich  zu  jeder  angemessenen  tunlichen  Erleichte- 
rung gern  die  Hand  bieten  werde.“ 

Ein  besonders  bemerkenswertes  und  ausführliches  Schreiben 
Naglers  trug  das  Datum  vom  22.  Januar  1838.  In  der  Haupt- 
sache wollte  er  den  Einwand  der  Direktion  beseitigen,  daß  jeden- 
falls nur  für  solche  Gegenstände  eine  Abfindung  von  der  Post  ver- 
langt werden  könne,  die  bis  dahin  dem  Postzwang  unterlägen,  nicht 
aber  für  solche,  die  von  der  Post  in  freier  Konkurrenz  mit  privaten 
Unternehmern  befördert  worden  seien.  Aus  der  Aufgabe  des  Post- 

1 ) Aus  den  weitläufigen  Darlegungen  der  Direktion  ist  eine  von  Hansemann  am 
24.  Oktober  1837  an  Alvensleben  abgesandte  Denkschrift  hervorzuheben.  Es  wurde 
darauf  hingewiesen,  daß  der  Administrationsrat  nur  auf  das  Fürwort  der  nach  Berlin 
gesandten  Abgeordneten  hin  den  Bau  habe  beginnen  lassen.  Unverkennbar  trete  die 
ernste  Seite  der  Bedingungen  der  Post  mehr  und  mehr  hervor.  Die  größten  Bedenken 
seien,  1.  daß  bei  jeder  Fahrt  1 — 2 Wagen  für  die  Personenbeförderung  gestellt  werden 
sollten;  damit  gerate  man  in  Abhängigkeit  von  der  Postbehörde,  2.  daß  die  Entschädi- 
gungen ohne  irgend  eine  Rücksicht  auf  den  Gewinn  oder  Verlust  der  Eisenbahnen  be- 
rechnet würden;  damit  setze  man  die  Existenz  der  Gesellschaften  aufs  Spiel.  Wegen 
aller  Punkte  sei  eine  allgemeine  Regelung  statt  der  separaten  mit  den  einzelnen  Eisen- 
bahnen anzustreben. 
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instituts,  so  legte  Nagler  dar,  ergebe  es  sich,  daß  es  allenthalben, 
regelmäßige  Beförderungen  unterhalten  müsse.  „Hieraus  folgt,  daß 
der  Postverwaltung  die  Mittel  gesichert  bleiben  müssen,  diesen  Ver- 
pflichtungen ein  Genüge  leisten  zu  können  und  daß  bei  Ermitt- 
lung der  Entschädigung,  welche  von  Eisenbahnunternehmungen 
wegen  aufzuhebender  Postanlagen  zu  entrichten  ist,  im  Interesse 
des.  Publikums  und  des  Staates,  keineswegs  bloß  nur  im  Interesse 
der  Post,  die  Erfüllung  jener  Verpflichtungen  ebenso  gesichert 
bleiben  muß,  wie  sie  es  bisher  war.  Besonders  muß  den  Eisenbahnen 
gegenüber  die  Aufrechterhaltung  der  Posthaltereien  behufs  der 
Sicherstellung  des  für  das  allgemeine  Interesse  des  Staates  höchst 
wichtigen  Fahrpost-  und  Extrapostwesens  um  so  sorgfältiger  im 
Auge  behalten  werden,  als  die  Eisenbahnen  für  diesen  Teil  des 
Postdienstes  teils  gar  keinen,  teils  unvollkommenen  Ersatz  gewähren, 
da  sie  nur  auf  frequenten  Routen  entstehen  werden  und  die  Fahr- 
posten auf  minder  frequenten  Routen,  die  gerade  im  preußischen 
Staat  die  zahlreichsten  sind,  aufhören  müßten,  wenn  die  Post  der 
Mittel  beraubt  würde,  aus  den  Überschüssen  der  frequenten  Routen 
die  Kosten  für  die  Erhaltung  der  nur  zum  Nutzen  des  Publikums 
bestehenden  kleineren  Fahrposten  zu  bestreiten.  — Die  richtige 
Würdigung  dieses  administrativen  Standpunktes  der  preußischen 
Postverwaltung  ist  für  die  Beurteilung  der  Verhältnisse  der  Post 
zu  den  Eisenbahnen  von  Wichtigkeit,  weil  eine  Unkenntnis  hierin, 
verbunden  mit  vorgefaßten  Meinungen  über  benachbarte,  nament- 
lich französische  und  belgische  Posteinrichtungen,  leicht  zu  Trug- 
schlüssen über  Verpflichtung,  Zweck  und  Nutzen  der  preußischen 
Postverwaltung  führen  könnte.“ 

Die  Direktion  antwortete  von  Nagler  in  wohldisponierten,  be- 
weiskräftigen Darlegungen  vom  3.  März  (1838).  Ihre  Aufgabe  war 
auch  nicht  sehr  schwierig,  nachdem  sich  der  Generalpostmeister 
einmal  mit  ihr  in  eine  Auseinandersetzung  über  die  Verwaltungs- 
grundsätze seiner  Organisation  eingelassen  und  einen  zum  mindesten 
nicht  einwandfreien  Standpunkt  eingenommen  hatte.  Die  Direktion 
analysierte  den  Grundsatz  der  Allgemeinen  Bedingungen,  die  Post 
werde  den  Unternehmern  die  Vorrechte,  so  weit  unumgänglich 
notwendig,  für  eine  angemessene  Entschädigung  überlassen,  nach 
allen  Seiten : Welches  sind  die  Vorrechte,  inwieweit  werden  sie 
geschmälert,  wieviel  beträgt  der  bare  Verlust  ? Das  Resultat  war 
kurz  gesagt : Wir,  die  Gesellschaft,  brauchen  uns  nur  um  die 
Mindereinnahmen  der  Post  zu  kümmern,  die  durch  den  Bau  unserer 
Eisenbahn  in  bezug  auf  die  Beförderung  derjenigen  Gegenstände 
entstehen,  die  bisher  der  freien  Konkurrenz  entzogen  waren.  Den 
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allgemeinen  Anschauungen  der  Direktion  von  der  Hebung  des  Post- 
instituts nach  der  Ausweitung  des  Eisenbahnnetzes  entsprechend, 
erklärte  sie  aber  auch,  die  Frequenz  selbst  der  Nebenrouten  werde 
sich  künftig  so  sehr  heben,  daß  sie  dort  den  Postverkehr  lohnend 
mache.  Jetzt  nach  der  Konzessionierung  solle  der  Bahn  doch  nicht 
„mit  der  anderen  Hand  wieder  genommen  werden,  was  die  eine 

gegeben  hatte Die  Rhein- Weser-Bahn  würde  schwerlich  zur 

Erörterung  der  Frage  der  Auflösung  gelangt  sein,  wenn  nicht  die 
Postfrage  in  Preußen  als  ein  drohender  Unstern  von  den  Handels- 
häusern betrachtet  würde“.  Das  Schreiben  schloß  mit  der  Bitte, 
es  möchte  der  Direktion  das  approximative  Quantum  der  Ent- 
schädigung angegeben  werden.  — Den  anderen  beteiligten  Be- 
hörden, dem  Oberpräsidenten  von  Bodelschwingh  und  dem  Grafen 
Alvensleben  wurde  diese  Antwort  ebenfalls  zur  Kenntnis  gebracht. 

Von  jetzt  ab,  vom  März  1838  bis  zum  Februar  1841  hielt  es 
die  Direktion  für  am  besten,  „die  Postangelegenheit  gänzlich  ruhen 
zu  lassen“.  Jedoch  kam  in  dieser  Zeit  ja  das  auch  für  das  Ver- 
hältnis der  Eisenbahnen  zur  Post  so  wichtige  Gesetz  vom  3.  November 
1838  heraus,  und  auch  von  Nagler  sandte  der  Direktion  hin  und 
wieder  ein  Lebenszeichen. 

Für  die  Postbehörde  kamen  die  §§  36 — 39  des  Eisenbahn- 
gesetzes in  Betracht.  Der  wichtigste,  für  die  Dauer  allein  maß- 
gebende Paragraph  war  der  § 36,  dessen  sehr  dehnbarer  erster 
Absatz  dem  Generalpostmeister  fast  in  allen  seinen  Äußerungen 
zum  Rückhalt  dienen  mußte.  § 36  lautete  so : „Die  aus  dem  Post- 
xegale  entspringenden  Vorrechte  des  Staates,  an  festgesetzten  Tagen 
und  zwischen  bestimmten  Orten  Personen  und  Sachen  zu  befördern, 
gehen,  soweit  es  für  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  nötig  ist,  die 
in  jenem  Regale  enthaltene  Ausschließung  des  Privatgewerbes  auf- 
zugeben, auf  dieselben  über,  wobei  der  Post  Verwaltung  die  Be- 
rechtigung Vorbehalten  bleibt,  die  Eisenbahnen  zur  Beförderung 
von  postmäßigen  Versendungen  unter  den  nachfolgenden  näheren 
Bestimmungen  zu  benutzen:  1.  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet, 
ihren  Betrieb,  soweit  die  Natur  desselben  es  gestattet,  in  die  not- 
wendige Übereinstimmung  mit  den  Bedürfnissen  der  Postverwaltung 
zu  bringen.  2.  Sie  übernimmt  den  unentgeltlichen  Transport  der 
Briefe,  Gelder  und  aller  anderen  dem  Postzwange  unterworfenen 
Güter.“  Auch  im  übrigen  entsprach  das  Gesetz  dem,  was  man 
nach  den  „Allgemeinen  Bedingungen“  erwarten  mußte.  Die  Eisen- 
bahn hat  die  unentgeltliche  Beförderung  der  Gütertransportwagen 
■der  Post  zu  übernehmen;  sie  hat  die  ihr  von  der  Post  überwiesenen 
Reisenden  vorzugsweise  zu  befördern  und  zwar  die  mit  Postfrei- 
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passen  versehenen  unentgeltlich;  endlich  wurde  die  Bemessungsart 
einer  künftigen  Eisenbahnsteuer  geregelt,  an  deren  Stelle  bis  zu 
dem  Zeitpunkt,  wo  die  zweite  innerhalb  Preußens  konzessionierte 
Eisenbahn  drei  Jahre  in  vollständigem  Betriebe  sei,  eine  Entschädi- 
gung für  die  erweislichen  Verluste  der  Post  treten  sollte. 

Am  22.  Januar  1839  machte  von  Nagler  in  einem  Reskript 
der  Eisenbahnverwaltung  mehrere  beträchtliche  Zugeständnisse.  Vor 
allen  Dingen  erklärte  er  sich  bereit,  auf  den  Personentransport 
selbst  mit  den  Mitteln  der  Unternehmer  auf  der  Eisenbahn  zwischen 
Köln  und  Aachen  zu  verzichten,  da  hierauf  ein  besonderer  Wert 
gelegt  werde,  und  er  behalte  sich  nur  vor,  die  mit  „Postfreipässen 
reisenden  Passagiere  unentgeltlich  zu  befördern“.  Dagegen  bestand 
der  Generalpostmeister  noch  auf  der  Entschädigung,  die  er  diesmal 
besonders  damit  begründete,  daß  zugunsten  der  Eisenbahnen  regel- 
mäßige Fahrten  aufgegeben  würden,  während  die  Regelmäßigkeit 
der  Fahrten  bisher  das  Monopol  der  Post  gewesen  sei. 

Erst  Mitte  Februar  1841  wandte  sich  die  Direktion  der  Rheini- 
schen Eisenbahn  wieder  an  von  Nagler.  Sie  wurde  dazu  durch 
ein  Ersuchen  des  Oberpräsidenten  gezwungen. 

Nicht  die  Eisenbahnabgabe  war  es,  die  jetzt  im  Mittelpunkt 
stand !),  sondern  andere  dringendere  Aufgaben,  deren  Erledigung 
das  Eisenbahngesetz  den  Verwaltungsorganen  offengelassen,  wie 
die  Festsetzung  des  Fahrplans  in  Übereinstimmung  piit  den  Be- 
dürfnissen der  Post,  die  Art  des  Transportes  der  Postgüter,  die 
Bestimmung  der  Vergütung  für  die  nicht  dem  Postzwang  unter- 
worfenen Gegenstände. 

Zwar  richtete  von  Nagler  noch  eine  Anfrage  an  die  Direktion 
wegen  der  Abfahrts-  und  Ankunftszeit  der  Züge  sowie  wegen  der 
Anhaltepunkte,  aber  im  übrigen  führten  hinfort  die  beiden  Ober- 
postdirektoren des  Bezirks,  von  Köln  ünd  von  Aachen,  zur  Hosen 
und  Rehfeld,  die  Unterhandlungen.  Die  Direktion  teilte  ihnen  wie 
dem  Generalpostmeister  mit,  daß  sie  beabsichtige,  einstweilen  täg- 
lich zweimal  von  Köln  und  Aachen  Züge  abzulassen  und  zwar  von 
Köln  um  8 Uhr  morgens  und  um  3Y2  Uhr  nachmittags,  von  Aachen 


ß Die  Frage  der  Entschädigung  der  Post  bis  zur  Erhebung  der  Eisenbahnsteuer 
wurde  in  kurzem  zu  einem  glimpflichen  Ende  gebracht.  Eine  Kabinettsordre  vom 
25.  April  1842  bestimmte  allgemein,  „daß  von  einer  weiteren  Verfolgung  der  Entschä- 
digungsansprüche ....  Abstand  genommen  werde."  Der  Rheinischen  Eisenbahngesell- 
schaft wurde  von  dieser  Lösung  (am  31.  Dezember  1842)  mit  dem  Bemerken  Kenntnis 
gegeben,  daß  sie,  um  wohl  auch  „die  Sicherstellung  des  Postdienstes  ihrerseits  auf  alle 
Weise  zu  befördern  sich  werde  angelegen  sein  lassen.“ 
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um  S1/^  und  um  33/ 4 Uhr;  in  Düren  würden  sich  die  Züge  um 
9 und  um  5 Uhr  begegnen  und  aneinander  vorbeigeleitet  werden. 

Als  dann  mit  dem  1.  September  die  Strecke  Köln — Aachen 
dem  Verkehr  übergeben  worden  war,  wandten  sich  die  beiden 
Oberpostdirektoren  dringend  an  die  Direktion,  um  das  Transport- 
mittel der  Post  möglichst  schnell  nutzbar  zu  machen.  Am  4.  Sep- 
tember schrieb  Rehfeld,  unbezweifelt  werde  sich  der  Personenver- 
kehr der  Köln-Aachener  Bahn  zuwenden  und  die  auf  beiden  Routen 
resp.  über  Jülich  und  Düren  fahrenden  Schnell-  und  Personenposten 
würden  entbehrlich.  Diese  Posten  nähmen  sehr  wichtige  Korre- 
spondenzen aus  dem  Süden  und  Norden  Deutschlands,  ferner  aus 
der  Schweiz  und  Italien  mit  nach  Aachen,  Belgien,  Frankreich, 
England  usw.  et  vice  versa.  Ob  nun  die  Eisenbahn  vom  6.  ab 
so  regelmäßig  gehe,  daß  sie  die  Briefschaften  übernehmen  könne  ? 
Sie  würde  alsdann  zunächst  je  einen  verschlossenen  Briefbeutel 
nach  Düren  und  Eschweiler  und  ein  verschlossenes  Felleisen  nach 
Aachen  mitführen. 

Die  Direktion  war  bereit,  für  die  Post  eine  bedeckte  Abteilung 
der  2.  Wagenklasse  disponibel  zu  halten.  Der  begleitende  Kon- 
dukteur müsse  sich  zeitig  einstellen  und  unterwegs  an  den  Stationen 
die  Briefabgabe  und  -Annahme  vollziehen. 

Wirklich  wurde  denn  auch  schon  vom  6.  ab  die  Briefbeförde- 
rung in  dieser  Weise  durchgeführt.  In  Aachen  wie  in  Köln  meldete 
sich  vor  dem  Abgang  des  Zuges  ein  Postkondukteur  bei  dem  Zug- 
führer, erhielt  die  Abteilung  2.  Klasse  angewiesen  und  hatte  nichts 
weiter  zu  besorgen,  als  an  den  Haupthaltestellen  die  Beutel  und 
Felleisen  auszutauschen. 

Schon  am  5.  September  fragte  zur  Hosen  ferner  an,  ob  gleich 
auch  die  Postgüter  übernommen  werden  könnten.  Am  18.  wurde 
ihm  geantwortet,  damit  könne  sich  die  Gesellschaft  mangels  Ein- 
richtungen noch  nicht  befassen,  ebensowenig  sei  der  Zeitpunkt  für 
die  Güteraufnahme  schon  zu  bestimmen1). 

Am  9.  Oktober  meldete  sich  der  Generalpostamtskalkulator 
Meyer  aus  Berlin  schriftlich  bei  der  Direktion  und  teilte  mit,  er 
sei  beauftragt,  den  einer  gänzlichen  Umgestaltung  bedürftigen  Post- 
betrieb Köln-Aachen  zu  regeln.  Es  seien  schleunige  Maßregeln  zu 


B Die  Eisenbahngesellschaft  war  nach  dem  Eisenbahngesetz  nur  verpflichtet,  die 
postzwangspflichtigen  Güter  unentgeltlich  zu  befördern.  Postzwangspflichtig  waren  in 
den  auf  dem  linken  Rheinufer  gelegenen  Teilen  der  Rheinprovinz  offene  und  verschlossene 
Briefe  und  Pakete  bis  zwei  Pfund  einschließlich.  Andere,  weitergehende  Bestimmungen 
galten  für  die  älteren  Landesteile  und  das  ehemalige  Herzogtum  Berg. 
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treffen,  „da  einerseits  das  Fortbestehen  der  entbehrlich  gewordenen 
Posten  gegenwärtig  mit  beträchtlichen  Opfern  für  die  königliche 
Kasse  verknüpft,  anderseits  das  Bedürfnis  neuer,  mit  den  Eisen- 
bahnfahrten genau  in  Verbindung  stehender  Anschlußfahrten  neben 
vollständiger  Benutzung  der  Eisenbahnfahrten  zum  Transporte  von 
Postgütern  aller  Art  im  allgemeinen  Interesse  des  Publikums  unver- 
kennbar sei“.  Meyer  entwickelte  sofort  ein  Programm  für  seine 
Arbeit.  Wenn  er  eine  sichernde  Verabredung  wegen  der  Postgüter 
herbeiführen  müsse,  sei  er  doch  mit  Vergnügen  bereit,  jeder  er- 
leichternden Einrichtung,  welche  etwa  gewünscht  werden  sollte, 
zuzustimmen. 

Seine  wichtigste  Frage  betraf  die  Art  der  Postgüterbeförde- 
rung im  allgemeinen.  Diese  Güter,  in  einem  Gewicht  etwa  von 
1800  Pfund,  hatten  bis  dahin  den  täglichen  Verkehr  von  einer  drei- 
spännigen Post  sowie  die  Arbeit  eines  Schirrmeisters  und  von  fünf 
weiteren  Personen  nötig  gemacht.  Nach  dem  Eisenbahngesetz  sollte 
nun  die  Gesellschaft  ohne  Entgelt  den  Transport  von  Postwagen 
übernehmen,  eine  für  das  Unternehmen  offenbar  sehr  lästige  Ver- 
pflichtung. Meyer  war  bereit,  von  einer  solchen  Maßregel  abzu- 
sehen und  brachte  die  auf  der  Magdeburg-Leipziger  und  Berlin- 
Köthener  Bahn  gebräuchliche  Einrichtung  in  Vorschlag,  die  darin 
bestand,  daß  die  Gesellschaften  der  Post  leichte  eiserne  Unter- 
gestelle überließen,  auf  welche  dann  gewöhnliche  Landpostwagen 
geladen  wurden,  die  vom  Postamt  zum  Bahnhof  mittels  Pferde  be- 
fördert worden  waren. 

« 

Auf  den  Wunsch  der  Direktion  wurde  aber  eine  andere  An- 
ordnung vorgezogen.  Es  sollte  für  die  Postgüter,  die  in  der  Regel 
nicht  von  großem  Belang  seien,  eine  mittlere  Abteilung  eines  be- 
deckten Char-a-bancs  hergerichtet  werden,  die  zugleich  für  den 
Postkondukteur  und  seine  Brieffelleisen  hinreichenden  Raum  ge- 
währe. Auch  wurde  der  Postbehörde  die  Hilfe  des  Bahnpersonals 
beim  Auf-  und  Abladen  der  Güter  in  Aussicht  gestellt.  Der  Kon- 
dukteur würde  in  dem  Wagen,  der  von  der  Post  mit  den  nötigen 
Utensilien,  einem  Schreibtisch,  einem  Briefrepositorium  und  einer 
Laterne  ausgestattet  werden  sollte,  die  Briefe  und  Pakete  beauf- 
sichtigen. Zu  umfangreiche  Pakete  oder  Kisten  würden  in  dem 
Packwagen  der  Gesellschaft  untergebracht  und  als  Postsachen  durch' 
aufgeklebte  Zettel  kenntlich  gemacht  werden.  Sodann  war  die 
Direktion  mit  einigen  weiteren  Wünschen  Meyers  einverstanden, 
so  sollte  der  Postgüterwagen  der  Sicherheit  halber  hinter  der  Loko- 
motive und  vor  den  anderen  Wagen  eingestellt  werden,  zur  Be- 
quemlichkeit des  korrespondierenden  Publikums  wurden  der  Post 
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geeignete  Expeditionsräume,  vorläufig  nur  in  Köln  und  Aachen, 
mietweise  hergegeben  u.  a. 

Schwierigkeiten  machten  nur  noch  die  außer  dem  Postzwang 
stehenden,  also  über  zwei  Pfund  schweren  Güter.  Für  sie  war  ein 
Vertrag  wegen  der  Schadloshaltung  der  Gesellschaft  zu  treffen. 
Dabei  erklärte  Meyer  anfänglich,  er  könne  die  regelmäßigen  Ent- 
schädigungen noch  nicht  in  Berlin  beantragen,  weil  das  Eisenbahn- 
gesetz im  ganzen  einen  Verlust  der  Post  annehme,  der  erst  fest- 
gestellt  werden  müsse.  Dagegen  wünschte  die  Direktion  durchaus 
eine  monatliche  Begleichung  ihrer  Forderungen  und  berief  sich' 
darauf,  daß  auch  rechtlich  die  Kompensation  einer  liquiden  Forde- 
rung (der  Eisenbahn)  gegen  einen  zu  beweisenden  Verlust  (der  Post) 
nicht  zulässig  sei;  sie  hatte  den  Erfolg,  daß  ihr  Standpunkt  der 
Postbehörde  gegenüber  durchdrang. 

Jetzt  blieb  noch  eine  Frage  zu  erledigen,  die  schwierigste  von 
allen,  wegen  der  Höhe  der  Vergütungen,  die  von  der  Post  gezahlt 
werden  sollten.  Lange  waren  die  Beratungen  darüber  resultatlos. 
Auch  verschiedene  Besprechungen  Hauchecornes,  der  zum  Kom- 
missar für  die  Postsachen  ernannt  worden  war,  mit  Meyer  brachten 
die  Einigung  nicht.  Die  Post  suchte  nachzuweisen,  daß  sie  die 
geforderte  Eilfracht  für  die  über  zwei  Pfund  schweren  Pakete  nicht 
zahlen  könne.  Sie  war  in  der  Lage,  gegen  diese  Forderung  triftige 
Einwände  zu  erheben,  die  auch  bei  der  Direktion  Anerkennung 
fanden;  von  Nagler  berief  sich  darauf,  daß  die  Post  der  einzige 
Verfrachter  sei,  der  die  Güter  durch  seine  eigenen  Leute  auf-  und 
abladen  lasse,  die  Post  übergebe  täglich  und  regelmäßig  nicht  un- 
beträchtliche Gütersendungen  der  Bahn,  sie  verlange  von  ihr  keine 
Garantien  usw.  Der  Generalpostmeister  brachte  demgemäß  einen 
Mittelsatz  zwischen  den  Frachten  für  Handelsgüter  und  für  Eil- 
güter in  Vorschlag,  die  Eisenbahn  verlangte  dagegen  die  etwas 
höhere  doppelte  Fracht  für  Handelsgut.  Meyer  suchte  das  An- 
erbieten von  Naglers  dann  Hauchecorne  gegenüber  durchzusetzen, 
doch  war  die  Direktion  mit  dem  angebotenen  Satz,  i Sgr.  pro 
Zentner  und  Meile,  nicht  einverstanden,  obwohl  Meyer  zu  beweisen 
suchte,  daß  die  königliche  Kasse  schon  bei  dem  Tarif  von  i Sgr. 
oder  9 Sgr.  für  die  ganze  Strecke  wenig  oder  keinen  Überschuß 
von  den  Paketen  erziele.  Erst  verhältnismäßig  spät  kam  eine  Ver- 
einbarung zustande:  Am  31.  Januar  1842  beschloß  die  Direktion, 
der  Postbehörde  doch  wenigstens  eine  Kleinigkeit  abzuziehen  und 
sich  mit  dem  Satz  von  15  Pfennig  oder,  nach  dem  veralteten 
Sprachgebrauch,  von  einem  guten  Groschen  zufrieden  zu  geben; 
damit  blieb  die  Bequemlichkeit  der  Rechnung  bestehen.  Dieser 
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Mittelweg  fand  den  Beifall  Meyers  und  wurde  nach  einigen  Wochen, 
am  4.  März,  von  dem  Generalpostmeister  genehmigt. 

Schon  seit  einigen  Monaten,  nämlich  seit  dem  1.  November 
1841,  war  der  Güterverkehr  zwischen  Köln  und  Aachen  in  der  oben 
angegebenen  Weise  zur  Durchführung  gelangt.  Seit  Ende  Januar 
wurden  nach  langem  Überlegen  die  Abrechnungen  so  vorbereitet, 
daß  posttäglich  von  den  beiden  großen  Postanstalten  Rekapitu- 
lationen zusammengestellt  und  fernerhin  der  Direktion  Monatsberech- 
nungen mit  genauen  Nachweisen  eingehändigt  wurden.  Die  zahl- 
reichen Schnell-  und  Güterposten  konnten  mit  dem1  1.  November 
1841  eingestellt  werden.  — 

Sehr  langwierige  und  unfruchtbare  Verhandlungen  verursachte 
in  der  Berichtsperiode  und  weit  darüber  hinaus  ein  Streit,  den  diel 
Direktion  mit  der  Stadt  Köln  und  zwar  wegen  der  Fortführung  der 
Bahn  zum  Freihafen  durchzufechten  hatte.  Ja  man  kann  sagen, 
vom  Jahr  1837  an  bildete  diese  Angelegenheit  jahrzehntelang  einen 
Stein  des  Anstoßes  für  weite  Kreise,  und  die  Direktion  gab  sich 
nicht  die  richtige  Mühe,  um  ihn  aus  dem  Wege  zu  räumen.  Die 
Hartnäckigkeit  hat  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  zumal 
deshalb  viele  Feindschaft  eingetragen,  weil  sie  selbst  wiederholt 
anerkennen  mußte,  daß  die  Stadtverwaltung  bei  der  Überlassung 
von  Grundstücken,  der  Herrichtung  der  Straßen  u.  a.  ihr  „freund- 
schaftlich und  hilfreich  beigestanden“  habe. 

Schon  in  den  Kundgebungen  des  vorbereitenden  Komitees 
und  der  ersten  Direktion  hatte  die  unmittelbare  Verbindung  des 
Rheinstromes  mit  der  Schelde  eine  Hauptrolle  gespielt.  In  dem 
Ausschuß  von  18  Mitgliedern,  der  dann  Anfang  Juni  1837  über 
die  Statuten  beraten  sollte,  hatte  sich  das  Gerücht  verbreitet,  die 
Aachener  Mehrheit  wolle  die  Eisenbahn  vor  der  Stadt  statt  auf 
dem  Frankenplatz  im  Freihafen  endigen  lassen.  Einige  Aachener 
wiesen  dieses  verletzende  Gerücht  mit  Entrüstung  zurück,  und  Hanse- 
mann äußerte,  wo  von  Worthalten  die  Rede  sei,  keinen  Zweifel 
dulden  zu  können  oder  zu  wollen.  Demgemäß  wurde  im  Statut 
(§  3)  festgesetzt,  daß  die  Bahn  in  Köln  im  Freihafen  beginnen 
werde;  es  war  der  Eindruck  aller  Beteiligten,  daß  dies  der  Sinn 
des  Kompromisses  der  widerstreitenden  Parteien,  daß  also  für  Köln 
die  Errichtung  der  Station  am  Frankenplatz  als  eine  der  Be- 
dingungen der  Einigung  anzusehen  sei. 

An  dieser  klaren  und  unzweideutigen  statutarischen  Bestim- 
mung schien  die  Direktion  anfangs  festhalten  zu  wollen.  So  schrieb 
sie  in  der  Nachricht  an  von  Bodelschwingh  von  der  Gesellschafts- 
gründung vom  30.  Juni  1837  selbst:  „Es  ist,  wie  wir  Vertrauens- 
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voll  hoffen,  keineswegs  die  Absicht  der  Hohen  Staatsregierung  ge- 
wesen, die  Bahn  nicht  in  unmittelbare  Berührung  mit  dem  Frei- 
hafen zu  Köln  zu  setzen.  Diese  unmittelbare  Verbindung  gibt  erst 
der  Eisenbahn  von  Köln  nach  der  belgischen  Grenze  den  höheren 
politisch-kommerziellen  Wert,  welchen  sie  vor  anderen  Eisenbahnen 
des  Staates  voraus  hat.  Der  Freihafen  zu  Köln  hat  nur  dann  die 
unschätzbare  Wichtigkeit  für  die  ganze  Rheinprovinz,  wenn  die 
Eisenbahn  ihm  die  Güter  aus  dem  Freihafen  zu  Antwerpen  so  un- 
gehindert zuführt  wie  der  Rhein  von  Holland  und  — wir  hoffen 
mit  der  Zeit  auch  — überseeisch.“  Ebenso  erwähnte  von  Oppen 
in  seinem  Vortrag  vor  der  Generalversammlung  vom  16.  Oktober 
1837,  es  sei  jetzt  eine  großartigere  Ausführung  der  Bogenstellung 
und  des  Stationsplatzes  am  Frankenturm  projektiert. 

Dann  aber  kamen  hindernde  Momente  in  die  weitere  Behand- 
lung der  Sache.  Die  erste  Bearbeitung  des  Planes  war  einem  zur 
Probe  angestellten  Ingenieur  übertragen  worden,  er  beschäftigte 
sich  auch  einige  Monate  mit  den  Arbeiten  für  die  Bahnstrecke  vom 
Sicherheitshafen  bis  in  den  Freihafen,  doch  wurde  sein  Projekt 
technisch  unbrauchbar  befunden.  Dann  entwarf  Pickel  einen  Plan 
für  eine  sehr  bedeutende  und  kostspielige  Anlage.  Besonders  un- 
angenehm waren  jedoch  die  außerordentlich  großen  Ansprüche, 
die  von  der  Militärbehörde  für  den  Fall  der  Annahme  der  Pickel  - 
schen  Projekte  erhoben  wurden.  Diese  hohen  Anforderungen  wurden 
durch  ein  Reskript  des  Kriegsministeriums,  das  Ende  Mai  1838 
in  Köln  eintraf,  ausdrücklich  aufrecht  erhalten.  Da  nun  auch  noch 
allerlei  finanzielle  Schwierigkeiten  und  große  anderweitige  Arbeiten 
die  Direktion  bedrängten,  so  ließ  sie  die  Freihafenangelegenheit 
zur  steigenden  Besorgnis  der  Kölner  ruhen  bis  zum  Beginn  des 
Jahres  1840. 

Schon  sprach  man  in  den  Kölner  Interessentenkreisen  von 
dem  „künstlichen  Stapel“,  den  sich  die  Eisenbahngesellschaft  am 
Türmchen  schaffen  wolle,  nachdem  der  natürliche  glücklich  be- 
seitigt sei,  von  „der  ungeheueren  Hemmung,  den  der  Handel  und 
Wandel“  der  Metropole  zu  erwarten  habe  (Camphausen),  wenn  der 
Bau  nicht  den  Statuten  gemäß  vollführt  werde.  Auch  in  den 
Debatten  der  belgischen  Kammer  wurde  gewünscht,  daß  „die  eigent- 
lichen Zwecke  der  Bahn  sichergestellt“  würden1).  Dadurch  gedrängt 
ließ  die  Direktion  von  Pickel  den  Plan  abermals  untersuchen.  Er 
legte  am  14.  Mai  dem  Administrationsrat  ein  neues  Projekt  und 
einen  Kostenanschlag  für  eine  als  provisorisch  bezeichnete  Ver- 


1)  Bericht  des  „Moniteur  beige“  vom  24.  April  1840. 
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binclungsbahn.  dem  Rheinufer  entlang  zwischen  dem  damaligen  Bahn- 
hof und  dem  Freihafen  vor.  Diese  durch  Pferdekraft  zu  betreibende 
Bahn,  die  nur  für  den  Warentransport  dienen  sollte,  würde  etwa 
70  000  Taler  kosten.  Später  erst  sollte  die  Pferdebahn  in  eine 
Dampfbahn  verwandelt  und  der  Bahnhof  ganz  in  die  Stadt  verlegt 
werden. 

Wie  im  Administrationsrat,  so  sprach  sich  vor  allem  der  Ober- 
bürgermeister Steinberger  auch  in  der  am  folgenden  Tage,  dem 
15.  Mai,  stattfindenden  Generalversammlung,  hier  unterstützt  von 
Camphausen  und  von  Wittgenstein,  lebhaft  gegen  ein  solches  Provi- 
sorium aus.  Die  Mehrheit  war  derselben  Meinung  und  erhöhte, 
wie  an  anderer  Stelle  mitgeteilt  wurde,  im  Hinblick  auf  das  noch 
fehlende  Bahnstück  die  vorgeschlagene  Anleihe  um  eine  halbe 
Million.  Aber  es  war  schon  viel  bemerkt  worden,  daß  in  der 
Generalversammlung  die  Direktion  zum  ersten  Male  die  Pflicht  der 
Gesellschaft  zu  diesem  Bau  in  Zweifel  zog,  sie  könne,  so  sagte  sie, 
die  Pflicht  zur  Anlage  einer  Lokomotivenbahn  nicht  anerkennen. 

Die  Stadt  ihrerseits  nahm  nun  die  Bearbeitung  der  kurzen 
Strecke  (1/2  Meile)  ebenfalls  in  die  Hand.  Sie  verhandelte  mit  ver- 
schiedenen Behörden,  ließ  von  einem  ausländischen  Ingenieur  einen 
Entwurf  anfertigen  und  stellte  ihn  am  10.  Dezember  1840  der 
Direktion  zur  Verfügung.  Die  Bahn  sollte  im  Gegensatz  zu  den 
früher  gemachten  Vorschlägen  von  ebener  Erde  ausgehen,  ein  für 
Lokomotiven  brauchbares  Gefälle  aufweisen,  einen  mäßigen  Mehr- 
aufwand erfordern  und  in  militärischer  Hinsicht  keinem  Bedenken 
unterliegen. 

Erst  nach  einigen  Monaten  antwortete  der  Oberingenieur  Pickel, 
dem  die  städtische  Verwaltung  die  Skizze  übersandt  und  die  Detail- 
bearbeitung überlassen  hatte.  Er  entwickelte  ein  neues  Projekt, 
das  sich  von  dem  städtischen  nicht  unwesentlich  und  zwar  in  der 
Art  unterschied,  daß  nur  die  allernotdürftigsten  Anlagen  geschaffen 
werden  sollten.  Hatte  das  Projekt  der  Stadt  ein  doppeltes  Geleise 
und  eine  allmähliche  Ansteigung  vorgesehen,  so  empfahl  jetzt  Pickel 
ein  einfaches  Geleise  und  zunächst  vom  Freihafen  aus  eine  hori- 
zontale Strecke,  die  weiterhin  durch  eine  stärkere  Ansteigung  ab- 
gelöst werden  sollte.  Diese  Änderungen  bezeichnete  die  städtische 
Verwaltung  in  verschiedenen  Schreiben  an  die  Direktion  als  durch- 
aus unrätlich,  auch  habe  Pickel  selbst  schon  auf  die  Gefahren  eines 
Lokomotivverkehrs  in  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Weise  hinge- 
deutet. Vornehmlich  waren  aber  die  städtischen  Behörden  gegen 
die  von  Pickel  befürwortete  Beibehaltung  der  Personenstation  am 

Veröffentlichungen  des  Rhein.- Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  16 
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Türmchen,  die  bei  einer  rationellen  Ausgestaltung  des  Betriebes 
bis  zum.  Frankenplatz  überflüssig  sein  werde. 

Im  Juli  1841  fand  zur  endgültigen  Erledigung  eine  mündliche 
Beratung  der  Direktion  mit  einer  Anzahl  erwählter  Vertreter  des 
Kölner  Stadtrates,  Camphausen,  Holthof,  Langen,  D.  Leiden  und 
von  Wittgenstein  statt,  aber  sie  verlief  ohne  Ergebnis.  Es  stellte 
sich  heraus,  daß  die  Direktionsmitglieder  von  dem  Oberingenieur 
nicht  über  seine  Verhandlungen  mit  der  Stadt  in  Kenntnis  gesetzt 
worden  waren.  Die  Bemerkungen  der  städtischen  Vertreter  wurden 
daher  einstweilen  nur  zur  Berücksichtigung  entgegengenommen. 

Bald  nachher  wurde  die  Stadtverwaltung  aufs  neue  von  einem 
Plan  Pickels  unterrichtet,  der  im  wesentlichen  nur  den  Durchbruch 
der  Stadtmauer  weniger  kostspielig  machen  sollte. 

Um  diesen,  wie  Hansemann  sagte,  „lästigen  und  unnützen 
Aufenthalt“  endlich  zu  beseitigen,  sandte  die  Direktion  am  20.  Sep- 
tember eine  Benachrichtigung  an  den  Stadtrat,  auf  der  sie  „fest 
und  beharrlich  zu  bestehen“  sich  vorgenommen  hatte.  Danach 
sollte  die  Personenstation  definitiv  am  Türmchen  bleiben  und  auf 
jeden  Personentransport  in  den  Freihafen  verzichtet  werden. 

Wie  lästig  es  war,  daß  die  Bahn  statt  in  Köln  ziemlich  weit 
vor  der  Stadt  epdete,  zeigte  sich  sogleich,  als  mit  den  Monaten 
September  und  November  erst  der  Personen-,  dann  der  Gütertrans- 
port begann.  Am  beschwerlichsten  war  es  für  den  rasch  zunehmen- 
den Güterverkehr,  daß  alle  zollpflichtigen  oder  auf  der  Rheinstraße 
weitergehenden  Güter,  aber  auch  die  meisten  anderen  für  die  kölni- 
schen Handlungshäuser  bestimmten  entweder  mit  Fuhrwerk  oder 
mit  Kähnen  und  Segelschiffen  von  und  nach  dem  Frankenplatz 
oder  dem  Bahnhof  am  Türmchen  befördert  werden  mußten. 

Die  Stadtverwaltung  war  nun  nicht  im  mindesten  gesonnen, 
von  ihren  Forderungen  abzugehen.  Sie  leitete  sogleich  die  nötigen 
Schritte  ein,  um  die  Fortsetzung  der  Dampfbahn  zum  Freihafen 
gütlich  oder  auch  durch  rechtliche  Zwangsmittel  zu  erreichen;  da 
die  Gesellschaft  aber  gewillt  schien,  den  Warentransport  diesen 
Wünschen  gemäß  zu  bewerkstelligen,  war  die  Hauptbemühung 
darauf  gerichtet,  daß  auch  die  Personenstation  in  den  Freihafen 
verlegt  werde. 

Dieselbe  Kommission  des  Stadtrates,  die  schon  zuvor  mit  der 
Eisenbahndirektion  verhandelt  hatte,  wurde  beauftragt,  einen  schrift- 
lichen Bericht  über  den  Stand  der  Dinge  zu  geben.  Sie  tat  das 
in  einer  ausführlichen  gedruckten  Denkschrift  vom  24.  Dezember 
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1841  1).  Es  sollte  durch  diese  Schrift  Stimmung  für  das  Projekt 
der  Stadt  gemacht  werden.  So  trat  sie  für  eine  Teilung  des  Ver- 
kehrs nur  in  der  Weise  ein,  daß  am  Türmchen  eine  Güterstation 
für  die  in  Köln  verbleibenden  Waren  f ortbestehen  sollte;  die  zu 
verzollenden  oder  die  vom  Rhein  oder  nach  dem  Rhein  kommenden 
Güter  sowie  sämtliche  Personen  sollten  auf  zwei  Geleisen  zum  Frei- 
hafen befördert  werden.  Dann  würden  alle  Einwände  der  Direktion, 
daß  nämlich  der  Verkehr  am  Rheinufer  und  umgekehrt  auch  der 
Eisenbahnverkehr  zu  sehr  behindert  werde,  hinfällig  werden.  Der 
Bericht  stellte  schließlich  der  Eisenbahngesellschaft  nicht  geringe1 
Beihilfen  in  Aussicht,  wenn  sie  freiwillig  den  für  sie  selbst  höchst 
zweckmäßigen  Wünschen  der  Kommission  zustimme : einen  baren 
Zuschuß  von  60  000  Taler,  der  zunächst  auf  die  Erbauung  einer 
neuen  Werftmauer  rheinabwärts  verwandt  werden  solle,  unentgelt- 
liche Überweisung  des  nötigen,  der  Stadt  zugehörigen  Terrains  am 
Rhein  und  eines  Terrains  am  Frankenplatz  für  ein  Stationshaus, 
Übernahme  sämtlicher  dem  Plan  entsprechenden  Erdaufschüttungs- 
arbeiten. 

Im  Sinne  dieser  Schrift  antwortete  die  Stadt  kurz  vor  Jahres- 
schluß der  Direktion.  Wie  oben  angedeutet  wurde,  war  aber  diei 
Hoffnung,  daß  damit  alle  Streitigkeiten  begraben  seien,  trügerisch.  — 

Es  ist  nunmehr  an  der  Zeit,  daß  die  Betrachtung  zu  der  Ge- 
sellschaft selbst  und  den  Fragen  ihres  inneren  Ausbaues  zurück- 
kehrt, mit  denen  sich  die  Eisenbahnverwaltung  vor  der  Eröffnung 
der  Hauptstrecke  Köln — Aachen  zu  beschäftigen  hatte. 

Verschiedentlich  wurde  schon  der  Name  des  neuen  Präsidenten 
der  Direktion,  des  Appellationsgerichtsrates  von  Ammon,  genannt, 
der  1839  an  die  Stelle  von  Oppens  getreten  war.  Am  27.  März  1839 
hatte  sich  der  bisherige  Präsident  von  Oppen  von  seinen  Kollegen 
und  dem  Administrationsrat  verabschieden  müssen,  weil  er  als  Ge- 
heimer Oberrevisionsrat  nach  Berlin  berufen  worden  war2). 

Nach  langem  Bemühen  erst  gelang  es  damals  der  Direktion, 
einen  geeigneten  Nachfolger  für  den  Posten  des  Präsidenten  zu 
finden,  und  als  man  in  von  Ammon  einen  „ebenso  tüchtigen  wie 
bei  der  Regierung  angesehenen“  Mann  erwählt  hatte,  wollte  dieser 
anfangs  die  Wahl  nicht  annehmen.  Seine  Bedenken  bezogen  sich' 


ß „Bericht  einer  Kommission  des  Stadtrates  von  Köln  betreffend  die  Fortführung 
der  Eisenbahn  vom  Sicherheitshafen  nach  dem  Freihafen  und  die  Anlage  der  Personen- 
station am  Frankenplatze." 

2)  Beim  Scheiden  glaubte  er  einen  viel  heitereren  Blick  in  die  Zukunft  tun  zu  können 
und  versicherte  „sein  immer  gleiches  Interesse"  an  dem  Unternehmen,  das  er  denn  auch 
in  Berlin  durch  die  Tat  bewies. 
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zum  kleineren  Teil  auf  seine  persönliche  Neigung,  vielmehr  war 
es  in  erster  Reihe  der  Zweifel,  ob  die  Regierung  eine  solche  Be- 
tätigung ihrer  Beamten  und  besonders  bei  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn gern  sähe.  Erst  nach  einem  eifrigen  Briefwechsel  zwischen 
von  Ammon,  der  Eisenbahndirektion,  dem  Justizminister  Mühler 
sowie  den  alten  Freunden  der  Gesellschaft  von  Oppen  und  Ruppen- 
thal in  Berlin  ließ  von  Ammon  seine  Bedenken  fallen.  Aus  einem 
Brief  Ruppenthals  an  von  Ammon  vom  i.  Mai  1839  mag  hier  nur 
eine  für  die  Haltung  der  Regierungskreise  interessante  Stelle  wieder- 
gegeben werden : „Ich  darf  Ihnen  nicht  erst  sagen,  daß  die  Eisen- 
bahnen im  allgemeinen  hier  eine  besondere  Begünstigung  nicht 
erwarten  dürfen.  Das  sogenannte  Eisenbahngesetz  kommentiert  hin- 
länglich diese  Auffassung.  Die  Gesellschaft  selbst  ist  eine  ge- 
zwungene, die  früheren  Händel  zwischen  Köln  und  Aachen  sind 
nicht  vergessen,  wenn  sie  auch  nicht  mehr  besprochen  werden. 
Mit  all  seinem  Verstände  erfreut  sich  Herr  Hansemann  keines  un- 
geteilten Vertrauens,  weil  man  bei  ihm  gewisse  arrieres  pensees 
vermutet,  welche,  für  Aachen  günstig,  den  Kölnern  nicht  Zusagen. 
In  der  Gesellschaft,  in  dem  Administrationsrate,  in  der  Direktion 
sind  deswegen  auch  jetzt  noch  zwei  Parteien  und  einer  derselben 
werden  Sie  sich  anschließen  müssen.  — Die  Gesellschaft,  das  ganze 
Unternehmen  hat  große  Gegner  in  denjenigen,  welche  das  Projekt 
zuerst  vorlegten  und  wegen  der  Begünstigung  Aachens  und  der 
Manöver  Hansemanns  sich  zurückzogen  und  nun  ihr  eigenes  Werk 
verachten  und  verschreien.  Es  sind  deswegen  Stimmen  vernommen 
worden,  welche  das  Bestehen  und  die  Solidität  des  Unternehmens 
bezweifeln.  Ich  erzähle  bloß,  ohne  eine  Meinung  zu  haben,  ich 
schließe  aber  daraus,  daß  Sie  in  der  Direktion  eine  unangenehme 
Stellung  haben  werden,  wie  auch  von  Oppen  sie  hatte,  wenngleich' 
er  dieses  nicht  gestehen  will.  — Dies  sind  jedoch  auch  rein  per- 
sönliche Rücksichten,  Sie,  auf  Ort  und  Stelle,  können  dieses  besser 
beurteilen.  Mich  würden  sie  bestimmen,  die  Stelle  nicht  anzunehmen. 
Schon  früher  habe  ich  auf  Veranlassung  einer  Unterredung  mit 
von  Oppen  mit  dem  Minister  Mühler  gesprochen;  dieser  fand  in 
ihrer  amtlichen  Stellung  keinen  Grund,  welcher  die  Annahme  der 

Stelle  verhindern  könnte “ Trotz  dieser  und  mancher  anderen 

abmahnenden  Stimme  nahm  von  Ammon  den  Präsidentenposten 
an  und  suchte  ihn  mit  redlichem  Bemühen  auszufüllen. 

Im  ganzen  kann  man  nicht  sagen,  daß  die  nächstfolgende; 
Zeit  das  Urteil  Ruppenthals  bestätigt  hätte.  Wohl  kam  es  in  der 
Direktion  hier  und  da  zu  kleinen  Reibereien,  auch  schon  einmal  zu 
scharfen  Zusammenstößen;  so  trat  der  Aachener  Direktor  Emundts 
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aus  dem  Kollegium  1841  aus,  weil  ihm  die  probeweise  und  ganz 
unverbindliche  Lieferung  einer  Lokomotive  aus  seiner  Fabrik  mehrere 
Male  versagt  worden  war.  Aber  bei  weitem  die  meisten  Beschlüsse 
wurden  einstimmig  gefaßt  und  insbesondere  Lokalgegensätze  wurden 
in  dieser  Zeit  noch  wenig  bemerkt. 

Sehr  viel  Fleiß  und  Nachdenken  verwandte  die  Direktion, 
sobald  sie  nicht  mehr  allzu  stark  durch  die  Lieferungs-  und  Bau- 
geschäfte in  Anspruch  genommen  war,  auf  die  Organisation  der 
Angestellten.  Hauchecorne  war  es,  der  sich  damit  vor  allem  be- 
schäftigte. Auf  seine  Anregungen  hjn  war  eine  Abgrenzung  der 
Aufgabenkreise  der  höheren  Verwaltungsorgane  schon  frühzeitig 
geschehen.  Dieses  „Dienstreglement“  wurde  aber  schnell  durch  ein 
zweites  ersetzt,  das  am  21.  November  1839  von  der  Direktion  an- 
genommen, dann  in  kurzem  in  Kleinigkeiten  modifiziert  wurde.  Es 
besprach  zuerst  die  „Verhältnisse  der  Direktion  resp.  der  Direktoren“ 
nach  den  Bestimmungen  des  Statuts.  Ferner  wurden  Befugnisse 
und  Pflichten  der  Oberbeamten  dargelegt.  Zu  den  Pflichten  des 
Spezialdirektors  gehörte  es,  daß  er  am  Schluß  jedes  Jahres  gemein- 
schaftlich mit  seinem  Substituten  der  Direktion  einen  „Bericht  über 
den  Fleiß,  die  Pünktlichkeit  und  die  Fähigkeit  der  Beamten  und 
Angestellten  nach  Maßgabe  der  Erfahrungen  in  dem  abgelaufenen 
Jahre  erstatten“  solle.  Anordnungen  über  die  von  ihnen  zu  ver- 
hängenden Ordnungsstrafen,  über  die  Bürostunden  usw.  folgten. 
Dem  schlossen  sich  Bestimmungen  bezüglich  des  technischen  Per- 
sonals an.  Der  Oberingenieur  habe  wenigstens  einmal  monatlich 
die  ganze  Bahnlinie  zu  bereisen,  sämtliche  Bauten  zu  revidieren, 
einen  Rapport  über  seinen  Befund  zu  erstatten  und  neue  oder  ab- 
ändernde Vorschläge  zu  machen.  Außerdem  sollte  er  noch  unregel- 
mäßige Revisionen  vornehmen.  Über  das  Verhalten  der  technischen 
Beamten  hatten  jährlich  der  Oberingenieur  wie  der  Spezialdirektor 
je  einen  Generalbericht  zu  erstatten.  Diese  beiden  Oberbeamten 
sollten  sich  „gegenseitig  gehörig  und  hinreichend  von  den  Ver- 
fügungen unterrichtet  halten,  die  jeder  von  ihnen  in  seinem  Ressort 
in  Beziehung  auf  das  Bauwesen  erlasse,  damit  ein  stetes  Zusammen- 
wirken zu  dem  einen  Zwecke  der  Herstellung  der  besten  Bauver- 
waltung stattfinde“. 

Ein  sehr  wichtiger  Teil  des  Organisationsgeschäftes  bestand 
weiter  in  der  Ordnung  der  Personaldiensteinrichtungen.  Nach  dem 
Plan  der  Direktion  wurde  der  ausführende  Dienst  der  Rheinischen 
Eisenbahn  bis  zum  September  1841  in  folgende  drei  große  Ab- 
teilungen zerlegt : „I.  für  die  Instandsetzung  und  Unterhaltung  der 
Bahn  und  der  Gebäulichkeiten  sowie  für  Handhabung  der  Bahn- 
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polizei;  II.  für  die  Anschaffung  und  Unterhaltung  der  Hilfsmittel 
zur  Benutzung  der  Bahn;  III.  für  die  Benutzung  der  Bahn  selbst, 
welche  den  eigentlichen  Betrieb  auf  derselben  in  sich  schließt,  der 
wiederum  eingeteilt  ist  in  jenen  für  den  Personen-  und  den  für 
den  Gütertransport.“  Jede  der  drei  Abteilungen  hatte  ihren  be- 
sonderen Dienstvorsteher,  es  waren  das  der  Bahningenieur,  der  Be- 
triebsmeister und  der  Kontrolleur. 

Nach  dem  allerdings  erst  Anfang  1842  festgestellten  Personen- 
etat fungierten  auf  der  Strecke  Köln — Aachen  in  der  ersten  Dienst- 
abteilung drei  Sektionskondukteure  nebst  drei  Schreibgehilfen, 

1 1 Bahnmeister  und  5°  Hauptwärter  in  ebenso  vielen  Wärter- 
strecken, die  nach  den  Lokalverhältnissen  in  längerer  oder  kürzerer 
Ausdehnung  abgegrenzt  waren.  Den  Hauptwärtern  waren  52  Hilfs- 
wärter und  66  dauernd  angestellte  Arbeiter  zur  Fürsorge  für  die 
Strecken  und  zur  Wahrnehmung  der  Bahnpolizei  beigegeben.  Jede 
der  drei  Sektionen  war  in  mehrere  Bahnmeistereien  und  jede  der 
letzteren  in  5 — 6 Bahnwärterstrecken  eingeteilt.  Die  große  Zahl 
der  zu  durchschneidenden  Wege,  die  hohen  Dämme  und  tiefen  Ein- 
schnitte bedingten  ein  zahlreiches  Wärterpersonal.  Jeder  Haupt- 
bahnwärter hatte  der  Bequemlichkeit  und  leichteren  Kontrolle  wegen 
innerhalb  seiner  Strecke  eine  Dienstwohnung  an  der  Eisenbahn. 

Zu  der  zweiten  Dienstabteilung  gehörten  außer  dem  Maschinen- 
meister selbst  und  den  ihm  zugeteilten  Buchhalterei-  und  Schreib- 
gehilfen 4 Werkmeister  der  Werkstätten  zu  Aachen,  einer  zu  Köln, 
einer  zu  Düren,  8 Lokomotivführer  und  Lehrlinge,  8 Heizer  und 
ebenso  viele  Bremser.  Ferner  gehörten  zu  dieser  Abteilung  die 
sämtlichen  Arbeiter  in  den  Reparaturwerkstätten,  die,.,  wie  sonst 
in  den  Fabriken  üblich,  in  14  tägigem  Lohn  standen  und  nach 
Bedürfnis  vermehrt  oder  vermindert  wurden.  Auch  der  Vorsteher 
und  die  Werkleute  der  Coaksfabrikationsanstalt  waren  dieser  Ab- 
teilung überwiesen  worden.  — Die  dritte  Dienstabteilung  umfaßte 
das  Empfangs-  oder  Abfertigungspersonal  auf  den  Bahnhöfen  und 
Stationen,  das  Wagenbegleitungs-  und  das  Bahnhofspersonal.  Außer 
dem  Kontrolleur,  seinem  Gehilfen,  einem  Rechnungsbeamten  und 
einem  Stempler  gehörten  der  Abteilung  an:  9 Personengeldem- 
pfänger, 5 Gepäck-  und  Güterabfertigungsbeamte,  3 Wagengehilfen, 
2 Zugführer,  2 Packmeister,  14  Schaffner,  3 Bahnhofsinspektoren 
mit  2 Gehilfen,  5 Ladewerkmeister,  24  Portiers,  Schienensteller  und 
Zwischenstationswärter  und  30  Bahnhofsarbeiter. 

Während  einer  ungefähr  dreimonatlichen  eifrigen  Arbeit,  vom 
Juni  bis  zum  September  1841,  entwarf  Hauchecorne  alle  die  Ver- 
ordnungen und  Instruktionen,  die  für  den  Beginn  des  Bahnbetriebs 
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nötig  waren.  Sie  wurden  dann  in  den  Direktionssitzungen,  zum 
größeren  Teil  auch  im  Administrationsrat,  durchgesprochen1).  Er- 
lassen wurden  in  jener  Zeit  z.  B.  im  Anschluß  an  das  künftige 
Polizeireglement:  allgemeine  Bestimmungen  für  das  Dienstpersonal, 
Instruktionen  für  die  Bahnwärter,  Gehilfen  und  Arbeiter,  für  die 
Bahnmeister,  für  die  Sektionskondukteure,  für  die  Bahnhofsinspek- 
toren, Stationsaufseher  und  Stationswerkmeister,  für  die  Arbeiter 
und  Werkmeister  in  den  Werkstätten,  für  die  Lokomotivführer, 
Lehrlinge,  Heizer  und  Bremser,  für  das  Wagenbegleitungspersonal, 
für  die  Personengeldeinnehmer  und  Gepäckabfertigungsbeamten, 
ferner  das  Abfertigungsreglement,  das  Güterabfertigungsreglement, 
die  Signalordnung  und  eine  Instruktion  über  Revisionen  des  fahren- 
den Zeuges.  Die  Direktion  hatte  sich  dazu  von  anderen  Bahnen, 
den  belgischen,  der  Düsseldorf-Elberfelder,  der  Magdeburg-Leip- 
ziger usw.  die  gleichartigen  Papiere  als  Muster  zusenden  lassen 
und  sie  auch  ausgiebig  benutzt. 

Unbedingt  erforderlich,  aber  auch  sehr  mühevoll  war  es  nun, 
diese  Vorschriften  in  die  Tat  umzusetzen,  den  Angestellten  ihre 
Pflichten  genau  vorzuzeichnen,  sie  an  strenge  Pünktlichkeit  zu  ge- 
wöhnen, um  das  Ineinandergreifen  zu  sichern,  ohne  das  selbst  der 
damalige  einfache  Eisenbahnbetrieb  nicht  bestehen  konnte.  Dazu 
waren  viele  Probefahrten  und  andere  Übungen,  auch  mündliche 
Belehrungen  notwendig,  die  vor  allem  Hauchecorne  und  Hirte, 
letzterer  in  regelmäßigen  Instruktionsstunden,  einige  Male  auch 
Hansemann  gaben.  Der  Erfolg  war,  daß  vor  der  Bahneröffnung 
der  ganze  Mechanismus  klappte  und  der  Verkehr  Köln-Aachen  ohne 
Befürchtungen  aufgenommen  werden  konnte. 

Verschiedentlich  wohnten  den  Probefahrten  Regierungsbeamte 
bei,  die  dadurch  ihr  privates  Interesse  an  dem  Unternehmen  be- 
kundeten. Übrigens  wurde  von  der  Direktion  dankbar  anerkannt 
(nach  dem  Jahresbericht  für  1841),  daß  der  Staat  bei  den  Betriebs- 
einrichtungen und  -Vorschriften,  „soweit  es  die  Neuheit  und  Natur 
des  Unternehmens  nur  erwarten  ließ,  keine  beengende  Fesseln  an- 
gelegt und  hierdurch  faktisch  die  Anerkennung  des  Grundsatzes 
an  den  Tag  gelegt  habe,  daß  einer  Korporation,  wie  die  der 
Rheinischen  Eisenbahngesellschaft,  möglichste  Freiheit  und  Selb- 
ständigkeit einzuräumen  sei,  damit  sie  nach  eigener  Einsicht  und 
Erfahrung  das  allseitige  Interesse  zu  fördern  vermöge“. 

Viele  andere  zu  regelnde  Dinge  blieben  noch  übrig.  Dazu 
gehörte  die  Bekleidung  der  Bahnangestellten.  Der  Grundsatz  der 

1)  Die  wichtigsten  der  Bestimmungen,  der  Fahrplan  und  der  Tarif,  werden  im 
7.  Kapitel  genauer  besprochen. 
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Direktion  war,  daß  von  vornherein  wenigstens  alle  mit  dem  Publikum 
irgend  in  Berührung  kommende  Personen  Uniformen  erhalten  sollten. 
Durchgeführt  wurde  dies  Prinzip  erst  1841.  Es  mag  die  Bemer- 
kung genügen,  daß  die  vorwiegenden  Farben  schwarz  und  blau 
gewesen  zu  sein  scheinen.  Für  den  Winter  wurden  schwere  wollene, 
für  den  Sommer  leichtere  leinene  und  wollene  Anzüge  und  Litevken 
beschafft,  die,  je  nachdem  es  sich  um  Arbeiter,  Wärter,  Lokomotiv- 
führer, Ingenieure,  Inspektoren  usw.  handelte,  aus  verschiedenem 
Tuch  bestanden  und  mit  Abzeichen  versehen  waren.  — 

Häufig  wurde  in  der  Direktion  betont,  daß  die  verantwortungs- 
vollsten Posten  eigentlich  die  technischen  seien,  daß  darum  „alle 
Techniker  ebensogut  unterrichtet  als  die  Maschinen  gut  ausgerüstet 
sein  müßten“. 

Im  allgemeinen  kann  gesagt  werden,  daß  die  Direktion  be- 
züglich des  Teils  des  Personals,  der  für  die  Unterhaltung  der 
Maschinen,  Wagen,  Werkzeuge  usw.  zu  sorgen  hatte,  eine  besonders, 
glückliche  Auswahl  getroffen  hatte.  Das  bewiesen  auch  die  späteren 
Anstellungen,  die  einzelne  dieser  Techniker  fanden.  Selbst  größeren 
Aufgaben  wie  der  Rekonstruktion  der  völlig  unbrauchbaren  Loko- 
motive Carolus  magnus  zeigten  sie  sich  gewachsen,  und  viele  Ver- 
besserungen an  den  Vorrichtungen  der  gekauften  Materialien  waren 
ihnen  zu  danken.  Ja  die  Direktion  nahm  sogar  einmal  (3.  Mai  1841) 
Veranlassung,  sich  „über  das  zu  weitgehende  Streben  nach  neuen 
Erfindungen  von  seiten  der  Techniker  auszusprechen,  die  sich 
darüber  in  Experimenten  verlören  und  ihren  nächsten  Beruf,  das 
Vorhandene  gehörig  zu  konservieren,  verabsäumten“. 

Die  angeführte  Rüge  ging  besonders  auf  den  Maschinenmeister 
des  Unternehmens,  den  Mechanikus  Pellenz,  einen  sehr  befähigten 
jungen  Mann,  den  wie  so  viele  andere  die  Neuheit  der  Errungen- 
schaft und  die  Möglichkeit  ihrer  Ausgestaltung  mächtig  reizte. 
Pellenz  verstand  es,  sich  der  Direktion  in  kurzem  fast  unentbehrlich 
zu  machen,  auch  über  sein  eigentliches  Arbeitsfeld  hinaus  fand 
seine  Ansicht  bereitwilliges  Gehör,  und  immer  häufiger  wurde  er 
bei  Beschlüssen,  die  den  Eisenbahnbau  betrafen,  um  sein  Urteil 
ersucht  und  mit  der  Superrevision  von  Entwürfen  oder  Ausführungen 
von  solchen  durch  andere  betraut.  Trotzdem  nicht  immer  leicht 
mit  ihm  auszukommen  war,  ließ  ihn  die  Direktion,  wohl  wissend, 
was  sie  an  ihm  hatte,  auch  dann  nicht  gehen,  als  er  von  einer 
anderen  Seite  ein  günstiges  Angebot  erhielt1). 

1)  Der  getadelte  Trieb  nach  Erfindungen  hatte  sich  damals  bei  ihm  gerade  in  der 
Konstruktion  einer  neuen  Wasserführung  für  die  Lokomotiven  geäußert,  für  die  er  ein 
Patent  nachsuchen  wollte.  Auf  dieses  erhob  nun  die  Gesellschaft  Anspruch. 
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Besonders  merkwürdig  und  für  den  damaligen  Stand  der 
Technik  charakteristisch  waren  die  Versuche,  mit  denen  auch  die 
Rheinische  Eisenbahn  zu  tun  hatte,  überhaupt  die  Triebkraft  der 
Lokomotiven  durch  eine  andere  zu  ersetzen.  Wie  schon  in  den 
Statuten  eine  vollkommenere  Förderung  der  Transporte  als  auf 
Eisenschienen  vorgesehen  war  — der  Gedanke  des  Automobils  — , 
so  war,  wie  früher  ebenfalls  angedeutet,  schon  früh  von  einem  Er- 
satz der  Dampfkraft  durch  Luftdruck,  Explosivkraft  oder  durch 
Elektrizität  die  Rede.  Bei  den  Beratungen  über  den  Bezug  der 
Lokomotiven  wurde  schon  erwogen,  ob  man  nicht  mit  den  Be- 
stellungen im  Hinblick  auf  die  baldig  zu  erwartenden  technischen 
Umwälzungen  langsam  vergehen  solle.  So  brachte  auch  in  der 
Direktionssitzung  vom  4.  Dezember  1840  der  Kommerzienrat  Schnitz- 
ler die  Fortschritte  zur  Sprache,  die  der  Mechaniker  Wagner  nach 
öffentlichen  und  Privatberichten  „in  der  Anwendung  der  elektro- 
magnetischen Kraft  als  bewegende  Kraft  gemacht  haben  solle,  wo- 
durch in  dem  gesamten  Maschinenwesen,  besonders  auch  bezüg- 
lich der  Lokomotiven  auf  Eisenbahnen,  eine  gänzliche  Umwälzung 
werde  hervorgebracht  werden“.  Schnitzler  hatte  die  Meinung,  daß 
dieser  Gegenstand  „von  der  äußersten  Wichtigkeit  für  die  Eisen- 
bahnen sei  und  daß  es  ratsam  sein  dürfte,  bei  neuen  Bestellungen 
von  Lokomotiven  hierauf  Rücksicht  zu  nehmen,  solche  nicht  ohne 
Not  zu  vermehren  und  sich  die  Vorteile  der  neuen  Erfindung  zu 
sichern“.  Die  Versammlung  trat  dem  Proponenten  dahin  bei,  daß 
der  berührte  Gegenstand  allerdings  sehr  wichtig  sei  und  alle  Auf- 
merksamkeit verdiene,  daß  die  neue  Erfindung  jedoch  nach  den 
bisher  bekannt  gewordenen  Resultaten  sich  noch  in  der  Kindheit 
befinde  und  nicht  erwartet  werden  dürfe,  daß  man  sie  bald  im 
großen  angewendet  sehe.  Auf  den  gefaßten  Beschluß  wegen  der 
Anschaffung  von  vier  neuen  Lokomotiven  dürfe  daher  die  An- 
regung keinen  Einfluß  ausüben,  zumal  hierdurch  nur  das  not- 
Avendigste  Bedürfnis  gedeckt  werde1). 

Das  Geheimprotokoll  vom  25.  Juni  1841  enthält  noch  einige 
genauere  Auskünfte  just  über  diese  der  Direktion  so  wichtige  Frage 
des  Elektromagnetismus.  Es  wurde  in  einer  Kölner  Abteilungs- 
sitzung das  Ergebnis  einer  Unterredung  mitgeteilt,  die  von  dem 
Direktor  Heck  aus  Köln,  dem  Spezialdirektor  Hauchecorne,  seinem 
Substituten  Hirte,  dem  Maschinenmeister  Pellenz  und  dem  belgi- 

ß In  der  Sitzung  vom  13.  Februar  1843  wurden  dann  einige  Mitglieder  der 
Direktion  nebst  dem  Spezialdirektor  und  dem  Mechanikus  Pellenz  beauftragt,  eine  Reise 
nach  Frankfurt  zu  Wagner  zu  machen,  um  zu  sehen,  was  von  der  Sache  zu  halten  sei.. 
Über  den  Erfolg  der  Reise  wird  nichts  bemerkt. 
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sehen  Ingenieur  und  Fabrikanten  Poncelet  mit  dem  bisherigen  tech- 
nischen Vorsteher  der  Maschinenfabrik  zu  Chemnitz  Preuß  über 
die  Anwendung  der  elektromagnetischen  Kraft  zur  Fortbewegung 
der  Bahnen  und  über  entsprechende  Versuche  auf  der  Rheinischen 
Eisenbahn  geführt  worden  war.  Preuß  war  bei  der  Direktion  durch 
einen  hochachtbaren  Kölner  Staatsbeamten  eingeführt  worden  und 
wurde  als  ein  in  seinem  Fach  sehr  bewanderter  Mann  bezeichnet, 
der  allgemeines  Vertrauen  genoß.  Er  war  längere  Zeit  in  Eng- 
land und  Amerika  gewesen  und  hatte  selbst  eine  Lokomotive  nach 
einem  neuen  Prinzip  gebaut,  war  also  durchaus  t achmann.  Seine 
Versicherungen  riefen  bei  den  Beauftragten  wie  überhaupt  bei  den 
Kölner  Direktoren,  wie  sich  aus  dem  Bericht  ergibt,  wahre  Be- 
geisterung hervor.  Er  erklärte,  daß  er  in  einer  gewissen  Zeit, 
höchstens  in  einem  Jahr,  „einen  elektromagnetischen  Apparat  nebst 
Zubehör  hersteilen  werde,  der  imstande  sei,  zwei  Personenwagen 
(von  denen  der  eine  den  Apparat  selbst  mit  aufnehmen  würde) 
mit  90  ä 100  Personen,  mit  jeder  verlangten  Geschwindigkeit  auf 
der  Bahn  fortzubewegen.  Dieser  Apparat  solle  einschließlich  der 
dadurch  bedingten  Vorrichtung  eines  bedeckten  Personenwagens 
höchstens  600—700  Taler  Pr.  Courant  kosten  und  von  einer  Person 
mit  Leichtigkeit  zu  behandeln  sein ; der  Aufwand  für  die  zur  Er- 
zeugung der  elektromagnetischen  Kraft  erforderlichen  chemischen 
Materialien  (als  Metalle  und  Säuren)  solle  nur  ungefähr  ein  Drittel 
von  dem  betragen,  was  die  Dampferzeugung  in  der  Lokomotive 
koste,  abgesehen  davon,  daß  bei  dem  elektromagnetischen  Apparate 
keine  unnütze  Materialienverwendung  stattfinde,  indem  die  Kon- 
sumtion von  Säuren  und  Metall  sofort  aufhöre,  sobald  der  Apparat 
außer  Tätigkeit  gesetzt  werde1).“ 

Die  Aussicht,  eine  so  leistungsfähige  und  dabei  billige  Maschine 
zu  erhalten,  war  natürlich  verlockend.  Die  Versammlung  nahm 
denn  auch  die  Mitteilung  „mit  großem  Interesse  auf,  da  der  Gegen- 
stand von  der  äußersten  Wichtigkeit“  sei.  „Die  großen  Vorteile“,  so 

l)  Preuß  wollte  sich  für  den  Fall,  daß  die  Direktion  einen  solchen  Apparat  her- 
steilen und  in  Wirksamkeit  setzen  lassen  würde,  sehr  mäßige  Vergünstigungen  ausbe- 
dingen. Sie  bestanden  in  folgendem:  ,,a)  Ersatz  der  Auslagen  für  Herstellung  der  Maschine 
inklusive  des  ihm  hierzu  zu  überweisenden  char  a bancs,  welche  zusammengenommen 
höchstens  700  Taler  Pr.  C.  betragen  sollen;  b)  eine  in  jedem  Falle  zu  zahlende  Summe 
von  1000  Taler  als  Entschädigung  für  die  Zeit,  welche  er  zur  Herstellung  des  Apparates 
verwendet  und  die  nicht  über  ein  Jahr  dauern  soll;  c)  eine  Prämie  von  2000  Taler  für 
die  erste  Maschine , welche  er  zustande  bringt,  und  welche  alle  von  ihm  versprochenen 
Leistungen  in  bezug  auf  Kraft,  Geschwindigkeit,  Gefahrlosigkeit  und  Wohlfeilheit  erfüllt. 
Jn  dem  letzteren  Fall  noch  ein  näher  zu  bestimmender  Anteil  an  dem  Gewinn,  welchen 
-die  Gesellschaft  aus  der  Anwendung  der  neuen  Erfindung  ziehen  wird.“ 
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sagte  man,  „welche  die  Lösung  des  Problems,  den  Elektromagnetis- 
mus als  bewegende  Kraft  auf  Eisenbahnen  zu  verwenden,  für  den 
Betrieb  der  letzteren  nicht  allein,  sondern  auch  für  die  erste  Anlage 
von  neuen  Bahnen  herbeiführen  wird,  sind  bereits  anerkannt“.  Nach 
einem  Hinweis  auf  die  ähnlichen  Versuche  von  Wagner  in  Frank- 
furt und  Stöver  in  Leipzig  heißt  es  weiter,  „die  Rheinische  Eisen- 
bahngesellschaft dürfe  nicht  Zurückbleiben,  sich  einer  Erfindung 
zu  bemächtigen,  die,  wenngleich  noch  nicht  zur  vollkommenen  Reife 
gediehen,  doch  auf  dem  Punkte  stehe,  die  ungeheuersten  Resul- 
tate zu  liefern  und  eine  gänzliche  Umwälzung  in  dem  Maschinen- 
und  Eisenbahnwesen  zu  bewirken,“.  Das  Risiko,  das  ohnehin  im 
schlimmsten  Fall  nur  1700  Taler  ausmachen  würde,  konnte  nun 
noch  dadurch  gemindert  werden,  daß  auch  andere  Bahnen  sich 
finanziell  an  dem  Versuch  beteiligten;  für  Belgien  erklärte  Poncelet, 
daß  es  wahrscheinlich  zur  Mitwirkung  bereit  sei,  außerdem  stand 
Preuß  noch  mit  der  Bonn-Kölner  Eisenbahn  in  Unterhandlung. 
Preuß  selbst  hatte  nichts  dagegen,  daß  die  drei  Parteien  eventuell 
die  Kosten  teilen  und  demnach  jede  nur  etwa  100  Friedrichsdor 
beitragen  würden,  wohingegen  dann  die  Erfindung  für  alle  drei 
Beteiligten  gemacht  würde1). 

Um  aber  über  die  Persönlichkeit  und  Zuverlässigkeit  des  Kon- 
strukteurs der  neuen  Maschine  noch  fernere  sichere  Nachrichten 
zu  erhalten,  wurden  bei  befreundeten  Firmen  in  Chemnitz  und  Um- 
gegend unter  der  Hand  Erkundigungen  eingezogen.  Die  Aachener 
Direktoren  wurden  von  ihren  Kölner  Kollegen  schriftlich  gebeten, 
in  Anbetracht  der  Wichtigkeit  der  Sache  sich  dem  Beschluß  an- 
zuschließen und  ihn  geheimzuhalten.  Jedoch  antwortete  kurz  nach- 
her (2.  Juli)  C.  E.  Dahmen:  „Meine  hiesigen  Kollegen  und  ich 
mit  ihnen  finden  den  Gegenstand  des  Geheimprotokolls  so  wichtig 
und  noch  so  manchen  Anstand  darin  enthalten,  daß  gewünscht 
wird,  die  Erledigung  der  Sache  bis  zur  nächsten  Plenarsitzung  zu 
:ajournieren.“ 

Es  scheint  nun,  daß  daraus  eine  Vertagung  ad  calendas  graecas 
geworden  ist;  in  den  Protokollen  finden  sich  aus  welchen  Gründen 


ß Die  Direktion  sprach  sich  über  das  Ergebnis  noch  weiter  aus:  „Sowohl  im 
Interesse  des  Erfinders  als  der  Sache  selbst  und  um  den  Zudringlichkeiten  neugieriger 
Personen  zu  entgehen,  wurde  für  notwendig  erachtet,  und  die  Unterzeichneten  haben 
•sich  darauf  ihr  Ehrenwort  gegeben,  die  Sache  bis  zur  Beendigung  des  Apparates  als 
Geheimnis  zu  behandeln  und  wurde  in  dieser  Beziehung  vorgeschlagen,  daß  Herr  Preuß 
seine  Apparate  in  einem  auf  der  Dürener  Station  ihm  einzuräumenden  Lokale  ausführe, 
woselbst  er  jedenfalls  ungestörter  und  weniger  beobachtet  sein  wird  als  hier  oder  in 
Aachen.“ 
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immer  keine  weiteren  Auskünfte.  Auf  jeden  Fall  war  die  Betrieb- 
samkeit für  die  verheißungsvolle  Erfindung  vergebens  — es  ist 
bekannt  genug,  daß  im  Verlauf  des  19.  Jahrhunderts  geradezu 
auffallend  geringe  Änderungen  im  Bau  der  Lokomotive  vor  sich 
gegangen  sind.  — 

In  dem  Vorauf  gegangenen  wurden  die  ersten  Etappen  in  der 
Eröffnung  des  Bahnbaues  bereits  erwähnt.  Auf  sie  ist  hier  noch 
einmal  zurückzukommen. 

Die  Verbindungen  mit  der  belgischen  Regierung,  die  Mit- 
teilungen über  den  beiderseitigen  Stand  der  Arbeiten  wurden 
während  des  Baues  nicht  unterbrochen.  Der  Minister  Nothomb, 
mehr  noch  die  Ingenieure  Simons  und  de  Ridder  und  der  Direktor 
Masui  zeigten  für  die  Bahn  lebhaftes  Interesse  und  besuchten  die 
Strecke  häufig.  Verschiedentlich  konnte  sich  die  Direktion  auch 
auf  ihr  sachverständiges  Urteil  berufen,  um  Zweifler  von  dem  guten 
Fortschreiten  der  Arbeiten  zu  überzeugen.  Der  Vereinigungspunkt 
der  Bahnen  auf  der  preußisch-belgischen  Chaussee  wurde  schon 
am  1.  Mai  1838  in  Aachen  von  Simons  und  auf  der  anderen 
Seite  von  Hauchecorne  und  Pickel  vertraglich  vereinbart. 

Als  es  die  Bauausführung  Anfang  August  1839  notdürftig  er- 
laubte, wurde  die  Eröffnung  der  fersten  Strecke  von  Köln  bis  Müngers- 
dorf beschlossen.  Viele  Mühe  hatte  da  die  Überwindung  des  Wider- 
spruchs bereitet,  der  von  den  Festungsbehörden  gegen  die  Durch- 
fahrung des  äußeren  Rayons  erhoben  worden  war.  Groß  war  die 
Freude,  als  nun  die  kurze  Strecke  von  einer  knappen  Meile  am 
2.  August  zur  Vorfeier  des  Königsgeburtstages  mit  einer  Feier  in 
kleinem  Kreis  dem  Betrieb  übergeben  werden  konnte.  Schon  im 
Frühjahr  war  die  Strecke  einige  Male  versuchsweise  befahren  worden, 
nun  wurde  für  sie  der  Personenverkehr  zugelassen.  Es  waren  das 
zunächst  Vergnügungsfahrten  zu  den  Müngersdorf  er  Restaurations- 
anlagen, die  nur  soweit  eingehalten  wurden,  als  es  den  Baubetrieb 
nicht  behinderte.  Im  Winter  wurden  immer  nur  bestimmte  Tage 
für  diese  Ausflüge  angesagt.  Welchen  regen  Anteil  die  Kölner  an 
ihrer  neuen  Sehenswürdigkeit  nahmen,  ergibt  sich  daraus,  daß  an 
den  ersten  neun  Tagen  9350  Personen  die  Bahn  frequentierten. 
Bis  Ende  Oktober  fuhren  auf  der  Müngersdorfer  Bahn  an  40  ganzen 
und  28  halben  Fahrtagen  50255  Menschen.  Der  Betrieb  war  relativ 
teuer  und  wurde  von  vornherein  mehr  als  Schule  für  das  Personal 
angesehen.  12  Wagen  erster,  4 zweiter  und  4 dritter  Klasse  nebst 
einem  Hilfswagen  mit  zusammen  450  Plätzen  wurden  für  diese 
Fahrten  benutzt,  49  Angestellte  versahen  hier  den  Dienst;  so  be- 
trugen die  sämtlichen  Ausgaben  bis  Jahresschluß  8723.  Taler  7 Sgr.. 


Die  Eröffnung  bis  Aachen,  (i.  September  1841). 
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A Pfg.,  dagegen  beliefen  sich  die  Einnahmen  bis  dahin  nur  auf 
8314  Taler  22  Sgr. 

Nachdem  im  Juli  des  folgenden  Jahres  noch  ein  weiteres 
kleines  Stück  der  Bahn,  nämlich  bis  zur  Station  Lövenich  vollendet 
und  eröffnet  worden  war,  galt  das  Hauptbestreben  der  rechtzeitigen, 
für  den  Monat  September  ins  Auge  gefaßten  Eröffnung  der  Eisen- 
bahn bis  Aachen.  Bereits  Anfang  August  konnte  die  Strecke  von 
Köln  bis  Düren  und  am  22.  August  zum  ersten  Male  die  ganze 
Bahn  von  Köln  bis  Aachen  mit  Lokomotiven  probeweise  befahren 
werden.  Am  26.  desselben  Monats  fand  die  Inspektionsfahrt  des 
Oberpräsidenten  von  Bodelschwingh  und  der  Kommissarien  der 
königlichen  Regierung  zu  Köln  und  Aachen  in  der  Begleitung  von 
Direktionsmitgliedern  statt,  der  die  Erlaubnis  der  Inbetriebnahme 
folgte.  Diese  wurde  dann  am  1.  September  in  feierlicher  Weise 
in  Anwesenheit  der  Verwaltungsmitglieder,  der  Spitzen  der  Be- 
hörden und  der  Freunde  des  Unternehmens  durch  eine  Festfahrt 
und  ein  Festessen  in  Köln  und  Aachen  vollzogen. 

Schon  vorher  hatten  die  Aachener  Direktoren  auf  ihre  Art 
eine  Probe  der  Einweihung  veranstaltet.  Die  Kölner  Direktoren 
tadelten  die  Aachener  in  einer  Sitzung  vom  4.  August  (nach  dem 
Geheimprotokoll  von  diesem  Tage)  ernstlich,  weil  sie  der  Aachener 
Zeitung  gemäß  am  Montag  den  2.  eine  solenne  Eröffnungsfahrt 
von  Aachen  nach  Düren  mit  angeblich  150  Personen  gemacht,  ohne 
ihre  Kölner  Kollegen  vorher  zu  benachrichtigen.  Bei  dem  unfertigen 
Zustand  der  Bahn  sei  das  nicht  ohne  Gefahr  und  Verantwortung. 
Auch  würde  die  Hauptfeier  für  die  ganze  Strecke  offenbar  be- 
einträchtigt, und  die  Kölner  ständen  bei  Fragen  nach  dem  Er- 
eignis unwissend  da.  Darauf  schickten  die  Aachener  Direktoren 
Dähmen  und  Lamberts  eine  Rechtfertigung  nach  Köln.  Die  Kölner 
hätten  ihre  kostspielige  Eröffnungsfeier  nach  Müngersdorf  gehabt, 
dahin  und  nach  Königsdorf,  auch  zur  Durchfahrt  durch  den  Tunnel 
würden  häufig  solenne  Fahrten  bei  Anwesenheit  distinguierter  Per- 
sonen eingerichtet,  so  noch  bei  dem  letzten  Musikfest.  Da  habe 
doch  Aachen,  wo  nur  Freunde  und  Förderer  des  Unternehmens 
wohnten,  auch  einen  kleinen  Anspruch  auf  den  Vorgenuß.  Es 
seien  von  den  Direktoren  nur  mündlich  60  Personen  eingeladen 
worden,  Behörden,  Aktionäre  und  Gönner,  dann  habe  rnan  aller- 
dings andere,  die  sich  von  selbst  eingestellt  hätten,  nicht  zurück- 
weisen können,  doch  seien  dadurch  keine  Mehrkosten  entstanden, 
und  die  ganze  Feier  sei  nicht  solenneil  oder  offiziell  gewesen.  „Daß 
die  Ankunft  in  Düren  mit  einem  dortigen  Kirchweihmittagessen 
zusammentraf,  wo  jeder  auf  seine  Kosten  gegessen  und  Champagner 
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getrunken,  manche  auch  auf  eigene  Verantwortlichkeit  Gesundheiten 
ausgebracht,  war  gut  und  schön  und  freut  die  Unterzeichneten, 
sowie  alle,  die  da  zugegen  gewesen,  noch  heute.“  Dieses  Vorfest 
würde  nur  erhöhte  Teilnahme  an  der  Eröffnungsfeier  und  eine 
Vermehrung  der  Vergnügungsfahrten  bewirken.  Schließlich  wurde 
auf  die  großen  Verdienste  der  Aachener  Direktoren  um  die  dritte 
Sektion  und  die  Notwendigkeit  hingewiesen,  so  einfache  Angelegen- 
heiten selbständig  regeln  zu  dürfen.  — 

Für  das  Publikum  wurde  die  Köln- Aachener  Bahn  am1  6.  Sep- 
tember eröffnet.  Sie  wurde  gleich  stark  besucht,  bis  zum'  Jahres- 
ende fuhren  im  ganzen  110280  Personen  mit  468  Zügen  an  117 
Fahrtagen  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  und  brachten  einen  Geld- 
ertrag von  62  740  Taler  29  Sgr.,  wozu  noch  an  Nebenerträgen  — 
für  Gepäcküberfracht,  den  Transport  von  Privatequipagen  usw.  — 
4950  Taler  26  Sgr.  kamen.  Von  Köln  wurden  in  den  vier  Monaten 
abgefertigt  28  373  Personen,  von  Aachen  31220,  doch  betrugen 
die  Einnahmen  von  den  weiter  reisenden  Kölner  Passagieren  24372, 
von  den  Aachenern  22450  Taler;  von  den  Zwischenstationen,  an 
denen  fast  ebensoviel  Personen  wie  an  den  Hauptabfertigungsstellen 
der  Endpunkte  die  Bahn  benutzten,  kamen  nur  15918  Taler  ein. 
In  der  ersten  Wagenklasse  fuhren  6799,  in  der  zweiten  40  180  und 
in  der  dritten  63  301  Personen.  Brachten  somit  die  beiden  ersten 
Klassen  43  0/0  der  Frequenz,  so  brachten  sie  gar  finanziell  ein  noch 
viel  günstigeres  Ergebnis,  von  der  ersten  Klasse  kamen  10482, 
von  der  zweiten  301 17  Taler  ein,  also  zusammen  640/0  der  Ge- 
samteinnahme. Besonders  erfreulich  war  der  Direktion  die  Regel- 
mäßigkeit, mit  der  die  einzelnen  Züge  und  die  einzelnen  Wagen- 
klassen benutzt  wurden.  Im  Tagesdurchschnitt  fuhren  auf  der  Bahn 
942  Personen  und  zahlten  578  Taler  iö1/6  Sgr.  Das  finanzielle 
Resultat  wurde  in  Anbetracht  der  ungünstigen  Jahreszeit  und  der 
vorläufig  nur  lokalen  Bedeutung  der  Bahn  als  sehr  gut  betrachtet. 
Auch  auf  die  Diensteinrichtungen  konnte  die  Verwaltung  mit  Be- 
friedigung blicken,  da  außer  einigen,  freilich  nicht  unbedeutenden' 
Verspätungen  — einmal  4 Stunden:  — keine  Unordnungen  vor- 
kamen. 

Mancherlei  ergänzende  Einrichtungen  zur  Erleichterung  des 
Personenverkehrs  waren  von  der  Direktion  schon  vor  oder  kurz 
nach  Eröffnung  von  Köln- Aachen  getroffen  worden,  so  z.  B.  Ver- 
abredungen mit  Gemeinden  oder  Unternehmern  für  die  Weiter- 
beförderung der  Reisenden.  Als  Muster  sei  der  Vertrag  genannt, 
der  am  2.  Mai  1841  mit  den  Gebr.  Heucken  in  Aachen  abge- 
schlossen wurde.  Nach  ihm  erhielten  diese  Fuhrunternehmer  die 


Der  Beginn  des  Güterverkehrs. 
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Konzession  für  den  Omnibusbetrieb  für  Reisende  und  Effekten  von 
dem  reservierten  abgesperrten  Raum  von  dem  Aachener  Bahnhof 
auf  sechs  Jahre  als  Monopol;  dafür  hatten  sie  der  Direktion  alle 
möglichen  Garantien  zu  gewähren  und  mußten  sich  ein  Maximum 
der  Preise  und  Trinkgelder  festsetzen  lassen. 

Ende  Oktober  trat  das  Bedürfnis  des  Gütertransportes 
dringlich  hervor.  Vornehmlich  Kohlenlieferanten  und  -Kon- 
sumenten wandten  sich  an  die  Bahnverwaltung.  Bereitwillig  suchte 
die  Direktion  diesen  Anforderungen.  Rechnung  zu  tragen,  wenn- 
gleich der  Gütertransport  als  der  schwierigste  Teil  der  Betriebs- 
einrichtung angesehen  werden  mußte  und  es  ebenso  noch  an  zu- 
reichendem Betriebsmaterial  gebrach.  Am  Ausgang  des  Oktober- 
monats wurden  erstmalig  dem  wiederholten  Drängen  gemäß  von 
Aachen  aus  Kohlensendungen  übernommen.  Die  ersten  Handels- 
güter gingen  am  2.  November  über  die  Bahn es  war  das  ein 
mit  60  Zentner  roher  Wolle  beladener  Güterwagen,  der  mit  dem 
Nachmittagszug  von  Köln  nach  Aachen  abgelassen  wurde. 

Der  ganz  allmählich  einsetzende,  eigentlich  erst  mit  dem 
Dezember  richtig  beginnende  Güterverkehr  hatte  bis  zum  Anfang 
des  Jahres  1842  folgende  Ergebnisse:  Von  Köln  aus  wurden  ab- 
gefertigt 8854  Zentner,  meist  Handelsgüter  (5662  Zentner),  von 
Aachen  aus  34210  Zentner,  zum  allergrößten  Teil  Kohlen  (28250 
Zentner)  und  rohe  Produkte  (4072  Zentner);  insgesamt  kamen  47  730 
Zentner  zur  Versendung  (darunter  114  Zentner  Eilgüter,  7524  Zentner 
Handelsgüter).  Der  gesamte  Geldertrag  vom  Güterverkehr  war 
3982  Taler  27  Sgr.  Dazu  war  noch  der  Ertrag  vom  Transport 
der  königlichen  Postgüter  zu  rechnen.  Für  die  vom  1.  November 
ab  beförderten  Briefe  und  Pakete  — für  die  ja,  soweit  sie  nicht 
postzwangspflichtig  waren,  1 Sgr.  3 Pfg.  pro  Zentner  gezahlt  wurde 
— erhielt  die  Gesellschaft  die  Summe  von  398  Taler  23  Sgr.  6 Pfg. 
(198  Taler  für  den  Monat  November,  200  Taler  für  den  Dezember). 
Die  Gütertransporteinnahme,  die  im  Jahre  1841  nach  dem  Gesagten; 
in  Summa  4381  Taler  20  Sgr.  6 Pfg.  ausmachte,  war  allerdings 
an  sich  nicht  bedeutend,  das  Hoffnungerweckende  lag  vielmehr  in 
der  steten  und  schnellen  Zunahme  des  Verkehrs,  die  sich  hier  von 
Tag  zu  Tag  zeigte. 

Bei  den  eigenartigen  Verhältnissen,  der  Neuheit  des  Bahn- 
verkehrs und  der  gleichzeitigen  Weiterführung  der  Bauarbeiten 
konnte  eine  verläßliche  Betriebsrechnung  für  die  Anfangsmonate 
nicht  aufgestellt  werden.  Unter  Einbeziehung  der  Sonntagsfahrteri 


l)  Siehe  Köln.  Zeitg.  vom  4.  Novbr.  1841  (Nr.  308). 
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nach  Müngersdorf,  die  noch  in  den  Monaten  Mai,  Juni  und  Juli 
von  Köln  aus  arrangiert  worden  waren  (und  die  eine  Einnahme 
von  1847  Taler  13  Sgr.  5 Pfg.,  eine  Ausgabe  von  5336  Taler 
12  Sgr.  10  Pfg.  verursacht  hatten),  beliefen  sich  die  gesamten 
Bruttoeinnahmen  vom  Jahre  1841  auf  78223  Taler  28  Sgr.  6 Pfg., 
denen  an  Ausgaben  für  den  Betrieb  und  die  Bahnunterhaltung 
25  571  Taler  5 Pfg.  gegenüberstanden. 

Das  Jahr  1842  sollte  nun  die  Ausführung'  des  Baues  bis  zur 
Grenze  der  Vollendung  entgegenführen.  Dann  würden  sich,  wie 
Steinberger  an  der  Jahreswende  bemerkte,  die  Vorteile  der  Eisen- 
bahn erst  ganz  ausdenken  lassen.  Inzwischen  war  der  Bau  der 
lang  erwarteten  Bahn  von  Paris  zur  belgischen  Grenze  beschlossen 
worden,  auch  von  Maastricht  zur  preußischen  Grenze  stand  dem 
Anschein  nach  eine  Eisenbahnverbindung  in  naher  Aussicht ; ebenso 
durfte  man  erwarten,  daß  der  in  sicherem  Tempo  in  Deutschland 
fortschreitende  Eisenbahngedanke  dem  Rheinischen  Unternehmen 
die  nötigen  Zufahrtsstraßen  schaffen  werde. 

Neben  den  wichtigen  Pflichten  für  die  bauliche  Fertigstellung 
der  Bahn  lenkten  bereits  manche  andere  Aufgaben  das  Augenmerk 
der  Direktion  auf  sich.  Schon  sprachen  die  Techniker  davon,  daß 
der  bevorstehende  große  Verkehr  die  Herstellung  eines  zweiten 
Geleises  erforderlich  mache.  Organisatorische  Fragen,  wie  das  Tarif - 
wesen,  Verhandlungen  mit  der  Regierung,  z.  B.  wegen  der  Rege- 
lung der  Zollabfertigung  würden  noch  viele  Aufmerksamkeit  er- 
heischen. Für  den  Anschluß  der  Eisenbahn  auf  dem  rechten  Rhein- 
ufer zu  dem  Zweck  ihrer  Verbindung  mit  der  Nordsee  und  der 
Hauptstadt  der  Monarchie  waren  mittlerweile  von  der  Gesellschaft 
selbst  schon  Schritte  getan  worden. 


Sechstes  Kapitel. 


Der  Plan  des  Baues  der  Köln-Mindener  Eisen- 
bahn durch  die  Rheinische  Eisenbahngesell- 
schaft. 

Im  Sommer  des  Jahres  1840  trat  an  Hansemann,  der  in  Angelegen- 
heiten der  Rheinischen  Eisenbahn  in  Berlin  weilte  — er  sollte 
die  Begebung  einer  neuen  Anleihe  von  21/2  Millionen  .Faler  in 
die  Wege  leiten  — der  Gedanke  heran,  für  Rechnung  seines  Unter- 
nehmens, der  Rheinischen  Eisenbahn,  den  Ausbau  der  großen 
Rhein- Weser  Eisenbahn  zu  übernehmen.  Im  Jahre  1838  war  in- 
folge der  Ungunst  der  Verhältnisse  und  der  ablehnenden  Haltung 
der  Regierung  zum  Bedauern  aller  Patrioten  das  gewaltige  Werk 
einer  Schienenverbindung  von  Köln  und  Minden  mit  der  Zahlungs- 
unfähigkeit der  Rhein-Weser  Eisenbahn-Gesellschaft  zum  Stillstand 
gekommen1).  Die  Regierung  hatte  der  liquidierenden  Gesellschaft 
dann  auch  erklärt,  daß  sie  die  erteilte  Konzession  damit  als  er- 
loschen betrachte. 

Hansemann  griff  den  Gedanken  mit  Eifer  auf.  Sein  rastloser 
Tätigkeitstrieb  drängte  ihn,  seine  Geschäfte  erlaubten  ihm  damals, 
sich  der  nationalen  Angelegenheit  anzunehmen2).  Und  es  bedurfte 
eines  starken  Mannes,  wenn  nicht  der  mit  großen  Mühen  verknüpfte 
Plan  für  lange  Zeit  liegen  bleiben  sollte.  Hansemanns  ausge- 
sprochenster Wesenszug  war  vielleicht  seine  ungeheuere  Beharr- 
lichkeit. Diese,  zum  Vorteil  der  Rhein-Weser  Eisenbahn  angewandt, 


1)  Siehe  S.  31. 

2)  Er  hatte  im  November  1839,  gekränkt  durch  das  mangelnde  Vertrauen  seiner 
Aachener  Mitbürger,  seine  öffentlichen  Ämter,  auch  das  Präsidium  der  Handelskammer, 
niedergelegt. 

Veröffentlichungen  des  Rhein.-Westf.  WLtschaftsarchivs.  Bd.  I.  17 
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brachte  auch  das  schlummernde  Interesse  der  Öffentlichkeit  für 
die  Sache  wieder  zum  Erwachen  und  führte  das  Projekt  seiner 
Verwirklichung  entgegen.  Freilich  für  Hansemann  und  mit  ihm 
für  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  bedeuteten  die  Vorarbeiten 
für  die  Bahn  nach  Minden  ein  Kapitel  der  Irrungen  und  Wirrungen, 
für  sie  war  ein  Mißerfolg  der  angestrengten  Tätigkeit  Eohn.  Mehr 
als  zwei  Jahre  beschäftigte  der  großzügige  Plan  die  Aktionäre  der 
Rheinischen  Eisenbahn.  Wie  Hansemann  beim  Abschluß  seines 
dreijährigen  Wirkens  rückschauend  sagte,  enthält  die  Geschichte: 
dieses  Planes  „nicht  nur  für  die  Aktionäre  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn, sondern  auch  für  Staatsmänner  und  alle  Personen,  die  sich 
für  öffentliche  Angelegenheiten  interessieren,  reichen  und  vielseitigen 
Stoff  zu  Betrachtungen“.  — 

Die  Anregung,  die  Hansemann  zum  Eintreten  für  das  ver- 
lassene Projekt  der  Rhein- Weser  Eisenbahn  veranlaßte,  ging  von 
dem  Eisenbahnkomitee  in  Hannover  aus,  das  sich  den  Bau  der 
Bahn  von  Braunschweig  durch  Hannover  nach  Minden  zum  Ziel 
gesetzt  hatte1).  Zwei  Mitglieder,  der  Hofsekretär  Dr.  Hartmann 
und  der  Direktor  Hauptmann  Glünder 2),  besuchten  Hansemann  in 
Berlin  und  trugen  ihm  die  Bitte  vor,  er  möge  ihnen  seinen  Rat 
geben  und  überlegen,  ob  er  nicht  für  das  Zustandekommen  des 
Baues  der  Köln-Mindener  Eisenbahn  wirken  könne;  dadurch  werde! 
die  Verwirklichung  der  geplanten  hannoverschen  Eisenbahnanlagen 
wesentlich  befördert.  Hansemann  kam  zu  dem  Schluß,  daß  der 
Bauplan  der  Rhein- Weserbahn  allerdings  einer  nochmaligen  Be- 
arbeitung wert  und  daß  vielleicht  gerade  die  Rheinische  Eisenbahn 
dazu  berufen  sei. 

An  der  Verbindung  nach  dem  Westen  von  Berlin  über  Magde- 
burg— Braunschweig — Hannover — Minden  war  ebenso  wie  Hannover 
auch  der  preußische  Staat  und  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft 
sehr  interessiert.  Es  wurde  an  anderer  Stelle 3)  berichtet,  wie  von 
verschiedenen  Seiten  für  eine  solche  große  durchgehende  Eisen- 
bahnlinie schon  seit  1835  gearbeitet  wurde,  wie  aber  nach  dem 
Zusammenbruch  der  Rhein- Weser  Eisenbahn-Gesellschaft  die  süd- 


1)  Die  Darstellung  schließt  sich  im  folgenden  häufig  eng  an  die  später  zu  er- 
wähnenden Denkschriften  Hansemanns  an. 

2)  Er  war  der  Verfasser  einiger  Broschüren  über  die  hannoverschen  Eisenbahnen. 
Schon  1834  vertrat  er  in  der  Schrift:  „Kurze  Darstellung  einiger  der  wichtigsten  Ver- 
hältnisse bei  Eisenbahnen"  den  Plan  einer  Eisenbahnverbindung  der  Hansestädte  mit 
Hannover  im  Zusammenhang  mit  weiteren  Bahnen,  zu  denen  auch  Köln-Antwerpen  gehörte. 

3)  Siehe  S.  27  f. ; auch  hier  vergl.  die  gründliche  Darstellung  bei  Fleck,  Die  ersten 
Eisenbahnen  von  Berlin  nach  dem  Westen  der  Monarchie,  1895,  S.  31  ff. 
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liehe  der  für  die  Verbindung  mit  Westfalen  in  Frage  kommenden 
Linien  besonders  untersucht  wurde  und  von  der  preußischen  Re- 
gierung den  Vorzug  erhielt.  Aber  auch  die  Linie  nördlich  vom 
Harz,  die  allerdings  politisch  zu  allerlei  Bedenken  Anlaß  gab, 
technisch  aber  entschieden  günstigere  Verhältnisse  bot,  wurde  nicht 
ganz  aus  den  Augen  gelassen. 

Auf  den  Wunsch  der  Mehrheit  des  preußischen  Staatsmini- 
steriums hatte  der  König  durch  Kabinettsordre  vom  2.  Januar  1840 
bestimmt,  daß  wegen  der  unverkennbaren  militärischen  Wichtig- 
keit der  Eisenbahn  von  Halle  über  Nordhausen  und  Kassel  nach 
Lippstadt  die  Kosten  für  die  Vorarbeiten  bewilligt  werden  sollten. 
Außerdem  setzte  Friedrich  Wilhelm  III.  zu  demselben  Zweck  ein 
Legat  von  1 000  000  Taler  aus.  Dagegen  wurde  einem  Antrag  auf 

Übernahme  des  Baues  durch  den  Staat  nicht  stattgegeben.  Neben 

* 

Preußen  nahmen  auch  die  Regierungen  der  thüringischen  Staaten, 
besonders  von  Sachsen-Weimar,  Sachsen-Koburg-Gotha,  Sachsen- 
Meiningen  sowie  von  Kurhessen  an  den  Vorbereitungen  teil  und 
beeinflußten  die  Richtungslinie  nach  ihrem  Vorteil.  Durch  einen 
engeren  Zusammenschluß  suchten  die  thüringischen  Staaten  ihre 
Ziele  zu  erreichen,  und  in  den  größeren  Städten  bildeten  sich  Eisen- 
bahnvereine. 

Drei  Hauptlinien  kamen  in  Betracht,  die  eine  sollte  von  Halle 
über  Erfurt — Gotha — Eisenach — Rothenburg  nach  Kassel  führen, 
die  beiden  anderen  blieben  fortwährend  auf  preußischem  Gebiet. 
Die  letzteren  würden  mit  ungewöhnlich  großen  Bodenschwierigkeiten 
zu  kämpfen  gehabt  haben,  wenn  auch  an  ihrer  Ausführbarkeit 
kein  Zweifel  sein  konnte.  Einigkeit  herrschte  wegen  der  Fort- 
führung der  Bahn  von  Kassel  aus : da  würde  die  Route  Mönche- 
hof— Hofgeismar — Haueda — Driburgi — Paderborn — Lippstadt  einge- 
halten werden.  Aber  auch  bei  diesem  Teil  der  Bahn  war  der  Boden 
vielfach  wenig  günstig. 

Erst  am  20.  April  1841  wurde  in  Preußen  durch  eine  Kabinetts- 
ordre die  Entscheidung  und  zwar  zu  Gunsten  der  thüringischen 
Linie  getroffen.  Noch  im  Dezember  1841  wurde  der  Staatsvertrag 
zwischen  Preußen,  Sachsen-Weimar,  Sachsen-Koburg-Gotha  und 
Kurhessen  geschlossen.  Nun  entstanden  in  zahlreichen  Städten 
Aktiengesellschaften,  aus  denen  ein  Ausschuß  in  Erfurt  zusammen- 
trat. Im  Frühjahr  1843  konnten  die  ersten  Arbeiten  für  den  Bau 
in  Angriff  genommen  werden.  Da  die  Aktienzeichnungen  keinen 
ausreichenden  Erfolg  hatten,  so  mußten  sich  die  beteiligten  Staaten 
zu  einer  Hilfsaktion  entschließen;  Preußen,  Sachsen-Weimar  und 
Sachsen-Koburg-Gotha  übernahmen  ein  Viertel  des  Aktienkapitals 

17* 
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und  gaben  den  anderen  Aktionären  bei  der  Dividendenverteilung 
Vorzugsrechte.  Daraufhin  bildete  sich  denn  im  August  1844  in 
Erfurt  die  „Thüringische  Eisenbahn-Gesellschaft“.  Sie  wurde  von 
den  verschiedenen  Staaten  konzessioniert  und  in  der  angegebenen 
Weise  subventioniert;  dafür  mußte  sie  in  die  Direktion  drei  Ver- 
treter der  beteiligten  Regierungen  aufnehmen.  Der  westliche  Teil 
der  Bahn  von  der  kurhessischen  Grenze  aus  wurde  dadurch  be- 
hindert, daß  die  Eisenbahn  von  Minden  nach  Köln  noch  nicht 
vorhanden  war. 

Doch  auch  die  nördliche  Eisenbahnverbindung  hatte  wieder 
Fortschritte  gemacht.  Im  Januar  des  Jahres  1839  erbat  Francke 
die  Erlaubnis  für  die  Vorarbeiten  und  die  Gründung  einer  Aktien- 
gesellschaft für  die  Strecke  Magdeburg-Braunschweig  mit  einer  Ab- 
zweigung von  Oschersleben  nach  Halberstadt.  Eine  Minderheit  im 
preußischen  Ministerium,  der  sich  auch  der  Kronprinz  anschloß, 
unterstützte  die  Bitte.  Eine  Bahn  von  Magdeburg  nach  Braunschweig 
habe  zunächst  nur  lokale  Bedeutung  und  könne  daher  unbedenklich 
konzessioniert  werden.  Wenn  die  südliche  Linie  überhaupt  zur  Voll- 
endung gebracht  werde,  so  würde  sie  durch  die  nördliche  doch 
keine  Konkurrenz  erfahren.  Weil  nun  auch  der  Finanzminister 
fürchtete,  es  möchte  bei  einer  ablehnenden  Haltung  Preußens  eine 
Verbindung  der  Nordseehäfen  mit  Hannover,  Braunschweig  und 
Mitteldeutschland  ohne  Preußens  Mitwirkung  kommen,  so  wurde 
beschlossen,  die  Eisenbahn  von  Magdeburg  nach  Braunschweig  und 
Halberstadt  zu  konzessionieren.  Jedoch  sollte  eine  Konzession  für 
die  Magdeburg-Braunschweiger  Bahn  nur  dann  gegeben  werden, 
wenn  Braunschweig  und  Hannover  nun  auch  für  die  Fortsetzung 
der  Bahn  keine  Hindernisse  in  den  Weg  legen,  sondern  das  Unter- 
nehmen zu  unterstützen  versprechen  würden.  In  diesem  Sinne  er- 
teilte Friedrich  Wilhelm  IV.  am  18.  Juni  1840  seine  vorläufige 
Genehmigung.  Braunschweig  und  Hannover  stimmten  zu.  Um  sich 
den  Verkehr  zuzuwenden,  schloß  Hannover  1841  erst  mit  Braun- 
schweig, dann  mit  Preußen  Verträge.  In  dem  Vertrag  mit  Preußen 
(vom  10.  April)  wurden  Abmachungen  in  Bezug  auf  die  Post,  die 
Mobilmachung,  das  Steuer-  und  Zollwesen  bei  der  Warendurchfuhr 
getroffen.  Es  wurde  festgestellt,  daß  der  Bau  der  Eisenbahn  von 
Magdeburg  nach  Groß -Oschersleben  mit  einer  Abzweigung  nach 
Halberstadt  ausgeführt  werde;  von  Groß-Oschersleben  aus  sollten 
die  Bahnen  dann  über  Wolfenbüttel  nach  Braunschweig  führen. 
Bei  den  Verhandlungen  über  den  Bau  der  Bahn  durch  die  Magde- 
burg-Leipziger Gesellschaft  kam  es  zu  keinem  Einvernehmen,  und 
so  bildete  das  Komitee  im  Sommer  1841  eine  neue  Gesellschaft. 


Erste  Anfrage  Hansemanns  wegen  der  Köln-Mindener  Bahn. 
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Im  Januar  1842  wurde  das  Eisenbahnunternehmen  unter  dem  Namen 
„Magdeburg-Halberstädter  Eisenbahn“  endgültig  konzessioniert.  Da- 
mit war  auch  hier  die  Arbeit  für  die  große  Eisenbahnanlage  ein- 
geleitet. — 

Jedenfalls  war  schon  im  Jahre  1840  nicht  allein  die  große 
allgemeine  Bedeutung  einer  Rhein- Weserbahn,  sondern  auch  der 
besondere  Wert  klar,  den  sie  für  den  preußischen  Staat  angesichts 
seiner  Eisenbahnpläne  haben  mußte.  So  richtete  Hansemann  auf 
die  Anfrage  der  Hannoveraner  hin  eine  erste  Denkschrift  am 
17.  August  1840  an  den  Finanzminister  von  Alvensleben  und  teilte 
ihm  seine  Ansichten  über  die  zweckmäßigste  Eisenbahnverbindung 
des  Ostens  mit  dem  Westen  mit.  Er  führte  aus,  die  Linie  über 
Braunschweig,  Hannover  und  Minden  sage  den  Handels-  und  Ver- 
kehrsinteressen des  Staates  wie  der  Stadt  Köln  mehr  zu  als  die 
Richtung  über  Kassel.  Es  sei  mit  den  hannoverschen  und  den 
braunschweigischen  Regierungen  eine  Übereinkunft  wegen  der  Her- 
stellung und  der  transitfreien  Benutzung  der  Bahn  zu  treffen.  In 
keinem  Fall  dürfe  eine  Konzession  für  einen  Teil  der  Strecke  von 
Köln  bis  Minden  erteilt  werden,  sondern  wenn  der  Staat  nicht 
selber  bauen  wolle,  so  müsse  eine  neue  Gesellschaft  konstituiert 
werden.  Wenn  der  Staat  dies  vorziehe,  so  habe  er  beträchtliche 
Unterstützungen  und  Erleichterungen  zu  gewähren,  brauche  aber 
keineswegs  für  immer  einen  bestimmten  Ertrag  zu  garantieren.  Es 
wurde  der  Gedanke  angeregt,  daß  zur  Vereinfachung  der  Ver- 
waltung die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  sich  in  der  Art  er- 
weitern könne,  daß  sie  auch  die  Strecke  bis  zur  Grenze  bei  Minden 
mit  übernehme.  Damit  würde  die  ganze  Linie  von  Belgien  bis 
Minden  unter  eine  Verwaltung  gebracht. 

In  der  nächsten  Zeit  hatte  Hansemann  bei  dem  Finanzminister 
mehrere  Audienzen.  Graf  Alvensleben  ersuchte  ihn,  die  Ausführ- 
barkeit der  Idee  näher  zu  prüfen  und  demnächst  Vorschläge  darüber 
zu  machen. 

In  einer  zweiten  Denkschrift  entsprach  Hansemann  dieser 
Aufforderung.  Er  begründete  darin  die  Zweckmäßigkeit  der  vor- 
geschlagenen Ausdehnung  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft. 
Weiter  legte  er  seine  Ansichten  über  die  Kosten  und  den  Er- 
trag der  Strecke , über  die  Beschaffenheit  des  Anlagekapitals 
und  über  die  finanzielle  Tragweite  feiner  Unterstützung  des 
Unternehmens  durch  den  Staat  dar.  Er  wünschte,  daß  „1.  das 
Kapital  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  durch  Kreierung 
neuer  Aktien  vermehrt  werde,  die  den  vorhandenen  in  allen  Rechten 
gleichstehen  sollten;  2.  daß  zu  gleichem  Zwecke  Aktienscheine  für 
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den  Betrag  von  5 000  000  Taler  ausgegeben  würden,  welche  der 
Staat  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  verzinse,  insofern  die  Aktio- 
näre nicht  vorweg  5 °/o  Zinsen  bezogen  hatten,  und  3.  daß  der 
Staat  durch  bare  Zuschüsse  (unentgeltliche  Abtretung  des  ihm  ge- 
hörigen Terrains,  Übernahme  der  Festungsbauten,  Instruktion  der 
Staats-  und  Kommunalbehörden,  Modifikation  des  Eisenbahngesetzes 
vom  3.  November  1838  usf.)  Unterstützungen  gewähre.“ 

Der  Finanzminister  zeigte  sich  mit  diesen  Vorschlägen  im  all- 
gemeinen einverstanden,  nahm  besonders  auch  den  Gedanken  einer 
Vereinigung  der  beiden  Unternehmen,  des  schon  bestehenden  und 
des  noch  zu  begründenden,  beifällig  auf.  Im  Herbst  1840  geschah 
in  der  Angelegenheit  nichts  weiter,  da  kriegerische  Aussichten  ein 
ruhiges  Verhandeln  nicht  gestatteten. 

Am  10.  Dezember  1840  richtete  die  gesamte  Direktion  dann 
an  das  Finanzministerium  ein  kurz  motiviertes  Gesuch,  „daß  Se. 
Majestät  der  König  geruhen  möge,  der  Rheinischen  Eisenbahn- 
gesellschaft einige  Begünstigungen  und  Unterstützungen,  deren  Um- 
fang bis  zur  definitiven  Konzession  Vorbehalten  bleiben  möge,  huld- 
reichst zu  gewähren,  wenn  sie  die  Weiterführung  der  Rheinischen 
Eisenbahn  von  Köln  bis  zur  Landesgrenze  bei  Minden  übernehme“. 
Nach  reiflicher  Überlegung  des  hochwichtigen  Gegenstandes  sei 
die  Direktion  zu  der  Überzeugung  gelangt,  daß  ihre  Verpflichtungen 
nicht  nur  gestatteten,  sondern  sogar  aufforderten,  die  Konzession 
des  Baues  für  die  Gesellschaft  nachzusuchen,  insofern  der  Staat 
zu  Unterstützungen  bereit  sei.  Es  bleibe  dem  Staate  das  Recht 
Vorbehalten,  bis  zum  Augenblicke  der  definitiven  Konzession  die 
Vorschläge  einer  etwa  konkurrierenden  Gesellschaft  anzunehmen 
oder  die  Bahn  selbst  zu  bauen  oder  überhaupt  die  Konzession  zu 
verweigern,  wenn  die  später  zu  fordernden  Begünstigungen  und 
Unterstützungen  für  unangemessen  erachtet  würden.  Werde  das  Ge- 
such genehmigt,  so  werde  die  erste  Aufgabe  der  Direktion  sein, 
Aktienzeichnungen  zur  Vermehrung  des  Gesellschaftskapitals  zu  er- 
langen. 

Die  Antwort,  die  darauf  erfolgte,  wurde  grundlegend  für  die 
ganzen  weiteren  Arbeiten  und  Verhandlungen  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn zum  Zweck  der  Ausdehnung  ihres  Unternehmens.  Das  Reskript, 
datiert  vom  21.  Januar  1841,  hatte  folgenden  Wortlaut : „Infolge 
der  Vorstellung  vom  10.  Dezember  v.  J.  erteile  ich  auf  Grund 
Allerhöchster  Ermächtigung  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft 
für  den  Fall,  daß  dieselbe  die  Weiterführung  ihrer  Bahn  von  Köln 
nach  Minden  beschließen  sollte,  unter  den  in  jener  Vorstellung 
von  der  Direktion  angegebenen  Vorbehalten  hierdurch  die  vor- 
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läufige  Genehmigung  zu  dieser  Ausdehnung  ihres  Unternehmens, 
mit  der  Zusicherung,  daß  derselben  hierbei  die  Begünstigung  und 
Unterstützung  des  Staates  zuteil  werden  soll.  Die  letztere  kann  sich 
indessen  zunächst  nur  auf  die  Anweisung  der  betreffenden  Re- 
gierungen, Landräte  und  Bürgermeister,  die  Direktion  der  Rheini- 
schen Eisenbahngesellschaft  bei  den  vorbereitenden  Unterhandlungen 
zu  unterstützen,  beschränken,  indem  alle  sonstigen  Begünstigungen 
und  Unterstützungen  den  künftigen  Verhandlungen  Vorbehalten 
bleiben  müssen.“ 

Somit  konnten  nun  die  einleitenden  Schritte  zur  Vorbereitung 
des  Baues  einer  Köln-Mindener  Eisenbahn  getan  werden.  Hanse- 
mann reiste  nach  den  größeren  Städten  der  künftigen  Linie,  um 
schon  gleich  mit  den  Behörden  und  Eisenbahninteressenten  in  Ver- 
bindung zu  treten.  Er  besuchte  Minden,  Arnsberg,  Elberfeld  und 
Düsseldorf.  Die  Bezirksregierungen  !)  und  Privatpersonen  sagten 
ihm  ihre  Unterstützung  und  Teilnahme  zu.  Besonders  der  Aus- 
schuß des  Verwaltungsrates  der  liquidierenden  Rhein- Weser  Eisen- 
bahn-Gesellschaft zeigte  sich  entgegenkommend,  versprach  Hanse- 
mann die  Beförderung  seines  Planes  und  lieh  ihm  die  angefertigten 
Nivellements  und  Situationspläne. 

Die  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn  hatte  von  Hanse- 
manns Schritten  schon  im  August  1840  Kenntnis  erhalten  und  sie 
als  unverbindlich  ohne  weiteres  gebilligt.  Die  vorläufige  Konzession 

1 ) Recht  bemerkenswert  ist  die  Stellung  des  westfälischen  Oberpräsidenten  von 
Vincke  gegenüber  dem  neuen  Bewerber  für  den  Bau  der  Köln  - Mindener  Bahn.  Aus 
einem  Brief,  den  er  im  Januar  1841  an  Hansemann  schrieb,  geht  die  große  Freude  und 
das  Interesse  hervor,  mit  dem  er  den  Gedanken  der  Verknüpfung  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn mit  der  Rhein -Weserbahn  begrüßte.  Gern  werde  er  den  Plan  fördern,  so  viel  er 
vermöge,  und  glaube  dies  auch  von  allen  Behörden  in  Westfalen  erwarten  zu  können. 
Der  Finanzminister  werde  freilich  die  Anträge  abwarten,  aber  auch  bereitwillig  das 
Unternehmen  unterstützen,  da  er  bekanntlich  immer  diese  Verbindungslinie  der  Ost-  und 
Westprovinzen  bevorzugt  habe.  Da  der  Rhein- Weserbahn  die  Zurücknahme  der  Kon- 
zession angekündigt  sei,  so  könne  man  sich  mit  ihr  in  Verbindung  setzen.  „Selbst  für 
den  unerwarteten  Fall,"  so  fuhr  von  Vincke  fort,  „daß  sich  für  die  Ausführung  der  jetzt 
kommissarisch  untersuchten  Linie  von  Halle  durch  Thüringen  auf  Kassel,  Paderborn, 
Lippstadt  ein  Aktienverein  bilden  möchte  — von  deren  Bau  auf  königl.  Rechnung  ist, 
wie  der  Herr  Finanzminister  mir  mündlich  versichert,  gar  keine  Rede  — würde  dieses 
keine  Kollision,  nur  einen  gemeinsamen  Bahnhof  in  Lippstadt,  welches  ein  Endpunkt 
dieser  Bahn  bleibt,  zur  Folge  haben,  das  Interesse  der  Rheinbahn  fördern.“  Indes  be- 
zweifle er  sehr,  daß  die  Bahn  von  Halle  nach  Lippstadt  rasch  realisiert  werde,  da  nach 
den  noch  nicht  veröffentlichten  Resultaten  der  Kommission,  die  von  Vincke  vertraulich 
mitsandte,  die  Kosten  ohne  die  Verwendungen  für  Kurhessen  sehr  bedeutend  seien. 
Hingegen  stehe  die  Ausführung  der  Linie  nördlich  vom  Harz  vertragsmäßig  fest.  Auch 
von  den  Rheinweser -Teilnehmern  und  von  Bremen  aus  würden  gewiß  viele  der  erwei- 
terten Rheinischen  Eisenbahn  beitreten. 


264 


Sechstes  Kapitel. 


vom  21.  Januar,  die  mit  so  verheißungsvollen  Worten  von  den 
Staatsunterstützungen  sprach,  erregte  begreifliche  Hoffnungsfreude. 
Nun  wurde  auch  der  Administrationsrat,  dann  die  Generalversamm- 
lung von  den  Verhandlungen  unterrichtet. 

In  der  Administrationsratssitzung  vom  4.  März  1841  sollte 
wegen  der  Weiterführung  der  Rheinischen  Eisenbahn  nach  Minden 
Beschluß  gefaßt  werden.  Der  wichtigen  Sitzung  wohnte  auch  der 
Oberpräsident  von  Bodelschwingh  bei.  Er  gab  die  freundlichsten 
Erklärungen  ab  und  suchte  noch  im  Lauf  der  Aussprache  den  Ad- 
ministrationsrat wegen  der  Frage  der  Rentabilität  zu  beruhigen. 
Besonders  in  den  f olgenden  Worten  sah  die  Direktion  der  Rheinischen 
Eisenbahn  später,  als  Bodelschwingh  Finanzminister  geworden  war, 
einen  Widerspruch  zu  seinen  Handlungen.  Er  sagte : „Die  projektierte 
Ausdehnung  des  Unternehmens  der  Rheinischen  Eisenbahn  gebe 
demselben  noch  eine  weit  größere  Wichtigkeit,  die  ihn  veranlaßt 
habe,  selbst  an  der  Versammlung  des  Administrationsrates  teil- 
zunehmen. Von  Seiten  des  Gouvernements  und  der  Behörden  werde 
dem  großartigsten  Unternehmen,  welches  deutscher  Gemeinsinn  je 
auszuführen  begonnen  habe,  die  vollste  Aufmerksamkeit  gewidmet, 
und  überall  seien  Weisungen  erteilt,  ihm  den  möglichsten  Vor- 
schub zu  leisten;  der  vereinten  Kraftanstrengung  allein  nur  könne 
es  gelingen,  den  großen  Plan  ins  Leben  zu  führen.  Sein  innigster 
Wunsch  sei,  daß  das  Unternehmen  in  seiner  ganzen  Ausdehnung 
zur  Ausführung  so  gelange,  wie  die  Direktion  es  vorbereite,  und 
daß  die  Übereinstimmung  und  das  Zusammenhalten  des  Admini- 
strationsrates hierzu  mitwirken  möge.  Seiner  kräftigsten  Unter- 
stützung bei  dem  zu  beginnenden  Werke  könne  die  Gesellschaft 
sich  stets  versichert  halten.“ 

Von  Ammon  stellte  dann  in  seinem  Vortrag  die  Haltung  der 
Regierung  zum  Projekt  dar.  „Die  V erbindung  des  preußischen 
Rheins  mit  der  Hauptstadt  der  Monarchie  vermittels  einer  Eisen- 
bahn sei  von  dem  Augenblick  an,  wo  über  die  Wohlfeilheit,  Schnellig- 
keit und  Sicherheit  der  Eisenbahntransporte  keine  Zweifel  obwalteten, 
als  unabweisbare  Notwendigkeit,  als  dringendes  politisches  und 
kommerzielles  Bedürfnis  allgemein  betrachtet  worden.“  Diese  An- 
sicht habe  die  patriotischen  Männer,  die  Köln  und  Minden  ver- 
binden wollten,  geleitet.  In  wie  hohem  Maße  die  Regierung  mit- 
zuwirken bereit  sei,  das  zeige  ihre  finanzielle  Beteiligung  bei  der 
Untersuchung  für  eine  Eisenbahnlinie  von  Halle  über  Kassel  nach 
Lippstadt.  Neuerdings  habe  die  Regierung  das  gleiche  Interesse 
in  großartiger  Weise  in  den  Hansemann  und  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn gegebenen  Zusicherungen  bekundet.  Weitere  Angaben  könne 
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man  von  dem  Ministerium  einstweilen  noch  nicht  verlangen;  zu- 
nächst müßten  gewisse  Unterlagen  gewonnen  werden,  so  müsse 
man  die  approximativen  Kosten  der  Ausführung,  die  Mittel  der 
Gesellschaft  dazu,  die  Beträge,  die  von  den  am  meisten  beteiligten 
Grundbesitzern  angeboten  würden,  und  die  Höhe  der  vom  Staat 
zu  erbittenden  Erleichterungen  und  Unterstützungen  nachweisen 
können. 

Besonders  äußerte  sich  von  Ammon  über  die  zunächst  zu 
ergreifenden  Maßnahmen.  Die  von  der  Rhein-Weser  Eisenbahn- 
Gesellschaft  projektierte  Linie  bedürfe  einer  gründlichen  technischen 
Nachprüfung,  da  die  Verhältnisse  der  Neigungen  und  Krümmungen 
nicht  immer  den  Ansprüchen  genügten,  die  eine  direkten  Staats- 
zwecken dienende  Eisenbahn  mit  lebhafter  Frequenz  zu  erfüllen 
habe.  Vor  allem  zwischen  Rhein  und  Ruhr  seien  auch  noch  wesent- 
lich abweichende  Strecken  zu  untersuchen.  Ferner  gelte  es,  die 
Mitwirkung  der  früheren  Interessenten  der  Rhein-Weser  Eisenbahn 
zu  gewinnen.  In  der  vorläufigen  Genehmigung  sei  den  Anträgen 
gemäß  nur  die  Strecke  von  Köln  bis  Minden,  also  bis  zur  hannover- 
schen Grenze  genannt.  In  der  Tat  sei  der  Zweck  die  Herstellung 
einer  Eisenbahn  von  Köln  über  Minden,  Hannover  und  Braun- 
schweig nach  Berlin  sowie  unter  Umständen  von  Hannover  aus 
nach  Bremen  und  Hamburg.  Daraus  ergebe  sich  die  Notwendig- 
keit, bestimmte  Erklärungen  von  der  hannoverschen  und  braun- 
schweigischen Staatsregierung  über  die  Weiterführung  der  Bahn 
zu  erwirken.  — Wenn  nun  ferner  die  Aktienzeichnungen  eröffnet 
und  wenn  dann  die  Zusagen  des  Staates  festgestellt  worden  seien, 
so  könnten  die  Aktionäre  des  erweiterten  Instituts  in  einer  Stadt 
zwischen  Rhein  und  Weser  versammelt  werden,  um  sich  zu  er- 
klären, ob  sie  die  Unterstützungen  genügend  fänden,  und  um  not- 
wendig werdende  Modifikationen  des  Statuts  vorzunehmen. 

Schließlich  sprach  von  Ammon  noch  von  der  Ertragsfähig- 
keit des  erweiterten  Unternehmens.  Die  Revenuen  der  Bahn  bis 
zur  belgischen  Grenze  müßten  sicherlich  steigen,  wenn  sie  ein  Glied 
der  großartigen  Eisenbahnverbindung  zwischen  dem  westlichen  und 
nordöstlichen  Europa  werde.  Daher  sei  auch  die  Bedeutung  der 
Köln-Mindener  Eisenbahn  viel  größer,  als  wenn  sie  für  sich  allein 
stehe.  — Ihr  Ertrag  werde  häufig  zu  niedrig  eingestellt.  Sie  durch- 
fahre auf  12 — 15  Meilen  Länge  „einen  der  reichsten,  industriellsten 
und  mit  den  Naturprodukten  am  meisten  gesegneten  Länderstriche 
Deutschlands,  wo  alle  Vorbedingungen  des  bedeutendsten  Güter- 
und Personentransports“  gegeben  seien.  Wo  eine  geringere  Frequenz 
zu  erwarten  stehe,  da  lasse  sich  die  Bahn  auch  mit  geringeren 
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Kosten  bauen.  Bei  der  Fortsetzung  nach  Belgien  und  Frankreich 
einerseits,  nach  Hamburg,  Berlin  und  Leipzig  andererseits  könne 
die  Eisenbahn  wohl  ohne  Unterstützungen  und  Begünstigungen  be- 
stehen; mit  den  zu  erwartenden  Unterstützungen  aber  sei  es  sehr 
wahrscheinlich,  daß  sie  nicht  nur  landesübliche  Zinsen,  sondern 
einen  ungeschmälert  größeren  Reinertrag  abwerfen  werde. 

Hansemann  erläuterte  von  Ammons  Angaben  an  Hand  von 
Karten  näher.  Von  der  Versammlung  wurden  die  Mitteilungen 
mit  der  gleichen  Zuversicht  und  dem  gleichen  freudigen  Mut  auf- 
genommen und  geprüft.  Als  der  Oberpräsident  die  Fortsetzung 
der  Bahn  bis  Berlin  als  ziemlich  sicher  bezeichnete  und  die  Über- 
nahme der  Kosten  auf  den  Staat  für  den  Fall  in  Aussicht  stellte, 
daß  der  Bau  durch  die  Gesellschaft  nicht  zustande  komme,  da 
wurde  der  Antrag  der  Direktion  mit  allen  gegen  eine  Stimme  (die 
des  vorsichtigen  Justizrats  von  Bianco)  angenommen  und  somit  der 
Kostenbetrag  für  die  Vorarbeiten  bewilligt. 

In  der  bald  nachher  stattfindenden  Generalversammlung  hielt 
Hansemann  einen  ausführlichen  Vortrag,  dessen  Tendenz  die  gleiche 
wie  die  der  eben  wiedergegebenen  Rede  von  Ammons  war.  Er 
betonte  die  politische  Wichtigkeit  der  Köln-Mindener  Bahn  noch 
stärker.  Sie  solle  nur  als  „Mittelglied  einer  großen  Kette  vollendet 
werden,  welche  die  Nordsee  mit  der  Ostsee,  Belgien  und  die  Rhein- 
städte über  Hannover  und  Braunschweig  mit  Magdeburg,  Berlin, 
Stettin  und  Leipzig  sowie  in  nicht  zu  ferner  Zukunft  auch  mit 
den  österreichischen  und  bayerisch-sächsischen  Bahnen  verbinden 
wird.“ 

Sodann  ging  Hansemann,  soweit  es  die  Resultate  seiner  Reisen 
und  einige  Unterredungen  mit  Technikern  erlaubten,  auf  die  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Bahn  ein.  Er  er- 
wähnte schon,  daß  bei  zwei  Strecken  der  ganzen  Bahn  jedesmal 
zwei  Linien  in  den  Bereich  der  Untersuchung  gezogen  werden 
müßten.  Diese  Konkurrenzlinien  besprach  er  genauer.  Auch  in 
Hannover  und  Braunschweig  seien  die  Aussichten  erfreulich.  In 
Hannover  sei  der  König  für  eine  Fortführung  der  Eisenbahn,  und 
eine  Gesellschaft  sei  in  der  Bildung  begriffen.  In  Braunschweig 
würden  demnächst  die  Stände  die  Kosten  für  die  Bahn  bis  Oschers- 
leben  bewilligen1).  Auch  die  Generalversammlung  nahm  Hanse- 
manns Darlegungen  dankbar  auf  und  gab  ihre  volle  Zustimmung 
zu  verstehen. 


i ) Der  dritte  ordentliche  Landtag  bestimmte  denn  auch  für  die  Strecke  Oschers- 
leben-Halberstadt  die  Summe  von  1600000  Taler,  wenn  die  Bahn  von  Magdeburg  nach 
Braunschweig  zustande  komme. 
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Hansemann  hatte  schon  vor  der  Generalversammlung  mit  der 
Einleitung  der  Arbeiten  begonnen.  Kurz  nach  der  Administrations- 
ratssitzung im  März  hatte  er  die  notwendigen  Anordnungen  ge- 
troffen. 

Zunächst  hatte  er  für  die  Eröffnung  der  Aktienzeichnungen 
Sorge  getragen.  In  den  Zeitungen  und  durch  Rundschreiben  wurden 
die  Bedingungen  bekannt  gemacht.  Im  wesentlichen  wurde  folgendes 
angegeben ; Zunächst  müßten  die  Unterzeichner  1/2  o/o  der  ge- 
zeichneten Aktien  einzahlen,  hätten  aber  erst  in  einer  später  ein- 
zuberufenden  Generalversammlung  zu  entscheiden,  ob  sie  unter 
den  vom  Staate  zur  Weiterführung  der  Rheinischen  Eisenbahn  ge- 
stellten Bedingungen  als  Aktionäre  in  die  Rheinische  Eisenbahn- 
gesellschaft übertreten  wollten.  Werde  dies  verneint  oder  würden 
in  einer  Generalversammlung  die  Aktionäre  der  Gesellschaft  in  das 
Unternehmen  nicht  einzugehen  beschließen,  so  würden  die  Aktien- 
zeichner nicht  mehr  als  das  bezahlte  1/2  Prozent  und  auch  dieses 
nur  in  dem  Falle  verlieren,  daß  der  Staat  nicht  die  Kosten  der 
Vorarbeiten  tragen  sollte.  Den  Aktienzeichnern  solle  die  Ausführung 
nicht  eher  vorgeschlagen  werden,  als  bis  genügende  Erklärungen 
hinsichtlich  des  Anschlusses  der  Bahn  an  die  in  den  östlichen 
Provinzen  vorhandenen  Eisenbahnen  gegeben  werden  könnten. 

Auf  diese  Bedingungen  suchte  man  nun  besonders  in  den 
Städten,  die  durch  ihre  Lage  ein  erhöhtes  Interesse  an  der  Aus- 
führung der  Bahn  hatten,  Aktienzeichnungen  zu  erlangen.  Es  zeigte 
sich  denn  auch,  vor  allem  in  den  Städten,  die  an  Konkurrenz- 
linien lagen,  einige  finanzielle  Bereitwilligkeit.  Auch  in  Bremen, 
Hannover  und  Braunschweig  wurden  die  Listen  aufgelegt  und  Hanse- 
mann reiste  selbst  in  die  drei  Städte,  um  die  Interessenten  noch  weiter 
zu  bearbeiten.  Doch  war  nach  Hansemanns  Angabe  im  Auslande 
keine  sonderliche  Neigung  vorhanden,  sich  an  preußischen  Eisen- 
bahnen zu  beteiligen,  als  Grund  gab  man  entweder  die  nachteiligen 
Bestimmungen  des  preußischen  Eisenbahngesetzes  an  oder  erklärte, 
die  Kapitalien  vorzugsweise  zu  Eisenbahnen  im  eigenen  Lande  ver- 
wenden zu  wollen.  Das  Gesamtresultat  war  nicht  günstig.  Den 
Kapitalisten  waren  im  allgemeinen  die  Aussichten  zu  unsicher,  um 
auch  nur  eine  kleine  Summe  zu  wagen.  Auf  einen  vorläufigen 
Überschlag  hin  war  das  Aktienkapital  auf  12000000  Taler  an- 
gesetzt worden  (gegenüber  den  4,  später  7 Millionen  Taler  der 
alten  Rhein- Weser  Eisenbahn-Gesellschaft) ; hiervon  wurden  aber 
bis  zum  Anfang  August  nur  1114000  Taler  gezeichnet  (davon 
allein  annähernd  500000  Taler  von  den  Interessenten  der  Bahn- 
führung über  Elberfeld).  Bei  diesem  mageren  Ergebnis  beschloß 
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Hansemann  die  Schließung  der  Zeichnungslisten,  da  ihm,  wie  er  dem 
Administrationsrat  am  16.  August  1841  sagte,  die  Gefahr  nichts- 
sagender Zeichnungen  das  größere  Übel  schien.  Inzwischen  waren 
auch  bereits  Umstände  eingetreten,  die  es  möglich  gemacht  hätten, 
von  großen  und  angesehenen  Bankhäusern  Zeichnungen  bis  zu  einer 

beliebigen  Höhe  zu  bekommen. 

Im  Juli  1841  hatte  nämlich  die  Regierung  der  Rheinischen 
Eisenbahn  zu  den  Vorarbeiten  für  die  Fortführung  nach  Minden 
die  Summe  von  40  000  Taler  überwiesen,  die  der  König  durch 
Kabinettsordre  vom  30.  Juni  zu  diesem  Zweck  bewilligt  hatte1). 
Wenn  aus  dem  Unternehmen  nichts  werde,  verpflichtete  sich  die 
Gesellschaft,  die  Vorarbeiten  unentgeltlich  dem  Staat  oder  einer 
anderen  Eisenbahngesellschaft  zu  überlassen.  Damit  hörte  sogar 
das  Risiko  für  das  einzuzahlende  1/2  Prozent  auf,  und  Hansemann 
glaubte  durch  weitere,  nunmehr  unverbindliche  Zeichnungen  sich 
nur  unnötige  Verpflichtungen  aufzuladen. 

Von  allen  Seiten  beobachtete  man  die  Fortschritte  der  Arbeiten 
und  Untersuchungen  mit  der  größten  Aufmerksamkeit.  Würde  die 
Rheinische  Eisenbahn  Erfolg  haben,  würde  sie  nicht  wie  ihre  Vor- 
gängerin in  den  Hindernissen  eines  so  viele  Haken  und  Spitzen 
bietenden  Unternehmens  stecken  bleiben?  Das  waren  Fragen,  die 
außer  den  Angehörigen  der  Rheinischen  Eisenbahn  auch  die  Politiker 
und  die  wirtschaftlich  beteiligten  Kreise  beschäftigten.  Daß  Hanse- 
manns Bestrebungen  und  bei  wem  sie  Anstoß  erregen  mußten, 
war  unschwer  vorauszusehen. 

Camphausen,  der  als  unbeteiligter  Zuschauer  den  Fortgang 
der  Verhandlungen  beobachtete,  gab  in  seinen  Briefen  in  der  ge- 
wohnten klaren,  treffsicheren  Art  sein  Urteil  über  Hansemanns 
Tätigkeit  und  Erfolge  ab.  Wie  bei  anderer  Gelegenheit  erwähnt, 
hatte  Camphausen  selbst  früher  keinen  unerheblichen  Anteil  an 
dem  Rhein-Weserbahnunternehmen.  Als  Komiteemitglied  und  durch 
seine  Verbindung  mit  Krüger  hatte  er  einen  Einfluß  auf  die  Bildung 
der  Eisenbahngesellschaft  ausüben  können.  Mit  Begeisterung  hatte 
er  Krüger  unterstützt  und  beraten.  Dann  hatte  er  das  Hinsterben 
der  kaum  gegründeten  Gesellschaft  mit  angesehen  und  verfolgte 
nun  mit  zunehmender  Hochachtung,  wie  Hansemann  sich  der  großen 
Sache  mit  unerschütterlicher  Energie  annahm.  Aber  auch  die  ver- 
schiedenen Widerstände,  die  künftig  dem  Unternehmen  gefährlich 

5)  Im  Juni  1842  stellte  Hansemann  den  Antrag  auf  erneute  Bewilligung  von 
40000  Taler  auch  pro  1842;  doch  wurde  ihm  nur  ein  weiterer  Betrag  von  15000  Taler 
überwiesen  und,  im  Juli,  zur  speziellen  Bearbeitung  der  Strecke  von  Deutz  bis  Mehl- 
broich  die  Summe  von  2000  Taler  vorgeschossen. 
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werden  sollten,  erkannte  Camphausen  schon  im  Sommer  1841  voll- 
kommen richtig.  Als  Hansemanns  Tätigkeit  zu  Beginn  des  Jahres 
1841  in  Köln  zuerst  bekannt  wurde,  glaubten  manche,  es  handle 
sich  nur  um  einen  Schachzug  gegen  ein  in  Köln  zusammengetretenes 
Komitee  für  eine  Eisenbahn  von  Köln  nach  Düsseldorf  und  zum 
Anschluß  von  dort  nach  Elberfeld.  Camphausen  aber  schrieb  darüber 
(am  7.  April)  ganz  zutreffend,  er  halte  das  nicht  für  wahrschein- 
lich, es  wäre  zu  klein  für  Hansemann.  Wie  Hansemann  nun  seine 
große  Reisemission  zwischen  Köln  und  Berlin  aufnahm,  da  be- 
zeugte ihm  Camphausen,  „daß  er  eine  bewundernswerte  Energie 
entwickle  und  verdiene,  daß  sein  Streben  gelinge“,  und,  „er  führe 
in  der  Regel  aus,  was  er  ernstlich  wolle“.  Camphausen  fand  aber 
schon  gleich,  daß  „die  Verschmelzung  mit  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn (dem  Rhein-Weser  Unternehmen)  hemmend  werden  könne“. 
Am  30.  April  schrieb  er:  „Hansemann  hat  bisher  seine  Zwecke 
durch  seine  Beharrlichkeit,  durch  seine  Klugheit  und  durch  die 
Dummheit  anderer  erreicht.  Daß  es  ihm  diesmal  ebenso  ergehe, 
wünsche  ich  in  der  Tat;  wünsche  es,  weil  ich  fürchte,  daß,  wenn 
sein  Plan  mißlingt,  die  Rhein-Weserbahn  vielleicht  abermals  auf 
lange  Zeit  ajourniert  werden  möge1).“ 

Inzwischen  waren  die  technischen  und  wirtschaftlichen  Vor- 
bereitungen schon  in  gutem  Gange. 

Die  Vertreter  der  liquidierenden  Rhein-Weser  Eisenbahn-Ge- 
sellschaft zeigten  sich,  wie  berichtet,  sehr  liebenswürdig,  gaben 


i)  Mit  Rücksicht  auf  die  Generalversammlung  der  Rheinischen  Eisenbahn  schrieb 
•Camphausen  in  der  Erinnerung  an  frühere  Kämpfe  und  Enttäuschungen  später,  am  14.  Juni, 
an  Henz : „Man  hat  geschrieen  von  der  Anzahl  Millionen,  die  es  kosten  werde,  über 
Elberfeld  zu  gehen.  Die  Welt  ist  rund  und  muß  sich  drehen.  Fällt  Ihnen  nicht  Korneli- 
münster ein?"  Als  es  fehlschlug,  ausreichende  Aktienzeichnungen  zu  erlangen,  erzählte 
er  Henz,  Hansemann  seien  die  Trauben  zu  sauer  geworden,  daher  habe  man  gesagt, 
man  wolle  den  Aktienschwindel,  der  in  der  letzten  Zeit  betrieben  worden,  nicht  unter- 
stützen. Nun  habe  man  Staatsgelder  erbeten  und  erhalten.  Aber  darin  liege  ja  doch 
der  reine  Widersinn,  denn  warum  sollte  der  Staat  anerkennen,  daß  Hansemann  besser 
baue  als  er  selbst?  „Offenbar  ist  die  augenblickliche  Stellung  von  Hansemann  so  zwei- 
deutig, daß  er  kräftigen  Männern  gegenüber  ein  unauslöschliches  Gelächter  erregen  müßte. 
.Allein  einmal  darf  man  in  Preußen  an  nichts  verzweifeln,  und  zum  anderen  grenzt  Hanse- 
manns Glück  ans  Fabelhafte.  W^enn  der  Staat  vor  einigen  W^ochen  erklären  konnte, 
es  mangle  ihm  an  Kräften,  ein  Eisenbahnprojekt  anzufertigen,  und  er  ziehe  vor,  statt 
seiner  eigenen  Beamten  die  Beamten  des  Herrn  Hansemann  zu  bezahlen,  so  kann  er 
später  wohl  auch  noch  einige  Schritte  weiter  gehen.  Meine  Achtung  vor  den  Gaben 
und  dem  Glück  des  Herrn  Hansemann  steigt  immer  höher.  Der  große  Maßstab,  nach 
welchem  es  ihm  fortwährend  gelingt,  die  Leute  zu  lenken  und  zu  düpieren,  hört  hin- 
gegen zuweilen  auf,  mich  zum  Lachen  zu  reizen.  Je  nun  — was  gehen  mich  die  Türken 
■ an."  (2.  August). 


270 


Sechstes  Kapitel. 


Hansemann  die  gewünschten  Auskünfte  und  liehen  ihm  die  ange- 
fertigten Materialien.  Ihre  Absicht  war  aber,  die  Rheinische  Eisen- 
bahn zur  Übernahme  eines  großen  Teils  der  gemachten  Auslagen 
zu  veranlassen.  Als  Hansemann  dem  Verwaltungsrat  aus  freien 
Stücken  einen  Betrag  von  2000  Taler  für  den,  Fall  zusagte,  daß! 
die  Ausführung  durch  die  Rheinische  Eisenbahn  zustande  komme, 
wurde  das  Anerbieten  als  nicht  hinreichend  abgelehnt;  Hansemann, 
wurde  um  einen  sofort  zahlbaren  Betrag  von  1 o 000  Taler  ersucht. 
Jedoch  sandte  Hansemann  darauf  die  Karten,  Pläne  usw.  zurück, 
die  nach  seiner  Angabe  überhaupt  nur  geringen  Wert  hätten.  Er 
sehe  das,  so  sagte  er  im  August  im  Administrationsrat  der  Rheini- 
schen Eisenbahn,  als  eine  heilsame  Lehre  für  die  Mindener  an, 
um  ihnen  klar  zu  machen,  daß  keinerlei  Art  von  Verpflichtungen 
ihnen  gegenüber  bestehe. 

Natürlich  war  es  nötig,  für  die  umfangreichen  Arbeiten  einen 
ganzen  Stab  von  Mitarbeitern  Hansemann  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Sein  erster  Helfer  wurde  der  Landrat  von  Egidy  aus  Düren,  ein 
Hansemann  persönlich  als  sehr  rührig  und  geschickt  bekannter 
Beamter,  Von  Egidy,  der  bald  zum  Regierungsrat  ernannt  wurde, 
ließ  sich,  mit  den  Vollmachten  eines  Spezialdirektors  versehen,  in 
Hagen  nieder  und  entfaltete  eine  große  Arbeitskraft,  so  daß  von 
der  beabsichtigten  Anstellung  eines  zweiten  Kommissars  Abstand 
genommen  werden  konnte.  Seine  Aufgabe  war  in  erster  Linie  die 
Beaufsichtigung  der  gesamten  Arbeiten  für  alle  Strecken,  sodann 
auch  die  Ermittlung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  der  zu 
erwartenden  Frequenz  der  Bahn.  Als  stellvertretender  Kommissar 
wurde  der  Regierungssekretär  Schulte  aus  Arnsberg  gewonnen,  der 
ebenfalls  seinen  Wohnsitz  in  Hagen  nahm  und  besonders  das  Rech- 
nungs-  und  Kassenwesen  unter  sich  haben  sollte.  Den  Posten  eines 
ständigen  technischen  Beirates  übernahm  mit  Zustimmung  seiner 
Vorgesetzten  Behörde  im  Nebenamt  der  Regierungs-  und  Baurat 
König  in  Arnsberg. 

Genauer  untersucht  wurde  zwischen  Köln  und  Minden  ein 
Gelände  von  insgesamt  58  Meilen  Länge.  Da  aber  später,  im 
Januar  und  Februar  1842,  noch  etwa  20  Meilen  in  Hannover  nivel- 
liert, auch  manche  Strecken  alsbald  wieder  verlassen  wurden,  so' 
wurden  doch  annähernd  100  Meilen  den  geometrischen  Arbeiten 
unterzogen. 

Für  die  Terrainarbeiten  wurde  die  Köln-Mindener  Strecke  in 
fünf  Hauptabteilungen  zerlegt : 

1.  von  Deutz  über  Düsseldorf  und  Duisburg  bis  Dortmund; 
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2.  von  Dortmund  über  Unna  nach  Hamm,  sowie  über  Unna, 
Werl  und  Soest  nach  Lippstadt; 

3.  von  Hamm  nach  Lippstadt; 

4.  von  Mehlbroich  im  Rheintale  über  Elberfeld  und  Hagen 
bis  einschließlich  zum  Übergange  des  rechtsseitigen  Gebirges  ,an 
der  Ruhr;  von,  diesem  Punkte  bis  zur  Verbindung  mit  der  Unna- 
Soest-Lippstadter  Linie  wurde  die  Linie  noch  mit  zur  Abteilung  2 
gerechnet ; 

5.  von  Lippstadt  über  Bielefeld  und  Herfort  nach  Minden. 

Für  jede  dieser  Sektionen  wurde  ein  technischer  Leiter  an- 
gestellt, der  in  einer  Stadt  seines  Bezirks  Wohnung  nehmen  mußte. 
Das  technische  Personal  bezifferte  sich  zur  Zeit  der  angestrengtesten 
Arbeit,  Ende  1841,  auf  35  Personen.  Hansemann  war  mit  dem 
Eifer  aller  seiner  Mitarbeiter  sehr  zufrieden.  Mit  Liebe  und  uner- 
müdlicher Tätigkeit  hätten  sie  die  neue  Schöpfung  gepflegt  und 
ihr  bereitwillig  kleinere  Rücksichten  geopfert.  Alle  Strecken  wurden 
außer  von  den  zuständigen  Technikern  auch  von  Technikern  anderer 
Linien  sowie  von  den  Regierungsräten  von  Egidy  und  König  und 
in  der  Regel  auch  von  Hansemann  genau  besichtigt  und  geprüft1). 

Was  die  Wahl  der  Bahnrichtung  angeht,  so  wurden  den 
Technikern  von  Anfang  an  drei  feste  Punkte  für  die  Bearbeitung 
gegeben;  es  waren  das  Deutz  und  Minden  und  außerdem  noch 
Bielefeld,  weil  sich  dort  der  natürliche  Übergang  durch  den  Teuto- 
burger Wald  darbot.  Für  den  Hauptteil  der  Bahn  von  Deutz  bis 
Bielefeld  kämen  folgende  Richtungen  in  Betracht,  die  Hansemann 
schon  in  der  Generalversammlung  vom  Mai  1841  angedeutet  hatte.. 

1.  Über  Elberfeld  und  Hagen. 

2.  Von  Unna  bis  Bielefeld.  Die  geradeste  Richtung  führte 
über  Hamm,  Beckum,  Ölde,  Gütersloh.  Zwischen  Hamm  und  Güters- 
loh wurden  drei  verschiedene  Linien  nivelliert.  Es  stellte  sich  heraus,., 
daß  die  Bahn  von  Unna  entweder  über  Soest  und  Lippstadt  nach 
Bielefeld  gehen  oder  über  Hamm,  mit  Umgehung  der  münster- 
schen  Höhe,  die  Gegend  von  Lippstadt  und  von  da  Bielefeld  zu. 
erreichen  suchen  mußte. 

3.  Von  Deutz  über  Düsseldorf2),  Duisburg  mit  Umgehung 
der  bergischen  und  märkischen  Gebirgszüge  nach  Lippstadt.  Die 

ß Im  Herbst  wurden  noch  der  Regierungsassessor  Kühlwetter  — auf  den  Rat 
des  Düsseldorfer  Regierungspräsidenten  Frhr.  von  Spiegel  — und  der  Baukondukteur 
Wiebe,  der  bisherige  Oberingenieur  der  Düsseldorf-Elberfelder  Eisenbahn,  angestellt. 

2)  Einer  Führung  von  Köln  über  Neuß  nach  Düsseldorf  (linksrheinisch)  wider- 
sprachen strategische  Rücksichten. 
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Hauptrichtung  3 zerfiel  zwischen  Dortmund  und  Lippstadt  in  zwei 
Unterabteilungen : a)  von  Dortmund  über  Unna  und  Hamm  nach 
Lippstadt;  b)  von  Dortmund  über  Unna,  Werl,  Soest  nach  Lipp- 
stadt, auf  kürzerem  Wege  als  bei  der  Route  a.  Somit  ergaben 
■sich  bei  den  Vorarbeiten  drei  Hauptrichtungen,  die  in  den  Über- 
schlägen bearbeitet  und  genannt  wurden : 

A.  Elberfelder  Linie. 

B.  Duisburg-Hammer  Linie. 

C.  Duisburg-Soester  Linie.  Der  Scheidepunkt  im  Rheintal 
war  Mehlbroich,  der  Vereinigungspunkt  Lippstadt. 

Während  diese  Strecken  aufs  Gründlichste  untersucht  wurden, 
war  Hansemann  auch  in  anderer  Weise  tätig.  Nachdem  am  10.  April 
■durch  die  Staatsverträge  zwischen  Preußen,  Braunschweig  und  Han- 
nover die  Verbindungsstrecke  von  Magdeburg  bis  Minden  gesichert 
worden,  teilte  er  der  Regierung  mit,  daß  er  gegen  Ende  des  Jahres 
auf  einige  Monate  nach  Hannover  zu  gehen  gedenke,  um  wegen 
des  Anschlusses  der  ICöln-Mindener  Bahn  an  die  hannoverschen 
Eisenbahnen  zu  verhandeln.  Zugleich  behielt  er  aber  die  Ober- 
leitung der  sonstigen  Arbeiten  in  der  Hand,  revidierte  die  Kosten- 
anschläge und  beteiligte  sich  an  den  Zusammenstellungen  der  all- 
mählich vorliegenden  Einzelresultate  der  Untersuchungen. 

Hansemanns  Ziel  in  Hannover  war,  den  Bau  einer  den  preußi- 
schen politischen  und  Verkehrsinteressen  entsprechenden  Anschluß- 
bahn zu  vereinbaren;  er  war  bereit,  wenn  es  nötig  werden  sollte, 
die  Weiterführung  durch  Hannover  gleichfalls  durch  die  Rheinische 
Eisenbahn  übernehmen  zu  lassen,  wozu  die  hannoversche  Regierung 
hätte  hinreichende  Unterstützungen  und  Garantien  gewähren  müssen. 
Im  weiteren  hoffte  er,  für  den  Anschluß  Hannovers  an  den  Zoll- 
verein wirken  zu  können,  dem  man  von  beiden  Seiten  nicht  ab- 
geneigt war.  Nun  waren  aber  die  Verhandlungen  wegen  der  Eisen- 
bahnangelegenheit in  Hannover  für  Hansemann  trotz  des  persön- 
lichen Entgegenkommens,  das  er  dort  fand,  durch  große  sachliche 
■Gegensätze  sehr  erschwert.  Preußen  wie  auch  der  Vertreter  der 
Rheinischen  Eisenbahn  wünschte  außer  der  möglichst  direkten 
Verbindung  Magdeburgs  mit  Minden  noch  einen  kurzen  und  be- 
quemen Anschluß  an  die  Stadt  Bremen  und  damit  an  die  Nordsee. 
Hannovers  Interesse  schien  dagegen  eine  Berührung  der  Haupt- 
plätze durch  die  Bahnen  zu  erfordern;  namentlich  erstrebte  man, 
daß  auch  künftig  die  Transporte  von  Bremen  dem  alten  Zug  des 
Frachtverkehrs  und  des  Handels  gemäß  über  die  Stadt  Hannover 
geleitet  werden  sollten.  Hansemann  schlug  eine  Eisenbahnlinie  vor, 
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die  von  Minden  aus  nordöstlich  über  Rehburg,  dann  an  der  Nord- 
seite des  Steinhuder  Meers  vorbei  über  Neustadt,  weiter  parallel 
der  Leine  nach  Hannover  führe,  um  dann  über  Lehrte  ins  Braun- 
schweigische einzumünden;  zwischen  Neustadt  und  Rehburg  sollte 
eine  andere  Linie  nach  Bremen  abzweigen,  sie  würde  über  Nien- 
burg gehen,  dort  die  Weser  überschreiten  und  auf  Syke  zu  halten, 
um  von  hier  aus  in  nördlicher  Richtung  Bremen  zu  erreichen.  Die 
hannoversche  Regierung  verlangte  dagegen  eine  kürzere,  ziemlich 
gerade  Verbindung  von  Minden  und  der  Stadt  Hannover  südlich 
vom  Steinhuder  Meer  über  Bückeburg  und  Wunstorf;  dann  würde 
die  Abzweigung  nach  Bremen  von  der  Hauptstadt  aus  über  Hude- 
mühlen und  Werden  dauernd  auf  der  rechten  Seite  der  Weser 
bleiben.  Damit  konnte  man  einmal  die  Stadt  Hannover  begünstigen, 
zweitens  würde  die  zweimalige  Überschreitung  der  Weser  zwischen 
Nienburg  und  Bremen  vermieden,  die  man  für  zu  kostspielig  hielt. 

Nun  verfaßte  Hansemann  eine  Denkschrift  „Über  die  Anlage 
der  Eisenbahnen  von  Hannover  nach  Preußen  und  nach  Minden“, 
in  der  er  mit  großem  Zahlenmaterial  seinen  Standpunkt  vertrat. 
Aber  es  gelang  ihm  weder  die  Regierung  noch  die  öffentliche 
Meinung  zu  seinen  Vorschlägen  zu  bekehren.  Man  griff  seine 
Frequenzberechnungen,  die  die  von  Hannover  geplanten  Linien  in 
sehr  schlechtem  Licht  erscheinen  ließen,  als  übertrieben  an;  man 
erklärte,  das  Einzige,  „was  sich  mit  Sicherheit  voraussehen  lasse, 
sei  der  große,  nicht  zu  berechnende  Vorteil  der  Stadt  Minden, 
welcher  eine  direkte  Eisenbahnverbindung  nach  Bremen  mit  Um- 
gehung der  Stadt  Hannover  den  größten  Teil  des  seit  undenk- 
lichen Zeiten  von  Bremen  über  Hannover  und  Göttingen  nach  dem 
Süden  gehenden,  höchst  bedeutenden  Verkehrs  wie  die  von  Bremen 
über  Osnabrück  nach  Westfalen  gehenden  Reise-  und  Warenzüge 
unfehlbar  zuführen  und  dadurch  einem  großen  Teil  des  hannover- 
schen Landes  entziehen  würde“1). 

Da  die  Ansprüche  Hannovers  den  Interessen  einer  Köln- 
Mindener  Eisenbahn  natürlich  ganz  entgegen  waren,  auch  die 
preußische  Regierung  ihre  Zustimmung  zu  einer  drohenden  Um- 
gehung preußischen  Gebiets  nicht  gegeben  haben  würde,  so  war 
kein  Erfolg  mehr  zu  erwarten.  Es  blieb  die  Möglichkeit,  die  Hanse- 
mann auch  sogleich  ins  Auge  faßte,  Hannover  den  Anschluß  seiner 
Eisenbahnen  im  Westen  überhaupt  zu  verweigern.  Dann  würde 
eben  von  der  Rheinischen  Eisenbahn  statt  der  nördlichen  ausschließ- 


1 ) Hannoversche  Zeitung  vom  9.  Februar  1842;  in  diesem  Blatt  erschienen  im 
Januar  und  Februar  mehrere  Artikel  gegen  Hansemanns  Pläne. 
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lieh  die  südliche  Verbindung  mit  Berlin  in  Betracht  gezogen  werden. 
Und  so  gab  Hansemann  noch  von  Hannover  aus  den  Technikern 
die  Weisung,  die  Strecke  von  Lippstadt  bis  zur  hessischen  Grenze 
zu  untersuchen.  Da  hier  die  Linie  für  die  Weiterführung  schon 
feststand.  und  die  Verhältnisse  durch  den  Staatsvertrag  vom  20.  Dez. 
1841  geregelt  waren,  so  waren  keine  allzugroßen  Hindernisse  zu 
befürchten.  Wenn  die  Bahn  von  Berlin  über  Halle  durch  Thüringen 
und  Kurhessen  wieder  zur  preußischen  Grenze  kam  und  nun  von 
der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  weitergeführt  werden  durfte, 
so  würde  ja  die  geplante  Bahn  von  Lippstadt  aus  eine  ganz  andeie 
Richtung  einschlagen,  aber  die  Anlagekosten  wie  auch  die  Größe 
des  Verkehrs  würden  keine  erheblichen  Änderungen  erfahren.  Von 
Lippstadt  bis  Warburg  oder  Haueda  waren  die  Bodenverhältnisse 
sogar  günstiger  als  bis  Minden.  — Jedenfalls  würde  durch  diese 
Möglichkeit  auch  ein  kräftiger  Druck  auf  die  Entschließungen  Han- 
novers ausgeübt  werden.  Da  ja  das  Zustandekommen  einer  Eisen- 
bahn von  Magdeburg  durch  Braunschweig  und  Hannover  ohnehin 
gesichert  war,  so  blieb  aber  auch  die  Bahn  von  Köln  nach  Minden 
im  Kreis  der  Erwägungen;  bei  den  Verhandlungen  mit  der  Re- 
gierung und  bei  den  Erörterungen  innerhalb  der  Gesellschaft  dachte 
man  auch  künftig  zunächst  an  die  Eisenbahn  zur  hannoverschen 

Grenze. 

So  standen  die  Arbeiten  Hansemanns,  als  er  im  März  1842 
nach  Berlin  reiste,  um  die  Verhandlungen  mit  dem  Staat  wegen 
der  in  Aussicht  gestellten  Unterstützungen  zur  Beendigung  zu  bringen. 

Die  vorläufigen  Arbeiten  für  die  Linie  von  Köln  bis  Minden 
waren  mittlerweile  schon  fertiggestellt  worden  oder  doch  soweit 
gediehen,  daß  ein  genügender  Überblick  möglich  war.  Hansemann 
glaubte  jetzt  ein  Urteil  des  Ministers  über  die  ganze  Bahn  wie 
über  die  einzelnen  Bahnstrecken  herbeiführen  zu  können. 

Hansemann  hatte  für  den  technischen  Teil  der  Arbeiten  den 
Grundsatz  aufgestellt,  daß  die  Aufgabenkreise  nicht  zu  eng  zu  be 
schränken,  sondern  den  Fähigkeiten  des  einzelnen  zum  Erfinden 
und  Kombinieren  möglichster  Spielraum  zu  lassen  sei.  Für  die 
Duisburger  Strecke,  die  in  Bezug  auf  die  Bevölkerung  und  die 
Gewerbetätigkeit  gegen  die  Elberfelder  im  Nachteil  stand,  wurden 
möglichst  günstige  Neigungs-  und  Krümmungs Verhältnisse  zum  Aus- 
gleich dieses  Nachteils  verlangt ; ferner  sollte  dieser  Teil  der  Bahn 
sich  den  gewerbereichen  Orten  anpassen  und  nähern,  odei  es  sollte 
die  Verbindung  durch  Zweigbahnen  vorgesehen  werden.  Anderer- 
seits war  bei  der  Elberfelder  Linie  das  schwierige  Terrain  das 
Hindernis,  das  man  durch  sorgfältige  Vermessungen  tunlichst  um- 
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geben  mußte.  — In  Bezug  auf  die  Art,  wie  die  Kostenanschläge 
aufgestellt  wurden,  sagte  Hansemann:  „Staatsbehörden  und  Kapi- 
talisten haben  infolge  mehrfacher  Erfahrungen  die  Meinung  ge- 
wonnen, daß  für  den  Eisenbahnbau  die  angenommenen  Summen 
nicht  ausreichen.  Dieser  Meinung  mit  Erfolg  zu  begegnen,  gab  es 
nur  ein  Mittel : die  anzufertigenden  Überschläge  nach  Maßgabe  der 
Erfahrungen  so  hoch  zu  stellen,  daß  ihre  Prüfung  die  Gewißheit 
der  Überschätzung  des  wirklichen  Bedarfs  heraussteilen  mußte.“ 
So  wurden  nach  Hansemanns  Angabe  die  Bauten  im  Rheintal 
zwischen  Köln  und  Duisburg,  obwohl  mindestens  nicht  teurer  als 
zwischen  Köln  und  Düren,  in  den  Überschlägen  um  36  o/0  höher 
angesetzt,  als  dort  die  ausgeführten  Bauten  nach  den  Revisions- 
anschlägen kosteten.  Obendrein  wurden  noch  5 o/0  sämtlicher  Bau- 
kosten mit  Ausnahme  der  Kosten  des  Bahngestänges  für  unvorher- 
gesehene Ausgaben  angenommen  und  zu  den  Baubeträgen  ge- 
schlagen. So  gelang  es,  den  Voranschlag  nicht  allzuweit  von  den 
wirklichen  Bedürfnissen  abweichen  zu  lassen. 

Was  nun  zunächst  die  erste,  allen  Linien  gemeinsame  Strecke 
von  Deutz  bis  Mehlbroich  angeht,  so  war  die  Absicht,  den  Anfangs- 
bahnhof dann  in  die  Stadt  Deutz  zu  legen,  wenn  sie  mindestens 
die  Grundentschädigungen  innerhalb  des  städtischen  Gebietes  über- 
nehme. Hansemann  war  auch  bereit,  auf  die  Wünsche  Kölns  wegen 
einer  zweckmäßigen  Verbindung  für  den  Güterverkehr  einzugehen, 
falls  die  Stadt  Köln  ein  entsprechendes  Entgegenkommen  zeige. 
Sollten  aber  die  Städte  abgeneigt  sein,  Zugeständnisse  zu  machen, 
so  würde  der  Güterbahnhof  wegen  der  Kostenersparnis  in  einer 
gewissen  Entfernung  von  Deutz,  der  Personenbahnhof  in  ihrer  Nähe, 
aber  nicht  in  Deutz  selbst,  angelegt  werden.  Für  die  Verbindung 
der  beiden  Rheinufer  waren  Dampffähren  in  Aussicht  genommen. 
Die  untere  Wupper  sollte  zwischen  Küppersteg  und  Mehlbroich 
überschritten  werden.  Hier  wie  in  Deutz  und  Mülheim  a.  Rh.  war 
auf  die  Höhe  des  Wasserstandes  Rücksicht  zu  nehmen.  Die  ganze 
Strecke  war  teils  horizontal,  teils  hatte  sie  Neigungen  von  1 : 2000 
bis  1 : 3000. 

Am  gründlichsten  und  häufigsten  untersucht  wurde  die  Elber- 
felder  Linie  (Mehlbroich  bis  Lippstadt).  Aber  es  erschien  kaum 
möglich,  hier  auch  nur  einigermaßen  annehmbare  Geländeverhält- 
nisse zu  ermitteln.  Namentlich  leistete  Hansemann  auf  den  Plan, 
die  Stadt  Elberfeld  direkt  zu  berühren,  Verzicht,  da  dies  nur 
unter  gewaltigen  Kosten  und  auch  dann  nur  mit  einem  Gefälle 
von  1 : 230  zu  bewirken  gewesen  wäre. 
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Überhaupt  würde  bei  der  Elberfelder  Linie  häufig  mit  An- 
steigungen bis  zu  i : ioo  zu  rechnen  sein,  wenn  nicht  geneigte 
Ebenen  zur  Überwindung  der  Höhen  angelegt  würden.  Welchen 
Weg  man  aber  einschlagen  sollte,  ob  man  geneigte  Ebenen  wählen 
und  welche  Zugkraft  man  auf  ihn  anwenden  sollte,  oder  ob  man 
auch  bei  einem  Gefälle  von  i : ioo,  wie  damals  schon  einige  Fach- 
männer rieten,  den  einfachen  Lokomotivenbetrieb,  höchstens  mit 
Verstärkungen,  vorziehen  könne,  das  waren  damals  noch  ungeklärte 
Streitfragen.  Nach  manchen  Beratungen  beschloß  Hansemann,  für 
die  Elberfelder  Strecke  geneigte  Ebenen  in  Vorschlag  zu  bringen 
und  zwar  sollte  nach  dem  System  des  Baukondukteurs  Wiebe,  das 
er  bei  der  Düsseldorf -Elberfelder  Bahn  eingeführt  und  nun  neuer- 
dings verbessert  hatte.  Aus  einer  Denkschrift  Wiehes  „Über  den 
Betrieb  der  geneigten  Ebenen“  gehen  seine  Anschauungen  hervor. 
Wiebe  wollte  im  allgemeinen  die  geneigten  Ebenen  auf  die  un- 
vermeidlichen Fälle  beschränken.  Er  hielt  sie  für  Nothilfen,  ver- 
gleichbar den  Schleusen  der  Schiffahrtsstraßen.  Bei  nicht  zu  sehr 
geneigten  Ebenen  nun  empfahl  Wiebe  die  Anwendung  einer  neuen 
Betriebsart,  die  er  zuerst  am  30.  August  1841  im  regelmäßigen 
Dienst  auf  der  geneigten  Ebene  der  Düsseldorf-Elberfelder  Eisen- 
bahn bei  Erkrath  mit  Erfolg  versucht  hatte1). 

Auf  der  Strecke  von  Mehlbroich  über  Elberfeld  nach  Lipp- 
stadt  waren  nun  drei  geneigte  Ebenen  vorgesehen,  eine  um  vom 
Rheintal  die  Höhe  zu  gewinnen,  zwei  um  die  Wasserscheide  zwischen 
Ruhr  und  Ennepe  zu  überschreiten. 

Es  war  anscheinend  ein  naheliegender  Gedanke,  zwischen  Mehl- 
broich und  Elberfeld  wenigstens  teilweise  die  Schienen  und  Be- 
triebseinrichtungen der  schon  vollendeten  Düsseldorf-Elberfelder 
Eisenbahn  mit  zu  benutzen.  Die  Schienen  der  geplanten  Bahn  würden 
sonst  ungefähr  i1/2  Meilen  parallel  neben  denen  der  Düsseldorf- 
Elberfelder  herlaufen.  Hansemann  war  aber  von  vornherein  dagegen. 
Auch  hierüber  erstattete  Wiebe  aus  seiner  genauen  Kenntnis  heraus 
ein  Gutachten;  es  bestätigte  in  allen  Punkten  Hansemanns  An- 
schauungen. Wiebe  zeigte,  daß  die  technischen  Verhältnisse  der 
von  ihm  gebauten  Bahn  wohl  eine  Konkurrenz  mit  der  schlechten 
Gebirgsstraße  von  Düsseldorf  nach  Elberfeld  gestatteten,  daß  aber 
eine  für  große  Leistungen  bestimmte  Linie  mit  besonders  schnellem 
Verkehr  der  Züge  unter  ganz  anderen  Gesichtspunkten  gebaut 
werden  müsse. 


l)  Hier  muß  der  Hinweis  genügen,  daß  es  sich  um  eine  Konstruktion  nach  dem 
Prinzip  der  Brunneneimer  handelt,  die  an  einer  Kette  über  einer  Rolle  hängen. 


Das  Bahngelände. 


277 


Die  Bahn  würde  also  von  Mehlbroich  aus  bis  über  den  Ort 
Vohwinkel  hinaus,  den  höchsten,  aber  nicht  zu  umgehenden  Punkt 
bis  Elberfeld,  die  gleiche  Richtung  einhalten  wie  die  Düsseldorf- 
Elberfelder.  Sie  würde  dann  unfern  Vohwinkel  durch  Überbrückung 
die  Düsseldorf-Elberfelder  Eisenbahn  überschreiten  und  in  nörd- 
licher Richtung  auf  Elberfeld  zueilen.  Bei  Varesbeck  wäre  noch 
ein  ziemlich  tiefes  Tal,  etwa  durch  eine  Dammaufschüttung,  zu 
iiberbrücken  und  dann  bei  Elberfeld  zum  Übergang  über  das  Wupper- 
tal ein  Viadukt  von  1 50  Ruten  Länge  und  65  Fuß  Breite  zu  errichten. 
Es  war  beabsichtigt,  die  Eisenbahn  nicht  ins  Tal  selbst  zu  leiten, 
weil  dadurch  der  Abbruch  einer  Menge  von  Häusern  und  Fabriken 
bedingt  worden  wäre. 

Etwas  weniger  teuer  wäre  die  Weiterführung  der  Bahn 
entlang  der  aus  mehreren  Gemeinden  bestehenden  Stadt  Barmen. 
Das  kostspieligste  Werk  würde  ein;  abermaliger  Wupperübergang 
bei  Barmen-Rittershausen  sein.  Für  Elberfeld  und  Barmen  — zu- 
sammen nahe  an  1 Meile  lang  — waren  drei  Bahnhöfe  projektiert : 
einer  neben  dem  Düsseldorf-Elberfelder  Bahnhof,  der  zweite  an  der 
Grenze  von  Barmen  und  Elberfeld,  der  dritte  in  der  Mitte  von 
Barmen. 

Das  Gebiet  zwischen  Wupper  und  Ennepe  wäre  mittels  zweier 
geneigten  Ebenen  zu  überschreiten.  Die  erste  war  in  der  Gegend 
der  Stadt  Schwelm  gedacht,  wo  mehrere  bevölkerte  Ortschaften 
ihren  Verkehr  an  einen  gemeinsamen  Bahnhof  abgeben  könnten. 
Für  die  gewerbsame  Bevölkerung  des  Ennepertals  plante  man  außer 
dem  Bahnhof  in  Hagen  noch  zwei  weitere.  Hinter  Hagen  würde 
das  Volmetal  durch  einen  hohen  Viadukt  überwölbt  werden.  Diese 
bedeutende  Anlage  würde  sich  nicht  durch  eine  Dammanschüttung 
ersetzen  lassen,  weil  der  zur  Gartenkultur  verwandte  Boden  zu 
teuer  war. 

Von  Hagen  zum  Ruhrübergang  hin  hatte  man  zuerst  die  von 
der  liquidierenden  Rhein- Weser-Gesellschaft  projektierte  Richtung 
über  Wetter  nach  Witten  und  weiter  nach  Dortmund  ins  Auge 
gefaßt.  Doch  trat  bei  der  Bearbeitung  der  große  Nachteil  zutage, 
daß  die  Linie  fortwährende,  zum  Teil  sehr  scharfe  Krümmungen 
aufwies.  Die  Bearbeitung  anderer  Strecken  war  erfolgreich.  Am 
Zweckmäßigsten  war  folgende  Richtung,  die  demgemäß  in  den 
Plan  einbezogen  wurde:  Der  Bahnzug  sollte  über  Westhofen  an 
Schwerte  vorbeigeführt  werden,  das  Ruhrgebirge  bei  Opherdicke 
durch  einen  1 50  Ruten  langen  Tunnel  durchbrechen  und  über 
Bilmerich  in  die  Gegend  von  Unna  kommen.  Auf  diese  Weise  würde 
die  Bahn  jedoch  so  hoch  liegen,  daß  sie  sich  auch  der  Stadt  Unna 
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nur  bis  auf  300  Ruten  an  der  Südseite  nähern  könnte.  Dann  würde 
sie  allmählich  die  Höhenzüge  verlassen  und  die  Richtung  auf  Werl 
und  Soest  nehmen.  Der  Bahnhof  zu  Schwerte  könnte  der  Auf- 
nahmepunkt für  die  nicht  sehr  entfernt  liegenden,  infolge  ihrer  Be- 
völkerung und  ihres  Gewerbes  wichtigen  Städte  Iserlohn  und  Menden 
sein.  Bei  Bilmerich  war  ein  Kohlenbahnhof  projektiert,  der  zur 
Aufnahme  der  Steinkohlen  von  den  zunächst  gelegenen  Zechen 
und  auch  für  das  Hörder  Kohlenrevier  dienen  sollte;  zu  diesem 
Zweck  mußte  allerdings  eine  Kohlenzweigbahn  gebaut  werden. 
Zwischen  Hagen  und  Werl  waren  verschiedene  große  Über- 
brückungen nötig : einmal  über  die  Ruhr  bei  Haus  Syberg,  so- 
dann über  das  Tal  bei  Westhofen,  ferner  vier  Tal  Überbrückungen, 

Von  Soest  bis  Lippstadt  war  das  Terrain  ebener,  die  Bahn 
würde  die  Lippe  in  hinreichender  Höhe  über  dem  höchsten  Wasser- 
stande unterhalb  Lippstadt  überschreiten.  Von  da  ab  würde  die 
Elberfeld  er  Linie  am  rechten  Lippeufer,  wo  auch  der  Bahnhof  für 
Lippstadt  projektiert  war,  mit  der  Duisburg-Hammer  zusammen- 
fallen. 

Die  Kosten  für  die  ganze  Köln-Mindener  Bahn  würden  bei  der 
eben  angegebenen  Führung  über  Elberfeld  21027000  Taler  be- 
tragen, jedoch  ohne  zweites  Geleise,  ohne  das  Gestänge  des  Ober- 
baues und  ohne  das  Betriebsinventar.  Dem  Nachteil  der  überaus 
großen  Geländeschwierigkeiten  stand  ihr  größerer  Verkehrsreich- 
tum und  ihre  verhältnismäßige  Kürze  gegenüber;  sie  war  5 6/ 10  Meilen- 
kürzer als  die  Führung  der  Duisburg-Hammer  Bahn  es  sein  würde. 

Was  nun  die  beiden  Linien  über  Duisburg,  die  Duisburg- 
Hammer  und  die  Duisburg-Soester  betrifft,  so  hatten  sie  von  Mehl- 
broich bis  in  die  Nähe  der  Ruhr  ein  so  günstiges  Terrain  für  den 
Eisenbahnbau  wie  es  sich  nur  irgendwo  finden  ließ. 

In  der  Nähe  von  Düsseldorf  führte  nach  Hansemanns  Vor- 
schlägen die  Bahn  östlich  der  Kölner  Chaussee  an  der  Stadt  vorbei 
und  würde  nur  die  äußersten  Häuser  des  Flingersteinwegs,  einer 
Vorstadt,  berühren.  In  dieser  Gegend  war  auch  der  Bahnhof  pro- 
jektiert, so  daß  die  Bahn  also  keinen  Anschluß  an  den  Rhein 
haben  sollte.  Indessen  war  es  für  den  Handel  und  die  Spedition 
ein  Bedürfnis,  die  Bahn  mit  dem  Rheinufer  verbunden  zu  sehen. 
Das  ließe  sich  am  einfachsten  dadurch  erreichen,  daß  man  die 
Bahn  näher  an  die  Stadt  heranführte  und  den  Bahnhof  neben  den 
der  Düsseldorf -Elberfelder  Eisenbahn  legte.  Von  da  würde  die  Ver- 
bindung mit  dem  Rhein  auf  dem  bestehenden  Schienenweg  der 
Düsseldorf-Elberfelder  Eisenbahngesellschaft  stattfinden. 
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Von  dem  Bahnhof  zu  Duisburg  sollte  eine  kurze  Zweigbahn 
(i/4  Meile)  nach  dem  Duisburger  Hafen,  vorzüglich  wegen  der  Be- 
förderung der  Steinkohlen,  geführt  werden. 

Das  wichtigste  Bauwerk  auf  der  ganzen  Strecke  war  die  Ruhr- 
brücke bei  Altstaden.  Außerdem  war  hier  eine  beträchtliche  Damm- 
anschüttung wegen  des  Inundationsgebietes  der  Ruhr  nötig.  Ur- 
sprünglich war  die  Bahn  weiter  über  Oberhausen  projektiert;  später 
aber  wurde  beabsichtigt,  sie  auf  kürzerem  Wege,  wenn  auch  mit 
etwas  höheren  Kosten  an  die  emporblühende  Stadt  Mülheim  a.  d.  Ruhr 
heranzubringen.  Auch  hier  war  eine  Zweigbahn  nach  der  Stadt 
selbst  in  die  Überschläge  aufgenommen.  Ebenso  war  eine  Zweig- 
bahn von  der  Bahnstrecke  nach  der  Stadt  Ruhrort  geplant,  und 
man  erwartete  den  Bau  oder  doch  starke  Beteiligung  daran  durch 
die  Interessenten  selbst ; denn  sie  würden,  wenn  die  Zweigbahn; 
nicht  zustande  käme,  in  Bezug  auf  den  Kohlenhandel  nicht  mehr 
mit  Duisburg  konkurrieren  können,  das  von  der  die  Kohlenproduktion 
des  Ruhrreviers  aufnehmenden  Hauptbahn  direkt  berührt  werden 
sollte. 

Von  Dellwig  bei  Mülheim  a.  d.  Ruhr  bis  Dortmund  war  die 
Richtung  der  Bahn  im  Emschertal  teils  durch  das  südlich  liegende 
Gebirge,  teils  durch  die  Rücksicht  auf  wichtige  Industriepunkte 
bedingt.  Soweit  als  möglich  sollte  sie  sich  der  Stadt  Essen  nähern. 
Dann  aber  mußte  sie,  um  das  Gebirge  bei  Castrop  zu  vermeiden, 
weit  nach  Norden  von  der  geraden  Linie  ab  weichen. 

Von  Dortmund  bis  Unna  waren  die  Erdarbeiten  auf  der  ganzen 
Strecke  die  bedeutendsten : die  Linie  lag  hier  auf  den  Abhängen 
des  Gebirges ; sonst  wären  beträchtliche  Entschädigungsansprüche; 
nicht  zu  vermeiden  gewesen.  Später  erwog  man  bedingungsweise 
auch  die  etwas  südlichere  Lage  der  Bahn  durch  die  iLalgründe. 

Es  wurde  daran  festgehalten,  daß  die  Bahn  Dortmund  auf' 
nehmen  müsse,  denn  die  Gegend  war  sehr  kornreich  und  stand 
auch  gewerblich  hoch.  Dortmund  würde  der  Anschlußpunkt  für 
Hagen  und  Herdecke  und  die  bevölkerten  Ruhrufer  sein.  Auch 
waren  bei  Dortmund  und  dem  benachbarten  Llörde  reiche  Kohlen- 
zechen in  Betrieb  und  versprachen  eine  steigende  industrielle  Ent- 
wicklung. 

Der  Bahnhof  zu  Dortmund  gehörte  zu  den  wichtigsten;  auch 
der  in  Essen  war  auf  einen  nicht  unbeträchtlichen  Verkehr  be- 
rechnet. Außerdem  waren  an  mehreren  Stellen  Bahnhöfe  zur  Auf- 
nahme der  Steinkohlen  sowie  des  Verkehrs  von  den  Nachbarstädten 
projektiert. 
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Von  Unna  aus  würde  der  kürzeste  Anschluß  an  die  Bahn 
über  Duisburg  und  Dortmund  für  Iserlohn  und  Menden  und  über- 
haupt für  das  ganze  gewerbliche  Sauerland  sein.  Wenn  die  Bahn 
von  Essen  aus  nicht  noch  nördlicher  durch  ebeneres  Gelände  über 
Gelsenkirchen,  Lünen  nach  Hamm  geführt  werden  sollte,  so  war 
das  durch  die  Bedeutung  der  Städte  Dortmund  und  Unna  begründet. 
Doch  wurde  auch  diese  Strecke  in  Erwägung  gezogen  und  geo- 
metrisch untersucht. 

Die  Bahn  würde  die  Lippe  bei  Hamm  überschreiten,  um  die 
künftige  Anlegung  einer  Zweigbahn  nach  Münster  zu  erleichtern. 
Die  direkte  oder  indirekte  Berührung  des  Münsterlandes  hatte  der 
Oberpräsident  von  Vincke  der  Kölner  Eisenbahndirektion  besonders 
ans  Herz  gelegt.  Von  Hamm  aus  würde  die  Linie  im  wesentlichen 
dem  Lauf  des  Flusses  folgen  und  ohne  erhebliche  Erdarbeiten 
Lippstadt  erreichen,  um,  wie  eben  erwähnt,  mit  der  Elberfelder 
Linie  zusammenzufallen.  Unfern  von  Lippstadt  würde  die  Bahn 
noch  eine  kleine  Enklave  Fürstlich  Lippischen  Gebietes  durchziehen. 
Bei  Lippstadt  wie  bei  Hamm  waren  sehr  vorteilhaft  liegende  Bahn- 
höfe in  unmittelbarer  Nähe  der  Städte  projektiert. 

Sollte  die  Duisburg-Soester  Linie  gewählt  werden,  so  würde 
dies  nur  für  die  Strecke  von  Dortmund  bis  Lippstadt  eine  Ab- 
weichung von  der  eben  kurz  beschriebenen  Duisburg-Hammer  Linie 
ausmachen. 

Zwischen  Dortmund  und  Unna,  näher  bei  Unna,  lag  der 
Trennungspunkt  der  beiden  Linien.  Die  Duisburg-Soester  Bahn 
würde  sich  bei  Unna,  etwas  höher  liegend  als  die  Duisburg-Hammer, 
über  Werl  nach  Soest  ziehen,  wo  sie  sich  mit  der  Elberfelder  Linie 
vereinigen  müßte,  so  daß  die  Strecke  von  Soest  bis  Lippstadt  mit 
der  letzteren  Linie  gemeinschaftlich  wäre. 

Die  Duisburg-Soester  Linie  würde  vor  der  Duisburg-Hammer 
den  Vorzug  haben,  daß  sie  ein  wenig,  nämlich  U/2  Meilen,  kürzer 
wäre,  sofern  die  letztere  über  Dortmund  (statt  über  Gelsenkirchen) 
geführt  würde.  Dagegen  würde  zwischen  Unna  und  Lippstadt  häufig 
ein  Gefälle  von  i : 300  bis  1 : 400  zu  überwinden  sein ; in  dieser 
Hinsicht  stände  sie  also  nicht  günstiger  als  die  Linie  über  Hamm. 

Was  die  Kosten  anbetrifft,  so  standen  die  beiden  Hauptlinien 
der  ganzen  Bahn  über  Düsseldorf-Duisburg  ganz  erheblich  günstiger 
da  als  die  Linie  über  Elberfeld.  Und  zwar  war  eine  nicht  sehr 
beträchtliche  Differenz  zu  Gunsten  der  Bahn  über  Duisburg-Hamm 
vorhanden;  die  Bahn  über  Hamm  würde  nämlich  nach  den  An- 
schlägen der  Techniker  13  500000  Taler,  die  über  Soest  13866000 
Taler  kosten. 
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Die  geradeste  und  zweifellos  zugleich  billigste  Linie  von  Lipp- 
stadt  bis  an  den  Abhang  des  Teutoburger  Waldes,  wo  dieser  bei 
Bielefeld  überschritten  werden  mußte,  ging  über  Rietberg.  Von 
Gütersloh  bis  Herford  aber  nahm  das  Gefälle  stark  zu.  Mehrfache 
Nivellements  waren  vorgenommen  worden,  um  die  Linie  festzustellen. 
Doch  schien  es  recht  schwierig,  kein  schlechteres  Gefälle  als  i : 200 
in  den  Plan  aufzunehmen. 

Das  Tal  der  Werre  bestimmte  von  Herford  bis  Rheme,  wo 
der  Fluß  in  die  Weser  mündet,  den  Bahnzug.  In  dieser  Gegend 
waren  drei  Überbrückungen  der  Werre  nötig.  Die  Linie  von  Rheme 
nach  Minden  am  linken  Ufer  der  Weser  durch  die  Porta  West- 
falica zu  führen,  war  unstatthaft,  weil  selbst  mit  Aufwendung  höchst 
beträchtlicher  Kosten  scharfe  Krümmungen  nicht  zu  vermeiden  sein 
würden.  Es  stellte  sich  heraus,  daß  der  beste  Bahnzug  zu  er- 
reichen war,  wenn  die  Weser  bei  Rheme  überschritten  wurde  und 
die  Bahn  dann  am  rechten  Weserufer  durch  die  Porta  in  die  Nähe 
von  Minden  gelangte.  Eine  zur  Prüfung  der  Verhältnisse  des 
Eisenbahnbaues  zur  Festung  Minden  zusammengetretene  Militär- 
kommission verlangte,  daß  die  Bahn  bis  in  die  unmittelbare  Nähe 
der  Stadt  gelegt  werde. 

Größere  Bahnhöfe  waren  zu  Gütersloh  und  Herford  geplant. 
Auch  die  Bahnhöfe  zu  Bielefeld  und  Minden  erheischten  ansehn- 
liche Summen ; der  erstere,  weil  seine  Anlage  durch  Terrainschwierig- 
keiten verteuert,  der  zweite,  weil  er  als  End-  und  Grenzbahnhoff 
wichtig  werden  würde.  Daneben  waren  noch  manche  kleine  Bahn- 
höfe in  Aussicht  genommen.  — 

Hansemanns  Stellung  gegenüber  den  verschiedenen  Projekten^ 
die  für  die  einzelnen  Teilstrecken  der  Bahn  in  Frage  kamen,  war 
immer  die,  daß  die  Eisenbahn  nur  die  nach  den  Gelände-  und 
Verkehrsverhältnissen  vorteilhafteste,  also  gewinnreichste  Linie  aus- 
zuwählen habe,  daß  Abweichungen  von  diesem  Prinzip  nur  dann 
statthaft  seien,  wenn  von  den  Interessenten  der  irgendwie  ungünstiger 
gearteten  Strecken  Zugeständnisse  und  Beihilfen  gewährt  würden^ 
die  mindestens  einen  vollen  Ausgleich  für  die  unternehmende  Ge- 
sellschaft brächten.  Dabei  suchte  Hansemann  unter  den  Beteiligten 
die  Konkurrenz  zu  entfachen,  um  desto  höhere  Leistungen  von 
ihnen  zu  erlangen1).  Auch  den  größeren  Kontroversen,  selbst  der 
schwierigsten,  ob  die  Bahn  über  Elberfeld  oder  über  Duisburg  gehen 
sollte,  stand  Hansemann  als  Vertreter  der  Rheinischen  Eisenbahn- 


1)  Es  hat  den  Anschein,  daß  Hansemann  aus  diesen  finanziellen  Gründen  die- 
Vielheit  der  Einzelstrecken  gar  nicht  so  ungern  sah. 
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Gesellschaft  nicht  anders  gegenüber.  Es  war  ganz  unrichtig,  wenn 
man  ihm  persönliche  Voreingenommenheit  für  diese  oder  jene 
Führung  vorwarf,  sein  unverrückbarer  Maßstab  blieb  der  finanzielle 
Ertrag.  Nebenher  kam  nur  noch  ein  Wunsch  für  ihn  in  Frage, 
daß  sich  nämlich  die  Interessenten,  vor  allem  aber  die  Regierung, 
da,  wo  sie  zu  entscheiden  und  sich  über  ihre  Unterstützungen  schlüssig 
zu  werden  hatten,  in  der  kürzesten  Frist  erklären  möchten. 

So  legte  Hansemann  der  Regierung  mit  vollkommener  Un- 
parteilichkeit auch  die  Resultate  der  Untersuchung  für  und  gegen 
die  beiden  Strecken  von  Mehlbroich  bis  Lippstadt  vor.  Die  Haupt- 
gesichtspunkte für  die  dort  zu  treffende  Wahl  wurden  schon  skizziert. 
Es  ist  durchaus  glaubhaft,  wenn  Hansemann  auch  in  Privatbriefen 
seine  Uninteressiertheit  an  den  immer  zunehmenden  Lokalstreitig- 
keiten beteuerte.  Die  Linie  über  Duisburg  erschien  ihm,  um  es 
noch  einmal  zu  wiederholen,  für  den  durchgehenden  Verkehr  weit 
zweckmäßiger,  die  über  Elberfeld  war  bezüglich  des  Nahverkehrs 
erheblich  entwickelter,  aber  infolge  der  Geländeschwierigkeiten 
dennoch  im  ganzen  unannehmbar  oder  vielmehr  nur  bei  starken 
Kommunal-  oder  Staatsunterstützungen  ausführbar.  Da  nach  den 
Angaben  der  Techniker  die  größere  Länge  der  Fahrtdauer  auf 
der  einen  Linie  sich  ausgleichen  würde  durch  die  Verlangsamung 
wegen  der  großen  Terrainhindernisse  bei  der  anderen,  so  war  für 
die  Rheinische  Eisenbahn  die  Kostenberechnung  der  springende 
Punkt.  Immerhin  war  der  Unterschied  — von  Mehlbroich  bis  Lipp- 
stadt kostete  die  Führung  über  Duisburg-Hamm  6928000  Taler, 
über  Elberfeld  14455000  Taler  — mehr  als  j1/2  Millionen  Taler. 

Es  war  nun  natürlich  von  großer  Bedeutung,  aus  den  Frequenz- 
berechnungen, die  von  Egidy  aufgestellt  hatte,  und  aus  den  Kosten- 
überschlägen und  Nivellements  die  relative  Rentbarkeit  der  ver- 
schiedenen Konkurrenzstrecken,  mit  anderen  Worten  ihren  pro- 
zentualen Ertrag  in  Vergleich  zu  stellen.  Dieses  geschah  von  dem 
Regierungs-  und  Baurat  König  und  von  den  Baukondukteuren  Opper- 
mann, Wohlbrück  und  Wiebe.  Ohne  daß  hier  auf  die  auch  in 
den  Einzelheiten  bemerkenswerten  Zusammenstellungen  eingegangen 
werden  kann,  sollen  nur  die  Prozentsätze  der  Verzinsung  genannt 
werden.  Diese  betrugen 

1.  auf  der  Elberfelder  Linie  nach  König  2,920/0;  nach  Opper- 
mann 3,53  0/0  • nach  Wohlbrück  3,52  o/0 ; nach  Wiebe1)  a)  bei  einem 

9 Das  gründlichste  und  nach  Hansemanns  Meinung  wertvollste  Votum  war  das 
von  Wiebe  abgegebene.  Um  nur  den  Gang  seiner  Berechnungen  anzudeuten,  so  suchte 
■er  zunächst  mit  Zuhilfenahme  der  von  Egidyschen  Frequenzberechnungen  die  Betriebs- 
kosten auf  den  Konkurrenzlinien  zu  ermitteln.  Dabei  wies  er  nachdrücklich  auf  die 


Die  Frequenzberechnungen. 


Frachttarif  von  19  Sgr.  7,77  Pfg.  pro  Zentner  durch  die  ganze 
Bahn  2,81  °/o,  b)  bei  einem  Frachttarif  von  6,15  Pfg.  pro  Zentner 
und  Meile  1,85%; 

2.  auf  der  Duisburg-Hammer  Linie  nach  König  4,29  o/0  ■ nach 
Oppermann  5,220/0;  nach  Wohlbrück  5,260/0;  nach  Wiebe  im  Fall 
a)  5 0/0,  im  Fall  b)  ebenso  50/0.  — 

Bisher  sind  die  von  Regierungsrat  von  Egidy  untersuchten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  verschiedenen  Linien,  nach  denen 
die  Frequenzberechnungen  wie  die  Veranschlagung  des  Ertrags  der 
Köln-Mindener  Eisenbahn  erfolgte,  nur  vorübergehend  erwähnt 
worden.  Von  Egidy,  in  einzelnen  Fragen  unterstützt  und  beraten 
durch  Hansemann,  hatte  im  Jahre  1841  die  Konkurrenzlinien  oft- 
mals bereist  und  dann  mit  wahrem  Bienenfleiß  alles  zugängliche 
Material  verwertet.  Die  Ungleichartigkeit  des  ausgedehnten  Bahn- 
gebiets und  die  bisher  bestehenden  zahlreichen  Verkehrsstraßen 
machten  eine  besonders  umsichtige  Beobachtung  nötig;  Personen 
und  Güter,  die  künftig  ganz  oder  zum  Teil  dem  Transport  auf 
der  Eisenbahn  anheimfallen  würden,  bewegten  sich  auf  fünf  ver- 
schiedenen, unter  sich  verbundenlein  Parallelstraßen,  die  bei  Koblenz, 
Köln,  Düsseldorf,  Duisburg  und  Wesel  westlich  begannen  und  in 
Leipzig,  Halle  und  Magdeburg  die  norddeutschen  Landstraßen  und 
Eisenbahnen  erreichten. 

Hinsichtlich  des  Verkehrs  waren  für  die  Köln-Mindener  Bahn 
zwei  Teile  des  zu  durchfahrenden  Gebietes  deutlich  zu  trennen. 
Die  östliche  Hälfte,  etwa  von;  Lippstadt  ab,  war  zwar  lebhaft  be- 
völkert, aber  doch  in  Bezug  auf  gewerbliche  Regsamkeit  nicht  mit 
dem  Westen  zu  vergleichen,  hier  überwog  bei  weitem  der  Acker- 
bau. Der  westliche  Teil  der  Gegend  War  der  industriereichste  Distrikt 
Preußens,  vielleicht  ganz  Deutschlands,  aber  auch  hier  war  neben- 
her der  Ackerbau  in  Blüte.  Aus  diesen  Gegenden  war  der  Haupt- 
zufluß vom  inneren  Verkehr  zu  erwarten.  Die  natürlichen  Grund- 
lagen und  die  historische  Entwicklung  hatten  eine  ungemein  tätige 
Bevölkerung  herangezogen;  außer  der  westlich  begrenzenden  Ver- 


Schwierigkeit,  ja  die  völlige  Unmöglichkeit  hin,  über  Betriebsgröße  und  Betriebskosten 
einer  erst  zu  erbauenden  Bahn  etwas  ganz  Zuverlässiges  zu  sagen.  Indem  Wiebe  alle 
Verzinsungen  der  dauernden  Anlagen  und  alle  Betriebskosten  in  Betracht  zog,  kam  er 
zu  dem  Ergebnisse,  daß  die  Kosten  für  einen  Zentner  durch  die  ganze  Län^e  der  Elber- 
felder  Linie  (32  Meilen)  12  Sgr.  5,2135  Pfg.,  für  die  Duisburg -Hammer  (38  Meilen 
Länge)  10  Sgr.  5,7677  Pfg.  betragen  würden.  Wiebe  setzte  diese  Zahlen  mit  ein  und 
kam  zu  dem  oben  angegebenen  Resultat.  Danach  werde  bei  gleichem  Frachtsatz  pro 
Zentner  und  Meile  die  Elberfelder  Linie  mit  bedeutendem  Verlust  arbeiten,  während  die 
Duisburg-Hammer  Linie  4 — 5%  Zinsen  trage. 
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kehrsstraße  des  Rheins  standen  gefällreiche  Flüsse  wie  Wupper, 
Volme,  Lenne  und  Ruhr  und  zahllose  Bäche  diesen  Gegenden  zu 
Gebote,  erleichterten  den  Transport  der  Güter  oder  dienten  den 
Gewerben  als  bewegende  Kräfte.  Der  Boden  barg  in  den  Revieren 
der  Bergämter  Essen,  Werden  und  Bochum  unergründliche  Schätze 
an  Steinkohlen.  Die  bergischen  und  märkischen  Kreise  um  Elber- 
feld und  östlich  von  dieser  Stadt  (die  Kreise  Elberfeld,  Lennep, 
Solingen;  mehr  östlich  Hagen,  Iserlohn  und  Altena)  besaßen  alt- 
berühmte Industrien.  Von  Egidy  charakterisierte  diese  zusammen- 
fassend so: 

„Der  Kreis  Solingen  ist  der  Hauptsitz  der  Fabrikation  von 
Klingen,  Messern,  Schlosser-  und  überhaupt  von  Stahlwaren;  in 
Lennep  schwingt  sich  die  Tuchfabrikation  mächtig  empor,  während 
die  Gegend  von  Remscheid  sich  der  Industrie  von  Solingen  zu- 
gesellt; der  Kreis  Elberfeld  verfertigt  einen  großen  Teil  des  zoll- 
vereinsländischen Bedarfs  an  glatten  Baumwollwaren  und  Bändern, 
fabriziert  Seidenwaren  und  enthält  die  in  Deutschland  unüber- 
troffenen Türkischrot-Färbereien;  die  Band-  und  Seidenfabrikation 
dehnt  sich  bis  zu  dem  Tale  von  Schwelm,  während  die  übrigen 
Täler  des  Kreises  Hagen  von  den  Schlägen  der  Stahl-,  Raffinier-, 
Ambos-  und  Sensenhämmer  widerhallen,  in  welche  sich  das  Pochen 
der  Schlosser-  und  Schmiede-Werkstätten  mischt.  Die  Bronce-  und 
Messingwaren  der  Kreise  Iserlohn  und  Altena  sind  weltbekannt ; 
Papier,  Nadeln,  Draht,  Eisenbleche  werden  in  Menge  dort  fabriziert ; 
Puddlings-  und  Eisen-Walzwerke  von  ansehnlicher  Bedeutung  finden 
sich  in  allen  dreien  der  markanischen  Kreise.“ 

Die  Bevölkerung  dieser  überaus  wohlhabenden  Kreise  betrug 
zusammen  375  909  Seelen  (darunter  die  des  Kreises  Elberfeld  allein 
110682  Seelen).  Aber  auch  nördlich  im  Rheintal  auf  Duisburg  zu 
und  von  dort  aus  zum  Emschertal  hin  regte  sich  eine  allerdings 
erst  in  den  Anfängen  stehende  Industrie.  Die  Haupterwerbsquelle 
stellte  hier  außer  der  Landwirtschaft  der  Kohlenbergbau  dar. 
Bei  einer  mehr  nördlichen  Führung  der  Bahn,  über  Duisburg  würden 
die  Kreise  Solingen,  Düsseldorf,  Duisburg,  Bochum,  Dortmund  mit 
einer  Bevölkerung  von  313324  Seelen  von  der  Bahn  durchschnitten 
oder  berührt  werden.  Auch  würde  sich  dann  die  Eisenbahn  den 
Kreisen  Neuß  und  Krefeld  nähern,  während  das  bergische  Land 
durch  die  Düsseldorf -Elberfelder  Eisenbahn  aufgeschlossen  bleiben 
und  die  Kreise  Iserlohn  und  Altena  durch  die  erwähnte  Zweig- 
bahn verbunden  werden  könnten. 

Von  Egidys  Verfahren  zur  Veranschlagung  der  Personen- 
frequenz wich  von  dem  bisher  bei  solchen  Anschlägen  angewandten 
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nicht  unerheblich  ab.  Von  Egidy  war  nicht  mehr  nur  auf  die 
bisherigen  Resultate  des  Landstraßenverkehrs  und  im  übrigen  auf 
mehr  oder  weniger  zutreffende  Vermutungen  beschränkt,  wie  früher 
z.  B.  Henz,  Camphausen  und  Hansemann  bei  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn, sondern  er  konnte  schon  die  Resultate  anderer  gleichartiger 
Bahnen  zur  Beurteilung  mit  heranziehen  und  dadurch  die  Fehler- 
quellen wenigstens  mindern. 

Bei  der  Beurteilung  des  Personenverkehrs  standen  von  Egidy 
die  außerordentlichen  Abweichungen  von  der  .Wirklichkeit  vor 
Augen,  die  bei  fast  allen  bisher  projektierten  Bahnen  gegenüber 
den  Voranschlägen  zu  konstatieren  waren.  Hatte  doch  z.  B.  bei 
der  Rheinischen  Eisenbahn  Henz  1835  die  Personenfrequenz  auf 
36  000,  Hansemann  bald  darauf  auf  78  000  Personen  im  Jahr  taxiert,- 
während  tatsächlich  in  den  ersten  beiden  Monaten  nach  der  Er- 
öffnung der  Strecke  Köln — Aachen  schon  ebensoviele  Personen,  wie 
Hansemann  für  das  Jahr  angenommen,  auf  der  Bahn  reisten. 

Von  Egidy  suchte  nun  aus  den  Erfahrungen  der  Eisenbahnen 
in  Belgien,  der  Leipzig-Dresdener  und  der  Leipzig-Magdeburger 
Eisenbahn  den  Quotienten,  in  dem  die  von  diesen  Bahnen  nahe 
oder  mittelbar  berührte  städtische,  d.  h.  ihrer  Masse  nach  über- 
wiegend gewerbetreibende  Bevölkerung  zu  der  Gesamtzahl  der 
Reisenden  stand.  Dann  wurde  aus  der  Vergleichung  der  wirk- 
lichen Einnahme  des  Personentransports  mit  dem  Tarif  die  Längen- 
einheit berechnet,  die  jede  Person  durchschnittlich  durchreist  hatte. 
Die  so  gefundenen  Zahlen  wurden  auf  die  städtischen  Bevölkerungs- 
Verhältnisse  der  Konkurrenzlinien  analog  angewendet.  Um  jede 
Überschätzung  zu  vermeiden,  wurde  angenommen,  daß  nur  auf  der 
Strecke  von  Köln  über  Elberfeld  bis  Hagen  die  städtische  und 
im  nächsten  Umkreis  wohnende  Bevölkerung  viermal,  auf  allen 
übrigen  Strecken  aber  nur  2,875  mal  in  einer  durchschnittlichen 
Länge  von  5 Meilen  die  Eisenbahn  benutzen  und  daß  die  zwar 
nicht  unmittelbar,  jedoch  in  anderer  Beziehung  auf  die  Bahn  an- 
gewiesene städtische  Bevölkerung  sich  einmal  auf  eine  gleiche  Länge 
bewegen  werde. 

Das  Hauptresultat  war  dann  folgende  Frequenz  (auf  eine  Länge 
von  5 Meilen):  a)  auf  der  Elberfelder  Linie  187198  Personen, 
b)  auf  der  Duisburg-Hammer  Linie  132289  Personen,  c)  auf  der 
Duisburg-Soester  Linie  135995  Personen.  Diese  Zahlen  würden 
gegenüber  dem  schon  vorhandenen  Personenverkehr  nur  eine  4 bis 
5 fache  Vermehrung  voraussetzen. 

Für  die  Güterfrequenz  erschien  ein  ähnliches  Verfahren  nicht 
angängig,  vielmehr  hielt  sich  von  Egidy  da  allein  an  die  auch 
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sonst  gebräuchliche  Methode,  d.  h.  er  veranschlagte  die  Güter- 
massen der  künftigen  Bahn  auf  Grund  der  Chausseegeldeinnahmen 
sowie  der  Produktions-  und  Konsumtionsstatistiken  der  anliegenden 
Gebiete.  Ganz  abgesehen  wurde  von  den  Steigerungen,  die  infolge 
des  Vorhandenseins  einer  Eisenbahn  erst  später  zu  erwarten  waren. 

Eine  erste  Berechnung  der  Gütertransporte  nach  der  1840  vor- 
handenen Frequenz  der  Chausseen  ergab  für  die  Elberfelder  Linie 
eine  Gütermasse  von  insgesamt  1535381  Zentner,  für  die  Duis- 
burg-Hammer von  1859353  Zentner,  für  die  Duisburg-Soester  von 
1896811  Zentner  für  die  ganze  Länge  der  Bahn. 

Zweitens  aber  suchte  von  Egidy  auch  für  die  einzelnen' Haupt- 
güterkategorien besonders  durch  genaues  Studium  ihrer  Erzeugung 
bezw.  ihres  Verbrauches  die  entsprechenden  Zahlen  zu  gewinnen. 
.Weil  auf  diesem  Wege  nicht  alle  Transporte  statistisch  erfaßt  werden 
konnten,  waren  sie  etwas  kleiner  als  die  eben  angegebenen,  nämlich 
a)  auf  der  Elberfelder  Linie  1 149755  Zentner,  b)  auf  der  Duis- 
burg-Hammer Linie  1 283  022  Zentner,  c)  auf  der  Duisburg-Soester 
Linie  1335695  Zentner. 

Die  historischen  und  statistischen  Verhältnisse,  die  den  Hinter- 
grund dieser  Zahlen  bildeten,  hatte  von  Egidy  auf  mühevolle  Weise 
gesammelt  und  verarbeitet.  Sie  boten  ein  umfassendes  Bild  der 
wirtschaftlichen  Lage  der  preußischen  Landesteile  zwischen  Rhein 
und  Weser  Q.  Auch  hier  können  nur  einige  Angaben  einen  schwachen 
Einblick  in  die  Untersuchungen  gewähren. 

Von  Egidy  hatte  sich  zunächst  mit  den  Steinkohlentransporten 
aus  dem  Ruhrrevier  beschäftigt. 

Das  eigentliche  Kohlenrevier  umfaßte  damals  ein  Dreieck  mit 
einem  Flächenraum  von  gegen  acht  Quadratmeilen,  dessen  Seiten 
etwa  von  den  Verbindungslinien  der  Städte  Styrum,  Dortmund  und 
Barmen  gebildet  worden  wären.  Die  Kreise  Duisburg  und  Elber- 
feld im  Regierungsbezirk  Düsseldorf,  die  Kreise  Dortmund  und 
Hagen  im  Regierungsbezirk  Arnsberg  fielen  vorwiegend  in  dieses 
Gebiet.  Hier  lagen  unermeßliche  Schätze  an  vortrefflichen  Stein- 
kohlen, die  durch  543  Zechen  in  Abbau  genommen  wurden.  Die 
gewonnenen  rund  23000000  Verkaufsscheffel  (mehr  als  19000000 
Bergscheffel)  Kohlen  gelangten  nach  allen  Richtungen  zum  Ver- 
sand (zu  einem  Preis  von  22 — 48  Sgr.  pro  Tonne  = 4 Scheffel 
zu  92  100  Pfd.,  je  nach  der  Qualität  der  Kohlen).  Hauptsächlich 

auf  Ruhr  und  Rhein  kamen  die  Kohlen  nach  Holland  und  nach 
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den  Rheingegenden,  stromaufwärts  kamen  sie  bis  Mainz,  Frankfurt, 
Mannheim  usw.  Durch  die  Ruhr  wurden  mehr  als  12  000  000  Scheffel 
abgeführt,  durch  die  Lippe  etwa  120000  Scheffel,  während  der 
Rest  der  Produktion  in  den  westfälischen  Bezirken  selbst  verbraucht 
wurde.  Trotz  aller  Verbesserungen,  die  an  dem  Lauf  der  Ruhr, 
besonders  unter  dem  Oberpräsidenten  von  Vincke  vorgenommen 
worden  waren,  blieben  die  Spesen  gerade  auf  der  Strecke  von 
.Witten  bis  Ruhrort  noch  unangemessen  hoch.  Eine  alle  Umstände 
in  Rechnung  ziehende  Betrachtung  ergab  nun,  daß  die  künftige 
Köln-Mindener  Eisenbahn  für  eine  Strecke  von  5 Meilen  auf  der 
Elberfelder  Linie  1 669915  Zentner  Kohlen  zu  transportieren  haben 
würde.  Die  entsprechenden  Zahlen  für  die  Duisburg-LIammer  Linie 
.waren  4539705  Zentner,  für  die  Duisburg-Soester  Linie  4665103 
Zentner. 

Auch  die  Salztransporte  konnten  eine  recht  ins  Gewicht  fallende 
Menge  von  Gütern  an  eine  rheinisch-westfälische  Bahn  abgeben. 
Von  dem  Salzbedarf  der  Rheinprovinz  von  1 14  571  Tonnen  jährlich 
lieferte  Westfalen  den  Hauptteil  mit  54  560  Tonnen,  die  in  sechs 
großen  Salinen  gewonnen  wurden  (nämlich : in  Königsborn  26  840 
Tonnen,  in  Werl  16030,  in  Sassendorf  450,  Salzkotten  870,  Western- 
kotten 2530,  Neusalzwerk  7840  Tonnen).  Da  die  Eisenbahn  eineh 
billigen,  pünktlichen  und  trockenen  Transport  des  Salzes  würde 
garantieren  können,  so  würde  sie  nicht  nur  die  bisherigen  Güter-; 
mengen  aufnehmen,  sondern  auch  eine  Vermehrung  des  westfälischen 
Salzquantums  auf  Kosten  der  bisher  hinzugezogenen  Salzzufuhr  aus 
den  Niederlanden  und  vom  Neckar  herbeiführen.  Demnach  be- 
zifferte von  Egidy  die  Mengen,  die  von  der  Eisenbahn  befördert 
werden  würden,  für  5 Meilen  a)  auf  der  Elberfelder  Linie  auf  640  279, 
b)  auf  der  Duisburg-Hammer  Linie  auf  773  090,  c)  auf  der  Duis- 
burg-Soester Linie  auf  771323  Zentner. 

Eine  weitere  Hauptgüterkategorie  würden  die  wichtigsten  von 
auswärts  bezogenen  Gebrauchsgegenstände  für  die  Bevölkerung  der 
Provinz  Westfalen  bilden.  Eine  ganz  fehlerfreie  Berechnung  war 
hier  um  so  weniger  möglich,  als  die  Verbrauchshöhe  schwankte, 
und  Westfalen  auch  keinen  einheitlichen,  festabgegrenzten  Markt 
abgab,  sondern  nach  Konjunktur  und  Konkurrenz  bald  vom  Rhein 
her,  bald  von  der  Weser  mit  Waren  versorgt  wurde.  Nach  den 
Zollergebnissen  und  nach  den  Publikationen  angesehener  Statistiker 
(Ferber,  Dieterici,  Hoffmann)  suchte  von  Egidy  den  Einfluß,  den 
die  Transporte  von  Kolonialwaren,  Seefischen,  Wein,  Branntwein, 
Wolle  und  Leder  auf  den  Verkehr  der  Eisenbahn  ausüben  Avürden, 
zahlenmäßig  zu  erfassen.  Kaffee,  Zucker,  Tabak,  Tee,  Gewürze, 
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Südfrüchte  und  Fische  waren  die  Gegenstände,  die  ihrer  Haupt- 
masse nach  künftig  auf  die  Bahn  angewiesen  sein  würden,  da  sie 
durchweg  ihren  Weg  über  Köln,  Düsseldorf  oder  Duisburg  nehmen 
mußten.  Mit  Wein,  Branntwein,  Öl,  Tran,  Wolle,  Tuchen,  Leder 
würden  die  Länderstriche  zwischen  Rhein  und  Weser  nur  zum  Teil 
durch  die  Eisenbahn  versorgt  werden.  Zusammen  würden  von  diesen 
Artikeln  für  die  Längeneinheit  von  5 Meilen  auf  der  Eisenbahn 
transportiert  werden  a)  auf  der  Elberfelder  Linie  1 625  879?  b)  au^ 
der  Duisburg-Hammer  Linie  1761  m,  c)  auf  der  Duisburg-Soester 
Linie  1 668  309  Zentner. 

Schließlich  veranschlagte  von  Egidy  noch  die  „aus  den  ge- 
werblichen Verhältnissen  der  einzelnen  Kreise  hergeleiteten  Trans- 
portmassen“ besonders.  Es  wurden  hier  die  bisher  noch  nicht  er- 
wähnten Güter  für  den  Bahntransport  zusammengestellt,  die  in  all' 
den  zahlreichen  gewerblichen  Betrieben  in  den  blühenden  Gegenden 
der  Bahnstrecken  hergestellt  wurden;  außerdem  bedurfte  es  noch 
einer  Abschätzung  der  in  den  Rhein- Weserlanden  selbst  produzierten 
und  konsumierten  Güter,  wie  Fleisch,  Butter,  Gemüse,  Getreide  usw., 
die  ebenfalls  zum  Teil  den  Güterverkehr  der  Bahn  vermehren  würden. 
Nach  den  hier  freilich  besonders  der  persönlichen  Abmessung  anheim 
gegebenen  Zahlen  würden  sich  die  Transportmassen  nach  Zentnern, 
die  5 Meilen  weit  auf  der  Bahn  zu  transportieren  sein  würden,  be- 
laufen: a)  auf  der  Elberfelder  Linie  auf  3 305  333  Zentner,  b)  auf 
der  Duisburg-Hammer  Linie  auf  2 541  506  Zentner,  c)  auf  der  Duis- 
burg-Soester Linie  auf  2521  586  Zentner.  — 

Gleichzeitig  mit  den  Rentabilitätsberechnungen  der  Techniker 
und  von  Egidys  hatte  sich  Hansemann  auch  schon  an  die  Ge- 
meinden, viele  Korporationen  und  Privatpersonen  gewandt,  die  an 
der  Ausführung  des  Baues  ein  Interesse  hatten,  um  von  ihnen  Kosten- 
beiträge zu  erwirken.  Auch  bei  der  projektierten  Anlage  der  Bahn- 
höfe, bei  jedem  Entgegenkommen  wegen  der  Annäherung  der  Bahn1 
an  die  Städte  drang  Hansemann  auf  angemessene  Beiträge.  Diese 
wurden  in  der  Regel  in  der  Form  der  Übernahme  der  Grund- 
entschädigungen durch  die  betreffenden  Gemeinden  oder  der  Ab- 
tretung eigener  Terrains  gefordert  und  vereinbart. 

Das  energische  Vorgehen  Hansemanns  vom  Oktober  1841  ab 
hatte  schon  gleich  in  einigen  Fällen  Erfolg.  So  kamen  Verträge 
mit  Duisburg,  Mülheim  a.  d.  Ruhr,  Dortmund,  Hamm,  Bielefeld, 
Werl  und  Soest  zustande.  Als  Beispiel  mögen  die  vorbildlich  wirken- 
den Verhandlungen  mit  der  Stadt  Duisburg  Erwähnung  finden. 
Diese  Unterhandlungen  wurden  am  9.  Oktober  1841  mit  dem  Aus- 
schuß des  dortigen  Eisenbahnvereins  und  mehreren  Mitgliedern  der 
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Direktion  des  Rheinkanals  eröffnet.  Hiernach  sollte  die  Gemeinde 
im  wesentlichen  folgende  Leistungen  übernehmen:  a)  die  kosten- 
freie Überlieferung  alles  zu  der  Bahn  und  ihren  Anlagen  einschließ- 
lich des  Bahnhofes  erforderlichen  Terrains  innerhalb  der  Grenzen 
der  Stadt,  b)  die  Anlage  und  Unterhaltung  der  von  der  Staats- 
behörde für  nötig  erachteten  neuen  Wege  und  die  Vergütung  aller 
wegen  Verlegung  bestehender  Wege  zu  entrichtenden  Kosten,  c)  einen 
Beitrag  von  75  Taler  für  die  Kosten  eines  jeden  Wegeüberganges. 
Dagegen  verpflichtete  sich  die  Gesellschaft,  den  Bahnhof  bei  der 
Duisburg-Mülheimer  Chaussee  anzulegen  und  von  da  bis  in  die 
Nähe  des  Rheinkanals  eine  Zweigbahn  herzustellen  und  zu  unter- 
halten. 

Der  Stadtrat  zu  Duisburg  erteilte  dieser  Übereinkunft  am  9.  Dez. 
1841,  die  Königl.  Regierung  zu  Düsseldorf  am  28.  Januar  1842, 
allerdings  mit  einer  Modifikation,  ihre  Zustimmung.  Demgemäß 
wurde  unter  dem  13.  März  1842  der  förmliche  Vertrag  zwischen 
dem  Bürgermeister  von  Duisburg  und  der  Direktion  der  Gesell- 
schaft abgeschlossen. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  sich  die  größere  finanzielle 
Bereitwilligkeit  zunächst  bei  den  Linien  über  Duisburg  zeigte.  Mit 
vielen  Orten  aber  war  noch  ein  Abkommen  zu  erwarten,  spätestens 
dann,  wenn  der  Bau  beschlossen  werden  sollte.  Andere  antworteten 
auf  Hansemanns  Aufforderung  überhaupt  nicht  oder  erklärten  (so 
die  Stadt  Unna),  daß  sie  eher  Nachteile  als  Vorteile  von  der  Eisen- 
bahnanlage erwarteten,  jedenfalls  des  etwaigen  Nutzens  auch  ohne 
Opfer  teilhaftig  zu  werden  gedächten. 

Aber  die  größte,  entscheidende  Arbeit  stand  Hansemann  noch 
bevor.  Als  er,  wie  berichtet,  im  März  1842  zu  den  Verhandlungen 
wegen  der  Unterstützung  des  Bahnbaues  nach  Berlin  ging,  erklärte 
er  selbst  (in  einem  Brief  vom  22.  Februar  1842  an  von  Egidy), 
,,daß  er  jetzt  alle  Geisteskräfte  zusammennehmen  müsse,  um  zu 
siegen,  da  die  große  Sache  in  ihre  Hauptkrisis  komme“. 

Während  die  Voruntersuchungen  für  die  Eisenbahn  von  Köln 
bis  zur  hannoverschen  Grenze  ihrem  Ende  entgegengingen  und  die 
Drucklegung  der  gewonnenen  Resultate  beginnen  konnte,  unter- 
breitete Hansemann  dem  Finanzministerium  seine  Vorschläge.  Graf 
Alvensleben  hatte  für  diese  Angelegenheit  die  Geh.  Oberregierungs- 
räte Kühne  und  von  Pommer-Esche  II  zu  Kommissarien  ernannt. 
Mit  ihnen  hatte  Hansemann  am  31.  März  eine  erste  Besprechung. 
Hansemann  ging  von  dem  Grundsätze  aus,  daß  die  beiden  Unter- 
nehmungen der  Rheinischen  Eisenbahn  als  ein  Ganzes  anzusehen 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  19 


290 


Sechstes  Kapitel. 


und  unter  eine  Verwaltung  zu  stellen  seien.  Demgemäß  hätten 
sich  auch  die  Unterstützungen  und  Begünstigungen  immer  nur  auf 
die  eine  Rheinische  Eisenbahn  zu  beziehen.  Es  wurde  ferner  voraus- 
gesetzt, daß  die  Duisburg-Hammer  Linie  • zur  Ausführung  ange- 
nommen werde  und  daß  zur  völligen  Fertigstellung  der  Bahn  auf 
dem  linken  Rheinufer  noch  ein  Kapital  von  etwa  2 000  000  Taler 
benötigt  werde.  Die  Vorschläge,  die  Hansemann  für  die  Rheinische 
Eisenbahn  machte,  liefen  auf  folgende  Wünsche  hinaus : 

Der  Staat  werde  teils  bare  Zuschüsse  zum  Bau  (wohin  nament- 
lich die  Kosten  der  Festungsbauten  in  Deutz  und  Minden  gehörten), 
teils  unverzinsliche  Vorschüsse  geben.  Das  übrige  Anlagekapital 
werde  durch  Aktien  beschafft,  deren  Inhabern  ein  nach  Maßgabe 
des  Reinertrages  der  Bahn  verschiedenes  Minimum  der  Revenue 
von  ihrem  Aktienkapital,  eventuell  durch  Zuschüsse  des  Staates,  ge- 
währt werde.  Ein  Teil  des  Reinertrages  werde  zur  Tilgung  der 
Staatsvorschüsse  und  zur  Amortisation  des  Anlagekapitals  verwendet ; 
der  Gesellschaft  würden  verschiedene  Begünstigungen  und  Modi- 
fikationen des  Eisenbahngesetzes  zugestanden,  und  es  werde  das 
bisherige  Statut  in  entsprechender  Weise  neu  redigiert. 

Wegen  einiger  auf  der  Konferenz  behandelten  Punkte,  die 
ihm  besonders  wichtig  waren,  suchte  Hansemann  in  den  nächsten 
Wochen  dem  Finanzminister  noch  nähere  Aufklärung  zu  geben. 

Am  7.  April  reichte  er  dem  Ministerium  eine  Denkschrift 
ein,  in  der  er  auf  die  Notwendigkeit  einer  vollständigen  Ver- 
schmelzung der  beiden  Eisenbahnen,  wie  sie  auch  bis  dahin  be- 
absichtigt war,  einging,  da  in  der  Besprechung  zum  ersten  Male  hier- 
gegen ein  Bedenken  laut  geworden  war.  Für  die  Rheinische  Gesell- 
schaft konnte  aber  der  Bau  der  projektierten  Bahn  nur  dann  einen 
unmittelbaren  Gewinn  bedeuten,  wenn  an  dieser  Basis  nicht  ge- 
rüttelt wurde. 

Um  kein  Bedenken  wegen  der  noch  notwendigen  Erhöhung 
des  Kapitals  der  linksrheinischen  Eisenbahn  aufkommen  zu  lassen, 
legte  Hansemann  am  9.  April  dem  Finanzminister  eine  Wahrschein- 
lichkeitsberechnung ihrer  Rentbarkeit  vor.  In  der  Tat  konnte  ja 
die  enorme  Steigerung  des  Aktienkapitals  für  die  Strecke  von  Köln 
bis  zur  belgischen  Grenze  leicht  zum  Stein  des  Anstoßes  werden. 
Nach  den  Erfahrungen  bei  anderen  deutschen  Bahnen  wurden  sämt- 
liche Betriebskosten  für  den  Personen-  und  Gütertransport  nachge- 
wiesen und  danach  die  reinen  Gewinne  der  Gesellschaft  pro  Meile 
an  jeder  Person  und  an  jedem  Zentner  Gut  gezeigt.  Ein  Anlage- 
kapital von  9 000  000  Taler  werde  sich  mit  über  4 ,1/2  o/0  verzinsen,. 
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wenn  jährlich  300000  Personen  und  i1/2  Millionen  Zentner  Güter 
durch  die  ganze  Bahnlinie  befördert  würden1). 

Auf  seine  Vorschläge  hin  erhielt  Hansemann  am  14.  April 
einen  Bescheid  des  Finanzministers.  Die  seinerseits  vorgeschlagenen 
Grundlagen,  hieß  es  da,  könnten  nicht  als  geeignet  erachtet  werden, 
und  es  sei  „unter  diesen  Umständen  für  angemessen  befunden  worden, 
zunächst  durch  Prüfung  der  Vorarbeiten  für  die  verschiedenen  Bahn- 
linien die  Entscheidung  über  die  Richtung  der  Bahn  von  Köln 
nach  Minden  vorzubereiten,  damit  sodann  der  dafür  zu  beschaffende 
Bedarf  bestimmter  übersehen  und  über  die  seitens  des  Staates  zu 
gewährende  Beihilfe  Beschluß  gefaßt  werde“.  Darum  möge  Hanse- 
mann sobald  als  tunlich  die  vollständigen  Vorarbeiten  vorlegen, 
wonach  die  Prüfung  und  Entscheidung  veranlaßt  werden  solle.  Von 
den  hiernächst  in  Betreff  der  Unterstützung  und  Begünstigung  der 
Köln-Mindener  Bahn  durch  den  Staat  zu  beschließenden  Bedingungen 
werde  seiner  Zeit  der  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahngesell- 
schaft behufs  der  weiteren  Verhandlung  über  die  Ausführung  der. 
gedachten  Bahn  nach  den  festgestellten  Grundlagen  Mitteilung  ge- 
macht werden,  da  es  an  sich  wünschenswert  erscheine1,  daß  auf 
dieses  Unternehmen  seitens  der  Kölner  Gesellschaft  eingegangen 
werde. 

Am  22.  April  bestätigte  Hansemann  dem  Finanzminister  den 
Empfang  seiner  Erklärung  vom  14.  und  akzeptierte  die  Zusage, 
zunächst  mit  der  Rheinischen  Eisenbahn  verhandeln  zu  wollen;  pr 
bat,  die  Prüfung  der  Vorarbeiten  so  beschleunigen  zu  lassen,  daß 
noch  in  der  nächsten  Generalversammlung  der  Gesellschaft  im  Mai 
ein  Beschluß  über  die  ganze  Angelegenheit  gefaßt  werden  könne. 
Hansemann  glaubte  damals  noch,  die  Prüfung  der  vorgelegten  um- 
fassenden Arbeiten  werde  im  wesentlichen  eine  formelle  sein,  es 
werde  von  den  dazu  eingesetzten  Beamten  nachgesehen  werden, 
ob  bei  den  Vorarbeiten  nichts  Erhebliches  versäumt  worden  sei 
und  ob  sie  einen  hinreichenden  Maßstab  zur  Schätzung  der  Kosten 
des  Baues  und  Betriebes  abgäben. 

Hätte  Graf  Alvensleben  von  einer  bis  in  alle  Einzelheiten 
zurückgehenden  Nachprüfung  an  Ort  und  Stelle  abgesehen,  so  hätte 
er  über  die  Sache  alsbald  eine  Entscheidung  herbeiführen  können. 
Die  vorläufigen  Überschläge  gestatteten  es,  die  Tragweite  der  Unter- 
stützungen zu  überblicken.  Hansemann  hätte  die  Zusammenstellungen 
im  März  und  April  1842  vereinigt  und  als  ein  ziemlich  umfang- 
reiches Buch  unter  dem  Titel  „Bericht  über  die  Vorarbeiten  und 

J)  Diese  Denkschriften  Hansemanns  selbst  waren  nicht  aufzufinden. 
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Verhandlungen  wegen  Weiterführung  der  Rheinischen  Eisenbahn 
von  Köln  bis  zur  Landesgrenze“  drucken  lassen;  es  waren  darin 
namentlich  die  Arbeiten  Hansemanns,  von  Egidys  und  Wiebes  sowie 
ausgezeichnete  Karten  der  betreffenden  Landesteile,  der  projektierten 
Bahnlinien  und  ihrer  Längenprofile  enthalten.  So  war  der  Bericht 
am  20.  April  einstweilen  vertraulich  an  das  Finanzministerium 
gesandt  worden,  dann  wurde  er  den  Oberpräsidenten  der  Rhein- 
provinz und  Westfalens  überreicht,  später  auch  den  Aktionären 
der  Rheinischen  Eisenbahn  und  anderen  Interessenten  zur  Verfügung 
gestellt.  Hansemann  durfte  hoffen,  es  werde  nun,  wie  das  in  ähn- 
lichen Fällen  auch  schon  geschehen  war,  in  kurzer  Frist  ein  ge- 
diegenes Urteil  abgegeben  werden  können. 

Doch  es  kam  anders;  es  sollte  noch  lange  dauern,  ehe  die 
Frage  der  Unterstützungen  vom  Finanzministerium  als  spruchreif 
angesehen  wurde.  Das  war  aber  nicht  zum  wenigsten  eine  Folge 
des  Wechsels  im  Finanzministerium,  der  Mitte  April  eingetreten 
war.  An  die  Stelle  des  Grafen  Alvensleben  trat  der  Oberpräsident 
der  Rheinprovinz  von  Bodelschwingh,  der  bisher  ein  Förderer  der 
Rheinischen  Eisenbahn  gewesen  war  und  daher  auch  beim  Antritt 
seines  neuen,  einflußreicheren  Postens  aus  den  Kreisen  der  Ge- 
sellschaft mit  Freuden  begrüßt  wurde.  Sehr  bald  sollte  sich  diese 
Stimmung  gänzlich  wenden. 

Den  Anlaß  zu  der  kühl  ab  wartenden,  ja  wohl  auch  direkt  ab- 
lehnenden Haltung,  die  von  Bodelschwingh  dem  Bahnprojekt  gegen- 
über einnahm,  gab  wohl  in  erster  Linie  die  damals  immer  heftiger 
werdende  Opposition  gegen  die  Pläne  Hansemanns,  vor  allem  aber 
gegen  die  empfohlene  Richtungslinie  der  Bahn. 

Die  starke  Gegenbewegung  gegen  die  von  Hansemann  als 
die  zweckmäßigste  bezeichnete  Duisburg-Hammer  Linie  wurde  von 
verschiedenen  Seiten  in  die  Wege  geleitet,  aber  nur  einer  der  ver- 
schiedenen gegnerischen  Parteien  konnte  man  von  vornherein  einigen 
Erfolg  in  Aussicht  stellen,  das  waren  die  Anhänger  der  alten  Rhein- 
Weser  Eisenbahnlinie  durch  das  bergisch-märkische  Land. 

Ganz  aussichtslos  waren  die  Bemühungen,  neben  den  von  Hanse- 
mann in  Erwägung  gezogenen  überhaupt  noch  ganz  neue  Bahn- 
strecken in  Vorschlag  zu  bringen.  Solch  ein  vergebliches  Projekt 
war  z.  B.  im  Sommer  1841  von  Münster  aus  empfohlen  worden: 
von  Duisburg  solle  die  Eisenbahn  nach  Norden  abbiegen  und  die 
Stadt  Münster  anschließen,  sich  dann  aber  wieder  südlich  auf 
Bielefeld  der  Hansemannschen  Linie  nähern.  Etwas  später  wurde 
die  rheinische  Festung  Wesel  in  diesen  Abänderungsvorschlag  ein- 
bezogen, hiernach  sollte  also  die  Bahn  von  Duisburg  aus  über  Wesel 


Der  Streit  um  die  Bahnlinie. 


298 


und  Münster  nach  Bielefeld  gehen.  Die  Gründe,  durch  die  man 
diesen  bedeutenden  Umweg  plausibel  erscheinen  lassen  wollte,  waren 
einmal  das  günstige  ebene  Gelände,  das  diese  nördliche  Richtung 
finden  würde,  zum  anderen  die  schnellere  Verbindung  Berlins  mit 
den  Festungen  Wesel  und  Münster. 

Auf  ein  Schreiben  des  Weseler  Handelskammerpräsidenten 
Müller  hatte  Hansemann  dieses  Amendement  (am  8.  Juli  1841) 
rundweg  abgewiesen.  Seine  Antwort  war  bestimmt,  auch  in  anderen 
Kreisen  seinen  Standpunkt  klar  zu  legen.  Um  es  kurz  anzudeuten : 
Hansemann  führte  damals  aus,  daß  ihm  seine  Pflicht  gegen  den 
Staat  und  die  Eisenbahngesellschaft  gebiete,  die  kürzeste  Linie  zu 
bevorzugen.  Die  Linie  über  Wesel-Münster  sei  für  den  allgemeinen 
Staatszweck  zu  lang,  sie  sei.  ferner  zu  weit  abgelegen  „von  dem 
bevölkerten,  industriösesten  und  produktionsreichsten  Teil  West- 
falens ; auch  habe  Preußen  ein  besonders  großes  militärisches 
Interesse,  die  Hauptstadt  auf  die  kürzeste  und  vorteilhafteste  Weise 
mit  der  so  wichtigen  Festung  Köln  verbunden  zu  sehen.  Das 
Publikum  sei  jetzt  durch  die  Emission  anderer  Anleihen,  dann 
auch  durch  die  Überfülle  anderer  Eisenbahnprojekte  abgekühlt,  die 
Aktien  sänken  im  Kurs,  und  man  erwarte  häufig,  die  Aktien  an 
der  Börse  unter  pari  kaufen  zu  können.  Daher  müsse  der  Staat 
helfen,  wenn  irgendwo  eine  große  Linie  gebaut  werden  solle;  es 
sei  aber  eben  deswegen  auch  die  für  den  Ertrag  günstigste  Linie 
auszuwählen.  Kleine  Versuche,  eine  andere  Linie  zur  Annahme 
durchzudrücken,  verursachten  nutzlose  Mühe  und  könnten  dem 
großen  Projekt  nur  schaden.  Die  Anhänger  der  Führung  über 
Wesel  und  Münster  sollten  sich  entweder  durch  Hansemanns  Be- 
weise überzeugen  lassen  oder  ‘wirklich  große  Anstrengungen  machen. 

Immerhin  mochte  Hansemann,  wie  es  nach  der  ganzen  Art 
der  Erwiderung  scheint,  in  dieser  Übertreibung  eine  Stütze  für 
seinen  eigenen  Vorschlag  sehen,  der  mehr  nördlichen  Linie  über 
Duisburg  den  Vorzug  vor  der  Elberfelder  zu  geben. 

Was  nun  die  Opposition  der  Bergisch-Märker  gegen  Hanse- 
mann angeht x),  so  hatte  diese  in  dem  Augenblick  eingesetzt,  wo 
Hansemanns  Absichten  genauer  bekannt  wurden.  In  Elberfeld  waren, 
wie  früher  erzählt  wurde,  schon  sehr  frühzeitig  Wünsche  nach 
einer  Eisenbahnverbindung  des  Wuppertales  mit  dem  Kohlenrevier 
laut  geworden;  es  war  auch  schon  Manches  zur  Gründung  einer 
Eisenbahngesellschaft  geschehen.  Die  Hoffnungsfreudigkeit  und 
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Arbeitslust  war  aber  durch  die  Versagung  der  Konzession  für  eine 
Elberfeld- W' itte.ner  Eisenbahn  stark  gedämpft  und  die  Erwartung 
auf  den  Bau  der  Rhein-Weserbahn  beschränkt  worden,  bis  deren 
tragisches  Schicksal  den  Wuppertalern  alle  Aussichten  nahm.  Dann 
hatte  Hansemann  die  Hoffnungen  neu  entfacht,  und  um  so  ärger 
war  nun  die  Enttäuschung,  wiederum  vielleicht  auf  lange  Jahre 
die  Wohltat  des  neuen  Verkehrsmittels  entbehren  zu  sollen. 

Die  Phasen  des  nun  entbrennenden  Kampfes  kann  man  kurz 
durch  einen  Hinweis  auf  den  früheren  Gegensatz  zwischen  Köln 
und  Aachen  kennzeichnen.  Die  Ähnlichkeit  war  in  der  Tat  er- 
staunlich und  wurde  auch  von  Hansemanns  Zeitgenossen  mit  Inter- 
esse wahrgenommen.  Es  läßt  sich  verstehen,  wenn  die  Elberfelder 
und  sonstigen  Gegner  Hansemanns  es  als  eine  merkwürdige  Strafe 
des  Geschicks  hinstellten,  daß  er  nun  mit  seinen  eigenen  Waffen 
angegriffen  werden  könne.  Camphausen,  der  früher  so  Bedrängte, 
sprach  von  der  Vergeltung  der  Geschichte,  die  nun  seinen  alten 
Gegner  treffe.  — Ja  überhaupt  Hansemanns  ganzes  ferneres  Wirken 
und  Kämpfen  für  die  Rheinische  Eisenbahn  drängt  dem  Beschauer 
den  Vergleich  mit  Camphausens  Tätigkeit  und  endlichem  Erliegen 
geradezu  auf : Nun  war  es  Hansemann,  der  der  Geländeschwierig- 
keiten halber  eine  von  der  kürzesten  Strecke  abweichende,  bessere 
Linie  vorschlug;  seine  Pläne  wurden,  wie  gleich  zu  zeigen,  einer 
Prüfungskommission  unterbreitet,  die  mit  ihren  Arbeiten  nicht  fertig 
zu  werden  schien;  auch  Hansemann  fand  nun  in  den  Verteidigern 
der  anderen  Strecke  erbitterte  Gegner,  die  vor  keinem  Mittel  zurück- 
schreckten, die  ihrerseits  die  Konzession  des  Bahnbaues  beantragten 
und  schließlich  zur  Niederlage  des  ursprünglichen  Bewerbers  bei- 
trugen. — 

Schon  im  Sommer  des  Jahres  1841  hatten  der  Oberbürger- 
meister und  der  Gemeinderat  von  Elberfeld  eine  Immediateingabe 
an  den  König  mit  der  Bitte  gerichtet,  die  Interessen  des  bergisch- 
märkischen  Industriebezirks  bei  der  Wahl  der  Bahnlinie  zu  be- 
obachten. Es  war  ihnen  darauf  geantwortet  worden  (14.  Juli),  eine 
Entscheidung  werde  erst  nach  Beendigung  der  Vorarbeiten  getroffen. 
Zu  Beginn  des  Jahres  1842  hatten  weitere  Kreise  von  den  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Untersuchungen  wenigstens  nach  ihren 
Hauptresultateri  Kenntnis  erhalten.  Daraufhin  bildete  sich  in  Elber- 
feld das  „Bergisch-Märkische  Eisenbahnkomitee“,  dessen  Seele  der 
Bankier  A.  von  der  Heydt  war.  Gleich  im  Mai  1842  ging  von 
der  Heydt  mit  dem  Direktor  der  Elberfelder  Gewerbeschule  Egen, 
dem  bekannten  Eisenbahnfachmann,  und  dem  Landrat  von  Vincke 
aus  Hagen  nach  Berlin.  Hier  richteten  sie  am  3 1 . eine  neue  Immediat- 


Eingaben  Hansemanns  an  den  Finanzminister  von  Bodelschwingh. 


295 


einga.be  an  den  König,  in  der  sie  mit  großem  Nachdruck  für  den 
Staatsbau  der  Köln-Mindener  Eisenbahn  eintraten.  Nur  so  werde 
eine  Bahnrichtung  gewählt  werden,  die  den  allgemeinen  Landes- 
interessen voll  entspreche.  Nächst  dem  Staat  verdiene  das  Bergisch- 
Märkische  Komitee  am  ehesten  Berücksichtigung.  In  diesem  seien 
die  angesehensten  Männer  der  Bahngegenden,  und  zwar  nur  aus 
Liebe  zur  Sache,  zusammengeschlossen  und  würden  bei  einer  an- 
gemessenen Staatsunterstützung  selbst  gern  den  Bau  übernehmen. 
Die  Vertreter  der  Rheinischen  Eisenbahn  dagegen  suchten  nur  die 
Subventionen  für  ihr  eigenes  Unternehmen  an  sich  zu  ziehen. 

Diesmal  war  den  Elberfeldern  das  Glück  günstiger.  Wenigstens 
einer  ihrer  Wünsche  wurde  erfüllt,  es  wurde  ihnen  die  Nachprüfung 
der  von  Hansemann  vorgelegten  Untersuchungen  und  Anschläge 
zugesagt. 

Inzwischen  hatten  die  Dinge  in  Berlin  auch  sonst  ein  für  die 
Rheinische  Eisenbahn  unerfreulicheres  Gesicht  bekommen. 

Dem  neuen  Finanzminister  von  Bodelschwingh  hatte  Hanse-: 
mann  am  29.  April  ein  weiteres  Promemoria  unterbreitet,  in  dem 
die  für  den  Fall  notwendigen  Unterstützungen  besprochen  wurden, 
daß  das  Kapital  für  die  rheinisch-westfälische  Bahn  zu  einem  Teil 
durch  Anleihen  der  Gesellschaft  aufgebracht  werden  sollte.  Aufs 
Neue  wurde  auch  um  Beschleunigung  gebeten  und  zu  diesem  Be- 
huf eine  mündliche  Konferenz  vorgeschlagen. 

Einige  Tage  später,  am  4.  Mai,  richtete  Hansemann  wiederum 
eine  Eingabe  an  das  Finanzministerium,  in  der  er  den  Nachweis 
zu  führen  suchte,  daß  die  vorgelegten  Arbeiten  zur  Entscheidung 
völlig  genügten.  Der  Staat  habe  zunächst  zu  beurteilen,  ob  eine 
im  Bau  und  Betrieb  kostspielige  und  schwierige  Gebirgsbahn  oder 
die  viel  zweckmäßigere  in  der  Ebene  gebaut  werden  solle. 

Als  es  mißlang,  durch  die  beiden  Vorstellungen  die  erbetene 
Äußerung  des  Ministers  über  seine  Absichten  zu  veranlassen,  wandte 
sich  Hansemann  zum  dritten  Male  an  ihn,  unter  dem  9.  Mai.  Er 
beantragte,  es  möge  der  Beginn  des  Bahnbaues  auf  den  endgültig 
zum  Bau  bestimmten  Strecken  gestattet  werden.  Wenn  man  auch' 
noch  eine  Revision  an  Ort  und  Stelle  für  nötig  halte,  so  könnte 
die  Gesellschaft  doch  zwischen  Deutz  und  Mehlbroich  die  Erdarbeiten 
und  zwischen  Lippstadt  und  Minden  die  Grunderwerbung  beginnen. 
Dazu  möge  die  Staatskasse  die  laufenden  Kosten  bis  zum  Betrag 
von  400  000  Taler  vorschießen. 

Nun  hatte  von  Bodelschwingh  am  5.  Mai  schon  eine  kurze 
Mitteilung  an  Hansemann  abgesandt.  In  dieser  hieß  es,  eine  vor-: 
gängige  Prüfung  der  verschiedenen  Projekte  an  Ort  und  Stelle 
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sei  unerläßlich,  eine  Entscheidung  vor  der  Generalversammlung 
mithin  untunlich.  — In  einem  ferneren  Reskript  vom  11.  Mai  wurde 
die  genauere  Mitteilung  gemacht.  Die  örtliche  Revision  sei  inzwischen 
dem  Regierungs-  und  Baurat  Ritter  in  Merseburg  und  dem  Assessor 
bei  der  technischen  Gewerbedeputation  Nottebohm  in  Berlin  über- 
tragen worden. 

Abermals  wandte  sich  der  unermüdliche  Hansemann  an  von 
Bodelschwingh.  Am  13.  reichte  er  eine  summarische  Zusammen- 
stellung der  Konzessionsbedingungen  ein,  der  auch  ein  Entwurf 
der  von  den  Regierungskommissaren  am  31.  März  gewünschten 
Statutenänderungen  beigegeben  war.  Es  wurde  die  Bitte  11m  eine 
allgemeine  Zusage  ausgesprochen,  während  eine  nähere  Feststellung 
in  den  weiteren  Verhandlungen  erf  olgen  könne.  Hansemann  wünschte 
der  Generalversammlung  seiner  Gesellschaft  wenigstens  die  allge- 
meinen Grundsätze  der  Behandlung  der  Angelegenheit  unterbreiten 
zu  können. 

Darauf  antwortete  der  Finanzminister  zum  ersten  Male  un- 
umwunden. Das  Wesentliche  seiner  Darlegungen  war  ein  doppeltes : 
einmal,  daß  er  auf  der  angeordneten  örtlichen  Untersuchung  be- 
stand und  sich  bis  dahin  die  Beschlußfassung  vorbehielt;  zum 
andern  hielt  er  daran  fest,  daß  die  rechts-  und  die  linksrheinische 
Bahn  als  vollkommen  getrennte  Unternehmungen  zu  betrachten 
seien.  Bei  den  einzuleitenden  Verhandlungen  über  die  Art  und  die 
Höhe  der  Unterstützungen  werde  „immer  von  dem  Gesichtspunkt 
auszugehen  sein,  daß  die  seitens  des  Staates  zu  gewährenden  Be- 
willigungen oder  Garantien  sich  auf  das  neue  Unternehmen,  also 
die  Bahn  von  Köln  nach  Minden  und  weiter  bis  zur  Landesgrenze 
beschränkten,  und  daß  dieselben  an  sich  bestimmt  und  ihrem  Um- 
fang nach  von  vornherein  zu  übersehen  seien“.  Ferner  seien  keinerlei 
Privilegien  und  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  gesetzlichen  An- 
ordnungen zu  Gunsten  des  Unternehmens  zu  erwarten  — etwa  in 
Bezug  auf  das  Eisenbahngesetz,  den  Übergang  über  den  Rhein  bei 
Köln,  die  Befreiung  oder  Ermäßigung  von  den  Eingangszöllen  von 
Eisen  und  von  Kupfer. 

Im  übrigen  war  der  Einanzminster  zu  kleineren  Zugeständ- 
nissen bereit.  Er  sei  willens,  die  Vorschläge  wegen  der  Abtretung 
der  dem  Staat  gehörigen  Terrains,  wegen  der  Übernahme  der 
Arbeiten  bei  den  Festungen  usw.  in  Erwägung  zu  ziehen.  Auch' 
wurde  die  Erlaubnis  für  die  speziellen  Vorarbeiten  zu  der  gemein- 
samen Anfangsstrecke  der  konkurrierenden  Linien  von  Deutz  bis 
Mehlbroich  erteilt ; wenn  das  Bauprojekt  die  Billigung  der  Königl. 
Regierung  in  Köln  erlangt  habe,  würden  auch  die  Geldmittel  von 
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der  Regierung,  freilich  zunächst  nur  als  Vorschuß,  bewilligt  werden. 
Betont  wurde  aber,  daß  der  Staat  sich  einen  entsprechenden  Ein- 
fluß auf  das  Unternehmen  durch  angemessene  Konzessions- 
bedingungen und  bei  der  Berufung  der  höheren  Beamten  sichern 
müsse.  So  sei  z.  B.  der  Vorbehalt  sehr  wichtig,  „daß  täglich 
wenigstens  einmal  eine  zusammenhängende  ununterbrochene  Per- 
sonenbeförderung von  Berlin  nach  Köln  und  von  Köln  nach  Berlin 
stattfinde;  ohne  eine  solche  Einrichtung  würde  die  Bahn  ihrem 
Zwecke  nur  sehr  mangelhaft  entsprechen,  und  die  dadurch  bedingten 
Ausgaben  stellten  sich  als  solche  dar,  welche  nach  der  Bestim- 
mung der  Bahn  und  der  Natur  des  Unternehmens  unerläßlich  seien,, 
daher  von  diesem  ohne  besondere  Vergütung,  wie  sie  z.  B.  für 
Nachtzüge  in  Anregung  gekommen  seien,  getragen  werden  müßten“. 

Im  ganzen  waren  die  Zusagen,  mit  denen  Hansemann  nun 
zu  der  Generalversammlung  vom  31.  Mai  1842  reiste,  doch  sehr 
unbedeutend  und  unbefriedigend.  Allerdings  ließ  er  dort  seine  eigene 
niedergedrückte  Stimmung  nicht  zutage  treten,  weil  er  noch  auf 
eine  Wendung  zum  Besseren  hoffte.  In  der  Generalversammlung 
berichtete  Hansemann  über  seine  Tätigkeit  in  Hannover  und  äußerte 
den  Wunsch,  daß  doch  noch  die  zweckmäßigere  nördliche  Linie 
auch  allgemein  als  solche  anerkannt  werde.  Dann  legte  er  die 
Resultate  der  Verhandlungen  in  Berlin  dar,  indem  er  die  Zuge- 
ständnisse der  Regierung  in  helles  Licht  setzte. 

Immerhin  war  schon  eine  weniger  günstige  Meinung  in  den 
Reihen  der  Aktionäre  unverkennbar.  Die  Hindernisse  und  Angriffe, 
die  der  Direktion  entgegengetreten  waren,  konnten  nicht  unbekannt 
bleiben  und  hatten  doch  manche  Mitglieder  der  Gesellschaft  sehr 
verstimmt.  So  wurden  allerlei  Einwendungen  laut : eine  solche  Er- 
weiterung der  Aufgaben  liege  außerhalb  des  Rahmens  der  Gesell- 
schaft, diese  sei  nur  für  den  Bau  der  Eisenbahn  von  Köln  bis 
zur  belgischen  Grenze  gebildet  worden,  auch  die  Statuten  erwähnten 
nur  diesen  Zweck.  Der  Staat  habe  ein  großes  Interesse  an  der 
Ausführung  der  Linie  und  werde  sie  schließlich  übernehmen  müssen; 
die  Gesellschaft  dagegen  sei  weit  weniger  interessiert  daran.  Dabei 
sei  der  Erfolg  mehr  als  ungewiß,  denn  die  Rentbarkeit  der  Bahn 
sei  sehr  zu  bezweifeln.  Desgleichen  werde  die  vergrößerte  Ver- 
waltung nur  Zersplitterung  bringen,  eine  menschliche  Kraft  reiche 
nicht  für  zwei  so  riesenhafte  Unternehmungen  aus.  Man  dürfe  sich 
nicht  so  tief  in  eine  bedenkliche  Angelegenheit  einlassen,  denn  die 
Zusagen  seien  zu  wenig  sicher.  Im  Jahre  1837  habe  man  sich 
ebenfalls  so  vertrauensvoll  auf  die  vom  Staat  zu  gewährenden  Be- 
dingungen in  die  Unternehmung  der  Rheinischen  Eisenbahn  ein- 
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gelassen,  und  nachher  sei  das  so  höchst  ungünstige  Eisenbahn- 
gesetz erlassen  worden.  In  einem  aber  waren  sich  die  Gegner  mit 
den  Freunden  der  Erweiterung  einig:  In  jedem  Falle  dürfe  in  die 
Sache  nicht  eher  eingetreten  werden,  bis  der  Staat  die  Bahnlinie 
auf  der  linken  Rheinseite  mit  der  auf  der  rechten  hinsichtlich  der 
zu  gewährenden  Vorteile  gleichstelle;  „überhaupt  sei  eine  gleiche 
Behandlung  beider  Bahnlinien  eine  notwendige  Bedingung,  um  sich 
in  das  neue  Unternehmen  einzulassen.“ 

Aus  den  Erwiderungen  der  Direktion  sei  hervorgehoben,  daß 
man  vor  allen  Dingen  auf  die  notwendig  wachsende  Rentabilität 
der  eigenen  Eisenbahn  hinwies,  wenn  die  weitere  Verbindung  mit 
übernommen  werde.  Da  von  Ammon  stark  für  die  Fortführung 
der  Verhandlungen  eintrat,  auch  Hansemann  darauf  drang,  so  kam 
der  folgende  Beschluß  zustande:  „Die  Direktion  und  bezw.  der 
Vizepräsident  derselben,  Herr  Hansemann,  wird  ermächtigt,  die  mit 
dem  Staate  begonnene  Unterhandlung  wegen  Weiterführung  der 
Rheinischen  Eisenbahn  von  Köln  bis  zur  östlichen  Grenze  West- 
falens fortzusetzen  und  darüber  eine  Übereinkunft  zu  treffen,  vor- 
behaltlich der  Genehmigung  der  Gesellschaft.“  Nur  56  von  1216 
abgegebenen  Stimmen  lehnten  diesen  Auftrag  ab. 

Auf  der  Generalversammlung  waren  schon  die  teilweise  alles 
Maß  überschreitenden  Anfeindungen  erwähnt  und  verurteilt  worden, 
mit  denen  Hansemanns  Gegner  ihn,  mitunter  auch  die  Gesellschaft 
selbst  verfolgten.  In  Eingaben,  persönlichen  Vorstellungen  bei  den 
Behörden  und  Zeitungsartikeln  wurde  von  den  Einwohnern  des 
bergischen  und  märkischen  Landes  die  Berücksichtigung  der  alten 
Handelswege  gefordert.  Die  Richtungslinie  müsse  durch  diejenige 
Gegend  geführt  werden,  die  an  Reichtum  des  Verkehrs  und  Ge- 
werbetätigkeit im  deutschen  Lande  unbestritten  an  erster  Stelle  stehe. 
Das  Interesse  des  Staates  an  der  Ertragsfähigkeit  müsse,  wie  früher 
bei  der  Köln-Antwerpener  Bahn,  da  eine  Grenze  finden,  wo  der 
etwaige  Gewinn  einer  Privatgesellschaft  vielleicht  sogar  auswärtigen 
Aktionären  zufließen  werde. 

Als  Beleg  der  Schärfe  des  Kampfes,  die  wenigstens  hin  und 
wieder  hervortrat,  möge  ein  Eingesandt  der  Kölnischen  Zeitung 
vom  30.  Mai  1842,  dem  Vortage  der  Generalversammlung,  er- 
wähnt werden. 

Dieser  Artikel,  der  die  Überschrift  „Enneperstraße“  trug,  be- 
gann mit  folgenden  Worten : „Soeben  eilt  der  Vizepräsident  Hanse- 
mann auf  dem  für  jetzt  noch  geradesten  Wege  durch  unseren 
Fabrikdistrikt  nach  Aachen,  um  die  Generalversammlung  der  Rheini-. 
sehen  Eisenbahngesellschaft  mit  bekannter  Suada  zur  Annahme 
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seiner  neuesten  Projekte  zu  bereden.“  Er  habe  aber  aller  seiner 
Einflüsterungen  unerachtet  nur  die  Genehmigung  zum  Bau  der 
Strecke  Köln — Mehlbroich  und  die  Aussicht  auf  die  Konzession 
für  eine  durchaus  gesonderte  Gesellschaft  erhalten.  Dann  aber  fuhr 
der  Artikelschreiber  noch  gröberes  Geschütz  an.  „Persönliche 
Sollizitationen“  bei  den  höchsten  Staatsbeamten  seien  bisher  noch 
ungebräuchlich  und  bei  einer  wahrhaft  guten  Sache  auch  über- 
flüssig. Die  von  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  angefertigten 
Arbeiten  für  die  neue  Linie  hätten  nur  den  Wert  des  geduldigen 
Papiers.  Manche  Untersuchungen  habe  wohl  Hansemann  auch  vorent- 
halten, so  daß  die  Millionen  an  Ertrag,  die  von  den  besoldeten  Tech- 
nikern zu  Gunsten  der  Elberfelder  Strecke  mehr  herausmultipliziert 
seien,  nicht  ans  Tageslicht  gelangten.  Den  Grund  für  die  bewußte 
Benachteiligung  der  günstigeren  bergisch-märkischen  Linie  kon- 
struierte sich  der  Einsender  soc  Hansemann  habe  durch  einen  Laien, 
von  Egidy,  an  diese  Bahn  übertriebene  Anforderungen  stellen  und 
künstliche  Schwierigkeiten  schaffen  lassen,  um  den  Hansemann- 
schen,  Namen  auf  die  Nachwelt  zu  bringen.  „Zur  Überwindung 
der  selbstgeschaffenen  Schwierigkeiten  unserer  Gebirgsbahn  hat  die 
haushälterische  Weisheit  der  Regierung  keine  Fonds,  so  blieb  denn 
nichts  übrig,  als  die  Trauben  zu  sauer  zu  finden  und,  um  vor 
Se.  Majestät  dem  Könige  und  dem  Lande  nicht  für  alle  Folge- 
zeit einen  schwindelhaften  Ruf  davonzutragen,  die  Linie  ohne 
Frequenz  zu  bauen,  auf  der  freilich  keinerlei  Lorbeeren  zu  erringen, 
aber  doch  — Schienen  zu  legen  waren.“  Hansemann  ziehe  also 
offenbar  „den  Ruin  der  industriereichsten  Gegend  des  Vaterlandes 
und  den  Zinsverlust  für  die  Aktienzeichner  oder  den  Staat“  vor.  — 
Nach  einigen  kleinen  und  unbegründeten  tatsächlichen  Einwänden 
gegen  die  Vorarbeiten  kam  der  Verfasser  des  Artikels  zu  der  An- 
nahme, „die  gesunde  Luft  der  öffentlichen  Meinung  werde  sich 
durch  derartige  Nebelgebilde  nicht  trüben  lassen.“  Die  Aktionäre 
würden  den  Vorspiegelungen  von  Unterstützungen  nicht  glauben 
und  ihrem  Vizepräsidenten  nicht  weiter  Folge  leisten.  Hansemann 
habe  nur  das  unbestreitbare  Verdienst,  ein  kostbares  Projekt  ge- 
macht zu  haben.  „Dafür“,  so  schloß  das  Pamphlet,  „möge  es  uns 
vergönnt  sein,  wie  er  die  Rhein- Weser-Eisenbahngesellschaft  stets 
nur  mit  dem  faktischen  Beiworte  die  liquidierende  zu  bezeichnen 
sich  bemüht,  ihn  in  künftigen  Aufsätzen  den  Projektenmacher  zu 
nennen“  i). 


*)  In  einer  Entgegnung  (Köln.  Zeitg.  vom  4.  Juni  1842)  wurden  die  Ausfälle  kurz 
und  scharf  zurückgewiesen.  Es  wurde  unter  anderem  auf  die  Antwort  Bezug  genommen, 
die  inzwischen  die  Generalversammlung  durch  ihre  Abstimmung  auf  all  die  verleumde- 
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Wie  gesagt,  hatten  die  Bemühungen  der  Interessenten  aus  den 
bergisch-märkischen  Bezirken  schon  den  einen  großen  Erfolg  ge- 
habt, daß  eine  gründliche  Nachprüfung  der  Pläne  und  Anschläge 
angeordnet  worden  war.  Damit  war  zunächst  einmal  zum  wenigsten 
Zeit  gewonnen.  Auf  den  Wunsch  des  Elberfelder  Komitees  wurde 
die  nachprüfende  Kommission  nun  auch  noch  um  ein  Mitglied  er- 
gänzt, und  zwar  war  dieser  neuhinzutretende  Fachmann  der  Wasser- 
bauinspektor Henz,  der  frühere  Bearbeiter  der  Linie  von  Köln  zur 
belgischen  Grenze,  der  alte  Freund  Camphausens.  Es  war  Hanse- 
mann natürlich  doppelt  unerwünscht,  daß  man  gerade  seinen  ehe- 
maligen Gegner  mit  dieser  Aufgabe  betraute,  und  er  verübelte  es 
von  Bodelschwingh  sehr,  daß  er  in  seiner  Rücksicht  auf  die  Elber- 
felder die  Rheinische  Eisenbahn  SO'  wenig  beachtete. 

Die  Prüfungskommission  gab  sich  gleich  an  die  Arbeit  und 
unterwarf  die  gesamte  in  Frage  kommende  Strecke  einer  erneuten 
Untersuchung.  Nicht  nur  die  von  Hansemann  vorgeschlagenen 
Linien,  auch  die  von  der  Rhein- Weserbahn-Gesellschaft  oeabsichtigte 
Führung  und  an  einigen  Stellen  noch  gänzlich  neue  Wege  wurden 
in  Erwägung  gezogen.  Dadurch  wurde  viel  zeitraubende,  auch  wohl 
überflüssige  Arbeit  erforderlich.  Zuerst  zog  die  Kommission  die 
bisherigen  Bearbeiter  der  Bahnstrecke  mit  heran  und  sah  alle  Unter- 
lagen der  eingereichten  Arbeiten  ein.  Dabei  war  Tiansemann  be- 
sonders der  Verkehr  mit  Henz  peinlich,  bei  dem  er  keinen  guten 
Willen  seiner  Tätigkeit  gegenüber  voraussetzte;  tatsächlich  klagten 
auch  die  Techniker  darüber,  daß  besonders  Henz  in  den  Verhand- 
lungen geradezu  schikanös  vorgehe.  Schließlich  kehrte  die  Kom- 
mission nach  monatelangen  Studien  an  Ort  und  Stelle  mit  dem 
Material  zur  weiteren  Prüfung  nach  Berlin  zurück. 

So  waren  die  Arbeiten  der  Köln-Mindener  Bahn  vorläufig 
zum  Stillstand  verurteilt.  Auch  die  gemeinsame  Anfangsstrecke  der 
verschiedenen  Linien,  Deutz-Mehlbroich,  konnte  nicht  in  Angriff 
genommen  werden.  Selbst  diese  war  durch  die  Kommission  in 
Frage  gestellt  worden,  da  sie  gleich  von  Deutz  aus  eine  neue 
Führung  nach  Elberfeld  ins  Auge  faßte. 

Aber  die  Gegner  Hansemanns  verfolgten  ihre  Sache  mit  der 
größten  Hartnäckigkeit  noch  weiter.  Am  20.  Juli  fand  die  erste 


rischen  und  verhetzenden  Unterstellungen  gegeben  hätte.  Anstatt  sachlich  seine  Stellung 
zu  begründen,  habe  auch  der  neue  Angreifer  nur  „seine  lange  angesammelte  Galle  aus- 
geleert. “ Der  Kampf  möge  doch  künftig  mit  mehr  Sachkenntnis  und  mit  mehr  Ernst 
und  Würde  geführt  werden.  Jedenfalls  könne  das  Land  eine  angemessene  Haltung  in 
einer  so  folgenschweren  Angelegenheit  erwarten. 
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Generalversammlung  der  Aktienzeichner  in  Berg  und  Mark,  auf 
der  Elberfelder  Linie,  zur  Weiterführung  der  Eisenbahn  von  Köln 
nach  Minden“  in  Elberfeld  statt.  Hier  wurden  nochmals  die  Tätig- 
keit und  die  Vorschläge  Hansemanns  einer  scharfen  Kritik  unter- 
zogen, alle  irgendwie  angreifbaren  Punkte  wurden  hervorgehoben 
und  der  Regierung  angelegentlich  zur  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
Wie  sich  später  zeigte,  nicht  ohne  Erfolg. 

Ein  Hauptgrund,  weswegen  Hansemanns  Bestrebungen  zu  be- 
kämpfen seien,  war  nach  den  Behauptungen  der  Elberfelder  General- 
versammlung die  Verkennung  des  Wertes  der  mehr  südlichen 
Führung  durch  den  Industriebezirk.  Der  Bericht  der  Rheinischen 
Eisenbahn  vom  April  wurde  gründlich  zerzaust;  er  sei  zwar  klar 
und  offen,  lasse  aber  doch  eine  höhere  unparteiische  Anschauung 
vermissen,  die  die  Größe  und  Eigentümlichkeit  des  Gegenstandes 
richtig  erfasse.  So  gingen  Hansemanns  Ansprüche  an  die  Linie 
hinsichtlich  der  Krümmungen  und  Steigungen  über  ein  vernünftiges 
Maß  hinaus ; an  zahlreichen  Beispielen  aus  dem  Auslande  suchte 
man  das  darzutun.  Daher  seien  auch  die  Kostenberechnungen  falsch 
und  wertlos.  Nicht  anders  stehe  es  mit  den  Frequenzberechnungen 
für  die  Personen  und  Güter;  diese  müßten  für  die  Elberfelder 
Linie  noch  erheblich  besser  ausf allen.  Ein  ebenso  wichtiger  Be- 
schwerdepunkt der  Elberfelder  Versammlung,  der  besonders  die 
Beachtung  der  Regierung  verdiene,  ward  in  der  auf  der  General- 
versammlung der  Rheinischen  Eisenbahn  allseitig  geäußerten  Ab- 
sicht erblickt,  die  beiden  Bahnstrecken  rechts  und  links  vom  Rhein 
nur  als  ein  einheitliches  Unternehmen  zu  bauen  und  zu  verwalten. 
Man  sehe,  daß  es  der  Kölner  Gesellschaft  nur  darauf  ankomme, 
eine  Gleichstellung  der  alten  Bahn  mit  der  neuen  in  den  Rechten 
und  Vorteilen  zu  erwirken.  Daraus  ergebe  sich,  daß  vom  Staat 
noch  Opfer  für  das  linksrheinische  Unternehmen  verlangt  würden, 
und  daß  die  Gesellschaft  nur  zum  Vorteil  der  Strecke  von  Köln 
nach  Herbesthal  die  Weiterführung  von  Köln  nach  Minden  gleich- 
falls übernehme.  Man  könne  nicht  glauben,  daß  der  Staat  solche 
dem  eigentlichen  Zweck  ganz  fremde  und  nutzlose  Opfer  bringen 
werde. 

Das  Resultat  der  Elberfelder  Generalversammlung  war  nicht 
Hur  ein  lebhafter  Protest  gegen  die  Vorschläge  einer  Verlegung 
der  Bahn  über  die  Städte  Düsseldorf  und  Duisburg,  sondern  die 
Anwesenden  taten  sich  gleich  selbst  zu  einer  Aktiengesellschaft  für 
eine  Köln-Mindener  Eisenbahn  über  Elberfeld  zusammen.  Unter 
ungefähr  den  gleichen  Bedingungen,  wie  sie  von  der  Rheinischen 
Eisenbahn  kundgetan  worden  waren,  sollte  die  Konzession  der  Re- 
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gierung  für  die  neue,  die  „Rheinisch- Westfälische  Eisenbahn-Gesell- 
schaft“, nachgesucht  werden. 

Die  neue  Gesellschaft  beabsichtigte,  sich  in  einer  Immediat- 
eingabe an  den  König  zu  wenden  und  ihn  zunächst  inständig  zu 
bitten,  den  Bahnbau  auf  Staatskosten  zu  befehlen;  nur  wenn  dies 
aussichtslos  sei,  sollte  selbständig  die  Konzession  für  Elberfeld  an- 
gestrebt werden.  Die  Teilnehmer  an  der  Versammlung  wählten 
ein  Komitee  von  1 1 Mitgliedern  für  die  weitere  Leitung  und  über- 
trugen ihre  Aktienzeichnung  auf  das  neue  Unternehmen. 

Erst  Mitte  September  erschien  ein  Bericht  der  Tagung  in  den 
Elberfelder  Zeitungen.  Da  wurden  denn  auch  wieder  von  Köln 
aus  die  Angriffe  zurückgewiesen.  In  eingehender  Widerlegung  suchte 
ein,  anonymer  Interessent  die  auf  dem  Elberfelder  Rathaus  aus-, 
gesprochenen  Bedenken  Punkt  für  Punkt  richtig  zu  stellen1).  Auch 
sei  kein  Anlaß  zur  Unruhe;  Berg  und  Mark  könnten  sich  ja  an 
die  große  Linie  durch  die  vorgesehene  Zweigbahn  anschließen. 
Bisher  habe  für  das  Wuppertal  die  gute  und  regelmäßige  Ver- 
bindung durch  Fuhrwerk  genügt;  durch  die  Eisenbahn  nach  Düssel- 
dorf, wo  die  Güter  für  ein  ganzes  Jahr  ein;  Freilager  fänden,  sei 
schon  weiteren  Bedürfnissen  entsprochen  worden.  Von  dort  sei 
eine  weitere  Kommunikation  nach  verschiedenen  Richtungen  mög- 
lich. Bei  ihren  großen  Ansprüchen  sei  die  neue  Aktiengesellschaft 
so  schwach,  daß  nur  die  Zeichner  von  261  000  Taler  in  Elberfeld 
versammelt  gewesen  seien  — feine  Summe,  die  für  1/8  Meile  Bahn- 
strecke im  Wuppertal  hinreiche.  Daß  es  sich  nur  um  einseitige 
Interessenpolitik  handle,  liege  klar  zutage,  da  die  Gegner  der  Kölner 
Gesellschaft,  die  doch  selbst  eine  Aktiengesellschaft  darstellen  wollten, 
den  Staat  angefleht  hätten,  die  Bahn  zu  bauen! 

In  den  nächsten  Monaten  nach  der  Generalversammlung  der 
Rheinischen  Eisenbahn  konnte  die  Gesellschaft  nicht  viel  für  die 
geplante  Erweiterung  tun.  Hansemann  fand  nun  Muße  zu  anderen 
Arbeiten.  Er  ging  auch  im  Sommer  nach  England  und  schrieb 
dann  zur  Zeit  des  großen  Kölner  Dombaufestes,  das  in  Anwesen- 
heit des  Königs  stattfand,  an  den  Monarchen,  um  dessen  Interesse 
für  die  große  rheinisch-westfälische  Bahn  wachzuhalten2). 

Im  Oktober  ging  Hansemann  aufs  neue  nach  Berlin.  Ver- 
schiedene Anlässe  machten  seine  Anwesenheit  dort  nötig.  Einer- 
seits hatte  er  den  Auftrag,  für  die  Direktion  der  Eisenbahn  Ver- 


!)  Siehe  Extrabeiblatt  des  Allgemeinen  Organs  für  Handel  und  Gewerbe  vom 


30.  September  1842. 

2)  Siehe  Bergengrün,  David  Hansemann,  S.  238. 
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handlungen  mit  den  Banken  oder  dem  Staat  wegen  der  Aufnahme 
der  neuen  bedeutenden  Anleihe  anzuknüpfen;  wie  Hansemann  schon 
früher  dem  Grafen  Alvensleben  angedeutet,  waren  nämlich  wieder 
erhöhte  Mittel,  21/ 4 Millionen  Taler,  für  die  Vollendung  der  Bahn 
von  Köln  bis  Herbesthal  aufzubringen.  Freilich  waren  hierfür  die; 
Aussichten  immer  schlechter  geworden.  Die  Meinung  des  Publikums 
für  die  Eisenbahnen  überhaupt,  namentlich  auch  für  die  Rheinische 
Eisenbahn  wurde  immer  ungünstiger ; so  sanken  z.  B.  ihre  Aktien 
damals  bis  auf  77.  Der  anjdere  Anlaß  war  Hansemanns  Wunsch, 
gelegentlich  der  Zusammenkunft  der  Vereinigten  Ausschüsse  *)  die 
Interessen  seiner  Gesellschaft  zu  wahren. 

Der  König  hatte  die  Provinzialausschüsse  auf  den  18.  Oktober 
nach  Berlin  berufen,  um  sie  über  einige  wichtige  Fragen  der  inneren 
Politik,  darunter  auch  über  die  Eisenbahnfrage  zu  hören.  Der 
Staat  war  willens,  fünf  Bahnen,  deren  Bau  noch  nicht  gesichert 
war,  finanziell  zu  unterstützen,  durch  Aktienbeteiligung,  Zinsgarantien 
oder  Darlehen.  Unter  diesen  befand  sich  auch  die  Köln-Mindener 
Eisenbahn.  Bei  ihr,  so  hieß  es  in  der  Denkschrift  der  Regierung, 
zeige  sich  die  ungünstige  Wirkung  der  Börsenstimmung  gegenüber 
den,  Eisenbahnanlagen;  „Diesem  letzteren  Umstande  namentlich  ist 
es  beizumessen,  daß  selbst  für  die  Bahn  von  der  Weser  zum  Rhein, 
welche  sich  offenbar  günstigerer  Verhältnisse  erfreut  als  mehrere 
der  übrigen  angeführten  Linien,  von  der  Gesellschaft,  welche  deren 
Ausführung  beabsichtigt,  sehr  bedeutende  Unterstützungen  von 
Seiten  des  Staates  als  unerläßliche  Bedingung  ihrer  Realisierung 
in  Anspruch  genommen  werden.“ 

Hansemann  sah  nun  als  Geschäftsbevollmächtigter  der  Rheini- 
schen Eisenbahn  seine  Aufgabe  darin,  dafür  zu  sorgen,  daß  sie  auch 
mit  ihrer  alten  Linie  in  die  Reihe  der  unterstützungsbedürftigen 
Eisenbahnen  auf  genommen,  und  daß  ferner  die  Beihilfe  für  die 
ganze  Bahn  von  der  belgischen  bis  zur  hannoverschen  Grenze  mög- 
lichst reichlich  bemessen  werde. 

So  richtete  er  am  20.  Oktober  eine  Eingabe  an  den  Finanz- 
minister, in  der  er  nachzuweisen  suchte,  daß  auch  zur  Vollendung 
der  Rheinischen  Eisenbahn  die  finanzielle  Mitwirkung  des  Staates 
nicht  entbehrt  werden  könne.  Die  entwickelten  Grundsätze  ent- 
sprachen ganz  den  auch  von  den  anderen  Angehörigen  des  Vor- 
standes der  Rheinischen  Eisenbahn  geäußerten  und  ebenso  den 
bei  der  Tagung  der  Vereinigten  Ausschüsse  lautgewordenen  An- 
sichten. Von  Bodelschwingh,  der  bereit  war,  die  Köln-Mindener 
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Bahn  in  demselben  Maße  zu  unterstützen  wie  die  vier  anderen, 
gab  auf  eine  Anfrage  hin  am  1 1 . Dezember  in  den  Ausschüssen 
auch  eine  bedingte  Zusage  für  die  Rheinische  Eisenbahn.  Hanse- 
mann hielt  daraufhin  den  Finanzminister  für  verpflichtet,  die  Ge- 
sellschaft in  derselben  Weise  zu  unterstützen  wie  die  Erbauer  |der 
ursprünglich  allein  genannten  fünf  Bahnen.  Durch  die  Verhand- 
lungen der  ständischen  Ausschüsse  wurde  der  Bau  der  Köln-Mindener 
Bahn  im  Grundsatz  gesichert.  Somit  stehe  nun,  so  meinte  die 
Direktion,  einer  gänzlichen  Verschmelzung  der  beiden  Bahnen 
nichts  mehr  im  Wege.  Aber  von  Bodelschwingh  zeigte  keinerlei 
Neigung,  für  die  alte  Rheinische  Eisenbahn  irgend  etwas  über  das 
unbedingt  Nötige  hinaus  zu  tun.  — 

Auch  über  die  Staatshilfe  für  die  Weiterführung  der  Eisen- 
bahn von  Köln  nach  Minden  begannen  nun  erst  die  mühevollsten 
Auseinandersetzungen.  Dabei  war  das  Finanzministerium  nur  zu 
geringem  Entgegenkommen  bereit;  es  trat  sogar  den  Vertretern 
der  Rheinischen  Eisenbahn  mitunter  so  schroff  gegenüber,  daß  nicht 
nur  die  Gesellschaft,  sondern  auch  spätere  Beurteiler  das  Verhalten 
von  Bodelschwinghs  unbegreiflich  fanden  und  behaupteten,  er  habe 
sich  damals  selbst  verleugnet. 

Will  man  aber  seiner  Stellung  gerecht  werden,  so  muß  man 
■doch  die  ganze  Summe  der  Beziehungen  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn zum  Staate  würdigen.  Dann  aber  zeigen  sich  viele  Momente, 
an  denen  von  Bodelschwingh  Anstoß  nehmen  konnte,  oder  die 
wenigstens  seine  Stellung  verständlich  machen.  Zunächst  war  er, 
wie  immer,  so  auch  hier  ein  entschlossener  Vertreter  der  staat- 
lichen Autorität.  Ferner  konnte  der  Minister  nach  der  ganzen  Lage 
der  Dinge  hier  ein  besonders  starkes  Festhalten  an  dem,  was  er 
für  das  Staatsinteresse  hielt,  als  angebracht  betrachten.  Von  den 
nicht  wenigen  Gegnern  Hansemanns,  besonders  den  Elberfeldern, 
erhielt  die  Regierung  eine  Warnung  nach  der  anderen,  weil  das 
Staatswohl  gefährdet  sei.  Dazu  kam  die  schlechte  finanzielle  Lage 
der  Rheinischen  Gesellschaft.  Große  Bauten  waren  für  die  An- 
fangsstrecke (Köln — Herbesthal)  noch  herzustellen.  Der  Kapital- 
bedarf war  ungemein  stark  gestiegen,  statt  der  ursprünglichen  zwei 
Millionen  Taler  oder  der  drei  Millionen  Taler,  die  bei  der  Gründung 
der  Gesellschaft  für  hinreichend  befunden  worden  waren,  sollten 
nun  schon,  wenn  die  neue  Anleihe  bewilligt  wurde,  91/4  Millionen 
Taler  in  die  Bahn  gesteckt  werden.  Würde  das  Unternehmen  da 
nicht  die  Erweiterung  nur  zur  Aufbesserung  der  eigenen  Lage  be- 
nutzen ? Hinzu  mochte  eine  gewisse  Verstimmung  aus  anderen 
Gründen  kommen.  Die  Art,  wie  Hansemann  die  Angelegenheit 
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verfolgte,  war  so  dringlich,  den  bequemen  und  langsamen  Formen 
der  Bearbeitung  solcher  Dinge  so  entgegen,  daß  das  Ministerium 
immer  vorsichtiger  und  zurückhaltender  antwortete.  Schließlich  sah 
von  Bodelschwingh  vielleicht  damals  auch  in  dem  sonstigen  Ge- 
baren der  Kölner  Gesellschaft  keine  Garantie  für  eine  weitere  Ge- 
schäftsführung nach  den  Wünschen  der  Regierung.  Neben  anderen 
Fällen  konnten  z.  B.  die  schier  endlosen  Streitigkeiten  mit  dem 
Provinzialsteuerdirektor  in  Köln  nicht  ungerechtfertigte  Bedenken 
erzeugen. 

Nur  in  aller  Kürze  kann  das  Hin  und  Her  der  Verhandlungen 
wegen  der  Weiterführung  der  Rheinischen  Eisenbahn,  der  Vorschläge 
und  Gegenvorschläge,  der  Hoffnungen  und  Enttäuschungen  ver- 
folgt werden. 

Nach  einer  erneuten  Pause  von  mehreren  Wochen,  die  durch 
die  starke  Beschäftigung  des  Finanzministeriums  in  dieser  Zeit  be- 
dingt war,  wandte  sich  Hansemann  am  4.  Januar  1843  wiederum 
an  von  Bodelschwingh.  Er  reichte  zwei  Denkschriften  ein,  deren 
eine  die  Notwendigkeit  einer  unverzüglichen  Entschließung  darturi 
sollte,  während  die  andere  die  Grundprinzipien  für  die  Konzessio- 
nierung  enthielt. 

In,  dem  begleitenden  Schreiben  berief  sich  Hansemann  dem 
Ministerium  gegenüber  auf  seinen  persönlichen  Standpunkt.  Auch 
er  stelle  sich  in  den  Dienst  des  großen  Staatszweckes  und  ver- 
folge ehrlich  und  aufrichtig  die  Interessen  der  Gesamtheit.  Da- 
neben stehe  seine  andere  Pflicht,  das  Interesse  der  Rheinischen 
Eisenbahn  wahrzunehmen.  Diese  beiden  Pflichten  aber  kollidierten 
nicht  im  geringsten.  ,,Denn“,  so  fuhr  Hansemann  fort,  „auf  der 
einen  Seite  kann  der  Staat  die  Unternehmung  durch  Privatindustrie 
nicht  zur  Ausführung  bringen,  wenn  er  ihr  nicht  hinreichende  Vor- 
teile gewährt;  auf  der  anderen  Seite  fühle  ich  mich  keineswegs 
berufen,  für  die  Aktionäre  irgend  etwas  mehr  als  das  Hinreichende 
zu  beanspruchen,  und  ich  nehme  keinen  Anstand,  ihnen  bei  jeder 
geeigneten  Veranlassung  unumwunden  zu  erklären,  daß  ich  für 
sie  beim  Staate  gewiß  nichts  beantrage,  was  ich  nicht  auch,  wenn 
ich  in  keinerlei  Verhältnis  zur  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft 
stände  und  gleichwohl  eine  Meinung  abzugeben  hätte,  als  völlig 
dem  Staatsinteresse  entsprechend,  anraten  oder  vorschlagen  würde“. 
Im  übrigen  verwies  der  Antragsteller  noch  einmal  auf  die  Bereit- 
willigkeit der  Gesellschaft,  auch  die  Elberfelder  Linie  — allerdings 
mit  höheren  Zuschüssen  — zu  bauen. 

In  der  ersten  der  erwähnten  beiden  Denkschriften  legte  der 
Bevollmächtigte  dar,  wie  lange  schon  gezögert  worden  sei,  und 
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wie  viel  Zeit  noch  verloren  werde,  wenn  sich  nicht  die  Regierung 
baldigst  über  ihre  Teilnahme  schlüssig  werden  könne.  Acht  bis 
zwölf  Monate  zum  mindesten  würden  noch  vergehen,  nachdem  die 
Mittel  zur  Ausführung  festgestellt  seien. 

Wenn  man  ordentlich,  sparsam  und  nützlich  bauen  wolle,  so 
müßten  dann  noch  mannigfache  Fragen  zur  Entscheidung  gebracht 
werden.  Dabei  würden  mehrere  Ministerien  teilnehmen  müssen; 
die  Generalversammlung  der  Rheinischen  Eisenbahn  sei  noch  zwei- 
mal einzuberufen,  um  die  mit  dem  Staat  vereinbarten  Bedingungen 
zu  genehmigen  und  zur  Ausführung  zu  bringen.  Bleibe  die  er- 
hoffte Einigung  aus,  so  würde  der  Bau  noch  ein  weiteres  Jahr 
auf  sich  warten  lassen,  und  erst  1844  könnten  die  Vorbereitungen 
beginnen.  Dann  würde  die  Gesellschaft  nicht  mehr  in  der  Lage 
sein,  das  zahlreiche  Personal  zu  beschäftigen  und  müsse  es  also 
in  kürzester  Frist  entlassen.  Übrigens  sei  ein  Vertrag  mit  dem 
Staat  über  die  Hauptprinzipien  der  Unterstützung  sehr  wohl  mög- 
lich, bevor  über  die  zu  wählende  Linie  (Elberfeld  oder  Duisburg) 
entschieden  sei. 

Hansemanns  Vorschläge  selbst  liefen  im  wesentlichen  auf 
folgendes  hinaus : Es  wird  an  der  Basis  der  Verhandlungen  vom 
Jahr  1840  festgehalten  und  eine  völlige  Vereinigung  und  Ver- 
schmelzung der  Verwaltung  der  Bahn  von  der  belgischen  Grenze 
bis  zur  östlichen  Grenze  Westfalens  ''eingerichtet  (§  1 der  Prinzipien). 
Der  größere  Teil  des  Kapitals  wird  von  der  Gesellschaft  unter 
Garantie  des  Staates  geliehen,  der  kleinere  Teil  durch  Aktienzeich- 
nung beschafft  (§  2).  Der  Staat  macht  sich  anheischig,  der  Ge- 
sellschaft zu  gewähren  1.  während  der  ersten  5 Jahre  jährlich  die 
Summe  von  x Taler,  während  der  folgenden  5 Jahre  jährlich  die 
(etwas  kleinere)  von  y Taler,  und  während  der  weiter  folgenden 
Jahre  bis  zur  erfolgten  Tilgung  des  Anleihekapitals  jährlich  die 
(abermals  kleinere)  Summe  von  z Taler.  2.  Der  Staat  führt  auf 
seine  Kosten  eine  Reihe  besonderer  Arbeiten,  vor  allem  bei  der 
Berührung  der  Festungen  Köln,  Deutz  und  Minden  aus  (§  3).  So- 
lange das  von  der  Gesellschaft  unter  Staatsgarantie  geliehene  Kapital 
nicht  getilgt  ist,  wird  der  Staat  den  Aktionären  unter  gewissem 
Vorbehalt  sieben  Achtel  von  dem  etwaigen  Ausfall  an  einem  Rein- 
erträge von  4 0/0  des  Aktienkapitals  ersetzen  (§  4).  Weiter  wird 
der  Staat  der  Gesellschaft  noch  andere  Begünstigungen  einräumen, 
wie  unentgeltliche  Abtretung  von  Grundstücken,  die  Erlaubnis  zu 
unentgeltlicher  Benutzung  von  Wegen,  Baustellen,  Lehmgruben, 
mehrere  Abänderungen  des  Eisenbahngesetzes  usw.  (§  5).  Dagegen 
fällt  derjenige  Teil  des  Reinertrages,  der  sich  über  4 0/0  vom  Aktien- 
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kapital  jährlich  ergibt,  nur  zur  Hälfte  den  Aktionären  zu;  die  andere 
Hälfte  wird  im  Interesse  des  Staates  zur  Amortisation  des  Anleihe- 
kapitals verwendet  (§  6).  Wegen  des  Überganges  der  Eisenbahn 
in  das  Staatseigentum,  wegen  ihrer  Benutzung  zu  direkten  Staats- 
zwecken, wegen  des  Anschlusses  an  die  angrenzenden  Bahnen,  des 
Transportes  der  Güter  zu  einem  billigen  Satz,  sowie  überhaupt 
wegen  Wahrung  der  allgemeinen  Interessen  sind  die  Bedingungen 
in  näheren  Verhandlungen  noch  festzusetzen  (§  7). 

Die  Bescheidung,  die  Hansemann  auf  seine  Eingaben  erhielt, 
war  für  ihn  sehr  niederschlagend.  Der  Finanzminister  erklärte1  am 
18.  Januar,  wie  gern  er  auch  die  Verhandlungen  beschleunigen 
wolle,  müsse  es  doch  dabei  bleiben,  daß  zunächst  die  Erörterungen 
über  die  Hauptlinie  zum  Schluß  gediehen  seien;  dies  sei  nunmehr 
„in  nicht  gar  zu  langer  Zeit“  zu  erwarten.  Schon  jetzt  aber  müsse 
er  wiederholt  bemerken,  daß  er  in  die  Verschmelzung  des  neuen 
Unternehmens  mit  demjenigen  der  Rheinischen  Eisenbahngesell- 
schaft nicht  einzugehen  vermöge,  „vielmehr  die  seitens  des  Staates 
zu  gewährenden  Bewilligungen  oder  Garantien  sich  auf  jenes  erstere 
Avürden  beschränken  müssen“. 

Die  Stimmung,  in  der  sich  Hansemann  befand,  geht  am  besten 
aus  seinen  Handlungen  hervor.  Unverzüglich  ordnete  er  die  Ein- 
stellung aller  Vorarbeiten  an;  es  waren  bis  dahin  im  ganzen 
16  Meilen  speziell,  150  Meilen  bis  zur  Fertigstellung  der  Über- 
schläge bearbeitet  und  185  Meilen  bloß  nivellitisch  untersucht 
worden.  Das  Personal  wurde  entlassen,  allerdings  zum  Teil  mit 
Aussicht  auf  Wiederanstellung.  Hansemann  sandte  im  Januar  und 
Februar  verschiedene,  später  näher  zu  besprechende  Berichte  an 
seine  Kollegen  in  der  Direktion,  in  denen  er  unter  dem  Eindruck 
seines  Mißerfolges  bei  allen  seinen  Bemühungen  zugleich  die  Ein- 
stellung sämtlicher  Arbeiten  auch  für  die  Strecke  Köln-Herbesthal 
als  notwendig  werdend  bezeichnete.  Er  war  sogar  eine  Zeitlang 
gewillt,  seinen  Austritt  aus  der  Direktion  zu  erklären  und  sich  ganz 
von  seiner  Tätigkeit  in  Eisenbahndingen  zurückzuziehen. 

Vier  Monate  vergingen.  Da  war  es  der  Finanzminister,  der 
die  Verhandlungen  wieder  aufnahm.  Inzwischen  war  nämlich  die 
Kommission  mit  ihren  sorgfältigen  Nachprüfungen  fertig  geworden, 
so  daß  diese  dem  König  zur  Entscheidung  unterbreitet  werden 
konnten.  Das  Ergebnis  brachte  nichts  Neues.  Die  Kommission  konnte 
nur  in  allen  Punkten,  auf  die  es  ankam,  die  früheren  Arbeiten  be- 
stätigen. Nach  den  neuen  Überschlägen  nahm  die  Regierung  aller- 
dings an,  die  Kosten  der  schwierigeren  der  beiden  Richtungen 
über  Duisburg,  diejenige  über  Duisburg-Soest,  würden  sich  bei 
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einem  Unterbau  von  zwei  Geleisen,  aber  eingeleisigem  Oberbau 
nur  auf  etwas  über  12  Millionen  Taler  belaufen;  dabei  war  von 
den  Zweigbahnen  von  Ruhrort  und  Mülheim  abgesehen  worden, 
weil  diese  der  Initiative  der  Städte  überlassen  bleiben  sollten.  Außer- 
dem würden  noch  für  die  Betriebsmittel  annähernd  1 Million  Taler 
anzusetzen  sein.  Somit  werde  der  Gesamtbedarf  nur  rund  13  Millionen 
Taler  betragen. 

In  seinem  Schreiben  vom  23.  Mai  teilte  nun  von  Bodelschwingh 
der  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn  das  Resultat  der  Prüfung 
und  die  Bedingungen  der  Regierung  mit.  Der  König  habe  sich 
definitv  für  die  Richtung  über  Duisburg  entschieden.  „Ungeachtet 
eines  erforderlich  werdenden  Mehraufwandes  von  mehreren  Millionen 
würde  die  Richtung  über  Elberfeld  doch  nur  sehr  mangelhafte  Be- 
triebsverhältnisse erreichen,  bei  denen  auf  Sicherung  eines  ununter- 
brochenen regelmäßigen  Betriebes,  wie  solche  bei  einer  den  ge- 
samten Verkehr  zwischen  den  östlichen  und  westlichen  Provinzen 
aufnehmenden  Hauptverbindungsbahn  für  ein  ganz  wesentliches  Er- 
fordernis zu  erachten  ist,  verzichtet  werden  müßte.“  Jedoch  werde 
den  Interessenten  die  Wiederaufnahme  des  früheren  Planes  einer 
Eisenbahnanlage  von  Elberfeld  nach  Wetter  nicht  zu  versagen  sein 
und  eine , Beschlußnahme  hinsichtlich  ihrer  etwa  beabsichtigten 
weiteren  Fortsetzung  zum  Anschluß  an  die  Hauptbahn  Vorbehalten 
bleiben. 

Was  nun  die  Bedingungen  angeht,  die  der  Minister  der  Ge- 
sellschaft stellte  und  als  die  äußersten  Zugeständnisse  betrachtete, 
über  die  in  keinem  Falle  hinaus  gegangen  werden  könne,  SO'  wurde 
zunächst  noch  einmal  wiederholt,  daß  auf  eine  Verschmelzung  der 
beiden  sich  in  Köln  treffenden  Linien  nicht  eingegangen  werden 
könne.  Im  übrigen  waren  die  Zusagen  die  gleichen  wie  die  kurz 
vorher,  am.  3.  Mai,  mit  der  Niederschlesisch-Märkischen  Eisenbahn 
(Berlin-Breslau)  vereinbarten.  Die  Grundzüge,  nach  denen  eine  Unter- 
stützung erfolgen  sollte,  waren  innerhalb  der  Ministerien  durch 
Rother  in  einer  Denkschrift  vom  21.  Februar  1843  stipuliert  worden 1). 
Sie  fanden  nun  bei  den  als  bedürftig  bezeichneten  Bahnen  mit 
mehr  oder  weniger  großen  Modifikationen  Anwendung. 

Die  Begünstigungen,  die  demnach  für  die  Köln-Mindener  Bahn 
in  Aussicht  gestellt  wurden,  waren  folgende : Der  Staat  übernimmt 
ein  Siebentel  des  Aktienkapitals,  also  bei  der  Eisenbahn  zwischen 
Rhein  und  Weser  Aktien  in  einer  runden  Summe  von  1 860  000 
Taler,  mit  den  gleichen  Rechten,  wie  sie  die  übrigen  Aktionäre 


ö Siehe  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1897,  S.  1077  ff.  (Fleck). 
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besitzen,  die  Restsumme  von  n 140000  Taler  wird  durch  Emit- 
tierung  an  private  Interessenten  aufgebracht.  Allen  Aktien  wird 
vom  Staat  eine  Verzinsung  von  31/2  0/0  bis  nach  vollständig  beendigter 
Amortisation  garantiert  und  mittels  des  auf  das  eine  Siebentel  des 
Staates  fallenden  Zinsertrags  die  regelmäßige  Amortisation  der 
übrigen  sechs  Siebentel  mit  1/2  % des  ganzen  Kapitals  (nämlich 
31/2  °/o  : 7)  gesichert.  Der  dem  Staat  zufallende  Zins  wird  von  ihm 
zur  Begründung  eines  Tilgungsfonds  benutzt,  von  dem  die  privaten 
Aktien  durch  Auslosung  und  Einlösung  zum  Nennwert  übernommen 
werden.  Die  Zinsen  der  eingelösten  Aktien  bleiben  ebenfalls  beim 
Tilgungsfonds,  so  daß  im  57.  Jahre  die  Tilgung  vollendet  und  damit 
der  Staat  Besitzer  der  Eisenbahn  sein  würde.  Aber  der  Staat  wollte 
sich  noch  erheblich  weitergehende  Rechte  Vorbehalten:  Bestellung 
eines  Mitgliedes  des  Gesellschaftsvorstandes,  entsprechendes  Stimm- 
recht bei  der  Generalversammlung,  Mitwirkung  bei  der  Aufstellung 
der  Personen-  und  Gütertarife,  der  Feststellung  des  Bahngeldes  und 
der  Fahrpläne  usw.  Sollte  der  Reinertrag  der  Bahn  mehr  als  5 0/0 
betragen,  so  solle  der  dritte  Teil  des  Überschusses  der  Staatskasse 
anheimfallen.  Endlich  eine  besonders  erschwerende  Bestimmung 
für  die  subventionierten  Bahnen  und  damit  für  die  Köln-Mindener 
Eisenbahn : Wenn  der  Staat  während  dreier  Jahre  einen  Zuschuß 
leisten  müsse  oder  der  Zuschuß  in  einem  Jahr  mehr  als  1 <Vo  des 
Aktienkapitals  ausmache,  so  könne  er  die  Verwaltung  und  den 
Betrieb  der  Bahn  selbst  übernehmen. 

Von  Bodelschwingh  wies  in  seinem  Begleitschreiben  auch  noch 
auf  die  günstige  Konjunktur  hin,  die  infolge  der  Änderung  in  der 
Stellung  des  Staates  für  die  Eisenbahnen  eingetreten  war.  Er  forderte 
die  Direktion  auf,  ihm  „möglichst  bald  und  jedenfalls  binnen 
14  Tagen  anzuzeigen“,  ob  sie  nach  diesen  Grundlagen  auf  das 
Unternehmen  eingehen  wolle  und  ihren  Mitteln  gemäß  könne  oder 
nicht.  Sollte  die  Direktion  glauben,  die  Ausführung  so  zustande 
bringen  zu  können,  so  müsse  sie  baldigst  die  Generalversammlung 
einberufen  und  deren  Zustimmung  einholen;  sie  müsse  ferner  die 
Erklärung  angesehener  Häuser  beibringen,  daß  sie  sich  für  das 
Unternehmen  interessierten  und  das  Kapital  unterzubringen  ge- 
sonnen seien.  Die  Direktion  möge  sich  mit  Unbefangenheit  und 
Offenheit  erklären,  damit  der  Minister  gegebenen  Falles  noch  bei 
den  günstigen  Verhältnissen  anderweit  Verhandlungen  einleiten 
könne. 

Es  bedarf  nur  einer  Erinnerung  an  die  von  Hansemann  im 
Januar  aufgestellten  Grundprinzipien,  um  zu  erkennen,  in  wie  scharfem 
Gegensatz  das  oben  angeführte  Programm  zu  dem  stand,  was  die 
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Vertretung  der  Rheinischen  Eisenbahn  von  der  Regierung  erwartete 
oder  erhoffte.  Und  über  diese  ganz  unerwarteten  Vorschläge  sollte 
die  Direktion  in  14  Tagen  zu  einem  Entschluß  kommen,  nach- 
dem mehr  als  ein  Jahr  seit  der  Fertigstellung  der  Vorarbeiten  hatte 
verfließen  können. 

Gleich  nach  Empfang  des  Ministerialreskripts  (30.  Mai)  ant- 
wortete die  Direktion  in  einer  dilatorischen  Vorstellung.  Sie  sprach 
dem  Minister  den  ehrfurchtsvollen  Dank  der  Gesellschaft  für  die 
Bestimmung  der  Richtung  und  für  die  mitgeteilten  Propositionen 
aus.  Zwar  wolle  die  Direktion  das  wichtige  Unternehmen  pflicht- 
gemäß nach  besten  Kräften  fördern.  Aber  es  sei  doch  zuvor  die 
Berufung  einer  außerordentlichen  Generalversammlung  nötig,  da 
die  Eröffnungen  des  Finanzministeriums  nicht  mit  der  früheren  Be- 
scheidung vom  22.  Januar  1841  übereinstimmten.  Vor  allem  jedoch 
müsse  sich  die  Gesellschaft  die  Vorlegung  des  Gutachtens  der  tech- 
nischen Kommissarien  erbitten,  da  ohne  genauere  Kenntnis  ja  jeder 
Anhaltspunkt  zur  Beurteilung  der  beträchtlichen  Kostendifferenz 
fehle,  die  sich  gegenüber  den  Hansemannschen  Vorarbeiten  ergeben 
haben  solle.  Wenn  ein  gewissenhaftes  Urteil  über  die  Rentabilität 
der  Eisenbahnanlage  abgegeben  werden  könne,  so  werde  die  Ge- 
sellschaft nicht  ermangeln,  dem  Minister  ihre  näheren  Ansichten 
zu  entwickeln. 

Wenige  Tage  später  reiste  Hansemann  abermals  nach  Berlin, 
um  an  Ort  und  Stelle  die  Schluß  Verhandlungen  zu  führen;  neben- 
her war  er  auch  nochmals  für  die  aufzunehmende  Anleihe  tätig. 
Hier  erhielt  er  nun  ein  Antwortschreiben  von  Bodelschwinghs,  das 
dieser  am  25.  Juni  an  die  Direktion  nach  Köln  gerichtet  hatte  in 
einer  Abschrift  durch  die  Vermittelung  des  Geheimen  Oberfinanz- 
rates von  Pommer-Esche  II.  Beiläufig  bemerkt,  wurde  dieser  mit 
Hansemann  schon  persönlich  bekannte  Beamte  von  jetzt  ab  zu  den 
mündlichen  Verhandlungen  besonders  kommittiert.  Dem  Antrag  auf 
Einhändigung  der  Überschläge  wurde  nach  dem  Reskript  insofern 
stattgegeben,  als  wenigstens  ein  Extrakt  aus  dem  Gutachten,  näm- 
lich diejenigen  Stellen,  die  sich  auf  den  Kapitalbedarf  bezogen, 
mitgeschickt  wurde1).  Auch  wurde  es  der  Gesellschaft  überlassen, 
durch  ihren  Bevollmächtigten  in  die  Arbeiten  persönlich  Einsicht 
nehmen  zu  lassen.  Doch  müsse  nunmehr  auf  jeden  Fall  binnen 
einer  endlichen  Frist  von  14  Tagen  eine  bestimmte,  unumwundene 
Erklärung  abgegeben  werden,  denn  eine  fernere  Zögerung  lasse 
sich  bei  dem  gegenwärtigen  günstigen  Zeitpunkte  nicht  rechtfertigen. 


*)  Das  Gutachten  stand  dem  Verf.  nicht  zur  Verfügung. 
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Sollte  in  diesem  Zeitraum  die  Erklärung  ausbleiben,  so  sehe  der 
Minister  die  Verhandlungen  als  abgebrochen  an;  ebenso  werde  er 
es  aufnehmen,  „wenn  bei  der  zu  gewärtigenden  Erklärung  die  Ver- 
folgung des  Unternehmens  von  einer  Erhöhung  des  Kapitals  (von 
13000000  Taler)  oder  von  einer  wesentlichen  Änderung  der  oben 
gedachten  Grundlage  abhängig  gemacht  werden  sollte“.  Daß  eine 
Abweichung  gegenüber  dem  früheren  Erlaß  vom  22.  Januar  1841 
vorhanden  sei,  stellte  von  Bodelschwingh  durchaus  in  Abrede.  Wahr- 
scheinlich beziehe  sich  diese  Bemerkung  auf  die  von  ihm  mehr- 
fach abgelehnte  Verschmelzung  der  beiden  Bahnen.  Aber  auch 
früher  sei  irgend  ein  bestimmtes  Verhältnis  noch  gar  nicht  an- 
gegeben oder  zugesichert  worden.  Es  sei  nur  im  allgemeinen  die 
Begünstigung  oder  Unterstützung  des  Staates  für  die  Ausdehnung 
des  Unternehmens  auf  jene  Eisenbahn  zugesagt,  in  dieser  Hinsicht 
aber  alles  den  künftigen  Verhandlungen  Vorbehalten  und  sonach 
auch  zu  der  Annahme  gar  kein  Anlaß  gegeben  worden,  als  ob  die 
seitens  des  Staates  zu  zugestehenden  Bewilligungen  auch  auf  nach- 
trägliche Sicherung  der  Zinsen  der  Kapitalien  für  die  Bahn  von 
Köln  nach  der  belgischen  Grenze  ausgedehnt  werden  sollte. 

Es  ist  klar,  daß  Hansemanns  Aufgabe  nach  diesen  ent- 
schiedenen Absagen  keine  dankbare  war.  Er  war  unerschütterlich 
von  der  Berechtigung  seiner  Forderungen  überzeugt,  besonders  aber 
hielt  er  nach  den  früheren  Verhandlungen  und  nach  der  Erklärung, 
die  von  Bodelschwingh  in  den  Vereinigten  Ausschüssen  gegeben, 
für  die  Rheinische  Eisenbahn  unentwegt  den  Anspruch  auf  Gleich- 
stellung mit  den  anderen  Bahnen,  die  der  Staatshilfe  teilhaftig  werden 
sollten,  und  damit  auch  den  Anspruch  auf  Vereinigung  der  rechts- 
rheinischen und  der  linksrheinischen  Strecke  aufrecht1). 

Zu  diesen  Schwierigkeiten  kam  die  immer  mehr  drängende 
Konkurrenz  anderer  Interessenten,  die  schon  bereit  waren,  sich  die 
Spolien  anzueignen,  wenn  die  Rheinische  Eisenbahn  zurücktrete. 
Der  günstigere  Stand  der  Eisenbahnpapiere  hatte  in  der  letzten 
Zeit  die  Agiotage  und  den  Börsenschwindel  wieder  aufleben  lassen. 
In  Berlin  und  an  anderen  Orten  legten  Kaufleute  Zeichnungslisten  auf, 
durch  die  Anteile  an  dem  künftigen  Unternehmen  erworben  werden 
könnten,  von  welcher  Gesellschaft  auch  die  Bahn  gebaut  werde. 
Es  wurden  verschiedene  Zirkulare  mit  der  Aufforderung  zur  Aktien- 
zeichnung ausgesandt,  auf  denen  angedeutet  war,  daß  dies  höheren 

*)  Der  Minister  hatte  obendrein  noch  vor  kurzem  bei  einer  anderen  Gesellschaft 
die  entgegengesetzte  Stellung  eingenommen:  bei  der  Oberschlesischen  Bahn  waren  ge- 
legentlich der  Weiterführung  von  Oppeln  bis  zur  österreichischen  Grenze  den  alten 
Aktionären  dieselben  Garantien  wie  den  neuen  gewährt  worden. 
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Orts  gewünscht  werde.  In  einem  Rundschreiben,  das  der  damals 
nicht  unbedeutende  Berliner  Bankier  Arons  Wolff  erließ,  hieß  es: 
„Höheren  Orts  aufgemuntert,  für  das  künftige  Unternehmen  der 
Eisenbahn  von  Köln  nach  Minden  ....  das  Interesse  des  Publikums 
anzuregen  und  Zeichnungen  zur  Übertragung  an  diejenige  Gesell- 
schaft, welche  demnächst  wird  konzessioniert  werden,  zu  sammeln, 
beehre  ich  mich  . . . .“  Hansemann  hegte,  wie  aus  manchen  Äuße- 
rungen hervorzugehen  scheint,  auch  wohl  den  Verdacht,  daß  in 
der  Tat  unmittelbar  vom  Ministerium  in  solcher  Weise  gegen  die 
Bestrebungen  der  Rheinischen  Eisenbahn  intriguiert  werde. 

Ganz  besonders  aber  erregte  es  den  Unwillen  Hansemanns, 
daß  in  der  unmittelbaren  Nachbarschaft  Kölns,  in  Düsseldorf,  und 
zwar  gerade  von  Männern,  von  denen  er  keinerlei  Gegnerschaft 
gewärtigte,  die  Gründung  eines  Komitees  in  die  Wege  geleitet  wurde. 
Der  Düsseldorfer  Regierungspräsident  von  Spiegel,  der  Geh.  Reg. -Rat 
von  Sybel,  der  Reg. -Rat  Quentin  und  der  Staatsprokurator  Kühl- 
wetter sandten  schon  am  13.  Juni  an  eine  Reihe  von  angesehenen 
Personen  ein  gedrucktes  Zirkular,  dessen  aufsehenerregender  Kern- 
satz folgendermaßen  lautete : „Da  nach  einer  offiziellen  Benach- 
richtigung Sr.  Exzellenz,  des  Herrn  Finanzministers,  vom  24.  v.  Mts. 
an  die  Deputierten  der  Städte  Düsseldorf,  Duisburg,  Essen,  Neuß, 
Krefeld,  Gladbach,  Viersen,  Rheydt,  Erkelenz,  Grevenbroich  und 
den  Vertreter  der  Düsseldorf-Elberfelder  Eisenbahn  nunmehr  die 
Allerhöchste  Entscheidung  dahin  erfolgt  ist,  daß  für  die  Eisenbahn- 
verbindung zwischen  Minden  und  Köln  die  Linie  über  Duisburg 
und  Düsseldorf  gewählt  werden  soll ; da  ferner  nach  den  späteren 
Mitteilungen  Sr.  Exzellenz,  des  Herrn  Finanzministers,  an  einen 
der  Unterzeichneten  unverzüglich  zur  Ausführung  dieses  für  die 
Provinz  und  die  Monarchie  so  wichtigen  Unternehmens  geschritten 
werden  soll  und  zu  diesem  Ende  die  Bildung  einer  Aktiengesell- 
schaft und  zunächst  eines  Komitees  hierher  gewünscht  wird  für 
den  Fall  daß,  wie  zu  erwarten,  von  der  Rheinischen  Eisenbahn- 
gesellschaft die  Ausführung  des  Baues  nicht  werde  unternommen 
werden  können  (sie  ist  dieserhalb  mit  Bestimmung  einer  kurzen 
peremtorischen  Frist  gefragt  worden),  da  ferner  dieses  neue  Unter- 
nehmen in  derselben  Art  und  Weise  und  unter  denselben  in  der 
Anlage  ausgedrückten  Bedingungen  vollführt  werden  soll,  wie  sie 
vom  Staate  für  die  Eisenbahn  zwischen  Breslau  und  Berlin  fest- 
gesetzt worden,  so  erscheint  es  dringend  und  der  ausgesprochenen 
Willensmeinung  Sr.  Exzellenz,  des  Herrn  Finanzministers,  ent- 
sprechend, daß  schon  jetzt  diese  höchst  wichtige  Angelegenheit 
nicht  nur  von  den  gedachten  Deputierten,  sondern  auch  von  anderen 
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für  das  Gemeinwohl  beseelten  Männern  näher  besprochen  und 
eventuell  vereinbart  werde,  wie  das  Komitee  zur  Einsammlung  der 
Aktien  und  Bildung  einer  Aktiengesellschaft  hier  ins  Leben  zu 
rufen,  überhaupt  eine  Basis  für  das  Unternehmen  gewonnen  werden 
könne 1).“ 

Die  Korrespondenz  zwischen  Hansemann  und  dem  Finanz- 
minister wurde  nun  unter  zunehmender  Erbitterung  von  beiden 
Seiten  weiter  geführt.  — Zunächst  antwortete  Hansemann  am  8.  Juli 
auf  das  Ministerialreskript  vom  25.  Juni.  Er  teilte  mit,  daß  die 
Direktion  (am  23.  Mai)  den  Entschluß  gefaßt  habe,  selbst  dann 
auf  das  Unternehmen  der  Köln-Mindener  Eisenbahn  einzugehen, 
wenn  keine  wesentliche  Änderung  zu  erlangen  sei,  „daß  jedoch 
unpräjudizierlich  der  vorstehenden  Entscheidung  Unterhandlungen 
über  Abänderungen  an  den  Bedingungen  geführt  werden  möchten.“ 
Die  Gesellschaft  habe  sich  zu  dieser  eindeutigen  Erklärung  aus 
zwei  Gründen  entschlossen,  1.  weil  es  für  sie  immerhin  nützlicher 
sei,  das  neue  Unternehmen  mit  zu  verwalten,  als  wenn  sich  dafür 
eine  andere  Gesellschaft  bilde,  2.  weil  man  den  Gewinn  am  Aktien- 
kurs, der  erhofft  werde,  doch  lieber  den  Aktionären  der  Rheinischen 
Eisenbahn  zuwende,  indem  diese  beim  Zeichnen  von  Aktien  für 
sich  einen  Vorzug  beschließen  würden.  Man  habe  sich  noch  nicht 
mit  Bankhäusern  ins  Einvernehmen  gesetzt,  wenn  auch  die  Kölner 
Bankiers  aus  Lokalpatriotismus  sich  sogar  aufs  Ungewisse  ver- 
pflichten würden,  um  dem  „in  Düsseldorf  aufgetauchten  Aktien- 
gesellschaftskomitee  nicht  einmal  die  Möglichkeit  des  Gelingens 
seiner  Absicht,  die  Verwaltung  des  großen  Unternehmens  nach 
Düsseldorf  zu  legen,  zu  lassen“.  Die  Direktion  werde  sich  beeilen, 
sie  werde  demnächst  eine  außerordentliche  Generalversammlung 
einberufen,  sie  werde  sich  ein  gründliches  Urteil  über  Kosten- 
bedarf, Rentabilität  und  die  nachzusuchenden  Modifikationen  bilden! 
müssen,  falls  sie  sich  nicht  dem  gerechten  Vorwurf  des  Leicht- 
sinns und  der  Oberflächlichkeit  aussetzen  wolle. 

In  einer  Beziehung  war  Hansemann  schon  am  11.  Juni  in 
der  Lage,  dem  Finanzminister  weitere  Auskünfte  zu  geben.  In- 


B Von  den  Unterzeichnern  war  von  Sybel  Administrationsratsmitglied  der  Rhein. 
Eisenbahngesellschaft  und  Kühlwetter  erster  Präsident  der  Düsseldorf  - Elberfelder  Eisen- 
bahn, die  infolge  der  Arbeiten  Hansemanns  von  der  ruindrohenden  Gefahr  einer  direkten 
Eisenbahnverbindung  Köln-Elberfeld  befreit  worden  war.  So  konnte  es  sich  Hansemann 
nicht  versagen,  diese  Handlungsweise  später  ausdrücklich  als  ungehörig  zu  charakterisieren. 
Von  Sybel  beschwerte  sich  darüber  beim  Administrationsrat  und  bei  der  Generalver- 
sammlung und  leugnete,  daß  er  der  Rheinischen  Eisenbahn  Abbruch  getan  habe.  Doch 
gaben  beide  Instanzen  dem  Vizepräsidenten  Recht. 
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zwischen  hatten  auf  sein  Betreiben  die  Kölner  Bankiers  A.  und 
L.  Camphausen,  Sal.  Oppenheim  jun.  & Comp.,  A.  Schaaffhausen 
und  I.  H.  Stein  schriftlich  bekundet,  daß  sie  grundsätzlich  bereit 
seien,  sich  bei  der  Köln-Mindener  Bahn  selbst  mit  großen  Summen 
zu  beteiligen  und  die  weiter  nötig  werdenden  Kapitalien  beim 
Publikum  unterzubringen.  Eine  bindende  Verpflichtung  enthielt 
die  Erklärung  aber  nicht.  Hansemann  sagte  in  seiner  neuen  Ein- 
gabe, es  entspräche  das  nur  dem  vernünftigen  und  soliden  Ver- 
fahren der  erwähnten  Häuser  von  Rang,  die  nicht  schon  ohne 
weiteres  Summen  normieren  könnten,  bevor  noch  die  genauen  Be- 
dingungen vereinbart  seien. 

Einige  Tage  später,  am  13.  Juli,  lief  die  Antwort  von  Bodel- 
schwinghs  ein.  Nach  dem  Ton,  in  dem  sein  Schreiben  gehaltetn 
war,  scheint  es  fast,  als  habe  er  gar  nicht  mehr  erwartet,  daß 
die  Kölner  Gesellschaft  noch  an  der  Angelegenheit  festhalte.  Wenn 
die  Gesellschaft  auf  das  Unternehmen  bei  seiner  neuen  Grundlage 
eingehen  wolle,  so  solle  sie,  sobald  als  statutenmäßig  zulässig,  die 
außerordentliche  Generalversammlung  über  den  Plan  beschließen 
lassen,  anderenfalls  würden  die  Verhandlungen  abgebrochen  werden 
müssen.  Bis  dahin  werde  der  Finanzminister  über  die  Modifikationen 
entscheiden,  die  Plansemann  in  Vorschlag  bringen  wolle.  Diese 
Propositionen  müßten  deshalb  baldigst  vorgelegt  werden.  Übrigens 
habe  der  Minister  von  der  von  Hansemann  mündlich  angeregten 
Idee,  das  ganze  Kapital  für  die  Erweiterung  nicht  durch  Aktien, 
sondern  durch  eine  Anleihe  aufzubringen,  jetzt  gänzlich  Abstand 
genommen,  da  dadurch  die  Beschaffung  der  Geldmittel  nur  er- 
schwert würde  und  eine  ausgedehntere  Bewilligung  von  Seiten  des 
Staates  nicht  zu  erwarten  stände.  Wenn  gewünscht  worden  sei, 
es  möchte  der  gesamte  Betrag  von  13  Millionen  Taler  nach  Ab- 
zug des  einen  Siebentels  den  derzeitigen  Aktionären  der  Rheini- 
schen Eisenbahn  überlassen  werden,  so  könne  dem  nicht  stattge- 
geben werden,  denn  die  Aktionäre  wechselten  ja  täglich  und  ihre 
Vermögensverhältnisse  seien  nicht  zu  übersehen;  eine  billige  Rück- 
sichtnahme könne  füglich  nicht  weiter  gehen,  ,,als  daß  ihnen  frei- 
gestellt werde,  sich  mit  einem  dem  Nominalbeträge  ihrer  Aktien 
gleichen.  Kapital  bei  dem  neuen  Unternehmen  zu  beteiligen“.  So- 
mit würden  nur  4500000  Taler  für  die  alten  Aktionäre  zu  reser- 
vieren sein.  Abgesehen  von  dem  Siebentel  des  Staates  blieben 
dann  noch  rund  6640000  Taler  durch  Aktienzeichnungen  unter- 
zubringen. Noch  vor  der  Generalversammlung  müßte  der  Nach- 
weis der  Unterbringung  des  Kapitals  von  6 640  000  Taler  mit  der 
Verpflichtung  der  Zeichner  zur  sofortigen  Zahlung  von  100/0  bei- 
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gebracht  werden.  Sollte  dieser  Pflicht  seitens  der  Gesellschaft  nicht 
genügt  werden,  so  würde  der  Minister  auf  weitere  Verhandlungen 
überhaupt  nicht  eingehen,  „da  ihm  von  des  Königs  Majestät  die 
Beschleunigung  dieser  Angelegenheit  zur  dringenden  Pflicht  ge- 
macht sei“. 

Am  21.  Juli  war  Hansemann  in  der  Lage,  dem  Minister  alle 
gewünschten  Auskünfte  in  ausführlicher  Weise  zu  geben.  Es  ge- 
schah das  in  einer  Denkschrift,  die  den  Titel  trug:  „Darstellung 
der  Mittel  zur  Weiterführung  der  Rheinischen  Eisenbahn  von  Köln 
bis  zur  Landesgrenze  bei  Minden  unter  Bezugnahme  auf  die  des- 
fallsigen  Verhandlungen  des  Staates  mit  der  Rheinischen  Eisen- 
bahngesellschaft.“ 

In  der  Einleitung  dieser  Schrift,  die  Hansemann  binnen  acht 
Tagen  hatte  ausarbeiten  müssen,  wurde  der  bisherige  Verlauf  der 
Verhandlungen  kurz  rekapituliert.  Namens  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn erklärte  der  Verfasser,  daß  er  im  voraus  die  Bedingungen 
des  Ministers  akzeptiere  und  ihm  also  das  Unternehmen  auf  Gnade 
und  Ungnade  hingebe.  Hansemann  versicherte  abermals  seine  Un- 
befangenheit und  Unparteilichkeit,  die  ihn  auf  den  Staatsstand- 
punkt gleiche  Rücksicht  nehmen  lasse. 

Der  erste  Punkt  der  Untersuchungen  betraf  nun  die  Basis 
der  Verhandlungen  des  Staates  mit  der  Gesellschaft:  Der  Bevoll- 
mächtigte der  Gesellschaft  suchte  aktenmäßig  den  Nachweis  zu 
erbringen,  daß  „der  Antrag  auf  Verschmelzung  keineswegs  neu, 
vielmehr  die  ursprüngliche  Grundlage  der  ganzen  Verhandlung  ge- 
wesen“. Er  erörterte  zu  dem  Zwecke  das  Konzessionsgesuch  vom 
io.  Dezember  1840.  Auf  dieses  und  die  weiteren  Anträge  hin, 
die  doch  im  Interesse  der  Rheinischen  Eisenbahn  gestellt  worden 
seien,  habe  das  Ministerium  die  Zusage  für  die  „Erweiterung“  oder 
die  „Weiterführung“  der  alten  Strecke,  für  die  „Mitübernahme“ 
der  Köln-Mindener  Bahn  gegeben.  Während  vorher  an  dieser  Grund- 
lage nie  ernstlich  gerüttelt  worden  sei,  sei  erst  durch  die  Beschei- 
dung von  Bodelschwinghs  vom  17.  Mai  1842  etwas  ganz  Neues  in 
die  Unterhandlungen  hineingeworfen  worden.  Es  sei  ein  Fall  ohne 
Beispiel,  daß  die  Regierung  einem  Unternehmer,  der  sich  in  ihrem 
Sinne  rührig  für  einen  Plan  verwendet  habe,  nachdem  dieser  ge- 
sichert sei,  das  Angebot  mache,  wohl  das  Geschäft  mit  zu  ver- 
walten und  die  Firma  herzugeben,  aber  an  dem  Gewinn  keinen 
Teil  zu  haben.  Er,  Hansemann,  würde  es  jedenfalls  seiner  Zeit 
nicht  gewagt  haben,  einer  anonymen  Gesellschaft,  die  auf  den  Ge- 
winn ausgehe,  eine  Beschäftigung  mit  der  Sache  aus  reinem  Patrio- 
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tismus  vorzuschlagen ; denn  dann  hätte  man  ihm  geantwortet : 
„treibe  du  allenfalls  die  Angelegenheit  aus  Patriotismus,  aber  wir 
in  anonymer  Gesellschaft  vereinigten  Aktionäre  sind  in  dieser  Eigen- 
schaft nicht  zum  Patriotismus  berufen,  und  wir  können  nur  wünschen, 
daß  du,  solange  du  Direktor  bist,  auch  deine  Kräfte  zu  wirk- 
lichem Vorteile  der  Gesellschaft  verwendest.“  Wenn  alles  das  von 
dem  Staate  aber  zugegeben  werde,  so  könne  nicht  eingeworfen 
werden,  der  Staat  habe  jedenfalls  noch  keine  feste  Verpflichtung 
übernommen,  er  könne  also  der  Gesellschaft  noch  anbieten,  was 
er  wolle.  Ein  solches  Vorgehen  lasse  sich  nicht  einmal  unter  Privaten, 
sicherlich  aber  von  Seiten  des  Staates  nur  dann  begründen,  wenn 
sich  der  Unternehmer  hätte  Unfähigkeit  oder  Unredlichkeit  zu 
schulden  kommen  lassen. 

Der  Vertreter  der  Rheinischen  Eisenbahn  entwickelte  weiter, 
aus  welchen  Gründen  die  Vorschläge  des  Staates  einer  wesentlichen 
Umgestaltung  bedürften,  und  wie  er  sich  nunmehr  den  Modus  der 
Begünstigungen  denke.  Die  wichtigsten  der  acht  Bedenken,  die 
Hansemann  gegen  den  Unterstützungsplan  des  Ministers  ins  Feld 
führte,  sind  folgende  : Zeichnungen  für  eine  projektierte  Bahn  lassen 
zu  Konjekturen  über  die  zu  erwartende  Rente  den  größten  Spiel- 
raum, daher  wird  durch  die  Ausgabe  von  Aktien  unter  Staats- 
garantie eine  schädliche  und  gefährliche  Zunahme  der  Spielwut  er- 
folgen. Die  festverzinslichen  Staatspapiere  werden  weniger  gekauft 
und  der  Staatskredit  erschüttert  werden,  dies  letztere,  weil  die  jetzt 
so  überaus  günstige  Börsenstimmung  sich  wenden  kann , ja  Um- 
schlagen muß,  zumal  wenn  der  erhoffte  Ertrag  auf  sich  warten 
läßt.  „Wie  tief  würden  wohl  die  Staatsschuldscheine  fallen,  wenn 
die  Aktien,  welchen  der  nämliche  Zinsfuß  und  außerdem  noch  die 
Hoffnung  auf  größere  Rente  vom  Staate  zugesichert  ist,  unter 
Pari  sich  stellten?“  Sobald  aber  die  Rente  nur  einigermaßen  wesent- 
lich die  garantierten  Zinsen  übersteigt,  wird  der  Staat  ein  un- 
vorteilhaftes Geschäft  machen,  indem  er  nicht  allein  die  unbe- 
dingte Garantie  des  gewöhnlichen  Landeszinsfußes  gewährt,  sondern 
auch  den  bei  weitem  größten  Teil  des  Überschusses  den  Aktionären 
läßt.  Es  sei  wohl  kaum  möglich,  auf  Grund  der  gestellten  Be- 
dingungen eine  gute  zweckmäßige  Organisation  der  Verwaltung 
der  Rheinischen  Eisenbahn  zu  erdenken.  Sollte,  wie  das  wahr- 
scheinlich sei,  auch  die  Generalversammlung  nicht  unbedingt  auf 
die  Angelegenheit  eingehen  wollen,  so  sei  ein  weiterer  langer  Auf- 
enthalt unvermeidlich.  Auch  würden  dann  die  von  der  Rheini- 
schen Eisenbahngesellschaft  abgeschlossenen  Verträge  mit  den  ver- 
schiedenen Städten  über  deren  Beitragsleistungen  hinfällig  werden. 
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Hansemann  entwickelte  deshalb  zwei  eigene  Vorschläge,  durch 
die  die  angeführten  Nachteile  zu  vermeiden  wären,  i.  Der  erste 
dieser  Vorschläge  (B)  unterschied  sich  von  dem  der  Regierung  (A) 
namentlich  dadurch,  daß  die  sechs  Siebentel  des  Kapitals  nicht 
durch  Aktienzeichnung,  sondern  durch  eine  Anleihe  der  Eisenbahn- 
gesellschaft mit  Staatsgarantie  beschafft  werden  sollten,  und  daß 
ferner  der  Staat  3/4  der  Rente  zu  beziehen  haben  werde,  die  sich 
über  die  Zinsen  von  31/2  % des  Gesellschaftskapitals  ergeben  würden. 
Damit  werde  die  Rheinische  Eisenbahn  wirkliche  Unternehmerin 
der  Bahn,  wenn  auch  nur  mit  schwacher  Gewinnbeteiligung.  Mit 
einer  an  moralische  Gewißheit  grenzenden  Wahrscheinlichkeit  könne 
die  Regierung  bei  Annahme  dieses  Projekts  auf  die  Billigung  durch 
die  Generalversammlung  und  damit  auf  die  beschleunigte  Aus- 
führung des  Eisenbahnbaues  rechnen.  2.  Der  zweite  Vorschlag 
Hansemanns  (C)  war  von  dem  eben  skizzierten  nicht  sehr  verschieden. 
Er  würde  gleichfalls  die  angeführten  Vorzüge  aufweisen:  Auch 
hier  würden  die  aufzubringenden  sechs  Siebentel  des  Kapitals  gegen 
feste  Verzinsung  geliehen  werden.  Die  Gesellschaft  würde  am  et- 
waigen Zinsverlust  nicht  partizipieren,  dafür  aber  auch  einen  be- 
trächtlich geringeren  Anteil  am  Gewinn  erhalten,  nämlich  den 
vierten  Teil  der  Rente  über  31/2  bis  41/2  0/0  und  den  achten  Teil 
der  Rente,  die  sich  über  41/2  0/0  hina,us  ergeben  würde.  Den  Rest 
des  Gewinnes  würde  der  Staat  erhalten1). 

Es  war  auch  Hansemann  wohl  bewußt,  daß  diese  Propo- 
sitionen dem  Minister  in  mancher  Hinsicht  nicht  sehr  willkommen 
sein  würden;  schon  deshalb  nicht,  weil  dieser  sich  ja  allgemein 
mit  Nachdruck  gegen  eine  Verquickung  der  beiden  Unternehmungen 
wie  besonders  gegen  den  Weg  der  Anleihe  ausgesprochen  hatte. 
Hansemann  seinerseits  erklärte,  seine  Vorschläge  enthielten  schon 
ein  großes  Entgegenkommen ; nur  um  die  Verständigung  zu  be- 
fördern und  zu  erleichtern,  sei  er  von  der  ursprünglichen  Basis 
des  Konzessionsgesuches  abgegangen  und  habe  seine  Anträge  auf 
die  unbestreitbare  Basis  der  Konzessionen,  den  der  Gesellschaft 
in  Aussicht  gestellten  Vorteil,  beschränkt.  Er  bezeichnete  seine 
beiden  Vorschläge  als  um  so  annehmbarer,  als  nach  ihnen  der 
Staat  sich  in  allen  Fällen,  wenn  die  Rentabilität  der  Bahn  33/4  0/0 
oder  mehr  ausmachen  werde,  finanziell  besser  stehe  als  bei  seinem 
eigenen  Plan,  nur  bei  einem  ganz  unerwartet  schlechten  Ertrag 
müsse  er  eine  Zubuße  zahlen. 

ß Durch  eine  beigefügte  Zusammenstellung  wurde  der  Gewinn  oder  Verlust  des 
Staates  und  der  unternehmenden  Gesellschaft  sowie  die  Dauer  der  Amortisation  nach 
den  drei  verschiedenen  Plänen  A,  B und  C noch  weiter  veranschaulicht. 
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Weiter  wurden  in  der  Denkschrift  erneut  Betrachtungen  über 
das  für  Baukosten  und  Betriebsmittel  erforderliche  Kapital  sowie 
über  die  zu  erwartende  Rente  angestellt.  Es  mußte  Hansemann 
natürlich  darauf  ankommen,  das  Anlagekapital  so  zu  bestimmen, 
daß  es  auf  jeden;  Fall  den  Bedarf  deckte.  Nun  hatte  allerdings  die 
Kommission  an  den  Voranschlägen  eine  erhebliche  Kostenreduktion 
vorgenommen;  aber  da  Hansemann  nur  beabsichtigt  hatte,  durch 
seine  Berechnungen  ein  wirkliches  Maximum  des  Bedarfs  festzu- 
stellen, für  dessen  Einhalten  er  sich  mit  seinem  Ruf  und  mit  seiner 
Ehre  verbürgen  könne,  so  schloß  er  sich,  nachdem  er,  wie  er 
sagte,  seinem  Gewissen  Genüge  getan,  wenigstens  teilweise  dem 
Gutachten  der  Ministerialkommission  an.  Das  Endresultat  der  Kritik 
dieses  Gutachtens  war  aber  immerhin,  daß  bei  Annahme  eines 
von  vornherein  zweigeleisigen  Oberbaues  — den  Hansemann  im 
Gegensatz  zum  Ministerium  für  ganz  unerläßlich  hielt  — die  Kosten 
der  Bahn  von  Köln  bis  Minden  samt  den  Betriebsmitteln  unter 
Berücksichtigung  der  von  den  Gemeinden  zu  erwartenden  Leistungen 
17000000  Taler  betragen  würden. 

Auch  über  das  „Frachtgeld“  sprach  sich  der  Petent  noch  näher 
aus;  durchschnittlich  werde  das  Personengeld  pro  Person  und  Meile 
3 Sgr.  3 Pfg.,  die  Güterfracht  pro  Zentner  und  Meile  4 3/4  bis 
5 Pfg.  betragen  müssen.  Die  Betriebskosten  nahm  er  nach  neueren 
Erfahrungen  auf  23/4  Pfg.  für  jeden  beförderten  Zentner  an,  ein 
Satz,  der  aber  erst  nach  vollständiger  Entwicklung  des  Betriebs 
und  Verkehrs  gelten  werde;  eine  Person  wurde  dabei,  wie  das 
auch  sonst  üblich  war,  in  Bezug  auf  die  Selbstkosten  gleich  7 Zentner 
Waren  gesetzt.  — Wiederholt  betonte  Hansemann,  daß  man,  wie 
u.  a.  die  Ergebnisse  der  Rheinischen  Eisenbahn  zeigten,  sorgfältig 
zwischen  den  Resultaten  der  ersten  Jahre  nach  der  Einführung 
der  Bahn  und  der  Zeit  nach  der  Konsolidierung  der  Verhältnisse 
zu  unterscheiden  habe.  So  werde  auch  die  Rentabilität  der  Köln- 
Mindener  von  kleinen  Anfängen  aus  Jahr  für  Jahr  zunehmen.  Im 
Durchschnitt  sei  ein  Minimum  an  Rente  von  3,63  Prozent  zu  er- 
warten. Freilich  blieben  diese  Ziffern  weit  unter  dem,  was  die 
Kommission  in  Aussicht  gestellt  hatte  (4V2  °/o),  und  andere  Be- 
urteiler waren  sogar  noch  optimistischer.  Doch  wollte  auch  Hanse- 
mann für  künftige  Zeiten  eine  hohe  Rente  nicht  in  Abrede  stellen. 

In  einem  Nachtrag  gab  Hansemann  zur  Bekräftigung  seines 
eigenen  auch  noch  das  Urteil  des  angesehenen  Betriebsdirektors 
Costenoble  aus  Magdeburg  wieder,  dem  er  seine  Ansichten  zur  Be- 
gutachtung unterbreitet  hatte.  — 
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Hansemann  selbst  scheint  sich  von  seinen  neuen  großen  An- 
strengungen nicht  viel  mehr  versprochen  zu  haben.  Aus  seinen 
Briefen  nach  Köln  an  die  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn 
geht  hervor,  daß  er  sich  von  dem  Minister  von  Bodelschwingh 
keines  Guten  mehr  versah.  Er  hatte  wohl  mehr  die  Absicht,  das 
Maximum  der  Forderungen  zusammenzustellen,  die  er  für  allen- 
falls vereinbar  mit  den  Ansichten  des  Finanzministeriums  hielt, 
um  es  auf  diesem  Wege  wenigstens  noch  in  einigen  Punkten  zur 
Nachgiebigkeit  zu  bewegen. 

Am  25.  Juli  wurden  die  Verhandlungen  in  einer  Konferenz 
Hansemanns  und  des  Ministerialkommissars  von  Pommer-Esche  II 
fortgesetzt.  Es  sollte  nach  den  Bedingungen  des  Erlasses  vom 
23.  Mai  die  definitive  Grundlage  für  die  Konzession  geschaffen 
werden.  Dabei  kamen  die  leitenden  Gedanken  der  letzten  Denk- 
schrift Hansemanns  überhaupt  nicht  mehr  in  Frage,  sondern  der 
Regierungskommissar  erklärte,  ob  und  in  wieweit  auf  diese  Vor- 
schläge einzugehen  sei,  das  müsse  ganz  der  Bescheidung  des  Finanz- 
ministers Vorbehalten  bleiben.  Hansemann  konnte  daher  überhaupt 
keine  Änderung  an  der  Basis  der  Konzession  zur  Besprechung  bringen, 
sondern  nur  Modifikationen  von  Einzelheiten  zur  Berücksichtigung 
empfehlen.  Das  Resultat  dieser  Unterredung  wurde  in  einem  Pro- 
tokoll zusammengefaßt,  das  den  nunmehr  in  seinen  Einzelheiten 
feststehenden  Plan  einer  Weiterführung  der  Rheinischen  Eisenbahn 
bis  zur  hannoverschen  Grenze  enthielt.  Dieser  Plan  verdient  hier 
um  dessentwillen  ein  erhöhtes  Interesse,  weil  er  mit  ganz  gering- 
fügigen Ausnahmen  für  die  spätere  Konzessionierung  maßgebend 
blieb  1). 

Nach  ihm  soll  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  die  Weiter- 
führung ihrer  Bahn  über  Duisburg  bis  zur  Landesgrenze  über- 
nehmen, aber  unter  vollkommener  Sonderung  sämtlicher  Einnahmen 
und  Ausgaben  von  dem  bisherigen  Unternehmen  (§§  1 u.  2 des 
Planes).  Das  erforderliche  Kapital  wird  vorläufig  zu  13  Millionen 
Taler  angenommen,  welche  durch  65  000  Stück  neu  zu  emittierende 
Aktien,  jede  im  Betrage  von  200  Taler,  beschafft  werden;  diese 
werden  zur  Unterscheidung  mit  dem  Vermerk  Litt.  B.  ausgefertigt 
(§  3).  Den  siebenten  Teil  von  diesem  Kapital,  in  runder  Summe 
von  1860000  Taler  oder  9300  Aktien,  übernimmt  der  Staat;  die 
übrigen  sechs  Siebentel  werden  durch  Aktienzeichnung  unterge- 
bracht. Auf  diese  hin  ist  sofort  eine  Einzahlung  von  10  0/0  zu  leisten. 

!)  Die  §§  3 — 10,  12 — 17,  24,  26  und  28  des  Planes  sind  meist  wörtlich  in  das 
Statut  der  „Köln-Mindener  Eisenbahn- Gesellschaft“  (§§  9 — 11,  14 — 18,  21 — 26,  35,  51, 
60,  75  und  76  der  Statuten)  übergegangen. 
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Doch  werden  nach  Ablauf  des  ersten  Jahres  nach  Eröffnung  des  ge- 
samten Betriebes  das  Kapital  für  den  Bau,  das  Betriebsmaterial, 
die  Generalkosten  und  die  Zinsen  der  Einzahlungen  mit  Zuziehung 
des  Finanzministeriums  definitiv  berechnet  und  festgestellt.  Sofern 
sich  dann  ein  Mehrbedarf  über  den  angenommenen  Betrag  von 
13  Millionen  Taler  ergeben  sollte,  wird  dieser  wieder  unter  Zu- 
stimmung des  Ministeriums  entweder  durch  Erhöhung  des  Aktien- 
kapitals (an  der  der  Staat  gleichfalls  mit  einem  Siebentel  teil- 
nehmen würde)  oder  durch  eine  Anleihe  beschafft  (§§  4>  5 u-  7)- 
Zu  diesen  Bestimmungen  wiederholte  Hansemann  bei  der  Konferenz 
den  Wunsch,  es  möchte  bei  der  Zeichnung  der  sechs  Siebentel  der 
Aktien  den  bisherigen  Aktionären  der  Rheinischen  Eisenbahn 
wenigstens  der  Vorzug  gelassen  werden.  Aber  der  Kommissar  von 
Pommer-Esche  war  nicht  bereit,  in  dieser  Richtung  ein  über  das 
Ministerialreskript  vom  13.  Juni  hinausgehendes  Zugeständnis  zu 
machen,  „zumal  bereits  von  mehreren  Seiten  Anmeldungen  und 
Anträge  zur  Berücksichtigung  eingegangen  seien“.  — An  Bau- 
Zinsen  sollen  auf  sämtliche  Aktien  4 0/0  gewährt  werden.  Vom 
1.  Januar  des  auf  die  Eröffnung  der  ganzen  Bahn  folgenden  Jahres 
an  wird  der  auf  kommende  Ertrag  auf  das  Aktienkapital  so  ver- 
teilt, daß  aus  dem  Ertrag  entnommen  werden  1.  die  Verwaltungs-, 
Unterhaltungs-  und  Betriebskosten,  2.  die  Zinsen  und  Amortisations- 
quoten für  etwa  zu  emittierende  Obligationen,  3.  eine  mit  Zu- 
stimmung des  Finanzministers  auf  den  Antrag  der  Direktion  vom 
Verwaltungsrat  festzusetzende  Quote  zum  Reservefonds  für  außer- 
ordentliche Fälle,  der  ohne  Zustimmung  des  Finanzministers  nicht 
höher  als  3 o/0  des  Aktienkapitals  sein  darf ; 4.  der  dann  noch  ver- 
bleibende (reine)  Ertrag  wird  zur  Zahlung  der  Zinsen  von  3V20/0 
auf  alle  Aktien  verwandt,  5.  die  übrig  bleibende  Dividende  wird 
ebenfalls  auf  die  Aktien  verteilt,  doch  mit  der  Maßgabe,  daß  von 
einem  über  31/2  o/0  des  Aktienkapitals  hinausgehenden  Reinertrag 
dem  Staat  der  dritte  Teil  zufällt,  um  nach  seinem  Ermessen  zur 
Ausgleichung  der  Zuschüsse  oder  zum  Ankauf  von  Aktien  nach 
dem  Tageskurs  verwandt  zu  werden  (§§  6 u.  8).  Nötigenfalls  wird 
den  sämtlichen  Aktien  vom  Staat  ein  jährlicher  Zinsgenuß  von 
3I/2  o/o  gewährt  (§  9).  Die  gesamten  Aktien  mit  Ausschluß  des 
vom  Staate  selbst  übernommenen  Siebentels  werden  von  ihm  all- 
mählich erworben.  Zu  dieser  Amortisation  werden  vom  Staat  jähr- 
lich die  Zinsen  für  das  Siebentel  der  Aktien  (also  V2%  des  ge- 
samten Aktienkapitals)  und  ferner  die  31/2  prozentigen  Zinsen  der 
amortisierten  Aktien  verwendet.  Zu  dieser  Amortisation  ist  der 
•Staat  selbst  dann  verpflichtet,  wenn  der  Reinertrag  unter  31/2°/o 
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bleiben  sollte  und  er  somit  einen  Zuschuß  leisten  müßte  (§  12). 
Über  die  Art,  wie  die  Auslosung  zu  erfolgen  hat  und  ihre  Ergeb- 
nisse bekannt  gemacht  werden,  finden  sich  eingehende  Vorschriften 
(§§  I3 — 16).  Sobald  sämtliche  Aktien  vom  Staat  erworben  sind, 
wird  die  Bahn  von  Köln  bis  zur  Landesgrenze  bei  Minden  mit 
allem  Zubehör  Eigentum  des  Staates  (§  17).  Bis  dahin  sind  die 
beiden  Unternehmungen  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  sorg- 
fältig voneinander  zu  trennen ; dies  geschieht  dadurch,  daß  für 
jede  eine  streng  gesonderte  Rechnung  geführt  und  abgelegt  wird; 
gemeinsame  Kosten  der  Zentralverwaltung  für  die  Bahn  von  Köln 
nach  der  belgischen  Grenze  und  die  Bahn  von  Köln  nach  der 
hannoverschen  Grenze  werden  (nach  der  Meilenzahl)  zu  einem  Viertel 
der  ersteren  und  zu  drei  Viertel  der  anderen  Bahn  zur  Last  ge- 
rechnet; die  Trennung  der  Verwaltungs-  und  Geschäftseinrichtung 
findet  auch  in  der  Weise  statt,  daß  für  die  Köln-Mindener  Eisen- 
bahn eine  besondere  Generalversammlung  berufen,  ein  besonderer 
Administrationsrat  gebildet  wird,  „dagegen  wird  das  neue  Unter- 
nehmen in  Verbindung  mit  dem  bisherigen  Unternehmen  der  Eisen- 
bahn von  Köln  nach  der  belgischen  Grenze  durch  eine  gemein- 
schaftliche  Direktion  geleitet  und  verwaltet,  welche  in  Köln  ihren 
Sitz  hat“  (§§  11,  22  u.  23).  Bei  den  Vorschlägen  für  die  innere 
Einrichtung  wurden  im  allgemeinen  die  Modifikationen  des  Statuts 
der  Rheinischen  Eisenbahn  angenommen,  die  Hansemann  im  April 
1842  den  Ministerialbehörden  vorgelegt  hattö.  In  anderen  Fällen 
konnte  Hansemann  nur  nochmals  an  das  Entgegenkommen  von 
Bodelschwinghs  appellieren. 

Neben  dem  Recht  der  Amortisation,  das  ja  zugleich  eine 
Pflicht  darstellte,  hatte  der  Staat  noch  in  weitergehender  Art  seinen 
Einfluß  gesichert.  Sollte  er  infolge  der  von  ihm  übernommenen 
Zinsgaräntie  genötigt  sein,  in  5 aufeinanderfolgenden  Jahren  einen 
Zuschuß  zu  leisten,  oder  sollte  der  Zuschuß  in  einem  Jahr  mehr 
als  U/s0/0  des  Aktienkapitals  betragen,  so  steht  ihm  die  Befugnis 
zu,  die  Administration  und  den  Betrieb  der  Köln-Mindener  Bahn 
zu  übernehmen;  er  ist  dann  verpflichtet,  vollständig  Rechnung  zu 
legen.  Wenn  bei  dieser  Administration  des  Staates  der  Reinertrag 
in  3 aufeinanderfolgenden  Jahren  mehr  als  31/2  <y0  des  Aktienkapitals 
betragen  hat,  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  die  Verwaltung  wieder 
zu  übernehmen  (§  21).  Ein  Antrag  des  Spezialbevollmächtigten  der 
Rheinischen  Eisenbahn,  die  Übernahme  der  Verwaltung  erst  dann 
für  zulässig  zu  erklären,  wenn  der  Verwaltung  der  Direktion  durch 
ein  schiedsrichterliches  Urteil  Unfähigkeit  oder  Nachlässigkeit  zur 
Last  gelegt  werde,  wurde  von  dem  Regierungskommissar  mit  der 
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Begründung  abgelehnt,  daß  der  Staat  bei  dem  wesentlichen  Inter- 
esse, das  er  infolge  seiner  Beteiligung  und  besonders  der  Zins- 
garantie an  der  Verwaltung  des  Unternehmens  habe,  sich  freie 
Harid  bewahren  müsse.  — Der  Tarif  sowohl  für  die  Güter-  als  für  die 
Personenbeförderung  sowie  jede  Änderung  bedarf  der  Zustimmung 
des  Finanzministers.  Ihm  bleibt  auch  nicht  nur  die  Genehmi- 
gung, sondern  ebenso  die  Abänderung  der  Fahrpläne  Vorbehalten 
(§§  18  u.  19).  Zu  diesem  Punkte  hatte  Hansemann  bei  mehreren 
Gelegenheiten  Anträge  gestellt,  die  auf  eine  Beschränkung  des  staat- 
lichen Bestimmungsrechtes  hinzielten.  Er  wünschte,  daß  bei  der 
Tarifgestaltung  einstweilen  nur  ein  Maximum  vorgesehen  werden 
sollte,  dessen  Überschreitung  nur  mit  Genehmigung  des  Finanz- 
ministers statthaft  sei.  Doch  erklärte  der  Regierungskommissar  im 
allgemeinen,  daß  es  an  einem  genügenden  Anhalt  fehlen  dürfte, 
um  schon  jetzt  im  voraus  dergleichen  detaillierte  Bestimmungen 
zu  treffen.  Ein  weiterer  Wunsch  Hansemanns  ging  dahin,  daß  der 
Staat,  wenn  er  die  Genehmigung  der  Fahrpläne  beanspruche,  dann 
auch  für  jeden  Schaden  aufkomme,  der  der  Gesellschaft  durch 
solche  Anordnungen  der  Staatsbehörden  erwachsen  könnte.  Auch 
das  wurde  von  dem  Kommissar  abgelehnt,  der  Staat  wolle  doch 
nur  für  das  gehörige  Ineinandergreifen  der  Fahrten  auf  den  ver- 
schiedenen Bahnen  sorgen,  dies  aber  sei  durch  den  Zweck  der 
Eisenbahn  notwendig  bedingt,  so  daß  der  Natur  der  Sache  nach 
dafür  keine  besondere  Vergütung  geleistet  zu  werden  brauche.  — 
Schließlich  waren  in  dem  Plan  für  die  Regierung  auch  noch  ziem- 
lich weitgehende  Rechte  an  der  Verwaltung  vorgesehen.  Der  Staat 
läßt  sich  in  der  Generalversammlung  durch  einen  von  ihm  bestellten 
Kommissarius  vertreten,  der  nicht  Aktionär  zu  sein  braucht,  und 
übt  durch  ihn  sein  Stimmrecht  aus ; das  Stimmrecht  erhöht  sich 
mit  Rücksicht  auf  die  fortschreitende  Einlösung  der  Aktien  in  dem 
Maß,  daß  dem  Staat  nach  Ablauf  von  15  Jahren  ein  Sechstel, 
von  25  Jahren  ein  Fünftel,  von  35  Jahren  ein  Viertel  und  dem- 
nächst ein  Drittel  sämtlicher  vertretenen  Stimmen  zukommt  (§  24). 
Ferner  ernennt  der  Finanzminister  jährlich  den  Präsidenten  und 
den  Vizepräsidenten  des  Administrationsrates  aus  seinen  Mitgliedern 
(§  25).  Auch  ernennt  der  Staat  ein  Mitglied  der  Direktion  mit 
vollem  Stimmrecht  (§  26).  Ihm  bleibt  die  Bestätigung  des  Ober- 
ingenieurs bezw.  der  technischen  Mitglieder  der  oberen  Bauver- 
waltung sowie  auch  des  Spezialdirektors  der  Köln-Mindener  Bahn 
und  seines  Substituten  Vorbehalten,  mit  der  Maßgabe,  daß  er  ohne 
Angabe  von  Gründen  die  vorgeschlagenen  Personen  verwerfen  und 
in  einem  solchen  Fall  selbst  andere  aus  wählen  kann;  auch  bei  der 
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Anstellung  des  Hauptkassierers  hat  der  Staat  das  Genehmigungs- 
recht, aber  keine  weitergehende  Befugnis.  Auch  auf  die  Besoldungs- 
und  die  sonstigen  Verhältnisse  der  genannten  Beamten  übt  die 
Regierung  einen  Einfluß  aus. 

Erwähnt  sei,  daß  der  Kommissar  von  Pommer-Esche  von 
Seiten  der  künftigen  Eisenbahngesellschaft  noch  weitgehende 
Vergünstigungen  für  die  Militärverwaltung  (bei  dem  Transport  von 
Truppen,  Waffen,  Kriegs-  und  Verpflegungsbedürfnissen  sowie  bei 
der  Benutzung  der  Schienen  für  die  eigenen  Transport-  und  Dampf - 
wagen  des  Militärfiskus)  in  Anspruch  nahm.  Hansemann  war  im 
wesentlichen  zu  diesen  Zugeständnissen  bereit. 

Im  ganzen  ist  nach  dem  Mitgeteilten  einleuchtend,  wie  wenig 
die  so  aufgestellten  Bestimmungen  Hansemanns  Forderungen  ge- 
recht wurden.  Seine  Hoffnung  blieb  daher  auf  die  Antwort  des 
Finanzministers  gerichtet,  der  sich  entweder  den  in  der  Denkschrift 
vom  21.  Juli  entwickelten  Anschauungen  anschließen  konnte  oder 
doch  zum  wenigsten  den  vorgeschlagenen  Modifikationen  an  den 
einzelnen  Punkten  des  in  der  Konferenz  besprochenen  Planes  Rech- 
nung tragen  würde1). 

Die  letzte,  abschließende  Antwort  von  Bodelschwinghs  (datiert 
vom  31.  Juli)  traf  am  io.  August  in  Köln  ein.  Sie  bedeutete  diej 
Zerstörung  aller  Hoffnungen,  die  von  der  Direktion  der  Rheinischen 
Eisenbahn  bisher  noch  gehegt  worden  waren. 

In  dem  ersten  Teil  dieses  Ministerialreskripts  wurden  alle 
weitergehenden,  auf  eine  Verschmelzung  der  beiden  Unternehmungen 
gerichteten  Bestrebungen  Hansemanns  und  damit  überhaupt  seine 
letzthin  entwickelten  Propositionein  a limine  abgewiesen.  Der  Minister 
schrieb,  schon  der  Ausgangspunkt  der  Denkschrift  vom  21.  Juli 
sei  nicht  haltbar,  da,  wie  er  immer  erklärt  habe,  die  Unterstützungen 
und  Garantien  sich  nicht  auf  die  Rheinische  Eisenbahn  beziehen 
dürften,  auch  sei  „das  Einverständnis  des  Staates  mit  einer  solchen 
Basis  zu  keiner  Zeit  zu  erkennen  gegeben  worden“.  Wenn  die 
früheren  Gesuche  der  Eisenbahndirektion  in  dem  Sinne  gehalten 
gewesen  seien,  so  habe  die  Regierung  mit  einer  Aptwort  noch 
warten  müssen,  bis  sich  die  Sachlage  geklärt  habe.  „Sobald  dann 
diese  Verhandlungen  eingeleitet  waren  und  hierbei  die  Verschmelzung 
des  neuen  Unternehmens  mit  dem  bisherigen  als  Grundlage  aufge- 

1)  Hansemann  hatte  eigentlich  gegenüber  den  allgemeinen  Konzessionsgrundsätzen 
der  Regierung  nur  eine  wichtigere  Ausnahme  durchgesetzt.  Nach  § 21  des  Konzessions- 
planes sollte  der  Staat  die  Verwaltung  erst  dann  übernehmen,  wenn  er  infolge  seiner 
Garantie  in  fünf  (statt  in  drei)  Jahren  nacheinander  einen  Zuschuß  leiste  oder  in  einem 
Jahr  mehr  als  1 1ji  °/o  (statt  1%)  des  Aktienkapitals  zuschießen  müsse. 
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stellt  worden  war,  sei  die  Annahme  dieser  Grundlage  abgelehnt 
worden.“  Daher  widerspreche  es  selbst  auch  auf  keine  Weise  den 
Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  wenn  bei  der  Er- 
teilung der  Konzession  auf  keine  größeren  Zusicherungen  einge- 
gangen werde,  als  sie  die  Bahn  von  Köln  bis  zur  hannoverschen 
Grenze  an  sich  nötig  mache.  Ein  Abgehen  von  diesen  Normen 
würde  sich  um  so  weniger  rechtfertigen,  als  inzwischen  sich  be- 
reits andere  Interessenten  gemeldet  hätten,  welche  nach  den  Grund- 
lagen des  mittels  Erlasses  vom  23.  Mai  d.  J.  mitgeteilten  Planes 
auf  das  Unternehmen  einzugehen  bereit  seien.  Wenn  nun  un- 
geachtet früherer  Vorbehalte  zunächst  mit  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn über  die  Ausführung  des  Unternehmens  verhandelt  werde,  so 
werde  ihr  alle  billige  Rücksicht  zuteil,  die  sie  nach  den  voran- 
gegangenen Verhandlungen  irgend  erwarten  konnte.  „Findet  die 
Rheinische  Eisenbahngesellschaft  es  ihrem  Interesse  nicht  gemäß, 
ohne  pekuniäre  Vorteile,  wie  Sie  solche  für  dieselbe  in  Anspruch 
nehmen,  auf  das  Unternehmen  einzugehen,  so  habe  ich  meiner- 
seits keinen  Anlaß,  hierauf  zu  dringen  und  nur  zu  bedauern,  daß 
die  Verhandlungen  mit  derselben  nicht  sofort  durch  eine  ablehnende 
Erklärung  zur  Erledigung  gebracht  worden  sind.“  Was  übrigens 
die  neuen,  von  Hansemann  entwickelten  Beitragssysteme  betreffe, 
so  sei  zwar  für  den  Staat  eine  größere  Gewinnquote  vorgesehen, 
aber  bei  schlechten  finanziellen  Resultaten  müsse  der  Staat  seine 
Leistungen  noch  erhöhen,  auch  werde  bei  dem  Anleihewege,  wie 
früher  bemerkt,  die  Kapitalbeschaffung  erschwert.  Daher  müsse 
es  bei  der  Ablehnung  dieser  Basis  bleiben. 

Somit  komme  nur  der  vom  Geh.  Oberfinanzrat  von  Pommer- 
Esche  in  der  Verhandlung  vom  25.  Juli  mit  Hansemann  erörterte 
Plan  in  Betracht.  Diesem  Plan  sowie  den  von  dem  Kommissar 
abgegebenen  Erklärungen  gebe  der  Minister  überall  seine  Genehmi- 
gung. Die  weitergehenden  Anträge,  die  Hansemann  an  die  einzelnen 
Bestimmungen  angeschlossen  hatte,  unterzog  die  Bescheidung  dann 
einer  Kritik;  in  Beziehung  auf  diese  kann  man  mit  einem  Wort 
sagen:  alle  geäußerten  Wünsche  wurden  abgeschlagen.  Von  Bodel- 
schwingh  kam  zu  dem  Ergebnis,  daß  nunmehr  die  von  ihm  ge- 
stellten Bedingungen  und  Zusagen  „unverändert  als  Grundlage“  für 
das  Unternehmen  der  Ausführung  der  Eisenbahn  von  Köln  nach 
der  Landesgrenze  bei  Minden  von  Seiten  der  Rheinischen  Eisen- 
bahngesellschaft in  der  Art  festgesetzt  würden,  daß  die  Generalver- 
sammlung sich  unbedingt  darüber  zu  erklären  habe,  ob  sie  nach 
dieser  Grundlage  auf  das  Unternehmen  eingehen  wolle  oder  nicht. 
„Fällt  die  Erklärung  nicht  unbedingt  bejahend  aus,  so  werden  die 
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Verhandlungen  mit  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  als  ab- 
gebrochen angesehen  werden,  dergestalt,  daß  dann  mit  anderen 
Interessenten  über  die  Ausführung  des  Unternehmens  wird  verhandelt 
werden.“  Wenn  dagegen  die  Gesellschaft  die  obige  Grundlage  un- 
bedingt annehme,  so  müßten  sofort  die  mehrfach  angeführten  vor- 
bereitenden Schritte  getan  werden. 

Als  Hansemann  dieses  Schreiben  des  Finanzministers  erhielt, 
wußte  er,  daß  sein  Spiel  verloren  war.  Durch  mehrjährige,  rastlose 
Arbeit  war  es  ihm  zwar  gelungen,  das  Fundament  für  die  Aus- 
führung des  großen  Planes  zu  legen,  und  wenn  jetzt  auch  der 
Bau  gesichert  war,  so  war  das  in  erster  Linie  sein  Verdienst.  Aber 
der  Preis  seiner  Mühe,  für  den  er  sich  doch  hauptsächlich  ein- 
gesetzt, die  Ausdehnung  des  Rheinischen  Eisenbahnunternehmens 
über  die  Nachbarprovinz  hin,  dieser  Preis  war  nach  den  Bestim- 
mungen des  Finanzministers  so  wertlos  geworden,  daß  Hansemann 
ihn  nicht  mehr  für  annehmbar  hielt. 

So  blieb  ihm  nichts  übrig,  als  der  Generalversammlung  seiner 
Gesellschaft  von  dem  Ablauf  der  Verhandlungen  Kenntnis  zu  geben. 
Er  tat  es  in  einem  getreuen,  aktenmäßigen  Bericht  vom  August 
1843,  m dem  er  den  Fortgang  seiner  Tätigkeit  seit  dem  Erscheinen 
der  Vorarbeiten  (im  April  1842)  beschrieb.  Darin  kam  er  selbst 
zu  dem  Schluß,  daß  eben  nur  noch  der  in  der  Konferenz  vom 
25.  Juli,  festgestellte  Plan  die  Bedingungen  enthalte,  über  die  man 
sich  auszusprechen  habe,  daß  sich  die  Generalversammlung  unbe- 
dingt darüber  zu  erklären  habe,  ob  sie  auf  die  festgesetzten  Be- 
dingungen eingehe  oder  nicht,  da  seine  sämtlichen  Anträge  ab- 
gelehnt seien. 

Am  19.  August  fand  dann  in  Köln  die  Generalversammlung 
statt,  die  dieses  Kapitel  in  der  Geschichte  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn zum  Abschluß  brachte.  Hier  fand  die  Bitterkeit,  die  auch 
in  weiten  Kreisen  der  Aktionäre  bestand,  einen  gemäßigten,  aber 
doch  beredten  Ausdruck.  In  der  mehrstündigen  Diskussion  wurde 
die  Entschließung  des  Finanzministers  als  hart  und  ungerecht  be- 
dauert und  als  auch  dem  staatlichen  Interesse  zuwiderlaufend  be- 
zeichnet. Die  Rheinische  Eisenbahn  sei  einer  Unterstützung  würdig. 
Ob  sie  dafür  gestraft  werden  solle,  daß  sie  getrost  den  Bau  unter- 
nommen hätte,  als  man  noch  wenig  Erfahrung  besaß  und  der 
Staat  noch  keine  direkten  Unterstützungen  gab  ? Dann  hätte  doch 
der  Staat  oder  eine  andere  Gesellschaft  die  so  wichtige  Linie  nach 
Belgien  bauen  müssen.  Allseitig  wurden  die  Anerbietungen  der 
Regierung  verworfen,  auf  sie  könne  keine  Gesellschaft  eingehen, 
an  Derartiges  habe  man  auch  früher  nicht  gedacht.  Nun  sollten 
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die  Kräfte  nicht  weiter  zersplittert,  sondern  alle  Mittel  an  die  Fertig- 
stellung der  alten  Strecke  gesetzt  werden.  Da  gebe  es  ja  noch  Arbeit 
und  Hindernisse  in  Hülle  und  Fülle. 

So  meinte  auch  Camphausen,  der  dieser  Generalversammlung 
beiwohnte,  es  bleibe  von  der  vorläufigen  Konzession  nur  wenig 
übrig,  nachdem  alle  Anträge  keinen  Eingang  gefunden.  „Der- 
gleichen Mißverständnisse  über  den  Sinn  und  die  Bedeutung  vor- 
läufiger Konzessionen  seien  auch  schon  früher  vorgekommen  und 
sehr  zu  beklagen,“  fuhr  er  in  Erinnerung  an  Selbsterlebtes 
fort.  Es  bleibe  nur  die  Möglichkeit,  die  Verwaltung  zweier  ge- 
trennter Gesellschaften  einer  Direktion  zu  überlassen ; die  darauf 
aufzubauende  Organisation  aber  sei  schwierig  und  der  Vorteil  für 
die  bisherige  Gesellschaft  gering.  Sodann  aber  hätten,  wenn  die 
Rheinische  Eisenbahn  auf  Grund  des  ministeriellen  Planes  nicht 
bauen  wolle,  die  Aktionäre  das  Recht  für  sich  erworben,  den  Bau 
zu  unternehmen. 

Nur  wenige  Aktionäre  empfahlen,  eine  Immediateingabe  an 
den  König  zu  richten;  auch  Hansemann  war  dem  nicht  abgeneigt. 
Doch  widersprach  die  Mehrheit  der  Redner  diesem  Vorschlag  schon 
wegen  der  Befürchtung,  daß  man  so  nur  unter  Verlust  der  Selb- 
ständigkeit zum  Ziele  kommen  könne.  Die  Ablehnung  der  Propo- 
sitionen des  Ministers  war  entschieden,  als  nun  auch  Hansemann 
angab,  es  habe  weder  ihm  noch  seinen  Kollegen  bisher  gelingen 
wollen,  auf  der  Basis  des  ministeriell(en  Planes  eine  zweckmäßige, 
harmonische  Organisation  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  zu  er- 
denken, und  er  halte  es  demnach  für  sehr  schwierig,  wenn  nicht 
unausführbar,  etwas  Gutes  auf  jener  Basis  herzustellen. 

Aber  dann  kam  der  Landrentmeister  Fischer  auf  die  von 
Camphausen  angeregte  Idee  zurück,  die  er  selbst  schon  tags  zuvor 
im  Administrationsrat  entwickelt  und  die  dort  allgemeinen  Anklang 
gefunden  hatte : es  solle  gewissermaßen  eine  Personalunion  zwischen 
der  alten  Rheinischen  und  der  neu  zu  begründenden  Gesellschaft 
geschaffen  werden.  Auch  Hansemann  machte  sich  diese  Vor- 
schläge zu  eigen  und  trat  sehr  lebhaft  für  den  Plan  Camphausen- 
Fischer  ein;  dadurch  biete  sich  ein  glücklicher  Ausweg,  die  Be- 
denken gegen  die  Annahme  des  Regierungsplanes  fielen  weg,  und 
den  Aktionären  seien  die  finanziellen  Vorteile  der  Annahme  ge- 
sichert. Er  unterbreitete  dann  der  Generalversammlung  einen  Be- 
schlußentwurf der  Direktion  von  folgendem  Wortlaut : „Nachdem 
von  den  Herren  Präsident  Camphausen  und  Landrentmeister  Fischer 
der  Wunsch  geäußert  worden,  daß  die  in  der  heutigen  Versammlung 
vereinigten  Aktionäre  der  Rheinischen  Eisenbahn,  wenn  sie  auch' 
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die  Verschmelzung  des  neuen  Unternehmens  mit  dem  bestehenden 
zu  den  vom  Staate  gestellten  Bedingungen  ablehnen  mußten,  sich 
doch  unmittelbar  zu  einer  die  Annahme  dieser  Bedingungen  be- 
zweckenden Gesellschaft  konstituieren  möchten  — so  beschließt  die 
Generalversammlung  Folgendes  : I.  Ganz  in  die  Ansichten  der  Herren 
Camphausen  und  Fischer  eingehend  soll  seine  Exzellenz  der  Herr 
Finanzminister  gebeten  werden,  die  Annahme  der  sich  konstituieren- 
den Gesellschaft  zu  genehmigen,  wogegen  sie  den  Ersatz  der  Kosten 
der  Vorarbeiten  und  Vorverhandlungen,  soweit  er  nicht  vom  Staate 
erfolgt,  zu  übernehmen  hat.  2.  Die  Generalversammlung  der  ano- 
nymen Rheinischen  Eisenbahn  soll  hiermit  geschlossen  werden,  um 
unmittelbar  als  Versammlung  der  Aktionäre  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn zu  obigem  Zwecke  in  der  Verhandlung  fortzufahren.“ 

So  erfolgte  denn  die  Ablehnung  der  Bedingungen  durch  die 
Generalversammlung  und  alsbald  auf  einen  von  Camphausen  und 
Fischer  redigierten  Entwurf  hin  deren  Annahme  durch  die  ver- 
sammelten Aktionäre.  Camphausen  forderte  unter  Zustimmung  der 
Anwesenden  Steinberger  auf,  den  Vorsitz  weiter  beizubehalten,  und 
bat  die  Direktion,  besonders  Hansemann,  nach  den  vielfach  ge- 
machten Erfahrungen  die  Statuten  aufzustellen.  Da  Hansemann 
Eile  empfahl,  so  wurde  dann  gleich  ein  Komitee  gewählt,  das 
auch  einen  Statutenentwurf  anfertigen  sollte;  zu  Mitgliedern  des 
Komitees  wurden  bestimmt : Steinberger,  Camphausen,  von  Ammon, 
Hansemann,  v.  Wittgenstein,  Kommerzienrat  Deichmann,  W.  Rauten- 
strauch, G.  Heuser,  Fischer,  Reg.-  und  Geh.  Medizinalrat  Merrem, 
A.  Oppenheim,  Schnitzler.  Da  Hansemann  seine  Mitwirkung  an 
den  weiteren  Arbeiten  wegen  Überbürdung  ablehnte,  so  wurde  an 
seine  Stelle  W.  Joest  gewählt. 

Es  ist  sehr  begreiflich,  daß  es  Hansemann  auch  im  Interesse 
der  neuen  Gesellschaft  nun  für  besser  hielt,  sich  von  einer  weiteren 
Teilnahme  zurückzuhalten.  Verschiedentlich  tat  er  so,  als  sei 
er  persönlich  mit  diesem  Ende  ganz  zufrieden.  So  schrieb 
er  am  26.  August  an  den  Geh.  Finanzrat  von  Patow1):  „Ich  fühle 
mich  nun  so  frei  und  heiter  wie  ein  Mensch,  dem  eine  schwere 
Last  abgenommen  ist.  An  Erfahrung  bin  ich  wieder  reicher  ge- 
worden. Geirrt  habe  ich  mich  nicht  weiter,  als  daß  der  eine  oder 
andere  sich  noch  kleiner,  als  ich  ihn  geschätzt,  erwiesen  hat.  Groll 
fühle  ich  gegen  niemand,  am  wenigsten  gegen  Herrn  v.  B., 
der  mich  frei  gemacht  hat  und  mein  öffentliches  Wirken 
von  einer  Spezialität,  die  ohne  mich  nun  auch  vorwärts  geht,  zu 


!)  Siehe  Bergengrün,  a.  a.  O.,  S.  247. 
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den  höheren  allgemeinen  politischen  Interessen  übergeführt  hat. 
Kurz,  ich  bin  in  meiner  erlittenen  Niederlage  so  heiter  und  ver- 
gnügt., wie  Herr  v.  B.  es  nur  in  seinem  Siege  sein  kann,  und  dai 
der  Staat  eigentlich  die  Bauten  dirigieren  wird,  so  ist  mir  in  staat- 
licher Hinsicht  auch  ganz  einerlei,  ob  die  Gesellschaft  in  Köln, 
Düsseldorf  oder  sonst  wo  sein  wird.“  — 

Beim  Scheitern  der  Pläne,  die  Hansemann  und  die  Rheinische 
Eisenbahn  so  eifrig  verfolgt  hatten,  war  nun  zugleich  die  Aus- 
führung der  großen  Verbindungsbahn  von  Rhein  und  Weser  in 
kurzem  zu  erwarten. 


Noch  in  derselben  Generalversammlung  vom  19.  August  wurden 
sofort  die  Aktienzeichnungslisten  für  die  Aktionäre  aufgelegt,  in 
die  auch  diejenigen  Personen  eingetragen  wurden,  die  schon  nach 
dem  Prospektus  von  1841  Aktien  gezeichnet  hatten.  Die  Zahl  der 
an  diesem  Tage  hinzutretenden  Einzeichner  betrug  53,  die  Höhe 
ihrer  Zeichnungen  43  800  Taler. 

Auf  Grund  dieses  Stammkapitals  konnte  kurz  nachher,  am 
23.  August,  der  notarielle  Sozietätsvertrag  aufgenommen  werden. 
Durch  ihn  konstituierte  sich  die  neue  Gesellschaft  unter  dem  Namen, 
der  noch  an  die  eben  beendigte  Entwicklung  erinnerte,  als  „Ost- 
rheinische Eisenbahn-Gesellschaft“.  In  der  am  selben  Tage  statt- 
findenden Generalversammlung  des  neuen  Unternehmens  wurde  be- 
schlossen, unverzüglich  die  Voraussetzungen  für  den  Zutritt  zu  der 
Gesellschaft  bekannt  zu  geben  und  auch  für  das  weitere  Publikum 
im  Kölner  Rathaus  die  Subskriptionslisten  aufzulegen.  Die  Ost- 
rheinische Gesellschaft  stellte  sich  vollkommen  auf  den  Boden  der 
vom  Finanzminister  am  31.  Juli  aufgestellten  Bedingungen.  Da  der 
Staat  für  sich,  wie  bekannt,  die  Summe  von  1 860  000  Taler  fest 
übernahm,  ferner  zu  seiner  Disposition  noch  einen  Betrag  von 
1 500  000  Taler  verlangte , so  betrug  das  durch  Zeichnungen  zu 
deckende  Kapital  9640000  Taler.  Von  diesen  sollten  den  Aktionären 
der  Rheinischen  Eisenbahn  4 500000  Taler  und  den  früheren  Zeich- 
nern die  1 1 14  000  Taler  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Auch 
wurden  in  dieser  Sitzung  die  Statuten  beraten  und  festgestellt,  ferner 
erwählte  man  eine  provisorische  Direktion  zur  weiteren  Betreibung 
der  Geschäfte. 

Trotzdem  die  Aktienzeichnungen  noch  über  alles  Erwarten 
reichlich  ausfielen,  nahmen  die  weiteren  Schritte  der  neuen  Ge- 
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Seilschaft  doch  nicht  den  gewünschten  Verlauf.  Bevor  die  Kon- 
zession erfolgte,  waren  noch  weitere,  teilweise  sehr  schwierige  Be- 
sprechungen und  Unterhandlungen  mit  der  Regierung  nötig.  Der 
Finanzminister  wünschte  nach  alter  Praxis  auch  das  andere 
noch  bestehende  Komitee,  das  in  Düsseldorf  zusammengetreten 
war,  berücksichtigt  zu  sehen,  da  doch  die  allein  auf  einen 
Anspruch  gestützte  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  selbst  die 
Bedingungen  ausgeschlagen  habe.  Dem  Regierungsvertreter,  es 
war  wieder  von  Pommer-Esche  II,  gelang  es,  die  verschiedenen 
Interessen  zu  vereinigen.  So  konnten  die  Statuten  der  neuen  Ge- 
sellschaft, die  sich  nun  „Köln-Mindener  Eisenbahn-Gesellschaft“ 
nannte,  am  9.  Oktober  notariell  beurkundet  und  am  18.  Dezember 
durch  den  König  bestätigt  werden.  Bemerkenswert  ist,  wie  groß 
das  Vertrauen  und  der  Andrang  des  Publikums  zu  dem  Unternehmen 
war : Da  von  den  Aktionären  der  Rheinischen  Eisenbahn  nur  ein  ver- 
hältnismäßig kleiner  Teil  (für  den  Betrag  von  2 095  000  Taler) 
von  dem  Recht  der  Zeichnung  Gebrauch  machte,  so  standen  noch 
rund  7 800  000  Taler  zur  Verfügung  des  Publikums ; dem  gegen- 
über betrugen  die  Zeichnungen  in  Köln  bereits  am  ersten  Tage, 
dem  24.  August,  rund  31500000  Taler,  so  daß  die  Listen 
sogleich  wieder  geschlossen  werden  mußten.  Bei  dem  Düsseldorfer 
Komitee  wurden  insgesamt  etwa  11  160000  Taler  gezeichnet.  Dem- 
gemäß mußten  sich  die  Aktienzeichner  eine  ganz  beträchtliche 
Reduktion  gefallen  lassen. 

Die  Statuten  der  jungen  Aktiengesellschaft,  deren  Sitz  nach 
manchen  Kämpfen  in  Köln  belassen  worden,  setzten  sich  aus  Ele- 
menten zusammen,  die  meist  schon  aus  früher  Mitgeteiltem  be- 
kannt sind.  Den  Grundstock  der  Bestimmungen  bildeten  die  Be- 
dingungen des  Planes  vom  25.  Juli  (s.  S.  3 19 ff.);  doch  war  es 
dem  Finanzministerium  gelungen,  wie  es  auch  selbst  in  einem 
Immediatbericht  an  den  König  hervorhob,  dem  Staat  das  Recht 
einer  schnelleren  Einlösung  der  Eisenbahnaktien,  nämlich  in  41 
statt  in  52  Jahren,  zu  erwirken;  im  übrigen  schlossen  sich  die 
Statuten  der  Köln-Mindener  Eisenbahn  formell  und  inhaltlich  viel- 
fach eng  an  die  (von  Hansemann  entworfenen)  der  Rheinischen 
Eisenbahn  an.  Schließlich  wurde  drittens  bei  einer  Anzahl  von 
— hier  nicht  näher  interessierenden  — Bestimmungen,  besonders 
bezüglich  der  Organe  der  Gesellschaft,  den  Wünschen  der  Düssel- 
dorfer Rechnung  getragen. 

Am  6.  Februar  1844  wurde  die  definitive  Direktion  gewählt. 
Bald  danach,  im  August,  begann  unter  der  Leitung  des  Regierungs- 
und Baurats  König  der  Bau  selbst. 
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Noch  waren  freilich  manche  Hindernisse  zu  beseitigen1).  So 
entstanden  allerlei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Staats-, 
Gesellschafts-  und  Privatinteressen  wegen  der  Ausführung  der  bau- 
lichen Einrichtungen  im  einzelnen,  z.  B.  wegen  der  Anlage  der 
.Bahnhöfe  in  Deutz,  Düsseldorf  und  Minden.  Durch  die  Regierung 
war  mit  Rücksicht  auf  die  Bahnführung  nur  die  aus  der  Verhand- 
lung mit  Hansemann  hervorgegangene  Anordnung  getroffen  worden, 
die  auch  in  den  Statuten  (§  3)  ihren  Ausdruck  gefunden  hatte, 
daß  die  Bahn  von  Deutz  ausgehen,  bei  Duisburg  die  Ruhr  über- 
.schreiten  und  nach  der  Landesgrenze  bei  Minden  geführt  werden 
solle;  die  genaue  Bestimmung  der  Bahnlinie  blieb  dem  Finanz- 
ministerium Vorbehalten.  Nun  tauchte  neben  anderen  bald  ein  be- 
sonders schwieriges  Problem  auf,  das  durch  die  früheren  Unter- 
suchungen Hansemanns  offen  gelassen  worden  war : sollte  man  von 
Dortmund  aus  den  Weg  nach  Lippstadt  über  Hamm  oder  über 
Soest  wählen  ? In  verschiedenen  Städten  hatten  sich  Komitees  ge- 
bildet, um  den  Staat  für  diese  oder  jene  Führung  zu  interessieren. 
Das  Gelände  war  bei  der  Hammer  Linie  etwas  günstiger,  dagegen 
war  die  Strecke  über  Soest  etwas  kürzer  und  führte  durch  eine 
viel  fruchtbarere,  belebtere  und  betriebsamere  Gegend. 

Maßgebend  aber  wurden  hier  nicht  diese  natürlichen  Ver- 
hältnisse, sondern  die  verschiedene  Eignung  der  Strecken  für  die 
geplanten  wichtigen  Anschlußbahnen  an  die  Köln-Mindener  Eisen- 
bahn. Von  Süden  her  war,  wie  an  anderer  Stelle  berichtet  wurde, 
seit  Jahren  eine  Fortführung  der  von  Berlin  her  durch  Thüringen 
und  Kurhessen  z.  T.  schon  gebauten,  z.  T.  noch  erst  projektierten 
Bahn  durch  preußisches  Gebiet,  nämlich  von  Haueda  nach  Lipp- 
stadt, beabsichtigt.  Hansemann  hatte  diese  Bahnführung  ja  1842 
gleichfalls  untersuchen  lassen.  Andererseits  würde  über  kurz  oder 
lang  von  Norden  her,  nämlich  vom  Münsterlande  aus,  eine  Zweig- 
bahn zur  Köln-Mindener  hin  gebaut  werden,  die  als  Ersatz  für 
die  abgelehnte  Leitung  der  großen  Rhein- Weserbahn  über  Münster 
nun  das  fruchtbare  Land  mit  der  Hauptverkehrsstraße  verbinden 
sollte.  Zog  man,  wie  das  von  vielen  Seiten,  auch  vom  preußischen 
.Staatsministerium  geschah,  die  Dortmund-Soester  Linie  vor,  so  war 
Dortmund  der  gegebene  Anschlußpunkt  für  die  Zweigbahn  nach 
Münster.  Sie  würde  zugleich  das  Kohlenrevier  mit  der  schiff- 
baren Lippe  bei  Lühnen  verbunden  haben. 

Nachdem  sich  der  Vorschlag  des  Königs,  die  Köln-Mindener 
Eisenbahn  sowohl  über  Hamm  als  auch  über  Soest  zu  leiten,  als 

1)  Für  das  folgende  siehe  auch  die  Untersuchungen  Flecks  im  Archiv  für  Eisen- 
bahnwesen, sowie  Michaelis,  Deutschlands  Eisenbahnen,  3.  Auf!.,  Leipzig  1863. 
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untunlich  erwiesen  hatte,  kam  von  einer  anderen  Seite  die  Lösung 
zu  Gunsten  Hamms.  Der  Fürst  zu  Bentheim-Tecklenburg-Rheda 
schlug  der  preußischen  Regierung  eine  Neuerung,  nämlich  die 
Führung  von  Dortmund  aus  über  Hamm  und  Rheda  nach  Gütersloh 
und  Bielefeld  vor;  Soest  und  Lippstadt  würde  die  Bahn  dann  nicht 
berühren.  Diese  Linie  wurde  geprüft  und  durch  Kabinettsordre 
vom  9.  März  1845  zum  £>au  bestimmt.  Demnach  würde  nun  die 
nördliche  Zweigbahn  von  Hamm  ausgehen,  desgleichen  aber  würde 
auch  die  preußische  Fortsetzung  der  thüringisch-kurhessischen  Bahn 
jetzt  in  der  Stadt  Hamm  enden,  die  somit  zum  Knotenpunkt  für 
zwei  große  Bahnlinien  werden  sollte.  Damit  hatte  die  Köln-Mindener 
Eisenbahn  gegenüber  der  von  Hansemann  projektierten  Linie  noch 
einen  nicht  geringen  Vorzug  erhalten,  da  die  Strecke  von  Dort- 
mund bis  Minden  viel  kürzer  und  gerader  geworden  war.  Die 
übrigen  Teile  der  Bahnstrecke  wurden  im  wesentlichen  den  früheren 
Plänen  gemäß  ausgeführt.  — 

Rasch  kam  nun  das  lang  umstrittene  Werk  zur  Ausführung. 
Die  Konzession  für  eine  Zweigbahn  von  Lipperheide  (Oberhausen) 
nach  Ruhrort  wurde  am  11.  August  1845  erteilt;  sie  wurde  am 

14.  Oktober  1848,  nach  Eröffnung  der  Hauptbahn,  vollendet.  — 
Die  Strecke  von  Deutz  bis  Düsseldorf  konnte  am  20.  Dezember  1845 
dem  Betrieb  übergeben  werden.  Am  9.  Februar  1846  folgte  die 
Strecke  von  Düsseldorf  bis  Duisburg,  im  Dezember  die  Strecke 
von  Duisburg  bis  Berge-Borbeck,  aber  nur  für  Kohlentransporte. 
Am  15.  Mai  1847  wurde  die  Strecke  bis  Hamm  und  endlich  am 

15.  Oktober  1847  der  Schluß  von  Hamm  bis  Minden  und  damit 
die  ganze  Bahn  eröffnet. 

Auch  die  Entwicklung  der  anderen  westfälischen  Eisenbahnen 
möge  in  diesem  Zusammenhang  wegen  ihrer  mannigfachen  Ver- 
bindung mit  der  Rheinischen  Eisenbahn  in  großen  Umrissen  dar- 
gestellt werden. 

Kurz  bevor  im  Frühjahr  1843  die  Entscheidung  über  die 
Richtung  der  Rhein- Weser  Eisenbahn  zu  Gunsten  der  Richtung 
über  Duisburg  gefallen  war,  hatten  die  Angehörigen  der  noch  nicht 
konzessionierten  „Rheinisch- Westfälischen  Eisenbahn-Gesellschaft“ 
in  Berg  und  Mark  weiterhin  alle  Hebel  im  Interesse  ihrer  Sache 
in  Bewegung  gesetzt1).  Die  Städte  Elberfeld  und  Barmen  und  das 
Eisenbahnkomitee  sandten  noch  eine  Deputation,  bestehend  aus  Egen 
und  den  Oberbürgermeistern  von  Carnap  und  Wilckhaus,  nach  Berlin. 

B Siehe  auch  die  Festschrift:  Das  Bergisch- Märkische  Eisenbahnunternehmen  in 
seiner  Entwicklung  während  der  ersten  25  Jahre,  Elberfeld  1875. 
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Aber  einen  Erfolg  erzielten  sie  in  der  Hauptsache  nicht.  Doch  war 
die  Regierung  wohl  geneigt,  die  Entstehung  einer  Zweigbahn  zu 
der  Köln-Mindener  zu  ermöglichen,  indem  die  Düsseldorf -Elberfelder 
Eisenbahn  über  Witten  bis  Dortmund  fortgesetzt  werden  könnte, 
so  daß  also  das  Hauptindustriegebiet  an  der  Ruhr  an  vier  Seiten 
von  Bahnen  umgeben  sein  würde  (mit  den  Schnittpunkten:  Düssel- 
dorf, Duisburg,  Dortmund  und  Hagen).  Damit  war  auch  in  der 
Königlichen  Kabinettsordre  an  von  Bodelschwingh  vom  18.  Mai,  in 
der  die  Linie  über  Duisburg  bevorzugt  wurde,  die  Folgerung  aus- 
gesprochen worden,  daß  nun  „die  Wiederaufnahme  des  Planes 
einer  Eisenbahn  von  Elberfeld  nach  Witten  nicht  abgelehnt,  auch 
eine  weitere  Fortführung  derselben  zum  Anschlüsse  an  die  Haupt- 
bahn in  der  Gegend  von  Dortmund  erwogen  werden  könne,  jedoch 
ohne  Zinsgarantie  oder  sonstige  Unterstützung  des  Staates,  da  die 
verfügbaren  Geldmittel  nur  zur  Herstellung  der  Hauptverbindungen 
zu  verwenden  seien.“  Am  24.  Mai  wurde  der  gleiche  Bescheid  auch 
den  Abgesandten  in  Berlin  gegeben. 

Das  Komitee  in  Elberfeld  war  willens,  ohne  Aufschub  von  der 
beschränkten  Zusage  Gebrauch  zu  machen.  Doch  schien  wenig 
Aussicht  auf  eine  Realisierung  der  Pläne,  wenn  der  Staat  wirklich 
jede  Subvention  des  Unternehmens  versagen  würde.  Nach  zahl- 
reichen, an  den  König,  (den  Thronfolger  und  die  Minister  gerichteten 
Eingaben,  in  denen  man  sich  namentlich  auf  den  Abschied  der 
Rheinischen  Provinzialstände  vom  Jahre  1835  stützte,  zeigte  sich 
die  Regierung  besonders  auf  die  angelegentliche  Befürwortung  der 
beiden  Oberpräsidenten  von  Schaper  und  von  Vincke  hin  zum  Ent- 
gegenkommen bereit.  Am  6.  Juli  verhieß  eine  Kabinettsordre  für 
den  Bau  der  Eisenbahn  von  Elberfeld  nach  Witten  angemessene 
Begünstigungen,  sofern  der  Bau  der  Köln-Mindener  Eisenbahn  und 
damit  der  spätere  Anschluß  der  Elberfeld- Wittener  an  diese  ge- 
sichert sei;  außerdem  wurde  den  Elberfeldern  auch  die  Konzession 
für  die  Weiterführung  von  Witten  bis  Dortmund  in  Aussicht  ge- 
stellt. Die  neue,  die  „Bergisch-Märkische  Eisenbahngesellschaft“, 
mit  dem  Sitz  in  Elberfeld,  hielt  dann  am  18.  und  19.  Oktober  ihre 
erste  konstituierende  Generalversammlung  ab,  wurde  am  3.  März 
1844  vorläufig  konzessioniert  und  am  12.  Juli  desselben  Jahres  end- 
gültig bestätigt.  Der  Staat  beteiligte  sich  an  dem  Unternehmen,  in- 
dem er  von  dem  zunächst  auf  4 Millionen  Taler  angesetzten  Aktien- 
kapital den  vierten  Teil  (10000  Aktien  zu  100  Taler)  erwarb  und 
unter  gewissen  Modalitäten  zum  Vorteil  der  privaten  Aktionäre  für 
30  Jahre  auf  die  Verzinsung  seiner  Aktien  verzichtete,  solange  nicht 
den  anderen  Aktienbesitzern  3V20/0  ausgezahlt  worden  wären. 
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Der  Bau  der  Bergisch-Märkischen  Bahn  begann  im  Herbst  1844. 
Bei  der  Ausführung,  die  nach  dem  1845  bestätigten  Entwurf  des 
Oberingenieurs  Martens  erfolgte,  zeigten  sich  sehr  große  Schwierig- 
keiten; im  großen  und  ganzen  folgte  man  bis  Hagen  den  früheren 
Plänen.  Die  Strecke  von  Elberfeld  bis  Schwelm  wurde  am  9.  Okt. 
1847,  die  ganze  Bahn  bis  Dortmund  am  29.  Dezember  — freilich 
bis  März  1849  nur  für  Güter  — eröffnet.  Am  15.  Oktober  1850 
übernahm  der  Staat  die  Verwaltung  der  Eisenbahn  einstweilen  auf 
10  Jahre,  doch  schon  nach  dem  Vertrag  vom  6.  Juli  1853 
dauernd. 

Den  westlichen  Teil  der  südlichen  Verbindung  von  Düsseldorf 
und  Dortmund  bildete  die  Düsseldorf -Elberfelder  Eisenbahn, 
deren  Entwicklung  früher  geschildert  wurde.  Sie  war  eine  der 
wenigen  Bahnen,  denen  es  von  Anfang  an  in  finanzieller  Hinsicht 
gut  ging.  Seit  langem  schon  bestand  der  Wunsch  und  die  Absicht, 
diese  kleine,  aber  wichtige  Bahn  durch  eine  Zweigbahn  mit  dem 
Kohlenrevier  in  Verbindung  zu  bringen.  Nun  bestand  bereits  eine 
alte  Verbindung  von  Steele  a.  d.  Ruhr  nach  Langenberg  durch 
eine  hauptsächlich  der  Kohlenbeförderung  dienende  Schienenpferde- 
bahn, die  (Ende  der  20  er  Jahre  eröffnete)  schmalspurige  Prinz 
Wilhelmbahn.  Sie  war  mit  ihrer  Fortsetzung,  der  Landstraße  über 
Neviges,  schon  eine  Zubringerin  der  Transporte"  nach  Düsseldorf 
und  Elberfeld  für  die  Düsseldorf -Elberfelder  Bahn  geworden.  Seit 
1840  hatte  sich  eine  Aktiengesellschaft  gebildet,  deren  Ziel  es  war, 
die  Wilhelmbahn  anzukaufen,  sie  in  eine  vollspurige  Dampfeisen- 
bahn !zu  verwandeln  und  bis  zur  Berührung  mit  der  größeren  Düssel- 
dorf-Elberfelder  Eisenbahn  zu  verlängern.  Nachdem  das  nötige 
Kapital  aufgebracht  worden  war,  beantragte  die  Gesellschaft  die 
Konzession  für  die  Anlage  der  Zweigbahn  und  erhielt  sie  auch  am 
21.  Juni  1844  und  dann  definitiv  im  Mai  1845.  Sie  kaufte  dem 
Vorhaben  gemäß  die  ältere  Pferdebahn  — für  100000  Täler  — 
an  und  vollendete  den  Ausbau  bis  zum  1.  Dezember  1847. 

Nicht  lange  nach  Eröffnung  der  Köln-Mindener  Eisenbahn 
wurde  auch  ihre  Zweigbahn  von  Hamm  nach  Münster  fertig.  Am 
5.  Februar  1844  waren  von  einem  Komitee  in  Hamm  die  Sub- 
skriptionslisten aufgelegt  worden.  Längere  Verhandlungen  veran- 
laßte  die  Frage,  ob  der  Staat  diese  Bahn  gleichfalls  unterstützen 
solle,  aber  er  schlug  alle  dahin  gehenden  Gesuche  ab.  Am  19.  Januar 
1846  wurdp  'dem  Unternehmen  die  definitive  Konzession,  allerdings 
unter  teilweise  recht  erschwerenden  Vorbehalten,  zuteil;  so  mußte 
die  Gesellschaft  im  voraus  auf  einen  Widerspruch  verzichten  für 
den  Fall,  daß  der  weitergeführten  Bergisch-Märkischen  Eisenbahn 
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ein  Ausbau  nach  Münster  gestattet  werden  sollte.  Die  Ausführung 
der  kurzen  und  günstigen  Strecke  vollzog  sich  ohne  besondere  Mühe. 
Die  Bahn  wurde  am  26.  Mai  " 1848  für  Personen,  im  Juli  auch 
für  den  Güterverkehr  eröffnet.  Schon  bei  ihrer  Konzessionierung 
dachte  man  an  eine  weitere  Verbindung  Münsters  mit  der  unteren 
schiffbaren  Ems.  Es  wurden  zunächst  Schritte  für  den  Eisenbahn- 
bau bis  Rheine  getan.  Die  Ems  war  nach  dem  Wiener  Kongreß 
Preußen  für  die  Schiffahrt  frei  gegeben.  Es  war  also  die  Hoffnung 
begründet,  daß  etwa  in  Emden  ein  neuer  Nordseehafen  in  Kon- 
kurrenz mit  den  holländischen  Plätzen  und  mit  den  Hansestädten 
dem  preußischen  Handel  zur  Verfügung  gestellt  werden  könnte. 
Die  Münster-Hammer  Bahn  sah  sich  durch  ihre  Betriebsergebnisse 
gezwungen,  Ende  1852  den  Staat  wegen  des  Ankaufs  des  Unter- 
nehmens anzugehen.  Der  Übernahme  vertrag  kam  im  Oktober  1853 
zustande  und  fand  im  Dezember  die  Billigung  der  Generalver- 
sammlung. 

Was  die  südliche  Zweigbahn  der  Köln-Mindener  Eisenbahn 
zur  kurhessischen  Grenze  angeht,  so  ließ  diese  geraume  Zeit  auf 
sich  warten.  Schon  1844  hatte  ein  Komitee  in  Paderborn  die  Sache 
in  die  Hand  genommen.  Auch  hier  mißglückte  der  Versuch,  den 
Finanzminister  zu  größeren  Staatsunterstützungen  zu  bewegen.  Doch 
wurde  in  Anbetracht  der  Notwendigkeit  der  Bahn  dem  Komitee 
im  September  die  Hergabe  eines  Betrages  von  190000  Taler  aus 
dem  Legat,  das  Friedrich  Wilhelm  III.  für  die  Förderung  der 
Eisenbahnen  hinterlassen  hatte , zugesagt , ferner  wurden  dem 
Unternehmen  die  auf  Rechnung  des  Staates  (unter  Hansemanns 
Leitung)  hergestellten  Kostenanschläge  und  Projekte  unentgeltlich 
zur  Verfügung  gestellt.  So  konnte  in  der  am  29.  Mai  1845  zu  Pader- 
born tagenden  Generalversammlung  die  „Köln-Minden-Thüringer 
Verbindungsbahn-Gesellschaft“  mit  einem  vorläufigen  Kapital  von 
5 500000  Taler  gegründet  werden.  Am  4.  Juli  1846  wurde  sie 
endgültig  bestätigt.  Doch  bezog  sich  die  Konzession  nur  auf  die 
beabsichtigte  Strecke  von  Lippstadt  bis  Haueda.  Bereits  Ende 
Februar  1846  begann  der  Bau  unter  der  Leitung  des  Oberingenieurs 
Pickel.  Bald  kam  es  innerhalb  der  Gesellschaft  zu  großer  Uneinig- 
keit. So  machte  die  Geldfrage  des  schlechter  gewordenen  Geld- 
marktes wegen  viel  Mühe.  Da  sich  der  Staat  nicht  zu  durch- 
greifender Hilfe  entschließen  konnte,  so  drohte  der  so  wichtigen, 
den  alten  verkehrsreichen  Straßen  von  Nord  nach  Süd  folgenden 
Eisenbahn  ein  ähnliches  Schicksal  wie  der  vormaligen  Rh  ein- Weser- 
bahn. Deshalb  beschloß  die  Generalversammlung  am  20.  September 
und  3.  Dezember  1848  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Ab- 
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tretung  der  bisherigen  Arbeiten  an  den  Staat;  im  November  1849 
wurde  von  den  preußischen  Kammern  ein  Gesetz  angenommen, 
durch  das  der  Vertrag  vom  23.  Dezember  1848  und  der  weitere 
Ausbau  sanktioniert  wurden.  Als  erster  Teil  der  nun  „Königlich 
Preußische  Westfälische  Staatseisenbahn“  benannten  Linie  wurde 
am  1.  Oktober  1850  die  Strecke  Hamm-Paderborn  eröffnet.  Am 
23.  Juli  1853  war  die  ganze  Bahn  vollendet.  — 

Zwar  waren  noch  manche  Eisenbahnverbindungen  *),  besonders 
nach  dem  südlichen  Deutschland,  sehr  mangelhaft,  aber  zu  Ende 

9 Um  das  Jahr  1850  waren  die  beiden  westlichsten  Provinzen  Preußens  mit 
den  notwendigsten  Eisenbahnlinien  versehen.  Die  Rheinische  Eisenbahn  von  Herbes- 
thal bis  Köln  und  die  Köln-Bonner,  die  am  15.  Februar  1842  hatte  dem  Verkehr  über- 
geben werden  können,  bildeten  das  westliche  Ansatzstück.  An  sie  schlossen  sich  bald 
östlich  die  westfälischen  Bahnen  an.  Am  Ausgang  des  fünften  Jahrzehnts  konnte  man 
schon  zum  ersten  Male  von  einem  zusammenhängenden  norddeutschen  Eisenbahnsystem 
sprechen,  das  allerdings  nur  eine  Reihe  der  Hauptverkehrspunkte  berücksichtigte.  Erst 
von  der  Mitte  der  50  er  Jahre  an  begann  im  nördlichen  Deutschland  die  Verengerung 
des  Bahnnetzes,  indem  nach  und  nach  auch  die  meisten  nur  lokal  wichtigen  Verbindungen 
geschaffen  wurden. 

Die  wesentlichsten  Anschlüsse  an  die  rheinisch-westfälischen  Bahnen  durch  Nord- 
deutschland hin  waren  bis  zum  Beginn  der  50er  Jahre  folgende:  An  die  Köln-Mindener 
Eisenbahn  schloß  sich  östlich  die  (am  gleichen  Tage,  15.  Oktober  1847,  eröffnete)  Strecke 
Hannover-Minden  über  Wunstorf  und  Bückeburg  an,  weiter  folgte  von  Hannover  die 
Strecke  Hannover-Peine  (3.  Dezember  1843)  *),  fortgesetzt  durch  die  Braunschweigische 
Staatseisenbahn  über  Braunschweig-Wolfenbüttel  bis  Oschersleben  (19.  Mai  1844).  Hier 
begann  die  Magdeburg- Halberstädter  Eisenbahn  (15.  Juli  1843);  ferner  bis  Berlin  die 
Berlin -Potsdam- Magdeburger  Eisenbahn  (19.  August  1848),  die  sich  am  7.  August  1846 
die  Berlin-Potsdamer  Eisenbahn  einverleiben  konnte  und  seit  1849  die  Magdeburg-Halber- 
städter  Eisenbahn  mit  in  Betrieb  hatte. 

Nördlich  schlossen  sich  an  die  durchgehende  Verbindung  von  Herbesthal  bis  Berlin 
einige  bedeutende  Seitenlinien  an:  die  beiden  hannoverschen  Strecken  zur  Ostsee  hin, 
von  Wunstorf  über  Neustadt,  Ninburg,  Verden  nach  Bremen  (12.  Dezember  1847)  und 
von  Lehrte  über  Zelle,  Ülzen  und  Lüneburg  nach  Hamburg  (1.  Mai  1847).  Von  Magde- 
burg folgte  östlich  die  Magdeburg -Wittenbergische  Eisenbahn  über  Stendal  (15.  August 
1849),  die  in  Wittenberge  in  die  Berlin-Hamburger  Bahn  mündete.  Diese  letztere  führte 
von  Berlin  über  Spandau-Wittenberge-Rathenow-Bergedorf  nach  Hamburg  (18.  Dezember 
1846).  — Von  Altona  ging  die  Altona-Kieler  Eisenbahn  über  Pinneberg -Neumünster  zur 
Kieler  Bucht  (18.  September  1844). 

Als  1853  die  westfälische  Staatseisenbahn  eröffnet  werden  konnte,  war  auch  die 
südliche  Verbindung  des  Westens  der  preußischen  Monarchie  mit  der  Hauptstadt  voll- 
endet. Von  Haueda  aus  schloß  sich  über  Hofgeismar-Kassel-Bebra  die  „Kurfürst  Friedrich 
Wilhelms  Nordbahn“  (25.  September  1849)  an,  deren  Fortsetzung  die  „Thüringische 
Eisenbahn“  von  Gerstungen  über  Eisenach-Gotha-Erfurt-Weimar-Apolda-Naumburg-Weissen- 
fels-Merseburg  nach  Halle  bildete  (25.  September  1849).  In  Halle  traf  sie  auf  die 
Halle  - Leipziger  Eisenbahn  (18.  August  1840),  welche  die  Querverbindung  nach  dem 
Osten  und  zugleich  von  Halle  bis  Köthen  einen  Teil  der  südlichen  Straße  darstellte= 

*)  Die  im  Folgenden  in  Klammern  genannten  Daten  geben  die  Eröffnungstermine 
der  Bahnen  an. 
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der  40  er  Jahre  gab  es  doch  allenthalben  verheißungsvolle  An- 
sätze. Den  schnelleren  Verkehr  nach  Sachsen  hin  ermöglichte  be- 
sonders die  südliche  Eisenbahnstraße  durch  Westfalen  und  Thü- 
ringen. Selbst  bis  zur  österreichischen  und  russischen  Grenze  be- 
standen schon  am  Ausgang  der  40  er  Jahre  einige  Eisenbahnlinien, 
deren  weiterer  Ausbau  für  die  Rheinische  Eisenbahn  zwar  weniger 
wichtig  war,  wohl  aber  im  allgemeinen  Staatsinteresse  geboten 
schien.  Die  glückliche  Lage,  die  sich  für  die  rheinisch-westfälischen 
Eisenbahnen  aus  der  schnellen  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes 
ergeben  mußte,  ist  nicht  zu  verkennen  und  zeigte  sich  in  ihrem 
Wert  besonders  bei  der  Rheinischen  Eisenbahn.  Sie  war  die  Haupt- 
linie für  den  Durchgangsverkehr  nach  Belgien,  dem  nördlichen 
Frankreich  und  nach  England.  Sie  gewann  nun  die  nötigen  An- 
schlüsse nach  den  großen  deutschen  Plätzen,  auch  nach  den  See- 
häfen und  damit  die  Beziehungen  zu  den  überseeischen  Ländern. 

Die  Strecke  von  Köthen  bis  Berlin  über  Luckenwalde  - Jüterbog- Wittenberg -Dessau 
(10.  September  1841)  lag  in  den  Händen  der  Berlin- Anhaitischen  Eisenbahngesellschaft; 
durch  eine  Zweiglinie  von  Jüterbog  nach  Riesa  (1.  Oktober  1848)  wurde  eine  zweite 
Verbindung  nach  Halle  hergestellt. 

Von  Kassel  aus  bestand  auch  ein  Bahnzug  nach  dem  südwestlichen  Deutschland : 
die  erst  1852  (15.  Mai)  fertiggestellte  Main- Weserbahn  über  Marburg,  Gießen  nach  Frank- 
furt a.  M.;  von  Frankfurt  aus  ging  seit  1848  (10.  September)  die  Frankfurt-Hanauer  Eisen- 
bahn und  die  von  Frankfurt  nach  Heidelberg  (18.  Oktober  1849)  sowie,  durch  Zweig- 
bahnen, nach  Offenbach  und  Mannheim  führende  Main  - Neckarbahn.  • — Auf  dem  linken 
Rheinufer  zog  sich  von  Mainz,  gegenüber  der  Mainmündung,  die  Mainz  - Ludwigshafener 
Bahn  (15.  August  1853)  parallel  dem  Strom  hin.  Von  Ludwigshafen  ging  die  Pfälzische 
Eisenbahn  (25.  August  1849)  über  Neustadt -Kaiserslautern -Homburg  nach  Bexbach  zur 
preußischen  Grenze,  wo  sich  die  Saarbrücker  Staatseisenbahn  anschloß  (15.  November 
1852),  die  über  Neunkirchen,  St.  Johann,  Saarbrücken,  Forbach  die  Verbindung  mit  der 
Bahn  Froird-Metz,  St.  Avold-Forbach  darstellte.  Diese  war  eine  Zweigbahn  der  Paris- 
Straßburger  Eisenbahn. 

Von  Berlin  nach  dem  Osten  führte  nördlich  die  Berlin-Stettiner  Eisenbahn  (15.  August 
1843)  über  Bernau-Eberswalde-Angermünde  zur  Odermündung,  südlich  die  Niederschlesisch- 
Märkische  Eisenbahn  über  Fürstenwalde -Frankfurt  a.  O. -Guben -Sorau-Kohlfurt- Bunzlau- 
Liegnitz  nach  Breslau  (1.  September  1846).  Von  Breslau  ging  die  Oberschlesische  Eisen- 
bahn (5.  Oktober  1846)  über  Brieg- Oppeln- Königshütte -Kattowitz-Myslowitz  zur  öster- 
reichischen Grenze,  an  der  sie  später  den  Anschluß  an  die  Kaiser-Ferdinand-Nordbahn 
(1858)  gewann.  Von  Frankfurt  a.  O.  sollte  von  der  Niederschlesisch  - Märkischen  Bahn 
zur  Erschließung  des  Nord-Ostens  der  Monarchie  die  große  Preußische  Ostbahn  abbiegen 
über  Küstrin-Bromberg-Dierschau-Elbing-Königsberg-Gumbinnen  zur  russischen  Grenze.  — 
Von  Stettin  bestand  noch  eine  Verbindung  nach  Südosten,  deren  erster  Teil  Stettin- 
Stargard  (29.  April  1846)  der  Berlin-Stettiner  Eisenbahn  gehörte,  während  die  Fortsetzung 
über  Arnswalde,  dann  quer  über  die  Linie  der  Ostbahn  hin  nach  Posen,  die  Stargard- 
Posener  Bahn  (10.  August  1848)  betrieb.  Die  noch  klaffende  Lücke  Posen-Lissa-Breslau 
wurde  erst  nach  einigen  Jahren  (1856)  als  Zweigbahn  der  Oberschlesischen  Eisenbahn 
gebaut. 
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Zollabfertigung,  Fahrplan,  Tarife. 

Neben  den  Fragen  des  Baues  und  der  Organisation  der  Rheini- 
schen Eisenbahn,  also  neben  den  mehr  internen  Angelegen- 
heiten der  Gesellschaft,  waren  auch  die  Beziehungen  zum  Publikum 
für  sie  ein  andauernder  Gegenstand  ernster  Aufmerksamkeit  und 
reiflicher  Erwägungen,  besonders  seitdem  der  Bau  selbst  seiner  vor- 
läufigen Vollendung  entgegenging.  Die  Aufgabenkomplexe,  um  die 
es  sich  handelte,  wurden  schon  berührt;  die  Paß-  und  Zollange- 
legenheiten, die  Aufstellung  der  Fahrpläne,  das  Tarifwesen  waren 
es  namentlich,  die  die  Benutzungsmodalitäten  für  das  Publikum 
umschlossen. 

Hier  war  das  Problem,  allenthalben  die  Lösung  zu  finden, 
die  den  Wünschen  der  Mehrheit  der  Reisenden  und  Versender, 
anderseits  aber  der  Eigenart  des  Bahnbetriebs  und  den  finanziellen 
Interessen  der  Aktiengesellschaft  am  meisten  entsprach.  Diese  Kombi- 
nation erwies  sich  bei  der  Rheinischen  Eisenbahn  als  sehr  heikel 
und  zeitraubend.  Wieder  mußte  auf  die  Forderungen  der  Regierung 
vielseitig  Rücksicht  genommen  werden,  aber  in  erster  Linie  er- 
wuchsen die  Hindernisse  für  eine  schnelle,  befriedigende  Erledigung 
der  genannten  Fragen  aus  der  besonderen  Art  der  Eisenbahn  als 
einer  Bahn  von  internationaler  Bedeutung;  die  Beziehungen  zu 
Belgien  schufen  oder  erschwerten  die  nötigen  Festsetzungen.  Gänz- 
lich und  für  dauernd  vermochte  die  Eisenbahnverwaltung  die  Be- 
nutzung der  Eisenbahn  überhaupt  nicht  zu  regeln,  weil  sich  aus 
den  Änderungen  im  Verkehr  naturgemäß  immer  neue  Wünsche 
ergaben.  Eine  Übersicht  über  die  besonders  anfänglich  ver- 
worrenen, durcheinander  laufenden  Fäden  der  Verhandlungen 
und  Beschlüsse  wird  am  besten  eine  Zusammenfassung  nach  der 
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Zeitfolge  vermitteln.  Zuvor  mag  noch  einmal  auf  die  handelspolitische 
Stellung  Preußens  zum  belgischen  Staat  Bezug  genommen  werden,  in 
der  die  angedeuteten  Schwierigkeiten  zum  Teil  begründet  waren1). 

Es  wurde  berichtet,  wie  die  von  Belgien  gleich  nach  seiner 
Loslösung  von  Holland  angestrebte  Verständigung  mit  Preußen  und 
dem  Zollverein  zu  keinem  Erfolge  führte  2),  wie  aber  trotzdem  dieser 
Gedanke  in  den  30  er  Jahren  nicht  völlig  aufgegeben  wurde.  Um 
die  Wende  des  dritten  und  vierten  Jahrzehnts  wurde  die  Stimmung 
in  Belgien  der  Annäherung  an  Frankreich  immer  mehr  geneigt. 
Auch  in  dem  Verhältnis  zu  Holland  trat  eine  fühlbare  Besserung 
ein.  Holland  zeigte,  wie  erwartet  worden  war,  nicht  nur  der  Rhein- 
schiffahrt gegenüber  größere  Bereitwilligkeit  und  Zuvorkommen- 
heit, auch  die  Interessen,  die  auf  eine  Versöhnung  mit  Belgien  hin- 
drängten, wurden  nicht  mehr  von  der  Hand  gewiesen ; ja  im  Oktober 
1842  kam  zum  ersten  Male  eine  formelle  Vereinbarung  zustande. 
Mit  Recht  schrieb  man  die  Änderung  in  der  Haltung  Hollands 
in  der  Hauptsache  der  Scheu  vor  den  Wirkungen  der  Köln-Ant- 
werpener  Bahn  zu,  deren  Vollendung  doch  in  kurzem  zu  erwarten 
war.  Damit  aber  verlor  die  handelspolitische  Annäherung  Belgiens 
an  den  Zollverein  an  Dringlichkeit. 

Die  Verhandlungen  Preußens  mit  Belgien  gerieten  erst- 
malig wieder  Ende  der  30  er  Jahre  in  Fluß,  als  der  hessen-darm- 
städtische Minister  von  Hoffmann  1839  den  Anschluß  Belgiens  an 
den  Zollverein  empfahl.  Preußen  jedoch  verharrte  auf  seinem  alten 
Standpunkt : man  wolle  keinen  Präzedenzfall  schaffen,  und  über- 
dies sei  bei  einem  solchen  Schritt  aller  Vorteil  auf  Seiten  Belgiens. 
Später,  1841,  fragte  der  belgische  Handelsminister  de  Praet  beim 
Baron  Arnim  an,  ob  Belgien  Tariferleichterungen  zu  erwarten  habe. 
Arnim  wurde  ermächtigt,  dies  grundsätzlich  zu  bejahen,  weil  zu 
befürchten  stand,  daß  man  den  Nachbarstaat  andernfalls  Preußen 
entfremde  und  zum  Anschluß  an  Frankreich  zwinge.  Am  1.  Oktober 


!)  Auch  dieser  Abschnitt  folgt  vielfach  der  Darstellung  bei  Zimmermann,  Geschichte 
der  preußisch-deutschen  Handelspolitik.  Siehe  ferner  die  preußische  Denkschrift  über  den 
Verlauf  der  Verhandlungen,  die  am  18.  Juli  1843  dem  belgischen  Ministerium  überreicht 
wurde,  wiedergegeben  in  der  Köln.  Zeitg.  vom  22.,  23.  und  24.  August  1843. 

2)  Bei  Treitschke  (Deutsche  Geschichte  IV,  S.  594)  findet  sich  eine  merkwürdige 
Hindeutung  auf  einen  Zwischenfall  aus  dem  Jahre  1837,  über  den  der  Verfasser  ander- 
weitig, auch  in  den  Akten  der  Rheinischen  Eisenbahn,  nichts  in  Erfahrung  bringen  konnte. 
Belgien  habe  dem  Geist  der  Neutralität  zuwider  an  eine  umfassende  Befestigung  der  Ost- 
grenze gedacht.  Preußen  habe  daraufhin  mit  König  Leopold  Verhandlungen  geführt  und 
ihm  den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  angedroht.  Auf  Werthers  verständigen 
Rat  und  dringendes  Bitten  König  Ludwigs  von  Bayern  habe  Friedrich  Wilhelm  die  Köln- 
Antwerpener  Bahn  nicht  fallen  lassen.  Belgien  habe  schließlich  eingelenkt. 
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1841  stellte  der  belgische  Gesandte  in  Berlin  den  Antrag  auf  Wieder- 
aufnahme der  Verhandlungen;  zu  erstreben  sei  gegenseitige  Meist- 
begünstigung in  'Handel  und  Schiffahrt  sowie  Aufhebung  der  Transit- 
zölle und  eine  allgemeine  Zollermäßigung. 

Die  Herabsetzung  der  Durchfuhrzölle  bildete  zunächst  längere 
Zeit  den  Gegenstand  der  Erörterungen  der  beiden  Regierungen. 
Fortwährende  Schachzüge  bald  von  dieser  bald  von  jener  Seite 
schlossen  sich  an.  Belgien  nahm  seine  Zuflucht  zu  Frankreich, 
drohte  durch  engeren  Zollanschluß  an  dieses  sich  zu  entschädigen. 
Preußen  hatte  als  schärfste  Waffe  die  Möglichkeit  einer  Erhöhung 
der  Eisenzölle.  Diese  würde  Belgien  sehr  schwer  getroffen  haben, 
denn  wie  im  Verkehr  mit  der  Rheinischen  Eisenbahn  war  auch 
bei  den  Verhandlungen  mit  der  preußischen  Regierung  Belgiens 
vornehmstes  Ziel  die  Förderung  seiner  heimischen,  an  der  Über- 
fülle ihrer  Produktion  zu  Anfang  der  40  er  Jahre  fast  ersticken- 
den Eisenindustrie.  Als  Frankreich  seine  Leinenzölle  erhöhen  wollte, 
worin  Belgien  einen  schweren  Schlag  für  seine  Textilfabriken  sehen 
mußte,  kam  es  zu  einem  belgisch-französischen  Handelsvertrag,  in 
dem  sich  Belgien  durch  die  Ermäßigung  für  einige  wichtige  fran- 
zösische Ausfuhrartikel,  Wein,  Seide,  Salz,  die  Beibehaltung  der 
französischen  Leinenzölle  erkaufte.  Preußen  kündigte  die  Erhöhung 
der  Eisenzölle  an  und  erreichte  so  auch  wenigstens  in  einigen 
Punkten,  hinsichtlich  der  Einfuhr  von  Wein  und  Seide,  eine  Gleich- 
stellung mit  Frankreich  bis  zum  1.  August  1843.  Die  preußische 
Regierung  war  jetzt  nicht  nur  zu  einigen  Transiterleichterungen, 
sondern,  getrieben  durch  die  Konkurrenz  Frankreichs,  überhaupt  zu 
einer  gründlichen  Regelung  der  Zollverhältnisse  mit  Belgien  bereit, 
dessen  Position  Frankreich  und  Holland  gegenüber  sich  stetig 
besserte.  Trotzdem  entschloß  sich  Preußen  erst  Anfang  Januar  1843 
zur  Ermäßigung  des  Transitzolles  für  die  Köln-Antwerpener  Bahn. 
In  Berlin  wollte  man  daraufhin  mit  Belgien  einen  Handelsvertrag 
abschließen,  durch  den  dieses  sich  zur  Beibehaltung  der  bestehen- 
den Zollsätze  verpflichten  sollte.  Aber  nun  wollte  man  in  Brüssel 
von  einer  Bindung  nichts  mehr  wissen,  da  sich  mittlerweile  heraus- 
gestellt hatte,  daß  die  anderen  Zollvereinsstaaten  einer  Erhöhung 
der  Eisenzölle,  also  dem  stärksten  Repressivmittel,  ihre  Zustimmung 
versagen  würden.  Nur  dadurch,  daß  in  Belgien  ein  Wechsel  des 
Kabinetts  eintrat,  kamen  die  Verhandlungen  wieder  in  Gang.  Man 
beriet  wegen  der  wesentlichen  Wünsche,  so  wegen  der  Herab- 
setzung des  belgischen  Woll-  und  des  preußischen  Eisenzolles,  ohne 
zunächst  zu  einem  Einverständnis  zu  gelangen.  Es  blieb  bis  zum 
Frühjahr  1844  bei  dem  bestehenden  Provisorium. 
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Auch  in  Preußen  fehlte  es  nicht  an  Strömungen,  die  die  Ver- 
ständigungsbestrebungen für  aussichtslos  hielten,  da  in  Belgien  die 
Zölle  schon  zu  niedrig  seien  und  andererseits  der  Zug  der  Interessen 
nach  Frankreich  hin  weise.  Politisch  hielten  viele  eine  Annäherung 
an  Belgien  für  bedenklich.  Noch  im  Februar  1844  gab  der  General 
von  Rochow  ein  Gutachten  über  den  Handelsvertrag  mit  Belgien 
ab,  indem  er  ihn  als  materiell  und  politisch  wertlos  bezeichnete. 
Die  radikalen  Tendenzen  in  der  Rheinprovinz  würden  befördert 
und  der  Wunsch  erweckt,  sich  mit  Belgien  politisch  zu  vereinigen. 
Das  Fraternisieren  der  Kölner  und  Brüsseler  gelegentlich  der  Er- 
öffnung der  Rheinischen  Eisenbahn  (Oktober  1843)  zeige  schon 
diese  Tendenz.  Dazu  wäre  die  Unterstützung  Frankreichs  sicher. 
Da  Belgien  keine  Kolonien  habe,  so  würden  von  einem  Vertrag 
höchstens  Aachen  und  Köln  einen  Vorteil  ziehen.  Es  werde  nicht 
einmal  ein  nennenswerter  Druck  auf  Holland  ausgeübt,  mit  dem 
eine  Verbindung  viel  nötiger  sei.  — Da  man  solche  Ansichten 
auch  sonst  in  Regierungskreisen  teilte,  so  machte  die  Verständigung 
zunächst  noch  keine  Fortschritte.  Belgien  schien  sich  Anfang  1844 
wieder  mehr  Frankreich  zuzuwenden. 

Natürlich  war  vor  allem  die  Rheinische  Eisenbahn  an  diesen 
handelspolitischen  Entwicklungen  interessiert.  Zwar  war  sie  nicht 
über  den  jeweiligen  Stand  der  Verhandlungen  unterrichtet,  auch 
kaum  in  der  Lage,  einen  Einfluß  auf  die  Entschließung  der  Re- 
gierung auszuüben.  Aber  wenn  sie  Gelegenheit  fand,  so  betonte 
sie,  daß  ihr  im  nationalen  Interesse  wie  in  dem  besonderen  des 
Unternehmens  ein  beiderseitiges  Entgegenkommen  geboten  scheine. 
Die  Rheinische  Eisenbahn  könne  nur  blühen  und  die  erhofften 
nationalen  Früchte  bringen,  wenn  der  Verkehr  befreit  würde  von 
allen  Transitabgaben.  Die  „Oktroifreiheit“  des  eisernen  Rheines 
sei  nötig,  wenn  er  der  Konkurrenz  des  Stromes  Stand  halten  solle. 
Besonders  aber  wünschte  man  zur  Hebung  des  Eisenbahnverkehrs 
die  Freiheit  der  Einfuhr  des  belgischen  Eisens  und  andererseits 
die  Errichtung  von  zollfreien  Entrepots  in  den  belgischen  Haupt- 
plätzen, zumal  in  Antwerpen. 

Im  Frühling  1844  war  die  Direktion  zu  der  Klage  darüber 
gezwungen,  daß  die  Aussichten  zu  einem  Einverständnis  mit  Belgien 
sich  immer  mehr  verdunkelten.  In  Belgien  plante  man  ein  Diffe- 
renzialzollsystem gegen  Preußen,  Preußen  erlangte  von  Bayern  Frei- 
heit in  bezug  auf  die  Eisenzölle  für  den  Zollverein  und  beschloß 
zum  September  eine  bedeutende  Erhöhung  des  Eisenzolles,  eine 
Benachteiligung  gerade  des  belgischen  Eisens  und  sonstige  Kampf- 
maßregeln gegen  den  Nachbarstaat.  Von  Brüssel  wie  von  Berlin 
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aus  wurde  in  sehr  erbittertem  Ton  weiter  verhandelt.  Da,  fast  un- 
verhofft, kam  doch  noch  eine  befriedigende  Lösung.  Der  preußische 
Gesandte  in  Brüssel,  von  Arnim,  schloß,  um  drohende  Nachteile 
zu  vermeiden,  die  eine  weitere  Nachgiebigkeit  Belgiens  gegenüber 
Frankreich  mit  sich  bringen  mußte,  am  i.  September  den  so  lange 
angestrebten  und  vergeblich  erhofften  Handelsvertrag;  er  fand  da- 
mit denn  auch  bald  den  Beifall  seiner  Regierung.  In  der  Haupt- 
sache war  die  Folge  eine  Wiederherstellung  der  früheren  handels- 
politischen Situation,  daneben  gab  es  für  einige  wichtige  Artikel 
eine  Reihe  von  Erleichterungen.  Allgemein  politisch,  ganz  besonders 
aber  für  das  Schicksal  der  Rheinischen  Eisenbahn  von  erheblicher 
Bedeutung  war  einmal  die  Begünstigung,  die  nun  das  belgische 
Eisen  durch  die  Herabsetzung  des  Zolles  um  50  0/0  erfuhr,  sodann 
aber  nicht  minder,  vielleicht  in  noch  höherem  Maß,  die  endlich 
erreichte  Durchfuhrfreiheit  von  Belgien  nach  Deutschland;  schließ- 
lich, was  wiederum  gerade  den  Eisenbahninteressenten  sehr  will- 
kommen war,  wurden  dem  Zollverein  in  Antwerpen  auch  die  not- 
wendigen Entrepots  zur  Verfügung  gestellt,  eine  Maßregel,  die  der 
Rheinischen  Eisenbahn  erst  ihre  nationale  Bedeutung  völlig  sicherte. 

Von  allen  Seiten  spendete  man  dem  neuen  Abkommen  lauten 
Beifall,  niemand  tat  es  herzlicher  als  die  rheinische  Kaufmannschaft 
und  die  Vertreter  der  rheinisch-belgischen  Bahn.  „Das  nach  so 
manchen  mitunter  sehr  langwierigen  und  tiefgehenden  Meinungs- 
verschiedenheiten erzielte  gute  Einvernehmen  der  beiden  Regie- 
rungen verhieß  für  die  Zukunft  das  Beste“  — so  drückte  die 
Direktion  ihre  Freude  bei  der  Kunde  von  dem  Handelsvertrag  aus. 
In  der  Tat  waren  die  errungenen  Vorteile  von  dauerndem  Wert. 
Zumal  die  Oktroifreiheit  blieb  ein  unveränderliches  Gut  für  die 
Eisenbahn1).  Schwere  Gefahren  waren  zu  einer  Zeit  von  dem  jungen 
rheinischen  Unternehmen  abgewandt  worden,  in  der  mit  der  Ent- 
faltung des  Verkehrs  eine  befriedigende  Lösung  geboten  war. 

Während  die  Erfüllung  dieser  handelspolitischen  Wünsche 
noch  im  Schoß  der  Zukunft  ruhte,  hatte  die  Verwaltung  der  Rheini- 

1)  Die  Regelung  in  Bezug  auf  die  Entrepots  dagegen  genügte  schon  bald  den  An- 
sprüchen nicht.  Schon  1844  und  dann  Jahr  aus,  Jahr  ein  klagte  die  Kaufmannschaft  mit 
den  Eisenbahnunternehmern  darüber,  daß  die  von  den  belgischen  Behörden  getroffenen 
Veranstaltungen  in  Antwerpen  bei  weitem  nicht  ausreichten.  — Die  Ermäßigung  des  Eisen- 
zolles gereichte  dem  Zollverein  nicht  so  unbedingt  zum  Vorteil.  Der  Zollverein  wurde 
der  Stapelplatz  für  das  in  großen  Massen  aus  Belgien,  bald  auch  wegen  belgischer  Schutz- 
zollmaßnahmen aus  England  eingeführte  Roheisen,  das  in  den  inländischen  Puddelwerken 
weiter  verarbeitet  wurde.  Dadurch  wurden  besonders  die  rheinischen  Hütten  unterboten 
und  in  ihrer  Entwicklung,  ja  in  ihrer  Existenz  gefährdet.  Die  Rheinische  Eisenbahn  hatte 
von  den  vermehrten  Transporten  natürlich  besonderen  Gewinn. 
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sehen  Eisenbahn  zu  Beginn  der  40  er  Jahre  selbst  ununterbrochen 
wegen  einer  anderen  Seite  der  Zollfrage,  nämlich  wegen  der  rein 
technischen,  zu  kämpfen.  Es  war  die  Frage  der  steuerlichen  Be- 
handlung der  auf  der  Eisenbahn  zu  transportierenden  Güter,  die 
Sicherung  der  Zollerhebung  für  die  Regierung,  die  der  Direktion 
eine  gewaltige  Summe  der  ärgerlichsten  und  überflüssigsten  Arbeiten 
brachte 1). 

Die  erste  Anregung,  mit  der  Steuerbehörde  wegen  der  künftig 
zu  beobachtenden  Zollmaßnahmen  in  Verbindung  zu  treten,  wurde 
der  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  am  4.  Sep- 
tember 1838  durch  ein  Schreiben  des  Geheimen  Oberfinanzrates 
und  Provinzialsteuerdirektors  Helmentag  in  Köln  gegeben.  Das  hier 
vorgeschlagene  Zollverfahren  ist  nach  schier  unendlichen  Verhand- 
lungen im  großen  und  ganzen  beibehalten  worden. 

Helmentag  teilte  mit,  daß  der  Finanzminister  auf  einen  von 
ihm  (Helmentag)  erstatteten  Vortrag  hin  sich  „im  allgemeinen  und 
soweit  die  Sache  sich  zurzeit  übersehen  lasse,  über  die  Grund- 
sätze ausgesprochen  habe,  nach  denen  hinsichtlich  der  steuerlichen 
Abfertigung  der  vermittels  der  Eisenbahn  eingehenden  Passagiere 
und  Güter  zu  verfahren  sein  werde“.  Da  die  Art  der  Abfertigung 
manche  von  der  Direktion  zu  treffende  Einrichtung  bedingte,  so 
wurde  aus  dem  Ministerialreskripte  die  Hauptsache  mitgeteilt.  Da- 
nach war  eine  dem  Schiffsverschluß  nachgeahmte  Einrichtung  ge- 
plant. Es  sollte  nämlich  von  der  Direktion  hinsichtlich  der  Fest- 
setzung der  Abfahrts-  und  Ankunftszeit,  sowie  des  Aufenthalts  auf 
den  Zwischenstationen  verlangt  werden : 1 . daß  auf  den  zum  Per- 
sonentransport dienenden  Wagen  kein  Fracht-  oder  Passagiergut 
irgend  einer  Art,  bis  auf  das,  was  die  Reisenden  in  der  Hand 
oder  an  sich  hätten,  geduldet  werden  sollte.  Daneben  müßten  be- 


!)  Am  17.  Februar  1844  erstattete  das  Mitglied  des  Administrationsrates  I.  Simonis 
aus  Köln  einen  Bericht  in  einem  Buch  betitelt  „Beiträge  zu  einer  Darstellung  der  von 
Seiten  der  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn  gepflogenen  Verhandlungen  über  das 
steuerliche  Verfahren  auf  der  Eisenbahn  nach  seinem  ganzen  Umfange  und  nach  Lage 
der  Akten.“  Obwohl  Simonis  viele  der  Aktenstücke  nur  auszugs-  oder  andeutungsweise 
wiedergab,  hat  er  nicht  alle  anzuführen  vermocht.  Nachdem  er  zuerst  eine  eigene  Dar- 
stellung unter  Benutzung  der  Akten  zu  geben  versucht  hatte,  begnügte  er  sich  im  weiteren 
Verlauf  der  Arbeit  damit,  einfach  die  Aktenstücke  nebeneinander  zu  stellen.  — Auch  im 
Folgenden  kann  nur  ein  chronologischer  Bericht  nach  den  nach  Hunderten  zählenden 
Aktenstücken:  Eingaben  an  die  Ministerien,  an  die  Generaldirektion  der  Steuern  in  Berlin, 
an  die  Provinzialsteuerdirektion  in  Köln,  Antworten  dieser  Behörden,  Verhandlungen 
in  der  Direktion  und  im  Administrationsrat  der  Gesellschaft,  Korrespondenzen  mit  den 
belgischen  Behörden  usw.  gegeben  werden. 
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sondere  Wagen  bestimmt  werden,  welche  nicht  nur  auf  eine  völlig 
sichere  Art  mittels  Schlösser  im  ganzen  verschlossen  werden  könnten, 
sondern  auch  verschließbare  Räume  für  das  Fracht-  oder  Passagier- 
gut und  zwar  für  das,  welches  die  ganze  Bahn  oder  nur  eine 
Teilstrecke  passiere,  zur  Absonderung  jeder  dieser  Abteilungen 
hätten;  2.  daß  den  sowohl  hiernach  zu  treffenden  als  für  gewisse 
Fahrten  oder  Stationen  etwa  noch  besonders  in  steuerlicher  Be- 
ziehung zu  verlangenden  Anordnungen  pünktlichst  Folge  geleistet 
werde.  Die  Eisenbahn-Direktion  müsse  in  allen  Fällen,  wo  dies 
nicht  geschehe,  für  die  Strafen  haften,  die  aus  der  Anwendung 
der  Zollgesetze  folgen  würden. 

Werde  dies  erfüllt,  so  solle  die  weitere  Kontrolle  über  den 
Verbleib  der  Waren  von  der  Grenze  bis  Aachen  oder  Köln  oder 
von  den  letzten  beiden  Punkten  bis  zur  Grenze  allein  dadurch  ge- 
übt werden,  daß  die  Transporte  durch  einen  Steuerbeamten  be- 
gleitet würden,  der  bei  seiner  Aufnahme  die  Schlüssel  zu  den 
Packwagen,  die  Frachtbriefe,  Duplikat-Ladelisten  und  sonstige 
Ladungspapiere  an  sich  zu  nehmen  habe.  Für  ihn  sei  auf  einem 
der  Wagen,  von  dem  aus  der  ganze  Zug  am  besten  zu  übersehen, 
etwa  auf  dem  oberen  Verdeck,  ein  sicherer,  das  leichteste  Hinauf- 
und  Herabsteigen  gewährender  Sitz  einzurichten  und  stets  in  Be- 
reitschaft zu  halten.  Die  Begleitungskosten  seien  von  der  Direktion 
zu  tragen;  auch  müßten  die  Beamten  auf  der  Eisenbahn  unent- 
geltlich wieder  zurückgeschafft  werden. 

Was  die  Abfertigung  an  der  Grenze  betreffe,  so  werde  sich 
diese  beim  Eingänge  auf  den  Verschluß  der  Wagen,  die  Über- 
gabe der  Schlüssel  und  der  Papiere  an  den  Begleitungsbeamten, 
sowie  endlich  auf  die  Aufnahme  des  letzteren  beschränken  lassen, 
und  es  werde  dann  von  der  Direktion  an  dem  Grenzübergangs- 
punkte nur  ein  zur  Aufnahme  oder  zum  Absetzen  der  diesseitigen 
Begleiter  geeignetes  Gebäude  zu  errichten  sein,  an  dem  die  Züge 
halten  müßten.  Aber  diese  Vergünstigungen  könnten  nach  dem 
Urteil  des  Ministers  nur  gewährt  werden,  wenn  die  Fahrten  aus 
Belgien  bis  Aachen  und  aus  dem  Preußischen  bis  Verviers  ohne 
Wagenwechsel  an  der  Grenze  durchgehen  würden.  Das  werde  ins- 
besondere noch  davon  abhängen,  daß  die  belgische  Eisenbahn  hin- 
sichtlich ihrer  fortgesetzten  Fahrten  auf  diesseitigem  Gebiete  bis 
Aachen  sich  den  gleichen  steuerlichen  Anfordernissen  unterwerfe, 
denen  die  Direktion  in  bezug  auf  den  Grenzübergang  zu  genügen 
habe.  — Sollte  aber  auch  belgischerseits  Aus-  und  Eingangsbe- 
gleitung durch  Zollbeamte  stattfinden,  so  würde  sich  vielleicht 
zwischen  Aachen  und  Verviers  die  Einrichtung  dahin  treffen  lassen. 


S44 


Siebentes  Kapitel. 


daß  die  Wagenzüge  durch  zwei  Beamte,  einen  preußischen  und 
einen  belgischen,  begleitet  würden.  Dadurch  könnten  an  dem  Grenz- 
übergangspunkte bauliche  und  andere  Vorkehrungen  in  steuerlicher 
Beziehung  ganz  vermieden  werden.  Beide  Beamte  würden  dann 
sowohl  in  Aachen  als  in  Verviers  für  den  Wagenverschluß  zn 
sorgen  und  sich  zu  überzeugen  haben,  daß  die  verschlossenen  Räume 
kein  Fracht-  oder  Passagiergut  mit  der  oben  gedachten  Ausnahme 
enthielten,  auch  würden  ihnen  dort  die  Schlüssel  sowohl  als  die 
Frachtbriefe,  Duplikat-Ladelisten  und  sonstigen  Papiere  über  die 
Waren  zur  Einsiegelung  und  Aufbewahrung  übergeben  werdea 
müssen.  Das  aus  dem  Auslande  angekommene  Fracht-  und  Passagier- 
gut, welches  bis  Köln  gehe,  bleibe  entweder  auf  demselben  Wagea 
unter  dem  gleichen  Verschluß  wie  es  über  die  Grenze  gekommen,, 
oder  es  werde  auf  dem  Aachener  Bahnhofe  unter  steuerlicher  Auf- 
sicht ia  andere  Wagen  geladen  und  hier  gleichfalls  wieder  unter 
Verschluß  gelegt.  Die  eigentliche  Abfertigung  des  ankommendea 
Frachtguts  geschehe  ia  Aachen  wie  in  Köln,  gleich  als  wäre  hier 
der  Grenzeingangspunkt  selbst.  Daher  würden  auch  hier  erst  von 
der  Direktion,  die  förmlichen  und  verbindlichen  Deklarationen 
darüber  abzugeben  sein. 

Nach  einigen  speziellen  Bemerkungen  ersuchte  der  Provinzial- 
steuerdirektor die  Eisenbahndirektion,  ihm  ihre  etwaigen  besonderen 
Bedenken  gegen  das  Eine  oder  das  Andere  der  Anordnungen  zur 
weiteren  Behandlung  mitzuteilen.  Die  Materialien  zu  dem  über  die 
Abfertigung  der  mit  der  Eisenbahn  ein-  und  ausgehenden  Waren 
zu  entwerfenden  Regulativ  müßten  bei  Zeiten  vorliegen.  Schließ- 
lich ersuchte  Helmentag  die  Direktion  um  Auskunft  über  die  ge- 
wählte Eisenbahnrichtung  und  um  die  Bezeichnung  des  Vereinigungs- 
punktes der  rheinischen  und  der  belgischen  Bahn. 

Mit  einer  Empfangsbestätigung  erklärte  die  Direktion,  in 
kurzem  über  die  angeschnittenen  Fragen  beraten  zu  wollen  und 
entsprach  zugleich  dem  in  dem  Schlußpassus  der  Verfügung  aus- 
gedrückten Verlangen. 

Im  übrigen  aber  nahm  die  Direktion  die  Aufforderung  Helmen- 
tags zu  leicht  und  verzögerte  die  Antwort  wieder  und  wieder.  Frei- 
lich war  ein  Grund  für  die  Versäumnis,  daß  die  Organe  der  Ge- 
sellschaft sich  selbst  noch  wenig  klar  über  die  Stellung  waren,, 
die  sie  bei  einer  so  komplizierten  und  bedeutungsvollen  Frage  ein- 
nehmen sollten;  zudem  gab  die  Frage  der  Abfertigung  gleich  zu 
Anfang  Anlaß  zu  Meinungsverschiedenheiten,  weil  hier  die  alten 
Gegensätze  zwischen  Köln  und  Aachen  in  verkleinertem  Maßstabe 
wieder  auftauchten.  Es  bestand  bei  beiden  Teilen  die  nicht  ganz: 
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unbegründete  Vermutung,  daß  diejenige  Stadt,  in  der  die  Ab- 
fertigung der  weitergehenden  Güter,  besonders  der  Passagiergüter,, 
erfolgen  würde,  dadurch  einen  Vorsprung,  eine  neue  Art  Stapel- 
recht gewinnen  würde.  So  wünschten  die  Kölner  Direktoren  ent- 
gegen den  Aachenern  nicht,  daß  Aachen  zum  Zentralpunkt  für 
die  steuerliche  Erledigung  gemacht  würde. 

Auf  ein  Erinnerungsschreiben  des  Provinzialsteuerdirektors  vom. 
26.  Januar  1839  richtete  die  Direktion  ein  vom  2.  Februar  1839 
datiertes  Entschuldigungsschreiben  an  ihn,  worin  sie  anführte,  wie 
der  Gegenstand  ihr  an  und  für  sich  nicht  besonderer  Eile  bedürftig: 
scheine,  da  die  Eröffnung  eines  die  Grenze  berührenden  Personen- 
und  Warentransports  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  in  den  ersten, 
zwei  Jahren  noch  nicht  zu  erwarten  stehe.  Außerdem  sei  die  An- 
gelegenheit von  zu  großer  Wichtigkeit,  als  daß  sie  nicht  einer 
sehr  reiflichen  und  mehrseitigen  Prüfung  bedürfe,  „wobei  die  in 
Berührung  tretenden  Lokalinteressen  nicht  außer  Berücksichtigung; 
bleiben  durften“.  Es  werde  daher  beabsichtigt,  die  Sache  von  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Die  lokalen  Gegensätze  kamen  auch  bei  Gelegenheit  der  ersten 
Denkschrift,  welche  die  Direktion  damals  zu  ihrer  eigenen  Orien- 
tierung von  dem  Spezialdirektor  Hauchecorne  und  den  Direktoren 
Dahmen  und  Lambertz  erstatten  ließ,  zum  Vorschein.  Dieses  Prome- 
moria,  datiert  vom  30.  April  1839,  spricht  sich  gegen  einzelne  An- 
deutungen in  dem  Reskript  des  Provinzialsteuerdirektors  vom  4.  Sep- 
tember 1838  aus.  Die  Passagiereffekten  müßten  alle  in  Aachen, 
in  den  freien  Verkehr  gesetzt  werden,  und  es  sei  daher  eine  auf 
Trennung  der  Passagiereffekten  von  den  Frachten  hinzielende  An- 
ordnung zu  beantragen.  Ebenso  müßten  die  Strafen  wegen  Nicht- 
beachtung der  Steuervorschriften  nicht  die  Eisenbahnverwaltung,, 
sondern  die  schuldigen  Privaten  treffen. 

Im  übrigen  wurde  die  projektierte  Güterabfertigung  durchaus 
als  zweckmäßig  anerkannt;  es  sei  aber  zu  befürchten,  daß  die  An- 
ordnungen in  Verviers  und  in  Aachen  einen  gewissen  Zeitaufwand 
verursachen  würden,  doch  komme  es  beim  Güterverkehr  auf 
Schnelligkeit  weniger  an.  Einzelne  Wünsche  für  weitere  Erleichte- 
rungen schlossen  sich  an,  so  wegen  der  Haftung  der  Direktion 
für  die  gesetzlichen  Strafen  und  wegen  der  Übernahme  der  Be- 
gleitungskosten. 

Kam  in  diesem  Promemoria  der  Standpunkt  der  Aachener 
zu  einer  klaren  Darlegung,  so  brachten  doch  auch  die  Kölner  so- 
gleich ihre  abweichende  Meinung  schon  in  der  Weise  zum  Aus- 
druck, wie  sie  es  auch  für  die  Folgezeit  taten.  Am  Schluß  des 
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Promemoria  erklärte  in  einer  Randbemerkung  der  Direktor  Heuser 
sich  unter  'der  Modifikation  damit  einverstanden,  daß  die  Direktion 
die  Sorge  würde  übernehmen  können,  die  nach  Köln  bestimmten 
Passagiergüter,  welche  steuerliche  Gegenstände  enthielten,  ohne 
Aufenthalt  nach  Köln  durchzuführen. 

Der  Direktor  Schnitzler  fügte  dem  Promemoria  außerdem  ein 
vom  26.  Juni  datiertes  Gegenpromemoria  bei.  Er  faßte  die  Forde- 
rungen, welche  die  Mehrheit  der  Direktion  mit  den  Kölner  Direktoren 
im  Interesse  des  Bahnverkehrs  stellen  zu  müssen  glaubte,  kurz  zu- 
sammen. Er  führte  aus,  man  scheine  in  jenem  Promemoria  den 
Grundsatz  festzuhalten,  daß  der  Staat  fortwährend  in  Aachen  die 
Passvisa  zu  erledigen  beabsichtige,  was  aber  im  Interesse  der  Eisen- 
bahn lebhaft  zu  bekämpfen  sei.  Schnelligkeit  sei  eine  Hauptbe- 
dingung eines  regen  Eisenbahnverkehrs.  Diese  aber  sei  niemals 
möglich,  wenn  alle  Passagiere  und  Passagiergüter  schon  an  der 
Grenze  oder  in  Aachen  ihre  polizeiliche  oder  steuerliche  Abfertigung 
erhalten  sollten.  Auch  würde  alsdann  das  Eintreffen  der  aus  Belgien 
kommenden  Passagiere  von  dem  mehr  oder  weniger  schnellen  Ab- 
fertigen ihrer  Effekten  in  Aachen  abhängig  sein,  was  wegen  des 
dadurch  für  den  Dienst  der  Gesellschaft  entstehenden  Nachteils 
und  der  vielen  Störungen  notwendig  vermieden  werden  müsse. 
Übrigens  scheine  ihm  der  Einwurf  seiner  Kollegen,  daß  man  in 
Aachen  sowohl  wegen  der  Paß  Vorschriften  als  auch  wegen  der  steuer- 
lichen Revision  weniger  streng  sein  würde  als  in  Köln,  nicht 
richtig.  Schließlich  sprach  Schnitzler  seine  Überzeugung  noch  dahin 
aus,  daß  das  belgische  Gouvernement  seinerseits  gerne  den  dies- 
seitigen Anordnungen  folgen  und  jede  Reziprozität  eintreten  lassen 
werde.  Dafür  sei  Belgiens  eigenes  Handelsinteresse  Bürge. 

Diese  Stellungnahme  Schnitzlers  entsprach  übrigens  auch  Er- 
örterungen, die  er  kurz  vorher  mit  L.  Camphausen  gepflogen.  Die 
beiden  Männer  hatten  miteinander  über  die  Mittel  korrespondiert, 
durch  die  man  das  steuerliche  Verfahren  vereinfachen  könne.  Als 
Grundsatz,  glaubten  sie,  solle  man  hochhalten : „Passagiere,  Passagier- 
effekten und  "Frachtgüter  sollen  auf  der  Reise  den  geringstmög- 
lichen Aufenthalt  erleiden;  den  polizeilichen  und  steuerlichen  An- 
forderungen der  beiden  Regierungen  soll  im  wesentlichen  an  den 
Orten  der  Abfahrt  und  an  den  Orten  der  Ankunft  genügt  werden.“ 
Am  besten  wäre  es  vielleicht  für  die  Durchführung  dieses  Prinzips, 
„wenn  die  Eisenbahndirektion  künftig  mit  dem  belgischen  Gou- 
vernement eine  Übereinkunft  trifft,  wonach  letzteres  die  Verpflich- 
tung übernähme,  täglich  einen  Warenzug  und  einen  Personenzug 
von  Antwerpen  resp.  Brüssel  nach  Köln  und  zurück  für  seine  Rech- 
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nung  gehen  zu  lassen,  unter  Vergütung  des  Bahngeldes  an  die 
hiesige  Gesellschaft“.  Diese  Einrichtung  würde  eine  Verringerung 
des  Kapitals,  einen  billigeren  Transport  und  größere  Einheitlichkeit 
zur  Folge  haben.  Doch  seien  dazu  Vereinbarungen  der  Regierungen 
erforderlich. 

Unter  dem  4.  Mai  1839  erinnerte  der  Provinzialsteuerdirektor 
abermals  an  die  Erledigung  der  Verfügung  vom  4.  September  1838, 
worauf  die  Direktion  die  stattgefundene  Verzögerung  mit  der 
Schwierigkeit,  sich  jetzt  schon  zu  äußern,  und  mit  dem  Mangel  an 
Erfahrung  entschuldigte.  Zugleich  wurde  um  ferneren  Aufschub 
gebeten..  Übrigens  könne  die  Sache  um  so  mehr  noch  etwas  ausge- 
setzt werden,  als  vorerst  wohl  keine  Passagiere  und  Güter  per 
Eisenbahn  die  Grenze  passieren  würden.  Dagegen  sei  es  bedenklich, 
sich  schon  jetzt  über  Grundsätze  zu  äußern,  von  welchen  man  später 
vielleicht  wieder  zurückgehen  müsse.  Die  Verwaltung  dankte  für 
die  Vorschläge  der  Steuerdirektion,  die  teilweise  sehr  erfreuliche 
Bestimmungen  enthielten.  Die  wesentlichste  Bedingung  zum  Ge- 
deihen 'des  Eisenbahnunternehmens  sei  die  möglichst  freie  Bewegung 
des  Verkehrs,  und  man  vertraue,  daß  das  Gouvernement  dieses 
Lebensprinzip  nicht  hemmen  oder  verkürzen  werde. 

Am  2.  und  3.  September  1839  fand  eine  Plenarsitzung  der 
Direktion  statt,  in  der  beschlossen  wurde,  das  Ministerium  des  Innern 
und  der  Polizei  zu  ersuchen,  daß  dahin  gewirkt  werden  möge,  den 
Personenverkehr  auf  der  Eisenbahn  von  paßpolizeilichen  Hemmungen 
gänzlich  zu  befreien.  Über  die  Steuerfrage  wurde  der  Beschluß  noch 
ausgesetzt.  Demzufolge  wurde  eine  Vorstellung  an  das  Ministerium 
entworfen,  in  einer  Abteilungssitzung  der  Direktion  zu  Köln  am 
13.  September  1839  vorgelegt,  angenommen  und  beschlossen,  sie 
den  Aachener  Direktoren  zur  Beistimmung  zu  übersenden.  Doch 
wurde  der  Entwurf  nicht  abgesandt;  Hansemann  bat  nämlich  um 
Zeit,  um  seine  Ansichten  dazu  ausführlicher  entwickeln  zu  können. 

Es  blieben  nun  die  Verhandlungen  wTegen  der  Steuer,  wie 
wegen  der  Paßpolizeifrage  mehr  als  einunddreiviertel  Jahr  auf  sich 
beruhen.  Da  eröffnete  der  Provinzialsteuerdirektor  am  19.  Juli  1841 
der  Eisenbahndirektion,  nachdem  die  Eisenbahn  zur  belgischen 
Grenze  soweit  vorgeschritten,  daß  deren  Eröffnung  bis  Aachen  noch 
im  laufenden  Jahre  1841,  bis  zur  Grenze  aber  1843  in  Aussicht 
gestellt  sei,  erscheine  es  unumgänglich  notwendig,  die  erforderlichen 
Vorschriften  über  die  Behandlung  der  auf  dieser  Bahn  eingehenden 
Passagiereffekten  und  Waren  festzustellen.  Dann  wgrde  sich  erst 
herausstellen,  welche  baulichen  Einrichtungen  getroffen  werden 
müßten,  deren  Herstellung  viel  Zeitaufwand  bedürfe.  Die  sofortige 
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Erledigung  der  ersten  Verfügung  müsse  daher  um  so  mehr  er- 
wartet werden,  als  sonst  die  Behandlung  und  Abfertigung  jener 
Güter  und  Waren  nach  den  gewöhnlichen  Abfertigungsvorschriften, 
werde  erfolgen  müssen,  wenn  es  nicht  gelingen  sollte,  die  zu  ge- 
währenden erleichternden  Bestimmungen  nach  Anhörung  der  Direk- 
tion sowie  nach  zu  machenden  Vorschlägen  und  abzugebenden  Gut- 
achten vor  Eröffnung  der  Bahn  festzusetzen.  Hierdurch  würde  be- 
sonders der  unmittelbare  Verkehr  zwischen  dem  Ausland  und  Köln, 
sehr  gehindert  werden  — ein  Nachteil,  der  nicht  der  Provinzial- 
steuerdirektion, die  auf  das  Bereitwilligste  und  mit  liberalen,  Prinzipien, 
entgegengekommen  sei,  sondern  lediglich  der  Eisenbahndirektion 
zum  Vorwurf  gereichen  würde.  Sie  habe  der  Erinnerungen  un- 
geachtet die  Obersteuerbehörde  ohne  Mitteilung  ihrer  Entgegnungen, 
gelassen. 

In  der  Plenarsitzung  der  Direktion  vom  15.  und  16.  September- 
einigte man  sich  dahin,  dem  Provinzialsteuerdirektor  den  Wunsch; 
auszudrücken,  daß  das  Gepäck  der  aus  Belgien  kommenden  uni 
nach  Köln  reisenden  Passagiere  nicht  in  Aachen,  sondern  erst  in 
Köln  der  Revision  unterworfen  werde;  dagegen  möge  das  Gepäck 
der  nach  Aachen  oder  nach  Orten  zwischen  Aachen  und  Köln 
reisenden  fremden  Passagiere  in  Aachen  revidiert  werden.  Die 
Reisenden  könnten  dann  ohne  Aufenthalt  weiter  nach  Köln  fahren. 
Der  Präsident  von  Ammon  wurde  ersucht,  das  Antwortschreiben, 
an  den  Provinzialsteuerdirektor  zu  entwerfen. 

Hansemann,  der  in  der  Sitzung  anwesend  war,  hatte  dem  Be- 
schluß seine  Beistimmung  gegeben.  Aber  er  erklärte  in  einem  sehr 
eingehenden  Separatvotum,  daß  er  in  der  Sache  anderer  Meinung 
sei  und  nur  nicht  durch  seinen  Dissenz  den  Eindruck  der  Ein- 
mütigkeit nach  außen  habe  abschwächen  wollen.  Unter  anderem, 
führte  er  aus : „Der  oben  angeführte  Beschluß  läßt  sich  motivieren 
durch  die  Besorgnis,  daß,  wenn  in  Aachen  als  der  ersten  Haupt- 
grenzzollamtsstelle das  Reisegepäck  abgefertigt  werde,  die  Aachener- 
Direktoren  (also  auch  ich)  ihren  Einfluß  daselbst  verwenden  würden, 
um  zu  verhindern,  daß  die  Abfertigung  in  der  möglichst  kürzesten 
Zeit  erfolge.“  Wenn  das  der  Fall  wäre,  „so  müßte  ich  darin  eine- 
mir  empfindliche  Geringschätzung  erkennen;  denn  ich  trage  das. 
Bewußtsein  in  mir,  weit  über  der  vorausgesetzten  kleinlichen  und 
veralteten  Ansicht  zu  stehen  und  den  Mut  zu  haben,  ohne  Rück- 
sicht auf  Popularität,  ihr  bei  meinen  Mitbürgern,  wenn  sie  sich 
etwa  kundgeben  sollte,  entgegenzutreten  und  sie  so  klein  und  un- 
ausführbar darzustellen,  wie  sie  ist.  Daß  meine  in  Aachen  wohnen- 
den Kollegen  hierin  mit  mir  übereinstimmen,  dafür  bürge  ich“.. 


Hansemanns  Stellung  zum  Direktionsbeschluß  vom  16.  September  1841. 


849 


Wenn  dennoch  die  Besorgnis  bestehen  bleibe,  so  gebe  das  einen 
Mißton,  der  tief  verletzen  werde,  „der  auf  meinen  freudigen  Mut 
und  mein  Vertrauen  zur  Zustimmung  meiner  Kollegen  bei  Wahr- 
nehmung der  Interessen  der  Gesellschaft  nachteilig  einwirken  müßte“. 

Die  drohenden  Nachteile  kennzeichnete  Hansemann  so : „Ver- 
zögerung in  der  Beförderung  der  Reisenden;  Aufenthalt  an  drei 
Stellen  anstatt  an  einer;  Hemmung  des  freien  Verkehrs  im  Innern; 
Steueraufsicht  in  zwei  Bahnhöfen  anstatt  in  einem;  immerwährende 
Begleitung  durch  Steuerbeamte  auf  dem  Wege  von  Aachen  nach 
Köln  anstatt  Beschränkung  derselben  auf  die  steuerpflichtigen  Güter- 
züge. Wenn  aber  auch  die  Ausführung  des  Beschlusses  die  Ver- 
wirklichung der  durch  ihn  bezweckten  Einrichtungen  herbeiführt, 
so  entsteht  doch  der  erhebliche  Nachteil,  daß,  wenn  die  Direktion 
einmal  dergleichen  der  Gesellschaft  höchst  nachteilige  Einrichtungen 
beantragt,  es  unmöglich  wird,  mit  guten  Gründen  gegen  die  durch 
lästige  Kontrolle  herbeigeführte  Erschwerung  einer  freien  Bewegung 
in  den  Betriebsanordnungen  zu  kämpfen.  Denn  nichts  ist  nach 
meinen  Erfahrungen  in  den  Verhandlungen  mit  den  Staatsbehörden 
nachteiliger,  als  wenn  man  in  den  vorzubringenden,  Gründen  in 
Widerspruch  mit  dem  eigenen  Verfahren  in  einem  analogen  Ver- 
hältnis gerät. 

Man  erlaube  mir  hierzu  eine  Bemerkung.  Wenn  in  den  mannig- 
fachen Verhandlungen  mit  den  Staatsbehörden  der  Erfolg  meinen 
Bemühungen  meistens  günstig  gewesen  ist,  so  rührt  es  gewiß  nur 
von  der  inneren  Güte  der  von  mir  verteidigten  Sache  her;  es  ist 
das  Festhalten  an  richtigen  und  wohlbegründeten  Verwaltungsgrund- 
sätzen; es  ist  die  Achtung,  welche  die  Direktion  sich  durch  ihre 
höhere  Einsicht  und  ihre  Erhabenheit  über  kleinliche  Ansichten 
der  Alltagsmenschen  erworben,  wodurch  Erfolge  erzielt  wurden. 
Die  Direktion  schwächt  sich  daher,  wenn  der  fragliche  Beschluß 
zur  Durchführung  kommt.  Dies  letztere  dürfte  die  schlimmste  Folge 
des  Beschlusses  sein;“  denn  bis  zur  dauernden  Ausführung  sei  ein 
weiter  Weg,  es  werde  z.  B.  Belgien  nicht  zustimmen  wollen. 

Der  Beschluß  vom  16.  September  wurde  zunächst  dahin  aus- 
geführt, daß  die  Eisenbahndirektion  Helmentag  am  27.  Oktober 
um  die  Gewährung  einer  Konferenz  bat,  die  dann  auch,  freilich  erst 
am  25.  Februar  1842,  stattfand. 

Die  Resultate  der  Konferenz  waren  diese : Dem  in  der  Plenar- 
versammlung der  Eisenbahndirektion  vom  15.  und  16.  September 
1841  ausgedrückten  Wunsche  ward  von  dem  Provinzialsteuerdirektor 
Folge  gegeben,  und  gegen  den  zu  diesem  Ende  vorgeschlagenen 
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Modus,  das  Gepäck  der  aus  Belgien  eingehenden  Passagiere  schon 
in  Verviers  oder  an  der  Grenze  nach  den  Bestimmungsorten  (Aachen 
und  Köln)  zu  trennen  und  jedes  unter  besonderen  steuerlichen  Ver- 
schluß zu  legen,  nichts  eingewendet.  Helmentag  fand  hierin  über- 
haupt keine  Schwierigkeit  und  versprach  seinerseits  alle  Erleichte- 
rungen behufs  Abkürzung  des  Revisionsverfahrens,  die  nur  irgend 
zulässig  seien.  Die  für  eine  Gesamtabfertigung  sämtlicher  aus  Belgien 
eingehenden  Passagiergüter  in  Aachen  angeführten  Gründe  bestritt 
Helmentag  als  unhaltbar  und  bemerkte  unter  anderem,  daß  dafür 
gesorgt  werden  würde,  die  abends  in  Köln  ankommenden  Passagiere 
ausnahmsweise  auch  abends  abzufertigen.  Sollte  es  sich  ergeben, 
daß  die  Zahl  der  aus  Belgien  kommenden  und  nach  Orten  zwischen 
Aachen  und  Köln  reisenden  Passagiere  größer  als  vermutet  sei, 
und  daß  also  deren  Abfertigung  in  Aachen  den  Zug  zu  lange  auf- 
halten würde,  so  würde  es  keinen  Anstand  finden,  auch  in  Esch- 
weiler  und  Düren  Abfertigungsstellen  einzurichten. 

Auf  die  Frage:  Wieviel  Zeit  die  Abfertigung  aller  Passagiere 
ohne  Ausnahme  in  Aachen  wohl  erfordere,  äußerte  Helmentag, 
daß  dies  allerdings  von  der  Zahl  der  Passagiere  abhänge.  Jedoch 
führte  er  als  Beispiel  an,  daß  die  Revision  der  bei  Emmerich  mit 
den  Dampfbooten  ankommenden  Passagiereffekten  immer  wenigstens 
eine  Stunde  erfordere,  obgleich  nur  etwa  1/5  aller  Effekten  revidiert 
und  das  Revisionsgeschäft  immer  schon  auf  der  Strecke  zwischen 
Lobith  und  Emmerich  durch  Aufzeichnung  der  Kolli  usw.  vor- 
bereitet werde.  Bei  der  viel  größeren  Zahl  der  Reisenden  auf  der 
Eisenbahn  würde  eine  Stunde  zur  Revision  aller  Effekten  bei  weitem 
nicht  hinreichen. 

In  bezug  auf  die  eingehenden  Güter,  die  ebenfalls  nach  den 
Bestimmungsorten  (Aachen  und  Köln)  getrennt  zu  verladen  und 
unter  Steuerverschluß  zu  legen  oder  unter  Begleitung  zu  trans- 
portieren seien,  sicherte  Helmentag  ebenfalls  alle  Erleichterungen 
bei  dem  Revisionsverfahren  zu.  In  dieser  Beziehung  bestand  er 
aber  darauf,  daß  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  zu- 
folge die  Eisenbahngesellschaft  als  Frachtführerin  die  vorge- 
schriebenen verbindlichen  Deklarationen  über  die  transportierten 
Güter  auszustellen  habe.  Zur  Abkürzung  und  Vereinfachung  der 
Sache  könnten  jedoch  Generaldeklarationen  über  ganze  Güterzüge 
abgegeben  und  hierzu  die  ohnedies  nötigen  Ladelisten  benutzt 
werden,  denen  nur  die  gehörige  Form  zu  geben  sei.  Aller  dringen- 
den Vorstellungen  der  Eisenbahndirektionsmitglieder  ungeachtet  be- 
harrte  der  Provinzialsteuerdirektor  auf  seiner  Meinung,  da  schon 
wegen  der  seitens  der  zollverbündeten  Staaten  sicher  zu  erwarten- 
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den  Widersprüche  davon  nicht  abgegangen  werden  könne  und 
werde. 

Schließlich  machte  der  Provinzialsteuerdirektor  auf  die  Not- 
wendigkeit aufmerksam,  zeitig  für  die  Herstellung  der  Zollrevisions- 
lokale in  der  Nähe  der  Bahnhöfe  zu  Aachen  und  Köln  zu  sorgen. 
In  bezug  auf  Aachen  bemerkte  er,  daß  dort  der  Bau  eines  neuen 
Hauptzollamtsgebäudes  beabsichtigt  werde,  und  daß  es  zur  Erleichte- 
rung des  Verkehrs  wie  des  Abfertigungsgeschäftes  selbst  höchst 
wichtig  sei,  das  neue  Gebäude  möglichst  nahe  an  dem  Güterbahn- 
hofe zu  errichten.  Der  Bau  werde  ohne  Zweifel  auf  Staatskosten 
geschehen;  das  nötige  Terrain  zum  Bauplatze  möge  aber  die  Eisen- 
bahngesellschaft hergeben,  die  überflüssige  Baustellen  an  geeignetem 
Orte  besitze.  In  Köln  habe  die  Eisenbahngesellschaft  einen  hin- 
reichend großen  Revisionsschuppen,  der  die  gehörige  Sicherheit 
für  den  steuerlichen  Verschluß  darbiete,  in  unmittelbarer  Nähe  der 
provisorischen  Güterstation  am  Türmchen  zu  erbauen  und  ein 
Bureaugelaß  für  die  Steuerbeamten  herzugeben.  Es  müsse  dann 
wenigstens  das  nötige  Unterpersonal  und  zwar  auf  Kosten  der  Ge- 
sellschaft eigens  für  den  provisorischen  Bahnhof  angestellt  werden. 
Helmentag  erkannte  an,  daß  das  Verlangen,  die  Güter  vom  Türm- 
chen per  Achse  in  den  Freihafen  zu  schaffen,  um  hier  abgefertigt 
zu  werden,  den  Güterverkehr  auf  der  Eisenbahn  vernichten  würde. 
Er  sprach  den  Wunsch  aus,  die  Direktion  möge  baldigst  die  er- 
forderlichen offiziellen  Anträge  in  dieser  Angelegenheit  an  ihn 
richten. 

In  der  Folgezeit  hatte  zunächst  Hauchecorne,  dann  auch  Hanse- 
mann mehrfache  Unterredungen  mit  den  maßgebenden  Persönlich- 
keiten in  Brüssel,  mit  dem  Generaldirektor  der  Eisenbahnen  Masui 
und  dem  Generaldirektor  der  Douanen  Lejeune.  Alle  die  erwähnten 
Verhandlungen  wurden  von  der  Direktion  geheim  gehalten,  da  man 
unter  Umständen  die  Einmischung  anderer  Zollvereinsstaaten  be- 
fürchtete. 

Die  entsprechenden  Anträge  wegen  der  provisorischen  Bau- 
einrichtung auf  dem  Kölner  Bahnhof  wurden  darauf  an  Helmentag 
gerichtet. 

In  den  nächsten  Monaten,  April,  Mai  und  Juni,  setzte  sich 
die  Eisenbahndirektion  mit  den  verschiedenen  Steuerbehörden  über 
die  Behandlung  der  mit  der  Bahn  zu  transportierenden  schlacht- 
und  mahlsteuerpflichtigen  Gegenstände  auseinander;  aber  der  In- 
halt dieser  Korrespondenzen  muß  hier  als  weniger  wichtig  und 
nicht  in  diesen  Zusammenhang  gehörig  außer  Berücksichtigung 
bleiben. 
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Erst  Ende  Dezember,  am  25.,  verfolgte  der  Spezialdirektor 
Hauchecorne  durch  ein  dem  Generaldirektor  der  Steuern  Kühne 
übergebenes  Promemoria  die  Verhandlungen  weiter.  Auf  Grund 
seiner  Studien  stellte  er  die  wesentlichen  Punkte  zusammen,  die 
„bei  Anwendung  der  Vorschriften  des  Zollgesetzes  und  der  Zoll- 
ordnung vom  23.  Januar  1838  auf  den  Eisenbahnverkehr  mit  Über- 
schreitung der  belgischen  Grenze  zwischen  Aachen  und  Verviers“ 
zunächst  zu  berücksichtigen  seien.  Da  Hauchecorne,  der  damals 
gerade  in  Berlin  war,  die  Denkschrift  nur  bei  den  Aachener 
Direktoren  hatte  zirkulieren  lassen  und  sie  dann  ohne  Vorwissen 
der  anderen  Direktionsmitglieder  gleich  eingereicht  hatte,  so  wurde 
sie  später  der  Anlaß  zu  heftigen  Auseinandersetzungen  und  An- 
schuldigungen innerhalb  der  Gesellschaft. 

Über  die  vorgeschlagenen  Bestimmungen  müssen  gleichfalls 
«in  paar  Bemerkungen  genügen.  Die  Rheinische  Eisenbahn  solle  von 
Herbesthal  bis  zum  Bahnhofe  Aachen  als  Zollstraße  erklärt  werden. 
Die  tägliche  Dienstzeit  der  Eisenbahnen  würde  nach  Analogie 
der  Zollordnung  im  Winter  und  Sommer  von  morgens  5 bis  abends 
9 Uhr  festzusetzen  sein.  Die  Begleitung  durch  Steuerbeamte  müsse 
auf  das  Minimum  eingeschränkt  werden;  ihnen  solle  freie  Fahrt, 
aber  keine  Vergütung  durch  die  Eisenbahngesellschaft  zugebilligt 
werden.  — Die  Warendeklaration  war  im  ganzen  nach  den  bis- 
herigen Beschlüssen  gedacht,  doch  mit  einigen  unverkennbaren  Zu- 
geständnissen an  die  Wünsche  Aachens ; so  sollte  für  die  gleich 
weiter  als  Köln  bestimmten  Güter  die  gewöhnliche  Abfertigung 
in  Aachen  eintreten.  — Ins  Einzelne  gehende  Vorschläge  wurden 
für  einen  ausreichenden  Wagenverschluß  gemacht.  Der  Verschluß 
sollte  bei  der  Einfuhr  erst  in  Aachen  erfolgen.  Er  könne  meistens 
durch  Anlage  von  Plomben  an  den  Wageschiebetüren  der  mit 
festem  Verdeck  versehenen  Güterwagen  und  durch  Umschnürung 
der  Ladungen  auf  offenen,  aber  mit  großen  Decken  zu  überziehen- 
den Wagen  geschehen.  Andere  Vorschläge  betrafen  die  Revision 
und  Abfertigung  des  Gepäcks  der  Reisenden,  die  Revision  der 
Wagen,  die  Transportkontrolle  im  Grenzbezirk,  die  Zollabfertigungs- 
stellen und  deren  Einrichtung  u.  a. 

In  den  Mitteilungen,  die  daraufhin  an  Hauchecorne  ergingen, 
gab  ihm  der  Generaldirektor  der  Steuern  eine  generelle  Zusage 
ohne  Billigung  aller  Einzelheiten.  Aber  die  Behörde  machte  dann 
auch  bemerklich,  daß  es  dem  Zweck  förderlicher  gewesen  sein  würde, 
wenn  sich  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  der  ergangenen 
Aufforderung  gemäß  an  den  Provinzialsteuerdirektor  in  Köln  ge- 
wandt hätte. 
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Es  fanden  im  Januar  1843  noch  verschiedene  Direktions- 
sitzungen statt,  in  denen  die  ohne  Wissen  und  Zustimmung  der 
Gesamtdirektion  gemachte  Eingabe  eben  deswegen,  aber  auch  aus 
sachlichen  Gründen  scharf  mißbilligt  wurde.  Nach  langwierigen 
Debatten  wurde  von  dem  Promemoria  Hauchecornes  Abstand  ge- 
nommen und  dem  Spezialdirektor  aufgetragen,  alsbald  ein  neues 
Promemoria  mit  speziellen  Vorschriften  und  zwar  im  entgegen- 
gesetzten Sinne  abzufassen. 

Diesmal  gab  der  Direktor  Schnitzler  dem  Protokoll  zwei  Denk- 
schriften bei,  in  denen  er  sich  über  die  Motive  der  gefaßten  Ent- 
schlüsse verbreitete.  Er  sagte  u.  a.,  es  sei  vor  allem  darauf  zu 
sehen,  daß  die  eigentliche  Bestimmung  der  Eisenbahn,  „die  Nord- 
see mit  dem  Rheine  einer  Wasserstraße  gleich  zu  verbinden,  fest- 
gehalten und  das  so  teuere  und  mit  so  großen  Opfern  erkaufte 
Unternehmen  nicht  gleichsam  einer  gewöhnlichen  Landstraße  zur 
Seite  gestellt  und  wie  jeder  Fuhrmann  den  bestehenden  gewöhn- 
lichen Formalitäten  unterworfen  werde“.  Wegen  der  mächtigen 
Konkurrenzstraße,  die  durch  billige  Frachten  der  Eisenbahn  höchst 
nachteilig  entgegentrete,  müsse  jede  unnötige  Belästigung  fernge- 
halten werden.  Aber  das  von  Hauchecorne  dem  Generaldirektor 
der  Steuern  eingereichte  Projekt  gebe  die  von  Belgien  kommenden, 
nach  und  über  Köln  hinaus  bestimmten  großen  Warenzüge  einem 
nicht  zu  ermessenden  langen  Aufenthalt  unterwegs  preis  und  unter- 
werfe sowohl  die  Gesellschaft  wie  die  Warenbezieher  größeren 
Kosten,  da  ohne  Einwirkung  von  Zwischenhänden  die  Abfertigung 
unterwegs  niemals  zu  erlangen  sein  werde. 

Am  9.  Februar  legte  Hauchecorne  der  Direktion  den  ge- 
wünschten neuen  Entwurf  eines  Promemoria  vor.  Diesmal  fand 
er  allseitige  Zustimmung  und  wurde  sogleich  an  die  Provinzial- 
steuerdirektion abgesandt.  Es  ist  überflüssig,  die  nunmehr  vorge- 
schlagene Regelung  des  Passagier-  und  Frachtgüterverkehrs  im 
einzelnen  durchzugehen,  da  sie  in  der  Hauptsache,  nur  erweitert 
und  der  Form  nach  verändert,  in  das  endgültige  Reglement  über- 
nommen wurde.  Aber  auch  eine  Reihe  von  Nebenfragen  wurde 
erörtert,  so  die  notwendige  Befreiung  des  preußisch-belgischen  Ver- 
kehrs vom  Durchgangszolle ; ferner  wurde  das  Verladungssystem' 
besprochen!:  Helmentag  habe  die  einzuführenden  Kulißwagen  schon 
besichtigt.  Es  waren  das  Wagen  mit  verschiebbaren,  verschluß- 
fähigen Türen,  die  sich  durch  Verschnürung  und  anzubringende 
Plomben  — etwa  zwei  für  jeden  Wagen  — steuerlich  beschützen 
ließen.  Da  Wein,  Tabak,  Rohzucker,  Häute  usw.  häufig  in  offenen 
Wagen  transportiert  werden  würden,  so  waren  diese  mit  großen 
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ledernen  oder  geteerten  Decken  zu  versehen,  die  ebenfalls  die  An- 
legung von  Plomben  gestatteten. 

Bevor  auf  alle  diese  Eingaben  die  definitive  Entscheidung  durch 
das  von  der  Steuerbehörde  zu  erlassende  Regulativ  kam,  waren 
noch  lange  Verhandlungen  mit  Helmentag  nötig.  Sie  dürfen  des- 
halb hier  nicht  ganz  übergangen  werden,  weil  sie  gerade  späterhin 
immer  wieder  und  wieder  neue  Forderungen,  Eingaben  und  Vor- 
stellungen verursachten. 

Da  war  zunächst  die  Raumfrage.  Helmentag  äußerte  darüber 
am  I.  März  (1843)  sehr  ausführlich  seine  weitgehenden  Wünsche, 
nach  denen  in  Herbesthal,  Aachen  und  Köln  Revisions-,  Wiege- 
und  Aufbewahrungsräume  gestellt  werden  sollten. 

Sodann  stellte  der  Finanzminister  in  einem  Reskript  vom 
20.  Mai  eine  Reihe  von  Forderungen  auf.  Von  ihnen  war  diejenige, 
die  zu  den  meisten  Weiterungen  Anlaß  bot,  das  Verlangen,  daß 
als  Regel  Kunstschlosser  an  die  Güterwagen  angelegt  und  dagegen 
die  Plomben;  nur  bei  den  offenen,  mit  einer  Packdecke  versehenen 
Wagen  angewandt  werden  sollten. 

An  diese  Fragen  schlossen  sich  schon  gleich  Auseinander- 
setzungen an,  da  der  Provinzialsteuerdirektor  auf  einer  schleunigen 
Erfüllung  bestand ; hingegen  wollte  die  Eisenbahndirektion  alle  Aus- 
gaben auf  das  äußerste  Bedürfnis  beschränken  und  sich  die  Frei- 
heit im  Verkehr  so  wenig  als  möglich  beschneiden  lassen.  Sie  er- 
hob schriftlich  und  mündlich  gegen  die  Forderungen  Einwendungen* 
Wegen  einiger  Punkte,  bei  denen  man  Aussicht  auf  eine  Abänderung 
zu  haben  glaubte,  wandte  sich  die  Eisenbahnverwaltung  durch  eine 
Rekursschrift  vom  21.  Dezember  an  den  Finanzminister.  Sie  pro- 
testierte gegen  die  Verantwortlichkeit  wegen  der  Deklarationen; 
diese  sei  für  Aachen  weniger  kritisch,  für  Eupen,  Herbesthal  und 
den  Freihafen  von  Köln  würde  sich  die  Härte  aber  bald  heraus- 
stellen.  Ferner  erhob  sie  Einspruch  gegen  die  Bestimmung  hin- 
sichtlich des  Übernachtens  der  Güter.  Hierbei  wurde  hervorgehoben, 
daß  die  Freiheit  der  Schiffer  und  Fuhrleute  auch  der  Eisenbahn 
zu  gewähren  sei.  Es  leuchte  ein,  daß  ein  mit  Deckverschluß  und 
zwei  Steuerbeamten  versehenes  Schiff  oder  Dampfboot  mit  ein- 
fachem Raumverschluß  bei  weitem  nicht  so  viel  Sicherheit  ge- 
währen könne  als  ein  an  der  Grenze  revidierter,  von  Steuerbeamten 
bewachter,  mit  mehrfachem  Verschluß  versehener  Eisenbahnzug 
auf  bewachtem  Bahnhofe.  — 

Endlich,  am  20.  September,  traf  bei  der  Eisenbahndirektion 
das  von  Helmentag  aufgestellte  „Regulativ  über  die  Behandlung 
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des  Waren-  und  Sachtransports  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  in 
Beziehung  auf  das  Zollwesen“1)  ein,  das  unter  dem  io.  September 
erlassen  worden  war. 

Wie  schon  gesagt,  hielten  sich  die  Bestimmungen  des  Regle- 
ments im  Sinne  der  bisherigen  Ankündigungen  des  Provinzialsteuer- 
direktors, die  ja  in  den  wichtigsten  Grundsätzen  mit  den  Wünschen 
der  Direktion  übereinstimmten. 

Um  nur  das  Wesentlichste  anzudeuten : es  sollten  die  Transport- 
mittel, die  Stationen  und  Halteplätze  wie  auch  der  Transport  selbst 
so  eingerichtet  werden,  daß  eine  Zolldefraude  erschwert,  eine  Kon- 
trolle erleichtert  würde.  So  ward  z.  B.  bei  den  Güterwagen  eine 
Konstruktion  vorgeschrieben,  die  einen  leichteren  und  sichereren  Ver- 
schluß erlaubte;  die  Personenwagen  durften  überhaupt  keine  zur 
Aufnahme  von  Gütern  geeigneten  Räume  enthalten;  alle  Züge  durften 
nur  an  den  angezeigten  Stationsplätzen  und  nicht  auf  der  offenen 
Strecke  halten;  bezüglich  des  Transports  ward  den  Eingaben  der 
Eisenbahndirektion  dadurch  eine  gewisse  Konzession  gemacht,  daß 
die  Wagenzüge  auch  zwischen  der  Grenze  und  Köln  während  der 
Nachtzeit  auf  dem  Bahnhofe  in  Aachen  sollten  verbleiben  dürfen, 
dann  aber  vor  Eintritt  der  Dunkelheit  den  dortigen  Bahnhof  er- 
reichen müßten.  Außerdem  waren  Züge,  die  lediglich  Personen 
befördern  sollten,  ausdrücklich  von  diesen  strengen  Bestimmungen 
ausgenommen.  Über  die  Abfertigung,  den  Verschluß  und  die  Be- 
gleitung der  Waren  sowie  die  Revisionsbefugnisse  der  höheren  Zoll- 
beamten waren  Anordnungen  getroffen,  die  den  früheren  Mit- 
teilungen Helmentags  entsprachen. 

Nun  könnte  man  denken,  es  hätten  durch  dies  in  den 
Grundzügen  doch  nach  den  Anträgen  der  Direktion  oder  wenigstens 
nach  ihren  Zugeständnissen  formulierte  Reglement  die  Meinungs- 
gegensätze und  die  Verhandlungen  mit  der  Steuerbehörde  ihr  Ende 
erreicht.  Das  war  aber  keineswegs  der  Fall.  Jetzt  erst  entwickelten 
sich  die  Gegensätze  zwischen  Helmentag  und  der  Eisenbahndirektion 
mit  ganzer  Schärfe  und  verstärkten  die  Abneigung,  die  in  Köln 
schon  länger  wegen  vieler  Zwistigkeiten  gegen  die  „Zöllner“  be- 
stand. Allerdings  lag  die  Schuld  auf  beiden  Seiten,  denn  auch 
die  Direktion  ließ  es  mitunter  an  Entgegenkommen  und  Pünkt- 
lichkeit fehlen,  sie  zeigte  auch,  erbittert  durch  die  ganze  Summe 
der  Widerstände,  auf  die  sie  — am  meisten  in  der  eigenen  Ge- 
sellschaft — stieß,  manchmal  eine  unangebrachte  Reizbarkeit. 


!)  Siehe  Anlage  3.  Da  das  Reglement  dort  wörtlich  wiedergegeben  ist,  be- 
schränken sich  die  oben  gegebenen  Andeutungen  auf  das  Nötigste. 
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Nach  dem  Erscheinen  des  Reglements  protestierte  die  Direktion 
zunächst  im  allgemeinen  gegen  die  ungünstig  scheinenden  Be- 
dingungen und  stellte  nähere  Vorschläge  in  Aussicht.  Sie  sandte 
das  Reglement  auch  an  die  Handelskammern  von  Köln,  Aachen 
und  Eupen  mit  der  Bitte  um  Begutachtung  und  Unterstützung. 

Nachdem  die  Fahrten  bis  zur  Grenze  aufgenommen  worden 
waren,  nahmen  die  Klagen  Helmentags  kein  Ende.  Noch  am  Schluß 
des  Jahres  1843  beschwerte  er  sich  bei  der  Verwaltung  der  Rheini- 
schen Eisenbahn,  wie  bei  seiner  Vorgesetzten  Behörde,  daß  das 
Reglement  in  keinem  Punkt  durchgeführt  worden  sei.  Gleich 
als  die  Festzüge  im  Oktober  zwischen  Köln  und  Antwerpen  ver- 
kehrten, warf  er  der  Direktion  vor,  daß  man  sich  an  seine  Forde- 
rungen trotz  alles  Entgegenkommens,  das  er  gezeigt  habe  und  gern 
ferner  zeigen  werde,  überhaupt  nicht  kehre.  Allerdings  war  einer 
der  Züge  an  der  Station  Herbesthal  vorübergefahren,  ohne  zu  halten, 
ein  anderer  war  in  der  Nacht  auf  der  offenen  Strecke  hinter  Aachen 
liegen  geblieben.  Ferner  waren  bei  den  ersten  Güterzügen,  die 
ebenfalls  die  Festfahrten  mitmachten,  die  Deklarationen  nicht  pünkt- 
lich eingereicht  worden.  Die  Erledigung  der  Deklarationen  blieb 
auf  beiden  Seiten  ein  dauernder  Klagepunkt.  Helmentag  beschwerte 
sich  darüber,  daß  sie  erst  nach  i1/2 — 4 Tagen  von  der  Eisenbahn 
abgegeben  würden  und  daß  deshalb  das  Abfertigungsverfahren 
stocke.  Die  Direktion  andererseits  war  unzufrieden  damit,  daß  sie 
auch  für  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Deklarationen  der 
Versender  Bürgschaft  leisten  mußte1). 

In  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1843  erschienen  in  einigen 
Zeitungen  Artikel  gegen  die  Zollbehörde  und  ihr  Verfahren  gegen- 
über der  Rheinischen  Eisenbahn.  Helmentag  glaubte,  daß  sie  von 
der  Gesellschaft  selbst  inspiriert  seien  und  fragte  entrüstet  bei  der 
Direktion  an.  Im  Oktober  bat  er  um  eine  gutachtliche  Äußerung 
zu  einem  Aufsatz  in  der  Aachener  Zeitung,  der  den  Einfluß  der 
steuerlichen  Einrichtungen  für  den  Eisenbahnverkehr  auf  die  ge- 
werblichen und  sonstigen  Verhältnisse  der  Stadt  Aachen  besprach. 
Im  November  sandte  Helmentag  der  Eisenbahndirektion  die  Ab- 
schrift eines  in  dem  Frankfurter  Journal  veröffentlichten  Angriffs 
auf  die  Steuerbehörde  mit  der  Anfrage,  ob  sie  ihn  offiziell  wider- 
legen wolle.  Aber  in  diesen  beiden  Fällen,  wie  auch  bei  einigen 
Artikeln,  die  dann  in  der  Kölnischen  Zeitung  erschienen,  erwiderte 

l)  Hierzu  wurde  die  Direktion  auch  durch  die  amtlich  beglaubigte  Erklärung  be- 
deutender Firmen  gezwungen,  die  wegen  des  Zeitverlustes  bei  der  Abfertigung  ankündigten, 
sie  würden  erst  dann  wieder  die  Dienste  der  Eisenbahn  in  Anspruch  nehmen,  wenn  diese 
der  Steuerbehörde  für  die  Deklarationen  haften  wolle. 
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die  Direktion,  sie  habe  keinen  Anlaß,  sich  um  Zeitungsäußerungen 
zu  kümmern,  die  sie  nichts  angingen. 

Neben  den  dauernden  Anlässen  zur  Verteidigung  hatte  die 
Eisenbahnverwaltung  aber  auch  ununterbrochen  Anlaß  zur  Klage 
beim  Provinzialsteuerdirektor  wegen  seiner  Anordnungen. 

So  beschwerte  sie  sich,  anfangs  ohne  Erfolg,  wegen  der  argen, 
besonders  im  Winter  unerträglichen  Einschränkung  der  Fahrzeit. 
Sie  wünschte  im  Einklang  mit  der  Zollordnung  eine  feste  Begrenzung 
auf  die  Zeit  von  6 Uhr  morgens  bis  9 Uhr  abends.  Hierin  schloß 
sich  der  Direktion  die  belgische  Eisenbahnverwaltung  an;  Masui 
richtete  ein  Schreiben  an  das  belgische  Ministerium,  in  dem  er 
auf  die  erwähnte  Frage  neben  anderen  die  Rheinische  Eisenbahn 
betreffenden  einging1).  Er  gab  an,  vorläufig  sei  ein  gleich- 
zeitiger Dienst  für  Reisende  und  Waren  zwischen  Verviers  und 
Aachen  so  gut  wie  unmöglich.  Er  bitte  daher  zu  bestimmen,  welcher 
von  beiden  Diensten  unterdrückt  werden  solle,  wenn  es  nicht  mög- 
lich wäre,  vor  dem  1.  November  die  Abänderung  zu  erlangen. 
Er  machte  auf  die  große  Verantwortlichkeit  der  Verwaltung  und 
auf  die  Verletzung  wichtiger  Interessen  aufmerksam,  die  sich  er- 
geben würden,  wenn  der  Güterdienst  ausgesetzt  werden  sollte. 
Masuis  Bericht  wurde  auf  diplomatischem  Weg  nach  Berlin  weiter- 
gegeben.  Da  auch  der  Kölner  Regierungspräsident  von  Gerlach 
den  Wunsch  unterstützte,  so  gab  der  Finanzminister  dem  Provinzial- 
steuerdirektor die  Gewährung  anheim.  Daraufhin  entschloß  sich 
dann  Helmentag,  die  beantragte  Modifikation  eintreten  zu  lassen; 
er  tat  es  durch  eine  Verfügung  vom  30.  Oktober,  durch  die  er 
die  Direktion  mit  einer  weitläufigen  Begründung  zum  Wohlverhalten 
in  der  Hoffnung  auf  „künftig  genaue  und  bessere  Erfüllung  der 
reglementären  Bestimmungen  wie  seither“  ermahnte. 

Die  Art  der  Behandlung  dieser  Frage  hatte  aber  noch  in- 
sofern ein  Nachspiel,  als  der  Finanzminister  sich  bei  dem  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten,  der  Masuis  Bericht  durch  den 
belgischen  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  am  25.  Oktober  er- 
halten und  an  von  Bodelschwingh  weitergegeben  hatte,  am  8.  No- 
vember energisch  gegen  diesen  Umweg  verwahrte. 

„Ich  muß  sehr  dringend  bitten“,  heißt  es  da,  „dem  belgi- 
schen Herrn  Gesandten  bemerklich  zu  machen,  daß  die  Eisenbahn- 
gesellschaft unsererseits  nur  als  eine  Privatgesellschaft  angesehen 
und  behandelt  werden  kann,  welcher  wir  gerne  alle  mit  den  Zoll- 
gesetzen vereinbarlichen  Erleichterungen  gewähren  wollen,  deren 

ß Masui  äußerte  insbesondere  auch  noch  einmal  den  Wunsch,  daß  die  gesamte 
Untersuchung  der  Waren  und  Effekten  zu  Aachen  erfolge. 
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Geschäftsführer  sich  aber  nach  den  bei  uns  bestehenden  Einrich- 
tungen und  eingeführten  Geschäftsformen  zu  richten  haben.  Den 
letzteren  insbesondere  entspricht  es,  daß  die  Gesellschaft  sich  mit 
ihren  Anträgen  zunächst  an  den  Provinzialsteuerdirektor  wendet, 
und  wenn  sie  sich  gegen  dessen  Bescheidungen  beschweren  will, 
Abschrift  des  erteilten  Bescheides  beifügt.  — Soviel  sich  die  auf- 
gestellten  Beschwerdepunkte  (die  Klage  über  die  Tagesfrist  ausge- 
nommen) übersehen  lassen,  so  erwachsen  dieselben  lediglich  daraus, 
daß  der  Gesellschaft  auf  ihren  eigenen  und  dringenden  Antrag 
verstattet  worden  ist,  die  eigentliche  zollamtliche  Revision  der  nach 
Köln  bestimmten  Frachtgüter  und  Effekten  der  Reisenden  erst  in 
Köln  vorlegen  zu  lassen;  das  ist  eine  Erleichterung,  welche  bis- 
her als  eine  für  das  Gedeihen  des  Unternehmens  unerläßliche  Be- 
dingung hingestellt  worden  ist  und  an  welche  sich  von  seiten  der 
Zollverwaltung  die  anderweiten  Sicherheitsmaßregeln  knüpfen,  da- 
mit nicht  über  die  auf  Treu  und  Glauben  und  unter  sehr  er- 
leichternden Formen  eingelassenen  Güter  vor  deren  zollamtlicher 
Abfertigung  und  Sicherstellung  disponiert  werde.  Findet  jetzt  die 
Eisenbahndirektion  die  anderweiten  Bedingungen  zulässig,  so  mag 
sie  das  nur  gegen  Herrn  Helmentag  erklären,  und  es  werden  dann 
die  Vorkehrungen  getroffen  werden  müssen,  daß  die  zollamtliche 
Revision  der  Eisenbahntransporte  sei  es  in  Herbesthal  oder  in  Aachen 
bewirkt  werde,  wonächst  dann  die  also  abgefertigten  Güter,  soweit 
der  Zoll  entrichtet  ist,  ganz  in  den  freien  Verkehr  treten  oder,  wenn 
sie  auf  Begleitschein  abgefertigt  werden,  weiter  nach  den  gewöhn- 
lichen Regeln  des  Begleitscheinregulativs  zu  behandeln  sind “ 

Besonders  ärgerlich  war  es  der  Direktion,  daß  neben  den  Kosten 
und  neben  dem  Arbeitsaufwand  auch  soviel  Zeitverlust  bei  den 
Fahrten  durch  Zollformalitäten  entstand.  Es  kam  vor,  daß  die  Züge 
bei  der  Übergangsstation  zu  Herbesthal  2 — 3,  ja  in  einem  Falle 
sogar  4 Stunden  liegen  bleiben  mußten.  Das  war  natürlich  eine 
gröbliche  Schädigung  des  ganzen  Betriebes.  Weiter  wurde  die  Zeit 
zur  Erledigung  der  Aufträge  dadurch  sehr  verlängert,  daß  alle 
Waren  vom  Bahnhof  am  Türmchen  zum  Zollhafen  und  zum  Haupt- 
steueramt entweder  durch  Frachtwagen  oder  durch  Schiffe  gebracht 
werden  mußten.  Auch  hier  kam  eine  Besserung;  zuerst  gestattete 
Helmentag  am  9.  November,  daß  eingangsabgabefreie  Gegenstände, 
z.  B.  rohe  Baumwolle,  rohe  Häute,  frische  Fische,  Muscheln,  Roh- 
eisen und  mehrere  abgabepflichtige  Güter  von  großem  Gewicht, 
wie  Öl  in  Fässern,  Harz,  Farbholz  u.  dergl.  sowie  auch  Eilgüter  und 
schnell  verderbliche  Gegenstände,  wie  Austern,  Granalen  u.  a.  Schal- 
tiere direkt  am  Bahnhof  am  Türmchen  abgefertigt  werden  könnten, 
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wo  die  notwendigen  Revisionsanlagen  eingerichtet  wurden.  Später 
dehnte  er  die  Erlaubnis  noch  weiter  aus,  so  daß  mit  Zustimmung 
des  Finanzministers  vom  Januar  (26.)  1844  ab  alle  Güter  mit  wenigen 
Ausnahmen  am  Türmchen  bleiben  konnten. 

Der  Grund  zu  den  langwierigsten  Verhandlungen  aber  war 
die  Frage  des  Verschlusses  der  Transportwagen  für  zollpflichtige 
Güter.  Die  Eisenbahndirektion  wünschte  dringend,  mit  der  gewöhn- 
lichen und  billigen  Art  des  Verschlusses  durch  Verbleiung  auszu- 
kommen. Dabei  ging  sehr  viel  Zeit  verloren.  Deshalb  glaubte 
Helmentag,  auf  dem  Verschluß  durch  Kunstschlosser,  die  zudem 
eine  größere  Sicherheit  bieten  würden,  bestehen  zu  müssen.  An- 
fang Oktober  schickte  er  der  Eisenbahndirektion  20  Schlösser,  die 
in  Berlin  zur  Probe  angefertigt  worden  waren.  Sogleich  antwortete 
die  Direktion,  die  Schlösser  seien  nicht  anwendbar,  weil  sie  viel 
zu  groß  und  mit  zu  dicken  Bügeln  versehen  seien.  Die  Kölner 
Direktion  hatte  entgegen  ihren  Äußerungen  aber  auch  gar  nicht 
die  Absicht,  nun  den  Wünschen  Helmentags  schleunigst  zu  ent- 
sprechen. Darüber  klagte  der  Provinzialsteuerdirektor  immer  aufs 
neue.  So  erwiderte  er  auf  Beschwerden  wegen  der  Langsamkeit 
der  Abfertigung,  der  Verschluß  der  Waren  in  Herbesthal  solle 
nach  den  Bestimmungen  durch  Anlegung  von  Vorlegeschlössern 
an  die  dazu  von  der  Eisenbahngesellschaft  einzurichtenden  Wagen 
geschehen.  „Die  Anlegung  eines  Vorlegeschlosses  kann  nur  einen 
Augenblick  Zeit  erfordern,  kann  daher  keinen  Aufenthalt  herbei- 
führen, der  auf  den  Verkehr  auf  der  Eisenbahn  irgendwie  tiach- 
teilig  oder  gar  hemmend  einzuwirken  vermöchte.  Wenn  daher  ein 
solcher  Aufenthalt  durch  die  Verschlußanlage  bisher  in  Herbes- 
thal dennoch  herbeigeführt  worden  ist,  so  liegt  die  Ursache  nicht 
in  der  darüber  bestehenden  Vorschrift,  sondern  allein  darin,  daß 
für  die  Anbringung  des  Verschlusses  bisher  keine  Vorrichtungen 
irgendeiner  Art  getroffen  sind,  obgleich  einer  etc.  Direktion  über 
die  Notwendigkeit  der  amtlichen  Verschließung  der  eingehenden 
Güterwagen  in  Herbesthal  und  über  das  Bedürfnis  einer  entsprechen- 
den Einrichtung  der  letzteren  schon  vor  längerer  Zeit  von  mir 
Mitteilung  gemacht  und  obgleich  dieses  Erfordernis  öfter  mit  dem 
Spezialdirektor  mündlich  verhandelt  worden  ist.“ 

Dann  wurden  Versuche  mit  den  in  Belgien  üblichen  Schlössern 
vorgenommen,  die  durch  zwei  Schlüssel  zu  verschließen  waren,  von 
denen  den  einen  der  Zugführer,  den  anderen  ein  Zollbeamter  mit- 
nehmen sollte.  Da  auch  dieses  System  als  zu  kompliziert  von  beiden 
Parteien  verworfen  wurde,  so  konnten  die  Verzögerungen  nicht  be- 
seitigt werden.  Diese  wurden  um  so  lästiger,  als  anfänglich  auch 
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von  beiden  Seiten  eine  unzulängliche  Anzahl  von  Beamten  gestellt 
wurde.  Endlich  kam  auch  hier  im  Dezember  1843  eine  Besserung. 
Am  19.  dieses  Monats  fand  auf  dem  Bahnhof  am  Türmchen  eine 
Konferenz  von  sieben  höheren  Steuerbeamten,  einem  Vertreter  der 
belgischen  Eisenbahnverwaltung  sowie  dem  Direktor  Heck  und  dem 
Spezialdirektor  Hauchecorne  zur  Prüfung  der  verschiedenen  Ver- 
schlußsysteme statt.  Man  einigte  sich  über  die  anzuwendenden 
Stricke  und  über  die  Art  der  Befestigung  der  Decken  bei  offenen 
.Wagen  (sie  sollten  durch  Schnürlöcher  und  Ösen  angeschlossen 
werden);  auch  in  Belgien  würde  dieselbe  Verschlußart  gewählt 
werden.  Ob  für  die  Verschließung  Schlösser  oder  Plomben  in  Ge- 
brauch genommen  werden  sollten,  wurde  der  Eisenbahn  anheim 
gegeben. 

Inzwischen  hatte  sich  aber  das  Verhältnis  der  Direktion  zur 
Steuerbehörde  bedenklich  zugespitzt. 

In  der  Sitzung  des  Administrationsrats  vom  18.  und  19.  No- 
vember hatte  auch  dieser  durch  einen  Vortrag  des  Spezialdirektors 
genauere  Kenntnis  von  den  Verhandlungen  erlangt.  Es  wurde  eine 
Eingabe  bei  dem  Generaldirektor  der  Steuern  Kühne  beschlossen, 
in  der  die  Gesellschaft  alle  ihre  Klagegründe  zusammenfaßte;  sie 
wurde  auch  an  den  Oberpräsidenten  und  an  den  Provinzialsteuer- 
direktor gesandt.  Der  Leitgedanke  der  ganzen  Schrift  war : es  be- 
dürfe größeren  Entgegenkommens,  denn  es  sei  „ein  niederschlagen- 
der Gedanke,  daß  die  Eisenbahn  jetzt  an  den  Formalitäten  zu  Grunde 
gehen  solle“.  Einige  besonders  eindrucksvolle  Sätze  lauteten : 
„Welchen  Aufenthalt,  welche  Kosten  für  Arbeitspersonal  und  welche 
Verwicklungen  des  Geschäfts  die  Beibringung  aller  dieser  Erforder- 
nisse verursacht,  zumal  wenn  ein  lebhafter  Verkehr  täglich  mehrere 
Güterzüge  von  20 — 40  Waggons  über  die  Bahn  führt,  läßt  sich 
unschwer  berechnen.  ...  Es  wird  E.  H.  selbst  fast  unglaublich 
Vorkommen,  daß  man  den  Aufenthalt  zu  Herbesthal  durch  Ver- 
bleiung von  eingangsfreien  Gütern,  z.  B.  von  Häuten,  ja  sogar  von 
Baumstämmen  verlängert  hat,  deren  Abladung  die  Kräfte  mehrerer 
Menschen  in  Anspruch  genommen  haben  würde.  Es  ist  konstatiert 
worden,  daß  die  Vorabfertigung  resp.  Verschließung  eines  aus  nur 
18  Wagen  bestehenden  Zuges,  unter  welchen  drei  Kulissenwagen 
und  1 5 mit  ledernen  Decken  versehene,  dabei  mit  Ölfässern  beladene 
Waggons  sich  befanden,  zwei  volle  Stunden  Aufenthalt  an  der 
Grenze  wegnahm,  obschon  neun  Personen  mit  der  Verschnürung 
und  Verbleiung  beschäftigt  waren.  Nach  Beendigung  des  Geschäftes 
war  in  3/4  Stunde  die  Station  Aachen  erreicht  und  unterwegs  auch 
nicht  eine  Möglichkeit,  welche  jene  zeitraubenden  und  kostspieligen 
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Vorrichtungen  hätte  als  notwendig  darstellen  können,  dem  Zuge 
entgegenzutreten.  Die  Folgen  eines  so  enormen  Aufenthaltes  „sind 
nicht  bloß  die  täglich  sich  häufenden  Kosten  für  Verschlußmaterial, 
für  Arbeiter  und  Brennmaterial,  nicht  bloß  die  fortwährenden  Stö- 
rungen und  Verwirrungen  eines  Betriebes,  welcher  mit  der  knappsten 
Zeitberechnung  vom  Rheine  bis  an  die  Nordsee  ineinandergreifend 
geordnet  ist,  nicht  bloß  die  abermals  die  Lage  verschlimmernden 
Weitläufigkeiten,  Untersuchungen  und  Revisionen  bei  Verletzung 
einer  vielleicht  ganz  überflüssig  gewesenen  Verschlußanlage,  sondern 
es  werden  auch  Unglücksfälle  sein,  welche  bei  dieser  Unsicherheit 
und  Unregelmäßigkeit  der  Fahrten  auf  einer  einspurigen  Bahn  auf 
die  Dauer  nicht  zu  vermeiden  sind“.  Man  habe  schon  durch  allein- 
fahrende Maschinen  die  verspäteten  Züge  markieren  lassen,  müsse 
aber  auf  jeden  Fall  alle  Verantwortlichkeit  für  die  Zukunft  ab- 
lehnen. 

Einen  Erfolg  hatte  die  Reklamation  aber  nicht.  Am  2.  De- 
zember lehnte  Kühne  alles  mit  scharfem  Tadel  ab.  „Ehe  von  einer 
Modifikation  des  Regulativs  die  Rede  sein  könne,  müsse  er  ver- 
langen, daß  dasselbe  zuvörderst  vollständig  zur  Ausführung  komme 
und  werde  erwartet,  daß  die  Direktion  in  der  Erfüllung  der  ihr 
hierbei  obliegenden  Verpflichtungen  mehr  Bereitwilligkeit  und  Eifer 
an  den  Tag  lege,  als  bisher  der  Fall  gewesen  sei.  Ergebe  die  Er- 
fahrung demnächst,  daß  Abänderungen  des  fraglichen  Regulativs 
notwendig  oder  Modifikationen  desselben,  welche  der  Eisenbahn- 
gesellschaft wünschenswert  erschienen,  ohne  Nachteil  für  ander- 
weite Interessen  zu  begehren  seien,  so  würde  ihn  die  Direktion 
geneigt  und  bereit  finden,  solche  eintreten  zu  lassen.“ 

Besonders  unangenehme  Formen  nahmen  die  Auseinander- 
setzungen mit  Helmentag  an.  Schon  mehrfach  hatte  er,  wenn  er 
auf  die  Erfüllung  seiner  Anordnungen  drang  oder  um  Antwort 
auf  seine  Anfragen  ersuchte,  mit  dem  Abbruch  der  Verhandlungen 
gedroht.  Für  diesen  Fall  würde  er  nur  durch  die  Hauptämter 
(Aachen  und  Köln)  mit  der  Direktion  verhandeln. 

Dann  hatte  Helmentag,  am  26.  November,  nach  einer  An- 
frage bei  Masui  in  einem  Schreiben  an  die  Eisenbahndirektion  er- 
klärt,, die  Behauptung,  daß  Belgien  nicht  bereit  sein  werde,  seine 
Güterwagen  in  der  von  ihm  gewünschten  Weise  umzuändern,  sei 
unrichtig.  Auch  habe  er  bei  dieser  Gelegenheit  |erfahren,  daß  es 
sich  für  den  Transport  von  Belgien  nach  Preußen  nicht  um  2000 
oder  2500  Wagen  handle,  wie  die  Direktion  angegeben  habe, 
sondern  nur  um  200.  „Er  könne  daher  nicht  umhin,  der  Direktion 
auch  über  diese  unrichtigen  Angaben  um  so  mehr  sein  lebhaftes 
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Befremden  auszudrücken,  als  es  für  den  steten  Verkehr,  in  welchem 
dieselbe  mit  der  belgischen  Eisenbahnverwaltung  stehe,  nicht  schwer 
gewesen,  hierüber  vor  ihm  sichere  Nachricht  zu  erhalten  und  also 
auch  diese  unrichtigen  Angaben  in  auffallender  Übereinstimmung 
mit  neuerlichen  Zeitungsartikeln  ständen,  die  unverkennbar  zur  Irre- 
leitung des  Publikums  und  zur  Aufreizung  desselben  gegen  die 
Steuerverwaltung  berechnet  gewesen  wären.4 

Auf  diese  Anklage  hin  erfolgten  sogleich  Ermittelungen  der 
Direktion.  Sie  schrieb  einen  dringenden  Brief  an  Masui,  den  der 
Direktor  Lambertz  persönlich  nach  Brüssel  brachte.  Eine  schleunige 
Antwort  sei  um  so  nötiger,  als  der  Provinzialsteuerdirektor  schon 
eine  Depesche  nach  Berlin  ans  Finanzministerium  gesandt  habe. 
Am  25.  November  traf  Masuis  Antwort  ein.  Es  stellte  sich  heraus, 
daß  ein  Irrtum  Helmentags  vorlag.  Masui  hatte  um  Erleichterungen 
für  die  Rheinische  Eisenbahn  gebeten  und  dabei  erwähnt,  daß  von 
Belgien  aus  etwa  200  Waggons  ausschließlich  zum  Transport  der 
Waren  in  den  Freihafen  von  Köln  verwandt  werden  sollten.  Im 
ganzen  habe  Belgien  1840  Güterwagen  fertig  und  560  in  Ausführung, 
zusammen  also  2400.  „Hieraus  zu  schließen,  daß  man  sich  fortan 
nur  verschlossener  Waggons  bediene,  oder  daß  der  internationale 
Dienst  nicht  mehr  als  200  Waggons  erfordern  würde“,  halte  Masui 
für  einen  ans  Lächerliche  grenzenden  Irrtum. 

So  konnte  die  Direktion  am  8.  Dezember  in  einem  Antwort- 
schreiben durch  die  ausführliche  Darlegung  der  Wagenbestände 
Helmentag  der  Unrichtigkeit  seiner  Annahme  überführen.  Aus  allem 
ergebe  sich,  daß  der  von  dem  Provinzialsteuerdirektor  der  Direktion 
gemachte  Vorwurf  unrichtiger  Angaben  durchaus  nicht  zutreffe.  Sie 
müsse  dies  zu  ihrer  Rechtfertigung  bemerken  und  zweifle  nicht, 
daß  Helmentag  sie  hiernach  von  einem  so  schweren  Vorwurfe  ent- 
lasten werde.  „Sie  hoffe  aufrichtig,  daß  die  Sache  auf  der  Bahn 
ruhiger  Verständigung  zum  Ziele  werde  gefördert  werden  und,  wenn 
sie  hierin  gerne  mit  der  belgischen  Eisenbahnverwaltung  Hand  in 
Hand  gehe,  so  hoffe  sie  ebensosehr  den  Herrn  Provinzialsteuer- 
direktor von  ihrer  Willfährigkeit  in  der  Befolgung  der  getroffenen 
Anordnungen  zu  überzeugen,  als  sie  seiner  Befürwortung  zur  Ab- 
stellung dessen,  was  sich  als  unpraktisch  und  ohne  Not  belästigend 
erweise,  gewiß  sei.“ 

Am  18.  Dezember  antwortete  Helmentag,  „seine  Angaben  über 
die  Zahl  der  Wagen,  um  welche  es  sich  hinsichtlich  der  Verschluß- 
einrichtung handle,  beruhe  auf  Mitteilungen  des  Herrn  Direktors 
Masui,  sowie  auf  Erkundigungen,  die  bei  Angestellten  der  Direktion 
eingezogen  worden  seien,  und  er  habe  durchaus  keine  Veranlassung 
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gehabt,  noch  habe  er  sie  jetzt,  in  die  ihm  hiernach  gewordenen  Nach- 
richten irgend  einen  Zweifel  zu  setzen,  wie  denn  überhaupt  Deutungen 
und  Auslegungen  des  von  dem  Herrn  Mas  ui  Zugesagten  nur  zwischen 
demselben  und  ihm  (dem  Provinzialsteuerdirektor)  zu  verhandeln 
sein  würden.  Abgesehen  nun  aber  hiervon,  so  bleibe  doch  auch  in 
dieser  Angelegenheit  immer  der  Vorwurf  auf  der  Direktion  haften, 
daß  sie  fortwährend  selbst  dem  königlichen  Finanzministerium  gegen- 
über es  als  höchst  schwierig  dargestellt  habe,  die  belgische  Eisen- 
bahnverwaltung zur  Herstellung  der  Verschluß einrichtung  zu  be- 
wegen, ungeachtet  der  Provinzialsteuerdirektor  bei  dieser  V erwaltung 
auch  in  dieser  Beziehung  eine  sofortige  entgegenkommende  Bereit- 
willigkeit gefunden  habe,  welche  die  Direktion  leider  zum  Nachteil 
der  von  ihr  vertretenen  Interessen  bis  dahin  habe  vermissen  lassen. 
Masui  habe  ihm  bestimmt  versichert,  die  Wünsche  und  Anträge  der 
diesseitigen  Zollverwaltung  hierunter  bis  dahin  gar  nicht  gekannt 

zu  haben Die  Direktion  werde  Helmentag  übrigens  auch  ferner 

stets  bereit  finden,  soweit  es  mit  dem  Interesse  der  Steuerbehörde 
sich  eben  vereinigen  lasse,  in  seinem  Bereiche  alles  hinwegzuräumen, 
was  dem  Verkehr  auf  der  Eisenbahn  hindernd  oder  belästigend  ent- 
gegentrete; er  müsse  jedoch  zugleich  die  Erwartung  aussprechen, 
daß  auch  die  Direktion  ihrerseits  in  gleicher  Art  sich  bestrebe,  ihren 
Anträgen  stets  gehörige  Erwägung  der  Verhältnisse  und  genaue 
Prüfung  der  Tatsachen  vorangehen  zu  lassen,  nicht  aber  durch  vor- 
gefaßte Meinungen  oder  gar  Persönlichkeiten  zu  Schritten  sich  ver- 
leiten, lassen  werde,  die  nur  dahin  führen  könnten,  das  so  nötige 
Einvernehmen  der  Eisenbahnverwaltung  mit  der  Steuerverwaltung 
zum  Nachteil  der  Sache  zu  stören  und  bei  der  höheren  Behörde  die 
Meinung  zu  erwecken,  daß  weniger  das  Interesse  für  die  Sache  als 
Oppositionsgeist  bei  den  Anträgen  der  Direktion  leitend  sei.“ 

Darauf  erwiderte  die  Direktion  mit  eingehender  Verteidigung 
und  scharfer  Anklage.  Nach  einer  mit  Gründen  belegten  Zurück- 
weisung der  erhobenen  Vorwürfe  schloß  das  Schreiben  so : 

„Wir  sind  uns  recht  wohl  bewußt,  daß  wir  bei  unserem  Unter- 
nehmen nicht  bloß  auf  die  Gerechtigkeit,  sondern  auch  auf  die 
Gunst  Euer  Hochwohlgeboren  angewiesen  sind  und  daß  Wohldie- 
selben,  mit  dem  Gesetz  und  dem  Reglement  in  der  Hand,  durch 
Strafen,  deren  Fälle  bei  einem  umfassenden  Unternehmen  fast  nicht 
zu  vermeiden  sind,  uns  erdrücken  können.  Das  aber  hält  uns  nicht 
ab,  uns  mit  männlicher  Offenheit  auszusprechen,  weil  wir  einesteils 
der  Unterstellung  gar  nicht  Raum  geben,  daß  E.  H.,  wenn  sie  sich 
hierdurch  auch  persönlich  unangenehm  berührt  fänden,  dies  auf  die 
Sache  übertragen  würden,  weil  wir  ferner  hoffen,  unserem  redlichen 
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Willen,  den  steuerlichen  Anordnungen,  soviel  es  in  unseren  Kräften 
liegt,  bereitwilligst  entgegenzukommen,  in  der  Folge  auch  die  An- 
erkennung E.  H.  zu  erwerben,  und  weil  wir  endlich  glaubten,  daß 
der  Staat  ein  Interesse  habe,  eine  Anstalt  um  der  Steuerverhältnisse 
willen  nicht  zu  unterdrücken,  welche  die  Steuereinnahmen  und  zu- 
gleich die  allgemeine  Landeswohlfahrt  so  erheblich  fördert.  Dieser 
Anstalt  haben  wir  wahrlich  bedeutende  Opfer  gebracht;  können  uns 
aber  nicht  entschließen,  ihr  auch  das  Opfer  unserer  Ehre  zu 
bringen.“ 

Aber  der  Provinzialsteuerdirektor  war  nur  wenig  zum  Nach- 
geben bereit.  Er  schrieb  in  seiner  Erwiderung  vom  23.  Dezember 
u.  a. : Die  Direktion  werde  bei  ruhiger  Erwägung  selbst  erkennen, 
wie  weit  sie  ihre  Grenzen  überschreite,  wenn  sie  sich  erlaube,  früherer 
vermeintlich  ungerechter  Vorwürfe  zu  gedenken  und  ihm  Vorhaltung 
darüber  zu  machen  und  wenn  sie  in  seiner  Erwiderung  gar  Beleidi- 
gungen finden  zu  müssen  glaube.  Sei  die  Direktion  wirklich  der 
Meinung  gewesen,  daß  ihrer  Ehre  zu  nahe  getreten  worden  sei, 
so  habe  sie  dagegen  allein  im  Wege  der  Beschwerde  Remedur  er- 
langen können.  Er  müsse  überall  bei  seinem  Bescheide  stehen  bleiben. 
Irrige  Auffassungen  und  Folgerungen  aus  dem  unumwundenen 
Schreiben  des  wohlgesinnten  Direktors  Masui  könne  er  der  Direktion 
durchaus  nicht  einräumen.  Helmentag  versicherte,  an  der  Eisen- 
bahn stets  den  lebhaftesten  Anteil  genommen  zu  haben,  er  wolle 
jede  Empfindlichkeit  beiseite  setzen  und  in  Zukunft  auf  den  zu- 
gesicherten redlichen  Willen  der  Eisenbahndirektion,  den  steuerlichen 
Anordnungen  nach  Kräften  zu  entsprechen,  gern  vertrauen.  Doch 
müsse  er,  wie  früher  angekündigt,  jetzt  darauf  bestehen,  daß  sich 
die  Direktion  in  allen  Angelegenheiten  zunächst  an  die  Hauptämter 
zu  Aachen  und  zu  Köln  und  erst  in  Beschwerde-  und  Rekursfällen 
an  ihn  selbst  wenden  möge. 

Jetzt  beschritt  die  Direktion  den  Weg  der  Beschwerde.  Sie 
richtete  eine  Eingabe  an  den  Finanzminister,  bat  um  Schutz  und  Ge- 
rechtigkeit und  legte  ihm  den  Schriftwechsel  vor.  Der  Provinzial- 
steuerdirektor habe  die  Direktoren  der  Eisenbahn  beleidigt,  er  habe 
ihre  Angaben  in  das  Gegenteil  verkehrt  und  eine  ungebührliche 
Unterordnung  verlangt. 

Aber  die  Hoffnung,  daß  der  Finanzminister  sich  auf  die  Seite 
der  Eisenbahndirektion  stellen  würde,  war  vergebens;  denn  Bodel- 
schwingh  antwortete  durch  einen  Erlaß  vom  4.  Februar  ganz  kurz: 

„Auf  die  Vorstellung  vom  26.  Dezember  v.  J.,  worin,  die  Direktion 
der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  über  vermeintliche  Beleidi- 
gungen in  einem  die  zollamtliche  Behandlung  des  Güterverkehrs 
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auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  betreffenden  amtlichen  Erlasse  des 
dortigen  Herrn  Provinzialsteuerdirektors  vom  18.  Dezember  v.  J. 
Beschwerde  führt,  erwidere  ich  derselben,  daß  nach  dem  ganzen 
Verlaufe  des  Schriftwechsels  zwischen  dem  gedachten  Herrn  Pro- 
vinzialsteuerdirektor und  der  Direktion,  zu  welchem  jener  Erlaß 
gehört,  in  letzterem  nichts  gefunden  werden  kann,  was  eine  Miß- 
billigung von  meiner  Seite  rechtfertigen  würde.“ 

Da  die  Direktoren  zu  Anfang  des  Jahres  1844  bis  auf  einen 
aus  später  anzugebenden  Gründen  von  ihren  Posten  zurücktraten, 
so  war  der  persönliche  Zwischenfall  damit  zu  Ende.  Die  Kölner 
Steuerbehörde  hatte  um  so  •vollkommener  gesiegt,  als  die  neue 
Direktion  sich  alsbald  in  ein  gutes  Einvernehmen  mit  ihr  zu  setzen 
suchte. 

Erwähnt  werden  soll  noch,  daß  bei  der  Kontroverse  mit  dem 
Provinzialsteuerdirektor  gegen  Ende  1843  die  Zahl  der  mit  der 
Leitung  der  Gesellschaft  Unzufriedenen  auch  in  ihrem  eigenen  Schoß 
sehr  zugenommen  hatte.  In  den  Administrationsratssitzungen  vom 
18.  November  und  22.  Dezember  1843  gaben  diese  Gruppen  ihrer 
Meinung  kräftigen  Ausdruck.  Gegner  des  Verfahrens  der  Direktion 
waren  einmal  diejenigen,  welche  ihre  Haltung  zu  schroff  und  einer 
Regierungsbehörde  gegenüber  unangemessen  fanden,  besonders  aber 
die  vielen  Mißerfolge  und  Stockungen  in  der  Entwicklung  des  Bahn- 
unternehmens bedauerten,  andererseits  aber  ganz  besonders  die  Inter- 
essenten aus  Aachen  und  Umgebung.  Den  schärfsten  Wortführer 
fand  die  letztere  Gruppe  in  dem  Regierungsrat  Ritz  aus  Aachen. 
Er  behauptete  in  der  Sitzung  des  Administrationsrates  vom  18.  No- 
vember in  einer  stundenlangen  Rede,  die  Direktion  bekümmere  sich 
viel  mehr  um  den  Vorteil  der  Zollbehörde,  als  um  den  der  Gesell- 
schaft; sie  habe  viel  eifriger  arbeiten  müssen.  Während  Regel- 
mäßigkeit und  Sicherheit  im  Betrieb  das  Ziel  sein  müsse,  seien  die 
Fahrten  noch  ganz  unregelmäßig.  Wenn  nun  einmal  der  Grenzzoll 
noch  nicht  zu  beseitigen  sei,  so  müsse  man  doch  die  Scherereien 
nach  Kräften  vermeiden.  Die  Sache  sei  sehr  einfach.  Die  Fuhrleute 
seien  früher  viel  zweckmäßiger  abgefertigt  worden:  am  Grenzort 
Tüllse  sei  ein  Ansageposten  gewiesen,  und  in  der  Begleitung  von 
dort  bis  zum  Hauptzollamt  in  Aachen  habe  die  ganze  Belästigung 
bestanden,  von  Aachen  bis  Köln  sei  der  Verkehr  frei  geblieben. 
Hauchecornes  Promemoria  vom  30.  April  1839  habe  das  Richtige 
getroffen.  Jetzt  habe  man  Verviers,  Herbesthal,  Aachen  und  Köln 
zu  Abfertigungsorten  gemacht.  „Gewiß  mit  vierfachen  Kosten  und 
vierfachem  Aufenthalte  hat  die  Direktion  die  Benutzung  der  Bahn 
bedacht,  anstatt  eine  Verringerung  der  gesetzlichen  Kontrolle  zu 
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begehren! “ Ammon  antwortete  damals  mit  dem  Hinweis 

auf  die  „Grundidee  der  ganzen  Bahn,  die  Verbindung  des  Rheines 
und  seiner  größten  Handelsstadt  Köln  mit  der  Schelde  und  Nord- 
see“. „Diese  Idee,  welche  Köln  gewissermaßen  zu  einem  Seehafen 
mache,  habe  eine  möglichst  freie  und  direkte  Verbindung  der  End- 
punkte, namentlich  Kölns  und  Antwerpens  und  deshalb  eine  Modi- 
fikation der  bisherigen  Regel  der  Abfertigung  an  der  Grenze  oder 
nahe  derselben  in  Aachen  bedingt.“ 

Die  Mehrheit  des  Administrationsrates  war  doch  der  Anschau- 
ung, daß  die  Grundidee  der  Zollordnung  gut  sei  und  beibehalten 
werden  müsse.  Bald  hatte  sich  die  technische  Regelung  nach  dem 
Zollregulativ  soweit  eingelebt  und  angepaßt,  daß  nirgends  mehr 
ein  unerträglicher  Druck  vorhanden  war.  Nach  fünfjährigem  Ge- 
plänkel trat  ein  Waffenstillstand  ein,  ja  es  zeigte  sich  auf  beiden 
Seiten  neuer  Eifer,  alle  Unebenheiten  zu  begleichen.  Zwei  Kom- 
missionen, die  der  Administrationsrat  ernannte,  um  die  Paß-  und 
Zollvorschriften  gründlich  zu  prüfen,  kamen  zu  dem  Ergebnis,  daß 
die  konsequent  festgehaltenen  Grundsätze  des  Provinzialsteuer- 
direktors angenommen  werden  könnten,  in  vielen  Fällen  habe  die 
Steuerbehörde  vorhandene  Härten  gemildert,  so  z.  B.  sei  ja  jetzt  die 
Gesamtabfertigung  am  Türmchen  gestattet  und  Fürsorge  dafür 
getroffen,  daß  eilige  Sendungen  schleunigst  erledigt  würden. 

Wenn  dennoch  nach  ziemlich  kurzer  Zeit  der  Streit  der  Eisen- 
bahn mit  der  Behörde  von  neuem,  freilich  in  gelinderer  Art,  aus- 
brach, so  waren  die  ganzen,  beschränkten  Verhältnisse  der  Eisenbahn 
davon  die  Ursache.  Gegen  Schluß  des  Jahres  1845  und  weiter  1846 
traten  die  Klagen  über  die  Langsamkeit  und  Umständlichkeit  der 
Abfertigung  allenthalben,  besonders  aber  in  Köln,  nachdem  sie  früher 
nur  vereinzelt  laut  geworden  waren,  mit  zunehmender  Stärke  auf. 
Zwar  suchte  die  Eisenbahnverwaltung  der  ungenügenden  Zahl  und 
der  Bequemlichkeit  der  Steuerbeamten  die  Schuld  zu  geben,  aber 
tatsächlich  mußten  Unparteiische  anerkennen,  daß  vor  allem  die 
Räumlichkeiten  der  Bahn  überall  unzureichend  seien.  Nicht  einmal, 
sondern  häufig  wurden  von  der  Kölner  Handelskammer  und  von 
einzelnen  Firmen  dringende  Vorstellungen  gemacht:  Die  Waren  aus 
Belgien  seien  rechtzeitig  in  Köln  am  Türmchen  angekommen,  sogleich 
deklariert  worden,  aber  sie  hätten  dann  der  Abfertigung  wegen  stehen 
bleiben  müssen,  weil  die  Wagen  zu  eng  gedrängt  und  steuerpflichtige 
mit  nichtsteuerpflichtigen  durcheinander  gestanden  hätten;  oben- 
drein seien  die  Kaufleute  gezwungen  gewesen,  für  das  Warten  noch 
Wagenmiete  zu  zahlen.  Von  erbosten  Warenempfängern  wurde  der 
Eisenbahnverwaltung  gegenüber  nicht  selten  über  die  „bis  ans. 
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Lächerliche  gehenden  unzweckmäßigen  und  unvollständigen  Einrich- 
tungen der  Eisenbahn  gegenüber  dem  Zoll“  geklagt:  „bekömmt  die 
Güter  die  Eisenbahn,  so  erhalten  wir  sie,  wenn  die  Götter  wollen, 
die  Unordnung  ist  grenzenlos.“  — Aber  die  sehr  beklagenswerten 
Mißstände  waren  nur  ganz  allmählich  mit  dem  fortschreitenden 
völligen  Ausbau  des  Unternehmens  zu  beseitigen.  — 

Wie  die  Paß-  und  Zollangelegenheiten,  so  war  auch  die  Be- 
stimmung der  Fahrpläne  und  der  Tarife  für  die  Rheinische  Eisen- 
bahn eine  stets  reichlich  fließende  Quelle  neuer  Aufgaben.  Aber 
diesen  Fragen,  die  teilweise  nur  nach  eingehenden  Studien  gelöst 
werden  konnten,  widmeten  sich  alle  Kräfte  mit  dem  regsten  Eifer 
und  angespannter  Aufmerksamkeit.  Gerade  auf  diesen  Gebieten  — 
im  Gegensatz  zu  den  Zollfragen,  die  man  nur  mit  Widerwillen  be- 
handelte — zeigte  sich  das  lebhafteste  Interesse,  das  alle  Organe,., 
die  Direktion  wie  der  Administrationsrat  wie  die  höheren  Beamten, 
nicht  nur  bei  den  regelmäßigen  Beratungen,  sondern  auch  durchs 
eigene  Denkschriften  und  Vorschläge  bewiesen.  Nur  eine  sorgfältige 
Anpassung  an  die  Erfordernisse  des  Verkehrs,  eine  unermüdliche 
Berücksichtigung  der  vorgebrachten  Wünsche  konnten  hier  nach 
und  nach  allen  Teilen  zusagende  Regelungen  ergeben. 

Die  Rheinische  Eisenbahn  war  in  bezug  auf  ihre  Stellung  zum 
Publikum  gerade  in  den  ersten  Jahren  insofern  glücklich  daran,, 
als  ihr  die  Bestimmung  der  Fahrpläne  und  der  Tarifsätze  ziemlich 
frei  überlassen  blieb1).  Schon  damals  hob  die  Direktion  bei  Ge- 
legenheit hervor  und  suchte  es  auch  vor  den  Behörden  festzustellen, 
daß  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  als  eine  der  wenigen  vor 
dem  Eisenbahngesetz  konstituierten  den  Einschränkungen  und  Ge- 
nehmigungsvorbehalten dieses  Gesetzes  nur  in  dem  Maß  unterworfen 
sein  könne,  als  das  bei  der  Aufstellung  der  Statuten  von  der  Re- 
gierung beabsichtigt  gewesen  sei.  Namentlich  was  das  Tarifwesen 
anging,  behauptete  die  Direktion  schon  Anfang  der  40  er  Jahre 
nachdrücklich,  eine  größere  Selbständigkeit  als  die  jüngeren  Bahn- 
unternehmungen zu  besitzen,  eine  Ansicht,  die  aufrecht  zu  erhalten 
der  Gesellschaft  später  große  Mühe  machte  (vom  Ende  der  40  er 
Jahre  an).  Ganz  allgemein  ist  zu  beobachten,  wie  . die  Rheinische 
Eisenbahn  von  vornherein  ihre  Position  nach  Kräften  verteidigte, 
den  Regierungsbehörden  nur  immer  dann  ein  Einmischungsrecht 
zugestand,  wenn  es  gar  nicht  anders  ging. 


*)  Die  polizeilichen  Vorschriften  für  das  Publikum  und  die  Aufsicht  über  die 
Eisenbahn  und  den  Bahnbetrieb  wurde  erst  im  Polizeireglement  vom  4.  Dezember  1844 
nach  Vorschlägen  der  Gesellschaft  fixiert. 
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Bis  zum  Herbst  des  Jahres  1843,  also  bis  zur  Eröffnung  der 
Strecke  Köln-Aachen,  steckte  der  Betrieb  noch  ganz  in  den  Kinder- 
schuhen ; über  die  damaligen  Verhältnisse  wurden  schon  früher  einige 
Angaben  gemacht.  Als  aber  der  regelmäßige  Betrieb  für  die  größere 
Strecke  von  Köln  bis  Aachen  beginnen  sollte,  mußten  auch  die  Be- 
dingungen für  die  Benutzung  der  Bahn  ausgearbeitet  und  bekannt 
gemacht  werden.  Die  ersten  Entwürfe  der  Fahrpläne,  Reglements 
und  Tarife  wurden  in  der  Regel  von  Haiichecorne  angefertigt,  dann 
in  der  Direktion  aufs  genaueste  durchgesprochen  und  schließlich 
noch  dem  Administrationsrat  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vor- 
gelegt. 

Da  waren  zunächst  einmal  die  Fahrpläne  aufzustellen.  Das 
war  aus  dem  Grunde  eine  keineswegs  leichte  Arbeit,  weil  die  Eisen- 
bahn auf  die  verschiedensten  Wünsche  Rücksicht  zu  nehmen  hatte. 
Da  galt  es  mit  der  Postbehörde  in  ein  Einvernehmen  zu  kommen,  die 
immer  eine  rechtzeitige  Benachrichtigung  verlangte,  um  sich  zu 
überzeugen,  ob  die  vorgeschlagenen  Züge  auch  geeignete  Anschlüsse 
an  die  Postlinien  besonders  für  die  Beförderung  der  Korrespondenzen 
bedeuteten.  Sehr  häufig  beschwerte  sich  der  Aachener  Oberpost- 
direktor, wenn  die  französischen  und  belgischen,  der  Kölner  Ober- 
postdirektor, wenn  die  süd-  und  ostdeutschen  Postsendungen  nicht 
rechtzeitig  abgesandt  oder  angekommen  waren.  Umgekehrt  legte 
die  Eisenbahn  Wert  darauf,  daß  die  Posteinrichtungen,  zumal  die 
Personenposten,  mit  den  Fahrzeiten  der  Bahn  in  Einklang  gebracht 
wurden.  So  gelang  es  z.  B.  schon  im  November  1841,  die  Lokalpost 
nach  und  von  Bonn,  bald  auch  nach  und  von  Düsseldorf  un- 
mittelbar an  die  Ankunfts-  und  Abfahrtszeiten  der  Eisenbahn  anzu- 
schließen. 

Ferner  machte  auch  der  Provinzialsteuerdirektor  in  Köln  oft 
seine  Forderungen  in  entschiedener  Weise  geltend,  wenn  ihm  die 
Abfahrts-  oder  Ankunftszeiten  zu  früh  oder  zu  spät  oder  noch  öfter, 
wenn  ihm  der  Aufenthalt  an  den  einzelnen  Stationen  zu  kurz  er- 
schien. 

Schließlich  lag  es  natürlich  der  Direktion  in  erster  Linie  ob, 
die  Fahrpläne  nach  der  Menge  der  Personen  oder  Güter  und  nach 
dem  mutmaßlichen  Zweck  ihrer  Beförderung  zu  bestimmen.  Dabei 
mußten  auch  die  Fahrzeiten  der  Dampfer  und  die  sonstigen  Ver- 
kehrsgelegenheiten in  Betracht  gezogen  werden.  Vornehmlich  aber 
war,  wie  überhaupt  bei  allen  wesentlichen  Änderungen  im  Betrieb, 
auch  bei  den  Fahrplanänderungen  immer  eine  vorhergehende  Aus- 
sprache und  Vereinbarung  mit  der  belgischen  Eisenbahnverwaltung 
notwendig,  denn  nie  wurde  der  internationale  Zweck  der  Eisenbahn 
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aus  dem  Auge  verloren,  und  selbst  als  die  Rheinische  Eisenbahn 
erst  bis  Aachen  ging,  versäumte  die  Direktion  nicht,  sich  nach  den 
belgischen  Wünschen  wegen  der  Anschlüsse  zu  erkundigen. 

Alle  diese  oft  auseinandergehenden  Interessen  ließen  sich 
manchmal  recht  schwer  vereinigen.  In  den  ersten  Jahren  war  es 
zudem  das  Bestreben  der  Direktion,  den  Fahrplan  möglichst  nur 
mit  geraden  Zeiten,  höchstens  mit  genauen  Viertelstunden  für  An- 
kunft und  Abfahrt  zu  bestimmen1).  Geschah  die  Festsetzung  der 
Zeiten  anfänglich  „bis  auf  weiteres“,  so  bildete  sich  doch  schon 
1842/43  die  Beibehaltung  einer  Sommer-  und  einer  Winterperiode 
heraus,  und  innerhalb  dieser  bemühte  sich  die  Eisenbahnverwaltung, 
— die  darin  auch  durch  Aufforderungen  des  Oberpräsidenten  be- 
stärkt wurde  — soweit  es  tunlich  war,  immer  die  gleichen  Zeiten 
beizubehalten.  Selbstverständlich  wurden  aber  doch  gerade  während 
der  ersten  Entwicklungszeit  viele  Neubestimmungen  nötig;  beim 
Gütertransport  kamen  ohnedies  noch  eingeschobene  Züge  nach  Be- 
dürfnis hinzu. 

Die  Fahrt  dauer  von  Köln  nach  Aachen  über  die  Stationen 
Müngersdorf,  Königsdorf,  Horrem,  Dorsfeld,  Buir,  Merzenich,  Düren, 
Langerwehe,  Eschweiler,  Stolberg,  Nirm,  von  denen  Müngersdorf, 
Dorsfeld,  Buir,  Merzenich  und  Nirm  nur  Bedarfshaltestellen  waren, 
betrug  23/4 — 3 Stunden  einschließlich  eines  Aufenthaltes  von  10 
bis  15  Minuten  in  Düren.  Die  Richtung  Aachen — Köln  wurde  in 
den  ersten  Monaten  in  23/4,  später  in  21/4 — 21/2  Stunden  durchfahren. 
Die  im  Oktober  1843  hinzukommende  Schlußstrecke  Aachen — 
Herbesthal  (mit  den  dazwischen  liegenden  Bedarfshaltestellen  Ron- 
heide  und  Astenet)  verlängerte  die  Fahrt  nach  beiden  Richtungen 
um  3/4 — 1 Stunde.  Von  Herbesthal  aus  war  dann  Verviers  in 
3/4  Stunde  zu  erreichen.  Doch  bezogen  sich  diese  Angaben  nur 
auf  die  Personenzüge.  Die  Güterzüge  brauchten  zwischen  Köln  und 
Aachen  etwa  4,  zwischen  Köln  und  Herbesthal  etwa  5 Stunden 
Fahrzeit.  Daneben  gab  es  Güterzüge  mit  Personenbeförderung,  „con- 
vois  mixtes“  nach  belgischem  Vorbild,  die  auch  der  Dauer  der  Fahrt 
nach  die  Mitte  zwischen  den  Güter-  und  den  Personenzügen  hielten. 

Nach  dem  ersten  Personenfahrplan  für  die  Strecke  Köln — • 
Aachen  vom  16.  August  1841  fuhr  in  den  ersten  Monaten  nur  ein 
Morgenzug  um  8 und  ein  Nachmittagszug  um  31/2  Uhr  nach  Aachen, 
umgekehrt  fuhren  die  Züge  um  S1^  und  33/4  Uhr.  Eine  stete  Kor- 
respondenz der  Kölner  und  der  Aachener  Züge  war  schon  wegen 
der  Ausweichung  erforderlich,  die  in  Düren  zu  geschehen  pflegte. 


!)  Man  behielt  sich  aber  dann  mögliche  Abweichungen  von  dem  Plan  vor. 
Veröffentlichungen  des  Rhein.-Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  24 
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Die  Güterbeförderung  fand  in  den  Monaten  Dezember  (teilweise  schon 
November)  bis  April  1842  durch  einen  zu  verschiedenen  Zeiten 
fahrenden  Güterzug  statt.  Von  da  ab  fuhren  täglich  je  drei  Züge 
auf  der  Bahn  hin  und  her:  meistens  morgens  und  abends  ein  Per- 
sonenzug, nachmittags  ein  Güterzug  mit  Personenbeförderung.  So 
blieb  es  auch,  als  im  Herbst  1843  die  ganze  Eisenbahn  dem  Betrieb 
hatte  übergeben  werden  können.  Doch  trat  dann  noch  je  ein  Güter- 
zug von  Köln  und  Aachen  aus  hinzu.  Bald  zeigte  sich  das  Bedürfnis 
nach  einer  Vermehrung  der  Personen-  wie  der  Güterzüge. 

Die  weiteren  Vorschriften,  die  für  die  Personenbeförderung 
erlassen  wurden,  waren  in  den  Abfertigungsreglements  niedergelegt. 
Das  erste  solche  Reglement  datierte  vom  16.  August  1841,  es  wurde 
später,  nur  in  einem  wesentlichen  Punkt  verändert,  als  Reglement 
vom  11.  Oktober  1843  nochmals  für  die  ganze  Eisenbahn  erlassen. 
Für  den  Reisenden  gestaltete  sich  der  Verkehr  mit  der  Bahn  so: 
Zuerst  mußte  er  sich  mit  einem  Fahrschein  für  eine  der  drei  Wagen- 
klassen an  einem  Schalter  im  Bahnhof  versehen.  Der  Fahrschein 
bestand,  aus  einem  bedruckten  Zettel  mit  einem  ablösbaren  Coupon. 
Etwa  mitgenommene  Kinder,  die  noch  nicht  gehen  konnten,  waren 
frei,  für  ältere  Kinder  unter  zehn  Jahren  war  nach  besonderen 
Vorschriften  ungefähr  die  Hälfte  des  Fahrpreises  für  Erwachsene 
zu  bezahlen.  Die  Fahrzettel  mußten  aufbewahrt  werden,  die  Coupons 
wurden  im  Zuge  vom  Schaffner  abgetrennt.  Der  Umtausch  eines 
Fahrscheines  für  eine  höhere  Klasse  war  gestattet,  für  eine  spätere 
Fahrt  wurde  ein  Umtausch  nur  in  „erweislichen  Krankheitsfällen“ 
zugelassen.  Wer  den  Zug  versäumte,  verlor  jedes  Anrecht;  nicht 
besser  ging  es  denen,  die  nach  der  Lösung  eines  Fahrzettels  zu 
spät  kamen.  Die  Reisenden  hatten  nur  gegen  Vorzeigung  ihres 
Fahrzettels  Zutritt  zu  den  „Versammlungslokalen“  der  Stationshäuser, 
doch  wurden  die  Bahnhöfe  erst  eine  halbe  Stunde  vor  jeder  Abfahrt 
auf  das  Läuten  einer  Glocke  hin  geöffnet.  5 — 10  Minuten  vor  der 
Abfahrt  des  Zuges  wurde  die  Glocke  zum  zweiten  Male  geläutet, 
worauf  die  Mitfahrenden  auf  den  Bahnsteig  zu  gehen  und  in  die 
Wagen  zu  steigen  hatten.  Auf  ein  drittes  Läuten  hin  wurden  die 
Zugänge  zu  den  Wartesälen  geschlossen,  die  Beamten  wiesen  den 
Reisenden  ihre  Plätze  an,  auf  Wunsch  auch  in  Raucherabteilen 
2.  und  3.  Klasse,  nahmen  ihnen  die  Coupons  ab,  schlossen  die  Wagen- 
türen zu,  und  die  Fahrt  konnte  beginnen. 

Bis  zum  1.  Oktober  1842  wurde  den  Reisenden  ein  Freigepäck 
bis  zu  40  Pfund  Zollgewicht  gewährt,  bei  Übergewicht  trat  eine 
besondere,  mäßige  Taxe  ein.  Nur  kleinere  Gegenstände  wie  Nacht- 
säcke, Reisetaschen,  Hutschachteln  (vorsichtshalber  (?)  nur  „ge- 
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wohnliche  Männerhutschachteln“),  Schirme,  Stöcke  usw.  durften  mit 
in  die  Wagen  genommen  und  unter  die  Bänke  oder  in  die  Netze 
gelegt  werden.  In  diesen  Bestimmungen  trat  nach  einer  Ergänzung 
vom  22.  Juli  1842,  die  dann  in  das  Regulativ  vom  Oktober  1843 
übernommen  wurde,  dadurch  eine  Änderung  fein,  daß  das  Freigepäck 
im  Finanzinteresse  der  Gesellschaft  aufgehoben  wurde.  Das  Reise- 
gepäck wurde  hinfort  außer  den  kleinen  Stücken  nach  einer  Taxe 
(von  mindestens  4 Sgr.  mit  Gewichtssätzen  von  20  zu  20  Pfund) 
von  der  Eisenbahn  mitgenommen.  Die  Beförderung  des  Gepäcks 
von  den  Bahnhöfen  nach  den  Bestimmungsorten  konnte!  in  Köln, 
Aachen,  Düren  und  Eschweiler  nach  Preissätzen,  die  von  der  Bahn 
auf  gestellt  waren,  an  Gepäckträger  und  Fuhrleute  übertragen  werden. 
Wollte  jemand  seinen  eigenen  Reisewagen  auf  den  Schienen  laufen 
lassen,  so  trat  ein  besonderer  Tarif  in  Kraft,  nach  dem  in  wachsenden 
Sätzen  bis  zu  1 Taler  6 Sgr.  pro  Meile  bezahlt  werden  mußte,  die 
Insaßen  der  Equipagen  hatten  außerdem  noch  Fahrkarten  2.,  später 
3.  Klasse  zu  lösen. 

Die  Fahrpreise  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  wurden  an- 
fänglich im  Anschluß  an  zwei  Muster  normiert,  nämlich  nach  den 
Preisen  der  Dampfschiffahrt  und  nach  den  Sätzen,  die  in  Belgien 
erhoben  wurden.  Doch  mußten  sie  aus  erklärlichen  Gründen  von 
beiden  nicht  unerheblich  abweichen.  Nach  dem  ersten  Tarif  der 
Köln- Aachener  Strecke  (ebenfalls  vom  16.  August  1841)  wurden 
die  Preise  der  Fahrscheine  im  allgemeinen  — nicht  immer  ganz 
genau  — nach  der  Entfernung  bemessen.  Der  Satz,  der  auch  künftig 
beibehalten  wurde,  war:  6,5  Sgr.  für  die  erste,  4,8  Sgr.  für  die 
zweite  und  3,25  Sgr.  für  die  dritte  Wagenklasse  pro  Person  und 
Meile.  Danach  stuften  sich  die  Preise  in  den  drei  Klassen  für  die 
Stationen  bis  Aachen  von  Köln  aus  in  der  folgenden  Weise  ab, 
nach  der  die  Zwischensätze  ohne  Mühe  zu  ersehen  sind : Bis  Müngers- 
dorf 6,  4,  3 Sgr.,  bis  Königsdorf  1 7V2,  5 Sgr.,  bis  Horrem  15,  10, 

7V2  SgW  bis  Buir  30,  22V2,  15  Sgr.,  bis  Düren  35,  25,  17V2  sgr.,  bis 
Langerwehe  45,  35,  22 1/2  Sgr.,  bis  Eschweiler  50,  371/2,  25  Sgr.,  bis 
Stolberg  55,  40,  271/2  Sgr.,  bis  Aachen  60,  45,  30  Sgr. 

Hatte  die  Feststellung  dieses  Tarifs1)  schon  große  Mühe  be- 
reitet, so  folgten  noch  gründliche  Beratungen,  bevor  der  Personen- 
verkehr auf  der  vollständigen  Bahn  übernommen  wurde.  Aus  den 
Kreisen  der  Aktionäre  wurden  ganz  widersprechende  Vorschläge 
unter  Berufung  auf  andere  Bahnen  gemacht,  einige  empfahlen  eine 

!)  In  Belgien  zahlte  man  pro  lieue  in  der  Diligence  etwa  37,  im  Char-ä-banc  30 
und  im  Waggon  18  Centimes;  die  entsprechenden  Ziffern  für  die  Rheinische  Eisenbahn 
wären  50,  37  V2  und  25  Cts.  (Siehe  Dresemann,  a.  a.  O.,  S.  112.) 
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Erniedrigung  der  Tarife,  manche  forderten  auch,  daß  die  Tarife  er- 
höht würden.  Die  Direktion  pflichtete  aber  schließlich  ihrem  Prä- 
sidenten von  Ammon  bei,  als  er  einmal  (in  der  Generalversamm- 
lung vom  20.  November  1843)  auf  die  Erfahrung  hinwies,  die  bis 
jetzt  gelehrt  habe,  daß  die  angesetzten  Fahrpreise  ganz  angemessene 
seien;  „übrigens  sei  dies  ein  Gegenstand,  wo  nicht  immer  die  mathe- 
matische Wahrheit  eintrete,  daß  zweimal  zwei  vier  mache 
So  wurde  der  Tarif  auch  1843  nur  unbedeutend  modifiziert,  indem 
einige  Zwischenorte  ein  wenig  günstiger  gestellt  wurden;  die  Preise 
zwischen  Köln,  Düren  und  Aachen  blieben  gleich;  die  hinzukom- 
mende Strecke  von  Herbesthal  bis  Aachen  kostete  in  den  drei  Klassen 
16,  12  und  8 Sgr.  (im.  durchgehenden  Verkehr  kostete  die  Fahrt 
für  die  2.  Klasse  1 Sgr.  weniger).  Als  Fahrpreis  für  die  ganze 
Strecke  von  Herbesthal  bis  Köln  oder  umgekehrt  wurden  also  nach 
der  vollständigen  Eröffnung  der  Bahn  2 Taler  16  Sgr.  bezw. 

1 Taler  26  Sgr.  bezw.  1 Taler  8 Sgr.  bezahlt. 

Mit  der  Vollendung  der  Bahn  wurden  einige  weitere  Bestim- 
mungen für  das  Personengeld  nötig.  Aber  einer  größeren  Umwand- 
lung bedurfte  es  nicht,  denn  die  Beziehungen  zu  Belgien  wurden 
auf  die  einfachste  Art  geordnet.  Es  wurden  vorerst  nur  Fahrscheine 
von  und  nach  den  Stationen  der  Rheinischen  Eisenbahn  Köln,  Düren, 
Eschweiler  und  Aachen,  sowie  den  Stationen  der  belgischen  Eisen- 
bahnen Brüssel,  Antwerpen,  Ostende,  Brügge,  Gent,  Courtrai, 
Mecheln,  Löwen,  Tirlemont,  Lüttich  und  Verviers  ausgegeben;  ferner 
gab  das  gemeinschaftliche  Abfertigungsbüro  der  beiden  Bahnverwal- 
tungen in  Herbesthal  Fahrzettel  nach  allen  Bestimmungsorten  ab. 
Jeder  Reisende,  der  die  Grenze  passieren  wollte,  erhielt  zwei  Fahr- 
zettel, einen  für  die  rheinische  und  einen  für  die  belgische  Bahn. 
Diese  wurden  von  den  Schaffnern  coupiert  und  schließlich  einge- 
zogen. Sowohl  die  Abgangs-  wie  die  Ankunftsstationen  hatten  dann 
die  Belege  für  die  Leistungen  der  beiden  Bahnen.  Die  eine  hatte  die 
Zettel  verausgabt  und  den  Fahrpreis  erhalten,  die  andere  war  im 
Besitz  der  Fahrausweise.  Danach  fand  dann  die  Abrechnung  monat- 
lich zwischen  den  Zentralbüros  statt1). 

Im  übrigen  wurden  fast  durchweg  die  Anordnungen  der  Rheini- 
schen Eisenbahn  auf  die  ganze  rheinisch-belgische  Eisenbahn  über- 
tragen. Die  wichtigste  Ausnahme  betraf  das  Gepäck.  Wegen  der 

l)  Die  Preise  für  die  I.  Klasse  (die  II.  Klasse  war  um  rund  1/i,  die  III.  um  rund 
die  Hälfte  billiger)  bis  zum  Endpunkt  der  Stadt  Köln  betrugen:  von  Verviers  2 Taler 
28  Sgr.,  von  Lüttich  3 Taler  14  Sgr.,  von  Louvain  4 Taler  24  Sgr.,  von  Mecheln  5 Taler 
6 Sgr.,  von  Brüssel  5 Taler  14  Sgr.,  von  Gent  6 Taler,  von  Ostende  7 Taler  6 Sgr., 
von  Courtrai  6 Taler  24  Sgr.,  von  Tirlemont  4 Taler  12  Sgr.,  von  Antwerpen  5 Taler 
18  Sgr.,  von  Brügge  6 Taler  24  Sgr. 
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Zollformalitäten  war  es  nämlich  den  Reisenden  nicht  gestattet,  Pakete 
oder  Bagagestücke  mit  in  die  Wagen  zu  nehmen,  diese  mußten 
vielmehr  sämtlich  der  Verwaltung  abgeliefert  und  als  eingeschrie- 
benes Gut  in  den  Bagagewagen  transportiert  werden.  — 

Bald  aber  war  für  die  Direktion  doch  eine  Herabsetzung 
der  Fahrpreise  wenigstens  für  einige  Strecken  im  inneren  Verkehr 
geboten.  Es  häuften  sich  die  Beschwerden  über  den  zu  hohen  Tarif, 
und  dadurch  unterstützt  lebte  der  Omnibusverkehr  auch  auf 
Strecken  wieder  auf,  die  zu  dem  Verkehrsgebiet  der  Bahn  gehörten 
(so  zwischen  Jülich,  Bergheim  und  Köln).  Da  die  Direktion  aber  eine 
generelle  Ermäßigung  nicht  wünschte,  so  mußten  für  bestimmte 
Fahrten  Ermäßigungen  eintreten.  So  wurden  im  Sommer  (Juni)  1844 
energische  Maßnahmen  getroffen.  Einerseits  wurden  Konkurrenz- 
züge in  Verbindung  mit  Lokalomnibusfahrten  eingelegt,  die  die  Om- 
nibusfahrten anderer  Privatunternehmer  lahmlegen  sollten;  an  ihrer 
Stelle  wurden  zugunsten  der  Landbewohner  bald  Rückfahrkarten  nach 
den  Städten  zu  einfachem  Preis  eingeführt.  Andererseits  kam  gleich 
eine  ähnliche  Einrichtung  hinzu,  um  den  Sonn-  und  Feiertags  fast  leer 
bleibenden  Wagen  eine  größere  Frequenz  zu  verschaffen;  es  wurden 
die  Sonntagsbillets  zu  einfachem  Fahrpreis  eingeführt,  die  sich  bald 
großer  Beliebtheit  erfreuten  und  von  anderen  Bahnen  nachgeahmt 
wurden. 

War  der  Personentarif  von  der  Rheinischen  Eisenbahnverwal- 
tung ohne  große  Mühe  festgestellt  worden,  so  kann  man  das  von 
dem  Gütertarif  in  weit  geringerem  Maße  behaupten.  Man  muß  bei 
dem  Gütertarifwesen  der  Rheinischen  Eisenbahn  allerdings  zwischen 
den  Tarifen  für  den  inneren  und  für  den  internationalen  Verkehr 
unterscheiden.  Was  den  inneren  Bahnverkehr  angeht,  so  machte 
er  der  Eisenbahn  tariflich  keine  nennenswerten  Schwierigkeiten; 
von  1843  ab  beschäftigte  er  die  Direktion  häufig,  aber  meistens 
im  Zusammenhang  mit  dem  Tarif  für  den  nach  Belgien  übergreifen- 
den Verkehr.  Diesem  wurde  künftig  die  größte  Beachtung  von  der 
Direktion  zugewandt;  denn  wenn  die  Bahn  ihren  großen  internatio- 
nalen Zweck  erfüllen  sollte,  so  mußten  die  Tarifsätze  für  den  Handel 
so  günstig  gestellt  werden,  als  es  irgend  anging.  Es  galt,  den  alten 
Rheinverkehr  doch  wenigstens  in  der  Hauptsache  dem  Strom  ab- 
spenstig zu  machen  und  der  Eisenbahn  zuzuführen.  Welcher  Tarif 
aber  den  Mindestansprüchen  des  Unternehmens  genügen  und  dem 
Handel  am  günstigsten  sein  würde,  das  war  die  Frage. 

Der  Reihenfolge  der  Bahneröffnungen  gemäß  hatte  sich  die 
Eisenbahnverwaltung  zuerst  mit  den  Tarifen  für  den  inneren  Ver- 
kehr zu  befassen.  Bei  ihrer  Aufstellung  waren  verhältnismäßig  wenige 
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Gesichtspunkte  zu  beobachten.  Der  Tarif  mußte  so  niedrig  sein, 
daß  die  Frachtfuhrwerke  nicht  mehr  bestehen  konnten,  daß  auf 
der  anderen  Seite  die  Produktion  und  der  Konsum  nicht  gelähmt, 
sondern  gefördert  wurden ; später  war  noch  dafür  Sorge  zu  tragen, 
daß  der  durchgehende  rheinisch-belgische  Verkehr  nicht  in  einem 
auffälligen  Übermaß  vor  dem  einheimischen  bevorzugt  wurde.  Tat- 
sächlich war  sich  die  Direktion  von  Anfang  an  ihrer  Aufgabe  wohl 
bewußt  und  nutzte  ihre  Vorzugsstellung  gegenüber  dem  inneren 
Verkehr  nur  insoweit  aus,  daß  eine  wirtschaftliche  Entfaltung  des 
Bahngebietes,  wie  sie  dem  Unternehmen  doch  nur  zum  Vorteil  dienen 
konnte,  möglich  blieb. 

Die  Direktion  überließ  auch  die  Aufstellung  der  Gütertarife 
zunächst  dem  Spezialdirektor,  der  für  diese  Arbeit  Anhaltspunkte 
in  den  Tarifen  der  Frachtfuhrunternehmer  und  der  Rheinschifi- 
fahrtsgesellschaften  hatte.  Bei  den  Beratungen  zeigte  sich,  wie  auch 
in  späterer  Zeit  häufig,  daß  es  für  die  Direktoren  und  für  die  Ad- 
ministrationsräte oft  recht  schwer  war,  ihre  Sonderinteressen  den 
allgemeinen  der  Eisenbahn  und  des  Verkehrs  unterzuordnen. 

Der  erste  innere  Gütertarif  der  Rheinischen  Eisenbahn  vom 
29.  November  1841  trug  noch  einen  provisorischen  Charakter.  Schon 
waren  einzelne  Güterversendungen  nach  einer  von  Fall  zu  Fall  be- 
stimmten Taxe  zwischen  Köln  und  Aachen  auf  der  Bahn  vor  sich 
gegangen,  aber  trotz  mancher  Beratungen  und  zweier  Denkschriften 
Hauchecornes  war  man  sich  darüber  klar,  daß  der  Tarif  seine 
Probe  noch  würde  zu  bestehen  haben  und  daß  man  ihn,  wie  Hanse- 
mann voraussagte,  noch  „unzähligen  Revisionen  werde  unterwerfen“ 
müssen.  Immerhin  wurde  künftig  keine  Änderung  des  Prinzips,  son- 
dern nur  ein  weiterer  Ausbau  nötig. 

Daß  der  erste  Tarif1)  nur  ein  Provisorium  sein  sollte,  zeigte 
sich  einmal  in  der  überaus  einfachen  Klassifikation,  sodann  in  der 
reglementarischen  Maßgabe,  daß  der  Gütertransport  und  zwar  mittels 
der  Personenzüge  nur  insoweit  übernommen  werde,  als  es  die  vor- 
handenen Transportmittel  und  die  bisher  getroffenen  Bahnhofsein- 
richtungen gestatteten.  Die  Zulässigkeit  der  einzelnen  Transporte 
hatte  man  ins  freie  Ermessen  des  Spezialdirektors  gestellt.  Es  wurden 
vier  Klassen  unterschieden,  nämlich : I.  Eilgüter,  II.  Handelsgüter, 
III.  Rohe  Produkte  und  IV.  Steinkohlen  und  Gries. 

I.  Diejenige  Güterklasse,  von  der  man  sich  den  größten  Ge- 
winn versprach,  war  die  erste.  Die  eiligen  Sendungen,  zu  denen 

1)  Die  weniger  wichtigen  Viehtransporte  erfolgten  nach  besonderen,  mit  den 
Personentarifen  verbundenen  Sätzen. 


Der  erste  Gütertarif  vom  29.  November  1841. 
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auch  die  kleinen  Pakete  gerechnet  wurden  (über  2 Pfund  schwer, 
weil  bis  dahin  der  Postzwang  ging),  wurden  täglich  mit  jedem 
Personenzug  in  einem  geschlossenen  Wagen  befördert.  Einstweilen 
wurde  für  sie  die  Übergewichtstaxe  des  Reisegepäcks  erhoben,  doch 
nie  weniger  als  3 Sgr.  Die  Taxe  belief  sich  im  allgemeinen  auf 
2 Sgr.  pro  Meile  und  Zentner,  betrug  also  für  Köln — Aachen  oder 
umgekehrt  rund  18  Sgr. 

II.  Zu  den  Handelsgütern  wurden  alle  die  Güter  gerechnet, 
die  keiner  der  drei  anderen  Klassen  angehörten.  Sie  wurden  in  der 
ersten  Zeit  nur  in  Köln,  Düren  und  Aachen  in  Gewichtsbeträgen 
von  mindestens  einem  Zentner  angenommen  und  nur  nach  dem 
Vorhandensein  der  Transportmittel  innerhalb  zweier  Tage  versandt. 
Die  Auf-  und  Abladung  dieser  Güter  besorgte!  die  Eisenbahn,  die 
Abholung  vom  Bahnhof  mußte  der  Empfänger  selbst  übernehmen. 
Die  Fracht  betrug,  um  nur  die  Hauptorte  zu  nennen,  von  Köln; 
bis  Düren  4 Sgr.,  bis  Eschweiler  5 Sgr.,  bis  Aachen  6 Sgr.  pro 
Zentner. 

III.  Die  rohen  Produkte  — wie  Stabeisen,  Schienen,  rohe  Me- 
talle, Schiefer,  Hausteine,  Holz,  Getreide,  Obst,  Ölsamen,  Ziegel 
u.  dergl.  — wurden  regelmäßig  nur  von  den  drei  Hauptstationen  und 
auch  sonst  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  die  Handelsgüter 
transportiert.  Doch  wurden  nicht  unter  30  Zentner  von  der  Bahn 
angenommen.  Die  Taxe  war  von  Köln  bis  Düren  21/2  Sgr.,  bis 
Esclrweiler  3 Sgr.,  bis  Stolberg  31/2  Sgr.,  bis  Aachen  4 Sgr. 

IV.  Der  Kohlen-  und  Griesversand  erfolgte  nur  von  den 
Hauptstationen  Köln,  Aachen  und  Eschweiler  aus.  Die  Aufnahme 
dieser  Produkte  geschah  nur  in  vollen  Wagenladungen  von  70  Zent- 
nern, die  Ein-  und  Ausladung  geschah  auf  Kosten  und  Gefahr  der 
Empfänger  und  Versender.  Hier  traten  die  niedrigsten  Sätze  ein: 
von  Köln  bis  Düren  i3/4  Sgr.,  bis  Eschweiler  oder  Stolberg  21/4Sgr., 
bis  Aachen  2 1/2  Sgr.  — Bei  allen  diesen  Gütern  mußte  der  Versender 
einen  Frachtbrief,  bei  den  schiacht-  und  mahlsteuerpflichtigen  außer- 
dem noch  eine  besondere  schriftliche  Deklaration  beifügen. 

Dieser  älteste  Gütertarif  wurde  am  27.  Juli  1842  durch  einen 
neuen,  nur  wenig  modifizierten  ersetzt,  der  bis  zum  9.  April  1843 
in  Kraft  blieb.  An  seine  Stelle  trat  am  10.  April  dieses  Jahres 
ein  schon  stärker  umgearbeiteter  Tarif. 

Auch  diesmal  wurden  die  Waren  in  vier  Klassen  eingeteilt. 

Die  I.  Klasse  aber  umfaßte  die  schwersten  und  wertlosesten 
Gegenstände,  es  waren : Steinkohlen,  Ziegelsteine,  Pflastersteine,  rohe 
oder  unbehauene  Steine,  Sand  und  Kies.  Diese  Güter  wurden  nur 
in  vollen  Ladungen  von  wenigstens  80  Zentner  zum  Transport  über- 
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nommen.  Die  Frachtsätze  waren  ein  wenig  höher  normiert  als  früher 
in  der  letzten  Klasse,  weil  eine  größere  Zahl  von  Artikeln  in  diese 
Klasse  versetzt  worden  war ; sie  betrugen  von  Köln  aus  für  die 
Stationen  Königsdorf,  Horrem,  Düren,  Eschweiler,  Stolberg,  Aachen : 
i,  U/4,  2,  2 V2J  23/4  und  3 Sgr.  Die  II.  Klasse,  in  der  jetzt  auch 
eine  größere  Anzahl  von  Gütern  namhaft  gemacht  worden  war, 
als  früher  zur  III.  Klasse  gehörten,  zahlte  für  den  Transport  von 
Köln  nach  den  angegebenen  Stationen  ungefähr  das  gleiche 
wie  vordem.  Die  III.  (früher  II.)  Klasse,  der  die  Handelsgüter  an- 
gehörten, war  für  die  Zwischenstationen  etwas  herabgesetzt  worden; 
die  Preise  nach  den  genannten  Stationen  betrugen : 2,  21/ 2,  33/ 4>  41/ 4> 
43/4  und  6 Sgr.;  endlich  die  IV.  (früher  I.)  Klasse  hatte  ganz  un- 
veränderte Sätze,  nach  den  Hauptorten  bezifferten  sie  sich  auf  4; 
6,  10,  14,  16,  18  Sgr.  Hinzugekommen  war  nur  noch  eine  V.  Klasse, 
nämlich  für  Sendungen  von  Geld  und  Wertpapieren  von  und  nach 
den  Städten  Köln,  Düren  und  Aachen.  Nach  Düren  zahlte  man 
von  Köln  aus  für  eine  Sendung  von  500  Taler  10  Sgr.,  für  je 
100  Taler  mehr  2 Sgr.,  für  Aachen  machten  die  entsprechenden 
Beträge  15  bezw.  3 Sgr.  aus. 

Der  neue  Tarif  blieb  bis  zum  1.  November  1843  in  Kraft 
und  bewährte  sich  gut.  Wenn  der  Güterverkehr  etwa  seit  dem 
Monat  Mai  1845  und  dann  seit  dem  Herbst  in  einem  überraschen- 
den Tempo  zunahm,  so  schrieb  man  das  nicht  mit  Unrecht  zum 
Teil  den  nach  dem  Tarif  vom  2.  April  erfolgten  Ermäßigungen  durch 
die  Vergrößerung  der  ersten  Klasse  zu.  Aber  die  Hauptursache  war 
doch  die  allmähliche  Gewöhnung  an  das  neue  Verkehrsmittel,  dessen 
Bedingungen  der  Kaufmannschaft  anfänglich  noch  nicht  so  geläufig 
gewesen  waren.  Doch  eröffnete  erst  die  Vollendung  der  Bahn  dem 
Unternehmen  nach  und  nach  den  Strom  der  Güter,  von  dem  man 
sich  eine  so  befruchtende  Wirkung  versprach. 

Der  innere  Gütertransport  wurde  noch  in  einigen  Punkten  um- 
gewandelt, als  im  Oktober  der  Anschluß  an  Belgien  in  Herbesthal 
erreicht  wurde.  Die  Änderungen  waren  allerdings  vorwiegend  re- 
daktioneller Art.  Bei  der  Klassifizierung  waren  nun  dadurch  ein 
paar  kleine  Ermäßigungen  eingetreten,  daß  einige  Warengattungen 
aus  der  III.  und  IV.  Klasse  in  die  II.  und  I.  versetzt  wurden,  daß 
zweitens  für  die  hinzukommende  Station  Herbesthal  noch  in  jeder 
Güterklasse  ein  Preis  angefügt  wurde  (in  den  drei  ersten  Klassen 
pro  Zentner  1/2  Sgr.,  in  der  IV.  4 Sgr.),  und  daß  drittens  die  Sätze 
für  das  Eilgut  durchgehend  ermäßigt  wurden. 

In  der  hier  geschilderten  Form  blieb  der  Tarif  für  den  inneren 
Güterverkehr  nun  einige  Zeit  unverändert. 


Der  rheinisch-belgische  Gütertarif  vom  6.  Oktober  1843. 
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Wegen  des  internationalen  rheinisch-belgischen  Gütertarifs 
waren  schon  seit  dem  Jahre  1842  Verhandlungen  im  Gange.  Mit 
ihm  beschäftigten  sich  vorzugsweise  Hansemann  und  von  belgischer 
Seite  Masui.  Schon  im  Februar  1843  machte  Hansemann  in  der 
Direktion  klare  und  eingehende  Ausführungen  über  die  dabei  anzu- 
wendenden Prinzipien.  Hinfort  verschwanden  diese  Prinzipienfragen 
nicht  mehr  von  der  Bildfläche,  und  besonders  die  eine  gewann  bald 
eine  große  Bedeutung : sollte  die  Klassifikation  der  durchgehenden 
Güterkategorien  vorwiegend  nach  dem  Wert  oder  nach  der  Menge 
der  versandten  Güter  erfolgen.  Es  war  der  beginnende  Kampf 
zwischen  der  Wertklassifikation  und  der  Wagenraumtarifierung. 

In  der  Administrationsratssitzung  vom  18.  März  1843  kam 
Hansemann  darauf  zu  sprechen,  daß  man  vor  allem  die  Konkurrenz 
der  Wasserstraße  zu  beseitigen  suchen  müsse.  Darum  solle  mit 
Belgien  noch  vor  dem  Zusammenschluß  der  beiderseitigen  Bahn- 
linien ein  Übereinkommen  getroffen  werden,  wonach  für  die  Ver- 
mietung ganzer  bedeckter  oder  unbedeckter  Wagen  auf  beiden  Eisen- 
bahnen beträchtliche  Preisermäßigungen  eintreten  sollten.  Dadurch 
werde  man  die  Versender  dem  neuen  Verkehrsweg  am  ehesten  ge- 
winnen. In  Belgien  würden  dem  Verkehr  einstweilen  Wagen  von 
4000  kg  Ladegewicht  zu  einem  Preise  von  50  Frs.  für  bedeckte  und 
von  40  Frs.  für  unbedeckte  Wagen  von  Antwerpen  bis  Lüttich 
zur  Verfügung  gestellt.  Für  die  Rheinische  Eisenbahn  würden  die 
entsprechenden  Sätze  für  die  Strecke  Köln — Aachen  40  und  32  Frs. 
betragen. 

Zu  einer  wichtigen  Besprechung  der  Möglichkeiten,  den  Ver- 
kehr zwischen  Rhein  und  Schelde  zu  beleben,  kam  es  dann  be- 
sonders in  einer  Sitzung  der  Direktion  am  8.  April.  Von  Belgien 
waren  der  Direktor  Masui  und  der  Generaldirektor  der  Douanen 
Lejeune  erschienen.  Masui  führte  aus,  daß  es  auf  einen  energischen 
Kampf  mit  der  Rheinstraße  ankomme  und  nur  ein  möglichst  wohl- 
feiler Transport  zum  Siege  verhelfen  könne;  dazu  wolle  Belgien 
jetzt  bereits  die  Hand  bieten.  Die  Fracht  von  Köln  bis  Antwerpen 
einschließlich  der  per  Fuhre  zurückzulegenden  unvollendeten  Strecke 
von  Aachen  bis  Lüttich  müsse  auf  4 Frs.  per  100  kg  festgesetzt 
werden.  Den  regelmäßigen  Transport  zwischen  Lüttich  und  Aachen 
werde  Belgien  einrichten.  Die  Direktion  erkannte  die  Richtigkeit 
und  Wichtigkeit  dieser  Darlegungen  an  und  war  nur  im  Zweifel, 
ob  es  möglich  sei,  die  Gesamtkosten  auf  4 Frs.  zu  reduzieren.  Dazu 
mußte  jedenfalls  der  Rohproduktentarif,  der  für  Köln-Aachen  4 Sgr. 
betrug,  ermäßigt  werden.  Um  nun  nicht  den  Tarif  selbst  ändern’ 
zu  müssen,  kam  man  überein,  von  jetzt  ab  ganze  Güterwagen  zu 
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einem  ermäßigten  Preise  zu  vermieten,  was  auch  den  verminderten 
Selbstkosten  der  Verwaltung  nur  entspreche.  Der  Preis  eines  un- 
bedeckten Güterwagens  für  die  Entfernung  von  Köln  bis  Aachen 
wurde  auf  8 Taler  2 Sgr.  festgesetzt,  somit  sollte  für  ganze  Wagen- 
ladungen eine  Ermäßigung  von  4 Sgr.  auf  31/4  Sgr.  pro  Zentner  ein- 
treten.  Bei  bedeckten  Waggons  (sogenannten  Kulissewagen)  und 
bei  Gütern,  die  sonst  besonders  sorgfältige  Behandlung  erforderten, 
blieb  es  bei  dem  alten  Satz. 

Dieser  Rabatt  wurde  dann  auch  bekannt  gegeben  und  ange- 
wandt; aus  der  regelmäßigen  Fuhrwerkverbindung  von  Aachen  nach 
Lüttich  und  umgekehrt  scheint  aber  nichts  geworden  zu  sein. 

Die  weiteren  Verhandlungen  über  den  gemeinschaftlichen 
Gütertransport  auf  der  rheinisch-belgischen  Eisenbahn  gingen  sehr 
schnell  von  statten.  Sie  wurden  seitens  der  Rheinischen  Eisenbahn 
von  einer  Kommission  geführt,  der  auch  Hansemann  angehörte. 
Bis  Ende  August  war  man  sich  über  die  Grundzüge  einig,  sie 
hielten  sich  im  Rahmen  der  bisherigen  Beschlüsse.  Am  2.  No- 
vember 1843  begann  der  Güterverkehr  nach  dem  neuen  Tarif,  doch 
waren  schon  in  der  Woche  vorher  erhebliche  Mengen  Güter,  be- 
sonders Öl  und  Eisen,  letzteres  ein  Hauptimportgegenstand,  mit 
der  Eisenbahn  eingeführt  worden. 

Der  Tarif,  der  für  die  durchgehenden  Gütertransporte  der  ersten 
Zeit  maßgebend  wurde,  trug  das  Datum  des  6.  Oktober  1843.  Er 
erhielt  seine  Eigenart  durch  die  großen  Begünstigungen,  die  er  den 
vollen  Wagenladungen  gewährte.  Es  war  der  Grundsatz  der  Direktion, 
„die  Erzielung  des  höchstmöglichen  Reinertrags  mit  dem  volks- 
wirtschaftlichen Nutzen  der  Eisenbahn“  zu  verbinden.  Das  glaubte 
sie  durch  möglichst  niedrige  Sätze  für  die  großen  Verfrachter  er- 
reichen zu  können,  weil  die  Spedition  in  überseeischen  Gütern,  auf 
deren  Gewinnung  es  am  meisten  ankam,  mit  großen  Quantitäten 
arbeite. 

Der  neue  gemeinsame  Tarif  stimmte  in  seinen  reglementari- 
schen Grundsätzen  im  wesentlichen  mit  den  inneren  Gütertarifen 
der  Rheinischen  Eisenbahn  überein.  Anders  war  es  mit  der  Waren- 
klassifikation. Das  Tarifschema  wurde  durch  vier  Klassen  darge- 
stellt, von  denen  die  drei  ersten  eine  Einheit  bildeten,  indem  in 
ihnen  nur  Versendungen  in  vollständigen  Ladungen,  charges  com- 
pletes,  von  80—90  Zentner  nach  der  Ladefähigkeit  der  Wagen  be- 
rücksichtigt wurden,  die  gegenüber  der  IV.  Klasse  einen  bedeutenden 
Vorzug  hatten.  Die  erste  Klasse  umfaßte  Rohprodukte  von  großer 
Schwere  und  besonders  geringem  Wert,  wie  Asche,  Dünger,  Kohlen, 
grobes  Eisen.  Der  II.  Klasse  gehörten  wertvollere  Rohprodukte 
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und  einige  wichtige  sonstige  Waren  an,  wie  Baumwolle,  Wolle, 
Bier,  Schienen,  Tabak,  Zucker.  Alle  Artikel  der  beiden  Klassen  an- 
zuführen, ist  um  so  überflüssiger,  als  immer  noch  zu  den  nament- 
lich benannten  „überhaupt  ähnliche  Gegenstände“  gefügt  werden 
sollten  — eine  sehr  dehnbare,  zu  ärgerlichen  Konflikten  führende 
Ergänzung.  Zu  der  III.  Klasse  gehörten  alle  in  der  I.  und  II.  nicht 
genannten  Güter.  Was  die  Preise  angeht,  so  mögen  sie  wieder 
bloß  an  dem  Beispiel  Kölns  veranschaulicht  werden.  Für  je  iookg 
der  Güter  der  I.  Klasse  kostete  der  Transport  nach  Verviers  8 Sgr., 
nach  Lüttich  io  Sgr.,  nach  Mecheln  i63/4  Sgr.,  nach  Antwerpen 
18  Sgr.,  nach  Brüssel  1 73/4  Sgr.,  nach  Gent  21  Sgr.,  nach  Ostende 
25 3/4  Sgr.,  nach  Courtrai  24  Sgr.  In  der  II.  Klasse  betrugen  die  ent- 
sprechenden Sätze:  io1/^,  2llU>  21,  24V2?  291l2  und 

28  Sgr.;  in  der  III.  Klasse:  12,  15,  23V4,  25V^  243Än  297d  3574 
und  333/4  Sgr. 

Die  unvollständigen  Ladungen,  charges  incompletes,  also  alle 
Ladungen  unter  90  Zentner,  gehörten  zur  IV.  Klasse  des  Tarif- 
schemas. Es  wurden  da  vier  Preiskategorien  nur  nach  dem  Ge- 
wicht unterschieden,  nämlich  Gegenstände  von  über  10 — 90  Zentner, 
von  1 — 10  Zentner,  von  10 — 100  Pfund  und  von  2 — 10  Pfund.  Die 
Verrechnungen  der  eingehenden  Frachten  zwischen  den  beiden  Eisen- 
bahnverwaltungen waren  auch  hier  nicht  sehr  schwierig.  Die  Ver- 
sender von  Gütern  konnten  entweder  die  Fracht  im  voraus  zahlen 
oder  sie  vom  Empfänger  zahlen  lassen.  Auf  jeden  Fall  hatten  die 
beiden  Verwaltungen  Dokumente  über  ihre  Leistungen  in  der  Hand. 
Die  Verrechnung  sollte  in  der  Weise  erfolgen,  daß  der  Rheinischen 
Eisenbahn  ein  Vorzug  im  Verhältnis  zu  ihrer  Länge  zugestanden 
wurde.  Hauchecorne  hatte  diese  Ungleichmäßigkeit  durch  den  Hin- 
weis darauf  durchgesetzt,  daß  die  Rheinische  Eisenbahn  im  Bau 
großartiger  und  darum  teurer  sei  als  die  belgischen  Bahnen,  daß 
auch  in  Betrieb  und  Verwaltung  besondere  Schwierigkeiten  vor- 
lägen, und  daß  endlich  die  Eisenbahngesellschaft  als  eine  Erwerbs- 
gesellschaft die  nationalökonomischen  Gesichtspunkte,  unter  denen 
Belgien  seine  Netze  verwalte,  nicht  in  den  Vordergrund  schieben 
dürfe.  Es  wurden  demgemäß  verschiedene  Sätze  per  lieue  für  die 
beiden  Eisenbahnen  zur  Grundlage  der  Tarifbemessungen  gemacht. 
Die  Höhe  dieser  Frachtanteile  war  der  Gegenstand  langwieriger 
Auseinandersetzungen.  Schließlich  wurde  angenommen,  daß  die 
Fracht  per  lieue  in  Belgien  in  der  I.  Güterklasse  41/2  Cts.,  in  der 
II.  5 Cts.,  in  der  III.  6 Cts.,  dagegen  auf  der  rheinischen  Strecke 
in  den  drei  Klassen  5,  6 und  71/2  Cts.  kosten  solle.  Die  Rheinische 
Eisenbahn  erhielt  damit  eine  Vergünstigung  von  10  0/0  in  der  I., 
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23  0/0  in  der  II.  und  20  o/0  in  der  dritten  Güterklasse  zugebilligt. 
In  der  IV.  Klasse  waren  die  Frachtanteile  beider  Verwaltungen 
gleich. 

Bei  der  näheren  Betrachtung  dieses  Tarif  Systems,  dessen  Be- 
deutung für  die  Rheinische  Eisenbahn  sich  bald  herausstellen  sollte, 
zeigen  sich  ohne  weiteres  seine  unverkennbaren  Vorzüge  und  Nach- 
teile. Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  das  System  der  vollen  Wagen- 
ladungen den  Eisenbahnen  ihre  Aufgaben  sehr  erleichterte,  und 
daß  eine  Bevorzugung  der  großen  Versender  nicht  eines  zureichen- 
den Grundes  entbehrte. 

Auf  der  anderen  Seite  fragte  es  sich  aber,  ob  die  Vorzugs- 
sätze für  volle  Ladungen  — etwa  40  o/0  der  Frachtsätze  — nicht 
über  das  Berechtigte  hinausgingen.  Es  wurde  denn  auch  sogleich 
von  zahlreichen  Beurteilern  behauptet,  daß  hier  ein  Grundfehler 
des  Tarifs  liege.  Nach  dem  Empfang  des  Tarifs  sah  Camphausen 
die  Wirkungen  mit  voller  Klarheit  voraus.  Er  schrieb  am  22.  Ok- 
tober an  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Dechamps  nach 
Brüssel  einen  Brief  im  Namen  der  Handelskammer,  in  dem  er  zu- 
nächst feststellte,  daß  die  Kölner  Schleppschiffahrt,  deren  Präsi- 
dent Camphausen  zugleich  war,  bei  vielen  Artikeln  einen  billigeren 
Transport  von  und  nach  Rotterdam,  dem  Konkurrenzplatz,  ermög- 
liche. Doch  sei  bei  den  wichtigsten  Artikeln  eine  Benutzung  der 
Eisenbahn  dem  Tarif  nach  vorteilhaft,  wenn  nicht  das  System  der 
vollen  Ladungen  diese  Vorteile  hinfällig  mache.  Der  wahre  Tarif, 
wie  er  in  den  drei  ersten  Klassen  festgestellt  sei,  existiere  kaum, 
weil  die  meisten  Sendungen  an  sich  in  die  IV.  Klasse  fallen  würden. 
Manche  Artikel  würden  ihrer  Natur  nach  nur  in  kleineren  Quan- 
titäten versandt.  „Daher  ergebe  sich  die  Notwendigkeit,  commissio- 
naires  de  roulage  als  Vermittler  zwischen  dem  Kaufmann  und  der 
Eisenbahnverwaltung  zu  verwenden.“  Es  sei  eine  schleunige  Ver- 
hütung der  zu  befürchtenden  Übelstände  geboten,  denn  sonst  würde 
der  Verkehr  abgeschreckt.  Die  Kaufleute  und  Industriellen  würden 
nicht  gern  einen  Kommissionär  von  ihren  Umsätzen  Kenntnis  nehmen 
lassen.  Auch  sei  der  Vorteil  der  billigen  Tarife  nichtig,  wenn  man 
Kosten  von  schwankender  Höhe  für  die  Vermittlung  aufwenden 
müsse. 

Nach  einer  Korrespondenz  mit  dem  befreundeten  Kölner  In- 
stitut wandte  sich  ebenso  die  Antwerpener  Handelskammer  am 
14.  November  1843  an  den  Minister  Dechamps.  Der  Hauptzweck 
der  Eisenbahn  sei  eben  die  Bekämpfung  des  Wasserweges.  Dieser 
aber  sei  vornehmlich  durch  die  Schleppschiffahrt  jetzt  noch  billiger 
als  die  Bahn  und  gestatte  im  Sommer  eine  Verbindung  Rotterdams 
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mit  Köln  in  3 — 4 Tagen.  Es  müsse  also  eine  Verbilligung  der  Tarife 
eintreten.  Auch  möge  der  Tarif!  auf  der  Ostlinie  anders  klassi- 
fiziert werden,  das  System  der  vollen  Ladungen  entspreche  dem 
Bedürfnis  nicht,  weil  man  in  Antwerpen  keine  vollen  Ladungen 
zu  versenden  habe.  Es  könne  ja,  wenn  nötig,  im  Winter  ein  Auf- 
schlag von  20  0/0  auf  alle  Sätze  erhoben  werden,  da  in  dieser  Jahres- 
zeit die  Eisenbahn  ein  Monopol  habe. 

In  der  Tat  zeigte  es  sich  bald,  daß  diese  Bedenken  begründet 
waren.  Besonders  in  Antwerpen  und  in  Köln  traten  die  commissio- 
naires  de  roulage  in  Funktion,  die  gegen  eine  Vergütung  von  etwa 
20  Cts.  per  100  kg  gegenüber  dem  günstigeren  Tarif  die  kleineren 
Güter  sammelten  und  sie  dann  der  Bahn  übergaben.  Dieses  Ver- 
fahren aber  verursachte  unnütze  Kosten,  verzögerte  die  Transporte, 
machte  sie  unregelmäßig  und  verschaffte  den  Kommissionären  einen 
unerwünschten  Einblick  in  die  Geschäfte  ihrer  Kunden.  Freilich 
war  dadurch  die  Verladung  für  die  Eisenbahn  sehr  erleichtert,  aber 
gerade  in  Köln  und  Antwerpen  kamen  die  Güter  so  reichlich,  daß 
die  Eisenbahn  das  Sammeln  und  Verpacken  ebensogut,  doch  schneller 
und  billiger  selbst  übernehmen  konnte1). 

Andere  Gebrechen,  die  man  dem  ersten  rheinisch-belgischen 
Tarif  nachsagte,  waren  von  geringerem  Belang.  So  wünschten  die 
Kölner,  daß  für  die  Versendung  auf  weitere  Strecken  wegen  der 
.gleichbleibenden  Generalunkosten  des  Bahnunternehmens  geringere 
Preise  gefordert  würden. 

Soviel  stand  doch  bald  fest,  daß  eine  gründliche  Änderung 
des  bestehenden  Tarifs  erforderlich  sei,  daß  das  System  der  vollen 
Wagenladungen  gemildert  und  hauptsächlich  auf  die  kleineren 
.Zwischenstationen  beschränkt  werden  müsse.  Als  Grundlage  für  einen 
ermäßigten  Tarif  konnten  die  Sätze  der  Schleppschiffahrtsgesell- 
schaft (mit  Einschluß  des  holländischen  droit  fixe)  dienen. 

Aber  so  weitgehende  Reformen  ließen  sich  nicht  von  heute 
auf  morgen  durchführen.  Ernstlich  angegriffen  konnten  sie  erst 
werden,  als  die  Schöpfer  des  Tarifs  aus  der  Direktion  zurückgetreten 
waren.  Aber  auch  dann  dauerte  es  noch'  Jahre,  ehe  allenthalben 
eine  leidliche  Zufriedenheit  mit  dem  Gütertarif  der  Rheinischen 
Eisenbahn  erzielt  wurde. 

])  Schon  am  22.  Dezember  1843  führte  im  Administrationsrat  ein  Mitglied  (Simonis) 
aus:  Wie  sehr  es  im  Interesse  der  Aktionäre  liege,  gegen  das  Waggonsystem  anzugehen, 
ergebe  sich  u.  a.  aus  der  Tatsache,  daß  er  10  Ballen  leinene  Garne  von  Gent  erhalten 
habe,  wovon  die  Fracht  bis  Köln  184  Frs.  60  Cts.  ausmache,  wogegen  der  commissionaire 
de  roulage,  durch  welchen  die  Waren  per  Eisenbahn  verladen  worden,  praeter  propter 
70  Frs.  daran  verdient  hätte. 
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Die  Weiterentwicklung  der  Gesellschaft  bis 
zur  Vollendung  der  Strecke  Köln-Herbesthal. 


ach  der  Eröffnung  der  ersten  größeren  Strecke  der  Rheinischen 


IN  Eisenbahn  von  Köln  bis  Aachen  war  es  die  Hauptaufgabe 
der  Verwaltung,  dafür  zu  sorgen,  daß  nun  auch  sobald  als  irgend 
möglich  die  ganze  Bahn  dem  Betriebe  übergeben  werden  könne. 
Die  vielen  anderen  Arbeiten  mußten  dagegen  doch  zurücktreten. 
Im  Jahre  1843,  etwa  im  Sommer  oder  Herbst,  so  glaubte  man 
schon  ungefähr  seit  1840,  würde  der  Anschluß  an  die  belgischen 
Bahnen  erreicht  werden.  Dieser  Anschluß  war  das  ersehnte  Ziel 
so  mancher  Jahre  schon,  er  sollte  endlich:  den  Pionieren  des  Fort- 
schritts den  erhofften  Lohn  bringen. 

Die  Bauarbeiten  der  Jahre  1842  und  1843  wurden  mit  be- 
sonderem Eifer  betrieben.  1842  kam  der  Bahn  dabei  sehr  günstiges 
Wetter  zu  Hilfe,  während  in  den  ersten  drei  Vierteln  des  Jahres 
1843  der  Regen  nicht  aufhören  wollte. 

Im  Jahre  1842  war  auf  der  Hauptstrecke  bis  Aachen  noch  viel 
und  zwar  hauptsächlich  für  die  Anschüttung  der  hohen  Dämme  zui  tun ; 
einige  Dämme  mußten  verstärkt  werden,  andere  waren  eingesunken; 
im  ganzen  wurden  13  000  Schachtruten  Erde  verstürzt.  Das  Gestänge 
der  Strecke  Köln— Aachen  hielt  sich  anfangs  sehr  gut,  dadurch  wurden 
Hoffnungen  auf  seine  Dauerhaftigkeit  erweckt,  die  sich  später  nicht 
ganz  erfüllten.  An  den  Stationen  waren  zahlreiche  kleinere  Bauten 
aufzuführen,  es  waren  Kesselhäuser,  Ladeschuppen  u.  dergl.  zu 
bauen.  Auf  die  Arbeiten  an  der  geneigten  Ebene  bei  Ronheide  wird 
gleich  noch  näher  eingegangen  werden.  Außer  dieser  Anlage  standen 
auf  der  Strecke  bis  zur  Grenze  noch  sehr  bedeutende  Arbeiten  aus; 
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bis  Ende  1842  war  der  größte  Teil  des  Planums,  ferner  eine  große 
Anzahl  kleiner  Brücken  hergestellt,  und  der  großartige  Geulviadukt 
ging  ebenfalls  der  Vollendung  entgegen. 

Während  des  Jahres  1843  waren  die  Arbeiten  für  den  Bahn- 
körper nicht  mehr  so  umfangreich.  Es  wurden  für  die  Strecke 
Köln — Aachen  nur  noch  rund  2 400  Schachtruten  Erde  verwendet, 
so  daß  die  Kosten  für  die  Erdarbeiten  erheblich  abnahmen.  Beim 
Oberbau  dagegen  nahmen  die  Kosten  schon  sehr  zu,  weil  das 
Material  zum  Teil  stark  gelitten  hatte.  Ferner  wurde  mit  der  Aus- 
rüstung der  Stationen  fortgefahren;  besonders  mußten  Anstalten 
für  die  Aufnahme  größerer  Gütermengen  getroffen  werden.  Mit 
der  Schlußsektion  IV  bis  zur  belgischen  Grenze  lag  es  anfangs 
des  Jahres  sehr  im  argen1).  Nur  durch  verdoppelten  Eifer  konnten 
diese  Mängel  wieder  wettgemacht  werden.  Immerhin  waren  gegen 
Ende  des  Jahres  noch  manche  Arbeiten  im  Rückstand,  so  der  Aus- 
bau der  Stationsanlagen  in  Herbesthal  und  der  Bau  des  Grenzbrücken- 
tores, der  auf  gemeinsame  Rechnung  ausgeführt  wurde.  Die  Grund- 
erwerbungen gingen  Ende  1843  doch  dem  Abschluß  entgegen,  nach- 

B Bei  den  Arbeiten  für  die  IV.  Sektion  kam  es  zu  Meinungsverschiedenheiten 
zwischen  der  Direktion  und  dem  Oberingenieur  Pickel,  die  zur  Lösung  seines  Dienst- 
verhältnisses führten.  Schon  seit  dem  Frühjahr  1839  herrschte  in  der  Direktion  und 
bei  den  Oberbeamten  große  Unzufriedenheit  und  Verstimmung  gegenüber  Pickel.  Den 
Anstoß  dazu  gaben  fortwährende  Streitigkeiten  Pickels  mit  den  Technikern,  die  mehrere 
von  diesen  zum  Austritt  veranlaßten,  ja  man  machte  ihm  den  Vorwurf  der  falschen  An- 
schuldigung seiner  Untergebenen.  Dann  kamen  technische  Fehler  bei  einigen  Konstruk- 
tionen vor,  mehrere  Veranschlagungen  des  Oberingenieurs  erwiesen  sich  als  falsch.  Er 
mußte  es  sich  gefallen  lassen,  daß  man  immer  häufiger  den  Maschinenmeister  und  andere 
Techniker  als  Revisoren  neben  ihn  setzte  und  beim  Auseinandergehen  der  Ansicht  jenen 
den  Vorzug  gab.  Es  kam  zu  scharfen  Wortgefechten  und  erbitterten  Briefen,  in  denen 
sich  Pickel  nach  der  Ansicht  der  Direktion  einen  höhnischen  und  hochfahrenden  Ton 
anmaßte.  Auch  Außenstehende  beklagten  sich  über  ein  verletzendes  Benehmen  Pickels. 
1841  und  1842  erhielt  Pickel  scharfe  Verweise,  weil  er  bei  bestimmten  Sitzungen  nicht  er- 
schienen war  und  die  Bahnstrecke  nicht  bereiste.  Als  Pickel  in  England  zum  Studium  der 
geneigten  Ebene  weilte,  hatte  er  die  Schlüssel  der  Plankammern  mitgenommen  und  gab 
sie  erst  nach  langem  Drängen  heraus.  Damals  wollte  ihn  Hansemann  schon  entfernen, 
vornehmlich  aber,  weil  er  Pickel  jedes  Administrationstalent  absprach.  Im  Sommer  1842 
zeigten  sich  große  Vernachlässigungen  bei  der  IV.  Sektion,  deren  Vorsteher  krank  ge- 
worden, aber  im  Dienst  geblieben  war.  Anfangs  wollte  man  Pickel  schadenersatz- 
pflichtig machen , einigte  sich  aber  dann  schließlich  mit  ihm , indem  man  ihm  größten- 
teils die  Leitungsarbeiten  abnahm.  Am  9.  Oktober  1843  reichte  er  — vor  der  ange- 
setzten Zeit  — sein  Abschiedsgesuch  ein,  das  bewilligt  wurde. 

Im  Zusammenhang  mit  diesen  Dingen  erließ  die  Direktion  von  1841  an  mehrmals 
Mitteilungen  an  die  Beamten,  bei  denen  sie  zum  Teil  im  Verkehr  mit  dem  Publikum 
„ein  herrisches  Wesen,  eine  zurechtweisende  Anmaßung,  ein  hochfahrendes  Entgegen- 
treten, wie  es  nicht  einmal  bei  Staatspolizeibeamten  geduldet  werden  könnte,“  bemerke, 
„Ungehörigkeiten,  die  abgestellt  werden  müßten.“ 
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dem  sie  besonders  große  Aufwendungen  und  langwierige  Prozesse 
mit  sich  gebracht  hatten. 

Die  wichtigste  und  interessanteste  Bauarbeit  des  Jahres  1843 
betraf  die  geneigte  Ebene  bei  Aachen.  Um  den  Höhenzug,  die 
Wasserscheide  zwischen  Rhein  und  Maas,  die  den  höchsten  Punkt 
der  Rheinischen  Eisenbahn  bildete,  zu  erreichen,  hatte  man  be- 
kanntlich nach  manchen  Erwägungen  auf  Vorschlag  Pickels  diese 
neuere  technische  Einrichtung  gewählt.  Als  Muster  dienten  eng- 
lische und  belgische  Maschinenberge  und  speziell  auch  die  Anlage 
der  Düsseldorf -Elberfelder  Eisenbahn  bei  Erkrath1). 

Pickel  wandte  sein  besonderes  Interesse  der  geneigten  Ebene 
zu,  versuchte  verschiedene  Einrichtungen  praktisch  und  beschränkte 
seine  Tätigkeit  später,  als  die  Spannung  zwischen  ihm  und  der 
Direktion  zunahm,  fast  vollständig  auf  diese  Arbeiten.  1841  be- 
gann auf  der  Höhe  des  Aachener  Busches  bei  Ronheide  der  Bau 
des  Maschinengebäudes,  1842  wurden  die  Dammschüttungen  zum 
Hauptteil  ausgeführt,  das  Maschinenhaus,  die  Kesselräume,  die  Spann- 
vorrichtungsräume, der  große  Schornstein,  das  Signalwärterhaus  und 
eine  große  Regenzisterne  auf  der  Höhe  fertiggestellt.  Die  Dampf- 
maschinen sollten  von  Jacobi,  Haniel  ünd  Huyssen  noch  im  Jahre  1842 
geliefert  werden.  Es  wurde  aber  nur  die  kleine  Dampfmaschine  1842 
auf  gestellt,  die  zum  Herstellen  des  Vakuums  in  den  Kondensatoren 
und  zum  Wasserpumpen  dienen  sollte.  Die  beiden  großen  Dampf- 
maschinen aber  wurden  und  wurden  nicht  fertig,  so  daß  ein  paar 
Fristverlängerungen  erfolgen  mußten.  Dann  fand  man  sie  (im  August 
1843)  in  Einzelheiten  den  gemachten  Angaben  nicht  entsprechend, 
aber  bald  zeigte  sich,  daß  sie  recht  gut  funktionierten.  1843  wurde 
das  Planum  für  die  geneigte  Ebene  in  Bereitschaft  gesetzt,  die 
Schienen  wurden  gelegt,  die  Bauten  beendigt,  die  großen  Maschinen 
aufgestellt  und  der  Betrieb  aufgenommen.  Nur  der  innere  Ausbau 
der  Wohnungen  blieb  noch  dem  nächsten  Jahr  Vorbehalten. 

Die  Einrichtung  der  schiefen  Ebene,  wie  sie  im  Oktober  1843 
mit  der  gänzlichen  Bahneröffnung  ebenfalls  in  Betrieb  genommen 
wurde,  war  folgende 2) : Auf  der  Höhe  der  geneigten  Ebene  waren 
die  beiden  großen  Dampfmaschinen  eingemauert,  die  durch  drei 
Dampfkessel  alimentiert  wurden;  außerdem  waren  drei  Reserve- 
kessel vorhanden.  Die  Maschinen  konnten  sowohl  mittels  Hoch- 


3 ) Diese  erhielt  allerdings  bald  eine  etwas  andere  Einrichtung. 

2)  Diese  Beschreibung  schließt  sich  an  den  Verwaltungsbericht  für  1844  an. 
Auch  sind  noch  genaue  Beschreibungen  und  Berechnungen  Pickels  sowie  Konstruktions- 
zeichnungen vorhanden. 
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druck  als  mittels  Niederdruck  arbeiten ; sie  verbrauchten  im  letzteren 
Falle  erheblich  (31  Zentner  täglich)  weniger  Kohlen  und  arbeiteten 
dann  natürlich  bedeutend  billiger,  aber  sie  konsumierten  auch  24  mal 
soviel  Kondensationswasser,  das  nur  während  eines  Viertels  des 
Jahres  aus  der  Zisterne  entnommen  werden  konnte.  Die  stehen- 
den Maschinen,  die  einen  Effekt  von  200  Pferdekräften  aufwiesen  und 
stets  zusammenwirkten,  setzten  ein  besonders  hergestelltes,  starkes 
Drahtseil  ohne  Ende,  das  ein  Gewicht  von  227  Zentner  hatte,  in 
Bewegung.  Dieses  Seil,  das  auf  eisernen  Rollen  ruhte,  ging  am 
unteren  Ende  der  geneigten  Ebene,  am  Ausgang  des  Aachener 
Bahnhofs,  um  ein  horizontales  Rad.  Am  oberen  Ende  auf  der  Höhe 
— die  im  Verhältnis  von  1:38  anstieg  und  600  Ruten  lang  war  — 
schlang  es  sich  um  die  Treib-,  Spann-  und  Leiträder.  Mit  einem 
schweren  Gegengewicht  und  einer  besonderen  Konstruktion  wurde 
die  Spannung  aufrecht  erhalten,  so  daß  das  Seil  die  Erde  nicht 
berührte.  Sollten  nun  Wagen  heraufgezogen  werden,  so  wurde  vorn 
und  hinten  an  dem  Zug  ein  starker,  sechsräderiger  Bremsschlitten 
angebracht.  Ein  Zug  sollte  im  allgemeinen  zur  Schonung  des  Seiles 
und  der  Kuppelungen  aus  nicht  mehr  als  10  vollständig  beladenen 
oder  20  unbeladenen  Wagen  bestehen,  sie  durften  damit  ein  Höchst- 
gewicht von  1760  Zentner  repräsentieren.  Jeder  der  beiden  Brems- 
schlitten war  mit  eisernen  Zangen  versehen,  die  nun  das  Seil  um- 
klammerten und  die  Schlitten  mitsamt  dem  Zug  emporzogen. 
Oben  wurden  die  Zangen  schnell  gelöst,  und  die  Wagen 
rollten  auf  der  horizontalen  Strecke  der  Station  Ronheide  noch 
ein  Stück  weiter.  Dann  wurde  ihnen  wieder  eine  Lokomotive  vor- 
gespannt, mit  der  es  in  geschwinder  Fahrt  nach  Belgien  ging.  Bergab 
wurde  die  stehende  Maschine  nicht  benutzt,  vielmehr  rollten  die 
Wagen  bei  der  Hinabfahrt  schon  von  selbst.  Es  war  nur  notwendig, 
vor  je  5 — 6 Wagen  von  den  10 — -12,  aus  denen  auch  diesmal  die 
Züge  bestehen  sollten,  einen  Bremsschlitten  zu  spannen,  durch  den 
ein  zu  starker  Schwung  leicht  gezügelt  werden  konnte1). 

Zur  Regelung  des  komplizierten  Betriebes  stellte  Hauchecorne 
ein  eigenes  Dienstreglement  vom  29.  Oktober  1843  auf,  nach  dem 
das  Handinhandarbeiten  vorzüglich  klappte.  Der  Maschinenberg 
wurde  zum  erstenmal  am  18.  September  1843  und  im  nächsten  Monat 
häufig  zur  Probe  befahren.  Die  Anlagen  bewährten  sich  schon 
bei  den  Festfahrten  im  Oktober,  auch  künftig  kamen  Unglücks- 


1)  Es  sei  schon  hier  bemerkt,  daß  die  stehende  Maschinen-  und  die  Seileinrich- 
tung  1855  aufgegeben  wurde;  von  da  ab  wurden  die  Züge  von  zwei  englischen  Tender- 
lokomotiven auf  die  Höhe  bugsiert. 

Veröffentlichungen  des  Rhein.- Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  L 


25 


386 


Achtes  Kapitel. 


fälle  nicht  vor.  Bedauerlich  war  nur  der  große  Kohlenverbrauch 
(1844  fast  25000  Zentner)  und  in  noch  höherem  Grade  die  starke 
Abnutzung  des  teueren  Seiles  und  der  Wagenkuppelungen;,  das  Seil 
brach  in  der  ersten  Zeit  infolge  des  starken  Druckes  der  Zangen 
verschiedene  Male.  Die  ganze  Einrichtung  stand  unter  der  Auf- 
sicht des  Maschinenmeisters  Pellenz,  der  dafür  sorgte,  daß  nur  ganz 
einwandfreie  Leute  zur  Bedienung  der  Strecke  Aachen — Ronheide 
zugelassen  wurden. 

Der  Betrieb  von  Ronheide  bis  zur  Grenze  wurde  nicht  mehr 
allein  von  der  Rheinischen  Eisenbahn  unterhalten,  sondern  die  kurze 
Schlußstrecke  wurde  einheitlich  mit  der  gleichartigen  Linie  Herbes- 
thal— Verviers  von  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  und 
Belgien  gemeinsam  verwaltet.  Nach  einer  von  Hauchecorne  und 
Masui  am  6.  März  1843  geschlossenen  Konvention  hatte  Belgien 
die  Förderungskräfte  der  Züge,  die  Rheinische  Eisenbahn  die  Per- 
sonenwagen, eine  Anzahl  Räume  und  das  Begleitungspersonal  (Zug- 
führer, Schaffner,  Bremser)  zu  stellen.  Wurde  nur  eine  Teilstrecke 
oder  aber  eine  längere  Strecke  über  die  Endpunkte  hinaus  gefahren, 
so  erfolgte  eine  besondere  Verrechnung.  In  Herbesthal  wurde  ein 
größeres  gemeinsames  Empfangs-  und  Abfertigungsbüro  eingerichtet. 

Für  die  geschilderten  Einrichtungen  auf  der  geneigten  Ebene 
mußte  natürlich  auch  ein  brauchbares  Signalsystem  zwischen  den 
beiden  Endpunkten  der  Strecke  geschaffen  werden.  Zwar  gab  es 
auf  der  ganzen  Länge  der  Bahnstrecke  optische  Telegraphenanlagen, 
wie  sie  in  Preußen  seit  dem  Anfang  der  30  er  Jahre  gebräuchlich 
waren  (1.  Linie  Berlin — Magdeburg — Halberstadt — Höxter — Köln — 
Koblenz),  also  einfache  Zeichen  für  das  Auge,  die  in  beweglichen 
Armen,  Körben,  Scheiben  oder  Pfeilen  bestanden.  Zur  Ergänzung 
befanden  sich  übrigens  an  den  Dämmen  der  Bahn  noch  besondere 
Weiser,  nämlich  erstens  in  Abständen  von  je  einer  halben  Meile 
hohe  Pfosten,  zweitens  von  20  zu  20  Ruten  eine  Art  Chausseesteine, 
drittens  über  die  Strecke  verteilt  40 — -50  Tafeln,  die  den  Lokomotiv- 
und  Bremsenführern  mit  ein  paar  Strichen  das  Terrain  erläuterten  — 
eine  bei  dem  bergigen  Bahngelände  zweckmäßige  Vorrichtung,  die 
man  der  Kaiser  Ferdinands  Nordbahn  nachahmte. 

Für  die  geneigte  Ebene  aber  hielt  man  die  vorhandenen  Signale 
für  nicht  ausreichend  und  führte  darum  eine  Neuerung  ein,  die 
man  in  ihrer  praktischen  Anwendung  auf  dem  Kontinent  noch  nicht 
kannte,  den  elektromagnetischen  Telegraphen.  Fußend  auf  den  Er- 
findungen von  Gauß,  Weber  und  Steinheil  hatten  sich  in  England 
1837  Wheatstone  und  Cooke  ein  Patent  auf  einen  Nadeltelegraphen 
geben  lassen,  der  dann  bald  auf  der  London-Blackwell  und  auf 
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einem  Teil  der  Great  Western  Eisenbahn  zur  Anwendung  kam. 
In  Deutschland  erbot  sich  Moltrecht  in  Hamburg  zu  elektrotechni- 
schen Anlagen  nach  diesem  System  und  war  schon  im  Sommer 
1842  an  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  herangetreten1).  Bei 
dem  Verständnis  für  neue  Erfindungen,  das  die  Direktion  stets  zeigte, 
war  sie  im  Oktober  mit  Moltrecht  in  Verbindung  getreten  und  hatte 
die  Vorteile  eines  solchen  Telegraphen  durch  den  Oberingenieur 
und  den  Maschinenmeister  prüfen  lassen.  Moltrecht  forderte  für 
die  Einrichtung  5300  Taler,  eine  nach  der  Ansicht  der  Direktion 
im  Verhältnis  zu  den  Kosten  des  optischen  Telegraphen  zu  hohe 
Summe.  Nur  auf  Pickels  Befürwortung  wurde  weiter  verhandelt 
und  der  Preis  noch  ein  wenig  (um  300  Taler)  gemindert;  ein  In- 
genieur ging  nach  Hamburg  und  kam  endlich  im  Februar  1843  mit 
dem  Elektrotechniker  zu  einer  Einigung. 

Dieser  erste  elektrische  Telegraph  im  festländischen  Europa 
verband  bald  die  Station  Aachen  mit  dem  Maschinenhaus  der  Station 
Ronheide.  Zur  Leitung  des  in  den  galvanischen  Batterien  an  den 
beiden  Stationen  erzeugten  elektrischen  Stromes  dienten  vier  kräftige 
Eisendrähte,  von  denen  je  zwei  eine  Kette  bildeten.  Bei  der 
Schließung  oder  Unterbrechung  des  Stromkreises  durch  die  beiden 
Telegraphisten  konnten  nun  in  der  Weise  die  gewünschten  Zeichen 
gegeben  werden,  daß  die  sprechende  Station  durch  einen  Elektro- 
magneten einen  Zeiger  auf  bestimmte  Buchstaben  eines  Zifferblattes 
rückte  und  damit  zugleich  dieselbe  Bewegung  eines  Zeigers  an  einem 
Zifferblatt  in  der  empfangenden  Station  bewirkte.  Zwei  Tabellen 
kombinierten  die  Fragen  und  Antworten,  die  der  Zeiger  auf  dem 
Zifferblatt,  das  sechs  Buchstaben  hatte,  angeben  konnte.  Zum  Be- 
ginn und  zum  Abschluß  des  Gesprächs  gaben  sich  die  beiden  Stellen 
Glockenzeichen.  Durch  den  elektrischen  Strom  machte  man  einen 
Eisenstab,  der  vielfach  mit  dünnem  Draht  umwickelt  war,  magne- 
tisch, dadurch  wurde  ein  Haken  angezogen,  der  seinerseits  den 
Mechanismus  eines  Uhrwerks  nach  Art  einer  Weckeruhr  in  Gang 
brachte. 

Eine  Instruktion  Hauchecornes  für  die  Telegraphenwärter  (in 
dem  Reglement  vom  29.  Oktober)  schärfte  ihnen  die  größte  Vor- 


l)  Hansemann  forderte  darauf  in  seiner  Schrift:  „Über  die  Ausführung....“  vom 
November  1842,  S.  36  und  37,  daß  das  Planum  der  Eisenbahnen  zur  Anlage  von  Tele- 
graphen auf  Staatskosten  benutzt  werde ; die  Bedienung  könnten  die  Angestellten  der 
Gesellschaften  übernehmen.  Es  sei  nicht  mehr  zu  bezweifeln,  daß  elektrische  Telegraphen 
zur  Korrespondenz  des  Gouvernements  nach  allen  Hauptrichtungen  benutzt  werden  könnten. 
„Wie  wirksam  diese  Einrichtung  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  die  Kraftentwicklung 
des  Staates  sein  kann,  ist  augenfällig.“ 
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sicht  ein  und  verbot  ihnen  jedes  überflüssige  Telegraphieren.  Jeden 
Abend  mußten  die  Batterien  aus  den  Säuren  genommen  und  ge- 
reinigt, jeden  Morgen  wieder  hineingesteckt  werden.  Eine  Viertel- 
stunde vor  Abgang  des  ersten  Zuges  von  Aachen  aus  waren  mehrere 
Signale  (nach  der  zweiten  Tabelle;,  die  weniger  dringende  Gespräche 
angab)  zu  übermitteln,  damit  die  Telegraphisten  sich  überzeugten, 
daß  die  Apparate  richtig  funktionierten.  Daraufhin  und  bei  jedem 
späteren  Zuge  auf  ein  gegebenes  Zeichen  wurde  die  Dampfmaschine 
in  Ronheide  in  Bewegung  gesetzt,  sie  machte  dann  mit  dem  leeren 
Seil  einige  Umdrehungen,  und  die  Beförderung  konnte  losgehen. 

Dieser  Telegraph  bewährte  sich  ganz  gut,  nur  bedurften  die 
Batterien  bald  der  Verstärkung.  Der  Mechanismus  erregte  gerechtes 
Aufsehen,  und  häufig  kamen  Interessenten,  namentlich  von  anderen 
Eisenbahnen,  um  das  merkwürdige  Ding  in  Augenschein  zu  nehmen. 
1846  richtete  die  Thüringische  Eisenbahn  für  die  Teilstrecke  Halle 
Weißenfels  einen  elektromagnetischen  Telegraphendienst  ein.  Dann 
beschäftigte  sich  auch  der  Generalstab  und  in  seinem  Auftrag  Werner 
Siemens  mit  dem  Telegraphenwesen.  Aber  es  dauerte  doch  noch 
lange,  bevor  eine  allgemeine  Einführung  erfolgte1). 

Im  ganzen  kann  man  behaupten,  daß  die  Bauarbeiten  der 
Rheinischen  Eisenbahn  glücklich  von  statten  gingen.  Irgendwelche 
große  Stockungen  traten  nicht  ein.  Auch  Unglücksfälle  von  Be- 
deutung, wie  sie  andere  Eisenbahnunternehmungen  bei  der  Bau- 
ausführung oder  bei  den  Anfängen  des  Bahnverkehrs  zu  beklagen 
hatten,  blieben  der  Rheinischen  Eisenbahn  erspart.  Allerdings  kamen 
manche  kleinere  Bauunfälle  auch  in  den  Jahren  1842  und  1843 
vor,  ein  paar  kleine  Brücken  stürzten  ein,  die  ganze  vierte  Sektion 
bedurfte  mancher  Revisionen.  Einmal  mußten  ein  Coaks Verwalter 
und  ein  paar  Kassenbeamte  wegen  Veruntreuungen  entlassen  werden. 
Ein  anderes  Mal  stießen  zwei  Lokomotiven  zusammen  und  wurden 
arg  beschädigt.  Aber  das  waren  alles  Unfälle,  die  sich  verschmerzen 
ließen,  und  die  Direktion  war  eifrig  darauf  bedacht,  womöglich 
gleich  die  Ursachen  zu  beseitigen.  Als  im  Winter  1842/43  ein 
Güterzug  bei  Stolberg  gegen  einen  Lastwagen  gefahren  war,  wurde 
dafür  gesorgt,  daß  hinfort  von  der  Dunkelheit  an  alle  Lokomotiven 
vorne  zwei  große  Laternen  mit  roten  Scheiben  trugen;  fernerhin 
wurden  auch  sonst  an  gewissen  Stellen  des  Zuges  Laternen  ange- 
bracht und  alle  Zugführer  und  Schaffner  mit  Gürtellaternen  aus- 
gerüstet. Das  Innere  der  Personenzüge  zu  beleuchten,  konnte  sich 

1)  Auf  welche  Hindernisse  eine  Telegraphenanlage  in  größerem  Stil  stieß,  erfuhr 
die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  zu  Ende  der  40  er  Jahre. 
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die  Direktion  nicht  entschließen.  Sie  erklärte  das  für  „vollständig 
überflüssig“  und  mußte  in  einer  späteren  Zeit,  als  man  schon  Nacht- 
fahrten auf  der  Bahn  plante,  geradezu  dazu  gezwungen  werden. 
Nur  die  erste  Wagenklasse  war  notdürftig  durch  außen  befestigte 
Laternen  mit  erhellt. 

Einen  gewaltigen  Schrecklen  jagte  wie  allen,  die  mit  Eisen- 
bahnen zu  tun  hatten,  so  auch  der  Rheinischen  Eisenbahngesell- 
schaft das  erste  große  Eisenbahnunglück  der  ersten  Jahrzehnte, 
der  Zusammenstoß  zweier  Züge  auf  der  Paris-Versailler  Bahn  bei 
Belleville  am  8.  Mai  1842  ein,  bei  dem  50  Personen  tot  blieben.  In 
den  Direktionssitzungen  überlegte  man  die  Folgen  und  die  ange- 
zeigten Verhütungsmaßregeln  hin  und  her;  seitdem  wurde  je  ein 
zweiter  Schlüssel  der  Wagentüren  in  Notkästen  zur  Verfügung 
der  Reisenden  aufgehängt.  — 

Auch  in  bezug  auf  die  Betriebsmittel  und  deren  Versorgung 
waren  die  Jahre  1842  und  1843  noch  Jahre  der  Rüstung.  Aber 
auch  hier  wurde  in  dieser  Zeit  doch  ein  gewisser  Grad  von  Voll- 
ständigkeit erreicht.  1843  wurden  noch  zwei  große  14  zöllige  Loko- 
motiven mit  Dampf expansion  und  gekuppelten  Rädern  aus  der  Fabrik 
von  Regnier-Poncelet  in  Lüttich  bezogen,  die  der  Vorliebe  der  Direk- 
tion für  die  antike  Mythologie  entsprechend  Jupiter  und  Mars  be- 
nannt wurden.  Sie  erwiesen  sich  als  hervorragend  tüchtig,  vor  allem 
wegen  ihrer  verbesserten  Expansion.  Einen  sehr  starken  Zuwachs 
erfuhr  der  Wagenpark,  dem  es  in  erster  Linie  an  Güterwagen  für 
den  schnell  zunehmenden  Warentransport  fehlte ; so  kamen  1843  noch 
104  Güter-  und  zwei  Personenwagen,  zumeist  aus  den  bewährten 
belgischen  Fabriken,  an.  Dann  wurden  noch  30  Transport- 
wagen speziell  für  die  Hauptgütergattungen,  für  Eisen  und  Kohlen, 
bestellt. 

Die  Lokomotiven  hatten  im  Jahre  1843  2127  Arbeitstage,  an 
denen  sie  insgesamt  27  205  Meilen  zurücklegten.  Sie  verbrauchten 
dabei  63  766  Zentner  Coaks  oder  2 Zentner  34  Pfund  pro  Meile. 
Der  Coakskonsum  war  in  dem  Jahre  1843  verhältnismäßig  viel  ge- 
ringer als  in  den  Vorjahren  (um  20  0/0),  weil  nicht  nur  die  Coaks 
ersparenden  Expansionsvorrichtungen  an  allen  Dampfwagen  ange- 
bracht wurden,  sondern  noch  mehr,  weil  ein  rationelles  Prämien- 
system die  Lokomotivführer  und  Heizer  zur  Sparsamkeit  anhielt. 
Auf  den  Vorschlag  des  Maschinenmeisters  wurde  nämlich  am 
8.  November  1842  von  der  Direktion  angeordnet,  daß  dem  Per- 
sonal für  jeden  ersparten  Zentner  Coaks  4Y2  Sgr.  vergütet  würden 
unter  Annahme  eines  bestimmten  Normalbedarfs  (von  180  bezw.  225 
Pfund  pro  Meile).  Die  Folge  war,  daß  6870  Zentner  Coaks  im 
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Wert  von  2977  Taler  gespart  wurden,  eine  Summe,  von  der  an  Prä- 
mien nur  855  Taler  abgegeben  zu  werden  brauchten1). 

Da  die  ganze  Verwaltung  unter  dem  Prinzip  des  Sparens  stand, 
jede  überflüssige  Ausgabe  peinlich  vermieden  wurde 2),  so  wandte 
die  Direktion  das  Prämiensystem  auch  bei  anderen  Verbrauchsgegen- 
ständen an.  Am  meisten  ins  Auge  fielen  die  Minderausgaben 
noch  bei  dem  zum  Schmieren  verwandten  Knochenöl.  Die  Prämie 
für  die  Ölersparnis  (ebenfalls  im  November  1842  beschlossen)  wurde 
für  das  Quart  Öl  auf  5 Sgr.  bemessen,  wobei  vorausgesetzt  wurde, 
daß  für  die  Hin-  und  Rückfahrt  einer  Lokomotive  von  Köln 
nach  Aachen  7 Quart  notwendig  seien;  daß  unter  dieser  Norm 
kein  Minderverbrauch  stattfinde,  wurde  durch  eine  scharfe  Kon- 
trolle gesichert.  So  wurden  denn  1843  2985  Quart  Knochenöl  im 
Wert  von.  1493  Taler  weniger  verbraucht,  von  denen  430  Taler 
den  Lokomotivführern  und  Bremsenführern  zugewiesen  wurden. 

Von  den  Eigenbetrieben  der  Eisenbahn  war  in  den  genannten 
Jahren  die  Coaksfabrikation  in  Eschweiler  von  großer  Bedeutung. 
Der  Verbrauch  an  Coaks  bezifferte  sich  1843  auf  7°329  Zentner 
(darunter  63760  Zentner  für  die  Lokomotiven,  5590  Zentner  für 
die  stehende  Maschine),  wovon  noch  immer  der  größere  Teil  wegen 
der  Unzulänglichkeit  der  Öfen  in  Eschweiler,  aber  auch  wegen 
der  Verschlackung  der  Maschine  bei  den  dort  produzierten  Coaks 
kontraktlich  gelieferte  Ruhr  coaks  waren,  nämlich  50  000  Zentner.  Die 
Eschweiler  Coaks  ergaben  eine  Quantität  von  23  760  Zentner  aus 
annähernd  40  000  Zentner  Fettkohlen.  Da  die  Güte  der  Eschweiler 
Coaks  aber  im  Zunehmen  war  und  das  Geschäft  sich  auch  ren- 
tierte, wurde  eine  baldige  Vermehrung  der  Öfen  beabsichtigt. 
Während  die  von  der  Ruhr  bezogenen  Coaks  sich  auf  fast  14  Sgr. 
stellten,  waren  die  Eschweiler  Coaks  schon  für  10  Sgr.  4 Pfg. 
pro  Zentner  zu  fabrizieren. 


1 ) Schon  1844  wurde  die  Normalquote  entsprechend  zu  ungunsten  der  Lokomotiv- 
führer herabgesetzt. 

2)  In  der  Direktion  tadelten  manchmal  die  Kölner  Direktoren  die  kostspielige 
Anlage  der  auswärtigen  Bahnhöfe,  ihre  Aachener  Kollegen  die  großen  für  die  Fortfüh- 
rung der  Eisenbahn  zum  Freihafen  auszuwerfenden  Summen.  Im  Administrationsrat  und 
von  anderer  Seite  wurden  der  Direktion  oft  die  herbsten  Vorwürfe  gemacht.  Im  allge- 
meinen wurde  doch  im  großen  wie  im  kleinen  nach  Kräften  gespart.  Der  Direktor  der 
belgischen  Bahnen,  Masui,  der  großen  Anteil  an  der  Entwicklung  der  Eisenbahn  nahm, 
sich  auch  gelegentlich  das  Prämiensystem  erläutern  ließ,  sagte  in  der  Generalversammlung 
vom  Mai  1843  mit  Recht : „Er  habe  eine  Menge  Eisenbahnen  gesehen  und  untersucht 
und  könne  versichern,  daß  ihm  keine  bekannt  sei,  auf  welcher  in  Berücksichtigung  der 
Kunstbauten  und  der  schnellen  Ausführung  derselben  die  Arbeiten  solider  und  wohlfeiler 
ausgeführt  worden  als  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn.“ 


Die  Anlagekosten  der  Eisenbahn. 
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Da  der  Bahnverkehr  im  Jahre  1843  doch  noch  in  den  ersten 
Entwickelungsstadien  stand,  so  war  natürlich  für  die  nächsten  Jahre 
auch  mit  einer  beträchtlichen  Vermehrung  der  Verbrauchsquantitäten 
zu  rechnen. 

Mit  dem  Ende  des  Jahres  1843  und  mit  dem  Beginn  des  vollen 
Verkehrs  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  waren  die  Ausgaben  für  die 
Anlage,  wie  später  noch  zu  zeigen  sein  wird,  durchaus  nicht  zu  Ende. 
Bis  zum  Jahresschluß  war  schon  das  recht  erhebliche  Kapital  von 
8301071  Taler  aufgewandt  worden.  Der  bei  weitem  größere  Teil 
fiel  auf  die  Ausgaben  für  die  allgemeine  Verwaltung  und  die  eigent- 
lichen Baukosten,  nämlich  die  Summe  von  7 741  943  Taler;  den 
Hauptbetrag  davon  machte  die  Baurechnung  mit  6 487  584  Taler 
aus1).  Hinzu  kam  als  zweiter  Posten  eine  Summe  von  559  128  Taler 
für  das  Betriebsinventarium 2). 

Als  die  notwendigsten  Bauaufgaben  allmählich  für  die  Ver- 
waltung der  Rheinischen  Eisenbahn  zurücktraten,  gewannen  andere, 
bisher  bei  Seite  geschobene  mehr  und  mehr  an  Dringlichkeit.  Eine 
wichtige  der  nun  in  den  Vordergrund  rückenden  Fragen  wurde  be- 
reits erwähnt : es  ist  das  Problem  der  Fortführung  der  Bahn  vom 
Bahnhof  am  Türmchen  zum  Freihafen. 

Wenn  die  Erfüllung  dieser  statutenmäßig  übernommenen 
Pflicht  für  die  Rheinische  Eisenbahn  und  die  stark  daran  interessierte 
Stadt  Köln  zu  einem  Problem  wurde,  so  lag  das  an  verschiedenen 
Umständen.  Die  Vorteile,  die  eine  unmittelbare  Verbindung  von 
Schelde  und  Rhein  bieten  würde,  wie  man  sie  in  so  stolzen  Worten 
immer  gefordert,  wurden  auch  seitens  der  Mehrheit  der  Direktoren 
nicht  verkannt.  Das  Hindernis,  das  in  den  ersten  Jahren  sich  fast 
unübersteigbar  in  den  Weg  stellte,  war  der  Geldmangel.  Später 
kam  bei  manchen  die  Befürchtung  hinzu,  man  würde  durch  eine 
direkte  Umladung  vom  Schiff  in  den  Waggon  und  umgekehrt  die 
Konkurrenz  der  Rheinstraße  stärken,  ein  Bedenken,  das  ausschlag- 
gebend wurde,  als  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  sich  für 
die  Fortführung  der  Bahnen  am  Rheinufer  zu  interessieren  begann. 


ß Darunter  die  Arbeiten  in  den  vier  Bausektionen  (außer  Stationen  und  Tunnels) 
mit  3721294  Taler,  der  Königsdorfer  Tunnel  mit  807991  Taler,  der  Nirmer  Tunnel  mit 
456123  Taler,  der  Aachener  Tunnel  mit  393  911  Taler,  sämtliche  Stationen  mit  479253 
Taler,  die  geneigte  Ebene  und  Station  Ronheide  mit  121926  Taler,  der  Grunderwerb 
mit  623863  Taler,  die  Bahnwärterhäuschen  mit  27884  Taler,  die  Coaksöfen  zu  Esch- 
weiler  mit  10  146  Taler. 

2)  Darunter  14  Lokomotiven  nebst  Tender  und  allem  Zubehör  mit  214  215  Taler, 
310  Wagen  (54  Personen-,  200  Güter-,  30  Equipagen-,  21  Vieh-  und  5 Dienstwagen)  mit 
314296  Taler,  Ausstattung  der  Werkstätten  usw.  mit  30707  Taler. 
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In  den  Jahren  des  Baues  wirkte  endlich  noch  die  Teilnahmslosig- 
keit, wenn  nicht  die  Abneigung  mit,  die  von  den  Aachener  Direktoren 
mit  Hansemann  an  der  Spitze  dem  Werk  gegenüber  gezeigt  wurde, 
das  zunächst  den  Wünschen  der  Stadt  Köln  gemäß  ausgeführt  werden 
sollte.  In  Köln  schob  man  die  Schuld  an  der  so  peinlich  empfundenen 
Verschleppung  hauptsächlich  auf  den  alten  Gegensatz  zwischen  Köln 
und  Aachen,  ohne  den  man  sich  die  Vernachlässigung  der  früher  doch 
selbst  übernommenen  Pflicht  nicht  glaubte  erklären  zu  können. 

Im  Frühjahr  1842  schien  die  Freihafenfrage  bereits  ihrer  end- 
gültigen Erledigung  entgegenzugehen.  Nach  den  vielen  Aufforde- 
rungen an  die  Gesellschaft  selbst  von  seiten  der  Stadt,  der  Handels- 
kammer und  der  Bürgerschaft,  nach  den  Bitten  an  die  Behörden, 
den  Immediatgesuchen  an  den  König  schien  die  Eisenbahngesell- 
schaft der  Stadtverwaltung  die  Hand  zum  Frieden  reichen  zu  wollen. 
Am  5.  Januar  1842  sprach  sich  der  Oberbürgermeister  in  einem 
Schreiben  an  die  Eisenbahndirektion  den  Stadtratsbeschlüssen  ge- 
mäß gegen  eine  Trennung  der  Güter-  und  Personenstation  und 
die  Verlegung  der  letzteren  allein  in  den  Freihafen  aus.  Er  wünschte 
eine  baldige  Übereinkunft  und  stellte  für  diesen  Fall  angemessene 
freiwillige  Konzessionen  der  Stadt  in  Aussicht : einen  Geldzuschuß, 
Abtretung  von  Terrains,  Erdanschüttungen,  Erbreiterung  des  Frei- 
hafenwerfts. 

Daraufhin  entschloß  sich  die  Direktion,  durch  einen  un- 
parteiischen, erstklassigen  Sachkenner  eine  nochmalige  Prüfung  der 
ganzen  Lage  anzuordnen,  dabei  auch  die  Kölner  Lokal-  und 
Personalverhältnisse  in  Rücksicht  ziehen  zu  lassen.  Eine  Menge  von 
Lösungsversuchen  von  den  Technikern  und  einzelnen  Direktoren 
lagen  aus  der  letzten  Zeit  als  Material  vor.  Am  5.  Februar  wurde 
zu  dem  Gutachten  der  Regierungs-Baurat  Mellin  in  Magdeburg  be- 
rufen, der  aber  ablehnen  mußte.  Ein  Vorschlag  der  Stadt  (vom 
10.  März),  eine  Preisbewerbung  eintreten  zu  lassen,  zu  der  auch 
die  städtische  Verwaltung  100  Friedrichdor  stiften  wollte,  fand  bei 
der  Direktion  keine  Gegenliebe.  Diese  berief  vielmehr  nur  den 
Oberbauinspektor  Mertens  von  der  Braunschweig-Wolfenbüttler  Bahn 
zu  dem  Gutachten  nach  Köln.  Er  nahm  an  und  kam  Anfang  April 
an  den  Rhein,  um  die  Arbeit  auszuführen. 

Schon  am  26.  April  konnte  die  Direktion  in  einer  Plenar- 
sitzung in  Anwesenheit  von  Mertens  dessen  Vorschläge  entgegen- 
nehmen. Er  hatte  nach  sorgfältiger  Prüfung  einen  neuen  Plan  auf- 
gestellt  und  legte  ihn  mit  einem  Erläuterungsprotokoll  und  Anmer- 
kungen seinen  Auftraggebern  vor.  Der  Plan  trennte  den  Personen- 
und  den  Güterbahnhof  streng  voneinander,  wich  aber  insofern  von 


Erneute  Verhandlungen  wegen  der  Fortführung  zum  Freihafen. 
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den  früheren  Projekten  ab,  als  er  die  beiden  Bahnhöfe  außerhalb  der 
Ringmauer  der  Stadt  nahe  an  das  Trankgassentor  und  damit  an  den 
Freihafen  verlegte.  Das  Terrain  für  den  Güterbahnhof  war  größten- 
teils noch  dem  Rhein  abzugewinnen,  der  Personenbahnhof  sollte 
des  Hochwassers  wegen  51/2  Fuß  höher  als  das  Rheinufer  an  das 
Trankgassentor  gelegt  werden;  bis  zu  diesen  beiden  Endpunkten 
würde  der  volle  Dampfwagenbetrieb  gestattet  sein.  Hierbei  war  die 
Beibehaltung  des  Bahnhofs  am  Türmchen  vorausgesetzt.  Der  starke 
Verkehr  der  angrenzenden  Stadtteile  würde  nicht  gestört  werden, 
breite  Avenüen  sollten  die  Zugänge  bilden.  Spezielle  Kostenanschläge 
hatten  sich  wegen  des  Zeitmangels  noch  nicht  ausarbeiten  lassen. 
Auch  fehlten  noch  die  Detailzeichnungen.  Nach  den  vorläufigen 
Überschlägen,  die  Mertens  angefertigt  hatte,  würden  sich  die  Ge- 
samtkosten auf  nicht  mehr  als  250000  Taler  belaufen,  wobei  jedoch 
zahlreiche  Arbeiten  der  Stadt  Köln  zugewiesen  waren,  vor  allem 
die  Erbreiterung  des  Werfts  durch  Erdanschüttungen  und  der  Bau 
einer  Werftmauer. 

Dieser  Vorschlag  wurde  nach  allen  Seiten  beleuchtet  und  durch- 
gesprochen, er  wurde  dann  einstimmig  mit  lebhaftem!  Beifall  an- 
genommen. Schon  hatte  Mertens  mit  dem  Platzingenieur  Major 
Schuberth  und  dem  Wasserbauinspektor  Franke  gesprochen,  die 
beide,  der  eine  in  fortifikatorischer,  der  andere  in  hydrotechnischer 
und  wasserbaupolizeilicher  Hinsicht,  gegen  den  Plan  nichts  einzu- 
wenden gewußt  hatten.  Auch  Pickel  hatte  nur  einige  kleine  Ände- 
rungen vorzuschlagen.  Obendrein  sollte  die  Ausführung  der  sich 
so  günstig  präsentierenden  Vorschläge  noch  billiger  sein  als  der 
Bau  der  früher  vorgesehenen  Pickelschen  Pferdebahn,  für  die  280  000 
Taler  aufgewandt  werden  sollten.  So  wurde  von  einer  Nachprüfung, 
wie  sie  Hansemann  wünschte,  überhaupt  abgesehen  und  dem  Bau- 
kondukteur Oppermann  die  Anfertigung  der  Detailzeichnungen  und 
der  Kostenanschläge  übertragen. 

Gleich  am  folgenden  Nachmittag  schon  fand  eine  Konferenz 
der  Direktion  mit  dem  Oberbürgermeister  Steinberger  wieder  unter 
Hinzuziehung  des  Oberbauinspektors  Mertens  statt;  auch  die 
Aachener  Direktoren  waren  zugegen,  beteiligten  sich  aber  an  den 
Besprechungen  nicht. 

Die  städtische  Verwaltung  war  mit  dem  Mertensschen  Projekte 
ebenfalls  einverstanden;  nach  einer  kurzen  Prüfung  durch  die 
städtischen  Baumeister  stimmte  Steinberger  definitiv  zu.  Aber  über 
die  Höhe  der  Beisteuern,  zu  denen  sich  die  Stadt  Köln  verstehen 
sollte,  war  man  noch  nicht  gleich  einig.  Erst  nach  dem  sehr  kräftigen 
Zuspruch  der  Kölner  Direktoren  Schnitzler  und  Oppenheim  war 
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auch  Hansemann  mit  den  Zugeständnissen  zufrieden,  die  von  der 
Stadt  als  ihr  Höchstmaß  bezeichnet  wurden. 

Am  13.  Mai  stimmten  die  Kommissarien  der  Stadt  Köln  und 
die  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  einem  Vertrag 
zu,  der  am  23.  Mai  vom  Stadtrat  genehmigt  wurde.  Danach  ver- 
pflichtete sich  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft,  den  Vorschlägen 
Mertens’  entsprechend  die  Bahn  vom  Türmchen  zur  Trankgasse 
fortzuführen  und  dort  die  Personen-  und  Güterstation  anzulegen, 
ferner  die  zu  den  Güterladungen  nötigen  Schienenbahnen  auf  dem 
Rheinwerft  zu  strecken.  Die  spezielle  Ausführung  sollte  der  Gesell- 
schaft nach  den  Detailplänen  ihrer  Techniker  und  den  Verein- 
barungen mit  der  Festungsbehörde  überlassen  bleiben. 

Die  Verbindlichkeiten,  die  die  Stadt  als  Gegenleistungen  über- 
nahm, wurden  folgendermaßen  (in  § 2)  stipuliert : ,,a)  Die  neue 
Werftmauer  und  die  Anschüttung  von  29758  Schachtruten  Erde 
zur  Hinterfüllung  derselben  und  zur  Aufhöhung  und  Erbreitung  des 
Rheinufers  pp. ; die  Zahlung  eines  baren  Geldzuschusses  von  20  000 
Taler  innerhalb  eines  Jahres;  c)  die  unentgeltliche  Überweisung 
des  sämtlichen  zu  der  eingefriedigten  Eisenbahn  vom  Türmchen 
bis  zum  Freihafen  und  zu  den  eingefriedigten  Stationsanlagen  er- 
forderlichen Terrains,  einschließlich  desjenigen,  welches  zwischen 
der  Bahn  und  der  Stadtmauer  vom  Trankgassentor  bis  zur  Türm- 
chenpforte sich  erstreckt;  d)  die  Einräumung  der  freien  und  unent- 
geltlichen Mitbenutzung  des  zwischen  dem  Rheine  und  der  Eisen- 
bahn gelegenen  Terrains  durch  die  Eisenbahnverwaltung  zum  Legen 
von  Schienenbahnen  und  Drehscheiben  behufs  der  Güterüber- 
ladungen; e)  die  Wegräumung  des  am  Trankgassentor  befindlichen 
Wächterhäuschens  und  die  Anlegung  einer  4 Ruten  Magdeburgisch 
breiten  neuen  Straße  vom  Trankgassentor  nach  dem  Franken- 
platz pp.“ 

Alle  Leistungen  beider  Teile  sollten  längstens  binnen  zwei 
Jahren  nach  der  obrigkeitlichen  Genehmigung  des  Bauplans  voll- 
endet sein.  Wirklich  kam  die  Stadt  auch  ihren  Verpflichtungen 
prompt  nach  : sie  zahlte  die  20000  Taler,  baute  in  der  vorgeschriebenen 
Zeit  die  große  Werftmauer  und  zwar  mit  leinem  Aufwand  von  91  333 
Taler,  füllte  das  Rheinufer  in  der  vereinbarten  Weise  auf  und  stellte 
der  Eisenbahndirektion  die  wertvollen  Terrains  zur  Verfügung,  die 
schon  damals  einen  Mindestwert  von  121  000  Taler  hatten. 

Anders  die  Eisenbahnverwaltung.  Die  Vorarbeiten  dauerten 
ziemlich  lange  und  ergaben  ein  weniger  günstiges  Bild  als  die  An- 
schläge Mertens’.  Namentlich  fand  man  später,  daß  nicht,  wie  Mer- 
tens zuerst  behauptet  hatte,  40  000,  sondern  60  000  Schachtruten 


Die  notwendig  werdende  Anlage  des  zweiten  Gleises. 
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Grund  anzuschütten  waren.  Dann  kamen  die  großen  Geldverlegen- 
heiten, später  auch  langwierige  Verhandlungen  mit  der  Festungs- 
behörde, und  so  verging  die  Zeit,  ohne  daß  mit  den  Arbeiten  für 
die  Verlegung  des  Bahnhofs  ernstlich  begonnen  worden  wäre.  Trotz- 
dem daß  die  Stadt  Köln  nicht  nur  den  moralischen  Anspruch  auf 
das  Entgegenkommen  der  Eisenbahn,  sondern  sogar  einen  wohl- 
erworbenen, unbestreitbaren  Rechtstitel  hatte,  mußte  sie  sich  in  der 
gleichen  Weise  wie  früher  an  die  Direktion  wenden,  und  ebenso 
erinnerten  regelmäßig  im  Administrationsrat  und  in  den  General- 
versammlungen gute  Kölner  die  Verwaltung  an  ihre  Pflicht.  Daß 
schließlich  die  Stadt  siegen  mußte,  war  klar.  — 

Mit  der  Freihafenfrage  wurde  in  der  Regel  eine  andere  Auf- 
gabe der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  zusammen  genannt : die 
Legung  des  Doppelgleises  für  die  ganze  Länge  der  Bahn.  Das 
Gemeinsame  dieser  beiden  Zukunftsaufgaben  bestand  allerdings 
hauptsächlich  in  ihrer  Kostspieligkeit,  die  für  die  Gesellschaft  die 
zeitige  Beschaffung  neuer  Mittel  notwendig  machte.  Die  Bauarbeiten 
für  das  einfache  Gleis  waren  von  Anfang  an  im  Hinblick  auf  eine 
künftige  Erweiterung  ausgeführt  worden.  Zwar  war  der  Unterbau 
der  Strecke  regelmäßig  nur  13  Fuß  breit,  aber  bei  den  Terrain- 
ankäufen wie  den  Erdanschüttungen,  der  Anlage  der  Tunnels,  der 
Brücken  und  Viadukte  hatte  man  immer  schon  ein  zweites  Gleis 
in  Rechnung  gezogen.  Bereits  1835  und  1837  hatte  man  überlegt, 
ob  das  zweite  Gleispaar  gleich  mitgestreckt  werden  sollte,  aber  die 
Kosten  erschienen  zu  groß. 

Von  1840  ab  gewann  die  Ansicht  in  der  Direktion  die  Ober- 
hand, daß  ein  so  wichtiges  Glied  im  kontinentalen  Eisenbahnnetz 
den  Verkehrsansprüchen  besser  genügen  müsse,  als  das  auf  der 
einfachen  Schienenstraße  anging.  Maßgebend  waren  für  die  ver- 
änderte Ansicht  zwei  Momente.  Einmal  die  Erfahrungen  ausländi- 
scher Bahnen,  die,  von  den  Nebenstrecken  abgesehen,  alle  für  einen 
größeren  Verkehr  ausgerüstet  wurden.  Besonders  Belgien  war  dafür 
ein  Beispiel,  hier  wurde  das  zweite  Gleis,  wo  es  fehlte,  noch  nach- 
gelegt, und  die  Anschlußstrecke  der  Rheinischen  Eisenbahn  von 
Lüttich  bis  zur  Grenze  sollte  nun  von  vornherein  zweigleisig  be- 
gonnen werden.  Zum  anderen  zeigte  sich  schon  bald  nach  der  Er- 
öffnung der  ersten  Strecken  der  Rheinischen  Eisenbahn  die  Un- 
bequemlichkeit eines  beengten  Betriebes,  wie  er  durch1  den  beider- 
seitigen Verkehr  auf  dem  einen,  nur  durch  die  Ausweichstellen  ent- 
lasteten Schienenpaar  entstehen  mußte.  Nun  drängten  die  Betriebs- 
beamten auf  einen  Beschluß  hin,  der  den  künftigen  Transporten 
Luft  schaffe.  Hauchecorne  lag  eine  solche  Einrichtung  am  meisten 
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am  Herzen;  er  bezeichnete  sie  mehrmals  als  eine  conditio  sine  qua 
non  für  die  Erreichung  der  gesetzlichen  Zwecke,  und  seinem  Treiben 
war  es  wohl  zum  großen  Teil  zu  danken,  daß  sich  die  Direktion 
in  dieser  Frage  seit  1841  einig  war. 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  hatte  sich  mit  der  An- 
gelegenheit zum  ersten  Male  am  31*  Mai  1842  näher  zu  beschäftigen. 
Die  Direktion  begründete  ihren  Antrag  auf  die  Aufnahme  einer 
Prioritätsanleihe  von  2 1/4  Millionen  Taler  hauptsächlich  mit  der 
jetzt  gebotenen  Anlage  des  zweiten  Gleises  und  mit  der  Fortführung 
der  Bahn  zum  Freihafen.  Von  Ammon  sagte  in  seiner  Rede,  daß 
jetzt  der  Bau  einer  Eisenbahn  von  Paris  zur  belgischen  Grenze 
gesichert  sei,  daß  auch  der  Plan  einer  Bahn  von  Maastricht  zur 
preußischen  Grenze  den  holländischen  Generalstaaten  vorhege,  und 
daß  bei  seiner  Verwirklichung  auch  die  kurze  Strecke  nach  Aachen 
irgendwie  gebaut  werden  würde.  Dazu  komme  der  jetzt  schon  stark 
einsetzende  Güterverkehr,  der  nach  der  Verbindung  mit  Belgien 
noch  weit  größere  Dimensionen  annehmen  werde.  Alles  das  mache 
ein  Doppelgleis  nötig.  Die  Versammlung  hielt  diese  Ausfüh- 
rungen für  zutreffend  und  faßte  einen  Beschluß  in  dem  vorge- 
schlagenen Sinn. 

Die  weiteren  Schicksale  des  zweiten  Gleises  wurden  durch  die 
Geldverhältnisse  des  Unternehmens  bedingt.  Diese  aber  waren,  wie 
gleich  zu  zeigen,  in  der  nächsten  Zeit  sehr  ungünstig.  Trotzdem  die 
Notwendigkeit  der  Erweiterung  nur  noch  klarer  erkannt  wurde, 
entschloß  sich  die  Gesellschaft  daher  — seit  dem  Mai  1843  — , 
zunächst  von  dem  Doppelgleis  abzusehen  und  die  Kräfte  auf  die 
einfache  Vollendung  und  die  Verlegung  des  Bahnhofs  Köln  zu  ver- 
wenden. Immerhin  wurden  schon  vom  Sommer  1842  an  Voran- 
schläge und  Berechnungen  angefertigt,  und  als  durch  die  Eröffnung 
der  ganzen  Bahn  bis  Herbesthal  das  Bahngebiet  mit  Antwerpen 
und  Ostende  in  unmittelbare  Beziehungen  trat  und  als  ferner  der 
Güterverkehr  bald  einen  erstaunlichen  Umfang  annahm,  da  mußte 
eben  für  Abhilfe  gesorgt  werden,  wie  schwer  auch  weitere  finanzielle 
Aufwendungen  empfunden  werden  mochten1).  — 

Wie  die  technische  Ausführung  der  Rheinischen  Eisenbahn 
und  die  Organisation  der  Gesellschaft  nahm  auch  die  finanzielle 
Sicherstellung  des  Unternehmens  viel  Zeit  und  Mühe  in  Anspruch. 
Da  der  Bau  sehr  viel  größere  Opfer  verlangte,  als  man  sich  das 


1)  Die  Doppelbahn  wurde  1844  ernstlich  begonnen  und  bis  zum  23.  November 
1856  beendigt.  Die  ersten  fertigen  Strecken  waren  von  Aachen  bis  zur  Grenze  und 
Langerwehe-Buir. 
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früher  gedacht  hatte,  da  fast  alle  geplanten  Anlagen  erhebliche  Mehr- 
kosten verursachten,  zudem  vor  allem  aber  noch  unausgesetzt  Neue- 
rungen, Erweiterungen  sich  als  erforderlich  oder  doch  höchst  er- 
wünscht erwiesen,  so  reichten  auch  die  Kapitalien,  die  anfangs  ver- 
anschlagt worden  waren,  bald  nicht  mehr  hin.  Größere  und  größere 
Summen  waren  aufzubringen,  ohne  daß  man,  wenigstens  in  den 
Kreisen  der  Eingeweihten,  ein  Ende  der  Ansprüche  absehen  konnte, 
und  zwar  Beträge,  die  im  ganzen  ein  Vielfaches  des  Gründungskapitals 
ausmachten. 

Zu  dem  statutarisch  angenommenen  Grundkapital  von  3 000  000 
Taler  war  zunächst  der  Ertrag  der  zweiten  Emission  von  1 500000  Taler 
gekommen,  dann  hatte  man  die  erste  Anleihe,  die  Prioritätsanleihe 
von  2 500  000  Taler  aufgenommen,  aber  alles  das  genügte  noch  nicht. 
Weitsichtige  Mitglieder  der  Direktion  sprachen  im  Frühjahr  1842 
davon,  daß  man  im  ganzen  wohl  noch  4 oder  5 Millionen  würde 
auf  die  Strecke  Köln — Herbesthal  verwenden  müssen,  und  sahen 
mit  Sorge  der  Gefährdung  des  finanziellen  Ertrages  entgegen,  die 
eine  solche  Investierung  mit  sich  bringen  mußte.  In  den  Jahren  1842 
und  1843  war,  wie  an  anderer  Stelle  dargelegt,  die  Konjunktur  für 
die  Eisenbahnen  im  allgemeinen  sehr  gut.  Ja  die  anlagesuchenden 
Kapitalien  übertrafen  den  Bedarf  der  Bahnunternehmungen  bei 
weitem.  Bei  der  Rheinischen  Eisenbahn  war  das  anders.  Die  Lang- 
samkeit des  Baues,  die  Kostspieligkeit  der  Anlagen,  ganz  besonders 
aber  die  ewigen  Streitigkeiten  mit  allen  möglichen  Behörden  und 
die  nachhaltigen  Anfeindungen  der  Gegner  hatten  den  Kredit  der 
Gesellschaft  untergraben.  Hansemann  legte  die  äußerst  ungünstige 
Position  der  Rheinischen  Eisenbahn  in  dieser  Hinsicht  stets  haupt- 
sächlich seinen  Gegnern  in  der  Köln-Mindener  Sache,  den  Anhängern 
der  Bahnführung  über  Elberfeld,  wie  sie  sich  zum  Teil  in  die 
Rheinisch-westfälische  Eisenbahngesellschaft  zusammengetan  hatten, 
zur  Last.  Aber  das  Bedürfnis  einer  Vermehrung  der  Mittel  war  un- 
abweisbar. 

Im  Mai  1842  berechnete  man  den  Bedarf,  den  man  nicht  ganz 
der  eigenen  Überzeugung  gemäß  als  definitiv  hinreichend  bezeich- 
nete,  so : Die  Kosten  der  einfachen  Bahn  in  der  bisherigen  Aus- 
führung würden  sich  auf  81 10  000  Taler  belaufen,  vorhanden  war 
ein  Kapital  von  7 1 10  000  aus  den  Emissionen  und  dem  Kursgewinn. 
Eine  Summe  von  1 000  000  Taler  war  demnach  noch  aufzubringen. 
Die  neuen  Bahnhofsanlagen  in  Köln  mit  der  Fortführung  vom  Türm- 
chen zum  Freihafen  wurden  auf  300000  Taler  veranschlagt,  das 
als  durchaus  unentbehrlich  angesehene  zweite  Gleis  würde  1 000  000 
Taler  verschlingen,  wovon  freilich  wegen  schon  gleich  fertiggestellter 
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Planierungsarbeiten  50000  Taler  abgehen  würden.  Diese  Summen 
machten  also  einen  Gesamtbedarf  von  2250000  Taler  aus. 

Zwar  hatten  bisher  die  Kölner  Bankiers  vielfach  und  auch  mit 
bedeutenden  Beträgen  ausgeholfen,  aber  bei  ihnen  zeigte  sich  doch 
eine  gewisse  Beunruhigung.  Damals  (Mai  1842)  hatten  sie  von  der 
Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  noch  60000  Taler  zu  fordern; 
dem  standen  allerdings  1 10  000  Taler  in  realisierbaren,  noch 
nicht  ausgegebenen  Obligationen  gegenüber.  Aber  die  Zahlungen 
für  die  Leistungen  und  Lieferungen  beim  Bahnbaui  liefen  weiter,  und 
um  Neujahr  1843  waren  überdies  noch  27  500  Taler  an  Zinsen  zu 
zahlen.  Kurz  — der  Bedarf  drängte  und  so  wurde  die  Direktion 
denn,  in  der  Generalversammlung  vom  31.  Mai  und  1.  Juni  1842 
mit  Einstimmigkeit  ermächtigt,  auf  die  Genehmigung  des  Admini- 
strationsrates hin  zur  Bestreitung  der  großen  Ausgaben  für  die 
Vollendung  des  Baues,  für  das  Doppelgleis,  für  die  Bahnbauten  in 
Köln  eine  zweite  Emission  von  Prioritätsobligationen  in  der  Höhe 
von  2250000  Taler  zu  bewirken,  wenn  es  nötig  sein  sollte,  gegen 
Mitverpfändung  der  Doppelbahn  und  des  Bahnmaterials  oder  auf 
andere  Weise.  Auch  bei  diesem  Beschluß  hatte  es  nicht  an  Oppo- 
nenten gefehlt,  die  darin  ein  bedenkliches  Symptom  sahen. 

Wie  sollte  nun  der  Beschluß  in  die  Praxis  umgesetzt  werden  ? 
Gerade  als  die  Direktion  im  Sommer  1842  in  Berlin  die  vorbereiten- 
den Schritte  beginnen  wollte,  traten  Umstände  ein,  die  eine  bequeme 
und  angenehme  Erledigung  zu  verheißen  schienen. 

Im  Jahre  1842  entschloß  sich  der  preußische  Staat,  etwas 
Durchgreifendes  für  den  Bau  derjenigen  Linien  zu  tun,  an  denen 
ihm  aus  wirtschaftlichen  und  militärischen  Gründen  besonders  viel 
gelegen  sein  mußte.  Welche  Hindernisse  einer  solchen  Staatsinter- 
vention entgegenstanden,  wurde  schon  früher  dargelegt ; diese  Hinder- 
nisse bestanden  auch  jetzt  noch  in  der  gleichen  Weise  fort.  Des- 
wegen kamen  für  die  Regierung,  deren  leitender  Mann  damals  von 
Bodelschwingh  war,  nur  die  Bahnen  als  unterstützungswürdig  in 
Frage,  die  zwei  Bedingungen  erfüllten,  die  erstens  von  hervorragender 
allgemeiner  Bedeutung  waren  und  zweitens  ohne  Eingreifen  des 
Staates  nicht  als  gesichert  angesehen  werden  konnten.  Die  dringen- 
den Bitten  aus  den  verschiedensten  Landesteilen  hatten  den  Finanz- 
minister von  der  Notwendigkeit  überzeugt,  das  Eisenbahnwesen  zum 
mindesten  durch  Beihilfen  zu  fördern,  wenn  das  Bahnnetz  nicht  un- 
vollkommen bleiben  sollte.  Von  vornherein  abgesehen  wurde  von 
einer  Unterstützung  „ausgeführter,  schon  in  Betrieb  gesetzter 
Bahnen“,  deren  Bestand  als  ohne  Staatshilfe  gesichert  erschien. 
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Am  19.  August  1842  hatte  der  König  zum  ersten  Male  die 
ständischen,  nämlich  aus  den  Provinzialständen  gebildeten  Ver- 
einigten Ausschüsse1)  nach  Berlin  berufen,  um  so  im  Anschluß  an 
das  Herkömmliche  eine  reichsständische  Verfassung  allmählich  an- 
zubahnen. Auf  den  Wunsch  und  den  Ruf  des  Königs  sollten  sich 
diese  Ausschüsse  — gebildet  von  98  Vertretern  der  einzelnen  Pro- 
vinzen — künftig  in  unbestimmten  Terminen  in  Berlin  zusammen- 
finden, um  sich  gutachtlich  zu  den  ihnen  vorgelegten  Gesetzentwürfen 
zu  äußern,  ein  eigenes  Mitbestimmungsrecht  wurde  ihnen  nicht  ge- 
währt. Gegenstand  der  ersten  Sitzungen  war  die  von  der  Regierung 
geplante  Erleichterung  der  Abgaben.  Die  treffliche  finanzielle  Ver- 
waltung hatte  einen  dauernden  Überschuß  von  rund  2 Millionen 
Taler  erzielt,  der  zunächst  für  die  Verminderung  der  Salzabgaben, 
also  besonders  im  Interesse  der  Minderbegüterten,  verwandt  werden 
sollte.  Sodann  sollten  sich  die  Vereinigten  Ausschüsse  mit  der  Eisen- 
bahnfrage beschäftigen,  der  der  Finanzüberfluß  ebenfalls  zugute 
kam.  Zwar  gedachte  die  Regierung  sich  nun  keineswegs  selbst  am 
Eisenbahnbau  zu  beteiligen;  das  war  aus  den  alten  politischen  Rück- 
sichten für  sie  ausgeschlossen;  sie  wünschte  vielmehr  das  Zustande- 
kommen eines  gemischten  Systems,  bei  dem  der  Staatseinfluß  ge- 
wahrt bleibe.  „Es  erscheine“,  so  hieß  es  in  der  Denkschrift  des 
Ministeriums  vom  Oktober,  „in  mancher  Hinsicht  nicht  sachgemäß, 
solche  Nationalunternehmungen  der  Privatindustrie,  welcher  die 
Eisenbahnen  bisher  ein  weites  Feld  fruchtbarer  Tätigkeit  dargeboten 
haben,  ganz  zu  entziehen.“  Den  für  eine  Unterstützung  geeigneten 
Bahnen  sollte  dadurch  geholfen  werden,  daß  der  Staat  Zinsgarantien 
bis  zur  Höhe  von  31/2  0/0  übernehme,  weitergehende  Beteiligungen 
waren  vorerst  nicht  beabsichtigt. 

In  den  Ausschüssen  kam  es  nun  in  der  3.  bis  9.  Sitzung  zu 
lebhaften  Auseinandersetzungen,  sowohl  über  die  grundlegenden  Prin- 
zipien der  Stellung  des  Staates  zu  dem  neuen  Verkehrsmittel  wie 
über  die  einzelnen  Bahnen.  Es  war  schon  aus  der  ministeriellen 
Denkschrift  bekannt,  daß  die  vollendeten  Bahnen,  in  einer  Gesamt- 
länge von  587  km,  auf  eine  Förderung  nicht  zu  rechnen  hätten. 
„Neben  denselben  seien  zur  Herstellung  eines  alle  Provinzen  der 
Monarchie  umfassenden  Eisenbahnnetzes  teils  erforderlich,  teils  sehr 
wünschenswert“  Linien  in  einer  Länge  von  1650  km:  1.  von  Minden 


')  Über  deren  Verhandlungen  in  bezug  auf  das  Eisenbahnwesen  siehe  v.  d.  Leyen 
im  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  1881,  S.  i ff. ; über  die  Unterstützungen  des  preußischen 
Staates  siehe  auch  Schreiber,  Die  preußischen  Eisenbahnen  und  ihr  Verhältnis  zum  Staat 
1834 — 1874,  Berlin  1874,  S.  5 ff. 
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nach  Köln,  2.  von  Halle  durch  Thüringen  nach  dem  Rhein,  3.  von 
Berlin  nach  Königsberg  und  der  russischen  Grenze,  4.  von  Frank- 
furt a.  d.  Oder  nach  Breslau  und  von  Oppeln  zur  österreichischen 
Grenze,  5.  von  den  schlesischen  Bahnen  nach  Posen  und  zur  preußi- 
schen Bahn. 

Sobald  Hansemann,  der  damals  seine  Kräfte  vornehmlich  der 
Köln-Mindener  Sache  widmete,  von  diesen  Vorschlägen  Kenntnis 
erhielt,  verlegte  er  sich  mit  dem  gleichen  Eifer  auf  das  Ziel,  die 
Einreihung  der  Rheinischen  Eisenbahn  in  die  Liste  der  zu  unter- 
stützenden durchzusetzen.  Seine  neue  Tätigkeit  trug  den  Stempel 
der  bisherigen,  auch  hier  zeigte  er  die  rastlose  Arbeitskraft,  die- 
selbe sich  fast  verbohrende  Zähigkeit,  das  unerschütterliche  Fest- 
halten an  seinem  Rechtsstandpunkt. 

Als  Hansemann  im  Oktober  wieder  in  Berlin  war,  von  der 
Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  zu  allen  ihm  gut- 
dünkenden  Schritten  ermächtigt,  sandte  er  sofort,  am  20.,  an  den 
Finanzminister  eine  kurze  Nachricht,  um  bei  den  bevorstehenden 
Beratungen  sein  Unternehmen  berücksichtigt  zu  sehen,  „daß  die 
Rheinische  Eisenbahn  ohne  den  Zutritt  und  die  Unterstützung  des 
Staates  nicht  hergestellt  werden  könne“.  Schon  aus  dieser  Bemerkung 
ist  die  weitere  Taktik  erkenntlich,  die  Hansemann  während  der  wieder 
recht  mühevollen  Verhandlungen  beobachtete:  die  Rheinische  Eisen- 
bahn, ihrem  Wesen  nach  recht  eigentlich  eine  Staatsbahn,  ist  ent- 
gegen der  Anschauung  des  Finanzministers  nicht  als  vollendet  an- 
zusehen. 

Zugleich  begann  die  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahngesell- 
schaft damit,  alle  mit  ihr  in  Beziehung  stehenden  Vertreter  bei 
den  Ausschüssen  für  ihren  Standpunkt  zu  erwärmen.  Das  Mitglied 
des  Administrationsrates  Graf  von  Hompesch  auf  Rurich,  der  als 
Angehöriger  des  Standes  der  Ritterschaft  in  Berlin  weilte,  ließ  sich 
durch  Vorträge  Hansemanns  und  durch  ein  Schreiben  über  die 
Lage  des  Eisenbahnunternehmens  genau  informieren.  In  dem  Brief 
Hansemanns  vom  22.  Oktober  wurde  betont,  daß  außer  der  Fertig- 
stellung der  Anfangs-  und  Endstrecke  der  Bahn  noch  die  ganze 
Legung  eines  zweiten  Gleises,  die  Erweiterung  der  Stationseinrich- 
tungen, die  Vervollständigung  der  Transportmittel  für  den  bevor- 
stehenden umfassenden  Verkehr  zu  bewirken  seien.  So  sei  auch 
neben  den  beschafften  7 Millionen  Taler  noch  ein  Kapital  von 
2 V4  Millionen  Taler  nötig;  aber  trotz  der  großartigen  Zukunft  der 
Gesellschaft,  deren  Bahnstrecke  die  Vermittlerin  des  nun  gesicherten 
Verkehrs  von  Ost-  und  Westeuropa  sein  werde,  sei  es  ihr  wegen  der 
starken  Konkurrenz  der  Kreditgelegenheiten  und  der  Umtriebe  ihrer 
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Widersacher  unmöglich,  zu  tolerablen  Bedingungen  eine  Anleihe 
aufzunehmen. 

In  den  Verhandlungen  der  Ausschüsse  gelang  es  auf  diesem 
Wege,  einen  sehr  hoch  bewerteten  Erfolg  zu  erringen.  In  der  ersten 
Sitzung  vom  22.  Oktober  wurde  der  Wille  der  Regierung  durch 
den  Geh.  Finanzrat  Costenoble  und  den  der  Versammlung  präsi- 
dierenden Finanzminister  nochmals  ausgesprochen.  „Grundgedanke 
sei : Vereinigung  der  Provinzen  untereinander  und  mit  der  Haupt- 
stadt.“ Schon  unmittelbar  darauf  bemerkten  die  rheinischen  Ab- 
geordneten, es  möge  „der  Eisenbahnverbindung  eine  Ausdehnung 
bis  zur  westlichen  Grenze  des  Staates  gegeben  werden“,  die 
Rheinische  Eisenbahn  gehöre  nicht  zu  denen,  die  schon  beständen 
oder  deren  Ausführung  gesichert  sei,  weil  noch  21/4  Millionen  Taler 
fehlten.  Als  den  ersteren  Gedanken  in  der  nächsten  Sitzung  (vom 
24.)  auch  der  Präsident  von  Auerswald  ausdrückte,  erwiderte  der 
Minister,  er  habe  die  Vollendung  bis  zur  westlichen  Grenze  als  völlig 
gesichert  angesehen,  aber  man  beabsichtige  die  Ausführung  über 
das  wirkliche  Bedürfnis  auszudehnen.  „Sollte  inzwischen  die  Bahn 
von  Köln  bis  zur  belgischen  Grenze  in  der  das  Bedürfnis  erheischen- 
den Einrichtung  nicht  ohne  Hilfe  des  Staates  auszuführen  sein,  so 
würde  seinerseits  gewiß  der  Rat  gegeben  werden,  diese  geringe  Plilfe 
zur  Erreichung  des  Zwecks  zu  gewähren.  Niemals  aber  würde  zur 
Erreichung  besonderer  durch  das  Bedürfnis  nicht  gebotener  Zwecke, 
als  die  Anlegung  eines  Doppelgleises  und  die  Hineinlegung  der  Bahn 
nach  Köln  eine  solche  Hilfe  billigerweise  in  Anspruch  genommen, 
noch  weniger  aber  seitens  des  Staates  gewährt  werden  können.“ 

Mit  dieser  Auskunft  erklärte  sich  aber  der  Graf  von  Hompesch 
nicht  zufrieden  und  erläuterte  die  faktischen  Verhältnisse  der  Rheini- 
schen Eisenbahn  des  Näheren.  Hierauf  gab  dann  von  Bodelschwingh 
in  seiner  Antwort  die  Erklärung  ab,  „daß  die  Wichtigkeit  der  Bahn 
und  das  Interesse  des  Staates  für  dieselbe  gern  anerkannt  werde, 
daß  demnach  kein  Bedenken  vorliege,  sie  den  übrigen  Bahnen, 
bei  denen  der  Staat  Hilfe  zu  leisten  und  zuzutreten  beabsichtigte, 
zuzugesellen,  wenn  das  Bedürfnis  dazu  sich  herausstelle.  Für  die 
Anlegung  des  Bahnhofs  in  Köln  könne  aber  das  Gouvernement  nichts 
tun,  da  es  kein  höheres  Interesse  habe,  ob  die  am  Rhein  liegende 
Bahn  einige  100  Schritte  tiefer  in  Köln  einmünde  oder  nicht.  Es 
sei  übrigens  die  sie  betreffende  Angelegenheit  untergeordneter  Art, 
da  sie  sich  auf  die  jetzt  in  Sprache  stehende  große  Angelegenheit 
nicht  beziehe.“  Der  Finanzminister  erweiterte  auf  die  Anregungen 
hin  aber  doch  die  Fassung  der  von  den  Ständen  zu  beantwortenden 
Frage  dahin,  ob  „die  Ausführung  eines  Eisenbahnnetzes,  welches 
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den  Mittelpunkt  der  preußischen  Monarchie  mit  den  Provinzen  und 
diese  unter  sich  verbindet,  auch  in  der  Hauptrichtung  das  Aus- 
land berührt,  für  ein  dringendes  Bedürfnis  erachtet  werde?“  In 
dieser  veränderten  Form  fand  der  Regierungsvorschlag  die  Billigung 
der  Ausschüsse  und  wurde  zur  Grundlage,  auf  der  nun  über  die 
Geldbeschaffung  verhandelt  wurde. 

Unzweifelhaft  lag  jetzt  ein  bedingtes  Hilfeversprechen  des 
Finanzministers  vor,  das  sich  aber  ebenso  sicher  nur  auf  den  not- 
wendigsten Bedarf  bezog.  Hansemanns  Auffassung  war,  daß  die 
Regierung  nun  zur  Unterstützung  gezwungen  sei,  „wenn  das  Be- 
dürfnis sich  dazu  herausstelle“,  und  soweit  dies  der  Fall  sei.  Dafür 
trat  er  alsbald  mit  aller  Hartnäckigkeit  ein. 

Am  io.  November  sandte  Hansemann  dem  Finanzministerium 
eine  Vorstellung,  deren  Inhalt  auch  künftig  das  Grundthema  aller 
seiner  Zuschriften  blieb,  ohne  daß  er  wesentliche  neue  Argumente 
zur  Verstärkung  hätte  hinzufügen  können.  Nachdem  er  den  ehr- 
erbietigsten Dank  für  die  wohlwollenden  Äußerungen  des  Ministers 
bei  der  Tagung  der  Vereinigten  Ausschüsse  abgestattet  hatte,  kam 
es  ihm  darauf  an,  die  Stellung  des  Eisenbahnunternehmens  gegen- 
über der  Regierung  genau  zu  bestimmen  und  sie  nach  allen  Seiten 
hin  zu  sichern.  Das  geschah  durch  den  Nachweis  der  für  den 
Bau  der  rheinisch-belgischen  Bahn  noch  aufzuwendenden  Kosten 
— in  drei  besonderen  Übersichten  — und  die  wie  selbstverständliche 
Annahme,  daß  von  Bodelschwingh  diese  ganze  Summe  als  den  durch 
Staatshilfe  aufzubringenden  Bedarf  hinnehmen  müsse.  Wieder  wurde 
die  kommerzielle,  politische,  militärische  Bedeutung  der  Bahnverbin- 
dung, auf  der  anderen  Seite  wurden  auch  die  ungewöhnlichen 
Schwierigkeiten  hervorgehoben,  die  teils  bereits  überwunden,  teils 
noch  zu  beheben  seien.  Eine  interessante  und  sehr  geschickte  Wen- 
dung fügte  Hansemann  hinzu,  indem  er  auf  den  Anteil  hinwies, 
den  das  Rheinland  an  der  Unterstützungsfrage  nehme.  Waren  für 
das  rechtsrheinische  Eisenbahnnetz  nach  der  Ansicht  der  Regierung 
noch  rund  55  Millionen  Taler  aufzuwenden,  für  die  eine  Staatsgarantie 
eintreten  sollte,  so  sei  eine  Zinsgarantie  für  die  Bahn  des  linken 
Rheinufers  mit  ihren  9Y4  Millionen  Taler  nur  eine  mäßige  Berück- 
sichtigung der  linksrheinischen  Bevölkerung.  „Dadurch  werde  die 
hier  und  da  verbreitete  irrige  Ansicht,  als  lege  man  auf  die  Er- 
haltung und  Verschmelzung  des  linken  Rhein ufers  wegen  dessen 
exponierter  Lage  weniger  Gewicht,  mit  Erfolg  beseitigt  und  das 
lebendige  Gefühl  der  Rheinländer,  für  das  gemeinsame  Vaterland 
das  Höchste  einzusetzen,  gekräftigt  werden.“  Daß  der  Bau  unge- 
achtet der  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  schon  weit  gediehen 


Hansemanns  Bemühungen  um  eine  finanzielle  Sicherstellung. 


403 


sei,  dürfe  nicht  gegen  die  Gesellschaft  sprechen1).  „Es  wird  eine 
weise  Regierung,  wie  die  unsrige,  die  Unternehmer  einer  im  Staats- 
interesse für  notwendig  erkannten  Bahn  nicht  dafür  strafen  wollen, 
daß  sie  trotz  aller  Hindernisse  den  Mut  und  die  Hingebung  besaßen, 
ihre  Aufgabe  energisch  zu  befolgen.“  Außerdem  sei  es  nicht  wahr- 
scheinlich, daß  von  dem  Staat  ein  Geldopfer  verlangt  werde,  denn 
es  sei,  wie  aus  umfassenden  Berechnungen  gefolgert  wurde,  noch 
eine  ausreichende  Rentabilität  zu  erwarten.  Hansemann  glaubte  daher 
die  Zusicherung  erbitten  zu  dürfen,  daß  „der  Rheinischen  Eisen- 
bahngesellschaft eben  diejenigen  Begünstigungen  von  seiten  des 
Staates  gewährt  werden  sollen,  welche  den  übrigen  als  Teile  des 
großen  preußischen  Eisenbahnnetzes  anerkannten,  neu  zu  bauenden 
Eisenbahnen  zu  teil  werden“.  Was  die  Fortführung  der  Bahn  zum 
Freihafen  und  die  Anlage  eines  zweiten  Gleises  betreffe,  zwei  Pro- 
jekte, deren  Berücksichtigung  der  Minister  beanstandet  habe,  so 
werde  eine  Lokaluntersuchung  ergeben,  daß  abgesehen  von  anderem 
der  täglich  zunehmende  Güterverkehr  die  Vervollständigung  der 
Bahn  auch  wegen  der  Staatszwecke  gebiete.  Das  Minimum  dessen, 
was  die  Gesellschaft  beanspruchen  dürfe,  sei : der  Staat  trage  die 
Kosten  für  die  Festungsumbauten  bei  Köln  und  gebe  das  Geld  zur 
Fertigstellung  der  Bahn  entweder  als  Darlehen  her  oder  nehme 
für  diesen  Betrag  neue  Aktien,  erhalte  aber  erst  dann  Zinsen,  wenn 
die  Inhaber  der  Stammaktien  4 o/0  bezogen  hätten. 

Bevor  auf  diese  Eingabe  eine  Antwort  eintraf,  wurde  es  bekannt, 
daß  der  König  durch  eine  Kabinettsordre  vom  22.  November  den 
von  den  Vereinigten  Ausschüssen  gebilligten  Vorlagen  auch  seiner- 
seits die  Sanktion  erteilt  habe.  Jährlich  seien  2 Millionen  Taler 
für  das  Eisenbahnwesen  bereit  zu  stellen.  Es  würden  „die  für  ein 
dringendes  Bedürfnis  erachteten  Eisenbahnverbindungen“  „mit  Kraft 
und  Nachdruck  befördert  werden“.  Die  Direktoren  der  Rheinischen 
Eisenbahngesellschaft  hofften  und  glaubten,  daß  dieses  königliche 
Wort  auch  für  ihr  Unternehmen  gelte.  Allein  der  Finanzminister 
war  nicht  geneigt,  irgend  etwas  über  das  Angekündigte  hinaus  zu 
gewähren. 

In  seiner  ersten  Bescheidung  vom  24.  November  kam  seine 
Zurückhaltung  zu  einem  unverkennbaren  Ausdruck.  „Die  Wichtig- 

ß In  seiner  Schrift:  „Über  die  Ausführung “ drückte  Hansemann  im  No- 

vember 1842  den  Gedanken  so  aus:  „Im  allgemeinen  wird  der  Grundsatz  anerkannt 
werden  müssen,  daß  der  Staat  den  vorhandenen  Gesellschaften  die  nämliche  Unterstützung 
und  den  nämlichen  Schutz  zu  gewähren  habe  wie  den  Gesellschaften,  welche  die  übrigen 
Teile  des  großen  Eisenbahnnetzes  ausbauen  werden,  wogegen  jene  sich  auch  die  Stipu- 
lationen gefallen  lassen  müssen,  welche  bei  den  neuen  Anlagen  im  Interesse  des  Staats 
festgesetzt  werden.“ 
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keit,  welche  der  Vollendung  der  Rheinischen  Eisenbahn  in  ihrer 
ganzen  Ausdehnung  bis  an  die  belgische  Grenze  im  Staatsinteresse 
beizumessen  sei“,  wurde  anerkannt,  die  Beschaffung  der  Geldmittel 
von  seiten  des  Staates  in  Aussicht  gestellt.  Doch  mit  großem  Nach- 
druck wurde  wiederholt,  die  Mitwirkung  beschränke  sich  auf  die 
Herstellung  der  einfachen,  eingleisigen  Bahn  nach  Belgien,  erstrecke 
sich  nicht  etwa  auf  das  zweite  Gleis  oder  die  Fortführung  vom 
Türmchen  bis  zum  Freihafen.  Nach  den  Zusammenstellungen  Hanse- 
manns war  der  Finanzminister  bereit,  für  eine  Summe  von  höchstens 
i Million  Taler  eine  Zinsgarantie  von  31/2  o/0  zu  befürworten.  Dann 
müsse  aber  noch  eine  Modalität  vereinbart  werden,  daß  die  Ver- 
zinsung und  die  Amortisation  des  vom  Staat  herzugebenden  Betrages 
der  Zahlung  von  Zinsen  und  Dividenden  auf  die  Stammaktien  Vor- 
gehen solle;  nur  die  Vorzugsobligationen  nach  dem  Privileg  vom 
12.  Oktober  1840  sollten  in  dieser  Hinsicht  der  neuen  garantierten 
Emission  von  1 Million  Taler  voranstehen. 

Da  das  Maximum  der  ministeriellen  Bewilligungen  das  Minimum 
der  Forderungen  Hansemanns  bei  weitem  nicht  erreichte,  so  remon- 
strierte er  sogleich  am  28.  November.  Er  gab  nur  mit  anderen  Worten 
seine  bekannte  Anschauung  wieder.  Da  die  Bedeutung  der  Bahn 
anerkannt,  die  Teilnahme  des  Staates  überhaupt  zugesagt  wird,  „so 
muß  auch  die  Ansicht  unterstellt  werden,  diese  Hilfe  in  der  Weise 
und  in  dem  Maße  zu  gewähren,  daß  die  Gesellschaft  dadurch  in 
den  Stand  gesetzt  wird,  ihren  staatlichen  Zweck  völlig  zu  erreichen“. 
Zu  einer  angemessenen  Verbindung  sei  aber  mehr  nötig,  und  wenn 
die  Geldmittel  für  die  sonstigen  Anlagen  nicht  sichergestellt  würden, 
sei  der  Bevollmächtigte  nicht  in  der  Lage,  die  Anerbietungen  zu 
akzeptieren.  Als  besonders  ungünstig  wurde  es  für  die  künftigen 
Anleihen  des  Eisenbahnunternehmens  bezeichnet,  daß  der  Staat  sich 
eine  Vorrangstellung  Vorbehalten  wolle.  Schließlich  wurde  die 
dringende  Bitte  ausgesprochen,  es  möge  der  Eisenbahn  zur  Bestrei- 
tung der  dringendsten  Geldbedürfnisse  eine  entsprechende  Summe 
aus  Staatsfonds  vorgeschossen  werden,  um  einem  Stocken  der  Bau- 
arbeiten vorzubeugen. 

Auch  diese  Vorstellungen  waren  erfolglos.  Von  Bodelschwingh 
teilte  Hansemann  am  1 1 . Dezember  einen  alles  ablehnenden  Be- 
scheid mit. 

Da  Hansemann  die  Flinte  noch  nicht  ins  Korn  werfen  wollte, 
so  blieb  ihm  nur  noch  übrig,  seine  Bitten  dem  König  selbst  zu 
unterbreiten.  Als  er  sich  durch'  persönliche  Anfragen  bei  einigen 
befreundeten  Räten  von  der  Aussichtslosigkeit  weiterer  Schritte  bei 
von  Bodelschwingh'  überzeugt  hatte,  richtete  er  am  17.  Dezember 
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eine  Immediateingabe  an  Friedrich  Wilhelm.  Er  berichtete  über 
die  Lage  der  Gesellschaft,  den  bisherigen  Gang  der  Verhandlungen 
und  gab  auch  die  Vorstellungen  an  den  Finanzminister  bei.  Recht 
wirkungsvoll  berief  sich  Hansemann  auf  die  eigene  Kenntnis  des 
Königs  : „Euer  Königlichen  Majestät  sind  die  Verhältnisse  der  Rheini- 
schen Eisenbahn  aus  Allerhöchst  eigener  Anschauung  (sc.  vom  Dom- 
baufest her)  bekannt,  so  daß  der  Alleruntertänigst  Unterzeichnete 
sich  jeder  ferneren  Anführung  über  den  steigenden  Verkehr  der- 
selben und  die  großartigen  Erwartungen,  zu  denen  sie  die  Zukunft 
berechtigt,  mit  Fug  enthalten  kann.  Gerade  diese  Verhältnisse  sind 
es,  welche  die  Anlage  eines  zweiten  Bahngleises  und  den  direkten 
Anschluß  der  Bahn  an  den  Rhein  dringend  notwendig  machen.  Euer 
Majestät  erleuchtetem  Blicke  kann  es  hiernach  nicht  verborgen  sein, 
daß  die  Unterstützung,  welche  der  Staat  dem  in  politischer  und 
kommerzieller  Rücksicht  so  wichtigen  Unternehmen  der  Rheinischen 
Eisenbahngesellschaft  zuwenden  will,  den  ganzen  wirklichen  Bedarf 
umfassen  müsse  und  nicht  auf  einen  einzelnen  Punkt  desselben  sich' 
beschränken  dürfe.“  Es  erscheine  vielleicht  zweckmäßig,  die  Ent- 
scheidung über  alle  speziellen  Punkte  so  lange  hinauszuschieben, 
bis  sich  die  Regierung  auch  über  die  Weiterführung  der  Rheinischen 
Eisenbahn  bis  zur  hannoverschen  Grenze  schlüssig  geworden  sei. 
Dann  aber  möge  der  König  dem  drohenden  Geldmangel  abhelfen, 
um  eine  störende  Unterbrechung  der  Arbeiten  zu  vermeiden;  dazu 
sei  eine  dem  dringendsten  Bedürfnis  entsprechende  Summe  von 
etwa  400  000  Taler  aus  Staatsmitteln  vorläufig  zu  überweisen. 

Hansemanns  Hoffnungen  in  dieser  Zeit  waren  recht  gering. 
Die  Auskünfte,  die  er  von  befreundeten  Beamten  erhielt,  scheinen 
sie  noch  herabgestimmt  zu  haben.  Dazu  kamen  die  Mißerfolge, 
die  er  gleichzeitig  bei  den  Verhandlungen  über  den  Bau  der  Köln- 
Mindener  Bahn  durch  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  erfuhr, 
bei  denen  es  ihm  trotz  aller  Bemühungen  nicht  gelingen  wollte,  eine 
einheitliche  Basis  für  das  angestrebte  Gesamtunternehmen  links  und 
rechts  vom  Rhein  zu  erzielen.  Kein  Wunder,  daß  er  nur  mit  starkem 
Mißmut  von  dem  Mann  zu  sprechen  vermochte,  dem  er  die  Schuld 
an  der  unglücklichen  Entwicklung  seiner  Handlungen  beimaß,  von 
dem  Finanzminister  von  Bodelschwingh  *). 

In  der  Voraussicht  des  Kommenden  schrieb  Hansemann  am 
9.  Januar  1843  an  die  Direktion  in  Köln,  daß  nur  eine  entschiedene 
Maßnahme  noch  helfen  könne ; er  stellte  die  baldige  Einstellung 

1)  Damals  trat  ein  Ungenannter  in  einem  Büchlein:  „Über  das  Verhältnis  des 
Staats  zur  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft"  in  scharfer  Weise  gegen  Hansemann  und 
für  die  Regierung  auf. 
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der  Arbeiten  als  notwendige  Folge  des  Standes  seiner  Unterhand- 
lungen in  Aussicht.  In  der  geheimen  Direktionssitzung,  in  der  sein 
Brief  besprochen  wurde  (13.  Januar),  waren  die  anderen  Direktoren 
nicht  seiner  Meinung.  Zwar  war  man  mit  der  Tätigkeit  des  Vize- 
präsidenten im  allgemeinen  völlig  einverstanden.  Doch  hielt  man 
den  von  Hansemann  vorgeschlagenen  Gewaltschritt  für  höchst  ge- 
fährlich und  für  geeignet,  das  Vertrauen  der  Aktionäre  zu  der 
Verwaltung  ganz  zu  untergraben ; eine  Einstellung  der  Arbeiten 
dürfe  nur  im  alleräußersten  Notfall  eintreten,  dann  nämlich,  wenn 
wirklich  alle  Mittel  erschöpft  seien.  Dieser  Fall  der  äußersten  Not- 
wendigkeit aber  sei  noch  nicht  vorhanden,  werde  auch  nicht  kommen, 
es  sei  begründete  Hoffnung  vorhanden,  daß  der  Staat  die  Hilfe  ge- 
währen müsse  und  werde ; ferner  müsse  man  dazu  auch  den  Admini- 
strationsrat und  die  Generalversammlung  hören 

Inzwischen  hatte  Hansemann  von  drei  angesehenen  Berliner 
Juristen  ein  Gutachten  ausarbeiten  lassen,  in  dem  nach  dem  Ver- 
lauf der  Beratungen  in  den  Vereinigten  Ausschüssen  bestätigt  wurde, 
daß  die  Rheinische  Eisenbahn,  wenn  man  sie  nicht  mit  den  neu  zu 
erbauenden  auf  gleichen  Fuß  stelle,  „zum  mindesten  von  der  Zinsen- 
zahlung des  noch  benötigten  Kapitals  zu  entbinden  sei,  sofern  sie 
nicht  vorab  Zinsen“  für  die  Aktionäre  abgeworfen  habe.  Auch  diese 
Denkschrift  wurde  dem  Finanzministerium  (12.  Februar)  übersandt. 
Doch  schon  war  die  Stellungnahme  der  Regierung  endgültig 
entschieden. 

Am  24.  Februar  fand  das  Immediatgesuch  in  einem  Schreiben 
von  Bodelschwinghs  seine  Erledigung.  Im  ganzen  blieb  es  bei  der 
früheren  Zusage,  jedoch  kam  man  der  Rheinischen  Eisenbahn  in 
einigen  nicht  unwesentlichen  Punkten  entgegen.  War  der  Bedarf 
für  die  notdürftige  Vollendung  des  Bahnbaus  früher  auf  1 Million 
Taler  angenommen  worden,  so  wurde  die  Summe  jetzt  auf 
D/4  Millionen  Taler  erhöht,  weil  „zum  Ausweichen  sich  begegnender 
Wagenzüge  auf  einer  der  mittleren  Stationen  ein  Doppelgleis  nötig 
oder  angemessen  sein  möchte“.  Die  Art  der  Unterstützung  wurde 
für  die  Eisenbahngesellschaft  günstiger  gestaltet,  insofern  als  ihr 
gestattet  wurde,  daß  bei  der  beabsichtigten  weiteren  Aufnahme  von 
1 Million  Taler  diese  Million  zu  gleicher  Priorität  mit  dem  vom 
Staat  in  seiner  Verzinsung  garantierten  Betrag  vor!  D/4  Millionen  Taler 
entliehen  werden  dürfe;  die  Verzinsung  und  Amortisation  der  auf- 
zunehmenden 21/4  Millionen  Taler  würde  also  einheitlich  nach  der 
Verzinsung  der  Prioritätsobligationen  von  1840  vor  sich  gehen.  Be- 
sondere Bestimmungen  sollten  zunächst  die  betriebsfertige  Her- 
stellung der  eingleisigen  Bahn  sichern.  Damit  der  Bau  in  Gang 
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bleiben  könne,  erklärte  der  Finanzminister  sich  bereit,  von  den 
unter  Staatsgarantie  zu  emittierenden  21/4  Millionen  Taler  einen  Be- 
trag von  500000  Taler  durch  die  Staatskasse  übernehmen  und 
die  Summe  nach  dem  Fortschreiten  des  Baues  auszahlen  zu  lassen. 
In  einer  Schlußbemerkung  wurden  weitergehende  Anträge  von  vorn- 
herein abgelehnt. 

Damit  war  diese  Angelegenheit  auf  die  Spitze  getrieben,  und 
es  blieb  der  Eisenbahngesellschaft  kaum  etwas  anderes  als  die  An- 
nahme oder  Ablehnung  des  Anerbietens  übrig.  Flansemann  war 
immer  noch  für  die  so  riskante  Einstellung  des  Baues,  er  erwartete, 
daß  angesichts  solcher  Maßnahmen  der  Finanzminister  doch  noch 
zurückweichen  werde. 

Weniger  in  der  Hoffnung  auf  ein  günstiges  Resultat  als  zur 
Beruhigung  ihres  Bevollmächtigten  hatte  die  geängstete  Direktion 
ihren  Präsidenten  von  Ammon  Mitte  Januar  nach  Berlin  gesandt. 
Im  Februar  kam  er  zurück,  ohne  etwas  Erhebliches  ausgerichtet 
zu  haben.  In  der  Sitzung  vom  10.  Februar  berichtete  er  über  seine 
Reise  und  brachte  einen  neuen  Brief  Hansemanns  zur  Verlesung. 
Nach  Hansemanns  Wunsch  sollte  man,  ähnlich  wie  früher  gegen- 
über Belgien,  nun  der  preußischen  Regierung  gegenüber,  falls  eine 
absagende  Antwort  eintreffen  würde,  dadurch  einen  Druck  aus- 
üben, daß  man  die  Arbeiten  von  Aachen  bis  zur  belgischen  Grenze 
einstelle.  Allen  anderen  Direktoren  schien  ein  solches  Verfahren 
immer  noch  höchst  bedenklich.  Nochmals  hieß  man  alle  Mittel, 
die  Flansemann  angewandt,  gut  und  zollte  ihm  für  „sein  energisches 
Handeln  im  Interesse  der  Gesellschaft  den  lebhaftesten  Dank  und 
Beifall“.  Aber  bei  einer  Zurückweisung  der  zu  erwartenden  Pro- 
positionen erscheine  das  ganze  Unternehmen  gefährdet.  „Die  Pflicht 
der  Direktion  gehe  vor  allem  dahin,  die  Existenz  der  Gesellschaft 
zu  retten;  gegen  diese  Pflicht  müßten  alle  anderen  Rücksichten 

schweigen “ Andernfalls  werde  man  aus  den  Kreisen  der 

Aktionäre  die  ohnedies  viel  angefeindete  Direktion  mit  Recht  zur 
Verantwortung  ziehen.  In  dunkeln  Farben  wurde  geschildert,  wie 
eine  Stockung  im  Bau  zum  Ruin  führe  und  die  Ehre  der  Direktion 
aufs  Spiel  setze.  Es  wurde  nur  beschlossen,  die  einfachste  Ausführung 
der  Bahn  durch  die  Techniker  berechnen  zu  lassen  und  von  allen 
irgend  entbehrlichen  Ausgaben  abzusehen. 

Hansemann  hatte  in  seinem  Brief  angedeutet,  daß  er  im  Falle 
des  Fehlschlagens  seiner  Mission  aus  der  Direktion  austreten  wolle. 
Seine  Kollegen  baten  ihn  nun  dringend,  diese  Äußerung  zurück- 
zunehmen, da  „niemand  sich  mit  dem  Gedanken  vertraut  machen 
könne,  daß  der  Mann,  der  der  Rheinischen  Eisenbahn  mit  gänz- 
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licher  Selbstaufopferung  seine  ganze  Wirksamkeit  und  Tatkraft  bis- 
her gewidmet,  dessen  unermüdlicher  Tätigkeit  dieselbe  unter  den 
schwierigsten  Verhältnissen  ihr  Bestehen  verdanke,  nunmehr  wo 
dieselbe  ihrer  gänzlichen  Vollendung  entgegensehe,  ihr  seine  fernere 
Teilnahme  ganz  sollte  entziehen  können.“ 

Noch  ein  dritter  Bericht  Hansemanns  traf  in  Köln  ein,  bevor 
die  Entscheidung  der  Regierung  bekannt  war.  Aber  auch  dieses 
Mal  beharrte  die  Direktion  auf  ihrer  Ansicht  und  sprach  sich  selbst 
für  den  Fall  für  eine  unbedingte  Annahme  der  Regierungsvorschläge 
aus,  daß  diese  an  einen  Verzicht  auf  alle  weiteren  Reklamationen 
gebunden  sein  sollte.  Vor  allem  Oppenheim  schilderte  das  Gefähr- 
liche eines  weiteren  Zauderns,  und  die  Versammlung  bat  Hansemann 
dringend,  unter  keinen  Umständen  mit  der  Regierung  ohne  Zustim- 
mung aus  Köln  zu  brechen.  Nochmals  sollte  von  Ammon  nach 
Berlin  gehen,  um  mit  Hansemann  zusammenzuarbeiten  und  besonders 
die  Verhandlungen  mit  dem  Finanzminister  zu  führen,  die  für  den 
Vizepräsidenten  bei  seiner  gegenwärtigen  Stellung  sehr  erschwert 
seien.  Erst  auf  vielfaches  Ersuchen  der  Kölner  und  noch  mehr  der 
Aachener  Direktoren,  welche  letzteren  ihm  zwei  dringende  Schreiben 
zusandten,  er  möge  Hansemann  in  diesem  Augenblick  nicht  verlassen, 
entschloß  von  Ammon  sich  zu  der  beschwerlichen  Reise.  Als  er  in 
Berlin  ankam,  war  in  dieser  Angelegenheit  nicht  mehr  viel  zu  tun. 

Die  Antwort  des  Ministers  wurde  von  den  Organen  der  Gesell- 
schaft so  äufgenommen,  wie  das  nach  den  Besprechungen  in  der 
Direktion  zu  erwarten  war.  Der  Administrationsrat  befaßte  sich 
am  18.  März  in  Gegenwart  der  heimgekehrten  Delegierten  und  des 
Kölner  Regierungspräsidenten  von  Gerlach  mit  der  Entscheidung. 
Man  sah  sich  nochmals  nach  allen  Möglichkeiten  einer  Abänderung 
um,  man  überlegte,  ob  man  sich  von  neuem  an  den  König  oder  an 
die  belgische  Regierung  wenden  solle;  doch  war  das  letztere  nach 
dem  früheren  Vertrag  ausgeschlossen.  Graf  von  Hompesch  be- 
stätigte, daß  man  in  den  Vereinigten  Ausschüssen  geglaubt  habe, 
die  Rheinische  Eisenbahn  werde  nun  den  anderen  gleichgestellt.  Der 
Regierungspräsident,  auf  dessen  Wunsch  die  Verhandlungen  zum 
Teil  vertraulich  blieben,  erklärte,  er  werde  sich  glücklich  schätzen, 
wenn  er  der  Gesellschaft  helfen  könne. 

Schon  hier,  aber  auch  in  der  im  Mai  stattfindenden  General- 
versammlung und  noch  später  kam  es  zu  heftigen  Angriffen  auf 
die  Direktion,  die  bittersten  Worte  blieben  ihr  nicht  erspart.  Man 
tadelte  den  langsamen  Fortgang,  die  Verschwendung,  die  sich  darin 
zeige,  daß  man  statt  der  3 Millionen  des  Jahres  1837  jetzt  9 brauche, 
die  Unordnung,  die  sich  in  den  einzelnen  Abteilungen  und  in  der 
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ganzen  Verwaltung  zeige.  Der  Staat  habe  ganz  recht,  so  sagte 
der  Regierungsrat  von  Steffens  in  dem  Administrationsrat,  wenn 
er  einer  solchen  Gesellschaft  eine  gewisse  Kontrolle  auferlege.  Nier- 
straß wies  auf  die  heiligen  Pflichten  hin,  die  noch  erfüllt  werden 
müßten,  wenn  das  Vertrauen  zu  der  Gesellschaft  wiederkehren  solle, 
auf  den  Bau  des  Bahnhofs  in  Köln,  die  Bezahlung  der  Schulden  usw. ; 
sonst  könne  die  Eisenbahn  nach  dem  Statut  öffentlich  versteigert 
werden.  Das  scharfe  Vorgehen  gegenüber  der  Regierung  wurde 
auch  in  diesem  Falle  von  manchen  als  ungehörig  empfunden,  der 
ministerielle  Standpunkt  als  selbstverständlich  und  gerecht  be- 
zeichnet 1). 

Die  Mehrheit  der  Aktionäre  stand  aber  auf  der  Seite  der 
Direktion.  Der  Administrationsrat  erklärte  das  Anerbieten  des  Staates 
für  ungenügend,  beschloß  aber  dennoch  seine  Annahme ; zugleich 
wandte  er  sich  an  den  Finanzminister,  um  eine  Aufhebung  der 
lästigen  Bedingungen  herbeizuführen  und  die  Zuversicht  auszu- 
sprechen, daß  der  Staat  dem  Unternehmen  doch  noch  eine  wirksame 
Unterstützung  angedeihen  lassen  werde.  Diese  Vorstellung  hatte 
auch  insofern  einen  kleinen  Erfolg,  als  der  Finanzminister  seine 
Bedingungen  am  21.  April  dahin  modifizierte,  daß  aus  der  mit  Staats- 
garantie aufzunehmenden  Anleihe  auch  die  Schulden  sowie  die  Bau- 
kosten für  die  ganze  Strecke  nach  dem  Belieben  der  Gesellschaft 
bezahlt  werden  konnten. 

Einen  weiteren  Vorschlag,  der  schon  im  Administrationsrat 
laut  geworden,  erhob  die  Generalversammlung  vom  9.  Mai  zum 
Beschluß : es  solle  eine  Petition  an  die  rheinischen  Provinzialstände 
um  Unterstützung  der  Forderungen  der  Gesellschaft  abgefaßt  werden. 
Diese  „Bittschrift  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  an  die 
hohe  Ständeversammlung  der  Rheinprovinz“  mit  einem  Erläuterungs- 
bericht stammte  aus  der  Feder  des  Oberbürgermeisters  Steinberger 
unter  Mitwirkung  des  nimmermüden  Hansemann.  Sie  gibt  den  Gang 
der  Verhandlungen  wegen  der  Unterstützungsfrage  in  Berlin  wieder. 
Die  Schrift,  die  nicht  nur  allen  Abgeordneten,  sondern  auch  den 
Aktionären  und  sonstigen  prominenten  Persönlichkeiten  überreicht 
wurde,  rückte  nicht  so  sehr  das  Ungenügende  der  Hilfe,  die  eigent- 
lich keine  sei,  sondern  hauptsächlich  „das  Prinzip  der  Gleichheit“ 
in  den  Vordergrund,  das  zum  Nachteil  der  Rheinprovinz  und  der 
Rheinischen  Eisenbahn  nicht  zur  Anwendung  gekommen  sei.  Die 

!)  Auch  in  der  Presse  kamen  solche  Anschuldigungen  der  Direktion  und  Ent- 
schuldigungen der  Regierung  zum  Vorschein.  Die  Verteidigung  der  letzteren  machte 
sich  ein  anonymes  Büchlein,  das  im  Juni  unter  dem  Titel  „Das  Verhältnis  der  Rhei- 
nischen Eisenbahn  zum  Staat“  erschien,  zur  Aufgabe. 
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Unterstützungssumme  ergebe  sich  von  selbst,  wenn  dieses  Prinzip 
beachtet  werde.  „Nicht  wegen  einer  gewissen  Summe“  „werde  die 
Ständeversammlung  in  Anspruch  genommen,  sondern  wegen  eines 
großen  Prinzips, um  Gleichstellung  der  Rheinischen  Eisen- 

bahn und  der  Rheinprovinz  linken  Rheinufers  mit  den  übrigen 
Bahnen  des  mit  Staatsunterstützung  herzustellenden  Eisenbahn- 
netzes.“ 

Die  Petition  fand  denn  auch  die  einhellige  Zustimmung  der 
Stände,  die  sich  in  dem  gewünschten  Sinn  bei  dem  König  für  die 
Rheinische  Eisenbahn  verwandten.  Aber  an  der  Entschlossenheit 
der  Regierung  prallte  auch  dieser  letzte  Versuch  ab.  Im  Herbst 
des  Jahres  erhielt  die  Ständeversammlung  die  Bescheidung,  es  müsse 
bei  den  gegebenen  Zusagen  sein  Bewenden  haben.  Die  Rheinische 
Eisenbahn  hatte  sich  bis  dahin  mit  so  vielen  neuen  Problemen 
zu  beschäftigen,  daß  die  so  peinlich  empfundene  Zurücksetzung 
bald  fast  vergessen  war.  Man  hatte  sich  darauf  einrichten  müssen, 
für  die  nächste  Zeit  von  der  Anlage  des  zweiten  Gleises  abzusehen 
und  die  vorhandenen  Kräfte  auf  die  Vollendung  der  einfachen  Bahn 
zu  vereinigen1). 

Es  war  die  Aufgabe  der  Direktion,  nun  möglichst  schnell  für 
die  Negoziierung  der  vom  Staat  garantierten  1250000  Taler  zu 
sorgen.  Bis  dahin  hatte  man  sich  nur  mittels  großer  Sparsamkeit 
und  Zuhilfenahme  des  schwebenden  Bankkredits  durchgeholfen. 
Schon  in  der  Sitzung  vom  19.  März  drang  Hansemann  auf  Beschleu- 
nigung. Man  müsse  jetzt  das  königliche  Privileg  für  die  5/4  Millionen 
Taler  neuer  privilegierter  Obligationen  nachsuchen;  das  geschehe 
am  besten  dadurch,  daß  ein  Mitglied  der  Direktion  nach  Berlin 
reise  und  dort  die  Sache  in  die  Hand  nehme.  Die  Direktion  ersah  dazu 
den  Kölner  Direktor  Heck  aus.  Hansemann  verfaßte  auf  das  Bitten 
seiner  Kollegen  einen  Entwurf  des  nachzusuchenden  Privilegiums. 
Als  eigentlichen  Macher  des  Geschäftes  hatte  man  auf  Hansemanns 
Rat  den  Berliner  Agenten  Iwan  Bloch  ins  Auge  gefaßt,  einen  sehr 
geschäftskundigen,  auch  redlichen  Finanzmann,  Berater  der  könig- 
lichen Geldinstitute,  der  auch  künftig  der  Rheinischen  Eisenbahn- 
gesellschaft noch  viele  gute  Dienste  in  Geldsachen  leisten  sollte. 
Aber  das  Kommissorium  Hecks  kam  aus  persönlichen  Gründen  nicht 
zur  Erledigung. 

Vom  Monat  Mai  ab  floß  den  ausgetrockneten  Kassen  ein  erster 
belebender  Strom  zu,  da  der  Regierungspräsident  von  Gerlach  einem 

ß Über  die  Art,  wie  die  1842  beschlossenen  Unterstützungen  praktisch  gewährt 
wurden,  siehe  auch  Kapitel  6 und  die  genauen  Angaben  bei  Fleck,  a.  a.  O. 


Die  Aufnahme  der  privilegierten  Anleihe. 
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Auftrag  des  Finanzministeriums  gemäß  mit  der  Auszahlung  des  Vor- 
schusses von  500000  Taler  begann,  die  die  Gesellschaft  in  Raten 
gegen  Zahlung  von  Zinsen  bezog. 

Im  Juni  (18.)  wurde  dann  Hansemann  von  der  Direktion  autori- 
siert, in  Berlin  die  Verhandlung  wegen  der  Begebung  der 
ö/4  Millionen-Anleihe  zu  führen.  Die  Regierung  ernannte  den  Geh. 
Oberfinanzrat  von  Pommer-Esche  zu  ihrem  Beauftragten,  mit  dem 
Hansemann  freundschaftlich  stand.  Am  1.  Juli  beantragte  der  Kölner 
Bevollmächtigte  die  Genehmigung  eines  eingereichten  Privilegiums, 
das  er  nach  dem  Muster  des  früheren  Privilegiums  vom  12.  Oktober 
1840  verfaßt  hatte.  Es  unterschied  sich  von  dem  letzteren  nur  durch 
die  Garantie  des  Staates,  den  Zinsfuß  (3V2  °/°)  und  die  Amortisation 
(V2  %)•  Der  König  stimmte  dem  vorgeschlagenen  Privileg  zu,  die 
einzige  Änderung  wurde  erst  1844  auf  den  Antrag  der  Gesellschaft 
dahin  vorgenommen,  daß  die  Amortisation  nicht  vor  dem  Jahre 
1845  beginnen  sollte,  weil  die  Obligationen  trotz  der  Bemühungen 
Blochs  nur  schwer  unterzubringen  waren. 

Als  im  Mär#  1842  die  Aufnahme  der  Anleihe  beschlossen 
wurde,  hatte  man,  wie  soeben  berichtet,  die  Absicht,  zunächst  auf 
die  Anlage  des  zweiten  Gleises  zu  verzichten.  Der  Bedarf  für  die 
ganze  einfache  Strecke  wurde  damals  auf  8 292  000  Taler  geschätzt 
(also  auf  rund  180000  Taler  mehr  als  im  Mai  1842);  da  davon 
schon  7 605  000  Taler  verausgabt  waren,  war  aus  der  Anleihe  noch 
ein  Posten  von  687  000  Taler  zu  decken,  der  verbleibende  Rest 
betrug  also  563  000  Taler.  Diese  Summe  sollte  allerdings  nach  dem 
Wunsch  der  Regierung  vor  allem  zur  Legung  eines  zweiten  Gleises 
zum  Ausweichen  verwandt  werden,  das  auf  der  Endstrecke  von 
Herbesthal  bis  Aachen  zum  Anschluß  an  Belgien  und  in  der  Mitte 
von  Düren  bis  Königsdorf  — zusammen  waren  es  5 Meilen  Länge  — 
geplant  war.  Doch  war  es  jetzt  der  Gesellschaft  fester  Entschluß, 
vorher  den  Vereinbarungen  mit  der  Stadt  Köln  wegen  der  Anfangs- 
strecke der  Eisenbahn  zu  genügen. 

War  es  so  gelungen,  die  Vollendung  der  Strecke  durch  das 
Eintreten  des  Staates  zu  leidlichen  Bedingungen  möglich  zu  machen, 
so  stand  noch  die  Frage  des  Doppelgleises  aus  und  litt  bald  keine 
Verzögerung  mehr.  Man  konnte  daher  auch  bei  der  Eröffnung  der 
Bahn  durchaus  nicht  von  einem  Sättigungzustand  in  bezug  auf  die 
Kapitalien  sprechen,  vielmehr  traten  die  Forderungen  des  Verkehrs 
bald  so  gebieterisch  hervor,  daß  die  neue  Direktion,  die  im  Januar 
1844  die  Geschäfte  übernahm,  keine  Zeit  mehr  verlieren  durfte. 
Es  war  des  neuen  Präsidenten  Mevissen  erste  Aufgabe  und  erstes 
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Verdienst,  daß  er  für  die  Kapitalbeschaffung  und  damit  für  das 
Doppelgleise  sorgte. 

Betrug  das  Anlagekapital  der  Eisenbahn  bis  in  das  Jahr  1844 
hinein  8y4  Millionen  Taler,  nämlich  41/2  Millionen  Taler  an  Aktien- 
kapital und  3750000  Taler  an  Prioritätsanleihen  (welche  letzteren, 
beiläufig  bemerkt,  einen  Anleihedienst  von  162  500  Taler  jährlich 
erforderten),  so  mußten  doch  noch  erhebliche  Summen  für  die 
erste  Strecke  des  Unternehmens  verwandt  werden,  ehe  sie  als  gänz- 
lich vollendet  betrachtet  werden  konnte.  Um  diese  wenigstens 
noch  ziffernmäßig  anzuführen,  galt  es  zunächst,  den  ausstehen- 
den, längst  (31.  Mai  1842)  beschlossenen  Betrag  von  1 Million  für 
das  Doppelgleis  aufzubringen,  wozu  aber  inzwischen  noch  i/4  Million 
Taler  für  die  Kölner  Bahnhofsbauten  und  Materialkäufe  kommen 
mußten.  Nachdem  einige  Formalien  überwunden  waren,  wurde  die 
Begebung  dieser  5/4  Millionen  Taler  am  19.  August  1844  von  der 
Generalversammlung,  am  4.  Oktober  vom  König  genehmigt.  Um 
die  Unterbringung  zu  erleichtern,  hatte  man  diesmal  eine  neue  Form, 
die  der  Prioritätsaktien  gewählt,  die  den  Inhabern  der  Aktien  priori- 
tätisch  vor  den  anderen  Aktienbesitzern  eine  Verzinsung  von  4 0/0 
garantierte,  ihnen  aber  dafür  das  Stimmrecht  in  der  Generalver- 
sammlung nicht  gewährte.  Zu  einer  Zeit,  in  der  die  Eisenbahnmanie 
in  Deutschland  schon  wieder  in  eine  allgemeine  Flauheit  umge- 
schlagen war,  in  der  außerdem  noch  die  Regierung  mit  aller  Ge- 
walt bremste,  machte  die  Abschiebung  dieser  neuen  Aktien  der 
Direktion  große  Mühe.  — Lange  reichten  die  angegebenen  Mittel 
vor,  aber  noch  einmal  mußte  ein  Betrag  von  1 Million  Taler  beschafft 
werden;  ebensosehr  der  wachsende  Verkehr  wie  die  mangelhafte 
erste  Schienenanlage  wie  der  Kölner  Brückenbau  (250000  Taler) 
machten  noch  eine  Aktienausgabe  nötig.  Sie  wurde  am  20.  Dezember 
1854  beschlossen  und  erhielt  am  15.  Januar  1855  die  obrigkeitliche 
Genehmigung. 

So  kam  es  denn,  daß  die  kleine,  wenn  auch  bedeutende  Bahn- 
strecke, die  man  anfänglich  mit  2 Millionen  Taler  hatte  bauen  wollen, 
schließlich  rund  10  500000  Taler  kostete,  eine  Summe,  die  nach  dem 
Gesagten  durch  Emissionen  von  Aktien  in  der  Höhe  von  6750000 
Taler  und  von  Prioritätsobligationen  von  3750000  Taler  zusammen- 
gebracht wurde.  — 

Doch  noch  einmal  muß  sich  die  Erzählung  zurückwenden  zum 
Jahr  1843.  Die  allseitigen  Vorbereitungen  der  vorhergehenden 
Monate  ließen  die  Eröffnung  der  rheinisch-belgischen  Bahn  in  ihrem 
ganzen  Umfang  für  den  Monat  Oktober  erhoffen.  Mit  allem  Eifer 
wurde  gearbeitet,  um  eine  notdürftige,  gefahrlose  Verbindung  zu 
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schaffen,  aber  noch  in  den  ersten  Oktobertagen  schien  es  nicht 
ganz  gewiß,  ob  an  dem  angesetzten  Termin  — auf  den  Wunsch  des 
belgischen  Ministeriums  war  dafür  das  Geburtsfest  des  Königs  von 
Preußen,  der  15.  Oktober,  in  Aussicht  genommen  worden  — alles 
bereit  sein  könne. 

Die  Direktion  der  Eisenbahn  war  mit  ihrem  Präsidenten  von 
Ammon  darin  einig,  daß  die  Feier  der  „Eröffnung  des  National- 
unternehmens auf  das  Allergroßartigste“  zu  vollziehen  sei.  Dem- 
gemäß begann  man  schon  im  März  mit  den  Vorbereitungen  dazu, 
und  verschiedene  Male  wurden  Beauftragte  eigens  zu  den  Verein- 
barungen mit  den  belgischen  Behörden  nach  Brüssel  und  Ant- 
werpen gesandt;  jede  Einzelheit  des  Festprogramms  wurde  im  Ein- 
vernehmen mit  Belgien  bestimmt. 

Schon  am  7.  April  bildete  sich  eine  Kommission  aus  Kölner 
Herren,  die  der  Stadtverwaltung  und  der  Direktion  die  näheren 
Vorschläge  machen  und  später  die  Durchführung  übernehmen 
sollten;  ihr  gehörten  von  der  Direktion  von  Ammon,  Schnitzler 
und  Heuser,  vom  Stadtrat  von  Wittgenstein,  Leiden  und  Engels 
an.  Auch  drei  belgische  Festkommissarien  gesellten  sich  dieser 
Kommission  bei.  Später  traten  noch  zahlreiche  Kölner  Honoratioren 
zu  Spezial-Ausschüssen  zusammen.  Da  war  nun  überaus  vieles  zu 
besorgen : es  waren  Genehmigungen  nachzusuchen,  Bestellungen  für 
die  Festessen,  die  Dekorationen,  die  Ehrengeschenke  zu  machen, 
Personal  anzunehmen  usw.  Da  waren  auch  allerhand  nicht  er- 
betene Anträge  zu  erledigen;  so  wurde  das  Anerbieten  eines  fran- 
zösischen Luftschiffers  abgelehnt,  zur  Verherrlichung  der  Feier  sein 
noch  weiter  fortgeschrittenes  Vehikel  steigen  zu  lassen,  ein  wohl- 
meinender Dichterkomponist  aus  Düren  sandte  einen  Hymnus  ein, 
der  nicht  gebraucht,  aber  honoriert  wurde,  ein  wackerer  Kölner 
bot  der  Gesellschaft  eine  ebensowenig  verwendbare,  umfangreiche 
Festschrift  „Beschreibung  der  Rheinischen  Eisenbahn“  an  und  er- 
hielt gleichfalls  einen  Ehrensold. 

Die  Einladungen  besorgte  die  Direktion  wieder  im  Einver- 
nehmen mit  den  Belgiern  und  den  rheinischen  Behörden  selbst. 
Von  den  beiden  Landesherren  an  wurden  alle  „Leute  von  Distinktion“ 
eingeladen,  die  Prinzen,  die  Spitzen  der  Landes-  und  der  Provinzial- 
behörden aus  Preußen  und  über  seine  Grenzen  hinaus,  alle  Notabein 
Belgiens,  so  die  Minister,  die  Abteilungschefs,  die  Zentralkammern, 
die  Bürgermeister,  die  Handelskammervorstände,  ferner  angesehene 
Privatpersonen  aus  beiden  Ländern,  besonders  zahlreiche  Eisen- 
bahninteressenten der  preußischen  Bahnen  und  rheinische  Kaufleute; 
die  sonst  nicht  bekannten  Aktionäre  erhielten  auf  ihre  Reklamationen 
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auch  wenigstens  zu  einigen  der  Veranstaltungen  Zutrittskarten. 
Alle  Ehrengäste  wurden  mit  ihren  Damen  gebeten. 

Wie  das  im  Interesse  der  Raum-  und  der  Finanzverhältnisse 
erhofft  worden  war,  sagte  zunächst  der  größere  Teil  der  Geladenen 
ab,  so  daß  etwa  noch  250  Personen  übrig  blieben,  die  an  allen 
Festlichkeiten  teilnehmen  sollten.  Von  den  höchsten  Persönlich- 
keiten waren  z.  B.  verhindert  die  beiden  Könige  der  Länder  und 
fast  alle  anderen  Fürsten;  Friedrich  Wilhelm  schrieb,  er  „wünsche, 
daß  alle  an  dieses  Ereignis  geknüpften  Erwartungen  segensreicher 
Folgen  in  Erfüllung  gehen  mögen“,  ebenso  lehnten  alle  preußischen 
und  zum  Teil  infolge  dieser  Ablehnungen  die  meisten  belgischen 
Minister  ihrer  Geschäfte  wegen  ab.  Aber  auch  sie  dankten  der 
Gesellschaft  in  Worten  der  größten  Herzlichkeit  und  Anerkennung; 
wenigstens  für  die  Festeszeit  schien  aller  etwa  bestehende  Meinungs- 
gegensatz verschwunden,  denn  in  den  meisten  Antwortschreiben 
wurde  von  den  unvergänglichen  Verdiensten  der  leitenden  Männer, 
der  einzigartigen  Bedeutung  ihres  Unternehmens  gesprochen.  Zu- 
sagen trafen  von  den  meisten  rheinischen  Gästen,  von  dem  rheini- 
schen und  dem  westfälischen  Oberpräsidenten  von  Schaper  und 
von  Vincke,  den  beiden  kommandierenden  Generälen  von  Thiele 
und  von  Pfuel,  den  rheinischen  Regierungspräsidenten,  dem  Ge- 
sandten von  Arnim  u.  a.,  ferner  von  vielen  Belgiern  mit  dem 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Dechamps,  dem  früheren  Premier- 
minister Rogier  und  den  Gouverneuren  verschiedener  Provinzen 
an  der  Spitze  ein.  Der  Oberpräsident  von  Schaper  sagte  freilich  im 
letzten  Augenblick  wieder  ab  und  blieb  trotz  aller  Entschuldigungen 
auf  dem  Standpunkt  des  Gekränkten,  weil  ihm  eine  notwendig 
gewordene  Programmänderung  nicht  in  hinreichend  höflicher  Form 
mitgeteilt  worden  sei.  Andere  stellten  sich  noch  nachträglich  ein, 
so  incognito  die  Fürstin  von  Liegnitz,  die  Witwe  des  Königs  Fried- 
rich Wilhelm  III.,  für  den  Haupttag  den  15.  Oktober,  und  eben- 
falls incognito  die  Kurfürstin  von  Bayern,  eine  Aktionärin  der 
Eisenbahn  mit  ihrem  Gemahl. 

Endlich  nahte  der  große  Tag  oder,  wie  man  besser  sagen 
müßte,  die  große  Festwoche,  die  von  den  an  der  Bahnstrecke  ge- 
legenen Städten  mit  einer  Begeisterung  gefeiert  wurde,  wie  viel- 
leicht bis  dahin  noch  niemals  ein  anderes  Ereignis.  Eine  Feier 
reihte  sich  an  die  andere,  und  weithin  in  beiden  Ländern  und 
über  ihre  Grenzen  hinaus  hallte  der  Jubel  wieder ; vielen  Patrioten 
waren  die  angeschlagenen  Töne  eine  wahre  Herzensfreude,  aber 
viele  auch,  nicht  bloß  in  Frankreich  und  in  Holland,  sondern  ebenso 
in  Altpreußen,  nahmen  an  dem  Verbrüderungsfest  des  Rheinlandes 
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und  des  jungen  belgischen  Königreichs  argen  Anstoß.  Denn  das 
Wort  Verbrüderung,  „fraternite“,  verlieh  dem  Kranz  der  Feiern 
das  Gepräge;  immer  wieder  gaben  sich  die  Rheinländer  und  die 
Belgier  mit  dem  gleichen  Feuer  Versicherungen  der  Freundschaft, 
wie  sie,  um  nur  einen  zu  nennen,  der  Bürgermeister  von  Ant- 
werpen, Legrelle,  einmal  so  aussprach : „Die  Vertreter  Antwerpens 
bei  diesem  Fest  können  die  Stadt  Köln  nicht  verlassen,  ohne  ihr 
laut  die  Gefühle  der  Zuneigung  und  der  Dankbarkeit  zu  offen- 
baren, ohne  von  ganzem  Herzen  die  Vertreter  ihrer  alten  und 
besten  Freundin  Köln  zu  umarmen,  ohne  mit  ihnen  die  Morgen- 
röte des  schönen  Tages  für  den  Handel  zu  begrüßen,  der  für  die 
.Wohlfahrt  der  beiden  Länder  anbricht.  . . . Wir  wollen  es  ihnen 
der  Wahrheit  gemäß  wiederholen,  daß  es  unser  lebhaftester  Wunsch 
ist,  mehr  und  mehr  den  Kreis  unserer  Handelsbeziehungen  er- 
weitert zu  sehen.  Unsere  Sitten,  unsere  Gewohnheiten,  unsere 
Wünsche,  unsere  Interessen  sind  die  gleichen;  wir  verspüren  die- 
selben Bedürfnisse,  wir  fühlen  in  uns  den  gleichen  Trieb  zur  ge- 
schäftlichen Tätigkeit,  wir  sind  von  der  gleichen  Liebe  zur  Kunst 
und  Wissenschaft  entflammt,  wir  pflanzen  dieselbe  Fahne  mit  den 
Farben  rot  und  weiß  auf,  wir  leben  beiderseits  glücklich  unter 
der  Regierung  von  Fürsten,  die  ihr  Volk  lieben.  . . .“  Und  als 
Unterton  bei  diesen  Beteuerungen  der  Freude  und  der  Eintracht 
drang  immer  wieder  das  Empfinden  durch,  Zeuge  eines  geschicht- 
lichen Vorganges  zu  sein.  Dafür  sind  Äußerungen,  wie  sie  der 
offizielle  „Moniteur  Beige“1)  in  seinen  ausgiebigen  Festberichten 
einleitend  tat,  ganz  typisch : „Das  nationale  Werk,  das  Werk  zehn- 
jähriger Arbeit  ist  vollendet.  Die  Eisenbahn,  das  gewaltige  Unter- 
nehmen, dem  wir  uns  ruhmvoll  gewidmet  haben,  geht  endlich 
ihrem  Ziel  entgegen.  Die  äußerste  Ostlinie  verbindet  sich  mit  der 
Rheinischen  Eisenbahn,  und  die  Lokomotive,  die  Zeit  und  Raum 
verschlingt,  hat  majestätisch  die  deutsche  Grenze  überschritten, 
gleich  als  ob  nichts  den  schnellen  Lauf  dieses  bewunderungswerten 
Werkzeugs  der  modernen  Zivilisation  aufhalten  dürfte.  — Zwei 
Völker  haben  heute  ihre  Wünsche  in  einem  gemeinsamen  Gedanken 
und  in  gemeinsamer  Begeisterung  vereinigt.  Sie  haben  entzückt  eine 
der  Schranken  fallen  sehen,  die  noch  die  Nationen  trennen,  und 
sie  haben  sich  gesagt,  daß  die  menschliche  Brüderlichkeit  siegen 
wird.  Das  vornehme  Beispiel,  das  sie  gegeben  haben,  das  vor- 
nehme Beispiel,  das  allen  Hindernissen  zum  Trotz  ganz  Europa 
nachahmen  wird,  ist  zugleich  das  Streben  aller  Völker  und  der 
Wunsch  aller  aufgeklärten  Regierungen.“  — 


ß Vom  19.  Oktober  1843. 
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Die  Ordnung  der  Festlichkeiten,  die  in  der  Erinnerung  der 
Rheinländer  noch  nach  Jahrzehnten  lebten,  war  wie  gesagt  über- 
aus reichhaltig1).  Nachdem  die  Strecke  von  Verviers  bis  zur  Grenze 
zum  ersten  Male  am  9.  Oktober,  die  Strecke  von  Aachen  bis 
Verviers  am  11.  Oktober  mit  Probezügen  befahren  worden  war, 
war  alles  zur  Einweihung  der  Rhein-Scheldebahn  bereit. 

Die  Feste  begannen  damit,  daß  ein  prächtig  geschmückter 
Zug  die  preußischen  Teilnehmer  am  12.  Oktober,  einem  Donnerstag, 
{nachmittags  um  5 Uhr  in  Köln  abholte  und  sie  nach  Aachen  brachte. 
Hier  übernachtete  man  und  fuhr  am  nächsten  Morgen  frühzeitig 
um  7 Uhr  mit  dem  Zuge  weiter  nach  Antwerpen.  Nach  einer 
interessanten  und  vergnügten  Fahrt  kamen  die  Gäste  dort  um 
4 Uhr  an.  Nun  begann  eigentlich  erst  der  Strom  der  Feste.  Am 
Bahnhof  warteten  die  belgischen  Gastgeber,  viel  Militär  und  eine 
große  Menschenmenge,  der  Bahnhof  und  die  ganze  Stadt  hatten 
ein  farbiges  Festkleid  angelegt,  Böllerschüsse  krachten,  begeisterte 
Begrüßungsreden  wurden  gehalten,  in  einem  besonderen  Protokoll- 
buch wurde  der  Beginn  der  Feiern  festgestellt  und  von  den  An- 
wesenden bestätigt.  Dann  ging  es  in  geschlossenem  Zug  zu  der 
Gegend  des  Hafens,  wo  die  Grundsteinlegung  des  Rheintors  und 
im  Anschluß  daran  die  des  Hauptwarenlagers  für  den  Transit  und 
die  Ausfuhr  mit  Reden  und  Musik  vollzogen  wurde.  Am  Abend 
versammelte  man  sich  aufs  neue,  diesmal  zu  einem  großen  Fest- 
bankett, das  die  Stadt  Antwerpen  gab;  hier  hielten  der  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten  Dechamps  und  der  Präsident  von  Ammon 
die  Hauptreden.  Dechamps’  Leitmotiv  war:  „Dieser  Tag  ist  für 
den  belgischen  Handel  das,  was  die  Ereignisse  von  1830  für  unsere 
Nationalität  waren : unsere  politische  Unabhängigkeit  ging  lebendig 
vor  13  Jahren  aus  einer  Unterwürfigkeit  von  mehreren  Jahrhunderten 
hervor;  wir  begründen  in  diesem  Augenblick  unsere  Handels- 
unabhängigkeit, die  so  oft  seit  dem  Vertrage  von  Münster  unter- 
jocht wurde2).“ 

Am  folgenden  Morgen  um  10  Uhr  fuhr  die  ganze  Gesellschaft 
mit  belgischen  Wagen  von  Antwerpen  ab  und  langte  um  2 Uhr 
in  Lüttich  an,  wo  die  gleichen  glänzenden  Anstalten  getroffen  waren, 


ß Manches  darüber  bringt  Dresemann,  a.  a.  O. 

2)  Bei  diesem  Mahl  wurde  den  Teilnehmern  eine  hübsche  Denkmünze  überreicht 
(ein  Exemplar  wie  auch  der  Münzen  von  1836  und  1844  ist  noch  im  Kölner  Hahnentor- 
museum vorhanden).  Der  Avers  zeigt  das  Bildnis  König  Leopolds,  der  Revers  symbo- 
lische Figuren:  den  Vater  Rhein  und  die  Schelde,  die  Frauengestalten  Belgien  und  Preußen, 
denen  der  Friede  die  Hände  reicht,  und  im  Hintergründe  den  Kölner  Dom  und  das  Ant- 
werpener  Rathaus ; die  Umschrift  lautet:  „La  guerre  les  a divisees,  la  paix  les  reunira.“ 
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wie  in  Antwerpen.  Nach  den  obligaten  Begrüßungen  begab  man 
sich  nach  dem  einzuweihenden  Pont  de  Boverie  und  ließ  sich 
dann  von  den  Brückenunternehmern  bewirten.  Wieder  schlossen 
sich  Besichtigungen,  Feste,  Reden  in  Lüttich  an. 

Für  den  15.  waren  die  Hauptfeierlichkeiten  vorgesehen,  die 
Überschreitung  der  deutschen  Grenze  und  die  Fahrt  nach  Köln. 
Am  Morgen  dieses  Tages,  um  1/2io  Uhr,  es  war  ein  schöner  Sonn- 
tag, bestieg  man  drei  bereitgestellte  belgische  Züge  und  fuhr  in 
die  reizvolle  gebirgige  Gegend  hinein.  In  Verviers  stiegen,  noch 
neue  Gäste  hinzu,  aber  bald  ging.es  unter  Kanonen-  und  Flinten- 
schüssen und  Hurrarufen  weiter.  Die  großartigen  Eisenbahnarbeiten, 
besonders  der  Viadukt  von  Dolhain,  das  pittoreske  Vesdretal  wurden 
bewundert,  und  schon  war  man  jenseits  der  Grenze,  fast  ohne  es 
zu  merken,  denn  der  Charakter  der  Gegend  wie  die  Ausschmückung 
mit  belgischen  und  preußischen  Fahnen  änderte  sich  nicht.  Nach 
kurzer  Zeit  hielten  die  belgischen  Maschinen  auf  einem  hohen,  langen 
Viadukt  an,  es  war  der  imponierende  Geulviadukt.  Die  Reisenden 
eilten  in  das  Tal  hinab,  wo  mit  der  Vorderseite  dem  Bauwerk 
zugekehrt  ein  Festzelt  errichtet  war.  Nachdem  man  den  Blick  auf 
die  kühne  Konstruktion  des  zwei  Hügel  überspannenden  Viadukts 
und  die  schöne  Landschaft  genossen,  hielt  von  Ammon  eine  Be- 
grüßungsansprache i).  Er  sprach  seine  tiefe  Genugtuung  aus,  die 
Vertreter  Belgiens  bei  dieser  Gelegenheit  willkommen  heißen  zu 
können,  der  ausgeworfene  Samen  beginne  aufzugehen,  „die  Wellen 
des  deutschen  Meeres  brächen  sich  an  den  Mauern  der  alten  Colonia 
Agrippinensis“ ; Belgien  sei  der  Lehrmeister  Europas  geworden. 
Das  Hoch  auf  den  König  von  Belgien  veranlaßte  Dechamps  zu 
einer  Dankesrede  für  den  würdigen  Empfang,  die  in  einem  Hurra 
auf  Deutschland  ausklang.  Eine  Stelle  in  seiner  Rede  wurde  später 
viel  beachtet : „Wir  haben  ein  großes  gemeinsames  Interesse  für 
Deutschland  und  Belgien  schaffen  wollen;  dieses  Interesse  existiert 
seit  heute.  Unsere  Eisenbahn  gibt  Ihnen  neue  Häfen,  die  schöner 
sind  als  Hamburg,  freier  als  Rotterdam,  sie  wird  uns  bei  Ihnen, 
so  hoffen  wir,  einen  Markt  verschaffen,  der  groß  genug  ist,  um 
dem  konkurrierenden  Handel  Platz  zu  gewähren.“ 

Nach  einigem  Aufenthalt  brach  man  auf  und  fuhr,  aber  jetzt 
in  deutschen  Wagen,  nach  Aachen.  Die  Stadt  Aachen  hatte  sich 
erboten,  für  die  Gäste  ein  Prunkmabl  zu  veranstalten,  aber  es  war 
beschlossen  worden,  gleich  nach  Köln  zu  fahren.  Doch  begrüßte 


ß Einer  Verabredung  gemäß  sprachen  auf  deutschem  Boden  alle  deutschen  Redner 
deutsch. 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  27 
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eine  Vertretung  mit  dem  Regierungspräsidenten  und  dem  Ober- 
bürgermeister an  der  Spitze  am  Bahnhof  die  Ankömmlinge  und 
ließ  ihnen  Erfrischungen  reichen. 

Von  Aachen  aus  ging  es  vorbei  an  reich  beflaggten  Dörfern 
und  Städten,  in  denen  die  Einwohner  an  den  Dämmen  und  Bahn- 
höfen dem  Zug  entgegenjubelten.  Aber  am  größten  war  doch  die 
Freude  in  der  alten  Rheinstadt,  als  die  beiden  Lokomotiven  mit 
den  dichtbesetzten  Wagen  am  Türmchen  anlangten.  Auf  dem 
Rhein  und  an  der  Station  donnerten  Willkommschüsse,  ein  großes 
Musikchor  spielte  und  begleitete  die  Gäste,  als  sie  in  Privatequi- 
pagen zu  ihren  Quartieren  befördert  wurden. 

Alles  wurde  aufgeboten,  um  den  Belgiern  zu  zeigen,  welchen 
Wert  man  auf  ihre  Freundschaft  lege.  Am  Abend  des  Ankunfts- 
tages fand  das  große  Festmahl  in  den  Sälen  der  Kasinogesellschaft 
statt.  Hierfür  hatte  man  das  Beste  vereinigt,  was  in  Köln  zu  haben 
war,  und  fand  damit,  besonders  mit  den  in  Belgien  wenig  bekannten 
edlen  Weinen  des  Rheins  bei  den  Gästen  begeisterten  Anklang. 
Als  Festkoch  hatte  sich  die  Eisenbahndirektion  einen  der  reno- 
miertesten  Gastronomen  des  Rheinlandes,  den  Gastwirt  Müllens  aus 
Aachen  verschrieben.  Dem  Arrangement  entsprach  die  gehobene 
Stimmung  der  Anwesenden,  300  an  der  Zahl,  von  denen  sich  die 
am  meisten  Geehrten  an  einer  besonderen  Festtafel  um  den  Ober- 
bürgermeister Steinberger  und  den  Präsidenten  von  Ammon  grup- 
pierten. Der  belgische  Minister  brachte  den  Trinkspruch  auf  König 
Friedrich  Wilhelm  aus,  in  dem  er  an  dessen  Geburtstag  anknüpfte 
und  seiner  Bestrebungen  zur  Herstellung  der  deutschen  Einheit 
gedachte.  Die  Gründung  des  Zollvereins  habe  Deutschland  mehr 
gestärkt  als  die  Siege  Friedrichs  II.  „Wenn  der  König  dieses  Fest 
durch  seine  Anwesenheit  gekrönt  hätte,  würde  er  die  Worte  wieder- 
holt haben,  die  er  vor  Jahresfrist  unter  brausendem  Beifall  an  Sie 
richtete : „Meine  Herren  von  Köln,  es  gehen  große  Dinge  bei  Ihnen 
vor.“  Dann  spielte  die  Musik,  man  sang  ein  Lied  des  Dichters 
Pfarrius  „Brechet  Bahn  zu  freiem  freundlichem  Verkehr,  Nachbarn 
und  Verwandten  zwischen  Rhein  und  Meer“,  und  der  General  von 
Pfuel  erhob  sich  zu  einigen  Worten  auf  die  belgische  Freundschaft 
und  König  Leopold.  Die  nächste  und  beste  Rede  hielt  Vizepräsident 
Hansemann,  der  in  flammenden  Sätzen  die  vornehme  belgische 
Nation  feierte : Kaum  habe  man  den  belgischen  Staat  gekannt,  da 
habe  er  vor  10  Jahren  die  Aufgabe  übernommen  und  mit  uner- 
schütterlicher Ausdauer  durchgeführt,  die  Verbindung  der  Schelde 
mit  dem  Rhein  zu  sichern  und  die  beiden  Flüsse  von  ihrem  Jahr- 
hunderte alten  Joch  zu  befreien.  Durch  dieses  Werk  der  Ordnung 
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und  der  Staatskunst  habe  Belgien  die  Achtung  Europas  gewonnen 
und  Deutschland  die  Überzeugung  beigebracht,  daß  seine  nationale 
Macht  und  Unabhängigkeit  eng  mit  der  des  Nachbarstaates  ver- 
bunden sei.  Man  feiere  nicht  nur  die  Eröffnung  der  Eisenbahn, 
nicht  nur  die  Vereinigung  von  Antwerpen  und  Köln,  Lüttich,  Verviers 
und  Aachen,  nein  Belgien,  die  Rheinprovinz  und  ganz  West- 
deutschland feierten  den  Fortschritt,  den  Sieg  einer  großen  Idee, 
der  Befestigung  und  Macht  zweier  Nationen.  Andere  Reden  der 
belgischen  Bürgermeister  schlossen  sich  an.  Dann  ging  man  um 
1/2io  Uhr  zum  benachbarten  Gürzenich.  Dort  war  noch  in  dem 
großen  gotischen  Saale,  den  man  glänzend  hergerichtet  hatte,  ein 
Konzert,  das  die  bekannte  Societe  royale  de  la  Grande  Harmonie 
unter  Leitung  des  Komponisten  Snel  zum  Besten  des  Kölner  Dom- 
baues veranstaltete.  Vor  angeblich  4000  Personen  fanden  unter 
Mitwirkung  des  Kölner  Männergesangvereins  und  einzelner  Kölner 
Künstler  die  Vorträge  statt. 

Den  größten  Eindruck  auf  die  Fremden  machte  die  Fort- 
setzung der  Feier  am  nächsten  Tag.  Die  belgischen  Zeitungen, 
denen  dieser  Bericht  mehrfach  folgt,  betonten  später,  diejenigen, 
die  nicht  dabei  gewesen,  könnten  sich  von  dem  Gebotenen  keine 
Vorstellung  machen.  Die  Kölner  Dampfschiffahrtsgesellschaft  hatte 
es  sich  nicht  nehmen  lassen,  durch  ihren  Direktor  Merkens  die 
Angehörigen  und  Gäste  des  befreundeten  Verkehrsunternehmens  zu 
einer  Fahrt  nach  Königswinter  einzuladen.  Morgens  um  ii1/^  Uhr 
brachen  die  drei  Festschiffe  von  dem  dicht  bevölkerten  Bollwerk 
auf.  Schon  die  Fahrt  auf  dem  herrlichen  Strom,  die  reiche  Gast- 
lichkeit der  Einladenden,  die  herzliche  Anteilnahme  von  den  vor- 
überfahrenden Schiffen  und  den  beiden  Ufern  aus,  dann  auch  die 
Schönheit  des  Siebengebirges  entzückten  die  Teilnehmer.  Aber 
übertroffen  wurde  das  alles  durch  den  Anblick,  der  sich  am  Abend 
den  Zurückkehrenden  bot,  als  sie  sich  Köln  näherten.  Das  ganze 
Rheinufer  erglänzte  in  einem  wundervollen  Feuerwerk,  dann  wurde 
auch  der  Dom  in  eine  feenhafte  bengalische  Beleuchtung  getaucht, 
die  alle  seine  Konturen  hervortreten  ließ  und  bei  den  Beschauern 
staunende  Bewunderung  auslöste.  Einstimmig  bezeichnete  man  diese 
Darbietung  als  den  Höhepunkt  des  Festes,  eine  Ansicht,  die  der 
Exminister  Rogier  als  der  Sprecher  seiner  Landsleute  noch  be- 
sonders unterstrich. 

Am  folgenden  Morgen  ging  eine  Zahl  geladener  Gäste  noch 
unter  von  Ammons  und  Hansemanns  Führung  in  den  Dom  zu 
einer  Besichtigung.  Hier  waren  von  Wittgenstein  und  der  Dom- 
baumeister Zwirner  sachverständige  Führer.  Das  Interesse,  das  die 
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Besucher  dem  Meisterwerk  mittelalterlicher  Baukunst  entgegen- 
brachten, benutzte  von  Wittgenstein  dazu,  ihnen  von  den  Hoff- 
nungen des  Dombauvereins  für  den  Weiterbau  zu  berichten  und 
sie  zur  Subskription  einer  größeren  Summe  zu  gewinnen. 

Vom  Dom  aus  suchte  man  den  Bahnhof  am  Türmchen  auf, 
um  die  Ankunft  des  ersten  belgischen  Güterzuges  in  Köln  feierlich 
zu  erwarten.  Mit  einiger  Verspätung  kam  der  fahnengeschmückte, 
hochbeladene  Zug  an,  der  aus  2 Lokomotiven  und  81  Wagen  be- 
stand. Ludolf  Camphausen  als  Handelskammerpräsident  nahm  dieses 
Ereignis  zum  Anlaß,  die  begonnene,  viel  innigere  Annäherung  und 
ihre  Bedeutung  für  den  Handel  der  beiden  Länder  zu  preisen.  Er 
rühmte  die  völkerverbindende  Macht  des  Waren-  und  Eisenbahn- 
verkehrs und  wünschte,  daß  der  zweite,  der  eiserne  Rhein,  jetzt 
die  Fluren  befruchten  und  eine  vernünftige  und  wohltätige  Handels- 
freiheit einleiten  möge.  Auch  Dechamps  ließ  den  rheinischen  und 
belgischen  Handel  leben  und  überreichte  dann  dem  Präsidenten 
von  Ammon  und  dem  Spezialdirektor  Hauchecorne  die  In- 
signien zum  Ritterorden  König  Leopolds.  Der  anwesende  Gesandte 
von  Arnim  konnte  mitteilen,  daß  der  preußische  König  schon  die 
Erlaubnis  zum  Tragen  der  Auszeichnungen  gewährt  habe.  Noch 
einmal  bestätigte  ein  Protokoll  in  französischer  und  deutscher  Sprache 
die  Verknüpfung  des  Rheins  mit  der  Schelde  und  gab  mit  einigen 
Worten  den  Verlauf  der  Festlichkeiten  wieder.  Es  wurde  die  Hoff- 
nung ausgesprochen,  „daß  die  so  sehr  erwünschte  Verbindung  einen 
hohen  Wohlstand  herbeiführe,  und  daß  Friede  und  dauernde  Freund- 
schaft das  Glück  der  beiden  Länder  verkitten  werde“. 

■ Am  Abend  brachten  die  Kölner  Gesangvereine  dem  belgi- 
schen Minister  und  dem  Gouverneur  von  Antwerpen  Ständchen 
dar,  eine  Aufmerksamkeit,  die  von  der  Brüsseler  Harmoniegesell- 
schaft schon  am  Tag  vorher  Steinberger  und  Merkens  erwiesen 
worden  war.  Noch  ein  letztes  Mal  vereinigte  ein  großer,  von  der 
Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  veranstalteter  Ball 
den  übrig  gebliebenen  Teil  der  Gesellschaft  — manche  waren  ab- 
gereist — im  Kasino.  Mit  ihm  ging,  als  der  Morgen  anbrach, 
die  ganze  Feier  zu  Ende. 

Um  1/29  Uhr  am  nächsten  Tag,  dem  Mittwoch,  geleiteten 
die  Rheinländer  ihre  belgischen  Freunde  zur  Bahn,  noch  eine  letzte 
improvisierte  Trennungsfeier,  dann  trat  in  Köln  der  Alltag  wieder 
in  seine  Rechte.  Die  belgischen  Würdenträger  und  der  Baron  von 
Arnim  wurden  in  Aachen  noch  von  den  dortigen  Direktoren  zu 
einem  Abschiedsmahl  geladen,  bei  dem  Hansemann  dem  Minister 
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und  seiner  Begleitung  für  sein  Erscheinen  in  Köln,  Dechamps  der 
Direktion  für  den  unvergeßlichen  Empfang  dankte.  Damit  aber 
klang  die  Reihe  der  denkwürdigen  Feste  aus i). 

Die  Benutzung  der  ganzen  Bahn  durch  den  öffentlichen  Dienst, 
der  sich  vorläufig  noch  fast  ausschließlich  auf  den  Personenver- 
kehr beschränkte,  begann  mit  dem  21.  Oktober.  Der  regelmäßige 
rheinisch-belgische  Güterverkehr  begann  erst  am  2.  November  und 
entwickelte  sich  sogleich  in  ungeahnt  großartiger  Weise. 

Wie  nachhaltig  der  Eindruck  der  großen  Festwoche  doch 
auf  die  belgischen  Teilnehmer  war,  zeigten  ihre  Versuche,  die 
persönlichen  Beziehungen  zu  den  Rheinländern  zu  erhalten  und 
zu  verstärken.  Mitglieder  der  Handelskammer  von  Antwerpen  hatten 
bereits  in  Köln,  als  man  von  der  Hoffnung  eines  Wiedersehens 
sprach,  mit  Aachener  und  Kölner  Herren  diese  Möglichkeit  näher 
erörtert.  Am  15.  April  1844  kam  die  Antwerpener  Handelskammer 
in  einem  Schreiben  an  das  Kölner  Schwesterinstitut  auf  diese  Sache 
zurück.  Sie  schlug  vor,  man  solle  eine  gemischte,  permanente 
Kommission  bilden,  bei  der  auch  Mitglieder  der  Eisenbahndirektion 
hinzuzuziehen  wären,  um  die  auf  tauchenden  natürlichen  Schwierig- 
keiten im  Bahnverkehr  schnell  und  gerecht  zu  erledigen.  Doch 
machte  Camphausen  dagegen  gewichtige  Bedenken  geltend. 

Nun  gingen  die  Antwerpener  Kaufleute  auf  eigene  Faust  vor. 
Sie  gründeten  im  September  1844  eine  Societe  commerciale  de 
chemin  de  fer  Belge-Rhenan,  die  sofort  mit  dem  belgischen  Mini- 
sterium, den  Eisenbahnverwaltungen  und  den  rheinischen  Handels- 
kammern in  Verbindung  trat. . Den  unmittelbaren  Anlaß  dazu  gab 
der  Abschluß  des  so  günstigen  Handelsvertrages.  Der  einzige  Zweck 
der  Gesellschaft  war  die  Erleichterung  des  rheinisch-belgischen 
Eisenbahnverkehrs *  2).  Die  nähere  Ausführung  lag  bei  einer  ständigen 
Kommission  von  12  Personen  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten 


ß Die  Kosten  der  Feste  bestritten  zum  größten  Teil  die  Direktoren  der  Rheinischen 
Eisenbahn  aus  ihrer  eigenen  Tasche,  indem  sie  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  das 
Bankett  am  15.  und  den  Ball  am  18.  von  ihrem  Honorar  rund  4500  Taler  verwandten, 
veranschlagt  waren  3500  Taler.  Die  Stadt  Köln  hatte  grundsätzlich  keinen  Zuschuß  ge- 
währen wollen,  da  sie  sich  nach  den  Weisungen  der  Regierung  nur  an  solchen  Festen 
beteiligen  dürfe,  die  dem  ganzen  Publikum  zu  gute  kämen.  Man  hatte  daraufhin  den 
Ausweg  gefunden,  daß  man  die  Stadt  das  Feuerwerk  abbrennen  und  bezahlen  ließ. 

2)  Der  Artikel  1 der  Gesellschaftsstatuten  lautete:  La  Societe  a pour  but  special 
et  exclusive  de  chercher  ä faciliter  par  tous  les  moyens  possibles  les  relations  du  com- 
merce par  le  chemin  de  fer  belge-rhenan,  de  veiller  ä ses  intdröts  sous  ce  rapport  et 
de  contribuer  ä faire  produire  ä cette  voie  de  communication  tous  les  avantages  com- 
merciaux  dont  eile  est  susceptible. 


422 


Achtes  Kapitel. 


der  Antwerpener  Handelskammer.  Alljährlich  am  13.  Oktober  sollte 
eine  Generalversammlung  mit  einem  anschließenden  Jahres-  und 
Erinnerungsfest  stattfinden.  — Die  Gründung  fand  auch  vielen  An- 
klang, vor  allem  bei  der  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn- 
gesellschaft. Am  13.  Oktober  1844  wurde  dann  schon  in  Ant- 
werpen unter  vielseitiger  Teilnahme  der  erste  Jahrestag  der  Er- 
öffnung begangen1). 

Schon  des  öfteren  wurde  betont,  daß  die  meisten  Verwaltungs- 
aufgaben für  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  ihre  erste  grund- 
legende Ordnung  mit  dem  Ende  des  Jahres  1843  erhielten.  Mit 
der  vollständigen  Inbetriebnahme  des  Schienenweges  nach  Belgien 
hatten  sich  die  Verhältnisse  zunächst  einmal  in  den  wichtigsten 
Beziehungen  konsolidiert,  so  daß  für  die  kommenden  Jahre  haupt- 
sächlich die  Erhaltung  und  Entwicklung  des  Bestehenden  die  Auf- 
gabe war.  Eine  sehr  bedeutende,  einschneidende  Änderung  brachte 
noch  die  Jahreswende  1843/44^  nämlich  einen  fast  vollständigen 
Wechsel  in  dem  geschäftsführenden  Organ  der  Gesellschaft,  in  der 
Direktion.  Da  die  dieser  fundamentalen  Änderung  zugrunde  liegen- 
den Umstände  mit  dem  Geschick  der  Rheinischen  Eisenbahn  in 
dem  Jahre  1843  vielfach  aufs  engste  Zusammenhängen,  so  muß 
auch  auf  sie  ein  wenig  zurückgegangen  werden2). 

Infolge  der  ungewöhnlich  großen  Schwierigkeiten,  mit  denen 
sich  gerade  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  abzufinden  hatte, 
war  sie  auch  von  Anfang  an  in  besonderem  Maß  Anfeindungen 
Außenstehender  preisgegeben.  Aber  auch  von  Meinungsverschieden- 
heiten in  der  Direktion  selbst  war  schon  häufig  die  Rede.  Sie 
waren  ja  bei  langem  Zusammenarbeiten  unausbleiblich,  aber  meistens 
gelang  es  bald,  Friede  und  Einigkeit  wieder  herzustellen.  Man  hatte 
in  den  Kreisen  der  Aktionäre  befürchtet,  der  alte  Gegensatz  von 
Köln  und  Aachen  werde  die  Direktion  entzweien  können;  aber 
von  wenigen  Fällen  abgesehen  — so  den  Zollangelegenheiten  — 
wirkten  die  Lokalstreitigkeiten  auf  die  Beschlüsse  der  Direktion 
nur  selten  erkennbar  ein.  Mit  einem  kaum  zu  übertreffenden 
Eifer  arbeitete  die  Direktion  für  das  Wohl  des  ihr  anvertrauten 
Unternehmens,  und  zumal  in  den  letzten  Jahren  waren  die  Aufgaben 
so  mannigfaltig,  so  zeitraubend,  oft  so  heikel,  daß  an  die  Arbeits- 
freude und  Opferwilligkeit  der  einzelnen  große  Ansprüche  ge- 

il Auch  von  diesem  Fest  ist  in  Köln  noch  eine  auf  die  Verbrüderung  hindeutende 
Münze  erhalten. 

2)  Da  bei  Bergengrün  diese  Begebenheiten  (S.  248  ff.)  ziemlich  ausführlich  dar- 
gestellt sind,  kann  von  einer  eingehenden  Wiedergabe  der  persönlichen  Gegensätze  in 
der  Direktion  Abstand  genommen  werden. 
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stellt  wurden1).  Dennoch  war  die  Meinung  nicht  ganz  verschwunden, 
die  Beschlüsse  der  Direktion  würden  in  zweifelhaften  Fällen  durch 
kleinliche  Rücksichten  auf  Sonderinteressen  diktiert.  Viele  bemerkten 
das  Übergewicht,  das  Hansemann  durch  seinen  Scharfblick  und 
seinen  Eifer  unzweifelhaft  besaß,  mit  großem  Mißvergnügen.  Auch 
hatte  sich  Hansemann  durch  die  ihm  eigene  Schärfe  in  der  Sprache 
und  in  seinem  Vorgehen  bei  den  Interessenten  der  Eisenbahn  viele 
Gegner  erweckt,  die  freilich  meist  mit  ihren  Ansichten  hinter  dem 
Berge  hielten. 

In  der  Direktion  selbst  bestand,  seitdem  sie  die  Führung  der 
Geschäfte  übernommen  hatte,  gegenüber  einem  ihrer  Mitglieder  eine 
gewisse  Spannung,  die  zeitweise  ganz  verschwunden  zu  sein  schien, 
dann  aber  immer  von  neuem  bemerkbar  wurde  und  schließlich  eine 
Kluft  erzeugte,  die  nicht  mehr  zu  überbrücken  war.  Dieses  Mitglied 
war  der  Kölner  Bankier  Abraham  Oppenheim.  Oppenheim,  der  es 
während  des  Duells  zwischen  Camphausen  und  Hansemann,  Köln 
und  Aachen,  mit  Hansemann  und  Aachen  gehalten  hatte,  leistete 
in  den  nächsten  Jahren  der  Gesellschaft  bedeutende  Dienste.  Er 
war  ein  höchst  geschäftsgewandter  und  energischer,  ja  rücksichts- 
loser Kaufmann,  dessen  Fähigkeiten  allgemein  anerkannt  wurden, 
ein  Mann,  der  nach  seiner  ganzen  Persönlichkeit  wohl  nicht  leicht 
Freunde  gewann,  aber  auf  seine  Umgebung  durch  seine  Intelligenz 
und  Redegewandtheit  einen  großen  Einfluß  ausübte.  Nicht  nur 
durch  seinen  Rat,  auch  durch  seine  Stellung  als  Chef  eines  ange- 
sehenen Bankhauses  nützte  er  dem  Unternehmen  besonders  in 
finanziellen  Dingen,  und  es  scheint  sicher,  daß  er  dabei  auch  nicht 
vor  persönlichen  Opfern  zurückschreckte. 

Freilich  war  er  nicht  besonders  wählerisch  in  seinen 
Mitteln  und  hielt  sein  geschäftliches  Interesse  über  alles  hoch.  Bei. 
der  Frage  der  4000  Aktien  waren  zum  ersten  Male  in  der  Direktion 
lebhafte  Differenzen  ausgebrochen.  Oppenheim  hatte  da  mehrmals 
den  Wünschen  der  Direktion  entgegengehandelt  und  hatte,  was 


!)  Die  finanzielle  Vergütung  für  die  Direktoren  war  recht  mäßig.  Für  die  Zeit 
vom  17.  Oktober  1837  bis  zum  1.  Mai  1839  wurde  ihnen  vom  Administrationsrat  ein 
Jahresgeld  von  3000  Taler  bewilligt.  Dann  wurde  ihnen  erst  Ende  Oktober  1843  wieder 
•ein  Betrag,  diesmal  von  insgesamt  13560  Taler  zugewiesen,  die  sich  allerdings  um  die 
Ausgaben  für  die  Feste  verminderten.  Die  Verteilung  fand,  von  besonderen  Modalitäten 
abgesehen,  so  statt,  daß  der  Präsident  und  der  Vizepräsident  pro  anno  200  Taler  vorab 
erhielten,  der  Rest  wurde  zur  Hälfte  für  die  Kölner  und  zur  Hälfte  für  die  Aachener 
Direktoren  bestimmt.  Die  weitere  Verteilung  erfolgte  nach  der  Teilnahme  an  den  Sitzungen. 
— Der  Administrationsrat  erhielt  keine  Entschädigung,  sondern  nur  ziemlich  hohe  Reise- 
spesen. 
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man  ihm  am  meisten  übelgenommen,  nur  gezwungen  auf  sein  Stimm- 
recht in  der  eigenen  Sache  verzichtet.  Später  kam  das  Haus  Oppen- 
heim in  die  mannigfachsten  finanziellen  Beziehungen  zur  Rheini- 
schen Eisenbahn,  und  dabei  gewann  in  der  Direktion  das  Gefühl 
an  Boden,  Oppenheim  wisse  bei  Interessenkonflikten  nicht  ganz 
die  nötige  Zurückhaltung  und  Feinfühligkeit  zu  bewahren.  Oppen- 
heims Firma  spekulierte  von  den  Kölner  Häusern  am  meisten  mit 
Wertpapieren.  Man  glaubte  zu  bemerken,  daß  er  deswegen  immer 
geneigt  sei,  bei  dem  Verkauf  von  Obligationen  auf  einen  niedrigen 
Kurs  hinzuwirken,  während  der  Vorteil  der  Eisenbahngesellschaft 
einen  hohen  erforderte.  Oppenheim  lieh  der  Gesellschaft  die  be- 
deutendsten Summen,  er  stand  anderseits  mit  den  meisten  Lieferanten 
des  Unternehmens  in  Geschäftsbeziehungen,-  auch  hierbei  vermißte 
man,  oft  die  volle  Unparteilichkeit;  so  warf  man  ihm  vor,  er  habe 
seine  Schuldner  zu  den  Lieferungen  und  Arbeiten  heranzuziehen 
versucht,  er  habe  beispielsweise  einmal  als  einziger  den  Bezug  einer 
Lokomotive  von  einem  Fabrikanten  befürwortet,  der  kurz  darauf 
fallierte.  Jedenfalls  flössen  die  Zahlungen  an  die  Lieferanten  meist 
in  die  Oppenheimschen  Kassen,  die  durch  die  Provisionen  beträcht- 
lich gewannen.  Schließlich  geschahen  fast  alle  Aus-  und  Ein- 
zahlungen durch  das  Haus  Oppenheim.  Diese  Abhängigkeit  wurde 
in  der  Direktion  peinlich  empfunden,  und  man  strebte  danach, 
sie  abzuschütteln. 

Hansemann  nahm  es  noch  besonders  übel,  daß  Oppenheim 
gerade  die  von  ihm  (Hansemann)  vorgeschlagenen  Maßnahmen 
durchkreuzt  habe.  Oppenheim  hatte  für  die  Annahme  der  Regie- 
rungspropositionen bei  den  Verhandlungen  wegen  der  Köln-Mindener 
Bahn  gestimmt,  als  Hansemann  die  Ablehnung  gewünscht  hatte. 
Das  sei,  meinte  Hansemann,  weniger  geschehen,  um  es  nicht  mit 
der  Regierung  zu  verderben,  als  wegen  des  Verdienstes  bei  der 
Aktienemission.  Als  Hansemann  nach  seinen  Mißerfolgen  in  Berlin 
die  sofortige  Einstellung  der  Arbeiten  als  bevorstehend  bezeichnet 
hatte,  war  Oppenheim  am  schärfsten  dagegen  angegangen,  Hanse- 
mann glaubte,  weigen  seines  Interesses  an  den  Lieferungen  und  an 
dem  geliehenen  Kapital  — die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft 
schuldete  dem  Bankhaus  Oppenheim  in  dieser  Zeit  etwa  300  000 
Taler.  Damals  war  die  Lage  so,  daß  Hansemann  erklärte,  „die 
Einstellung  des  Baues  werde  sich  ganz  von  selbst  ergeben,  wenn 
die  Bankiers  kein  Geld  mehr  gäben.  In  der  Wirklichkeit  habe 
nur  noch  das  Haus  S.  Oppenheim  jun.  & Comp,  über  die  Ein- 
stellung der  Arbeiten  zu  entscheiden“.  Kurzum,  Hansemann  meinte 
und  sprach  es  seinen  Kollegen  gegenüber  auch  vertraulich  aus,  man 
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müsse  auf  Oppenheim,  seine  Vorschläge  und  Abstimmungen  ein 
besonderes  Augenmerk  richten.  In  der  ganzen  Direktion  war  man 
darin  mit  ihm  einig,  daß  oft  „Zweifel  entständen,  ob  aus  dem 
Herrn  Abraham  Oppenheim  der  Bankier  oder  der  Direktor  das 
Wort  führe“. 

Wie  unzuträglich  solche  Disharmonien  dem  Zusammenarbeiten 
sein  mußten,  ist  klar.  Im  Sommer  1843  kamen  dann  weitere  Streit- 
fälle. Einmal  ein  an  sich  geringfügiger  Streit  wegen  der  Wert- 
deklaration einer  Geldsendung  des  Hauses  Oppenheim  an  einen 
Aachener  Geschäftsfreund,  ein  Streit,  der  aber  beiderseits  große 
Erbitterung  schuf.  Am  7.  Juli  schickte  die  Güterexpedition  in 
Aachen  dem  Hause  Oppenheim  eine  Mitteilung,  daß  ein  Geldsack, 
dessen  Inhalt  auf  1000  Taler  deklariert  worden  sei,  in  den  Nähten 
aufgegangen  sei  und  daß  sich  in  ihm  600  Taler  mehr  vorgefundeji 
hätten;  es  werde  um  die  Einsendung  der  irrtümlich  zu  Avenig  ge- 
zahlten Fracht  gebeten;  im  allgemeinen  stehe  aber  auf  falschen 
Deklarationen  die  Zahlung  des  fünffachen  Betrages  als  Strafe. 
Daraufhin  antwortete  die  Firma  Oppenheim  ganz  von  oben  herab, 
sie  könne  an  ein  Aufgehen  der  gutgenähten  Säcke  nicht  glauben, 
man  habe  sich  wohl  unterstanden,  die  Sendung  eigenmächtig  zu 
öffnen,  das  aber  müsse  sich  das  Bankhaus  entschieden  verbitten. 
Der  Güterbeamte  wandte  sich  nun  an  die  Direktion,  die  nach  ein- 
gehender Beratung  ihren  Angestellten  durchaus  in  Schutz  nahm 
und  das  Haus  Oppenheim  zur  Zahlung  der  Strafe  — - 6 Taler  — auf- 
forderte. In  einer  sehr  zugespitzten  Korrespondenz  blieb  die  Direktion 
auf  diesem  Standpunkte  stehen,  während  S.  Oppenheim  & Comp, 
in  sehr  scharfen  und  spöttischen  Antworten  Beweise  für  ein  wider- 
rechtliches Öffnen  ihrer  Sendungen  beizubringen  suchten  und  weiter 
erklärten,  es  sei  überhaupt  eine  Unterdeklaration  gestattet,  sofern 
der  Versender  das  Risiko  bei  einem  Verlust  übernehme.  Das  Ende 
vom  Lied  war,  daß  von  der  Firma  Oppenheim  keine  Versendungen 
per  Eisenbahn  mehr  erfolgten,  daß  aber  auch  die  dekretierte  Strafe 
nicht  gezahlt  wurde.  Darin  in  erster  Linie  sahen  die  Direktoren 
eine  Ungehörigkeit,  die  für  die  unbefangene  Pflichterfüllung  der 
Beamten  verhängnisvoll  werden  könne.  Zu  einer  eigenartigen  Szene 
kam  es,  als  Oppenheim  die  Haltung  seines  Bankhauses  in  der 
Direktionssitzung  vom  17.  August  (1843)  verteidigen  wollte.  Am 
Schluß  der  Besprechungen  wollte  der  Bankier  das  Wort  nehmen, 
aber  der  Präsident  von  Ammon  verweigerte  es  ihm,  weil  die  Sache 
nicht  vor  die  Direktion  gehöre.  Oppenheim  ließ  sich  jedoch  nicht 
abhalten,  bemerkte  vielmehr,  er  sei  allerdings  berechtigt,  das  Wort 
dazu  zu  nehmen,  und  zog  ein  Skriptum  aus  der  Tasche,  das 
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er  verlas;  obwohl  nun  der  Präsident  die  Sitzung  für  geschlossen 
erklärte,  fuhr  Oppenheim  gleichmütig  fort  und  las  weiter  bis  zu 
Ende.  — 

In  einem  anderen  Punkt  von  großem  Belang  aber  zeigte  sich, 
wie  die  Direktion  später  behauptete,  die  Duplizität  der  Stellung 
Oppenheims  im  ungünstigsten  Licht. 

Im  Sommer  1843  hatte  sich  zwar  die  finanzielle  Lage  der 
Gesellschaft  gebessert,  aber  sie  war  noch  immer  bedenklich  ge- 
nug. Da  war  es  von  Ammon,  der  in  der  Direktion  auf  einen 
neueren  Brauch  einiger  Eisenbahngesellschaften  aufmerksam  machte, 
die  davon  absahen,  ihren  Aktionären  dauernd  Zinsen  zu  zahlen, 
und  sie  einzig  auf  die  Dividende  verwiesen.  Es  lag  ja  auch  nahe, 
angesichts  der  bevorstehenden  Eröffnung  der  Bahn  nun  die  Kasse 
nicht  weiter  zu  schwächen  und  Anleihen  aufzunehmen,  sondern 
von  jetzt  an  die  Erträge  des  fertigen  Unternehmens  abzuwarten. 
Es  wäre  demnach  das  Natürlichste  gewesen,  vom  15.  Oktober  ab 
die  statutenmäßige  Zahlung  von  5 <y0  Zinsen  auf  die  Aktien  einzu- 
stellen ; dazu  hätten  die  Aktionäre  aufgefordert  werden  müssen, 
ihre  bis  1849  laufenden  Zinscoupons  zurückzugeben.  Nun  war  aber 
die  überwiegende  Mehrheit  der  Direktion  der  Meinung,  die  Maß- 
regel müsse  wegen  der  Finanzlage  mit  rückwirkender  Kraft  vom 
1.  Januar  1843  ab  durchgeführt  werden,  so  daß  also  die  schon 
fälligen  Zinsen  nicht  mehr  ausgezahlt  würden. 

Ein  solcher  Beschluß  aber  würde  mehr  als  alle  anderen  die 
Kölner  Banken  getroffen  haben,  die  in  den  Jahren  1838  und  1839 
die  4000  Aktien  von  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  über- 
nommen und  sie  dann  an  Belgien  weiter  gegeben  hatten.  Damals 
hatte  die  belgische  Regierung  bei  dem  niedrigen  Aktienkurs  die 
besagten  4000  Aktien  nur  unter  der  Bedingung  al  pari  gekauft, 
daß  sie  die  Zinsen  bis  zum  30.  Juni  1843  eskomptieren  konnte. 
Da  waren  nun  die  beteiligten  Bankiers  als  Mittelspersonen  ein- 
getreten, sie  hatten  für  Belgien  die  regelmäßigen  Einzahlungen  über- 
nommen und  in  demselben  Vertrag  vom  28.  Oktober  1839  denn 
auch  an  Stelle  Belgiens  den  Empfang  der  Zinsen  bis  Ende  Juni  1843 
zugesagt  erhalten.  Von  vornherein  war  es  eine  Streitfrage,  ob  den 
Banken  nun  mit  den  gewöhnlichen  Aktionären  der  Zinsgenuß  durch 
einen  Beschluß  würde  entzogen  werden  können  oder  ob  sie  ein 
unbedingtes  Vorzugsrecht  beanspruchen  konnten.  Die  Mehrheit  der 
Direktoren  meinte,  wenn  alle  anderen  Aktionäre  auf  die  sich  er- 
gebenden Reinerträge  beschränkt  würden,  beziehe  sich  das  selbst- 
verständlich auch  auf  die  Banken  mit.  Daß  die  letzteren  damit 
nicht  einverstanden  sein  würden,  war  vorauszusehen.  Die  Rück- 
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Wirkung  auf  das  letzte  halbe  Jahr,  für  das  der  Vertrag  mit  den 
Bankiers  noch  in  Kraft  war,  mußte  von  diesen  als  auf  sie  gemünzte 
Chikane  auf  gef  aßt  werden;  es  wird  schwer  zu  leugnen  sein,  daß 
in  der  Tat  der  Wunsch,  wenigstens  für  das  Halbjahr  um  die  Ver- 
zinsung der  4000  Aktien  herumzukommen,  in  der  Direktion  mit 
maßgebend  war. 

Von  den  beteiligten  Bankiers  saßen  zwei  selbst  mit  in  der 
Direktion,  Oppenheim  und  Schnitzler,  letzterer  der  Chef  der  Firma 
I.  H.  Stein.  Schnitzler  hielt  sich  bei  der  Behandlung  der  Zinsenfrage, 
die  nun  die  Direktion  und  den  Administrationsrat  angelegentlich  be- 
schäftigte, ganz  zurück;  er  erklärte  im  Oktober,  daß  er  „nicht 
Richter  in  einer  ihn  teilweise  berührenden  Angelegenheit  sein 
möchte“;  Ende  November  (27.)  gab  er  aus  dem  Grunde  sogar  seine 
Demission,  die  von  der  Direktion  nur  mit  dem  lebhaften  Bedauern 
angenommen  wurde,  von  einem  hochgeachteten,  vornehmen  Kollegen 
scheiden  zu  müssen.  Oppenheim  dagegen  wurde  in  dieser  Angelegen- 
heit der  heftigste  Gegner  des  von  der  Direktion  angeratenen  Ver- 
fahrens. 

Schon  Anfang  August  hatte  die  Direktion  (in  der  Sitzung 
vom  7.)  ein  Gesuch  auf  Zahlung  der  Zinsen  für  das  erste  Semester 
1843,  vielleicht  unter  dem  Eindruck  der  Verstimmung  gegen  den 
Direktor  Oppenheim,  einstweilen  abgelehnt,  da  es  noch  nicht  sicher 
sei,  ob  man  überhaupt  den  Aktionären  eine  Verzinsung  gewähren 
werde.  Im  Oktober  setzte  darauf  von  Ammon  ein  Rundschreiben 
in  Umlauf,  um  die  Erledigung  der  Zinsenfrage  für  die  Aktionäre 
im  allgemeinen  und  der  Ansprüche  der  Bankiers  im  besonderen  zu 
bewirken.  Er  setzte  hinzu,  daß  die  Bankiers,  die  Mitglieder  der 
Direktion  seien,  wohl  „aus  Rücksichten  der  Delikatesse  sich  dabei 
ihres  Voti  enthalten  würden“.  Oppenheim  aber  fügte  da  die  An- 
merkung bei,  die  beiden  Punkte  der  Zinszahlung  an  die  Aktionäre 
und  an  die  Bankiers  ständen  in  keinem  Zusammenhang  miteinander, 
denn  die  Befriedigung  der  Forderungen  der  Bankhäuser  dürfe  nach' 
dem  mit  der  Direktion  geschlossenen  Vertrag  nicht  bestritten  werden. 
Die  Erledigung  des  anderen  Punktes  wegen  Zinszahlung  an  die 
Aktionäre  scheine  ihm  so  wichtig  für  das  ganze  Unternehmen,  daß 
er  seiner  Pflicht  zuwiderhandle,  wenn  er  sich  „der  Beratung  über 
diesen  Gegenstand  aus  falscher  Delikatesse  entziehen  und  nicht  dem 
versammelten  Kollegium  seine  Gründe  ausführlich  entwickeln  wolle“. 
Er  werde  also  doch  an  den  Sitzungen  teilnehmen. 

So  kam  es  nun  in  den  Direktionsberatungen  zu  erregten  Aus- 
einandersetzungen mit  Oppenheim,  der  in  mündlichen  Vorträgen, 
in  Separatvoten  und  in  Zuschriften  darauf  bestand,  nachdem  Belgien 
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sich  die  Zinsbeträge  vorweg  genommen  und  ein  besonderer  Ver- 
trag die  Zahlung  an  die  Bankiers  stipuliere,  könne  darüber  nichts 
weiteres  beschlossen  werden.  Was  die  übrigen  Aktionäre  anging, 
so  schlug  Oppenheim  vor,  ihnen  für  1843  wenigstens  die  Hälfte  der 
ihnen  zukommenden  Zinsen,  nämlich  21/ 2 °/o  zu  gewähren.  Damit 
würde  die  bisherige  Verzinsung  noch  bis  zum  1.  Juli  1843  unjd 
zwar  unter  den  Bedingungen  gezahlt  werden,  daß  die  Aktionäre 
sämtliche  rückständigen  Coupons  auslieferten  und  dagegen  Divi- 
dendenscheine erhielten,  die  vom  1.  Juli  ab  laufen  würden.  Ein 
solcher  Modus  aber,  der  den  Banken  gerade  eine  glatte,  kampf- 
lose Zubilligung  ihrer  Ansprüche  gebracht  hätte,  war  nicht  nach1 
dem  Sinne  der  übrigen  Direktoren. 

Die  Administrationsratssitzung  vom  18.  und  19.  November  wurde 
in  der  Hauptsache  dazu  berufen,  um  diese  Zinsenfrage  zur  Ruhe 
zu  bringen.  War  schon  die  von  der  Mehrheit  der  Direktion  ein- 
genommene Haltung  an  sich  nicht  unbedenklich,  so  hatten  sie  doch 
noch  zwei  Umstände  übersehen,  einmal,  daß  in  dem  Administrations- 
rat manche  Unzufriedenen  saßen,  die  an  allen  Vorgängen  eine 
schonungslose  Kritik  übten,  dann,  daß  die  Aktionäre  nicht  so  leichten 
Herzens  sich  selbst  die  Summe  absprechen  würden,  auf  die  sie 
schon  rechnen  konnten. 

Die  Direktoren  außer  Oppenheim  hatten  gehofft,  der  Admini- 
strationsrat werde  ohne  lange  Erörterungen  die  vorgeschlagene  Um- 
wandlung der  Zinscoupons  in  Dividendenscheine  genehmigen.  Dann 
werde  gewissermaßen  pro  forma  noch  die  Generalversammlung  die 
Statutenänderung  beschließen.  So  hielt  Hansemann  im  Admini- 
strationsrat einen  einleitenden  Vortrag,  in  dem  er  den  vor- 
geschlagenen Schritt  mit  der  Notwendigkeit  begründete,  alle  Kräfte 
zusammenzuraffen,  da  man  auf  eine  Unterstützung  von  irgend  einer 
Seite  nicht  mehr  zu  rechnen  habe.  Es  gelang  aber  nicht,  die  Zu- 
stimmung so  schnell  zu  erhalten,  denn  der  Administrationsrat  ver- 
langte noch  nähere  Aufschlüsse  über  die  dissentierenden  Meinungen, 
die  sich  in  der  Direktion  kundgegeben  haben  sollten.  Dagegen  gab 
Hansemann  die  Erklärung  ab:  „Wenn  die  Direktion  vor  den  Ad- 
ministrationsrat oder  die  Generalversammlung  trete,  so  müsse  dies 
nur  eine  und  einige  Direktion  sein.  Die  Minorität  derselben,  die 
in  der  Beratung  unterlegen  habe,  verschwinde,  und  es  stehe  ihr 
das  Recht  nicht  zu,  ferner  ihre  Ansichten  vorzutragen  oder  zu  ver- 
fechten.“ Dennoch  bestand  der  Administrationsrat  darauf,  daß  auch 
auf  die  Vorgänge  in  der  Direktion  eingegangen  werde. 

Nun  legte  Hansemann  in  aller  Breite  die  Verträge  von  1838 
und  1839  und  die  finanzielle  Entwicklung  des  Unternehmens  dar. 
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Er  wollte  beweisen,  daß  die  Zinssummen  nicht  abgegeben  werden 
dürften,  daß  die  Bankiers  vor  den  anderen  Aktionären  nichts  voraus 
hätten  und  mit  ihrem  Urteil  als  Interessenten  nicht  berücksichtigt 
werden  könnten. 

Aber  nach  ihm  kam  Oppenheim  zu  Wort  und  hielt  eine  fulmi- 
nante Rede  zu  seiner  Verteidigung  und  nicht  minder  zur  Anklage 
gegen  seine  Kollegen.  Er  erbitte  sich  die  Aufmerksamkeit  um  so 
mehr,  als  die  Anwesenden  zur  Mitwirkung  bei  einem  Beschluß  be- 
rufen seien,  der  in  seinen  Folgen  seiner  innigen  Überzeugung  nach 
den  Interessen  der  Gesellschaft  den  empfindlichsten  Schlag  zu 
versetzen  geeignet  sei.  Er  entwickelte  die  Momente,  die  seines  Er- 
achtens so  gefährdend  seien,  namentlich  führte  er  aus,  daß  der 
Beschlußentwurf  einen  gewaltigen  Kurssturz  der  Aktien  wahrschein- 
lich mache,  schon  auf  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
hin  seien  die  Aktien  stark  gesunken.  Er  stützte  sich  dabei  auf  Er- 
fahrungen, die  vor  kurzem  bei  dem  gleichen  Entschluß  die  Düssel- 
dorf-Elberfelder  Eisenbahn  gemacht  hatte.  Es  sei  die  Entscheidung 
zu  treffen,  ob  die  Aktionäre  mit  einem  Schlage  eine,  vielleicht  D/2 
Million  ärmer  werden  sollten.  Zwar  sei  es  möglich,  daß  sich  der 
Kurs  wieder  erhole,  aber  in  ihrem  ersten  panischen  Schrecken  würden 
gerade  die  Kapitalschwachen  ihren  Besitz  veräußern.  „Wer  aber 
hat  den  Vorteil  davon?  die  Spekulanten,  welche;  diesen  trostlosen 
Moment  gerade  ausbeuten  und  die  Sparpfennige  der  kleinen  Kapi- 
talisten, armen  Witwen  und  Waisen  auf  dieses  Weise  ä tout  prix 
an  sich  ziehen,  um  einen  besseren  Zeitpunkt  zum  Verkauf  p,bzu- 
warten.“  Das  Recht  der  Bankiers  sei  sonnenklar,  daher  habe  man 
sie  fälschlich  beschuldigt.  Aber  er  sei  heute  ermächtigt,  zu  er- 
klären, daß  sie  niemals  auf  ihren  Vertrag  gestützte  Rechte  geltend 
machen  würden,  denn  es  solle  kein  Aktionär  vor  dem  andern  bevor- 
zugt werden.  Er  glaube  dargetan  zu  haben,  daß  „in  der  Prinzipien- 
frage das  Interesse  der  Bankiers  auch  im  entferntesten  nicht  be- 
teiligt sei“,  und  hoffe,  daß  ihn  der  Administrationsrat  nun  auch 
von  dem  kränkenden  Verdacht  reinigen  werde,  den  man  gegen 
ihn  erhoben. 

Es  gelang  Hansemann  und  von  Ammon  nur  unvollkommen, 
den  Eindruck  dieser  Rede  abzuschwächen.  Schließlich  wurde  ein 
Beschluß  gefaßt,  der  eine  Art  Waffenstillstand  bedeutete,  aber  doch' 
der  Direktion  im  Grunde  Unrecht  gab.  Wegen  der  obwaltenden 
Geldverlegenheit  sollte  die  Zinszahlung  vorläufig  suspendiert  werden ; 
vom  Januar  „1844  ab  werde  überhaupt  nur  noch  die  Auszahlung 
von  Dividenden  aus  den  Bahnerträgen  und  auch  die  nachträgliche 
Zinszahlung  für  1843  erfolgen. 
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Diesen  Beschluß  machte  sich  die  Direktion,  der  die  Stimmung 
im  Administrationsrat  nicht  entgangen  war,  klugerweise  sogleich 
zu  eigen.  Er  erhielt  dann  am  20.  November  auch  die  Billigung 
der  außerordentlichen  Generalversammlung1).  Aber  man  verlangte 
da  doch  in  sehr  energischer  Weise  Auskunft  daüber,  welche  Ver- 
hältnisse den  früheren  Vorschlag  der  Direktoren  veranlaßt  hätten. 
Schon  sei  der  Kredit  der  Gesellschaft  untergraben,  eine  gänzliche 
Einstellung  der  Verzinsung  werde  den  Glauben  an  die  Redlichkeit 
vollends  beseitigen.  Man  könne  „nicht  begreifen  (sagte  der  Regie- 
rungsrat Merrem),  wie  bei  dem  gemachten  Vorschläge  von  den  Zinsen 

des  Jahres  1843  auch  nur  die  Rede  sein  könne , die  Zinsen 

für  die  Vergangenheit,  wofür  die  Aktionäre  ein  wohlerworbenes 
Recht  hätten,  müßten  bezahlt  werden,  wenn  auch  der  letzte  Pfennig 
darauf  gehen  sollte.“  — Zu  dieser  Versammlung  war  aus  Belgien 
der  Direktor  Masui  eigens  nach  Köln  gekommen;  wenn  er  einen 
scharfen  Zusammenstoß  befürchtete,  so  war  das  ein  Irrtum,  denn 
niemand  erhielt  mehr  die  früheren  Forderungen  der  Direktion 
aufrecht. 

Aber  schon  hatten  die  persönlichen  Auseinandersetzungen  der 
zehn  Direktoren2)  — außer  Schnitzler  — mit  Oppenheim  einen 
unversöhnlichen  Charakter  angenommen.  Wenn  darin  zuletzt  die 
Mehrheit  gegenüber  dem  Einen  unterlag,  so  war  das  zu  einem 
Teil  der  außerordentlichen  Geschicklichkeit  Oppenheims  und  der 
gereizten,  mitunter  vorschnellen  Kampfesweise  seiner  Gegner,  zum 
anderen  Teil  aber  auch  dem  Willen  der  Mehrheit  der  Aktionäre  zu- 
zuschreiben, in  Oppenheim  einen  ungewöhnlich  befähigten,  selb- 
ständigen, scharf  kontrollierenden  Direktor  zu  halten. 

Als  Oppenheim  am  18.  November  seine  Sache  im  Admini- 
strationsrat glänzend  und  mit  Erfolg  vertreten  hatte,  versammelten 
sich  die  übrigen  Direktoren  am  gleichen  Abend  und  faßten  nach 
langen  Erwägungen  ein  Schreiben  an  ihn  ab,  in  dem  sie  ihm  ihre 
Absicht  erklärten,  zurückzutreten.  Man  hielt,  wie  das  offen  aus- 
gesprochen wurde,  Oppenheims  Argumente  für  eitel  Heuchelei : „Die 
Art,  wie  Sie  im  Administrationsrat  aufgetreten  sind  und  Ihr  Privat- 


])  In  der  hier  angeführten  Sitzung  des  Administrationsrats  und  in  der  General- 
versammlung wurden  neben  den  genannten  auch  einige  sonstige  Statutenänderungen 
beschlossen ; die  wichtigste  betraf  die  Schaffung  eines  zweckdienlichen  Reservefonds. 
Alle  diese  Änderungen  aber  mußten  wegen  eines  Formfehlers  in  einer  späteren  General- 
versammlung vom  13.  Mai  1844  nochmals  beschlossen  werden,  ehe  sie  die  Billigung  des 
Finanzministers  fanden. 

2)  Es  waren  die  Direktoren : von  Ammon,  Hansemann,  Dahmen,  Heck,  Lamberts 
und  die  Stellvertreter  Heuser,  Kuetgens,  Hoelterhoff,  Lochner,  Thywissen. 
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interesse  gegen  das  Interesse  der  Gesellschaft  vertreten  haben, 
macht  es  uns  unmöglich,  länger  mit  Ihnen  in  der  durch  Sie  kom- 
promittierten Direktion  zu  bleiben.“ 

Als  sich  die  Kunde  von  diesem  Schreiben  im  Laufe  des  19. 
und  20.  verbreitete,  suchten  sofort  einige  Administrationsräte  ein- 
zugreifen und  zwischen  den  Parteien  zu  vermitteln.  Am  19.  kam 
denn  auch  endlich  durch  das  Eintreten  des  Regierungsrates  Ritz 
eine  Vereinbarung  zustande,  dahingehend,  daß  Oppenheim  dem  Ad- 
ministrationsrate erklären  sollte,  seine  Kollegen  sähen  in  seinem 
Vortrag  eine  Kränkung,  die  er  nicht  beabsichtigt  habe,  und  daß 
er  in  der  Generalversammlung  vom  folgenden  Tage  nicht  mehr 
das  Wort  ergreifen  werde.  Dagegen  war  er  nicht  dazu  zu  bringen, 
einem  Plenarbeschluß  der  Direktion  zuzustimmen,  daß  diejenigen, 
die  nach  der  Ansicht  der  Mehrheit  an  einer  Frage  beteiligt  seien, 
an  der  Diskussion  nicht  teilzunehmen  und  sich  des  Stimmrechts 
darüber  zu  enthalten  hätten.  Die  Direktion  gab  ihrerseits  Oppen- 
heim eine  von  ihm  gewünschte  Ehrenerklärung  ab.  Am  folgenden 
Morgen  wurde  die  Formulierung  schriftlich  fixiert.  Dabei  kam  es 
wegen  der  vielen  redaktionellen  Änderungen  zu  einem  argen  Zu- 
sammenstoß Oppenheims  mit  Hansemann,  der  Hansemann  so  auf- 
regte, daß  er  nach  Hause  gehen  und  der  Generalversammlung  fern 
bleiben  mußte. 

Zwei  Tage  später  kam  noch  eine  Transaktion  zwischen  den  drei 
Bankhäusern  und  von  Ammon,  als  dem  Vertreter  der  Direktion,  zu- 
wege. Die  Banken  erhielten  statt  der  beanspruchten  21/2o/o  für 
das  erste  Halbjahr  1843  nur  i1/^  %,  also  den  Betrag  für  ein  Viertel 
Jahr,  aber  diese  Summe  sogleich.  Der  Restbetrag  der  Zinsen  (von 
D/J  0/0)  wurde  dem  belgischen  Staat  zugewiesen. 

Damit  aber  war  der  Streit  keineswegs  begraben,  sondern  die 
zehn  Direktoren  waren  entschlossen,  mit  Oppenheim  nicht  länger  zu- 
sammen zu  arbeiten.  Sie  hielten  es  noch  für  einfach,  Oppenheim 
zu  entfernen.  Sie  schrieben  nämlich  nach  mehreren,  vielstündigen 
Beratungen  am  24.  November  einem  seiner  Freunde,  dem  Admini- 
strationsrat Marx,  es  habe  sich  nach  reiflicher  und  ruhiger  Erwägung 
die  Überzeugung  in  ihnen  fest  begründet,  daß  es  am  besten  sei, 
wenn  einer  ausscheide;  Oppenheim  möge  freiwillig  seine  Entlassung 
einreichen,  die  ohne  Aufsehen  in  anständiger  Weise  verwirklicht 
werden  solle.  Sollte  sich  Oppenheim  nicht  zum  Austritt  bewegen 
lassen,  so  seien  die  übrigen  zehn  Direktoren  unabänderlich  ent-, 
schlossen,  ihre  Stellen  niederzulegen.  Inzwischen  hatte  sich  besonders 
in  den  Kreisen  der  eingeweihten  Kölner  und  Aachener  die  Spannung 
von,  Tag  zu  Tag  erhöht.  Da  erklärte  Oppenheim,  er  habe  picht  die 
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Absicht  gehabt,  seine  Kollegen  zu  beleidigen,  sondern  nur  sich  zu 
rechtfertigen;  jetzt  zwinge  ihn  seine  Ehre  zu  bleiben. 

Auf  diese  Antwort  hin  teilte  in  der  nächsten  Direktionssitzung 
der  Präsident  von  Ammon  mit,  daß  er  und  seine  neun  Kollegen 
ihre  Demission  geben  und  nur  noch  bis  zu  einer  außerordentlichen 
Generalversammlung  bleiben  würden,  die  über  die  Neubesetzung 
der  Posten  zu  entscheiden  habe.  Sie  machten  dann  dem  Admini- 
strationsrat alsbald  davon  Mitteilung  und  ließen  sich  weder  durch 
erneute  Bitten  noch  durch  rechtliche  Einwände,  eine  solche  Ab- 
dankung sei  vor  dem  Monat  Mai  unstatthaft,  von  ihrem  Willen 
abbringen.  Kaum  war  noch  eine  Aussicht  auf  einen  Friedensschluß 
vorhanden,  denn  wie  sollte  nach  solchen  Kämpfen  ein  einmütiges, 
freundschaftliches  Handinhandgehen  der  alten  Direktion  denkbar 
sein,  wie  es  doch  im  Interesse  der  Gesellschaft  gefordert  werden 
mußte?  Die  zehn  Direktoren  waren  unerbittlich,  sie  gingen  auch 
nicht  mehr  mit  Oppenheim  zusammen  in  den  Administrationsrat. 
Trotzdem  ihnen  Steinberger,  der  Vorsitzende,  gesagt  hatte,  der  Ad- 
ministrationsrat könne  nicht  zu  Gericht  sitzen,  er  kenne  nur  eine 
Direktion,  wollten  sie  nur  gesondert  die  gewünschten  Auskünfte 
geben. 

Noch  sandten  die  zehn  Direktoren  und  von  der  anderen  Seite 
Oppenheim  zweimal  Erklärungen  und  Gegenerklärungen  an  den  Ad- 
ministrationsrat. In  diesen  allen  wurden  die  Vorkommnisse  und 
Meinungen  sehr  weitläufig  und  ungeschminkt  dargelegt.  Der  Kern- 
punkt in  den  Ausführungen  der  Mehrheit  war,  es  gebe  keine  ge- 
nügenden Garantien,  durch  die  der  Zwiespalt  über  die  Grundsätze 
der  Geschäftsführung  dauernd  beseitigt  werde,  und  insbesondere 
dafür,  „daß  künftig  die  Ansichten  des  Herrn  Oppenheim  als  Direktor 
nicht  vorzugsweise  mit  seinem  Privatinteresse  Zusammentreffen“.  Die 
Direktion  bedürfe  Kraft,  Vertrauen  und  Sicherheit.  Darum  müsse 
jeder,  der  sich  im  wesentlichen  Zwiespalt  mit  seinen  sämtlichen 
Kollegen  befinde,  seinen  Abschied  nehmen  und  damit  die  erforder- 
liche Harmonie  hersteilen.  Das  Interesse  der  Gesellschaft  erheische 
augenfällig,  daß  sie  nach  dem  Bekanntwerden  des  Zwiespalts  frei 
und  ungehindert  eine  Direktion  wählen  könne,  welche  sie  wolle, 
entweder  aus  der  Mehrheit  und  ihr  gleichgesinnten  Personen  oder 
aus  Oppenheim  und  ihm  Gleichgesinnten.  — Oppenheim  blieb  in 
allen  Dingen  bei  seiner  früheren  Stellung,  besonders  hielt  er  noch 
deutlicher  den  Vorwurf  aufrecht,  den  er  schon  früher  zum  größten 
Ärger  seiner  Mitdirektoren  erhoben  hatte,  daß  sie  zwar  das  Beste 
wollten,  aber  unter  dem  Einfluß  Hansemanns  ständen,  der  für 
Aachen  voreingenommen  sei. 


Die  Generalversammlung  vom  15.  und  16.  Januar  1844. 
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Noch  einmal  machte  der  Administrationsrat  einen  Versöhnungs- 
versuch. Am  Tage  vor  der  angesetzten  außerordentlichen  General- 
versammlung, am  14.  Januar  1844,  erwog  man  nach  allen  Seiten, 
was  in  dem  vorliegenden  Streit  zu  tun  sei.  Ein  Antrag  Ritz  ver- 
langte, daß  man  von  Oppenheim  sein  Mandat  als  Direktor  zurück- 
fordere, aber  dieser  Vorschlag  wurde  mit  22  gegen  1 Stimme  (bei 
einer  Enthaltung)  abgelehnt.  Endlich  kam  man  zu  dem  Beschluß, 
daß  eine  Kommission  zu  beiden  Teilen  gehen  sollte,  zu  Oppenheim, 
um  ihn  im  Interesse  der  Wahlfreiheit  zu  bitten  zurückzutreten,  zu 
den  anderen  Direktoren,  um'  sie  zu  ersuchen,  falls  sie  und  Oppen- 
heim wieder  gewählt  würden,  doch  ihre  Posten  wieder  anzunehmen. 
Die  Kommission  führte  auch  am  Morgen  des  15.  ihre  Aufträge  aus, 
aber  sie  fand  bei  keinem  der  Beteiligten  Gehör. 

Der  Verlauf  der  Generalversammlung  vom  15.  und  16.  Januar 

war  damit  kaum  mehr  zweifelhaft.  Es  war  ein  wichtiger  Tag  in 

* 

der  Geschichte  der  Rheinischen  Eisenbahn,  das  ahnte  man  voraus ; 
auch  der  Andrang  der  Aktionäre  war  ungewöhnlich  groß.  Es  wurde 
daher  eine  besonders  strenge  Kontrolle  der  Einzuladenden  vorge- 
nommen. Die  Versammlung  war  in  zwei  Lager  gespalten.  Es  standen 
sich  die  Anhänger  der  Mehrheit  der  Direktion  und  diejenigen  gegen- 
über, die  Oppenheim  nicht  fallen  lassen  wollten.  Schon  seit  langem 
hatte  man  von  beiden  Seiten  durch  die  Presse  und  auf  andere 
Weise  für  die  Generalversammlung  Stimmung  gemacht,  dabei  hatte 
Oppenheim  durch  seine  ausgedehnten  Geschäftsverbindungen  einen 
beträchtlichen  Vorsprung.  Auch  an  die  belgische  Regierung  hatten 
•sich  Hansemann  wie  Oppenheim  gewandt,  weil  der  große  belgische 
Aktienbesitz  den  Ausschlag  geben  konnte  ; aber  Belgien,  das  Masui 
als  Vertreter  entsandte,  beabsichtigte,  sich  einfach  der  Mehrheit 
anzuschließen. 

Der  entscheidende  Termin,  der  15.  Januar,  brachte  in  der 
Hauptsache  sehr  lebhafte  Redegefechte  zwischen  Oppenheim,  von 
Ammon  und  Hansemann,  die  fast  den  ganzen  Tag  einnahmen  und 
der  Bedeutung  der  streitenden  Persönlichkeiten  entsprachen.  Der 
•erste  Redner  war  von  Ammon,  der  sich  vor  allem  gegen  die  um- 
gehenden Gerüchte  verwahrte,  in  denen  der  Gegensatz  in  der 
Direktion  zu  einem  Gegensatz  der  Städte  Köln  und  Aachen  und 
Oppenheim  zum  mutvollen  Vertreter  Kölns  gemacht  werde.  Kein 
Fall  werde  angeführt  werden  können,  wo  durch  einen  Beschluß 
der  Direktion  das  Interesse  Kölns  irgend  verletzt  worden  wäre, 
und  des  Schutzes  des  Herrn  Oppenheim  habe  es  für  die  Stadt  Köln 
hierbei  wahrlich  nicht  bedurft.  Dann  setzten  vielseitige  Vermitt- 
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lungsversuche  ein.  Am  wärmsten  sprach  dabei  Masui,  der  für  eine 
Vertagung  der  Entscheidung  auf  6 Monate  eintrat.  Die  Direktion 
könne  unmöglich  nach  sechs  sorgen-  und  opfervollen  Jahren  das 
Resultat  in  Frage  stellen  wollen.  Gerade  jetzt  stehe  die  Eisenbahn 
noch  vor  den  größten  Aufgaben.  Nach  sechs  Monaten,  die  die 
Direktoren  gemeinsam  dem  Landesinteresse  widmen  möchten, 
würden  sich  die  Gemüter  beruhigt  haben.  Dann  trat  Oppenheim  auf, 
der  sich  mit  der  Geschicklichkeit  des  besten  Advokaten  verteidigte. 
Er  führte  nochmals  seine  Haltung  in  den  älteren  wie  in  den  neuen 
Streitfällen  vor,  wobei  er  wieder  Hansemann  als  den  Spiritus  rector 
der  Direktion  erscheinen  ließ.  „Mit  innigstem  Bedauern  spreche 
ich  es  aus,  daß  auch  der  Mann,  dem  ich  wegen  seiner  seltenen 
Geistesgaben,  seiner  großen  Tatkraft  und  seiner  durch  nichts  zu 
besiegenden  Beharrlichkeit  die  vollste  Anerkennung  hier  widerfahren 
lasse,  den  ich  persönlich  so  sehr  hoch  stelle,  uns  daran  erinnert, 
daß  es  nichts  Vollkommenes  auf  Erden  gibt;  seine  Schattenseite 
war,  daß  er  nur  seine  Gedanken  im  Kollegium  als  Gesetz  erkennen 

und  keinen  Widerspruch  erleiden  wollte “ Wieder  sprach 

von  Ammon;  er  betonte  jetzt  seinerseits  mit  mehr  Nachdruck,  wie 
schädlich  der  Einfluß  Oppenheims  wegen  seiner  Doppelstellung  ge- 
wesen sei  und  blieb  darauf  bestehen,  daß  der  Austritt  der  zehn  Direk- 
toren um  ihrer  selbst  und  um  der  Gesellschaft  willen  erfolgen  müsse. 
Eine  Pflichtverletzung  dürfe  man  darin  nicht  sehen,  weil  die  Direk- 
toren bis  zur  Ordnung  der  Verhältnisse  in  ihrer  Stellung  verbleiben 
würden.  Hansemann  sprach  zu  den  Anwesenden  nur  kurz,  er  be- 
schränkte sich  darauf,  die  Fälle,  in  denen  er  zu  Oppenheim  im 
Gegensatz  gestanden , in  andere  Beleuchtung  zu  rücken  und  der 
Gesellschaft  gewissermaßen  die  Wahl  zwischen  seiner  und  Oppen- 
heims Art  der  Geschäftsführung  zu  lassen.  Nochmals  redete  Oppen- 
heim und  beteuerte  mit  großem  Schwung  seine  Pflichterfüllung. 
Mit  dem  inneren  Bewußtsein,  stets  das  Interesse  der  Gesellschaft 
mit  der  strengsten  Gewissenhaftigkeit  und  dem  redlichsten  Willen 
gefördert , mit  der  Überzeugung  auch,  seine  Unabhängigkeit  stets 
bewacht  und  bewahrt  zu  haben,  habe  er  es  gewagt,  den  Fehdehand- 
schuh kräftig  aufzunehmen,  den  ihm  die  zehn  Männer  hingeworfen. 
Es  sei  doch  auffallend,  daß,  trotzdem  man  den  Unfug,  den  er  ge- 
trieben, schon  lange  gesehen  habe,  niemand  früher  eingeschritten 
sei,  daß  ihn  seine  Kollegen  vielmehr  einstimmig  wiedergewählt  hätten. 
Die  Zustimmung  der  Generalversammlung  werde  ihm  der  schönste 
Lohn  für  die  Unbilden  sein,  denen  er  in  den  letzten  sechs  Wochen 
geheim  und  öffentlich  ausgesetzt  gewesen  sei.  Noch  einmal  kamen 
Vorschläge  der  allerverschiedensten  Art  für  das , was  nun  zu  ge- 
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schehen  habe  *),  noch  einmal  bat  Masui  die  zehn  Direktoren  im  Namen 
Belgiens,  ihr  Gesuch  zurückzunehmen,  dann  kam  es,  wie  es  kommen 
musste.  Eine  handgreifliche  Verfehlung  war  Oppenheim  nicht  nach- 
zuweisen. So  war  die  Mehrheit  der  Versammlung  der  Meinung,  die 
Camphausen  aussprach,  „man  könne  Herrn  Oppenheim  durchaus 
keine  Pflichtverletzung  vorwerfen,  und  er  sehe  daher  nicht  ein,  wes- 
halb man  denselben  aus  seinem  Amte  entfernen  solle“.  Der  An- 
trag Oppenheim  seinen  Direktorposten  zu  nehmen,  wurde  also  mit 
großer  Majorität  abgelehnt.  Damit  war  die  Niederlage  der  anderen 
Direktoren  besiegelt. 

Bevor  zu  den  neuen  Wahlen  geschritten  wurde,  dankten  noch 
Ludolf  Camphausen  und  der  Oberbürgermeister  Steinberger  den 
Scheidenden.  Camphausen  erkannte  mit  lebhaftestem  Dank  das  bis- 
herige Wirken  der  Direktoren  an,  „dieser  Dank  gelte  so  wie  allen 
abtretenden  Direktoren  ganz  im  besonderen  aber  dem  Vizepräsidenten 
Hansemann,  von  dem  es  notorisch  sei,  mit  welcher  Aufopferung  und 
Beharrlichkeit  er  sich  dem  Zustandekommen  des  großen  Werkes 

unterzogen  habe “ Hansemann  fand  die  beste  Entgegnung, 

als  er  sagte,  daß  „dieser  Dank  ihn  herzlich  freue  und  besonders, 
weil  er  zuerst  aus  dem  Munde  des  Herrn  Camphausen  geflossen  sei. 
Sie  hätten  sich  beide  in  der  Vergangenheit  oft  in  ihren  Ansichten 
schroff  entgegengestanden,  dies  verhindere  aber  nicht,  daß  der  Mann 
den  Wert  des  Mannes  erkenne.“  — Wie  einst  Camphausen  wurde 
nun  sein  alter  Gegner  aus  der  ihm  lieb  gewordenen  langjährigen 
Arbeit  verdrängt.  In  der  Direktion  blieb  vor  wie  nach  und  noch  für 
lange  Jahre  der  Mann,  der  sie  beide  siegreich  befehdet  hatte, 
Abraham  Oppenheim. 

Bei  der  nachfolgenden  Wahl  war  das  Ergebnis,  daß  als  Direk- 
toren für  Köln  ausersehen  wurden : von  Wittgenstein  und  Esch, 
für  Aachen:  Ritz,  Fellinger,  Freiherr  von  Geyr;  als  Stellvertreter 
für  Köln : Meurer,  Joest,  Schmitz,  für  Aachen : Cassalette,  Kropp, 
Quadflieg.  — 

Die  Wende  der  Jahre  1843  und  1844  war  ein  Markstein  in 
der  Geschichte  der  Rheinischen  Eisenbahn.  Es  war  nun  die  große 
Zukunftsfrage:  Wie  wird  sich  das  Unternehmen  entwickeln,  wenn  es 
jetzt  seinen  wirtschaftlichen  und  nationalen  Aufgaben  erst  voll  ge- 
recht werden  soll?  Manche  hegten  starke  und  sehr  begreifliche  Be- 
sorgnisse. Noch  mußte  die  Probe  auf  die  bisherige  Arbeit  durch 
die  Praxis  gemacht  werden,  und  gerade  jetzt  traten  die  Organisatoren 


J)  Dabei  kam  es  zu  so  stürmischen  Szenen,  daß  der  als  Kommissar  anwesende 
Regierungspräsident  drohte,  er  werde  sich  entfernen. 
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zurück.  Es  war  ein  großes,  kaum  zu  vermutendes  Glück,  daß  die 
Leitung  der  Eisenbahngesellschaft  nun  von  Männern  übernommen 
wurde,  die  sich  bald  als  ihrer  Vorgänger  würdig  erwiesen1),  die 
das  Übernommene  verständig  beibehielten  und  es  nach  den  Bedürf- 
nissen ausgestalteten.  Einen  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil  hatten 
sie  noch,  der  ihnen  ihre  Aufgabe  sehr  erleichtern  sollte:  Die 
Direktion,  die  seit  dem  Jahre  1837  die  Geschäfte  führte,  hatte  in 
einem  längeren  Zeitraum  voll  großer,  mühsamer  Arbeit  ihre  Kräfte 
dem  Unternehmen  gewidmet,  und  viel  von  der  ursprünglichen  Be- 
geisterung und  Energie  war  doch  dabei  verloren  gegangen ; in  langen 
Kämpfen  hatten  sich  Hansemann  und  seine  Mitarbeiter  Gegner 
ringsum,  großgezogen.  Oft  schon  wurde  im  Jahre  1843  von  den 
erschwerten  Aufgaben  gesprochen,  die  man  durch  die  Widerwillig- 
keit der  anderen  Parteien  bei  den  Verhandlungen  vor  sich  sehe. 
Die  neuen  Direktoren  des  Jahres  1844  waren  meist  jüngere,  weniger 
bekannte  Persönlichkeiten.  Sie  traten  ihre  Ämter  zwar  mit  vielen 
Bedenken,  aber  auch  mit  vielem  Eifer  und  ungeschwächter  Kraft 
an  und  waren  dadurch  vielleicht  in  noch  höherem  Maße  geeignet, 
die  großen  Probleme  der  Zukunft,  die  sich  bald  vor  der  Eisenbahn- 
verwaltung erheben  sollten,  zu  lösen.  Da  sie  die  Fehden  der  früheren 
Jahre  nicht  mit  durcherlebt  hatten,  traten  sie  unbefangen  und  freund- 
lich den  Behörden  und  der  Kaufmannschaft  entgegen  und  erreichten 
in  kurzem  vieles,  was  ihren  Amtsvorgängern  kaum  gelungen  wäre. 

Hansemann,  der  führende  Geist  der  vergangenen  Epoche,  zog 
sich  doch  mit  vielem  Groll  im  Herzen  von  seinem  Arbeitsfeld  zurück. 
Man  „geht  vielleicht  nicht  fehl,  wenn  man  auch  für  ihn  die  Be- 
freiung aus  einem  drückenden  Arbeitszwang  als  ein  — freilich  nicht 
gleich  als  solches  erkanntes  — Glück  betrachtet.  Er  wurde  nun 
frei  und  konnte  seine  glänzenden  Gaben  anderen  ihm  zusagenden 
Unternehmungen  zuwenden,  die  ihn  schneller  in  die  Höhe  brachten. 
Als  Präsident  der  Aachener  Handelskammer,  als  tätiger,  geschickter 
Verfechter  neuer  Eisenbahnpläne,  für  die  Aachen-Maastrichter  und 
die  Aachen-Düsseldorfer  Bahn,  fand  er  angemessene  Beschäftigung. 
Und  nicht  lange  Zeit  verging,  bis  ihn  sein  Schicksal  aus  der  Rhein- 
provinz entführte  und  ihn  in  schneller  Folge  preußischer  Finanz- 
minister, Leiter  der  preußischen  Bank  und  Gründer  der  Berliner 
Diskontogesellschaft  werden  ließ. 

l)  Nach  langem  Bemühen  wurde  die  Direktion  erst  im  Mai  1844  vollzählig.  Die 
definitiven  Direktoren  waren : von  Köln  Mevissen,  Oppenheim  und  Esch,  die  Stellvertreter 
Holthof,  Mallinckrodt  und  Mumm;  von  Aachen:  von  Richardson,  Fellinger,  von  Geyr,  die 
Stellvertreter  Kropp,  Cassalette,  Quadflieg.  Zum  Präsidenten  wurde  am  10.  Juli  1844 
Gustav  Mevissen,  zum  Vizepräsidenten  A.  Oppenheim  gewählt. 


Der  Wechsel  in  der  Leitung. 
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An  Hansemanns  Führerstelle  gelangte  in  kurzem  der  neue 
Präsident  der  Direktion,  Gustav  Mevissen,  ein  noch  wenig  bekannter 
Kaufmann  aus  Dülken  im  Rheinland,  der  seit  1841  in  Köln  an- 
sässig war.  In  dem  jungen,  noch  nicht  29  Jahre  alten  Mevissen 
gewann  die  Rheinische  Eisenbahngesellschaft  eine  Kraft  von  be- 
sonderem Wert,  die  ihr  dauernd  bis  zu  ihrer  Verstaatlichung  1879/80 
die  größten  Dienste  leisten  sollte.  Mevissen  dagegen  fand  in  unge- 
wöhnlich jungen  Jahren  in  dem  aufstrebenden,  noch  kleinen,  aber 
so  vieles  versprechenden  Eisenbahnunternehmen  einen  Aufgaben- 
kreis, wie  er  ihn  sich  nicht  besser  wünschen  konnte,  eine  Stellung 
für  sein  Leben  in  dem  entwicklungsfähigsten  Unternehmen,  das 
denn  auch  der  Mittelpunkt  seiner  weitverzweigten  Tätigkeit  wurde. 
Mit  der  Rheinischen  Eisenbahn  und  durch  sie  mit  dem  ganzen 
rheinischen  Wirtschaftsleben  ist  Gustav  Mevissen  dann  verwachsen 
wie  kein  anderer.  Gerade  ein  so  vielseitig  begabter  und  gebildeter, 
zielbewußte,  ernste  Entschiedenheit  mit  hohem  Idealismus  und 
gewandter  Liebenswürdigkeit  paarender  Mann  war  der  rechte  Leiter 
für  das  Verkehrsunternehmen  mit  seinen  großen,  neuartigen  Auf- 
gaben und  Schwierigkeiten.  Wenn  die  Rheinische  Eisenbahn  ihre 
bedeutende  Stellung  im  europäischen  Eisenbahnnetz  tatsächlich  er- 
reichte, wenn  sie  sich  langsam,  aber  systematisch  und  der  organischen 
Entwicklung  der  Gesellschaftsverhältnisse  entsprechend  später  über 
Rheinland- Westfalen  ausdehnte,  so  war  das  vor  allem  Gustav 
Mevissens  Werk. 

Bei  der  Eröffnung  der  Bahnstrecke  von  Köln  bis  Herbesthal 
hatte  man  das  junge  Unternehmen  von  allen  Seiten  mit  weit  größerer 
Begeisterung  begrüßt,  als  es  nach  dem  oberflächlichen  iVnschein 
berechtigt  sein  mochte.  Sah  man  sich  die  Anlagen  der  Eisenbahn 
mit  nüchternen  Augen  an,  so  mochte  man  sich  wohl  erstaunt  und 
enttäuscht  fragen,  ob  eine  noch  unfertige,  noch  mancher  Arbeiten 
bedürftige  Schienenstraße  von  einem  selbst  für  die  damalige 
Zeit  nicht  so  sehr  bedeutendem  Umfang  — 11,7  Meilen  in  dem  be- 
ginnenden preußischen  Netz  von  102,4  Meilen  — eines  solchen 
Aufhebens  wert  sei. 

Wenn  man  aber  nicht  bei  einer  solchen  oberflächlichen  Be- 
trachtung stehen  bleibt,  so  war  der  Jubel  der  Beteiligten,  die  hohe 
Bewunderung  der  weitesten  Kreise  sehr  wohl  verständlich.  Sieht 
man  auch  von  den  gewaltigen  inneren  und  äußeren  Schwierigkeiten 
ab,  die  bis  zur  ersten  Verbindung  mit  Belgien  hatten  besiegt  werden 
müssen,  von  der  Pionierarbeit,  die  auf  so  vielen  Gebieten  als  Vor- 
bild für  andere  geleistet  worden  war,  so  blieb  doch  auch  noch  eine 
Verkehrsbedeutung  der  Bahn  übrig,  durch  die  sich  für  die  Rheinische 
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Eisenbahn  die  Ausnahmestellung  rechtfertigt,  die  ihr  gegenüber 
Lokalbahnen  von  ähnlichem  Umfang  zugesprochen  wurde. 

Zunächst  sei  noch  einmal  wiederholt,  daß  der  eine  große  Zweck 
der  rheinisch-belgischen  Bahn,  der  den  Begründern  als  Leitstern 
vorschwebte,  schon  erreicht  war : Hollands  drückende  Herrschaft  über 
den  deutschen  Handel,  besonders  über  den  Rhein,  war  gebrochen. 
An  diesem  Erfolg  durfte  man  der  Rheinischen  Eisenbahn  einen 
wesentlichen  Anteil  beimessen.  Schon  war  tatsächlich  der  früher 
gefürchtete  Küstenstaat  aus  dem  überlegenen  und  fordernden  der 
bietende  Teil  geworden.  Freilich  war  es  keineswegs  so,  als  ob  mit 
der  baulichen  Vollendung  der  Bahn  der  ganze  Zwischenhandel  von 
Holland  abgesprungen  und  zur  Rheinischen  Eisenbahn  übergegangen 
wäre.  Es  bedurfte  vielmehr  jahrelanger  Tätigkeit,  ehe  die  Bahn 
dem  Rheinstrom  für  den  Güterverkehr  ein  ebenbürtiger  Gegner 
wurde.  Vorerst  ging  die  ganz  überwiegende  Masse  der  Güter  nach 
wie  vor  über  Rotterdam,  ja  einzelne  Transitgegenstände  schienen 
den  Rheinschiffen  überhaupt  nicht  entzogen  werden  zu  können.  Aber 
es  genügte  die  drohende  Existenz  einer  zweiten  Verkehrsstraße  vom 
Rhein  zur  nahen  Nordsee,  um  Holland  dauernd  willfährig  und  ent- 
gegenkommend zu  erhalten. 

War  der  Bahnverkehr  einstweilen  noch  nicht  sehr  groß,  so 
war  er  doch  seiner  Art  und  seiner  Zusammensetzung  nach  wichtig 
und  noch  Besseres  verheißend. 

In  den  Jahren  1842  und  1843  war  für  die  Rheinische  Eisen- 
bahn der  Reisendenverkehr  noch  finanziell  wichtiger  als  der  Güter- 
verkehr. Aber  das  war  solange  kein  Wunder,  als  die  Bahn  noch  als 
Torso  bezeichnet  werden  mußte;  sobald  die  beiden  Bahngebiete  sich 
in  Herbesthal  zusammenfügten,  war  die  Zeit  vorauszusehen,  wo  sich 
das  Verhältnis  umkehren  würde.  Schon  im  Sommer  1843  hatten 
sich  in  der  Eisenbahndirektion  die  Meinungen  gewandelt,  man  maß 
nun  doch  dem  Güterverkehr  die  größere  Zukunftsbedeutung  bei; 
kennzeichnend  ist  dafür  ein  Wort,  das  Hansemann  (in  einem  Brief- 
wechsel mit  Masui)  prägte:  „Die  Reisenden  folgen  dem  Güter- 
transport.“ 

1842  fuhren  auf  der  noch  unfertigen  Bahn  317766  Personen 
und  zwar  war  bei  einer  Reduzierung  auf  eine  Meile  die  Reisenden- 
zahl 1 366039  Personen.  Von  100  Personen  fuhren  8 in  der  ersten, 
38  in  der  zweiten  und  54  in  der  dritten  Klasse.  Die  Einnahmen  aus 
dieser  Seite  des  Verkehrs  (samt  den  Nebenerträgen  durch  die  Be- 
förderung des  Gepäcks,  der  Equipagen,  der  Pferde  und  des  Klein- 
viehs) beliefen  sich  auf  216149  Taler;  die  Durchschnittseinnahme 
von  dem  einzelnen  Reisenden  betrug  18  Sgr.  6 Pfg. 


Die  Verkehrsbedeutung  der  Rheinischen  Eisenbahn  Ende  1843. 
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Im  Jahre  1843  hatte  sich  die  Reisendenzahl  durch  Zufällig- 
keiten (besonders  durch  das  anhaltende  Regenwetter)  vermindert 
statt  vermehrt;  sie  bezifferte  sich  nur  auf  185  929  Personen.  Doch 
befuhren  jetzt  mehr  Reisende  die  ganze  Strecke  bis  Aachen,  später 
bis  Herbesthal,  auch  änderte  sich  die  Frequenz  stetig  zugunsten 
der  besseren  Klassen,  und  ferner  ergab  sich  eine  Mehreinnahme 
aus  der  Gepäckfracht  nach  dem  Fortfall  des  Freigepäcks,  so  daß 
das  Personengeld  mit  den  Nebenbeträgen  sich  auf  der  alten  Höhe 
hielt,  es  machte  nämlich  216525  Taler  aus.  100/0  der  Fahrgäste 
fuhr  in  der  ersten  Klasse,  38  o/0  in  der  zweiten  und  52  in  der  dritten 
(doch  ergab  allein  die  zweite  Klasse  460/0  der  Personengeldein- 
nahme). 

Was  den  Güterverkehr  angeht,  so  möge  für  das  Jahr  1842 
die  Angabe  genügen,  daß  auf  der  Bahn  Waren  in  einem  Gewicht 
von  538616  Zentner  und,  auf  eine  Meile,  von  3219455  Zentner 
transportiert  wurden,  was  eine  Einnahme  von  49945  Taler  bedeutete. 
Dazu  kamen  noch  die  Postgüter  mit  7 423  Zentner  und  einem  Ertrag 
von  2381  Taler. 

Für  das  Jahr  1843  war  der  innere  und  der  beginnende 
rheinisch-belgische  Güterverkehr  zu  unterscheiden.  Der  innere  Ver- 
kehr hob  sich  so,  daß  1026451  Zentner  befördert  wurden,  woraus 
sich  ein  Geldertrag  von  88918  Taler  26  Sgr.  ergab.  Daran  waren 
die  einzelnen  Güterklassen  in  der  folgenden  Weise  beteiligt:  Kohlen 
und  Kalksteine  mit  39 7 661  Zentner,  rohe  Produkte  (besonders  Eisen 
und  Schienen)  mit  444017  Zentner,  Handelsgüter  mit  175907 
Zentner,  Eilgüter  mit  1 603  Zentner/Geldsendungen  mit  390  Zentner, 
Postgüter  mit  6 873  Zentner.  Von  Aachen  in  der  Richtung  auf  Köln 
wurden  704944  Zentner,  umgekehrt  321  507  Zentner  befördert.  Im 
ganzen  von  Aachen  ab  zwei  Fünftel,  von  Köln  und  von  Eschweiler 
(Kohlen)  je  ein  Viertel  der  Güterwagen1). 

Da  die  Transporte  von  und  nach  Belgien  im  Jahre  1843  nur 
während  zweier  Monate  vor  sich  gingen,  konnte  ihnen  auch  nur  die 
Bedeutung  einesSymptoms  zukommen.  In  dieser  kurzen  Zeit  wurden 
von  Antwerpen  aus  336000  Zentner  Güter  in  4200  Wagenladungen 
über  die  Grenze  gebracht,  meist  Roheisen  und  Handelsgüter;  hin- 


1)  Die  Hauptartikel  waren  Kohlen  (von  Aachen,  Eschweiler  und  anderen  Orten): 
345665  Ztr.,  Roheisen  (besonders  von  Köln  nach  Aachen  und  vice  versa):  187720  Ztr., 
Schienen  (belgische  von  Aachen  aus  und  Dürener)  154362  Ztr.,  Bau-  und  Brennholz  von 
den  Zwischenstationen  83992  Ztr.,  Kalk  und  Marmorsteine  (besonders  von  Eschweiler) 
24262  Ztr.,  Getreide  in  beiden  Richtungen  1955°  Ztr.,  Manufakturwaren  (von  Köln): 

20423  Ztr.,  Spezerei-  und  Kolonialwaren  (von  Köln):  12033  Ztr.,  Eisenwaren  (von  Düren 
und  Köln):  13029  Ztr. 
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gegen  gingen  nur  17  152  Zentner  Handelsgüter  nach  Belgien1).  Für 
die  Rheinische  Eisenbahn  brachte  dieser  Verkehr  einen  Ertrag  von 
19  314  Taler  19  Sgr. 

Die  Gesamtgütermasse  der  Rheinischen  Eisenbahn  im  Jahre 
1843  belief  sich  nach  dem  Gesagten  auf  1 379  579  Zentner  Güter, 
die  108232  Taler  einbrachten.  Damit  fiel  auf  die  Einnahme  aus 
dem  Gütertransport  damals  doch  nur  erst  genau  ein  Drittel,  zwei 
Drittel  kamen  aus  der  Personenbeförderung  ein.  Den  Gesamtein- 
nahmen, die  sich  (mit  den  extraordinären  Einkünften,  Strafen  usw.) 
auf  326  202  Taler  beliefen,  standen  an  Ausgaben  162  266  Taler  gegen- 
über. Das  waren  49,57  % der  Einnahmen,  also  ein  recht  günstiges, 
für  den  sparsamen  Betrieb  zeugendes  Ergebnis,  das  noch  in  fort- 
dauernder Besserung  begriffen  war2).  23,520/0  davon  waren  den 
eigentlichen  Transportkosten:  für  die  Heizung  der  Lokomotiven, 
Reparaturen  und  Instandhaltung  von  Lokomotiven  und  Wagen  und 
für  Löhne,  zuzurechnen.  Dennoch  wäre  natürlich  für  die  Aktien- 
gesellschaft, wenn  man  diese  Zahlen  aus  der  ersten  Entwicklungs- 
zeit hätte  verallgemeinern  wollen,  ein  durchaus  noch  nicht  ge- 
nügendes finanzielles  Resultat  herausgekommen. 

Es  war  nun  doch  etwas  Großes,  besonders  für  den  Güterverkehr 
eine  bedeutende  Entwicklung  Versprechendes,  daß  durch  die  Rhei- 
nische Eisenbahn  gleich  der  Anschluß  an  ein  wichtiges  ausländisches 
Eisenbahnnetz,  an  das  belgische  mit  seinen  75  Meilen  nach  Süden, 
.Westen  und  Norden  erreicht  wurde.  An  50  Meilen  lang  war  die  Route 
von  Ostende  oder  von  den  französischen  Plätzen  Lille  und  Valen- 
ciennes  bis  nach  Köln,  und  nun  vermochte  sie  nach  der  Eröffnung 
der  Rheinischen  Eisenbahn  ein  Reisender  in  einem  Tage  bequem 
zurückzulegen.  Güter  gelangten  in  3 — 4 Tagen  von  Antwerpen  an 
den  Rhein.  Wurden  die  überseeischen  Produkte  am  ersten  Tage 
aus  den  Schiffen  der  Hafenbassins  in  die  Eisenbahn  verladen,  so 
konnten  sie  am  zweiten  Tag  nach  Erledigung  der  Ausgangs-  und 
Eingangsformalitäten  bis  Verviers  oder  Aachen,  am  dritten  Tage 
bis  Köln  befördert  und  dort  deklariert  werden;  am  vierten  wurden 
sie  steuerlich  abgefertigt  und  entweder  dem  Empfänger  oder  dem 
Rheinschiff  zur  Weiterführung  übergeben. 

5 ) Von  Belgien  aus  überwogen  infolge  kontraktlicher  Sonderabschlüsse  mit  bel- 
gischen Fabrikanten  die  Sendungen  von  Roheisen  in  doch  anormaler  Weise:  255000  Ztr.; 
daneben  kamen  Rohzucker,  Tran,  Häute,  Talg,  Hölzer  aus  den  überseeischen  Ländern. 
Anderseits  versandten  die  Rheinlande  (wie  später)  Eisenwaren,  Schafwolle,  Wein,  Farb- 
waren,  Erz  nach  Belgien. 

2)  1842  waren  die  Einnahmen  268557  Taler,  die  Ausgaben  159916  Taler,  der 
Nettoertrag  demnach  108641  Taler,  die  Ausgaben  betrugen  also  nach  Einnahmepro- 
zenten 59  72  °/°. 


Zukunftsaufgaben  und  -Aussichten. 
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Schon  glaubte  man  in  der  Eisenbahnverwaltung  die  Ernte- 
zeit nahe;  nicht  lange  werde  es  dauern,  bis  die  Rheinische  Eisen- 
bahn alle  anderen  Bahnen  in  den  deutschen  Landen  im  Güterverkehr, 
später  auch  im  Personenverkehr  übertreffen  werde1).  Die  alte 
Direktion  unter  der  geistigen  Führung  Hansemanns  wie  die  neue 
unter  Mevissen  waren  sich  stets  der  volkswirtschaftlichen  Aufgaben 
ihres  Unternehmens  bewußt,  vergaßen  nie,  daß  eine  unlösliche  Inter- 
esseneinheit das  Gedeihen  der  Bahngegenden  und  überhaupt  des 
Rheinlands  mit  dem  Aufschwung  der  Eisenbahn  verband.  Schon 
zeigten  sich  Ansätze  der  kommenden  reichen  Entfaltung,  nament- 
lich des  industriellen  Lebens  zwischen  Köln  und  der  belgischen 
Grenze.  Auch  zu  Hansemanns  Zeiten  hatte  die  Direktion  mit  Freuden 
jede  gewerbliche  Neugründung  oder  Erweiterung  im  Bahngebiet  ver- 
merkt und  besprochen,  selbst  dann,  wenn  die  Bahn  nicht  durch 
Lieferungen  oder  Transporte  unmittelbar  von  den  Fortschritten  einen 
Nutzen  hatte.  Schon  am  Anfang  der  vierziger  Jahre  machten  sich 
die  wohltätigen  Wirkungen  des  neuen  Verkehrsweges  2)  überall  be- 
merkbar. Oft  wird  erwähnt,  daß  dieser  oder  jener  Betrieb  seinen 
Sitz  mit  Rücksicht  auf  die  Eisenbahn  bestimmte.  Schon  regten 
sich  in  den  wichtigsten  Industrien,  in  der  Metall-,  Kohlen-,  Tuch-, 
Papierindustrie  neue  Kräfte.  Diese  zu  pflegen,  sie  zur  Entfaltung 
und  Entwicklung  zu  bringen,  damit  auch  wieder  die  Konsumkraft 
der  Bevölkerung  zu  heben  und  den  Eisenbahnverkehr  zu  steigern, 
war  die  nächste,  schöne  Aufgabe  der  Eisenbahnverwaltung.  Dazu 
aber  war  in  erster  Reihe  eine  vernünftige  Tarifpolitik  zur  Ergänzung 
einer  fortschrittlichen  Handelspolitik  das  gegebene  Mittel. 

Aber  bei  einer  Beschränkung  auf  die  Fürsorge  für  die  erste 
Strecke  durfte  es  nicht  bleiben.  Hier  hieß  es : Stillstand  ist  Rück- 
gang. Der  großzügige  Gedanke  einer  Handelseinigung  des  Rhein- 
lands mit  Belgien  war  im  wesentlichen  durchgeführt.  Schon  der 
zunehmende  Ausbau  der  Eisenbahnnetze  und  der  dadurch  ermög- 
lichte Wettbewerb  anderer  Unternehmungen  um  den  heimischen 
wie  um  den  internationalen  Verkehr  wies  auf  die  Notwendigkeit 
eines  systematischen,  tatkräftigen  Weiterarbeitens  hin.  Und  nicht 


ß Über  die  Parallelentwicklung  in  Belgien  siehe  Dresemann,  a.  a.  O.,  S.  112. 

2)  Es  sei  noch  einmal  betont,  daß  auch  der  Rheinverkehr  durch  die  Eisenbahn 
keinen  dauernden  Schaden  erfuhr.  Einsichtige  Rheinschiffahrtsinteressenten  wußten  das 
längst  und  unterstützten  die  Bahn  nach  Kräften  (Camphausen).  Sie  suchten  vielmehr  mit 
Erfolg  „durch  wohlkombinierten  Anschluß  an  die  Bahnzüge  den  durch  die  Konkurrenz 
erzeugten  Nachteil  nicht  allein  auszugleichen,  sondern  zu  überbieten.“  Verhandlungen  der 
Dampfschiffahrtsgesellschaften  für  Nieder-  und  Mittelrhein,  1844/45,  zitiert  nach  Eckert, 
a.  a.  O.,  S.  291. 
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nur  die  Erhaltung,  sondern  auch  die  Ausdehnung  der  eigenen  Inter- 
essensphäre war  das  Ziel,  das  sich  die  neue,  arbeitsfreudige  Direktion 
stecken  konnte.  Da  gab  es  für  weitblickende  Augen  Aufgaben  ge- 
nug, denn  es  wurden  bereits  Bahnbauten  in  Menge  besprochen,  die 
für  die  Rheinische  Eisenbahn  von  hoher  Bedeutung  sein  mußten : 
die  Bahnen  nach  Nymwegen  und  nach  Mainz  am  Rheinufer  entlang, 
in  dem  niederrheinischen  Industriebezirk  um  Gladbach,  Rheydt, 
Viersen,  Krefeld,  Düsseldorf,  für  die  Eifel  und  für  das  Ruhrrevier. 
Auch  die  weiteren  Bahnverbindungen  durften  nicht  aus  dem  Auge 
gelassen,  den  Möglichkeiten,  mit  ihnen  in  ein  Einvernehmen  zu 
kommen,  das  dem  gegenseitigen  Verkehr  diente,  mußte  Rechnung 
getragen  werden,  und  schon  rückte  der  Gedanke  an  Verbindungen 
mit  französischen  und  englischen  Bahnen,  wie  andererseits  mit  der 
Köln-Mindener  Eisenbahn  in  greifbare  Nähe. 

So  tauchten  neue,  weitausschauende  Probleme  am  Horizont  auf. 
Die  erste  große  Epoche  in  der  Geschichte  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn mußte  durch  den  Personenwechsel  in  der  Leitung  um  so  eher 
aus  dem  Gedächtnis  der  Zeitgenossen  verschwinden.  Und  doch  bietet 
auch  diese  erste  Zeit  genug  der  Erinnerung  Wertes.  25  Jahre  nach 
der  Eröffnung  der  rheinisch-belgischen  Bahn  schrieb  ein  Aachener 
Direktor  (von  Geyr  in  der  Aachener  Zeitung  vom  29.  Oktober  1868) 
treffende  Worte,  die  hier  noch  einmal  als  eine  Zusammenfassung 
der  geschilderten  Entwicklung  wiedergegeben  werden  dürfen : 
„Wohl  wenige  Bahnen  Deutschlands  hatten  solche  Schwierigkeiten 
in  finanzieller  Hinsicht,  in  Bezug  des  Terrains,  der  Hilfsmittel  und 
der  menschlichen  Kräfte  zu  überwinden,  wie  die  Rheinische  Bahn; 
mußte  sie  doch  starre  Vorurteile  besiegen,  alte,  langjährig  bestandene 
Verhältnisse  lösen;  sie  war  eine  der  ersten  Bahnen  Deutschlands; 
Erfahrungen,  die  bei  ihrem  Bau  gesammelt  wurden,  oftmals  kost- 
spieliger und  trauriger  Art,  kamen  den  später  erbauten  Bahnen 
zugute.  Die  Rheinische  Bahn  ist  aus  eigener  Kraft,  aus  dem  eigenen 
Selbst  das  geworden,  was  sie  heute  ist.  Keine  Staatsmittel,  keine 
schon  erprobten  Kräfte,  keine  schon  existierenden  Verkehre  kamen 
ihr  zur  Hilfe.  Nur  Belgien,  das  Fortschrittsland,  erkannte  den  Wert 
der  kleinen,  kaum  neun  Meilen  langen  Bahn,  und  nur  Belgien  unter- 
stützte das  Unternehmen,  welches  auf  allen  Seiten  Mißtrauen  fand. 
Die  Rheinische  Eisenbahn  versinnbildlicht  die  Geschichte  der  Eisen- 
bahn, sie  zeigt,  was  Ausdauer,  gepaart  mit  den  Grundsätzen  der  Soli* 
dität,  vermag.“ 
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Bestätigungs-Urkunde, 

Wir  Friedrich  Wilhelm 

von  Gottes  Gnaden  König  von  Preußen  etc. 

Nach  der  Bestimmung  des  Art.  37  des  Handels-Gesetzbuchs 
Unserer  Rhein-Provinz,  wollen  wir  die  Errichtung  einer  anonymen 
Gesellschaft,  unter  dem  Namen: 

„Rheinische  Eisenbahn-Gesellschaft“, 

so  wie  sich  solche  zum  Zwecke  der  Erbauung  und  Benutzung  einer 
Eisenbahn  von  Köln  nach  der  belgischen  Gränze  in  dem  anliegenden 
Notariats-Akte  vom  9.  Juni  d.  J.  gebildet  hat,  hiermit  genehmigen 
und  das  in  dem  gedachten  Notariats-Akte  enthaltene  Statut  der 
Gesellschaft  hierdurch  bestätigen,  jedoch  mit  der  Maaßgabe  zu 
§ 16  dieses  Statuts: 

daß  es  der  Gesellschaft  erst  nach  Einzahlung  von  40  Prozent 
des  Nominal-Betrages  der  Aktien  freistehen  soll,  auf  die 
Eintreibung  des  einzahlbaren  Betrages  der  Aktien  zu  ver- 
zichten, bis  dahin  aber  die  ersten  Aktienzeichner  ihrer 
Verhaftung  nicht  entlassen  werden  dürfen. 

Wir  ertheilen  aber  diese  Genehmigung  und  Bestätigung  nur 
mit  dem  ausdrücklichen  Vorbehalte: 

daß  die  vorgedachte  Rheinische  Eisenbahn-Gesellschaft 
allen  Bestimmungen  und  Bedingungen,  welche  in  Betreff 
des  Verhältnisses  zum  Staate  und  zum  Publikum  für  die 
Eisenbahn-Unternehmungen  im  Allgemeinen  oder  für  das 
in  Rede  stehende  Unternehmen  insbesondere  ergehen 
werden,  eben  so  nachzukommen  verbunden  bleibt,  als  wenn 
solche  in  der  gegenwärtigen  Urkunde  enthalten  wären, 
indem  Wir  ferner  noch  besonders  befehlen: 

1.  daß  zu  § 5 des  Statutes,  die  Anlage  von  Zweigbahnen, 
so  wie  zu  § 24  des  Statutes,  die  Vermehrung  des  Aktien-Kapitals 
über  den  im  § 13  festgesetzten  Betrag  hinaus,  nicht  ohne  Unsere 
landesherrliche  Genehmigung  erfolgen  darf,  und 

2.  daß  zu  § 3 des  Statutes,  zur  Feststellung  des  Bauplanes 
und  der  Spurweite  der  Bahn,  zu  § 4 des  Statutes,  zum  Beginn  der 
Transport-Beförderung  auf  derselben  und  zur  Festsetzung  des  Bahn- 
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geldes,  zu  § 7 des  Statutes,  zur  Betheiligung  bei  andern  Eisen- 
bahn-Unternehmungen, zu  § 8 des  Statutes,  zur  Herstellung  der 
Einrichtungen  zur  Besorgung  der  Personen  und  Güter  von  und 
nach  den  Stations-Plätzen,  zu  § 25  des  Statutes,  zur  Kontrahirung] 
von  Anleihen  überhaupt,  endlich  zu  § 81  des  Statutes,  zur  Fest- 
setzung der  Verhältnisse  der  zur  Wahrnehmung  der  Polizei  auf 
der  Bahn  anzustellenden  Agenten  und  Beamten,  die  vorgängige 
Genehmigung  Unseres  Finanz-Ministers,  resp.  die  vorgängige  Ver- 
einbarung mit  Unserm  General-Postmeister  erforderlich  bleiben  soll. 

Zugleich  wollen  Wir,  im  Anerkenntnisse  der  Gemeinnützigkeit 
der  Unternehmung,  der  vorgedachten  Rheinischen  Eisenbahn-Ge- 
sellschaft für  die  Ausführung  der  Bahn  in  der  im  § 3 des  Statutes 
bezeichneten  Richtung  und  der  dazu  gehörigen  Anlagen  das  im  § 9 
erwähnte  Recht : 

die  erforderlichen  Grundstücke  im  Wege  der  unfreiwilligen 
Expropriation  eigentümlich  zu  erwerben  oder  vorüber- 
gehend zu  benutzen, 

in  eben  dem  Maaße  und  Umfange,  wie  solches  für  die  öffentlichen 
Kunststraßen  gesetzlich  besteht,  hiermit  ausdrücklich  verleihen,  mit 
der  Bestimmung: 

daß  die  Ausübung  dieses  Rechtes  nur  unter  Leitung  Unserer 
Regierungen  zu  Köln  und  zu  Aachen  Statt  finden  soll. 

Wir  befehlen  schließlich,  daß  die  gegenwärtige  Urkunde  dem 
vorerwähnten  Notariats-Akte  vom  9.  Juni  d.  J.  für  immer  beigeheftet 
bleiben  und  nebst  dem  in  Letzterem  enthaltenen  Statute  durch  die 
Amtsblätter  Unserer  ebengedachten  beiden  Regierungen  öffentlich 
bekannt  gemacht  werden  soll,  indem  Wir  im  Uebrigen  Uns  Vor- 
behalten, die  gegenwärtige  Genehmigung  und  Bestätigung,  unbe- 
schadet der  Rechte  dritter  Personen,  zu  widerrufen,  falls  das  Statut 
oder  Eine  der  vorstehend  beigefügten  oder  vorbehaltenen  Bestim- 
mungen und  Bedingungen  nicht  befolgt  oder  verletzt  würde. 

Gegeben  zu  Berlin,  den  21.  August  1837. 

(L.  S.)  Friedrich  Wilhelm. 

gez.  von  Alvensleben. 
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Statuten 

für  die 

Rheinische  Eisenbahn-Gesellschaft. 


Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Titel  I. 

Zweck  und  Befugnisse  der  Gesellschaft. 

§ i.  Zum  Zweck  der  Erbauung  und  Benutzung  einer  Eisen- 
bahn von  Köln  nach  der  Belgischen  Gränze,  mit  Anschluß  an  die 
Eisenbahn  nach  Antwerpen,  wird  eine  anonyme  Gesellschaft,  nach 
den  Bestimmungen  des  Preußisch-Rheinischen  Handels-Gesetzbuches, 
und  zwar  nach  den  Artikeln  neunundzwanzig  ad  siebenunddreißig 
desselben,  gebildet,  welche  den  Namen 

Rheinis  che  Eis  enb  ahn-  Ges  ells  chaft 

annimmt,  und  ihren  Sitz  in  der  Stadt  Köln  hat. 

§ 2.  Die  Gesellschaft  wird  dem  Staate  und  dem  Publikum 
gegenüber  durch  einen  Administrations-Rath  und  eine  Direktion 
nach  Maaßgabe  der  später  folgenden  Bestimmungen  vertreten. 

§ 3.  Die  Gesellschaft  baut  die  Eisenbahn  von  Köln  über 
Düren  und  Aachen  nach  der  Belgischen  Gränze,  zum  Anschluß  an 
die  Eisenbahn,  die  von  Antwerpen  bis  an  die  Preußische  Gränze 
geführt  wird.  Die  Richtung  dieser  Bahn  wird  im  Wesentlichen 
folgender  Maaßen  bezeichnet:  Dieselbe  beginnt  zu  Köln  im  Frei- 
hafen, sie  überschreitet  das  Vorgebirge  in  der  Nähe  von  Königs- 
dorf und  die  Roer  in  der  Nähe  von  Düren ; sie  verläßt  das  Thal 
der  Inde  hinter  Eschweiler-Pumpe  und  erreicht  mittelst  eines  Tunnels 
bei  Verlautenheide  den  Haarbach;  sie  überschreitet  die  Straße 
zwischen  Aachen  und  Burtscheid  in  der  Nähte  des  Marschierthors 
zu  Aachen,  verläßt  den  Aachen’schen  Gebirgskessel  vermittelst 
eines  Tunnels  und  erreicht  alsdann,  ohne  Eupen  zu  berühren,  die 
Belgische  Gränze  zwischen  Herbesthal  und  Weißenhaus.  Die  Spur- 
weite der  Schienenbahn  soll  diejenige  der  belgischen  Hauptbahn  sein. 
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§ 4.  Die  Gesellschaft  kann  den  Güter-  und  Personen-Transport 
auf  der  Bahn  für  eigene  Rechnung  betreiben.  Sie  wird,  wenn  auch 
andere  Unternehmer  diese  Transporte  besorgen  möchten,  davon 
ein  Bahngeld  erheben. 

§ 5.  Es  kann  die  Gesellschaft  auch,  unter  gleicher  Benutzungs- 
weise, Zweigbahnen  von  den  nicht  von  der  Hauptbahn  berührten 
Orten  zur  Hauptbahn  bauen. 

§ 6.  Sollte  in  Folge  weiterer  Vervollkommnung  in  den  Trans- 
portmitteln eine  noch  bessere  oder  wohlfeilere  Förderung  der  Trans- 
porte, als  auf  Eisenschienen,  möglich  werden,  so  kann  die  Gesell- 
schaft auch  das  neue  Förderungsmittel  herstellen,  und  die  Bahn, 
demselben  angemessen,  nach  Anleitung  des  Paragraphen  vier  be- 
nutzen. 

§ 7.  Die  Gesellschaft  kann  mit  den  Unternehmern  von  Eisen- 
bahnen, die  in  direkter  Verbindung  mit  ihrer  (der  Gesellschaft) 
Bahn  stehen,  oder  errichtet  werden,  Verträge  wegen  der  gegen- 
seitigen Benutzung  schließen,  oder  auch  in  solchen  Eisenbahnen 
sich  betheiligen. 

§ 8.  Die  Gesellschaft  kann  ferner  für  ihre  Rechnung,  jedoch 
nicht  als  ausschließliches  Privilegium,  die  erforderlichen  Einrich- 
tungen zur  Besorgung  der  Personen  und  Güter  von  und  nach 
den  Stationsplätzen  hersteilen;  dies  bezieht  sich  nur  auf  die  diesen 
Plätzen  nahe  gelegenen  Orte. 

§ 9.  Die  Gesellschaft  ist  befugt,  im  Wege  der  unfreiwilligen 
Expropriation,  nach  den  Vorschriften  der  darüber  bestehenden  oder 
noch  zu  erlassenden  Gesetze  und  Beschlüsse  der  Staats-Regierung 
die  Grundstücke  eigenthümlich  zu  erwerben,  oder  vorübergehend 
zu  benutzen,  welche  zum  Bau  der  Eisenbahn  und  der  dazu  gehörigen 
Anlagen  erforderlich  sind. 

Titel  II. 

Verhältnisse  der  Gesellschaft  zur  Staats-Regierung. 

§ 10.  Alle  in  diesen  Statuten  nicht  angegebenen  Verhältnisse 
zur  Staats-Regierung  sind  so  zu  betrachten,  wie  dieselben  bei  Voll- 
ziehung der  Allerhöchst  verheißenen  Konzession  zu  den  beab- 
sichtigen Unternehmungen  zur  Feststellung  gelangen  werden.  Die  des- 
fallsigen  Bestimmungen  der  Staats-Regierung  sind  eben  so  bindend 
für  die  Gesellschaft,  als  wenn  sie  wörtlich  in  diesen  Statuten  ent- 
halten wären. 

§ 11.  Auf  gleiche  Weise  sollen  Modifikationen  oder  Zusätze 
.zu  den  Statuten,  welche  die  Staats-Regierung  bei  Vollziehung 
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der  Konzession  etwa  vorschreiben  möchte,  für  die  Gesellschaft 
bindend  sein. 

§ 12.  Die  Direktion  ist  ermächtigt,  wegen  der  durch  die  vor- 
hergehenden beiden  Artikel  vorgesehenen  Bestimmungen  mit  der 
Staats-Regierung  die  erforderlichen  Verhandlungen  einzuleiten  und 
zum  Schlüsse  zu  führen.  Das  Resultat  dieser  Verhandlungen  soll 
dem  Administrations-Rathe  zur  Annahme  oder  Verweigerung  Namens 
der  Gesellschaft  vorgelegt  werden. 

Titel  III. 

Bildung  und  Verwendung  des  Grund-Kapitäls. 

§ 13.  Das  Grund-Kapital  der  Gesellschaft  ist  auf  drei  Millionen 
Thaler  festgesetzt  und  zerfällt  in  zwölf  tausend  Aktien,  jede  von  zwei 
hundert  fünfzig  Thalern  auf  den  Inhaber  lautend. 

§ 14.  Die  Einzahlung  für  die  Aktien  erfolgt  in  Raten  von 
zwei  bis  zu  zehn  Prozent,  successive  nach  den  nähern  Bestimmungen 
der  Direktion,  und  zwar  innerhalb  zweier  Monate  nach  einer  von 
der  letztem  erlassenen  öffentlichen  Aufforderung.  Bei  der  ersten 
Ratenzahlung  kommt  das  bereits  von  sämmtlichen  Aktionären  be- 
zahlte halbe  Prozent  in  Anrechnung. 

§ 15.  Die  Einzahlungen  erfolgen,  nach  der  Wahl  der  Aktio- 
näre, in  Köln  oder  Aachen.  Die  Direktion  hat  deshalb  die  er- 
forderlichen Bestimmungen  zu  erlassen. 

§ 16.  Wer  nicht  innerhalb  der  im  Paragraphen  vierzehn  be- 
zeichneten  Frist  die  Einzahlungen  leistet,  hat  eine  Konventional- 
strafe von  zehn  Prozent  jeder  Aktie,  von  welcher  die  Zahlung  in 
Rückstand  geblieben  ist,  zum  Vortheil  der  Gesellschaft  verwirkt. 
Außerdem  steht  der  letztem  frei,  wenn  innerhalb  zweier  fernem 
Monate,  nach  einer  erneuerten  öffentlichen  Aufforderung,  die  Zahlung 
noch  immer  nicht  erfolgt,  entweder  den  einzahlbaren  Betrag  der 
Aktien  nebst  der  Konventionalstrafe  gerichtlich  einzutreiben,  oder 
aber  hierauf  zu  verzichten.  Im  letztem  Falle  müssen  die  bis  dahin 
eingezahlten  Raten  als  der  Gesellschaft  verfallen,  und  die  durch 
die  Ratenzahlungen,  so  wie  durch  die  ursprüngliche  Unterzeich- 
nung dem  Aktionär  gegebenen  Ansprüche  auf  den  Empfang  von 
Aktien  für  vernichtet  erklärt  werden.  Eine  solche  Erklärung  er- 
folgt nach  Beschluß  der  Direktion  durch  öffentliche  Bekanntmachung 
unter  Angabe  der  Nummern  der  Aktien. 

An  die  Stelle  der  auf  diese  Art  ausscheidenden  Aktionäre 
können  von  der  Direktion  neue  Aktienzeichner  öffentlich  zugelassen 

Veröffentlichungen  des  Rhein.-Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  29 


450 


Anlage  I. 


werden.  Diese  haben  die  bereits  ausgeschriebenen  Theilzahlungen 
sofort  zu  entrichten,  stehen  alsdann  aber  allen  übrigen  Interessenten 
gleich. 

§ 17.  Ueber  den  Betrag  der  Aktien  hinaus  ist  der  Aktionär, 
unter  welcher  Benennung  es  auch  sei,  zu  Zahlungen  nicht  verpflichtet, 
den  einzigen  Fall  der  im  Paragraphen  sechszehn  vorgesehenen  Kon- 
ventionalstrafe ausgenommen. 

§ 18.  Die  Aktien-Dokumente  werden  von  wenigstens  drei  Direk- 
toren und  von  dem  Spezial-Direktor  unterzeichnet. 

§ 19.  Die  Zinsen  der  Aktien  werden  zu  fünf  vom  Hundert 
jährlich  vergütet,  und  sind  in  Köln,  Aachen,  Berlin  oder  Frankfurt 
am  Main  zahlbar.  Die  Zinsen  von  den  Raten-Einzahlungen  (Paragraph 
vierzehn)  werden  in  eben  der  Art  vergütet.  In  Köln  erfolgt  die 
Zinsenzahlung  bei  den  Banquiers  Johann  David  Herstatt,  Salomon 
Oppenheim  junior  et  Comp.,  Abraham  Schaaffhausen  und  Johann 
Heinrich  Stein.  Wegen  Ausfertigung  der  Zins-Coupons  und  wegen 
der  anderweiten  nähern  Bestimmungen  erlässt  die  Direktion  die 
erforderlichen  Bekanntmachungen. 

§ 20.  Die  Dividende  oder  der  zur  Vertheilung  kommende 
reine  Gewinn  ist  in  den  nämlichen  Orten  zahlbar,  wie  die  Zinsen. 
Auch  dieserhalb  macht  die  Direktion  die  nähern  Bestimmungen 
bekannt. 

§ 21.  Die  Zinsen  und  Dividenden,  welche  nicht  innerhalb 
vier  Jahre,  vom  Tage  der  ersten  öffentlichen  Aufforderung  an  ge- 
rechnet, und  nach  zweimal,  in  Zwischenräumen  von  wenigstens  Einem 
Jahre  wiederholt  erlassenen  desfallsigen  öffentlichen  Aufforderungen, 
in  Empfang  genommen  worden  sind,  verfallen  der  Gesellschaft. 

§ 22.  Sollen  angeblich  verlorene  oder  vernichtete  Aktien, 
Zins-Coupons  oder  Dividenden-S cheine  amortisirt  werden,  so  erlässt 
die  Direktion  dreimal,  in  Zwischenräumen  von  vier  Monaten,  eine 
öffentliche  Aufforderung,  jene  Dokumente  einzuliefern  oder  die 
etwaigen  Rechte  an  dieselben  geltend  zu  machen.  Sind,  nachdem 
zwei  Monate  nach  der  letzten  Aufforderung  vergangen,  die  Doku- 
mente nicht  eingeliefert  oder  die  Rechte  nicht  geltend  gemacht 
worden,  so  erklärt  die  Direktion  die  Dokumente  öffentlich  für 
nichtig  oder  verschollen  und  fertigt  an  deren  Stelle  andere  aus. 

Die  Kosten  dieses  Verfahrens  fallen  nicht  der  Gesellschaft, 
sondern  den  Betheiligten  zur  Last. 

§ 23.  Von  dem  reinen  Gewinn  wird  jährlich  zum  mindesten 
der  zehnte,  und  zum  höchsten  der  fünfte  Theil  zur  Bildung  eines 
Reserve-Fonds  zurückgehalten.  Nur  der  R.est  des  Gewinns  ist  die 
nach  Paragraph  zwanzig  zur  Vertheilung  kommende  Dividende. 
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Welcher  Theil  des  reinen  Gewinns  innerhalb  der  vorbezeich- 
neten  Gränze  zum  Reserve-Fonds  zurückgehalten  wird,  setzt,  auf 
den  Antrag  der  Direktion,  der  Administrations-Rath  fest. 

Wenn  der  Reserve-Fonds  auf  die  Summe  von  zweimal  hundert- 
tausend Thalern  angewachsen  ist,  so  beschliesst  die  General-Ver- 
sammlung, ob  er  noch  weiter  erhöht  werden  soll ; doch  bedarf  der 
Beschluss  einer  Erhöhung  über  die  Summe  von  dreimal  hundert- 
tausend Thalern  der  Genehmigung  der  Staats-Regierung. 

§ 24.  Die  General-Versammlung  kann  eine  Vermehrung  des 
Aktien-Kapitals,  vermittelst  Ausgabe  neuer  Aktien,  beschliessen. 

§ 25.  Anleihen  dürfen  nur  mit  Genehmigung  der  General- 
Versammlung  kontrahirt  werden. 

Würden  solche  den  Gesammt-Betrag  von  einhundert  fünfzig- 
tausend Thalern  zu  übersteigen  haben,  so  sind  die  desfallsigen  Be- 
schlüsse auch  der  Genehmigung  der  Staats-Regierung  unterworfen. 

Vorübergehende  Benutzung  von  Kredit  bei  Banquiers  gehört 
nicht  unter  den  Begriff  der  vorgedachten  Anleihen. 

Titel  IV. 

Bestimmung  enüberöffentlicheBekanntmachungen, 
Abänderungen  der  Statuten  und  über  Auflösung  der 

Gesellschaft. 

§ 26.  Jährlich  sollen  in  der  General-Versammlung  die  Resultate 
der  Rechnungs-Ablage  und  ein  Bericht  über  den  Zustand  der  Ge- 
schäfte der  Gesellschaft  mitgetheilt  werden.  Diese  Resultate  und 
der  Bericht  werden  veröffentlicht. 

§ 27.  Die  in  diesen  Statuten  vorgeschriebenen  oder  vorge- 
sehenen Bekanntmachungen  oder  öffentlichen  Aufforderungen  sind 
genügend  in  Beziehung  auf  die  dabei  betheiligten  Personen  erlassen, 
wenn  sie  in  der  Preussischen  Staats-Zeitung,  einer  Kölnischen,  einer 
Aachener,  einer  Augsburger  und  einer  Zeitung  zu  Frankfurt  am 
Main  erschienen  sind. 

§ 28.  Beschlüsse,  durch  welche  eine  Abänderung  der  Statuten 
bewirkt  wird,  sind  nur  dann  gültig,  wenn  sie  durch  die  General- 
Versammlung  mit  einer  Majorität  von  wenigstens  drei  Vierteln  der 
Stimmen  der  gegenwärtigen  oder  vertretenen  Aktionäre  gefasst 
werden,  und  bedürfen  vor  ihrer  Ausführung  der  landesherrlichen 
Bestätigung. 

Ausserdem  muss  in  den  Einberufungsschreiben  zu  solchen 
General-Versammlungen  die  beabsichtigte  Abänderung  angedeutet 
werden. 
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§ 29.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  kann  nur  in  einer  für 
diesen  Zweck  besonders  angekündigten  General-Versammlung,  in 
welcher  alle  Aktionäre  das  Stimmrecht  ausüben,  durch  eine  Majorität 
von  drei  Vierteln  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

Bei  dieser  General-Versammlung  hat  jede  Aktie  Eine  Stimme. 
Der  für  die  Auflösung  sprechende  Beschluss  wird  durch  die  (Para- 
graph siebenundzwanzig)  erwähnten  Zeitungen  bekannt  gemacht, 
und  die  Auflösung  kann  erst  drei  Monate  nachher  erfolgen. 

Zweiter  Abschnitt. 

Die  inneren  Verwaltungs-  und  Geschäfts-Einrichtungen. 

Titel  V. 

Die  General-Versammlung. 

§ 30.  Vorbehaltlich  der  in  dem  Paragraphen  neunundzwanzig 
enthaltenen  Bestimmung  nehmen  nur  die  Besitzer  der  Aktien,  welche 
diesen  Besitz  in  den  Büchern  der  Gesellschaft  haben  eintragen  lassen, 
Theil  an  der  General-Versammlung.  Ausserdem  ist  zu  dem  Ende 
erforderlich,  dass  die  Einschreibung  wenigstens  vierzehn  Tage  vor 
dem  Datum  der  öffentlichen  Einberufung  der  General-Versammlung 
Statt  gefunden  habe. 

Die  vorbezeichnete  Einschreibung  erfolgt  bei  der  Direktion, 
entweder  gegen  Vorzeigung  der  Aktien  oder  eines  der  Direktion 
als  genügend  erscheinenden  Zeugnisses  über  den  Besitz  derselben 
und  auf  schriftliches  Ersuchen. 

Ueber  die  erfolgte  Einschreibung  ertheilt  die  Direktion  auf 
Verlangen  eine  Bescheinigung. 

§ 31.  Wenigstens  Einen  Tag  vor  der  General-Versammlung 
müssen  die  Besitzer  der  Aktien  oder  deren  Bevollmächtigte  sich 
legitimiren,  dass  der  Besitz  noch  immer  so  besteht,  wie  es  in  den 
Büchern  der  Gesellschaft  eingeschrieben  ist.  Diese  Legitimation  ge- 
schieht bei  der  Direktion,  oder  bei  den  dazu  delegierten  Direktions- 
Mitgliedern,  oder  auch  verantwortlichen  Beamten,  entweder  durch 
Vorzeigung  der  Aktien  oder  durch  eine  genügende  Bescheinigung, 
bei  den  Bevollmächtigten  ausserdem  durch  Einreichung  oder  Vor- 
zeigung der  Vollmacht. 

§ 32.  Die  Bestimmungen  der  Paragraphen  dreissig  und  ein- 
unddreissig  tleiben  so  lange  ausser  Anwendung,  als  die  Aktien  noch 
nicht  ausgegeben  sind. 

§ 33.  Die  General-Versammlung  wird  ein  Mal  jährlich  regel- 
mässig im  Monat  Mai,  sonst  nur  aussergewöhnlich  berufen,  regel- 
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massig  durch  die  Direktion,  aussergewöhnlich  durch  diese  oder  in 
dem  durch  Paragraph  fünfundfünfzig  vorgesehenen  Falle  durch  den 
Administrations-Rath. 

Die  Berufung  der  General-Versammlung  erfolgt  durch  öffent- 
liche Aufforderung,  wenigstens  Einen  Monat  vor  dem  Zusammentritt. 

§ 34.  Die  General-Versammlungen  werden  in  Köln  gehalten; 
jedoch  soll  von  drei  zu  drei  Jahren  eine  der  jährlichen  regelmässigen, 
im  Monat  Mai  Statt  findenden  Versammlungen  zu  Aachen  sein; 
die  erste  im  Jahre  achtzehnhundert  neununddreissig,  die  zweite  im 
Jahre  achtzehnhundert  zweiundvierzig,  und  so  ferner. 

§ 35.  Wer  von  den  Aktionären  bei  der  General-Versammlung 
nicht  erscheint,  oder  nicht  durch  Bevollmächtigte  sich  vertreten 
lässt,  ist  dessen  ungeachtet  durch  die  Beschlüsse  jener  Versamm- 
lung gebunden. 

§ 36.  Nur  die  Besitzer  von  vier  und  mehr  Aktien  sind  in  der 
General- Versammlung  stimmberechtigt.  Das  Stimmrecht  wird 
übrigens  in  folgendem  Verhältnisse  ausgeübt: 

a)  für  vier  bis  vierzig  Aktien,  für  jede  vier  Aktien  Eine 
Stimme; 

b)  für  die  Aktien,  welche  Jemand  über  die  Zahl  von  vierzig 
hinaus  besitzt,  bis  zu  vierhundert  Aktien,  für  jede  acht 
Aktien  Eine  Stimme,  und  soll  für  die  Aktien,  welche  Jemand 
über  die  Zahl  von  vierhundert  hinaus  besitzt,  ein  Stimm- 
recht nicht  ausgeübt  werden. 

Zur  Vermeidung  jedes  Mißverständnisses  wird  bemerkt,  daß 
nach  vorstehenden  Bestimmungen  der  Besitzer  von  vierhundert  und 
mehreren  Aktien  fünfundfünfzig  Stimmen  hat. 

§ 37.  Im  Allgemeinen  können  die  Aktionäre  sich  in  Ver- 
hinderungsfällen durch  stimmberechtigte  Aktionäre  vertreten  lassen ; 
antheilberechtigte  Handlungshäuser  aber  durch  ihre  Prokura-Träger, 
wenn  diese  letzteren  auch  nicht  Aktionäre  sind.  Mehr  als  fünf- 
undfünfzig Stimmen  kann  Jemand  in  der  Eigenschaft  als  Bevoll- 
mächtigter bei  der  General-Versammlung  in  keinem  Falle  abgeben. 

§ 38.  Den  Vorsitz  in  der  General- Versammlung  führt  der 
Präsident,  respektive  der  Vize-Präsident  des  Administrations-Rathes 
oder  ein  anderes  von  diesem  Rathe  dazu  beauftragtes  Mitglied. 

§ 39.  Der  Vorsitzende  der  General-Versammlung  designirt 
deren  Protokoll-Führer,  wenn  sie  nicht  vorzieht,  ihn  zu  erwählen. 

Das  Protokoll  wird  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Protokoll- 
Führer,  den  gegenwärtigen  Mitgliedern  der  Direktion  und  von  den. 
Aktionären  unterschrieben,  welche  dies  in  der  Versammlung  ver- 
langen. 
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Die  Versammlung  kann  aus  ihrer  Mitte  auch  drei  bis  sechs 
Aktionäre  zur  Mitvollziehung  des  Protokolls  ernennen. 

§ 40.  Alle  Wahlen  und  Beschlüsse  der  General-Versammlung 
finden,  vorbehaltlich  der  in  den  Paragraphen  achtundzwanzig  und 
neunundzwanzig  enthaltenen  Bestimmungen,  nach  absoluter  Stimmen- 
mehrheit Statt;  sind  die  Stimmen  gleich,  so  entscheidet  der  Vor- 
sitzende. Die  Wahl  der  Direktion  und  des  Administrations-Rathes 
erfolgt  durch  geheime  Stimmen- Abgabe,  und  zwar  die  Wahl  der 
Direktion  zuerst. 

§41.  Bei  Wahlen  und  bei  allen  Beschlüssen,  die  sich  auf  persön- 
liche Verhältnisse  beziehen,  kann  von  denjenigen  Aktionären,  welche 
in  Dienstverhältnissen  zur  Direktion  oder  zu  den  Beamten  der  Ge- 
sellschaft stehen,  ein  Stimmrecht  nicht  ausgeübt  werden.  Die  Direk- 
toren und  ihre  Stellvertreter  können  bei  der  Wahl  des  Ad- 
ministrations-Rathes das  Stimmrecht  nicht  ausüben;  sie  können 
jedoch  für  den  Wahl-Akt  die  Vollmachten,  welche  sie  etwa  von 
Andern  besitzen,  einfach  übertragen. 

§ 42.  Die  Direktion  ist  befugt,  die  Beschlußnahme  über  die- 
jenigen Anträge  bis  zu  einer  nächsten  General-Versammlung  zu 
vertagen,  welche  nicht  von  ihr,  oder  nicht  von  dem  Administrations- 
Rathe,  sondern  von  einzelnen  Aktionären  ausgehen  und  der  Direk- 
tion nicht  acht  Tage  vor  der  Versammlung  schriftlich  mitgetheilt 
worden  sind. 

Es  kann  in  diesem  Falle  die  Versammlung  beschließen,  daß 
sie  ohne  weitere  Berufung  an  einem  der  nächsten  drei  Tage  wieder 
zusammentreten  werde,  um  die  Erklärungen  der  Direktion  zu  hören 
und  desfalls  Beschluß  zu  fassen. 

In  der  ersten,  nach  Vollziehung  der  Allerhöchsten  Bestätigung 
der  Gesellschaft  zu  haltenden  und  spätestens  binnen  Monatsfrist 
zu  berufenden  General- Versammlung  soll  zur  Ersetzung  der  interi- 
mistischen Verwaltung  die  Wahl  der  Direktion  und  des  Admini- 
strations-Rathes Statt  finden. 

Die  Dienstzeit  der  dann  zu  wählenden  Mitglieder  soll  jedoch 
vom  Mai  achtzehnhundert  siebenunddreißig  an  zur  Bewirkung  des 
regelmäßigen  Austritts  gerechnet  werden. 

Titel  VI. 

Der  Administrations-Rath. 

§ 43.  Der  Administrations-Rath  besteht  aus  vierundzwanzig 
Mitgliedern  nebst  neun  Stellvertretern,  und  zwar  in  folgendem 
Verhältnis : 
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a)  neun  Mitglieder  nebst  drei  Stellvertretern  aus  den  in  Köln 
oder  Deutz  wohnenden  Aktionären ; 

b)  neun  Mitglieder  nebst  drei  Stellvertretern  aus  den  in  Aachen 
oder  Burtscheid  wohnenden  Aktionären; 

c)  sechs  Mitglieder  nebst  drei  Stellvertretern  aus  anderswo 
wohnenden  Aktionären,  als  den  unter  a und  b angegebenen 
Städten. 

Hinsichtlich  der  unter  c bezeichneten  sechs  Mitglieder 
und  deren  Stellvertreter  wird  bestimmt,  daß  solche  in  der 
Preußischen  Rheinprovinz  wohnen  müssen. 

§ 44.  Die  Stellvertreter  werden  im  Verhinderungsfälle  der 
wirklichen  Mitglieder  nur  zum  Ersatz  derjenigen  einberufen,  welche 
sie  nach  den  im  vorigen  Paragraphen  unter  a,  b,  c angegebenen 
Kategorieen  zu  ersetzen  bestimmt  sind.  Im  Uebrigen  soll  die  Reihen- 
folge des  Eintritts  der  Stellvertreter  nach  der  Mehrzahl  der  Stimmen 
geordnet  werden,  mit  welchen  sie  erwählt  wurden,  und  zwar  so, 
daß,  wer  die  meisten  Stimmen  gehabt  hat,  zuerst  eintritt. 

Die  Stellvertreter  werden,  in  so  weit  sie  fungiren,  in  jeder 
Hinsicht  als  Mitglieder  des  Administrations-Rathes  betrachtet. 

§ 45.  Die  wirklichen  Mitglieder,  so  wie  deren  Stellvertreter 
sollen  aus  den  im  Paragraphen  dreiundvierzig  angegebenen  drei 
Kategorieen  jährlich  zu  einem  Drittel  austreten  und  durch  neue 
Wahl  ersetzt  werden. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§ 46.  Die  Mitglieder  des  Administrations-Rathes  dürfen  nur 
aus  der  Zahl  der  stimmberechtigten  Aktionäre  gewählt  werden. 
Die  nach  Paragraph  sechsunddreißig  das  Stimmrecht  verleihende 
Anzahl  von  Aktien  wird  während  der  Amtsdauer  der  Mitglieder 
des  Administrations-Rathes  bei  der  Direktion  deponirt  und  außer 
Cours  gesetzt. 

§ 47.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Administrations-Rathes 
erfolgt  durch  die  General-Versammlung.  Die  Wahl  der  wirklichen 
Mitglieder  erfolgt  vor  der  Wahl  der  Stellvertreter. 

Wenn  in  irgend  einer  Weise  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des 
Administrations-Rathes  vor  dem  regelmäßigen  Ablauf  der  Amts- 
dauer vakant  wird,  so  ersetzt  die  nächste  General- Versammlung 
diese  Stelle  durch  neue  Wahl  für  die  noch  übrige  Amtsdauer  des 
Ausgetretenen. 

§ 48.  Es  wird  jährlich  ein  Präsident  und  ein  Vize-Präsident 
des  Administrations-Rathes  von  der  General-Versammlung  gewählt, 
der  erstere  aus  den  in  Köln  wohnenden,  der  zweite  aus  den  in 
Aachen  oder  Burtscheid  wohnenden  Mitgliedern  des  Administrations- 
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Rathes.  Letzterm  wird  anheim  gegeben,  für  den  Fall,  daß  beide 
Präsidenten  an  der  Teilnahme  einer  Versammlung  verhindert  sein 
sollten,  alsdann  für  diese  aus  seiner  Mitte  einen  Vorsitzenden  zu 
ernennen. 

§ 49.  Halbjährlich  wird  eine  regelmäßige  Versammlung  des 
Administrations-Rathes  in  Köln  gehalten.  Alle  übrigen  Versamm- 
lungen desselben  während  der  Dauer  des  Baues  finden  in  Düren 
Statt,  es  sei  denn,  daß  der  Präsident  und  der  Vize-Präsident  über 
die  Berufung  an  einem  andern  Orte  einverstanden  sind. 

§ 50.  Der  Administrations-Rath  wird  berufen  durch  den  Präsi- 
denten oder  in  dessen  Abwesenheit  durch  den  Vize-Präsidenten,, 
entweder  wenn  einer  von  beiden  die  Berufung  für  nothwendig  er- 
achtet, oder  wenn  dieselbe  von  wenigstens  acht  Mitgliedern  schrift- 
lich verlangt  wird,  oder  wenn  endlich  die  Direktion  darauf  anträgt. 

Die  Berufung  erfolgt  mindestens  sechs  Tage  vor  dem  beab- 
sichtigten Zusammentritt.  In  dem  Berufungsschreiben  sollen  die 
Gegenstände  der  Berathung  im  Allgemeinen,  die  in  den  Paragraphen 
siebenundsechzig  und  achtundsechzig  vorgesehenen  Fälle  aber  aus- 
drücklich angegeben  werden.  Bei  Unterlassung  dieser  ausdrück- 
lichen Angabe  ist  ein  vom  Administrations-Rathe  über  diese  Fälle 
etwa  gefaßter  Beschluß  nichtig. 

§ 51.  Wenn  der  Administrations-Rath  den  im  Paragraphen 
achtundsechzig  vorgesehenen  Fall  zu  entscheiden  hat,  so  sollen 
wenigstens  achtzehn  Mitglieder,  und  unter  diesen  wenigstens  drei 
von  denen  im  Paragraphen  dreiundvierzig  unter  c bezeichneten> 
bei  der  Versammlung  gegenwärtig  sein. 

§ 52.  (Vergleiche  § dreiundvierzig.)  Zur  Fassung  gültiger  Be- 
schlüsse müssen,  vorbehaltlich  der  in  den  Paragraphen  einund- 
fünfzig, fünfundfünfzig,  siebenundsechszig,  sechsundsiebenzig,  acht- 
undsiebenzig,  neunundsiebenzig  enthaltenen  Bestimmungen,  wenig- 
stens zwölf  Mitglieder  des  Administrations-Rathes  versammelt  sein. 

Die  Beschlüsse  werden  unter  dem  vorstehend  bemerkten  Vor- 
behalte nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Ist  nicht  diese,, 
sondern  nur  Stimmengleichheit  erreichbar,  so  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden,  mit  Ausnahme  des  im  Paragraphen  achtundsechzig 
vorgesehenen  Falles,  indem  alsdann  die  Mehrheit  der  von  den  im 
Paragraphen  dreiundvierzig  unter  c bezeichne ten  Mitgliedern  ab- 
gegebenen Stimmen  den  Ausschlag  geben  soll. 

Sollte  auch  unter  diesen  Mitgliedern  eine  Stimmenmehrheit 
nicht  eingetreten  sein,  so  soll  dem  Aeltesten  unter  ihnen  die  Ent- 
scheidung zustehen. 
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§ 53.  lieber  die  Versammlungen  des  Administrations-Rathes 
wird  ein  Protokoll  geführt,  welches,  wie  die  gefaßten  Beschlüsse, 
von,  den  anwesenden  Mitgliedern  zu  unterschreiben  ist. 

§ 54.  Der  Administrations-Rath  ist  verpflichtet: 

1.  die  von  den  besoldeten  Beamten  oder  Angestellten  der 
Gesellschaft  zu  leistenden  Kautionen  auf  den  Antrag  der 
Direktion  oder  nach  eigenem  Ermessen  festzustellen; 

2.  die  von  der  Direktion  vorzulegenden  Etats  zu  prüfen 
und  die  Genehmigung  zu  geben  oder  zu  verweigern; 

3.  über  alle  Anträge  der  Direktion  Beschluß  zu  fassen; 

4.  die  von  der  Direktion  jährlich  vorzulegende  Rechnung 
mit  den  Belegen  genau  zu  prüfen,  und  nach  erlangter 
Ueberzeugung  von  deren  Richtigkeit  Decharge  zu  er- 
theilen. 

§ 55.  Der  Administrations-Rath  ist  zu  Folgendem  befugt: 

1.  Er  kann  außergewöhnliche  Kassen-Revisionen  bei  den 
Kassirern  oder  Empfängern  der  Gesellschaft  durch  eines 
oder  mehrere  seiner  Mitglieder  halten  lassen,  wozu 
der  Präsident  und  Vize-Präsident  von  Amtswegen  ohne 
weitern  Beschluß  befugt  sein  sollen; 

2.  der  Präsident  und  auch  der  Vize-Präsident,  so  wie  außer- 
dem jedes  dazu  besonders  vom  Administrations-Rathe 
kommittirte  Mitglied,  kann  jederzeit  Kenntniß  von  den 
Protokollen,  Beschlüssen,  Büchern  und  Dokumenten  der 
Direktion,  von  der  Rechnungsführung  wie  von  der  tech- 
nischen Geschäftsführung  nehmen; 

3.  der  Administrations-Rath  kann  aus  seiner  Mitte  einen 
engern,  aus  sieben  Mitgliedern  — unter  welchen  der 
Präsident  und  der  Vize-Präsident  sich  befinden  müssen 
— bestehenden  Ausschuß  wählen  und  denselben,  unter 
Festsetzung  der  Normen  für  dessen  Berathungen  und  Be- 
schlußnahmen beauftragen : Namens  des  Administrations- 
Rathes  für  gewisse  genau  zu  bezeichnende  Fälle  und 
Angelegenheiten  geringerer  Bedeutung,  deren  Objekt  die 
Summe  von  zehntausend  Thalern  nicht  übersteigen  darf, 
die  in  den  Statuten  vorgesehenen  Beschlüsse  vollgültig 
zu  fassen,  so  wie  auch  erheblichere  Gegenstände  vor- 
gängig zu  prüfen,  ehe  solche  in  den  Versammlungen 
des  Administrations-Rathes  vorgelegt  werden.  Der  Be- 
schluß wegen  Errichtung  und  Ernennung  des  vorbe- 
zeichneten  engern  Ausschusses  darf  vom  Administrations- 
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Rathe  nicht  anders,  als  mit  einer  Majorität  von  wenigstens 
fünfzehn  Mitgliedern  gefaßt  werden; 

4.  der  Administrations-Rath  kann  die  General-Versammlung 
außergewöhnlich  berufen,  um  durch  diese  die  erforder- 
lichen Beschlüsse  fassen  zu  lassen,  wenn  er  die  Ge- 
schäftsführung der  Direktion  für  sehr  nachtheilig  er- 
achtet, und  bei  der  letztem  eine  Abstellung  der  Be- 
schwerden nicht  erwirken  kann.  Auch  die  hierüber  zu 
fassenden  Beschlüsse  des  Administrations-Rathes  sind 
nur  dann  gültig,  wenn  wenigstens  fünfzehn  Mitglieder 
dafür  gestimmt  haben. 

Auf  gleiche  Weise  kann  der  Administrations-Rath 
überhaupt  bei  besonders  wichtiger  Veranlassung  die  Zu- 
sammenberufung einer  außergewöhnlichen  General-Ver- 
sammlung beschließen  und  bewerkstelligen. 

§ 56.  Die  Mitglieder  des  Administrations-Rathes  werden  nicht 
besoldet,  erhalten  aber  Ersatz  der  durch  ihre  Funktionen  herbei- 
geführten Auslagen.  Außerdem  kann  die  General-Versammlung  be- 
schließen, daß  Beträge  bis  zu  zwei  Prozent  des  Reingewinns  unter 
die  Mitglieder  des  Administrations-Rathes  nach  dem  Maaßstabe 
ihrer  häufigem  oder  seltenem  Gegenwart  bei  den  Versammlungen 
verteilt  werden.  Der  Präsident  und  der  Vize-Präsident  sollen  dabei, 
nach  eben  diesem  Maaßstabe,  jeder  im  dreifachen  Verhältniß  gegen 
die  übrigen  Mitglieder,  betheiligt  werden. 

Titel  VII. 

Die  Direktion. 

§ 57.  Die  Direktion  soll  ihren  Sitz  in  Köln  haben;  nach 
Maaßgabe  des  Rescripts  des  Königl.  Finanz-Ministerii  vom  vier- 
undzwanzigsten Mai  achtzehnhundert  siebenunddreißig. 

§ 58.  Die  Direktion  besteht  aus  sechs  Mitgliedern  und  eben 
so  vielen  Stellvertretern.  Die  letztem  fungiren  in  Verhinderungs- 
fällen der  erstem,  und  werden,  in  so  weit  sie  fungiren,  in  jeder 
Beziehung  als  Mitglieder  der  Direktion  betrachtet. 

Sie  fungiren  in  der  durch  die  Anciennität  festgesetzten  Reihen- 
folge; so  lange  erstere  nicht  besteht,  setzt  die  Direktion  die  Reihen- 
folge des  Eintritts  fest. 

§ 59.  Die  Direktoren  und  ihre  Stellvertreter  werden  von  der 
General-Versammlung  gewählt;  sie  müssen,  um  diese  Stellen  be- 
kleiden zu  können,  zehn  Aktien  dieser  Gesellschaft  besitzen  oder 
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erwerben,  welche  während  der  Amtsdauer  außer  Cours  gesetzt  und 
deponirt  werden. 

Die  Wahl  der  Direktoren  erfolgt  vor  der  Wahl  der  Stell- 
vertreter. 

§ 60.  Von  den  sechs  Mitgliedern  der  Direktion  sollen 

A. 

a)  drei  aus  solchen  Aktionären  bestehen,  die  in  Köln  oder 
Deutz  wohnen ; 

b)  drei  aus  solchen,  die  in  Aachen  oder  Burtscheid  wohn- 
haft sind. 

B. 

Von,  den  alle  zwei  Jahre  ausscheidenden  zwei  Mitgliedern 
sollen  immer 

das  eine  zu  den  ad  a gedachten, 
das  andere  zu  den  ad  b gedachten 

gehören. 

C. 

Der  Stellvertreter  für  ein  ausgetretenes  oder  behindertes  Mit- 
glied soll  immer,  je  nachdem  der  Fall  der  Vertretung  bei  einem 
der  ad  a gedachten,  oder  bei  einem  der  ad  b gedachten  Mit- 
glieder eintritt,  resp.  aus  den  Aktionären  in  Köln  oder  Deutz,  oder 
aus  denen  in  Aachen  oder  Burtscheid  entnommen  werden. 

§ 61.  Die  Dauer  der  Funktionen  der  Direktion  und  ihrer 
Stellvertreter  währt  demnach  zufolge  vorstehenden  Paragraphs  sechs 
Jahre,  indem  alle  zwei  Jahre  sowohl  zwei  Direktoren,  als  zwei 
Stellvertreter  austreten  sollen.  Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

Bis  die  Reihe  im  Austritt  sich  gebildet  hat,  wird  das  Loos 
darüber  entscheiden. 

§ 62.  Wenn  auf  irgend  eine  Weise  die  Stelle  eines  Direktors 
oder  Stellvertreters  vor  dem  regelmäßigen  Ablaufe  der  Amtsdauer 
vakant  wird,  so  ersetzt  die  nächste  General-Versammlung  diese 
Stelle  durch  neue  Wahl  für  die  noch  übrige  Amtsdauer  des  Aus- 
getretenen. Erachtet  der  Administrations-Rath  die  Wiederbesetzung 
der  Stelle  für  dringend  nothwendig,  so  besetzt  er  sie  vorläufig  bis 
zu  jener  Versammlung. 

§ 63.  Die  Direktion  erwählt  jährlich  aus  ihrer  Mitte  einen 
Präsidenten  und  einen  Vize-Präsidenten,  welcher  letztere  die  Funk- 
tionen des  erstem  in  Verhinderungsfällen  wahrnimmt.  Der  Präsident 
wird  aus  den  in  Köln  wohnenden  Mitgliedern  gewählt. 

§ 64.  Die  Direktion  versammelt  sich  auf  Berufung  des  Präsi- 
denten, und  selbst  gegen  seinen  Willen  auch  dann,  wenn  zwei  ihrer 
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Mitglieder  es  schriftlich  verlangen.  Auch  der  Spezial-Direktor  kann 
die  Direktion  zur  Versammlung  einladen. 

Die  Berufung  erfolgt  stets  so  zeitig,  daß  die  in  Aachen  oder 
Burtscheid  wohnenden  Mitglieder  bei  der  Versammlung  in  Köln 
sich  einfinden  können. 

§ 65.  In  den  Einladungen  zur  Versammlung  der  Direktion 
sollen  die  Gegenstände  ihrer  Berathung  summarisch  angegeben 
werden.  Kommen  Gegenstände  zur  Berathung,  die  nicht  auf  diese 
.Weise  vorgängig  bezeichnet  sind,  so  muß  die  Beschlußnahme 
darüber,  wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  bis  zur  nächsten  Ver- 
sammlung vertagt  werden. 

§ 66.  Zur  Fassung  gültiger  Beschlüsse  müssen  wenigstens 
vier  Mitglieder  der  Direktion  gegenwärtig  sein. 

So  lange  die  Eisenbahn  zwischen  Köln  und  Aachen  zur  Be- 
nutzung nicht  fertig  ist,  soll  es  den  in  Aachen  oder  Burtscheid 
wohnenden  Mitgliedern  der  Direktion  und  den  Stellvertretern  in 
Verhinderungsfällen  gestattet  sein,  Einem  von  ihnen  den  Auftrag 
zu  ertheilen,  in  ihrem  Namen  bei  den  Versammlungen  der  Direktion 
für  die  im  Berufungsschreiben  bezeichneten  Berathungs-Gegenstände 
zu  stimmen.  Die  Abgabe  der  Stimme  durch  Vollmacht  ist  dann 
nicht  gestattet,  wenn  nach  Paragraph  zweiundsechszig  der  Präsident 
und  der  Vize-Präsident  ernannt  werden. 

Auch  soll  ein  jedes  Aachener  oder  Burtscheider  Mitglied  oder 
Stellvertreter  der  Direktion  nur  Eine  Vollmacht  eines  andern  Mit- 
gliedes oder  Stellvertreters  repräsentiren  dürfen. 

Wenn  kein  Mitglied  von  Aachen  oder  Burtscheid  erscheint, 
so  kann  die  Direktion  an  dem  darauf  folgenden  Tage  einen  Stell- 
vertreter aus  Köln  anstatt  des  fehlenden  vierten  Mitgliedes  einbe- 
rufen und  über  die  zur  Berathung  angekündigten  Gegenstände 
gültige  Beschlüsse  fassen. 

§ 67.  Vorbehaltlich  der  in,  den  Paragraphen  achtundsechszig, 
dreiundsiebenzig,  neunundsiebenzig,  achtzig  enthaltenen  Bestim- 
mungen werden  die  Beschlüsse  der  Direktion  nach  Mehrheit  der 
Stimmen  gefaßt,  und  zwar  dergestalt,  daß,  wenn  diese  gleich 
sind,  die  Meinung  des  Präsidenten,  verbunden  mit  der  des  Spezial- 
Direktors,  den  Ausschlag  gibt.  Wird  der  letztere  etwa  dadurch, 
daß  der  Präsident  und  der  Spezial-Direktor  verschiedener  Meinung 
sind,  nicht  erzielt,  so  wird  dem  Administrations-Rathe  die  erforder- 
liche Entscheidung  zwischen  den  beiden  Meinungen  überlassen. 

Es  kann  indessen  der  Administrations-Rath  mit  einer  Majorität 
von  wenigstens  fünfzehn  Stimmen  beschließen,  daß  dem  zeitigen 
Spezial-Direktor  allein  der  Ausschlag  bei  Stimmengleichheit  ge- 
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bühren  solle;  — in  diesem  Falle  sind  die  übrigen  Bestimmungen 
dieses  Paragraphen  so  lange  außer  Kraft,  jedoch  ohne  Präjudiz 
des  Inhalts  des  nachstehenden  Paragraphen  achtundsechszig. 

§ 68.  Beschlüsse  der  Direktion  über  Einrichtungen,  welche 
die  Städte  Köln  oder  Aachen  betreffen,  sind  nur  dann  gültig,  wenn 
wenigstens  vier  Mitglieder  der  Direktion  beistimmen.  Sind  bei  Be- 
rathungen dieser  Art  die  Meinungen  getheilt,  so  wird  dem  Ad- 
ministrations-Rathe  die  erforderliche  Entscheidung  überlassen. 

§ 69.  Die  Beschlüsse  der  Direktion  werden  von  den  Mit- 
gliedern, welche  dabei  konkurrirten,  unterzeichnet. 

Das  bei  jeder  Versammlung  der  Direktion  zu  führende  Protokoll 
wird  von  den  anwesenden  Mitgliedern  unterzeichnet.  Die  bei  den 
Berathungen  vorkommende  Meinungs-Verschiedenheit  wird  auf  Ver- 
langen motivirt  ausgedrückt.  Die  Minorität  kann  dies  auch  durch 
ein  dem  Protokolle  beizufügendes  Separat-Votum  veranlassen. 

§ 70.  Die  Direktion  hat  die  obere  Leitung  der  Geschäfte 
und  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  innerhalb  der  durch  die 
Statuten  gezogenen  Gränzen  und  Formen.  Die  Direktion  vertritt 
daher  die  Gesellschaft  in  allen  Verhandlungen  mit  dritten  Personen, 
insbesondere  mit  Staats-  und  Gemeinde-Behörden,  sodann  bei  der 
Erwerbung  oder  Veräußerung  von  Immobilien,  Löschung  von  Hypo- 
theken, und  Verträgen  über  Leistungen  und  Lieferungen  von 
Arbeiten. 

§ 71.  Die  Anstellung  und  Entlassung  der  Beamten  der  Ge- 
sellschaft, so  wie  die  Feststellung  ihrer  Besoldung,  gehen  von  der 
Direktion  aus.  Sie  ist  jedoch  nicht  befugt,  Personen  für  den  Dienst 
der  Gesellschaft  auf  längere  Zeit,  als  zehn  Jahre,  zu  engagiren; 
eben  so  wenig  ist  sie  zur  Abschließung  von  Verträgen  befugt, 
durch  welche  Pensionen  zur  Last  der  Gesellschaft  gewährt  würden. 

§ 72.  Ohne  Genehmigung  des  Administrations-Rathes  ist  die 
Direktion  nicht  befugt,  über  nachstehende  Gegenstände  Beschlüsse 
auszuführen  oder  Verträge  definitiv  abzuschließen,  nämlich : 

a)  Die  Anstellung  des  Spezial-Direktors  und  der  übrigen 
höheren  Beamten; 

b)  die  Anstellung  derjenigen  Beamten  oder  Hülfsarbeiter, 
welche  für  eine  längere  Zeit  als  fünf  Jahre  erfolgt,  oder 
deren  jährliche  Besoldung  mehr  als  vierhundert  Thaler 
auswirft  ; 

c)  Kauf  und  Veräußerung  von  Immobilien,  mit  Ausnahme 
derjenigen,  die  zur  Bahn-Anlage  und  zu  allen  dabei  er- 
forderlichen Arbeiten  und  Materialien  bestimmt  sind; 
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d)  Ankauf  oder  Verkauf  von  Maschinen  oder  Utensilien,  wenn 
der  Werth  die  Summe  von  zwanzigtausend  Thalern  über- 
steigt ; 

e)  Aufführung  von  Gebäuden  und  Errichtung  von  Anlagen, 
deren  Kosten  die  Summe  von  zehntausend  Thalern  über- 
steigen; worunter  jedoch  Zweigbahnen  nicht  verstanden 
sind,  deren  Anlage  der  Genehmigung  der  General-Ver- 
sammlung  Vorbehalten  bleibt; 

f)  Leistungen  von  Arbeiten  oder  Lieferungen  auf  andere 
Weise,  als  durch  öffentliche  Verdingung  an  den  Mindest- 
fordernden,  in  so  fern  das  Objekt  die  Summe  von  zwei- 
tausend Thalern  übersteigt; 

g)  Festsetzung  des  Bahngeldes; 

h)  Festsetzung  des  Tarifs  für  den  Transport  von  Personen, 
Waaren  oder  sonstigen  Gegenständen; 

i)  Vereinbarungen  mit  Unternehmern  von  Eisenbahnen  nach 
Maaßgabe  des  Paragraphen  sieben. 

Die  vorbehaltene  Genehmigung  Seitens  des  Admini- 
strations-Rathes  kann,  so  weit  es  thunlich  ist,  vorgängig, 
oder  auch  nach  einem  allgemeinen  jährlich  aufzustellenden 
Etat  ertheilt  werden. 

§73.  Die  Direktion  kann,  wenn  sie.es  vermittelst  einer  Majorität 
von  wenigstens  vier  Stimmen  beschließt,  einzelne  ihrer  Mitglieder 
zur  Besorgung  besonderer  Funktionen  delegiren,  auch  die  deshalb 
erforderlich  scheinenden  Normen  feststellen. 

§ 74.  Kein  von  der  Direktion  vollzogener  Vertrag  und  keine 
von  ihr  gethätigte  Kassen-  und  Fonds-Disposition  ist  für  die  Ge- 
sellschaft verbindlich,  in  so  fern  nicht  der  Spezial-Direktor,  oder 
nicht  andere  denselben  in  Verhinderungsfällen  vertretende  Beamte 
die  Verträge  oder  Ausfertigungen  unterzeichnet  haben. 

Außerdem  wird  in  dieser  Beziehung  Folgendes  bestimmt: 

Wenn  Einwilligungen  oder  Löschung  von  Hypotheken  ertheilt 
werden;  wenn  Immobilien  erworben  oder  veräußert  werden;  wenn 
Schuldtitel  oder  sonstige  Dokumente  von  Werth,  die  auf  den  In- 
haber lauten,  veräußert  oder  übertragen  werden;  wenn  Verträge 
abgeschlossen  werden,  deren  Dauer  oder  Erfüllung  über  zwei  Jahre 
hinausläuft,  oder  deren  Objekt  die  Summe  von  zehntausend  Thalern 
übersteigt,  — so  müssen  die  desfalls  von  der  Direktion  zu  voll- 
ziehenden Urkunden  wenigstens  von  dem  Präsidenten  oder  dem 
Vize-Präsidenten,  oder  von  zwei  Mitgliedern  der  Direktion  unter- 
zeichnet sein. 
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Bei  Objekten  von  geringerem  Belange  genügt  es,  wenn  die 
desfallsigen  Ausfertigungen  von  einem  Direktor  unterzeichnet  werden, 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  Paragraphen  sechsundsiebenzig 
und  siebenundsiebenzig  über  die  den  verantwortlichen  Beamten  zu- 
stehende Unterschrift  für  die  Direktion. 

§ 75.  Die  Mitglieder  der  Direktion  erhalten,  außer  dem  Er-, 
satze  für  Reisekosten  oder  andere  durch  ihre  Funktionen  veranlaßte 
Auslagen,  eine  Entschädigung  für  ihre  Mühwaltung. 

Diese  Entschädigung  soll  in  einer  Tantieme  am  Reingewinne! 
bestehen,  und  kann  im  Ganzen  bis  auf  vier  Prozent  von  demselben! 
festgesetzt  werden. 

Die  Festsetzung  erfolgt  auf  den  Antrag  des  Administrations- 
Rathes  von  der  General-Versammlung.  Der  erstere  setzt  die  Norm 
fest,  nach  welcher  die  Vertheilung  unter  die  Mitglieder  der  Direktion 
Statt  finden  soll,  unter  Berücksichtigung  der  speziellen  Funktionen 
und  der  besondern  Mühwaltung  der  einzelnen  Mitglieder. 

So  lange  die  Benutzung  der  Eisenbahn,  mithin  die  Erzielung 
eines  Reingewinnes,  nicht  eingetreten  ist,  und  in  dem  möglichen 
Falle,  daß  dies  auch  später  Vorkommen  möchte,  kann  der  Ad- 
ministrations-Rath eine  Entschädigung  für  die  Mitglieder  der  Direk- 
tion bis  zum  Gesammt-Betrage  von  dreitausend  Thalern  jährlich 
gewähren,  bei  deren  Vertheilung  unter  die  Mitglieder  die  obige 
Bestimmung  zu  befolgen  bleibt. 

Titel  VIII. 

Die  höheren,  besoldeten  Beamten  der  Gesellschaft. 

§ 76.  Zur  speziellen  Führung  der  Geschäfte  nach  den  Be- 
schlüssen der  Direktion  wird  ein  Spezial-Direktor  angestellt,  welcher 
bei  derselben  eine  berathende  Stimme  hat.  Er  ist  der  erste  Be- 
amte der  Gesellschaft.  Bei  jeder  von  der  Direktion  ressortirenden 
Beamten-Anstellung  wird  er  vorgängig  gehört. 

Der  Spezial-Direktor  unterzeichnet,  vorbehaltlich  der  im  Para- 
graphen vierundsiebenzig  enthaltenen  Bestimmung,  Namens  der 
Direktion,  ohne  daß  es  der  Mitunterschrift  eines  Direktors  bedürfte, 
für  die  laufenden  Geschäfte,  welche  als  Ausführung  der  bereits 
getroffenen  Einrichtungen  oder  gefaßten  Beschlüsse,  oder  abge- 
schlossenen Verträge  zu  betrachten  sind;  doch  soll  seine  Unter- 
schrift bei  Verfügungen  über  die  Fonds  der  Gesellschaft  oder  für 
Rechnung  der  letztem  auf  Banquiers  oder  auf  Namen  lautenden 
Schuldtiteln  allein  nicht  ausreichen,  wenn  die  Summe  zweitausend 
Thaler  übersteigt. 


464 


Anlage  I. 


Auch  soll  der  Administrations-Rath  mit  Majorität  von  fünf- 
zehn Stimmen  diese  Summe  bis  auf  fünftausend  Thaler  erhöhen 
können. 

Der  Administrations-Rath  bestimmt,  ob  der  Spezial-Direktor 
eine  Kaution  leisten  soll. 

Die  Besoldung  des  Spezial-Direktors  soll  zum  Theil  in  einer 
Tantieme  vom  Reingewinne  bestehen. 

§ 77.  Zur  Stellvertretung  des  Spezial-Direktors  kann  ein,  oder 
es  können  mehrere  Beamte  angestellt  werden. 

§ 78.  Die  in  diesem  Paragraphen  genannten  höhern  Beamten 
müssen  vor  ihrer  Anstellung  in  die  Hände  der  Direktion  auf  Ehre, 
Pflicht  und  Gewissen  geloben  und  sich  schriftlich  verpflichten: 

a)  weder  direkt  noch  indirekt  Handelsgeschäfte  oder  Handels- 
Spekulationen  zu  betreiben; 

b)  ihre  Meinung  oder  ihre  Anträge  bei  Verwaltung  ihrer 
Stelle  einzig  und  allein  im  wahren  Interesse  dieser  Gesell- 
schaft abzugeben; 

c)  keine  Funktion  in  irgend  einer  Kommunal- Verwaltung, 
welcher  Art  sie  auch  sein  möge,  anzunehmen,  respective 
beizubehalten,  es  sei  denn,  daß  das  Gesetz  zur  Annahme 
oder  Beibehaltung  unbedingt  verpflichte; 

d)  nicht  Theil  zu  nehmen  an  Kommissionen  zur  Berathüng 
von  Kommunal-Interessen,  als  allein  im  Aufträge  der  Direk- 
tion zur  Wahrnehmung  der  Interessen  der  Gesellschaft ; 

e)  nicht  Theil  zu  nehmen  an  der  Verwaltung  anderer  Institute 
oder  anonymer  Gesellschaften. 

Die  also  eingegangene  Verpflichtung  ist  für  die  ganze  Dauer 
der  Anstellung  verbindlich. 

Nach  fünfzehn  Jahren  kann  der  Verwaltungs-Rath,  jedoch 
nur  mit  einer  aus  wenigstens  dreizehn  Mitgliedern  bestehenden 
Majorität,  auf  den  Antrag  der  Direktion,  Ausnahmen  oder  Modi- 
fikationen von  den  vorstehenden  Verpflichtungen  in  besondern  Fällen 
gestatten. 

§ 79.  Welches  auch  die  Bestimmungen  der  Verträge  über 
die  Anstellung  der  in  diesem  Titel  bezeichneten  Beamten  sein  mögen, 
so  verbleibt  der  Direktion  das  Recht,  dieselben  vermittelst  eines 
einstimmig  von  sechs  Mitgliedern  der  Direktion  gefaßten  Beschlusses, 
wegen  Dienstvergehens,  Fahrlässigkeit  und  aus  moralischen  Gründen 
von  ihren  Amtsverrichtungen  zu  suspendiren,  auch  auf  ihre  Ent- 
lassung bei  dem  Administrations-Rathe  anzutragen. 

Die  Entlassung  wird  von  dem  Administrations-Rathe,  nach- 
dem der  Beamte,  in  so  fern  er  sich  nicht  entfernt  hat,  zur  Ver- 
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theidigung  aufgefordert  worden  ist,  ausgesprochen,  wenn  wenigstens 
achtzehn  Mitglieder  jenes  Rathes  dem  desfallsigen  Beschlüsse  bei- 
stimmen. 

Eine  solchergestalt  ausgesprochene  Entlassung  des  Beamten 
hat  zur  Folge,  daß  alle  demselben  vertragsmäßig  gewährten  An- 
sprüche an  die  Gesellschaft  für  Besoldung,  Antheil  am  Rheingewinn, 
Entschädigungen,  Gratifikationen  oder  andere  Vortheile  von  selbst 
erlöschen. 

Titel  IX. 

Die  untern  Beamten  und  Agenten  der  Gesellschaft. 

§ 80.  Die  untern  Beamten  oder  Angestellten  sind,  falls  solche 
nicht  auf  jederzeitigen  Widerruf  angenommen  sind,  den  im  Para- 
graphen neunundsiebenzig  enthaltenen  Bestimmungen  unterworfen, 
mit  der  Modifikation,  daß  ihre  Suspendirung  von  den  einschlägigen 
höheren  Beamten,  ihre  Absetzung  von  der  Direktion  vermittelst 
eines  von  wenigstens  fünf  Mitgliedern  einstimmig  gefaßten  Be- 
schlusses erfolgen  kann. 

Unter  den  vorstehend  angeführten  höheren  Beamten  sind  auch 
die  obern  technischen  Beamten  oder  Angestellten  zu  verstehen. 

§ 81.  Die  im  Paragraphen  achtzig  enthaltenen  Bestimmungen 
sollen  auch  auf  die  Agenten  zur  Wahrnehmung  der  Polizei  auf 
der  Eisenbahn  und  bei  den  damit  verbundenen  Transporten  an- 
wendbar sein. 


Dritter  Abschnitt,  als  Anhang. 

Transitorische  Verfügungen, 

betreffend  die  einstweilige  Verwaltung  bis  zur  Aus-, 
fertigung  der  Konzessions-Urkunde,  resp.  der  Aller- 
höchstenBestätigungdieseranonymenGesellschaft. 

§ 82.  Zur  Vertretung  der  Interessen  sämmtlicher  Theilnehmer 
bis  zur  Ausfertigung  der  Allerhöchsten  Bestätigung  soll  eine  Ver- 
waltung gebildet  werden. 

Diese  Verwaltung  besteht  aus  Direktion  und  Administrations- 
Rath  gerade  so,  wie  im  zweiten  Abschnitt  der  Statuten  es  vorge- 
schrieben ist. 

§ 83.  Die  Direktion  und  der  Administrations-Rath  werden 
nach  Vollziehung  dieses  Aktes  von  der  General- Versammlung  ge- 
wählt. 

Veröffentlichungen  des  Rhein. -Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  1. 
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Die  in  den  Paragraphen  vierundsiebenzig,  sechsundsiebenzig, 
siebenundsiebenzig  enthaltenen  Vorschriften  über  die  den  verant- 
wortlichen Beamten  zustehenden  Funktionen  bleiben  selbstredend 
bis  zur  geschehenen  Ernennung  dieser  Beamten  außer  Anwendung. 

§ 84.  Hinsichtlich  der  Ausübung  der  Stimmberechtigung  in 
den  General-Versammlungen  soll  keine  in  den  Statuten  desfalls  ent- 
haltene Beschränkung  gelten. 

Es  wird  ausdrücklich  bestimmt,  daß  in  dieser  Hinsicht  jede 
Aktie  für  Eine  Stimme  zähle  und  bei  allen  Beschlüssen  und  Wahlen 
nur  die  absolute  Majorität  der  Stimmen  gelte.  Auch  soll  jeder  Theil- 
haber,  er  möge  bei  der  General-Versammlung  persönlich  erscheinen 
oder  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  werden,  oder  auch 
gar  nicht  dabei  vertreten  gewesen  sein,  durch  die  also  mit  absoluter 
Majorität  gefaßten  Beschlüsse  oder  getroffenen  Wahlen  ver- 
pflichtet sein. 

§ 85.  Alle  durch  diesen  Abschnitt  nicht  abgeänderten  Be- 
stimmungen des  Statutes  über  die  Verrichtungen  und  die  Bildung 
der  Verwaltung,  so  wie  die  Normen  über  die  Art  und  Weise,  in 
welcher  die  verschiedenen  Zweige  der  Verwaltung  fungiren,  sollen 
bis  zur  Vollziehung  der  Allerhöchsten  Bestätigung  der  Gesellschaft 
als  einer  anonymen  gelten. 

§ 86.  Die  Verwaltung  wird  beauftragt  und  bevollmächtigt : 

a)  im  Allgemeinen  das  Interesse  der  Theilnehmer  nach  bester 
Einsicht  wahrzunehmen ; 

b)  alle  Vorarbeiten  und  alle  Einleitungen  zum  Bau  und  zur 
Benutzung  der  Eisenbahn,  so  weit  es  der  Verwaltung  dien- 
lich erscheint,  zu  besorgen  oder  besorgen  zu  lassen; 

c)  alle  damit  verbundenen  Kosten  und  Ausgaben  zu  bestreiten, 
und  Vorschuß  bei  Banquiers  für  Rechnung  sämmtlicher 
Theilhaber  zu  nehmen. 


Anlage  II. 


Regulativ 

über  die  Behandlung  des  Waren-  und  Sach- 
Transports  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  in 
Beziehung  auf  das  Zollwesen. 


Da  die  Rheinische  Eisenbahn  sich  an  die  in  Belgien  von  der 
preußischen  Grenze  auf  Lüttich  und  weiter  führende  Eisenbahn 
unmittelbar  anschließt,  mithin  auf  derselben  die  Beförderung  von 
.Waren  und  Sachen  mit  Überschreitung  der  Zollgrenze  und  inner- 
halb des  Grenzbezirks  stattfindet,  die  Eigentümlichkeit  des  Trans- 
ports auf  Eisenbahnen  jedoch  die  unbedingte  Anwendung  der  bei 
dem  gewöhnlichen  Verkehr  für  Zollabfertigung  und  Kontrolle  be- 
stehenden Vorschriften  nicht  gestattet,  so  werden  über  die  Be- 
handlung des  Waren-  und  Sach-Transports  auf  der  Rheinischen 
Eisenbahn  in  Beziehung  auf  das  Zollwesen  die  nachstehenden  An- 
ordnungen erlassen: 

I,  Allgemeine  Bestimmungen. 

i.  Transportmittel. 

a)  Wie  solche  beschaffen  sein  müssen. 

§ i.  Die  zum  Transport  von  Waren  und  Passagier-Effekten 
auf  der  Eisenbahn  bestimmten  Wagen  müssen  so  eingerichtet  sein, 
daß  dieselben  von  der  Zollbehörde  durch  anzulegende  Schlösser 
leicht  und  sicher  unter  Verschluß  genommen  werden  können. 
Weder  in  diesen  Wagen,  noch  in  den  Lokomotiven  und  den  dazu 
gehörigen  Tendern  dürfen  sich  geheime  oder  schwer  zu  entdeckende, 
zur  Aufnahme  von  Waren  und  Effekten  geeignete  Räume  befinden. 
In  den  Personenwagen  dürfen  besondere  Räume  der  letztern  Art 
überhaupt  nicht  vorhanden  sein.  Die  Güterwagen  sind  mit  einer 
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fortlaufenden  Nummer,  welche  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  anzubringen  ist,  zu  bezeichnen.  Befinden  sich  in  einem  Güter- 
wagen mehrere  von  einander  geschiedene  Abteilungen  (vergl.  § n), 
so  wird  jede  der  letztem  durch  einen  Buchstaben  bezeichnet. 

b)  Deren  Kontrollierung. 

§ 2.  Die  zum  Gütertransport  dienenden  Wagen  müssen,  be- 
vor sie  in  Gebrauch  genommen  werden  dürfen,  dem  Haupt-Zollamt 
in  Aachen,  unter  Angabe  der  Nummer  und  Buchstaben,  mit  welchen 
sie  bezeichnet  sind,  schriftlich  angemeldet  und  behufs  der  Prüfung 
ihrer  Verschluß-Einrichtung  und  Bezeichnung  auf  dem  Bahnhof  zur 
Besichtigung  gestellt  werden.  Gleiche  Anmeldung  muß  stattfinden, 
wenn  Güterwagen  dauernd  außer  Gebrauch  kommen.  Von  den  in 
doppelter  Ausfertigung  einzureichenden  Anzeigen  wird  das  eine 
Exemplar  von  dem  Hauptzollamte,  mit  der  Bescheinigung,  daß  die 
Anmeldung  geschehen  und  gegen  die  Verschluß-Einrichtung  nichts 
zu  erinnern  sei,  versehen  zurückgegeben.  Die  Zollbehörde  kann 
auch  in  jeder  anderen  Zeit  verlangen,  daß  ihr  sowohl  die  Güter- 
wie  die  Personenwagen,  imgleichen  die  Lokomotiven  und  Tender, 
insofern  sie  nicht  gerade  in  Gebrauch  sind,  zur  Besichtigung  ge- 
stellt werden. 

2.  Stationsplätze  und  Haltestellen. 

§ 3.  Von  den  Punkten,  auf  welchen  sich  Stationsplätze  und 
Haltestellen  befinden,  sowie  von  jeder  beabsichtigten  Vermehrung, 
Verminderung  oder  Verlegung  derselben  ist  die  Eisenbahn-Gesell- 
schaft verpflichtet,  dem  Provinzial-Steuer-Direktor  und  dem  Haupt- 
Zollamte  in  Aachen  schriftliche  Anzeige  zu  machen.  Mit  Ausnahme 
der  Fälle  äußerster  Notwendigkeit  dürfen  die  Wagenzüge  auf  der 
ganzen  Bahnstrecke  zwischen  der  Landesgrenze  und  Köln  nur  an 
den  angezeigten  Stationsplätzen  und  Haltestellen  anhalten ; auch 
darf  nur  an  diesen  Plätzen  und  Stellen  etwas  ab-  und  zugeladen 
werden.  Auf  den  Stationsplätzen  in  Herbesthal,  Aachen  und  Köln 
hat  die  Eisenbahn-Gesellschaft  diejenigen  Einrichtungen  zu  treffen, 
welche  erforderlich  sind,  um  während  der  Dauer  der  zollamtlichen 
Abfertigung  den  Zutritt  des  Publikums  zu  den  Räumen,  in  welchen 
dieselbe  stattfindet,  zu  verhindern;  auch  ist  sie  verpflichtet,  auf 
den  oben  genannten  Plätzen  für  geeignete  Räume,  sowohl  zur 
Revision  der  Passagier-Effekten,  als  zur  einstweiligen  Niederlegung 
der  nicht  sofort  zur  Abfertigung  gelangenden  Waren  zu  sorgen. 
Die  zu  dem  letzten  Zwecke  bestimmten  Räume  müssen  verschließ- 
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bar  sein  und  werden  von  der  Zollverwaltung  und  der  Eisenbahn- 
Gesellschaft  gemeinschaftlich  unter  Verschluß  gehalten. 

3.  Transport. 

§ 4.  Diejenigen  Wagenzüge,  mit  welchen  Waren  oder  auch 
(beim  Eingänge  vom  Auslande)  die  noch  nicht  abgefertigten  Effekten 
der  Reisenden  transportiert  werden,  dürfen  sich  auf  der  Eisenbahn 
nur  innerhalb  der  Tageszeit  bewegen;  sie  dürfen  daher  erst  nach1 
Anbruch  des  Tages  resp.  über  die  Grenze  eingehen  und  von  Köln 
abfahren  und  sie  müssen  vor  Eintritt  der  Dunkelheit  eingehend 
in  Köln  und  ausgehend  in  Herbesthal  eintreffen.  Wagenzüge  der 
oben  gedachten  Art  dürfen  zwischen  der  Landesgrenze  und  Köln 
nur  allein  auf  dem  Bahnhof  über  Nacht  verbleiben  und  müssen, 
insofern  dies  geschehen  soll,  vor  Eintritt  der  Dunkelheit  den  ge- 
nannten Bahnhof  erreichen.  Auf  Wagenzügen,  mit  denen  ledig- 
lich Personen  befördert  werden,  welche  entweder  keine  Effekten 
bei  sich  führen,  oder  deren  Effekten  bereits  zollamtlich  abgefertigt 
sind,  finden  diese  Bestimmungen  keine  Anwendung.  Die  Eisen- 
bahn-Gesellschaft ist  verpflichtet,  von  dem  unter  Berücksichtigung 
der  vorstehenden  Maßgaben  festzustellenden  Fahrplane,  imgleichen 
von  jeder  Abänderung  desselben,  bevor  solche  zur  Ausführung 
kommt,  sowohl  dem  Provinzial-Steuer-Direktor,  wie  den  Hauptämtern 
in  Aachen  und  Köln  schriftliche  Mitteilung  zu  machen. 

4.  Abfertigungsstellen. 

§ 5.  Die  Abfertigung  der  auf  der  Eisenbahn  ein-  und  aus- 
gehenden Güter  und  Effekten  geschieht  je  nach  der  Beschaffen- 
heit und  dem  Bestimmungsorte  derselben,  beziehungsweise  bei 
1.  dem  Neben-Zollamte  i.  Klasse  in  Herbesthal,  2.  dem  Haupt- 
Zollamte  in  Aachen,  oder  3.  Haupt-Steueramte  für  ausländische 
Gegenstände  in  Köln,  nach  den  in  den  §§  10—28  dieses  Regulativs 
enthaltenen  näheren  Vorschriften. 

5.  Abfertigungsstunden. 

§ 6.  Die  in  der  Zollordnung  (§§  m u.  112)  festgesetzten 
Geschäftsstunden  werden  für  die  im  § 5 genannten  Ämter  dahin 
erweitert,  daß  die  Abfertigung  der  Passagier-Effekten,  sowie  der 
ankommenden  und  mit  dem  nämlichen  Bahnzuge  weitergehenden 
Güter  gleich  nach  dem  Eintreffen  der  Wagenzüge  zu  jeder  Zeit, 
auch  an  Sonn-  und  Festtagen  bewirkt  werden  muß. 
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6.  Amtlicher  Verschluß. 

§ 7.  Die  Kosten  der  Einrichtung  zu  der,  statt  des  Bleiver- 
schlusses, in  Anwendung  zu  bringenden  Verschließung  der  .Wagen 
und  einzelnen  Wagenräume  mittelst  besonderer  Schlösser,  zu  welchen 
die  Schlüssel  nach  erfolgter  Anlegung  in  den  Händen  der  Zoll- 
beamten bleiben,  hat  die  Eisenbahn-Gesellschaft  zu  tragen. 


7.  Amtliche  Begleitung. 

§ 8.  Findet  die  Begleitung  der  Wagenzüge  durch  Zollbeamte 
statt,  so  muß  den  Begleitern  ein  Platz  auf  einem  der  Wagen  nach 
ihrer  Wahl  und  den  von  der  Begleitung  zurückkehrenden  Beamten 
ein  Sitzplatz  in  einem  Personenwagen  der  mittleren  Klasse  unent- 
geltlich eingeräumt  werden. 


8.  Besondere  Befugnisse  der  oberen  Zollbeamten. 

§ 9.  Diejenigen  Oberbeamten  der  Zoll-Verwaltung,  welche 
mit  der  Kontrolle  des  Verkehrs  auf  der  Eisenbahn  und  den  die 
Abfertigung  desselben  bewirkenden  Zollstellen  speziell  beauftragt 
werden  und  sich  darüber  gegen  die  Angestellten  der  Eisenbahn- 
Gesellschaft  durch  eine  von  dem  Provinzial-Steuer-Direktor  ausge- 
stellte Legitimationskarte  ausweisen,  sind  befugt,  zum  Zwecke  dienst- 
licher Revisionen  oder  Nachforschungen,  die  Wagenzüge  an  den 
Stationsplätzen  und  Haltestellen  solange  zurückzuhalten,  als  die  von 
ihnen  für  nötig  erachtete  und  möglichst  zu  beschleunigende  Amts- 
verrichtung solches  erfordert.  Die  bei  den  Wagenzügen  oder  auf 
den  Stationsplätzen  oder  Haltestellen  anwesenden  Angestellten  der 
Eisenbahn-Gesellschaft  sind  in  solchen  Fällen  verpflichtet,  auf  die 
von  Seiten  der  Zollbeamten  an  sie  ergehende  Aufforderung  bereit- 
willig Auskunft  zu  erteilen  und  Hilfe  zu  leisten.  Nicht  minder  sind 
die  auf  die  bezeichnete  Art  legitimierten  Zollbeamten  befugt,  inner- 
halb der  Tageszeit  alle  auf  den  Stationsplätzen  und  Haltestellen 
vorhandenen  Gebäude  und  Lokalien,  soweit  solche  zu  Zwecken  des 
Eisenbahndienstes  und  nicht  bloß  zu  Wohnungen  benutzt  werden, 
ohne  die  Beobachtung  weiterer  Förmlichkeiten  zu  betreten,  und 
darin  die  von  ihnen  für  nötig  erachteten  Nachforschungen  vorzu- 
nehmen. Jeder  Inhaber  einer  Legitimationskarte  der  erwähnten  Art 
muß  innerhalb  derjenigen  Strecke  der  Eisenbahn,  welche  auf  der 
Karte  bezeichnet  sein  wird,  in  beiderlei  Richtungen  in  einem  Per- 
sonenwagen 2.  Klasse  unentgeltlich  befördert  werden. 
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II.  Besondere  Vorschriften  über  die  Abfertigung. 

A.  Eingang  vom  Auslande. 

1.  Verladung  der  Güter. 

§ 10.  Sämtliche  Frachtgüter  und  Passagier-Effekten,  welche 
auf  der  Eisenbahn  eingehen  sollen,  müssen  schon  im  Auslande  in 
Güterwagen  (§  i)  verladen  werden,  so  daß  sich  bei  Überschreitung 
der  Landesgrenze  in  den  Personenwagen  nur  solche  Kleinigkeiten, 
welche  Reisende  in  der  Hand  oder  sonst  unverpackt  bei  sich  führen, 
und  auf  den  Lokomotiven  und  in  den  dazu  gehörigen  Tendern 
nur  Gegenstände  befinden  dürfen,  welche  die  Angestellten  oder 
Arbeiter  der  Eisenbahn-Gesellschaft  auf  der  Fahrt  selbst  zu  eigenem 
Gebrauche  oder  zu  dienstlichen  Zwecken  nötig  haben.  Eine  Aus- 
nahme hiervon  findet  nur  hinsichtlich  der  auf  der  Eisenbahn  trans- 
portierten Reisewagen  der  mit  dem  nämlichen  Zuge  reisenden  Passa- 
giere dahin  statt,  daß  dieselben  mit  dem  darauf  befindlichen  Ge- 
päcke  eingehen  dürfen.  Güter  und  Effekten,  welche  sich  außer- 
dem in  anderen  als  den  Güterwagen  vorfinden,  werden  als  Gegen- 
stand einer  beabsichtigten  Zoll-Defraude  angesehen. 

§ 11.  Bei  der  Verladung  der  Güter  und  Effekten  müssen 
dieselben  ferner  teils  nach  den  Orten,  wo  deren  zollamtliche  Ab- 
fertigung den  nachfolgenden  Bestimmungen  gemäß  von  dem  Ein- 
bringer begehrt  wird  (Herbesthal,  Aachen  oder  Köln  zu  vergl.  § 5), 
teils  nach  ihrer  Eigenschaft  als  Frachtstücke  oder  als  Passagier- 
gut gesondert  werden.  Demnach  sind  schon  im  Auslande  in  ver- 
schiedenen Wagen  zu  verladen:  i.  für  Herbesthal  a)  diejenigen 
Frachtgüter,  welche  daselbst  nach  den  Vorschriften  der  Zollord- 
nung abgefertigt  werden  sollen;  b)  die  Effekten  der  in  Herbes- 
thal selbst  die  Eisenbahn  verlassenden  Passagiere,  und  c)  die  Ef- 
fekten der  Reisenden,  welche  zwischen  Herbesthal  und  Aachen  ab- 
gehen; 2,  für  Aachen  a)  die  Frachtgüter,  welche  daselbst  zur 
weiteren  Abfertigung  gelangen  sollen;  b)  die  Effekten  der  Passa- 
giere, welche  die  Bahn  verlassen,  und  c)  die  Effekten  der  zwischen 
Aachen  und  Köln  abgehenden  Reisenden;  endlich  3.  für  Köln 
a)  die  Frachtgüter,  welche  zur  dortigen  Abfertigung  bestimmt  sind, 
und  b)  die  Effekten  der  bis  Köln  reisenden  Passagiere.  Sind  die 
für  einen  der  drei  genannten  Orte  bestimmten  Frachtgüter  und 
Passagier-Effekten  nur  in  solcher  Menge  vorhanden,  daß  für  beide 
zusammen  ein  Wagen  ausreicht,  so  kann  die  Aufnahme  derselben 
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in  den  nämlichen  Wagen  stattfinden;  es  muß  jedoch  in  diesem 
Falle  ein  Wagen  gewählt  werden,  in  welchem  sich  mehrere  von- 
einander geschiedene  Abteilungen  befinden,  damit  die  Frachtgüter 
von  den  Passagiereffekten  und  die  letzteren,  je  nachdem  sie  zu  den 
vorstehend  unter  i und  2 mit  b oder  zu  den  mit  c bezeichneten 
gehören,  gesondert  verladen  werden  können. 

2.  Ordnung  der  Wagen. 

§ 12.  Die  einen  Zug  bildenden  Wagen  müssen  so  geordnet 
werden,  daß  1.  sämtliche  vom  Auslande  eingegangenen  Güterwagen 
ohne  Unterbrechung  durch  andere  Wagen  hintereinander  folgen, 
und  2.  die  in  Herbesthal  und  Aachen  zurückbleibenden  Güter- 
wagen an  diesen  Orten  mit  Leichtigkeit  von  dem  Zuge  getrennt 
werden  können. 


3.  Abfertigung  in  Herbesthal. 

a)  Abschließung  des  dazu  bestimmten  Raumes. 

§ 13.  Sobald  ein  Wagenzug  auf  dem  Bahnhofe  angekommen 
ist,  wird  der  Teil  des  letzteren,  in  welchem  der  Zug  anhält,  für 
den  Zutritt  aller  anderen  Personen,  als  der  des  Dienstes  wegen 
anwesenden  Zollbeamten  und  der  Angestellten  der  Eisenbahn-Ge- 
sellschaft abgeschlossen  (vergl.  § 3)  und  der  für  die  mitgekommenen 
Passagiere  bestimmte  und  als  solcher  bezeichnete  Ausgang  aus 
diesem  Raume  unter  die  Aufsicht  der  Zollbehörde  gestellt.  Die 
Zulassung  anderer  Personen,  auch  der-. mit  dem  Wagenzuge  weiter 
reisenden  Passagiere,  zu  dem  abgeschlossenen  Raume  darf  erst  nach 
Beendigung  der  in  den  folgenden  §§  14 — 17  erwähnten  zollamt- 
lichen Verrichtungen  stattfinden. 

b)  Anmeldung  der  Ladung. 

§ 14.  Unmittelbar  nachdem  der  Zug  im  Bahnhofe  zum  Still- 
stände gekommen  ist,  hat  der  Zugführer  oder  der  den  Zug  be- 
gleitende Packmeister  dem  Neben-Zollamte  1.  ein  vollständiges  in 
deutscher  Sprache  verfaßtes,  mit  Datum  und  Unterschrift  versehenes 
Ladungs Verzeichnis,  in  welchem  die  Frachtgüter  nach  Inhalt  der 
Frachtbriefe,  die  Passagiereffekten  aber  summarisch  der  Kollizahl 
nach  aufzuführen  sind,  ferner  2.  einen  Auszug  aus  diesem  Ladungs- 
verzeichnis rücksichtlich  derjenigen  Frachtgüter  und  Passagier- 
Effekten,  für  welche  die  Abfertigung  in  Aachen,  und  3.  einen 
zweiten  Auszug  rücksichtlich  derjenigen  Güter  und  Effekten,  für 


Regulativ  vom  io.  September  1843. 


473 


welche  die  Abfertigung  in  Köln  begehrt  wird,  zu  übergeben.  Als 
Passagier-Effekten  im  Sinne  dieses  Regulativs  werden  nur  diejenigen 
angesehen,  deren  Eigentümer  sich  als  Reisende  in  dem  nämlichen 
Wagenzuge  befinden;  Reise-Effekten,  welche  ohne  gleichzeitige  Be- 
förderung ihres  Eigentümers  auf  der  Bahn  transportiert  werden, 
gehören  zu  dem  Frachtgute.  Poststücke,  welche  unter  Begleitung 
eines  preußischen  Postbeamten  transportiert  werden,  bleiben  von 
der  Aufnahme  in  das  Ladungsverzeichnis  und  die  Auszüge  aus  dem- 
selben ausgeschlossen.  Jedem  der  beiden  unter  2 und  3 bezeich- 
nten Auszüge  sind  die  Frachtbriefe  über  die  darin  auf  geführten 
Waren  und  Güter  beizufügen. 

c)  Revision  der  Personenwagen  etc.  und  Sonderung 
der  zurückbleibenden  und  der  weitergehenden 

Frachtgüter  und  Passagier-Effekten. 

§ 15.  Während  der  Berichtigung  des  Anmeldepunktes  werden 
die  Personenwagen,  Lokomotiven  und  Tender  revidiert  und  die- 
jenigen Frachtgüter  und  Passagier-Effekten,  welche  in  Herbesthal 
nach  den  Vorschriften  der  Zollordnung  abgefertigt  werden  sollen, 
von  dem  mit  dem  nämlichen  Wagenzuge  weitergehenden  gesondert. 

d)  Abfertigung  der  weitergehenden  Güter  und  Ef- 

fekten. 

aa)  Der  Effekten  derjenigen  Reisenden,  welche  die  Bahn  zwischen 

Herbesthal  und  Aachen  verlassen. 

§ 16.  Nachdem  die  Reisenden,  welche  die  Eisenbahn  zwischen 
Herbesthal  und  Aachen  verlassen,  aufgefordert  worden,  die  zoll- 
pflichtigen Gegenstände,  welche  sie  bei  sich  führen,  zu  deklarieren, 
werden  die  Effekten  derselben  revidiert  und  nach  bewirkter  Ver- 
zollung der  Vorgefundenen  zollpflichtigen  Gegenstände  in  freien 
Verkehr  gesetzt.  Finden  sich  bei  einzelnen  Reisenden  zollpflichtige 
Gegenstände  in  solcher  Mannigfaltigkeit  vor,  daß  deren  sofortige 
Abfertigung  mehr  Zeit  erfordern  würde,  als  zum  Verweilen  der 
Wagenzüge  in  Herbesthal  bestimmt  ist,  so  müssen  dergleichen 
Gegenstände  einstweilen  dort  Zurückbleiben,  um  — auf  vorgängige 
Deklaration  des  Reisenden  oder  eines  Beauftragten  desselben  — 
nach  dem  Abgänge  des  Zuges  abgefertigt  und  mit  dem  nächsten 
Wagenzuge  weiter  befördert  zu  werden. 

bb)  Der  übrigen  weitergehenden  Güter  und  Effekten. 

§ 17.  Demnächst  werden  die  Wagen,  in  welchen  sich  die 
zur  Abfertigung  in  Aachen  und  resp.  Köln  bestimmten  Frachtgüter 
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und  Passagier-Effekten  befinden,  und  die  Schlüssel  den  mit  der 
Begleitung  des  Wagenzuges  beauftragten  Zollbeamten  eingehändigt. 
Die  nach  § 14  übergebenen  Auszüge  aus  dem  Ladungsverzeichnisse 
werden  mit  den  dazugehörigen  Frachtbriefen  eingesiegelt,  resp.  an 
das  Haupt-Zollamt  in  Aachen  und  an  das  Haupt-Steueramt  in  Köln 
adressiert  und  nebst  den  vor  dem  Neben-Zollamte  ausgefertigten 
Ansagezetteln  dem  Begleitungsbeamten  zur  Abgabe  an  die  eben 
genannten  beiden  Hauptämter  übergeben. 

e)  Abfertigung  der  in  Herbesthal  zurückgebliebenen 

Güter  und  Effekten. 

§ 18.  Unmittelbar,  nachdem  der  Wagenzug  von  Herbesthal 
abgegangen  ist,  werden  die  Effekten  der  Reisenden,  welche  die 
Eisenbahn  dort  verlassen  haben,  abgefertigt.  Die  in  Herbesthal 
zurückgebliebenen  Frachtgüter  sind  dem  Neben-Zollamte  daselbst 
seitens  der  Eisenbahn-Gesellschaft  durch  einen  dazu  von  ihr  be- 
vollmächtigten Angestellten  nach  den  Vorschriften  der  Zollordnung 
zu  deklarieren,  worauf  die  Abfertigung  nach  eben  diesen  Vor- 
schriften erfolgt.  Sollte  in  einzelnen  Fällen  die  Abfertigung  nicht 
am  nämlichen  Tage  bewirkt  werden  können,  so  werden  die  Güter 
über  Nacht  in  der  unter  Mitverschluß  des  Neben-Zollamts  stehenden 
Niederlage  (§  3)  aufbewahrt. 

4.  Abfertigung  in  Aachen: 

a)  Abschließung  des  dazu  bestimmten  Raumes. 

§ 19.  Gleich  nach  Ankunft  des  Wagenzuges  auf  dem  Bahnhof 
in  Aachen  wird  der  entsprechende  Teil  des  letzteren  abgeschlossen 
und  es  kommen  dabei  die  Bestimmungen  des  § 13  mit  der  Maß- 
gabe in  Anwendung,  daß  die  Wiederzulassung  des  Publikums  zu 
dem  abgeschlossenen  Teile  des  Bahnhofes  erst  nach  Beendigung 
der  §§  20  u.  21  erwähnten  Verrichtungen  geschehen  darf. 

b)  Sonderung  der  zurückbleibenden  und  der  weiter- 
gehenden Frachtgüter  und  Passagier-Effekten. 

§ 20.  Demnächst  werden  die  zur  Abfertigung  in  Aachen  be- 
stimmten Frachtgüter  und  Passagier-Effekten  von  den  mit  dem 
nämlichen  Wagenzuge  weitergehenden  gesondert. 

§ 21.  Sobald  dies  geschehen  ist,  wird  zur  Abfertigung  der 
Effekten  derjenigen  Reisenden,  welche  die  Eisenbahn  zwischen 
Aachen  und  Köln  verlassen,  geschritten,  wobei  die  Bestimmungen 
des  § 16  maßgebend  sind. 
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c)  Abfertigung  der  in  Aachen  zurückgebliebenen 
' Güter  und  Effekten. 

§ 22.  Nachdem  der  Wagenzug  nach  Köln  weitergegangeri 
ist,  werden  zunächst  die  Effekten  der  in  Aachen  zurückgebliebenen 
Passagiere  abgefertigt.  Hinsichtlich  der  daselbst  zurückbehalteneh 
Frachtgüter  ist,  wie  im  § 18  vorgeschrieben,  zu  verfahren. 

5.  Abfertigung  in  Köln. 

§ 23.  Nach  Ankunft  des  Wagenzuges  in  Köln  werden  sofort 
die  Passagier-Effekten  abgefertigt.  Für  die  mitgekommenen  Fracht- 
güter gelten  die  Bestimmungen  des  § 18. 

B.  Ausgang  nach  dem  Auslande. 

1.  Gegenstände,  welche  einem  Ausgangszolle  unterliegen. 

§ 24.  Sollten  Waren,  welche  mit  einem  Ausgangszolle  belegt 
sind,  auf  der  Eisenbahn  nach  dem  Auslande  gesendet  werden,  so 
liegt  dem  Versender  ob,  vor  erfolgender  Übergabe  der  Waren  an 
die  Eisenbahn-Gesellschaft  den  Ausgangszoll  bei  einer  zu  dessen 
Erhebung  befugten  Zoll-  und  Steuerstelle  zu  entrichten.  Die  darüber 
empfangene  Quittung  muß  die  Ware  begleiten  und  beim  Ausgange 
dem  Heben-Zollamte  in  Herbesthal  zur  Vergleichung  mit  der  Ware 
übergeben  werden. 

2.  Waren,  deren  Ausgang  amtlich  zu  erweisen  ist. 

§ 25.  Werden  Waren  ausgeführt,  deren  Ausgang  amtlich  be- 
scheinigt werden  muß,  so  sind  dieselben  in  Köln,  resp.  Aachen 
unter  Aufsicht  der  Zollbehörde  in  die  dazu  bestimmten  verschließ- 
baren Wagenräume  einzuladen  und  letztere  zu  verschließen.  Es 
genügt  sodann,  wenn  auf  der  die  Waren  betreffenden  amtlichen 
Bezettelung  (Begleitschein,  Übergangsschein,  Deklarationsschein), 
welche  dem  begleitenden  Zollbeamten  zu  übergeben  ist,  das  Ein- 
laden der  Waren  und  der  Verschluß  des  Wagens  sowie  der  Ab- 
gang des  letzteren  auf  der  Eisenbahn  resp.  von  dem  Hauptsteuer-; 
amte  in  Köln  oder  dem  Hauptzollamte  in  Aachen,  der  Ausgang  über 
die  Grenze  aber  von  den  Begleitungsbeamten  bescheinigt  wird. 

C.  Transport  im  Inlande. 

1.  Im  Grenzbezirk. 

§ 26.  Während  des  Transportes  von  Gegenständen  auf  der 
Eisenbahn  innerhalb  des  Grenzbezirks  oder  aus  demselben  in  das 
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Binnenland  oder  aus  letzterem  in  den  Grenzbezirk  wird  der  in  der 
Zollordnung  vorgeschriebene  Ausweis  durch  Legitimationsscheine 
nicht  gefordert.  Die  Eisenbahn-Gesellschaft  ist  jedoch  verpflichtet, 
insofern  es  für  nötig  erachtet  und  von  dem  Provinzial-Steuer-Direktor 
angeordnet  wird,  innerhalb  des  Grenzbezirks  Päckereien  und  Be- 
förderungen landeinwärts  entweder  allgemein  oder  von  gewissen 
Personen  und  gegen  eine,  für  jeden  einzelnen  Fall  zu  erteilende 
schriftliche  Erlaubnis  des  namentlich  zu  bezeichnenden  Zollamts 
anzunehmen,  welche  dann  das  Frachtstück  bis  zum  Bestimmungs- 
orte begleitet.  Soweit  Gegenstände,  welche  auf  der  Eisenbahn  be- 
fördert werden,  vor  oder  nach  dem  Transporte  auf  derselben  den 
Grenzbezirk  passieren,  unterliegen  solche  den  allgemeinen  Vor- 
schriften über  die  Transport-Kontrolle. 

2.  Im  Binnenlande. 

§ 27.  Die  Bestimmungen  der  Zollordnung  über  die  Waren- 
Kontrolle  kommen  auch  bei  dem  Verkehr  auf  der  Eisenbahn  zur 
Anwendung. 

3.  Mahl-  und  schlachtsteuerpflichtige  Gegenstände. 

§ 28.  Wenn  in  Köln  oder  Aachen  mahl-  und  schlachtsteuer- 
pflichtige Gegenstände  auf  der  Eisenbahn  eingehen,  unterliegen 
solche  der  für  die  Erhebung  und  Kontrolle  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer in  diesen  Orten  bestehenden  Einrichtungen  und  Anordnungen. 


III.  Strafen. 

§ 29.  Die  Bestimmungen  des  Zoll-  und  Strafgesetzes  vom 
23.  Januar  1838  kommen  auch  bei  dem  Waren-  und  Sachtrans- 
port  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  mit  der  Maßgabe  in  Anwendung, 
daß  wegen  Unrichtigkeiten  in  den  Ladungs-Verzeichnissen  und  den 
Auszügen  aus  denselben  (§  14),  sowie  in  den  namens  der  Eisen- 
bahn-Gesellschaft zu  übergebenden  Zoll-Deklarationen  (§§  18,  22 
und  26)  derjenige  zunächst  in  Anspruch  genommen  wird,  welcher 
jene  Schriftstücke  unterzeichnet  hat.  In  Ansehung  der  mit  den 
Passagier-Effekten  (vergl.  § 14)  begangenen  Defraudationen  oder  Kon- 
traventionen findet  ein  Straf-Anspruch  gegen  die  Angestellten  der 
Eisenbahn-Gesellschaft  nur  in  dem  Falle  statt,  wenn  dieselben  an 
der  Defraude  oder  den  Kontraventionen  teilgenommen  haben.  Für 
die  von  Angestellten  der  Eisenbahn-Gesellschaft  verwirkten  Geld- 
strafen, Zollgefälle  und  Kosten  hat  die  genannte  Gesellschaft  nach 
§ 19  des  vorbezeichneten  Gesetzes  zu  haften.  Für  Geldstrafen,  Zoll- 
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gefalle  und  Kosten,  in  welche  die  auf  der  Eisenbahn  reisenden 
Personen  aus  Veranlassung  der  Effekten,  welche  dieselben  bei  sich 
führen,  verurteilt  werden,  liegt  der  Eisenbahn-Gesellschaft  eine  un- 
mittelbare Vertretungs-Verbindlichkeit  nicht  ob.  Übertretungen  der 
Vorschriften  dieses  Regulativs  werden,  insofern  nicht  nach  den 
Bestimmungen  des  Zoll-Strafgesetzes  eine  härtere  Strafe  verwirkt 
ist,  durch  Ordnungsstrafen  von  1 — io  Taler  geahndet. 

IV.  Vorbehalt  und  Abänderungen. 

§ 30.  Die  Bestimmungen  dieses  Regulativs  sind  nicht  als  un- 
abänderlich zu  betrachten;  es  bleibt  vielmehr  ausdrücklich  Vorbe- 
halten, diejenigen  Modifikationen  derselben  eintreten  zu  lassen, 
welche  die  Erfahrung  über  den  Verkehr  auf  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn als  notwendig  oder  zweckmäßig  ergeben  möchte. 

Berlin,  io.  September  1843. 

Der  General-Direktor  der  Steuern: 
gez.  Kühne. 


Anlage  III. 


Abfertigungs-Reglement 

und 

Bestimmungen  für  den  Personengeld -Tarif 
der  rheinischen  Eisenbahn. 


§ i.  Die  Reisenden  erhalten  den  Zutritt  in  die  Versamm- 
lungslocale der  Stationshäuser  nur  gegen  Vorzeigung  der  ge- 
lösten Fahrzettel.  Die  Versammlungslocale  werden  erst  eine  halbe 
Stunde  vor  jeder  Abfahrt,  nachdem  ein  erstes  Zeichen  durch  Glocken- 
läuten gegeben  worden,  geöffnet. 

§ 2.  Das  zweite  Abfahrtszeichen  erfolgt  ebenfalls  durch  Glocken- 
läuten fünf  bis  zehn  Minuten  vor  der  Abfahrt,  wenn  die  Reisenden 
zum  Einsteigen  in  die  Wagen  zugelassen  werden. 

§ 3.  Bei  dem  dritten  und  letzten  Abfahrtszeichen  werden  die 
Zugänge  der  Wartesäle  geschlossen,  und  es  wird  alsdann  Niemand 
mehr  zum  Mitfahren  zugelassen.  — Die  betreffenden  Beamten  der 
Gesellschaft  öffnen  die  Wagen  und  weisen  den  Reisenden  gegen 
Vorzeigung  oder  Abgabe  ihrer  Zettel  die  Wagenplätze  an,  wobei 
jeder  Mitfahrende  sich  den  Anordnungen  dieser  Beamten  zu  fügen  hat. 

§ 4.  Die  auf  den  Hauptstationen  zu  Köln  und  Aachen  außer- 
halb der  Bahnhöfe  sichtbaren,  so  wie  die  an  den  Expeditions- 
fenstern der  Zwischenstationen  aushangenden  Uhren,  welche  täg- 
lich nach  der  kölner  Postuhr  gestellt  werden,  sind  für  den  Abgang 
der  Züge  und  das  Publicum  maßgebend. 

§ 5.  Auf  den  Zwischenstationen,  wo  nur  ganz  kurze  Zeit  an- 
gehalten wird,  dürfen  die  Reisenden,  falls  sie  nicht  dort  verbleiben, 
nicht  aussteigen,  wenn  sie  das  Recht  der  weitern  Mitfahrt  nicht 
verlieren  wollen.  Auch  muß  das  Auf-  und  Absteigen  bei  diesen 
Stellen  mit  größter  Vorsicht  geschehen. 

§ 6.  Zur  Kenntnißnahme  für  die  an  den  Zwischenstationen 
aufzunehmenden  Passagiere  soll  vor  den  betreffenden  Empfangs- 
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localen  durch  öffentlichen  Anschlag  bekannt  gemacht  werden,  zu 
welcher  Zeit  die  Wagenzüge  frühestens  ankommen.  Wer  nach 
diesem  Zeitpunct  beim  Eintreffen  des  Wagenzuges  nicht  zum  so- 
fortigen Einsteigen  bereit  ist,  verliert  das  Recht  zum  Mitfahren, 
selbst  wenn  er  bereits  einen  Fahrzettel  gelös’t  hat.  Auch  braucht 
der  gezahlte  Betrag  ihm  alsdann  nicht  zurückerstattet  zu  werden. 

§ 7.  Den  Fahrzettel  muß  jeder  Reisende  bei  sich  führen, 
und  ihn  jederzeit  zur  Revision  oder  Abgabe  bereit  halten.  Der 
an  dem  Zettel  befindliche,  zur  Controle  bestimmte  Coupon  darf 
nur  durch  den  Schaffner  getrennt  werden;  Zettel  ohne  Coupon 
sind  beim  Einsteigen  in  die  Wagen  ungültig.  — Der  Fahrzettel 
ist  nur  für  die  darauf  mit  einem  Stempel  bezeichnete  Fahrt  gültig, 
und  der  Empfänger  hat  solchen  gleich  beim  Empfange  zu  prüfen, 
ob  derselbe  auf  die  beabsichtigte  Fahrt  lautet.  Spätere  Reklamationen 
können  nicht  berücksichtigt  werden,  und  bezahltes  Fahrgeld  wird 
nicht  zurückgegeben. 

§ 8.  Versäumte  Abfahrt  begründet  überall  keinen  Anspruch 
irgend  einer  Art.  Eine  durch  besondere  Ereignisse  unterbrochene 
Fahrt  berechtigt  nur  zur  Beförderung  mit  einem  folgenden  Zuge. 

§ 9.  Der  Fahrzettel  ist  beim  Eintritt  in  das  Versamm- 
lungslocal dem  Thürsteher  und  beim  Einsteigen  in  den  Wagen 
den  Schaffnern  vorzuzeigen.  Wer  ohne  Zettel  oder  mit  einem  un- 
richtigen Zettel  befunden  wird,  hat  das  Fahrgeld  auf  die  ganze 
Länge  der  Bahn  für  den  Platz,  auf  welchem  er  sich  befindet,  un- 
bedingt nachzuzahlen.  Nach  Befinden,  insbesondere  bei  Widersetz- 
lichkeit gegen  diese  Anordnung  oder  bei  offenkundiger  betrügerischer 
Absicht,  kann  er  auch  auf  der  Bahn  ausgesetzt  werden. 

§ 10.  Umtausch  eines  Fahrzettels  zu  einer  spätem  Fahrt  kann 
nur  in  erweislichen  Krankheitsfällen  Statt  finden,  wenn  solcher 
vor  der  darauf  bezeichneten  Abfahrtsstunde  vorgezeigt  und  signirt 
wird,  und  wenn  der  Coupon  davon  noch  nicht  abgerissen  ist.  Unter 
letzterer  Bedingung  können  auch  Zettel  für  eine  bessere  Wagen- 
classe  umgetauscht  werden.  Ist  der  Coupon  von  dem  Zettel  vor 
der  Abfahrt  schon  abgerissen,  oder  wünscht  man  von  einer  Zwischen- 
station in  einer  besseren  Classe  weiter  zu  fahren,  so  ist  zu  einem 
Zettel  II.  Classe  noch  ein  Zettel  III.  Classe  zu  nehmen,  um  in  I.  Classe 
fahren  zu  können,  wenn  der  Raum  es  gestattet.  Zu  einem  Zettel 
II.T.  Classe  noch  ein  zweiter  dergleichen  genommen,  berechtigt  zur 
Fahrt  in  der  II.  Classe,  wenn  der  Raum  es  gestattet. 

§ 11.  Kleine  Kinder,  welche  noch  nicht  gehen  können,  also 
im  Arm  getragen  werden  müssen,  sind  frei.  Aeltere  Kinder  unter 
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io  Jahren  können  mit  Zetteln  III.  Classe  in  Wagen  I.  und  II.  Classe 
mitgenommen  werden,  jedoch  ohne  unbedingten  Anspruch  auf 
einen  Sitzplatz,  vielmehr  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung,  daß 
ihre  Angehörigen  sie  zwischen  die  Kniee  oder  auf  den  Schooß 
nehmen  müssen,  wenn  die  Plätze  im  Wagen  alle  verkauft  sind. 
Wer  sich  dieser  Bedingung  nicht  unterwerfen  kann  und  die  Plätze 
sichern  will,  muß  Zettel  I.  und  resp.  II.  Classe  für  die  Kinder 
lösen.  Für  Kinder  unter  io  Jahren  auf  dem  dritten  Platze  werden 
die  halben  Preise  gezahlt. 

§ 12.  In  den  ersten  Wagenclassen  können  zum  Voraus  Ab- 
theilungen zu  8 Personen,  und  in  den  zweiten  Wagenclassen  Ab- 
theilungen zu  io  und  15  Personen  genommen  werden;  außerdem 
ist  aber  das  Voraus-Belegen  von  Plätzen  nirgends  gestattet.  Die 
Zettel  zu  den  Wagen-Abtheilungen  müssen  meistens  2 Stunden 
vor  der  Abfahrt  gelös’t  sein,  damit  die  betreffenden  Plätze  mit 
Bestellzetteln  zeitig  versehen  werden  und  den  Bestellern  für  die 
Fahrt  reservirt  bleiben. 

§ 13.  Auf  den  Anhaltstellen  und  überall,  wo  der  Zudrang 
bei  den  Abfertigungsstellen  bedeutend  ist,  muß  das  bestimmte 
Fahrgeld  in  Bereitschaft  gehalten  werden,  da  zum  Wechseln  größerer 
Geldstücke  keine  Zeit  bleibt,  und  es  hat  sich  Jeder  selbst  zuzu- 
schreiben, wenn  er  durch  Verabsäumung  dieser  nothwendigen  Vor- 
bereitung hintenangesetzt  oder  zurückgelassen  werden  muß. 

§ 14.  Reisegepäck  bis  zu  40  Pfund  Zollgewicht  (20  Kilo- 
gramme) schwer  hat  jeder  Reisende  für  sich  frei.  Für  Ueber- 
gewicht  wird  nach  dem  Satze  von  2 Sgr.  pr.  100  Pfund  Zoll- 
gewicht und  pr.  Meile,  und  von  10  zu  10  Pfund  steigend,  eine 
Taxe  erhoben,  wonach  jedenfalls  der  Groschen-Bruchtheil  für  voll 
gerechnet  und  in  keinem  Falle  unter  zwei  Sgr.  erhoben  wird. 

§ 15.  Das  Gepäck  muß,  mit  dem  Namen  des  Eigenthümers 
und  des  Bestimmungsortes  bezeichnet,  mindestens  eine  halbe  Stunde 
vor  der  Abfahrt  unter  Vorzeigung  des  Fahrzettels  eingeliefert  und 
etwaige  Ueberfracht  berichtigt  sein,  widrigenfalls  der  Reisende  es 
sich  selbst  beizumessen  hat,  wenn  die  Beförderung  unterbleibt. 

§ 16.  Das  Gepäck  wird  in  unbeschränkter  Quantität  in  den 
Gepäck-Expeditionen  übernommen,  und  es  werden  dagegen  sofort, 
wenn  nicht  andere  Uebereinkunft  getroffen,  auf  zwei  Tage  zwischen 
Köln  und  Aachen,  und  auf  drei  Tage  zwischen  Köln  und  der 
belgischen  Gränze  gültige  Scheine  gegen  1 Sgr.  Zettelgeld  ertheilt. 

§ 17.  Nur  kleine,  leicht  tragbare  Gegenstände,  als  kleine 
Nachtsäcke,  Reisetaschen,  gewöhnliche  Männer-Hutschachteln,  Regen- 
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und  Sonnenschirme,  Stöcke  etc.,  welche  unter  den  Sitzbänken  oder 
in  den  Netzen  niedergelegt  werden  können,  dürfen  in  den  Personen- 
wagen mitgenommen  werden. 

§ 18.  Die  Gesellschaft  ist  lediglich  laut  Inhalts  des  Empfang- 
scheines dem  Inhaber  eines  solchen  verbindlich,  weßhalb  letzterer 
sorgfältig  zu  bewahren  ist,  da  das  Gepäck  nur  gegen  Zurückgabe 
des  Scheines,  welche  die  Gesellschaft  von  jedem  weitern  Ansprüche 
befreit,  ausgeliefert  wird.  In  Ermangelung  desselben  ist  der  Reisende 
gehalten,  vor  der  Aushändigung  des  Gepäcks  befriedigende  Legiti- 
mation und  Sicherstellung  zu  geben. 

§ 19.  Der  Inhaber  des  Empfangscheines  kann  beliebig  binnen 
24  Stunden  nach  der  Ankunft  am  Bestimmungsorte  und  in  den 
festgesetzten  Expeditionsstunden  sein  Gepäck  gegen  Zurückgabe  des 
Scheines  abfordern  lassen,  falls  er  die  sofortige  Auslieferung  nicht 
selbst  abwarten  oder  das  Gepäck  nicht  durch  die  verpflichteten 
Kofferträger  der  Gesellschaft  fortschaffen  lassen  will.  Von  Ablauf 
der  24  Stunden  an  ist  für  jedes  Stück  1 Sgr.  Lagergeld  täglich 
zu  entrichten,  und  wird  für  Beschädigung  oder  Verderb  nicht  ge- 
haftet. Mangelhafte  oder  unzureichende  Emballage  hebt  jeden  An- 
spruch wegen  beschädigten  Gepäcks  auf. 

§ 20.  Gepäck,  welches  Flüssigkeiten  und  andere  Gegenstände 
enthält,  die  auf  irgend  eine  Weise  Schaden  verursachen  können, 
darf  zur  Mitnahme  in  Packwagen  nicht  eingeliefert  werden,  widrigen- 
falls der  Eigenthümer  für  allen  an  dem  fremden  Gepäck  und  über- 
haupt entstehenden  Schaden  verantwortlich  ist.  Eben  so  wenig 
dürfen  geladene  Gewehre  in  den  Personenwagen  wie  überhaupt 
mitgenommen  werden. 

§ 21.  Für  den  Transport  eines  Reisewagens  mit  4 Rädern 
ist  1 Thlr.,  für  2 rädrige  Wagen  sind  20  Sgr.  pr.  Meile  nach  dem 
beigefügten  Tarif  in  abgerundeten  Beträgen  zu  erheben.  Die  Reise- 
wagen müssen  wo  möglich  12  Stunden  im  Voraus  angemeldet, 
jedenfalls  aber  1 Stunde  im  Voraus  auf  den  Bahnhof  geschafft 
werden.  — Auf  den  zur  Equipagen-Aufnahme  geeigneten  Zwischen- 
stationen müssen  mitzunehmende  Wagen  am  Tage  vorher  ange- 
kündigt werden.  Die  in  eigenen  Wagen  mitfahrenden  Personen 
haben  Fahrzettel  für  die  II.  Classe,  die  auf  dem  Bocke  sitzenden 
Personen  Fahrzettel  für  die  III.  Classe  zu  lösen. 

§ 22.  Pferde-  und  andere  Viehtransporte  müssen  auf  den 
Hauptstationen  zwei  Stunden,  auf  den  Zwischenstationen  am  Tage 
vorher  angemeldet  und  nach  dem  Tarif  bezahlt  werden.  Die  Fahr- 
taxe ist  daraus  für  jede  Viehgattung  zu  entnehmen.  — Die  zur 
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Beaufsichtigung  mitreisenden  Personen  haben  Fahrzettel  zu  lösen. 
— Pferde  und  andere  Thiere  werden  ohne  Beaufsichtigungs-Personal 
nicht  befördert. 

§ 23.  Bestellungen  auf  Viehtransporte  können  nur  gegen 
Vorausbezahlung  und  unter  der  Bedingung  angenommen  werden, 
daß  die  Fracht  für  jede  Meile  wenigstens  1 Thlr.  betrage;  die 
ausnahmsweise  Mitnahme  einzelner  Stücke  Vieh  hängt  davon  ab, 
ob  paßlicher  Platz  vorhanden  ist,  und  kann  deßhalb  im  Voraus 
nicht  zugesichert  werden.  Die  zur  Befestigung  der  Thiere  jeder 
Art  erforderlichen  Mittel  haben  die  Eigenthümer  derselben  selbst 
zu  beschaffen  und  sich  auch  von  der  sichern  Anlegung  der  Thiere 
zu  überzeugen,  indem  die  Gesellschaft  keine  Entschädigung  für 
entsprungene  oder  beschädigte  Thiere  gewährt. 

§ 24.  Hunde  dürfen  nicht  in  die  Personenwagen,  können  aber 
in  besonderen  Behältnissen  gegen  eine  Fahrtaxe  von  1 Sgr.  pr. 
Meile  mitgenommen  werden.  Sie  dürfen  in  die  Bahnhöfe  nicht 
anders  als  festgebunden  und  an  der  Hand  geführt  gelangen. 

§ 25.  Alles  Gepäck,  welches  Reisende  mit  sich  führen,  wird 
unentgeltlich  auf  Kosten  der  Gesellschaft  von  den  Vorhöfen  der 
Personenstationen  in  die  Bagagewagen  und  aus  den  Bagagewagen 
in  die  Vorhöfe  geschafft.  Es  bleibt  daher  auch  allen  andern  Dienern, 
Aufwärtern  oder  Trägern  der  Eingang  in  die  Bahnhöfe  untersagt, 
es  sei  denn,  daß  sie  Reisezettel  gelös’t  hätten.  Für  die  zur  Weg- 
schaffung der  Personen  und  des  Gepäcks  von  den  Vorhöfen  der 
Personenstationen  bis  in  die  Städte  Köln,  Aachen,  Düren  und  Esch- 
weiler  nach  den  Bestimmungsorten  zu  machenden  Fahrten  und 
Gänge  sollen  die  Fuhrtaxen  und  Kofferträgerlöhne  nach  bestimmten 
Sätzen  regulirt  werden,  und  es  kann  davon  bei  jeder  Abfertigungs- 
stelle, wo  der  diesfalls  ige  Tarif  angeschlagen  sein  wird,  Kenntniß 
genommen  werden.  — Die  die  Taxen  übersteigenden  Anforderungen 
der  Führer  und  Träger  ersucht  man  zur  Anzeige  zu  bringen. 

§ 26.  Das  Tabakrauchen  in  der  ersten  Wagenclasse  ist  unter 
keiner  Bedingung  erlaubt;  auch  in  der  zweiten  Wagenclasse  ist 
es  nur  in  den  dazu  bestimmten  und  von  außen  dafür  bezeichneten 
ganzen  Wagen  oder  Abtheilungen  von  Wagen  gestattet.  Die  Pfeifen 
müssen  indessen  mit  Deckeln  versehen  sein. 

§ 27.  Keinem  Beamten,  Diener  oder  Arbeiter  der  Gesell- 
schaft ist  es  erlaubt,  Geschenke  anzunehmen,  und  es  wird  Jeder 
ersucht,  im  Falle  einer  an  ihn  gerichteten  unerlaubten  Forderung 
von  derselben  bei  der  nächsten  Abfertigungsstelle  oder  an  einen 
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Vorgesetzten  unter  Angabe  der  Nummer  des  Kappenschildes  des 
Fordernden  Anzeige  zu  machen. 

§ 28.  Um  Beschwerden  und  Klagen  der  Reisenden,  sowohl 
über  das  Personal,  als  über  Gegenstände  irgend  einer  Art  zu  er- 
fahren, und  nach  Möglichkeit  den  Wünschen  des  Publicums  ent- 
sprechen zu  können,  sind  in  jedem  Expeditionslocal  Bücher  ausge- 
legt, in  welche  alle  etwaigen  Beschwerden,  unter  Angabe  des 
Namens  des  Beschwerdeführenden,  eingetragen  werden  können;  nur 
kann  dieserhalb  der  Aufenthalt  der  Wagenzüge  nicht  über  die 
Abfahrtszeit  hinaus  verlängert  werden. 

Köln,  den  16.  August  1841. 

Die  Direction  der  rheinischen  Eisenbahn-Gesellschaft. 
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Vorläufiger  Fahrplan 

für  die  Personen-Züge  auf  der  Rheinischen 
Eisenbahn  während  der  Herbst-Monate  1841. 


Fahrten  in  der  Richtung  von 
Aachen. 

Köln 

nach 

Fahrten  in  der  Richtung  von  Aachen  nach 
Köln. 

Die  Abfahrt 

erfolgt 

Die  Abfahrt 

erfolgt 

Vor- 

Nach- 

Vor- 

Nach- 

von  der 

mit- 

mit- 

von  der 

mit- 

mit- 

tags 

tags 

tags 

tags 

Uhr 

Uhr 

Uhr 

Uhr 

Haupt-Station  . . 

Köln 

8 

32 

Haupt-Station  . . 

Aachen  . . . 

81 

04 

Anhalte-Stelle  . . 

Müngersdorf. 

H 

3f 

Anhalte-Stelle  . . 

Nirm 

8t 

4 

Zwischen-Station . 

Königsdorf  . 

H 

4 

Zwischen-Station 

Stolberg.  . . 

81 

4 

Desgl 

Horrem  . . . 

8! 

4 

Desgl 

Eschweiler  . 

8t 

4i 

Anhalte-Stelle  . . 

Dorsfeld . . . 

9 

4 h 

Desgl 

Langerwehe 

9l 

4t 

Desgl 

Buir 

9i 

4t 

Haupt-Station  . . 

Düren  .... 

9t 

5t 

Desgl 

Merzenich  . . 

9h 

5 

Anhalte-Stelle  . . 

Merzenich  . . 

9t 

5l 

Haupt-Station  . . 

Düren  .... 

9i 

5i 

Desgl 

Buir 

10 

5t 

Zwischen-Station . 

Langerwehe 

10 

52 

Desgl 

Dorsfeld  . . . 

10t 

5t 

Desgl 

Eschweiler  . 

I°2 

6 

Zwischen-Station 

Horrem  . . . 

10t 

5t 

Desgl 

Stoib  erg  . . 

i°t 

61 

Desgl 

Königsdorf  . 

10! 

6 

Anhalte-Stelle  . . 

Nirm 

I°f 

64 

Anhalte-Stelle  . . 

Müngersdorf 

10t 

61 

. Ankunft  in  Aachen 

II 

61 

Ankunft  in  Köln  ....... 

II 

61 

An  den  Zwischen-Stationen  zu  Königsdorf  und  Horrem  sind 
bequeme  Personenwagen  aufgestellt,  welche  gleich  nach  Ankunft 
der  Bahnzüge  nach  Bergheim  abgehen  und  die  Person  nebst  Effecten 
für  6 Silbergroschen  befördern.  Diese  Wagen  fahren  regelmäßig 
Morgens  um  7 und  9 Uhr,  und  Nachmittags  um  2 und  4V2  Uhr 
von  Bergheim  nach  Horrem  und  Königsdorf. 

Desgleichen  finden  sich  an  der  Zwischen-Station  bei  Esch- 
weiler Personenwagen  aufgestellt,  welche  die  daselbst  von  der  Bahn 
abgehenden  Passagiere  für  21/2  Silbergroschen  nach  Eschweiler 
führen,  und  für  denselben  Preis  die  Personen  von  Eschweiler  nach 
der  Station  befördern. 
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An  den  Haupt-Stationen  zu  Köln,  Aachen  und  Düren  bestehen 
ebenfalls  Localwagen  zur  Beförderung  der  Passagiere  zwischen  den 
Bahnhöfen  und  den  Städten.  Die  Reglements  und  Tarife  dieser 
Unternehmungen  werden  auf  den  Stationen  angeheftet. 


MT  Das  Publicum  wird  auf  die  pünctliche  Beachtung  des  § 15 
des  vorstehend  abgedruckten  Abfertigungs-Reglements  aufmerksam 
gemacht,  wonach  das  Gepäck,  mit  dem  Namen  des  Eigentümers 
und  des  Bestimmungsortes  bezeichnet,  spätestens  eine  halbe  Stunde 
vor  der  Abfahrt  unter  Vorzeigung  des  Fahrzettels  eingeliefert  und 
etwanige  Ueberfracht  berichtigt  sein  muß,  und  übernimmt  die  Ver-. 
waltung,  im  Fall  dieser  Bestimmung  nicht  pünctlich  nachgekommen 
worden  ist,  keine  Verbindlichkeit,  wenn  die  Absendung  des  Ge-: 
päckes  mit  der  betreffenden  Fahrt  unterbleibt. 

Die  Direction  der  Rheinischen  Eisenbahn-Gesellschaft. 


Anlage  IV. 


Provisorisches  Reglement 

für  den  Güter-Transport  auf  der  Rheinischen  Eisen- 
bahn. 


Für  die  vom  Anfang  Dezember  d.  J.  an  beabsichtigte  Trans- 
port-Uebernahme  von  Gütern  und  kleinen  Paketen  auf  der  Rheini- 
schen Eisenbahn  zwischen  Köln  und  Aachen  mit  den  Personen- 
Zügen,  in  so  weit  die  vorhandenen  Transportmittel  und  die  bisher 
getroffenen  Bahnhofs-Einrichtungen  solches  gestatten,  gelten  nach- 
stehende Vorschriften : 


I.  Classification. 

i.  Die  aufzunehmenden  und  von  Bahnhof  zu  Bahnhof  zu  trans- 
portirenden  Güter  zerfallen  in: 

Eilgüter 

nach  dem  hier  nachfolgenden  Tarif  A. 

Handelsgüter 

nach  dem  nachfolgenden  Tarif  B. 

Rohe  Produkte, 

als : rohes  und  Stab-Eisen,  Schienen,  rohe  Metalle,  Kalkstein,  Schiefer, 
Hausteine,  Holz  (mit  Ausnahme  der  Langhölzer  von  mehr  als 
12  Fuß),  Getreide,  Kartoffeln,  Obst,  Oelsamen,  Mauer-  und  Dach- 
ziegel und  dergleichen  Gegenstände  von  geringerem  Werthe,  nach, 
dem  hier  beifolgenden  Tarif  C. 

Steinkohlen  und  Gries 

nach  dem  nachfolgenden  Tarif  D. 
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II.  Spezielle  Bestimmungen. 

a)  Das  Eilgut  betreffend. 

2.  Die  Beförderung  von  kleinen  Paketen  und  Waaren  oder 
des  sogenannten  Eilguts  erfolgt  regelmäßig  und  täglich  mit  jedem 
Personen-Zuge  in  wohlverschlossenen  Güterwagen,  und  zwar  sowohl 
zwischen  Köln  und  Aachen  und  umgekehrt,  als  auch  nach  und 
von  den  Zwischen-Stationen  gegen  die  nach  unserm  Abfertigungs- 
Reglement  vom  16.  August  c.  bekannt  gemachte  Gepäck-Ueber- 
gewichts-Taxe  von  2 Sgr.  pr.  50  Kilogr.  (100  Pfund  Zollgewicht) 
und  pr.  Meile,  und  von  5 zu  5 Kilogr.  (10  Pfund  Zollgewicht) 
steigend,  mit  der  Modifikation  jedoch,  daß  in  keinem  Falle  unter 
3 Sgr.  erhoben  wird. 

3.  Eine  jede  Gewichts-Menge  in  einzelnen  Kollis  von  über 
1 Kilogr.  (2  Pfund  Zollgewicht)  wird  angenommen,  und  es  geschehen 
die  Ein-  und  Ausladungen  auf  Kosten  und  Gefahr  der  Rheinischen 
Eisenbahn-Gesellschaft. 

4.  Die  Berechnung  bei  der  Gewichts-Annahme  erfolgt  von  5 
zu  5 Kilogr.  (10  Pfund  Zollgewicht)  steigend,  dergestalt,  daß  Alles, 
was  über  Ein  Pfund  (V2  Kilogr.)  über  eine  Gewichtsstufe  hinaus- 
gehend, wiegt,  zur  folgenden  Stufe  geschlagen  und  diese  für  voll 
angenommen  wird,  mithin  zahlen : 

11  Pfund  wie  20  Pfund, 

21  Pfund  wie  30  Pfund  u.  s.  w. 

Ist  das  Pfund  über  die  Abstufungszahl  nicht  voll,  so  wird 
solches  unbeachtet  gelassen. 

5.  Die  Absendung  der  Eilgüter  erfolgt  für  die  Vormittags  auf- 
gegebenen Stücke  am  selbigen  Tage  Nachmittags,  — für  die  Nach- 
mittags aufgegebenen  aber  mit  dem  Personen-Zuge  des  folgenden 
Morgens. 

b)  Die  Handelsgüter  betreffend. 

6)  Für  Handelsgüter  gilt  der  hier  beigefügte  Tarif  sub  B, 
und  es  können  solche  einstweilen  nur  zu  Aachen,  Köln  und  Düren, 
jedoch  für  die  Bestimmung  nach  sämmtlichen  Haupt-  und  Neben- 
Stationen,  mit  Ausnahme  der  Anhaltestellen  in  dem  Maße,  welches 
die  bestehenden  Einrichtungen  gestatten,  und  zwar  nach  der  Reihen- 
folge der  Anmeldungen,  zum  Transport  angenommen  werden. 

7.  Unter  einem  Zentner  (50  Kilogr.)  auf  ein  Mal  wird  zu  den 
Sätzen  des  Tarifs  B zum  Transport  nicht  übernommen;  auch  dürfen 
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Güter-Ladungen  von  io  Zentnern  und  mehr  nicht  früher  zur  Ver- 
ladung auf  die  Bahnhöfe  herbeigeschafft  werden,  als  darüber  von 
Seiten  des  Bahnhof-Inspektors  Bestimmung  getroffen  worden. 

8.  Die  mit  dem  Morgenszuge  ankommenden  Güter  müssen 
desselben  Tages  Nachmittags  bis  5 Uhr  von  den  betreffenden  Em- 
pfängern vom  Bahnhofe  abgeholt  werden;  diejenigen  Güter  aber, 
welche  mit  dem  Nachmittagszuge  eintreffen,  müssen  des  andern 
Morgens  mindestens  bis  10  Uhr  vom  Bahnhofe  abgeholt  sein, 
widrigenfalls  die  Güter  für  ihre  Rechnung  und  Gefahr  abgelagert 
werden. 

9.  Die  Berechnung  für  die  Gewichtsannahme  erfolgt  von  5 
zu  5 Kilogr.  (10  Pfund  Zollgewicht)  steigend,  wie  ad  4 für  Eil- 
gut vorgeschrieben  ist. 

10.  Das  Auf-  und  Abladen  dieser  Güter  auf  die  und  von 
den  Eisenbahn-Transport-Wagen  geschieht  durch  die  Bahnhofs- 
Arbeiter  der  Eisenbahn-Verwaltung. 

Hinsichtlich  der  Absendung  wird  der  Transport  dieser  Güter 
nicht  als  Eilgut  behandelt,  erfolgt  jedoch  innerhalb  zwei  Tagen,  je 
nachdem  die  übrigen  Transportkräfte  der  Züge  solches  gestatten. 


c)  Die  rohen  Produkte  betreffend. 

1 1 . Die  Aufnahme  der  rohen  Produkte  nach  dem  Tarife  C er- 
folgt einstweilen  hauptsächlich  nur  auf  den  drei  Haupt-Stationen 
Köln,  Aachen  und  Düren,  jedoch  zur  Ablieferung  auf  sämmtliche 
Haupt-  und  Neben-Stationen,  mit  Ausnahme  der  Anhaltestellen. 

Sollten  rohe  Produkte  auf  Zwischen-Stationen  in  ganzen 
Ladungen  von  70  Zentnern  auf  ein  Mal  zur  Versendung  ange- 
meldet werden,  so  muß  solches  wenigstens  zwei  Tage  im  Voraus 
geschehen,  um,  in  so  fern  es  zulässig  ist,  die  nöthigen  Wagen 
dahin  .zu  schaffen. 

12.  Auf  den  vorgenannten  drei  Haupt-Stationen  werden  deren 
nicht  unter  30  Zentnern  (1500  Kilogr.)  auf  einmal  angenommen. 

Die  betreffenden  Gegenstände  müssen  durch  die  Fuhrleute  oder 
Arbeiter  der  Absender  und  Empfänger,  mit  Hülfe  der  Arbeiter 
der  Eisenbahn-Verwaltung,  auf-  und  abgeladen  werden. 

Hinsichtlich  der  Absendung  dieser  Güter  wird  nach  denselben 
Grundsätzen,  als  zu  10  wegen  der  Handelsgüter  bestimmt  worden, 
verfahren. 

13.  Bei  der  Berechnung  der  Gewichtsgrößen  werden  nur  ganze 
Zentner  (50  Kilogr.)  dergestalt  angenommen,  daß  alle  Gewichts- 
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theile  unter  1/2  Zentner  (25  Kilogr.)  nicht,  — diejenigen  von  und 
über  1/2  Zentner  aber  für  einen  vollen  Zentner  gerechnet  werden. 

d)  Kohlen  und  Gries  betreffend. 

14.  Was  die  Beförderung  von  Kohlen  und  Gries  nach  Tarif  D 
anbelangt,  so  findet  die  Aufnahme  dieses  Produkts  nur  zu  Köln, 
Aachen  und  Eschweiler,  jedoch  nach  allen  Haupt-  und  Zwischen- 
Stationen  — mit  Ausnahme  der  Anhaltestellen  — gehend,  Statt. 

15.  Die  Aufnahme  der  Kohlen  und  des  Grieses  geschieht  nur 
in  ganzen  Ladungen  von  mindestens  70  Zentnern;  dabei  wird  ange-. 
nommen,  daß  ein  Scheffel  Kohlen  und  Gries,  oder  Gries  allein, 
einem  Zentner  oder  50  Kilogr.  gleich  sei.  Auch  werden  nur  ganze 
Zentner  oder  Scheffel  geladen  und  berechnet. 

16.  Die  Ein-  und  Ausladung  der  Kohlen  und  des  Grieses, 
in  die  und  aus  den  dazu  bestimmten  Transportwagen,  muß  auf 
Gefahr  und  Kosten  der  Absender  und  Empfänger,  jedoch  immer, 
unter  Aufsicht  der  Eisenbahn-Verwaltung  erfolgen. 

III.  Allgemeine  Bestimmungen. 

17.  Bedingung  der  Aufnahme  von  Gütern  zum  Transport  auf 
sämmtlichen  dazu  befugten  Abfertigungsstellen  ist  überall: 

a)  Die  Beifügung  eines  Frachtbriefes,  in  welchem  der  Name 
und  Wohnsitz  des  Absenders  und  Empfängers,  die  Angabe 
des  Gegenstandes  der  Sendung,  die  Zahl  der  Kolli,  das 
Brutto-Gewicht  und  die  Marke  eines  jeden  Kollo,  Datum 
der  Ausstellung  und  der  Aufgabe  enthalten  sein  muß. 

Der  Versender  ist  berechtigt,  die  Bescheinigung  eines  Duplikats 
zu  verlangen. 

b)  Die  Beifügung  einer  besondern  schriftlichen  Deklaration 
für  Gegenstände,  welche  der  Waaren-Transport-Kontrole  im 
Innern,  so  wie  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  bei  Ein- 
führung in  die  Städte  Köln  und  Aachen  gesetzlich  unter- 
worfen sind. 

c)  Eine  solide  Verpackung  und  Emballage  der  Kolli,  welche, 
wenn  erstere  von  den  Abfertigungs-Beamten  an  denselben 
unzureichend  befunden  werden,  zur  Mitnahme  refusirt 
werden  können. 

d)  Ausschluß  leicht  feuerfangender  oder  korrosiver  Gegen- 
stände. 

Alle  in  einem  Frachtbriefe  enthaltenen  Gegenstände  bilden 
eine  Abfertigungs-Position,  Behufs  Berechnung  der  Frachtsätze. 
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18.  Solche  Gegenstände,  welche  (ad  17  b)  der  Transportsteuer- 
Kontrole  im  Innern  nach  § 93  der  Zollordnung  vom  23.  Januar 
1838  oder  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer-Kontrole  unterworfen  sind, 
übernimmt  die  Verwaltung  der  Rheinischen  Eisenbahn-Gesellschaft 
nur  auf  Gefahr  und  Kosten  der  Absender  für  die  Richtigkeit  der 
besonders  beizufügenden  Transport-Deklaration.  Die  etwaige  An- 
meldung oder  Versteuerung  solcher  Gegenstände  am  Orte  der  Ab- 
sendung und  der  Bestimmung  bleibt  lediglich  Sache  der  Versender 
und  Abnehmer,  und  es  vertritt  die  Eisenbahn- Verwaltung  in  dieser 
Beziehung  keinerlei  Mängel. 

19.  Die  Rheinische  Eisenbahn-Gesellschaft  haftet  bei  allen  mit 
Frachtbriefen  unter  Beobachtung  der  vor-  und  nachstehenden  Vor- 
schriften ihr  zur  Beförderung  auf  der  Eisenbahn  zwischen  Köln 
und  Aachen  übergebenen  Gütern  für  die  äußerlich  wohlbeschaffene 
Lieferung  nach  Gewicht,  und  für  äußerliche  Beschädigungen  jeder 
Art,  von  der  Uebernahme  an  bis  zur  Ablieferung  auf  den  Bahn- 
höfen, berücksichtigt  jedoch  in  keiner  Weise  den  Inhalt  der  Kolli 
und  keine  nachträgliche  Reklamationen,  wie  der  Frachtbrief  auch' 
lauten  möge. 

20.  Frachtvorschuß  oder  Nachnahme  wird  einstweilen  ohne 
Provision,  jedoch  nur  nach  Befinden  geleistet,  oder  auf  solche 
Güter,  welche  die  nöthige  Sicherheit  gewähren. 

21.  Die  Annahme  und  Ausgabe  sämmtlicher  Güter,  so  wie 
auch  der  kleinen  Pakete  erfolgt  auf  den  Bahnhöfen  zu  Köln  und 
Aachen  in  den  Stunden  von 

8V2  Uhr  bis  12  Uhr  Vormittags, 
und  von  3 Uhr  bis  5 1/2  Uhr  Nachmittags. 

Auf  den  verschiedenen  Zwischen-Stationen  wird  die  Annahme 
und  Ausgabe  sämmtlicher  Güter  täglich  von  Morgens  8 Uhr  bis 
12  Uhr  und  von  Nachmittags  2 Uhr  bis  6 Uhr  Abends,  mit  Aus- 
nahme von  einer  halben  Stunde  vor  und  bis  zum  Abgänge  der 
Personen-Züge  von  der  betreffenden  Station,  besorgt  wurden. 

22.  Bei  Berechnung  und  Erhebung  ganzer  Frachtsätze  gilt 
als  Regel,  daß  alle  Beträge  nur  in  vollen  Sgr.  dergestalt  erhoben 
werden,  daß,  wenn  der  zu  entrichtende  Betrag  1/2  Sgr.  nicht  er- 
reicht, dieser  Groschentheil  nicht,  falls  aber  der  Betrag  1/2  Sgr. 
und  darüber  ausmacht,  derselbe  für  einen  vollen  Sgr.  in  Anrech- 
nung kommt. 

23.  Zur  Erleichterung  der  Beschaffung  der  Güter  und  kleinen 
Pakete  von  den  Bahnhöfen  zu  Köln,  Aachen  und  Düren  in  die 
betreffenden  Städte,  oder  von  denselben  nach  den  benannten  Bahn- 
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höfen,  für  ganz  billige  Transportpreise  sind  Unterhandlungen  mit 
Unternehmern  gepflogen,  deren  Resultate  demnächst  besonders  be- 
kannt gemacht  werden  sollen.  Dabei  bleibt  es  jedoch  jedem  einzelnen 
Adressaten  unbenommen,  die  für  ihn  auf  den  benannten  drei  Bahn- 
höfen ankommenden  Gegenstände  durch  eigene  Mittel  in  Empfang 
nehmen  zu  lassen;  so  wie  auch  die  Aufgabe  der  Güter  durch  die 
Versender  selbst  überall  geschehen  kann,  wenn  sie  es  nicht  vor- 
ziehen, solches  durch  den  Transport-Unternehmer  besorgen  zu 
lassen. 

24.  Auf  den  Zwischen-Stationen  werden  die  ankommenden 
Güter  den  Adressaten,  welche  sich  als  solche  glaubwürdig  aus- 
weisen,  direkt  durch  die  Güter- Abfertigungs -Beamten  der  Gesell- 
schaft ausgeliefert,  und  es  bleiben  für  einzelne  Stationen  Einrich- 
tungen, wegen  Beschaffung  der  Güter  bis  in  die  Wohnungen  der 
Empfänger,  nach  Maßgabe  der  Wichtigkeit  des  sich  entwickelnden 
Verkehrs,  Vorbehalten. 

Köln,  den  29.  November  1841. 

Die  Direktion  der  Rheinischen  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Hauchecorne. 


Vorläufiger  Tarif 
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Bemerkung  zu  Tarif  A,  Art.  2 der  speziellen  Bestimmungen:  In  keinem  Falle  wird  unter  3 Silbergroschen  erhoben. 

id.  im  Allgemeinen.  — Alle  Beträge  kommen  nur  mit  ganzen  Silbergroschen  dergestalt  in  Berechnung,  daß  unter 
72  Sgr.  nichts,  von  V2  Sgr.  und  darüber  der  Bruchgroschentheil  aber  für  voll  gerechnet  wird. 


Anlage  V«. 


Auszug  aus  dem  Reglement  für  den  Güter- 
Transport  vom  2.  April  18431). 

Klassifikation,  Versendung  und  Transportpreise. 

I.  Klasse.  Steinkohlen;  Ziegelsteine;  Pflastersteine;  rohe 
oder  unbehauene  Steine;  Sand;  Kies.  (Nur  in  vollen  Ladungen 
von  wenigstens  80  Zentnern  zu  versenden.) 

II.  Klasse.  Asphalt;  Beinschwärze;  Blei  in  Blöcken  und  ge- 
walzt in  Rollen;  Braunkohlen;  Braunstein  in  Fässern;  Eisen  (Bruch-, 
Stab-,  Stangen-  und  rohes  in  Gänsen  und  Masseln) ; Eisenguß  (grobe 
Stücke,  wobei  nicht  für  Bruch  garantirt  wird);  Erden  und  Erze; 
Farbholz  in  Blöcken;  Getreide  in  Säcken;  Harz  in  Fässern;  Häute 
(gesalzene) ; Holz  (Bau-,  Brenn-,  Werk-Holz,  Bretter,  Schwellen  etc.) ; 
Kalk  in  Tonnen;  Kartoffeln  (verpackt);  Knochenmehl  (verpackt); 
Potloh;  Schienen  und  Schienenstühle;  Steine,  bearbeitete,  (mit  Aus- 
nahme der  zur  I.  Klasse  gehörigen  Ziegel-  und  Pflastersteine); 
Schwerspath  in  Fässern;  Gyps  und  Traß  in  Säcken  und  Tonnen. 

III.  Klasse.  Alle  Güter,  die  nicht  zu  andern  Klassen  ge- 
hören, und  die  nicht  sehr  schwierig  zu  verladen,  oder  nicht  sehr 
voluminös  sind. 

IV.  Klasse.  Eilgut;  es  wird  mit  den  zuerst  abgehenden 
Personenzügen  befördert. 

Güter  der  II.  und  III.  Klasse  werden  an  jedem  Wochentage 
befördert,  leicht  verderbliche  Gegenstände  auch  an  Sonn-  und 
Feiertagen. 

Bei  Gütern  der  II.  Klasse  wird  1/2  Ztr.  und  darüber  zu  i Ztr., 
weniger  als  1/2  Ztr.  nicht  in  Rechnung  gebracht. 

Bei  Gütern  der  III.  und  IV.  Klasse  wird  der  nicht  volle  Zentner 
nach  Zehntel-Zentner  berechnet ; hierbei  wird  ein  nicht  voller  Zehntel- 
Zentner  doch  wie  voll  angenommen. 

Weniger  als  5 Sgr.  zwischen  Köln  und  Aachen,  und  als  4 Sgr. 
nach  oder  von  Zwischen-Stationen  wird  für  eine  einzelne  Sendung 
nicht  erhoben,  wie  wenig  auch  dieselbe  wiege. 


B Gedruckt  als  „Notizen  über  den  Güter -Transport,  nach  dem  Reglement  vom 
2.  April  1843,  welches  vom  10.  April  an  für  die  Strecke  von  Köln  nach  Aachen  gilt.“ 


Tarif  für  Einen  Zentner  von  ioo  Pfund  Zollgewicht  oder  50  Kilogrammen. 
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Auszug  aus  dem  Reglement  für  den  Güter-Transport  vom  2.  April  1843.  497 


V.  Klasse.  Baares  Geld,  kurshabende  Papiere  und  Werth- 
stücke. 


Tarif  für  die  V.  Klasse. 


Von  und  nach  andern  Orten  als  Köln,  Düren  und  Aachen 
werden  Sendungen  der  V.  Klasse  nur  in  Gemäßheit  besonderer 
Übereinkunft  besorgt.  Aufgabe : zu  Köln,  Trankgasse  Nro  8 ; zu 
Düren  und  Aachen  am  Bahnhofe. 


Das  Beladen  und  Entladen  der  Eisenbahn-Wagen  wird  nur 
bei  Gütern  der  I.  Klasse  auf  alleinige  Kosten  und  Gefahr  der  Ver- 
sender und  Empfänger  besorgt;  bei  Gütern  der  II.  Klasse  helfen 
die  Fuhrleute,  welche  sie  zur  Bahn  bringen  oder  von  dort  ab- 
holen. Sonst  ist  jenes  Beladen  und  Entladen  nur  Sache  der  Ge- 
sellschaft. 

Das  Bringen  zur  Bahn  zu  Köln,  Düren  und  Aachen  *)  be- 
sorgt die  Gesellschaft  unentgeltlich  für  Güter  der  III.  und  IV.  Klasse  ; 
zu  dem  Ende  sind  in  diesen  drei  Städten  in  mehreren  Straßen 
Kasten  zur  Aufnahme  der  Versendungs-Anmelde-Zettel  für  die  Per- 
sonen vorhanden,  die  nicht  auf  den  Abfertigungs-Bureaus  anmelden 
wollen.  Die  Güter  der  II.  Klasse  bringt  die  Gesellschaft  gegen, 
eine  zu  vereinbarende  billige  Vergütung  ebenfalls  in  Köln,  Düren 
und  Aachen  auf  Verlangen  zur  Bahn.  Sonst  ist  dies  Sache  der 
Versender. 

Das  Abliefern  an  das  Haus  öder  Magazin  der  Empfänger  der 
Güter,  oder  resp.  an  das  Steueramt  zu  Köln,  Düren  und  Aachen 

*)  Burtscheid  wird  in  Beziehung  auf  den  Gütertransport  wie  Aachen  betrachtet. 

Veröffentlichungen  des  Rhein.-Westf.  Wirtschaftsarchivs.  Bd.  I.  32 
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besorgt  die  Gesellschaft;  für  Güter  der  III.  und  IV.  Klasse  un- 
entgeltlich; für  die  der  II.  Klasse  gegen  eine  zu  vereinbarende 
billige  Vergütung;  für  die  V.  Klasse  gegen  vorgängig  eingehändigte 
Quittung  und  gegen  ein  Bestellgeld  von  5 Sgr.  für  1000  Thaler 
und  darunter,  und  von  2 Sgr.  für  jede  1000  Thlr.  mehr,  Zwischen- 
beträge für  voll  berechnet.  Sonst  liegt  es  überall  den  Empfängern 
der  Güter  ob,  solche  von  der  Bahn  ohne  wesentliche  Zögerung 
abzuholen,  sobald  ihnen  deren  Ankunft  angezeigt  wird*). 

Frachtvorschuß  wird  nach  dem  Ermessen  des  Abfertigungs- 
Beamten  gewährt ; beträgt  er  nicht  über  5 Thaler,  so  wird  dafür 
keine  Provision,  sonst  aber  wird  diese  zu  1 Prozent  berechnet. 

Unter  schwerer  Verantwortlichkeit  und  eventuell  eintretender 
gesetzlicher  Strafe  ist  es  strenge  untersagt,  leicht  feuerfangende 
Gegenstände  und  scharf  ätzende  oder  beißende  Flüssigkeiten  zum 
Transport  aufzugeben  oder  in  die  Bahnhöfe  zu  bringen. 

Es  sind  vorschriftsmäßige  Frachtbriefe  zu  1 und  2 Pfg.,  die 
etwa  erforderlichen  Anmeldungs-Zettel  gratis  in  den  Abfertigungs- 
stellen zu  haben 

Die  Annahme  oder  Berechnung  von  Trinkgeldern  oder  von 
Kosten,  die  nicht  durch  das  gedachte  Reglement  autorisirt  sind, 
ist  allen  Beamten,  Angestellten  und  Arbeitern  der  Gesellschaft 
strenge  untersagt. 

Frachtbriefe  und  Kostenberechnungen,  auf  welchen  der  Ort 
und  das  Datum  des  Abgangs  nicht  Seitens  der  Gesellschaft  ver- 
mittelst eines  Stempels  angezeigt  ist,  werden  nicht  als  von  der 
Gesellschaft  ausgefertigt  anerkannt. 

Das  Publikum  wache  daher  darauf,  daß  keine  ungebührlichen 
Kosten  für  Transporte  auf  der  Rheinischen  Eisenbahn  berechnet 
werden. 

*)  Die  Abnahme  der  Güter  V.  Klasse  ist  zu  Köln,  Trankgasse  Nro.  8. 
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(c)  Gemeinschaftlicher  Tarif  für  die  Beförderung 
der  Güter  auf  den  rheinischen  und  belgischen  Eisen- 
bahnen (vom  6.  Oktober  1843.) 


Tarif  pour  le  transport  des  marchandises  sur  les 
chemins  de  fer  rhenan  et  beige. 


Eintheilung. 


Transport-Preise  für  ioo  Kil.  (2  Centner)  von  Station  zu  Station.  — Prix  des  transports  par  100  Kil.  de  Station  ä Station. 


CLASSIFICATION. 


Absendungs- 

Orte. 

Lieux  de 
depart. 


Bestimmungs-Orte. 


Lieux  de  destination. 


Verviers. 

VERVIERS. 


Tlr. 


A.  Versendung  in  vollständigen  Ladungen 
von  90  Centner. 

1.  Classe.  Benennung  der  Gegenstände: 

Asphalt ; Amarilsteine;  Asche ; Braunstein ; Dünger;  Dachplannen 
und  Dachziegel;  Eisen  (Bruch-,  -Feile,  Stab-,  Stangen-  und  rohes  in 
Gänsen  und  Masseln) ; Eisenguß  (grobe  Stücke) ; Grobe  Eisenwaren 
(in  Fässern  und  Kisten);  Erze;  Erden;  Griffel;  Holz  im  allgemeinen, 
Blöcke  und  Bretter,  Bauholz,  Farbholz  in  Blöcken,  Brennholz;  Harz; 
Kies;  Kleesamen;  Knochen  (verpackt);  Metalle,  gegossene,  in  Blöcken 
oder  Stangen;  Mennige;  Marmor  in  Blöcken;  Mineralwasser  (in  Kisten); 
Obst  (getrocknetes);  Oelkuchen;  Schiefer;  Schmergel;  Steinkohlen; 
Steine  (rohe  und  unbehauene);  Schleif-  und  Flintensteine;  Pflaster- 
steine; Mühlen-  und  Lithographirsteine ; Syrup ; Schmälte;  Schmelz- 
tiegel; Salpeter;  Sand;  Schwerspath;  Salz;  Traßsteine;  Vitriol; 
Wachholderbeeren;  Wasserblei  oder  Potloh;  Ziegelsteine;  — und 
überhaupt  ähnliche  Gegenstände. 


2.  Classe.  Benennung  der  Gegenstände: 

Austern  und  Muscheln;  Baumwolle;  Bier;  Braunkohlen;  Bein- 
schwärze; Bleiweiß;  Borax;  Borsten;  Eisen-  (Sturz-)  Blech;  Elephanten- 
zähne;  Essig;  Flachs  und  Werg  (emballirt) ; Fische;  Fensterglas  in 
Kisten;  Farbholz  (verpackt);  Garn;  Glasscherben;  Gußwaaren  (rohe 
unbearbeitete);  Gyps;  Getreide  und  Hülsenfrüchte;  Häute,  rohe  und 
gesalzene;  Kalk  in  Säcken  und  Fässern;  Kartoffeln;  Kleie;  Kaffee; 
Korinthen ; Krapp ; Kurkume ; Lumpen , Lappen  und  Papierspähne ; 
Lohe  in  Säcken;  Mehl;  Nägel;  Nürnberger  Waaren;  Potasche; 
Quercitron;  Reiß;  Steine,  behauene;  Sämereien;  Soda;  Schienen 
und  Schienenstühle;  Schwefel  in  Stangen;  Schellack;  Tauwerk  (altes); 
Theer;  Töpferwaaren;  Tabak  in  Blättern  und  Stielen;  Traß  in  Fäs- 
sern; Thran ; Weißblech;  Weinstein;  Wein;  Wolle;  Zucker  (roher 
und  raffinierter) ; — und  überhaupt  ähnliche  Gegenstände. 


3.  Classe.  Alle  in  der  1.  und  2.  Classe  nicht  3.  Classe.  Tons  les  objets  non  denommes  dans  les 


A.  Transport  par  Charge  complete 
de  4500  Kilogr. 

1.  Classe.  Designation  des  objets: 

Ardoises;  Asphalte;  Bois  de  construction  en  gen.,  en  blocs  ou 
en  planches;  Bois  de  teinture  en  blocs;  Bois  de  chauftage;  Briques; 
Cendres;  Couperose;  Creusets;  Eaux  miner.  en  caisses ; Emeril  ; 
Engrais;  Fers  en  gueuses,  en  barres  ou  etires;  Fruits  secs  d’Alle- 
magne;  Graines  de  treffle  et  de  genievre;  Gravier;  Houille;  Man- 
ganese  en  ton. ; Marbres  en  blocs ; Marchandises  de  fer  d’Allem. 
emballees;  Metaux  en  fonte,  en  säum,  ou  en  fing.;  Mine  de  plomb; 
Minerais;  Minium;  Mitraille  et  limaille  en  barils;  Os  emballes;  Pannes; 
Paves ; Pierres  brutes  ou  non  taillees;  Pierres  ä aiguiser  et  ä fusil ; 
Pierres  meulieres  et  pierres  lithographiques ; Ilesine;  Sable;  Sal- 
petre;  Sei;  Sirop;  Smalte;  Sulfate  de  baryte ; Terres;  Touches; 
Tourteaux;  Trass  en  pierres;  Tuiles;  — et  en  general  des  objets 
analogues. 


2.  Classe.  Designation  des  objets: 

Bieres;  Bois  de  teinture  emballes;  Borax;  Drilles,  chiftons  et 
rognures;  Cafe;  Cereales;  Ceruse;  Chaux  en  sacs  et  en  bar.;  Clous; 
Cordages  vieux;  Corinthes;  Cotons;  Cröme  de  tartre;  Cuirs;  Cur- 
cuma en  racines;  Dents  d’elephant;  Ecorces  en  sacs;  Farines;  Fer- 
blanc ; Fil;  Garance;  Goudron;  Graines;  Huile  de  baieine;  Huitres; 
Laines;  Laque ; Lignite ; Lins  et  etoupes  embal. ; Marchandises  de 
Nuremberg;  Moules ; Noir  animal;  Objets  en  fonte  ouvres  bruts; 
Peaux;  Pierres  taillees;  Plätre;  Poissons;  Pommes  de  terre;  Potasse; 
Poteries  de  grd;  Quercitron;  Rails  et  coussinets;  Riz ; Soies  de 
cochon  et  de  sanglier;  Son ; Soude;  Soufl’re  en  bäton;  Sucre;  la- 
bac  en  feuilles  et  en  tiges ; Töles;  Trass  en  tonn.;  Verre  casse  et 
ä vitre  en  caisses;  Vins;  Vinaigre;  — et  en  general  des  objets 
analogues. 


benannten  Gegenstände. 

4.  Classe. 

B.  Versendung  in  unvollständigen  Ladungen. 
Alle  Gegenstände  ohne  Unterschied: 


deax  classes  precedentes. 

4.  Classe. 

B.  Transports  par  Charge  incomplete. 
Tous  les  objets  indisdinctement : 


a)  von  über  10  bis  zu  90  Centner a)  de  500  ä 4500  Kilogr 


b)  von  1 bis  10  Centner  b)  de  50  ä 500  Kilogr 


c)  von  über  10  bis  unter  100  Pfund  Zollgewicht 


d)  von  über  2 bis  zu  10  Pfund  Zollgewicht  pack-  oder  colliweise  für 
jede  Entfernung  einschließlich  der  Zustellung 


c)  de  5 ä 50  Kilogr. 


d)  de  1 ä 5 Kilogr.  par  paquet  ä toute  distance,  inclusivement  de 
la  remise  ä domicile  


Köln 

Aachen 


Cologne 

Aix. 


Sgr.  | Fr.  ! Ct. 


Lüttich. 

LIEGE. 


Tlr. 


Sgr.  Fr.  j Ct. 


Mecheln. 

MALINES. 


Tlr. 


Köln 


Aachen 


Cologne 


Aix. 


Köln 

Aachen 


Köln 

Aachen 

Köln 

Aachen 

Köln 

Aachen 


Cologne 

Aix. 


Cologne 

Aix. 

Cologne 

Aix. 

Cologne 

Aix. 


IOtt 


3t 


12 


3a 


1 n 

4 

16 

4t 

6 

12 

10 


30 


3° 

40 


50 

45 


60 

50 

60 

50 

5° 

25 


10 


4i  - 


25 

55 


1 2-.) 


5 t 


55 

65 


15 


i6f 


20t 


9t 


16 


22 


10 


Sgr. 


Fr.  Ct. 


Antwerpen. 

ANVERS. 


Tlr.  : Sgr. 


Fr. 


Ct. 


Brüssel. 

BRUXELLES. 


Tlr. 


Sgr.!  Fr. 


i6f 


iij 


85 


— 80 


10 

60 

20 

75 

75 

25 


*9t 
I 2-J- 


IO 


40 


23i  j 2 
15 


28 


194 


5t 

24 

14 

20 

10 


45 

55 


18 


90 

85 


4 

3 

9 

6 


5° 

40 

40 

25 

25 

25 


21: 


14 


25t 


1 8-J- 


— | 27F 


1 26 


10 


25 

55 


65 

75 


15 

10 


. 4 
3 

10 

7 


85 

75 

80 

40 


25 


i7f 


12 


21 


I3i 


24t 

— i6.t 


21 


ni 

7 2 


18 

24 

10 


Ct. 


Gent. 

GAND. 


Tlr. 


20 


5° 


60 

70 


3 10 

2 05 


4 

3 

9 

6 


75 

65 

70 

30 

75 

75 

25 


Sgr.  | Fr. 


Ct. 


Ostende. 

OSTENDE. 

Tlr.  . Sgr.  Fr.  | Ct. 


Courtray. 

COURTRAI. 


Tlr. 


Sgr. 


Fr. 


Ct. 


21 


15  t 


24L 


r74 


29  t 


21 


27t 


h! 


3t 


2 

8 

10 


60 

90 


4 

3 

5 

4 
1 1 

8 


05 

15 


65 

60 


50 

40 

60 

20 

50 

5° 

25 


1 

3 

3 


25I  I 3 


20  2 


29j 


22-J- 


5t 


27 


14 


5t 


25t' 


14 

24 


10 


5° 


5 

4 

6 

5 

T4 
1 1 


70 

80 


4 4° 

3 I 35 


50 

40 

90 

5° 

25 

25 

25 


1 

3 

2 


24 

i8i 


28 


21 


öS. 

3t 


i4 


2 j 


22 


IOH 


16 


22 


IO 


30 


50 

60 


20 


5 ; 20 

4 10 

6 50 

5 i° 
13  ! 25 
10  j 25 

1 25 


Bemerkungen. 

1)  Die  Transport-Preise  für  die  übrigen  Abfahrts-  und  Ankunfts-Stationen  werden  nach  obigen  Maßgaben  berechnet. 

2)  Die  Zustellung  an  die  Wohnung,  bei  Quantitäten  von  mehr  als  500  Kil.  findet  auf  Verlangen,  — bei  geringeren  Quantitäten  aber  jedenfalls  Statt. 

3)  Zu  Köln  und  Aachen  erfolgt  die  Zustellung  nur  bis  zum  königl.  Haupt-Steuer-  (Zoll-)  Amt. 

4)  Vollständige  Ladungen,  welche  aus  Gütern  bestehen,  die  zu  verschiedenen  Klassen  gehören,  werden  zum  Preise  derjenigen  Klasse  berechnet, 
zu  welcher  die  höher  tarifirten  eingetheilt  sind. 


Observations. 

1)  Les  prix  de  transport  des  stations  intermediaires  de  depart  et  d’arrivees  sont  calcules  d’apres  les  bases  enoncees  ci-dessus. 

2)  La  remise  ä domicile  est  facultative  pour  toutes  les  expeditions  au-dessus  de  500  Kil.;  eile  est  obligatoire  pour  toutes  celles  au-dessous  e ce  pon  s. 

3)  A Cologne  et  Aix-la-Chapelle  la  remise  des  marchandises  ne  peut  avoir  lieu  que  jusqu’aux  bureaux  des  douanes. 

4)  Les  charges  completes  composees  de  marchandises  de  plusieurs  classes  sont  taxees  au  prix  de  la  classe  la  plus  elevee  d entr  e es. 


r 
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Quellennachweise  und  Register. 





Quellennachweise 


Bei  sämtlichen  Kapiteln  sind  folgende  Bände  der  Akten  der  Rheinischen  Eisen- 
bahngesellschaft (Rh.  E.  G.)  fortlaufend  berücksichtigt  worden: 

Laufende  Nummer  i — 6:  Sitzungsprotokolle  der  Direktion  der  Rheinischen  Eisen- 
bahngesellschaft von  1837  — 1846.  (Die  Nummern  38 — 42  enthalten  die  Abschriften 
dieser  Protokolle.) 

Ferner  die  Doppelbände  54 — 57:  Abteilungssitzungsprotokolle  der  Direktion  der 
Rheinischen  Eisenbahngesellschaft:  1839 — 1843. 

Nummer  58:  Geheime  Sitzungsprotokolle  der  Eisenbahndirektion. 

Die  Nummern  85 — 87  : Protokolle  der  Administrationssitzungen  1835 — 1847.  (Die 
Nummern  99 — iox  enthalten  die  Abschriften.) 

Die  Nummern  106  und  107 : Generalversammlungen  der  Rheinischen  Eisenbahn 
von  1837 — 1845.  (117  und  118  Abschriften.) 

Tit.  24,  Nummern  3 — 9:  Protokolle  und  Beschlüsse  der  Direktion. 

Manche  dieser  Aktenstücke  sind  übrigens  noch  mehrfach,  zum  Teil  auch  in  ge- 
druckten Exemplaren,  vorhanden. 

Für  die  Zeit  von  1841  ab  sind  außerdem  die  im  Druck  erschienenen  Jahres- 
berichte berücksichtigt  worden. 


Für  die  einzelnen  Kapitel  kommen  in  Betracht: 

Zum  2.  Kapitel. 

Camphausen-Akten,  Kasten  I. 

Zum  3.  Kapitel. 

Camphausen-Akten,  Kasten  I. 

Rh.  E.  G.  Tit.  1.  Verwaltung.  Nr.  14.  Bd.  I. 

Tit.  45.  Zoll-  und  Postverwaltung.  Nr.  1. 

Zum  4.  Kapitel. 

Rh.  E.  G.  Tit.  1.  Verwaltung.  Nr.  2.  Bd.  I,  II,  III;  Nr.  5.  Bd.  I — VII;  Nr.  14.  Bd.  I. 
Tit.  9.  Aktien  und  Obligationen.  Nr.  2.  Bd.  I,  II. 

Tit.  45.  Zoll-  und  Postverwaltung.  Nr.  1. 
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Quellennachweise. 


Zum  5-  Kapitel. 

Camphausen-Akten,  Kasten  I. 

Rh.  E.  G.  Tit.  45.  Zoll-  und  Postverwaltung.  Nr.  x,  4. 

Tit.  a.  Beamte  und  Arbeiter.  Nr.  1,  2. 

Tit.  b.  Beamte  und  Arbeiter.  Nr.  1. 

Tit.  c.  Beamte  und  Arbeiter.  Nr.  1. 

Tit.  1.  Verwaltung.  Nr.  1,  14,  17,  20,  23. 

Tit.  2.  Verwaltung.  Nr.  1. 

Tit.  9.  Aktien  und  Obligationen.  Nr.  1. 

Tit.  24.  Festlichkeiten.  Nr.  79. 

Tit.  24.  Wohltätige  Anstalten,  Gemeinnütziges.  Nr.  92. 
Tit.  31.  Instruktionen.  Nr.  2,  3. 

Tit.  45.  Zoll-  und  Postverwaltung.  Nr.  1,  4,  9,  10. 

Tit.  98.  Güterverkehr.  Nr.  29. 

Tit.  201.  Organisation.  Nr.  11. 


Zum  6.  Kapitel. 

Camphausen-Akten,  Kasten  II. 

Rh.  E.  G.  Tit.  204.  Vorarbeiten  zur  ICöln-Mindener  Eisenbahn.  Nr.  114,  115,  116. 


Zum  7.  Kapitel. 

Camphausen-Akten,  Kasten  I. 

Rh.  E.  G.  Tit.  32.  Betrieb  und  Fahrplan.  Nr.  1. 

Tit.  89.  Zollamtliche  Abfertigung  der  Güter.  Nr.  1,  2. 

Tit.  46.  Zoll-  und  Postverwaltung.  Nr.  6. 

Tit.  82.  Kassenwesen.  Nr.  2,  164. 

Tit.  92.  Personen-  und  Gepäckverkehr.  Nr.  3. 

Zum  8.  Kapitel. 

Camphausen-Akten,  Kasten  III. 

Rh.  E.  G.  Tit.  32.  Betrieb  und  Fahrplan.  Nr.  3. 

Tit.  223.  Betriebsmittel.  Nr.  4. 

Tit.  1.  Verwaltung.  Nr.  2,  5,  6,  15,  21. 

Tit.  9.  Aktien  und  Obligationen.  Nr.  3,  13. 

Tit.  24.  Wohltätige  Anstalten,  Gemeinnütziges.  Nr.  80,  81,  89. 

Tit.  33.  Betrieb  und  Fahrplan.  Nr.  10. 

Tit.  88.  Personen-,  Gepäck-  und  Güterverkehr.  Nr.  7. 

Tit.  201.  Organisation.  Nr.  11. 

Tit.  204.  Eisenbahn  vom  Thürmchen  nach  dem  Freihafen.  Nr.  3,  4,  5, 
Tit.  215.  Eisenbahn-Telegraph.  Nr.  10. 


Personen-  und  Ortsverzeichnis. 

(Die  Zahlen  bedeuten  die  Seiten). 

a)  Personen. 


Graf  Alvensleben  19,  29,  1x6,  164,  207, 
225  fr,  261h,  289  fr.,  302. 

von  Ammon  163,  2iif.,  217fr.,  224,  228, 
243  f->  264  fr.,  298,  327,  348,  366,  372, 
396,  407,  413  fr.,  425  ö. 

Andrießen  180,  182. 

von  Arnim- HeinrichsdorfT  43,  338,  341,  414, 
418. 

Graf  von  Arnim-Boitzenburg  92,  113  ff.,  126, 
128,  133  fr.,  146,  151. 

von  Auerswald  401. 

von  Baader  4,  ix,  22. 

Bake  32,  59. 

Barandon  & Comp.  193  f. 

Beuth  69,  126,  146. 

von  Bianko  213,  228,  266. 

Biolley  44. 

Bloch  410  f. 

Böcker  66,  107. 

von  Bodelschwingh  81  f.,  89,  120,  126,  128, 
142,  148  fr.,  171,  207,  211,  227,  234,  239, 
253,  264  ff.,  292  ff.,  323  fr.,  332,  357,  364, 
398,  401  ff. 

Bögel  192. 

Boisseree  107. 

Borsig  189. 

Campbausen  8,  10  ff.,  16  ff.,  26,  II. — IV. 
Kapitel  passim,  175,  188,  220,  240  fr., 


268  f.,  285,  294,  300,  326  f.,  346,  380, 
420  ff.,  435,  441. 

A.  «Sc  L.  Camphausen  (Bankhaus)  314. 
von  Carnap  108,  331. 

Cassalette  435  f. 

Cockerill,  James,  58,  63,  164. 

Cockerill,  John,  63,  188. 
von  Cöls  108. 

Costenoble,  Eisenbahndirektor  318. 
Costenoble,  Geh.  Fin.-Rat  401. 

Coocke  386. 

Dahmen  163,  175,  182,  251,  253,  345,  430. 
Davignon  42. 

Dechamps  380,  414  ff. 

Deichmann  66,  83,  107  f.,  163,  207,  327. 
Delius  63,  68,  90. 

Demasieres  209  ff. 

Depouhon  56,  59. 

Dieterici  287. 

Dinnendahl  192. 

Dobbs  & Pönsgen  190. 

Dumont  107. 

Egen  31,  173,  295,  331. 

Egestorff  189. 

von  Egidy  270  f-,  282  ff,  299. 

Emundts,  Fabrikant  115,  163  f.,  244. 
Emundts,  Oberbürgermeister  132,  163,  183, 
196. 

Engels  163,  413. 
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Personenverzeichnis. 


Englerth  107,  164. 

Erkens  163. 

Esch  335  f. 

Essingh  108. 

Exner  182. 

Feldmann- Simons  31. 

Fellinger  435  f. 

Ferber  287. 

Feuerheerd  23. 

Fischer  163,  183,  326  f. 

Forrester  188. 

Francke  23  ff.,  96,  125,  145. 

Franke  293. 

Freymann  64,  82. 

Friebe  107. 

Friedrich  II.,  König  von  Preußen  418. 
Friedrich  Wilhelm  III.,  König  von  Preußen 
I3,  19,  158,  226  f.,  338. 

Friedrich  Wilhelm  IV.,  König  von  Preußen 
28,  82,  126,  146  h,  159,  209,  302,  330, 
392,  403  ff-,  414,  4i8- 
Fulton  93. 

Frhr.  von  Fürstenberg  107,  163. 

Gauss  386. 

von  St.  George  164. 

von  Gerlach  357,  408,  410. 

von  Geyr  76,  435  f.,  442. 

Gleim  35. 

Glünder  258. 

Goblet  43. 

Goethe  14. 

Goldschmied  164. 
von  Groote  76. 

Grunelius  164. 

van  Gülpen  131,  152,  162. 

Gurney  10. 

Hagen  108,  116,  126  ff. 

Haniel  189,  384. 

Hancock  10. 

Hansemann  6,  8,  20,  26,  36,  38,  42  und 
vom  IV.  Kapitel  ab  passim. 

Harkort  20  ff.,  134. 

Hartmann,  Maschinenfabrikant  189. 
Hartmann,  Hofsekretär  258. 

Hauchecorne  161,  179  f.,  182,  185,  195, 
208,  224,  238,  245,  247,  249,  252,  345, 
351  ff.,  374  ff.,  385  ff.,  420. 


Heck  163,  249,  360,  410,  430. 

Heimsoeth  163,  171,  213. 

Helmentag  342  ff. 

Henschel  4,  189. 

Henz  3,  27,  III.  Kapitel  passim,  115,  120 
122,  124  ff,  133,  141,  145,  151,  158 
269,  285,  300. 

Herstatt  107,  163,  201  ff. 
von  Herwegh  76. 

Heucken  254. 

Heuser  205,  327,  4x3,  430. 
von  der  Heydt  31,  293  f. 

Hirsch  164. 

Hirte  66,  158,  179!.,  195,  247,  249. 
Hoffmann  287. 
von  Hoffmann  338. 

Hohen-Emsen  164. 

Graf  von  Hompesch  163,  400  f.,  408. 
Hölterhoff  66,  430. 

Holthof  220,  242,  436. 

Hösch  193  f. 
zur  Hosen  235  f. 
van  Houten  163. 

Huyssen  189,  384. 

Jacobi,  Haniel  & Huyssen  189,  384. 

Joest  107,  327,  435. 

Herzog  Karl  von  Mecklenburg  147,  150. 
Keßler  189. 

Koch  66,  76,  82  f.,  89. 

König  270  f.,  282  f.,  329. 

Koppe  25  ff. 

Kropp  435  f. 

Krüger  25  fr.,  96,  125,  145,  268. 
Kühlwetter,  Staatsprokurator  230,  312  f. 
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G.  D.  Baedeker,  Verlagshandlung  in  Essen. 


Jahrbuch 

für  den 

Ob  erbergamtsbezirk  Dortmund 

(Begründet  von  Geh.  Bergrat  Dr-,  jur.  Weidtman.) 

Ein  Führer  durch  die  rheinisch-westfälischen  Berg-  und  Hüttenwerke 
und  Salinen  in  wirtschaftlicher  und  finanzieller  Beziehung 

vou  Diedrich  Baedeker. 

Preis  elegant  gebunden  in  Ganzleinen  mit  Goldtitel  je  Mk.  12. — . 

Neunter  Jahrgang  (XXIV  und  798  Seiten)  1908 — 1909. 

Mit  Lehensabriss  und  Bildnis  von  Kommerzienrat  Robert  Müser  in  Photogravüre,  1 mehr- 
farbigen Karte  der  im  Betrieb  befindlichen  Zechen  des  Ruhrreviers,  1 Gruben-  und  Felderkarte  der  Harpener 
Bergbau- Aktien- Gesellschaft,  1 mehrfarbigen  Karte  der  Rheinisch -Westfälischen  Bergwerksgesellschaft 
m.  b.  H.  und  der  angrenzenden  Gesellschaften,  1 Übersichtskarte  vom  Bergrevier  Crefeld  0.  B.  B.  Bonn 
und  1 Karte  der  Kabelnetze  der  drei  grossen  Elektrizitätsgesellschaften  in  Rheinland  und  Westfalen. 

Die  Kölnische  Zeitung  schreibt  über  diesen  Jahrgang: 

„In  neunter  Auflage  erschien  dieses  von  dem  Geheimen  Bergrat  Dr.  Weidtman 
begründete,  ausgezeichnete  Jahrbuch,  das  über  die  rheinisch  - westfälische  Montan- 
industrie ein  wirtschaftliches  und  finanzielles  Material  zusammenstellt,  wie  es  in 
gleicher  Fülle  und  Vollständigkeit  in  keiner  andern  Quelle  zu  finden  ist. 
Wie  immer,  machen  die  eingehenden  Berichte  über  die  einzelnen  Steinkohlen-  und 
Erzbergwerke,  die  Salinen-,  Eisen-  und  Stahlwerke  und  die  Banken  des  niederrhei- 
nisch-westfälischen wie  auch  des  lothringisch -luxemburgischen  Industriebezirks  den 
Hauptinhalt  des  Werkes  aus.  Wer  sich  über  die  Unternehmungen  dieses  Bezirks, 
über  ihre  Geschichte,  ihren  Besitz  an  Kohlen  und  Erzfeldern,  an  Gruben-,  Hütten- 
und  Stahlwerksanlagen,  den  Umfang  ihrer  Förderung  und  Erzeugung  sowie  über  ihre 
bisherigen  Erträgnisse  und  ihre  geldliche  Lage  unterrichten  will,  findet  in  dem  Hand- 
buche alles  notwendige  Material  mit  grosser  Sorgfalt  bis  in  alle  Einzelheiten  zu- 
sammengestellt. Besonderes  Interesse  werden  in  diesem  Abschnitt  des  Buches  diesmal 
die  ausführlichen  Mitteilungen  über  die  neuen  Unternehmungen  des  Bezirks,  die 
Bergwerks-Gesellschaft  Glückaufsegen,  G.  m.  b.  H.,  die  Bergwerks- Gesellschaft  m.  b.  H. 
Westfalen  und  die  Bergwerks  - Gesellschaft  m.  b.  H.  Trier  erregen.  Für  den  Volks- 
wirt sind  vor  allem  die  in  jedem  Jahre  mit  grosser  Sorgfalt  weiter  ausgestalteten 
statistischen  und  sonstigen  Übersichten  von  Wert.  Zu  erwähnen  sind  hier  die  Zu- 
sammenstellungen der  Zechen  in  ihren  Beziehungen  zum  Kohlen  - Syndikat,  die  ge- 
sonderte Gruppierung  der  reinen  Zechen , der  Hüttenzechen  und  der  ausserhalb  des 
Syndikats  stehenden  Zechen  mit  ihren  Beteiligungs-  und  Förderziffern.  Ferner  die 
Darstellung  des  Vertrags  und  der  Organisation  des  Kohlen- Syndikats  und  der  mit 
ihm  in  Verbindung  stehenden  Organisationen  und  Verbände.  Daran  reihen  sich  um- 
fassende statistische  Übersichten  über  Kohlen-,  Koks-,  Brikett-,  Eisen-  und  Stahl- 
Erzeugung,  deren  Einfuhr  und  Ausfuhr  sowie  über  Verbrauch,  Arbeiterzahl,  Löhne 
usw.  Diese  Übersichten  umfassen  nicht  etwa  nur  die  Montan-Industrie  des  rheinisch- 
westfälischen Industriebezirks,  wenn  diese  naturgemäss  auch  in  erster  Linie  berück- 
sichtigt wird,  sondern  erstrecken  sich  auch  auf  die  Kohlen-  und  Eisengewinnung 
sowie  Eisenverarbeitung  aller  Länder,  die  für  diese  wichtigen  Stoffe  überhaupt  irgendwie 
in  Betracht  kommen.  An  den  Schluss  des  Buches  ist  eine  Übersicht  über  die  Eisen- 
und  Stahl -Verkaufs verbände  gesetzt,  unter  denen  naturgemäss  der  Deutsche  Stahl- 
werksverband besonders  eingehend  behandelt  wird.  Auch  die  neueste  Auflage  des 
Jahrbuchs  ist  sonach  ein  unentbehrliches  Nachschlagewerk  für  jeden, 
der  sich  über  die  deutsche  Montan-Industrie  oder  über  diejenige 
fremder  Länder  unterrichten  will.  Wie  in  früheren  Jahren  wird  das  Hand- 
buch auch  diesmal  eingeleitet  durch  die  Biographie  einer  im  industriellen  Leben 
von  Rheinland  und  Westfalen  an  hervorragender  Stelle  wirkenden  Persönlichkeit. 
Es  ist  der  verdienstvolle  Leiter  der  Harpener  Bergbaugesellschaft,  Kommerzienrat 
Robert  Müser  in  Dortmund,  dessen  Lebensbild  in  anziehender  Form  den  Lesern 
vorgeführt  wird.“ 

Achter  Jahrgang  (XXXII  und  774  Seiten)  1907 — 1908. 

Mit  einem  Lebensabriss  von  Bergrat  Eduard  Kleine  in  Dortmund,  Vorsitzendem  des  Berg- 
baulichen Vereins,  seinem  Bilde  in  Photogravüre  usw. 

Siebenter  Jahrgang  (XXXII  und  724  Seiten)  1905 — 1906. 

Mit  Lebensabriss  und  Bildnis  von  Emil  Krabler  in  Heliogravüre  usw. 

Sechster  Jahrgang  (XII  und  768  Seiten)  1901 — 1904. 

Mit  einem  Bildnis  von  Emil  Kirdorf  in  Heliogravüre  und  einer  farbigen  Karte  der  im  Betrieb 
befindlichen  Zechen  des  Ruhrkohlenbeckens. 


fiMP“  Die  Bildnisse  aus  den  vorstehenden  vier  Jahrgängen  von  Baedekers 
„Jahrbuch“  sind  auch  als  Sonderdrucke  auf  Chinapapier,  mit  Glas  und  Rahmen 
versehen,  Format  31X42  cm  zum  Preise  von  je  Jh  B.50  ab  Essen  einzeln  käuflich. 


©.  D.  Baebeber,  Derlagsfycmblung  in  (Effert. 


3af)rbud} 

über  öie  öeutjdjen  Kolonien 


§erau§gegcben  non 


Dr.  Karl  $d)lteifcerf  9fegieruttg3=  uttb  (Schulrat. 

III.  3<tf)r9an9-  (1910.) 


SOMt  einem  Sötlbrtiffe  be§  Vorfitjenben  be§  Soloni aDÜBMrtf dj af tliclj en  Komitees 
^fabritbefitjerS  Sari  ©upf,  Vertut. 

1 ÜberfidjtSfarte  non  HfrtFta  itnb  4 Särtcfjen  non  Siibweftafriba  gur  Veranfdjaulidjung 
ber  0rograpf)ie,  ber  ©eolbgie,  ber  Verbreitung  ber  nuparen  SJtineralien  unb  ber  Formation 

ber  ©ebirge. 


Preis  in  ©angleintnanb  gebunben  IHK  5.—. 


®er  III.  3aljrgang  (1910)  enthält  folgenbe  Sluffä^e: 


Korl  Supf  non  Dberftteutnant  g.  ®.  ©alias. 

Kiitftbltöt  auf  unfere  boloniale  (Entroicblung  1908  (1909)  non  Dr.  fßaul  Voljrbadp 
$orttritte  in  ber  geograplfiten  (ErtHefjung  itnferer  Kolonien  feit  1908  non  SfJrof. 
Dr.  SOI.  ©dert. 

Die  Derroaltung  unferer  Kolonien  1909  non  Sßrof.  Dr.  gteifdjmann. 

Aus  bem  Seelenleben  ber  (Eingeborenen  non  fßrof.  Sari  äbeinfjof. 

Die  ©efunbljeitsoerijältniffe  in  unferen  Kolonien  non  ©tabsargt  ißt).  Sufjn. 

Die  beutfcfyen  $(t|ufjtruppen : a)  in  ®eutfdpDftafrita  non  §auptmann  non  ©raincrt; 
b)  in  Samerun  non  ^muptmann  ,gi  nt  nt  ermann;  c)  in  ©übrneftafrifa  non 
$auptmann  Sange. 

Pflanjungsunterne^mungen  ber  (Europäer  non  Dr.  grang  ©tuljlmann. 

Sosiale  unb  wirttaftlidfe  (Tätigbeit  ber  batfjolifdfen  litiffion  non  P.  21  der. 
tDirtfdfaftlidje  (Erfolge  ber  eoangeliten  litiffion  non  Dr.  SSeftermann. 

Bobenreform  unb  Kolonialpolitib  non  Sontreabmiral  g.  ®.  Dr.  0.  VöterS. 
Deutfdj=$übtöeftafribanifcije  Diamantenpolitib  non  SreiSaffeffor  ©er  ft  ent)  au  er. 
Derfud}  einer  aUgenteinnerftänbli^en  Betreibung  ber  orograplj.  u.  geolog.  Hufbaues 
non  DeutfcfpSübroeftafriba  non  Dl-,  ©.  § artmann. 

©berfläcf)engeftaltung  unb  ©eologie  Kameruns  non  ißrof.  Dr.  i|3  aff  arge. 


9ti  ä)  elmann. 

Sur  3nberfrage  in  Deutfd)=©ftafriba  non  SB  alter  non  ©t.  $paul=$llaire. 
Die  Hnfiebelungen  am  Bteru  non  21.  Seite. 

Kolonialftatiftib  unb  Bemerbungen  baju  non  $iebrict)  23a  e bet  er. 
<Eifenbat>nen  in  ben  S^utjgebieten  non  ®iebrid)  23  ae  bet  er. 

(Tabelle  über  Kapital,  (Erträgniffe  unb  Kurfe  beutfdjer  Kolonialmerte. 
Seittafel.  Hlppbetifdjes  perfonen=  unb  Sacfyregifter. 


IWT*  I.  unb  II.  ^fritjrgang,  ebenfalls  in  ©angleinraanb  gebunben,  ißreiS  je  9Jtt.  5.—. 


2).  93 ae befer,  33erlag§t)anblung  tn  @tfen. 


|e  lii  Penk  isföljn#ßrtl)oliii)0  f riefroedjfel 
mit  {eplioitsmi  |nrl  ilinpnutnn  in  jonkn. 


£>erau§gegeben  unb  eingeteitet  non 

ttarl  tKlin^emamt* 


EOiit  7 Silbniffen  au3  bem  ^reunbeälreife  SOlenbetgfobnä,  9116 umblätter n unb  Zeichnungen 
5DtenbeI§fohn§  unb  93anbel§,  einem  faffimilierten  DriginalBriefe  9Jienbel£>fof)n§ , mit  bem 
Siebe  „9ting3um  erfd^aCtt  in  SBalb  unb  $Iur",  unb  bem  „^beiuifcfjen  33oIMieb"  („93on  allen 
fcpnen  Äinbern  aut  ber  Söelt")  non  9ftenbel3fofjn,  ebenfalls  in 


$tei8  in  tnobernent  ©angletnen&anö  gebnnben  6 SDW. 


®te  anläßtich  ber  jüngften  Saprpunbertfeier  erfdjienenen  150  neuen  ©riefe  beö  großen  ®onbicpter3, 
bie  eine  gitHe  biSper  unbcTannter  ©ingelpeiten  auS  bem  Stünftlcrleben  f^elip  SRenbelSfopnS  bringen,  mürben 
meit  über  bie  Greife  ber  mufitalifcpen  SEelt  p in  aus  miffifommen  geheißen.  3ft  bocp  SOtenbelSfopn  unter  ben 
großen  SKufüern  ämeifelloS  ber  „größte  ©irtuofe  ber  Sriefftelierei".  «piaftifcpe  Hnfcpaulicpfeit  ber  ©cpilbentng 
bereinigt  fiep  bei  SRenbePSfopn  mit  eleganterer  ©etoanbtpeit  be§  ©til§.  gorrn  unb  repräfentteren  fiep 

gleidj  glönjenb  abgerunbet.  ©teifaep  erfefjeint  am  topfe  ber  «Briefe  eine  Heine  ©!t^e,  bie  gteiepfam  bie  ©timmung 
be§  JtünftlerS,  unter  ber  er  feinen  SSrief  berfaßt  bat,  fitrj  im  borpinein  eparafterifiert,  mie  naepftepenbe  ©li^e 
ber  ©bingburgper  fReebe: 


®ie  beutfcEje  garniüe  erpätt  in  bem  2RenbeI3fopnfcpeu  ©riefmetpfel  mit  tlingemann  eine  eble  *üe* 
rcteöcrung  Ujte8  SBüeöepfdmtieS.  ©aS  2Ber!  pat  niept  attein  für  SDtufifer  unb  ©efcpicptSfreunbe,  fonbern 
auep  für  bie  bieten  Streife,  bie  mit  $ntereffe  bie  ©ntmicHung  beutfepen  ©eifteS*  unb  tunftlebenS  im  legten 
Qaprpunbert  berfolgen,  banernben  Söert. 


(5.  D.  Ba ebener,  t)erlagsf)anblurtg  in  (Effcn. 


Utanötarte 


bc§ 


Pritwfeeljts  mib  bcs  folottiallifftte 


mit  Eingabe  ber  getarnten  heutigen,  ßfterreid)=ungarifd)en  unb  frentblänbifcfien 
^oftbompfertutien  nebft  beten  3tttlauf§I)äfettr  ber  großen  ttbertanb*  unb  fonftigen 
^auptetfenbaJjnett,  ber  unterfeetfdjen  Äabet  unb  Über  = £anbtclegrapl)ettf  ber 
miebtigften  ßmattumenftriifjeit,  ber  beutfdjen  unb  öfterreidjifdjnmganfdjen 

Äonfulate  uftu. 


unb 


8 tWe&eitfwtcn:  1.  Serfeljrgfarte  be§  $cutfd)eu  3Jteere§  «nb  bc§  flanatS 
1:3000000.  2.  SBerfef)r3farte  be§  aRittenättbififjen  mtb  Srfjnmrsen 

50Jeere§  1:6000000.  3.  $Berfeljr§f«rte  tum  2Kittel=9tnteriltt  unb  2BefO 
inbien  1 : 10000000.  4.  $ie  SRecrenge  fco«  ©ibrattar  1 : 600000. 

5.  2>a8  ßiatttf^mt=@ebiet  1 : 1500000.  6.  2>er  <paitanta=ßaital  1 : 750000. 
7.  $er  projeftierte  ßanal  tum  9Kc«rttg«a  1 : 2250000.  8.  2)er  @«e§= 
Staital  unb  ba8  9lil=$>elta  1 : 850000. 

ben  £mubeI3ftaggett  alter  Sänber  unb  einem  Saffian  ber  beutfdjen  $oft' 
immpferlittien. 

%natoriaI*$!Jtaf|ft(t& : 1:18000000. 

©rö§e:  180  cm  I^ocE),  236  cm  breit. 


!J3ret§  aufgezogen  mit  ©toben  unb  ©cfjutjnorridjtung  9)Jf.  40.—. 


SNüttrtieucv  SKettefte  3?<tc&tiß&ten:  ®ie  neue  große  äßeltberfefirS»  unb  ÄoIomatTnvte,  m 
SötaTatorbroieTtion  ß erg  eft  eilt,  mißt  180X245  cm  unb  bietet  bei  bowuglicßer  StuSfüßruna  etn  er» 
fcßßbfenbeS  Silb  beS  mobernen  ©roßftßiffaßrtSberleßrS  be«  internattonaleu iCtfenbaBn. 
wefenS  unb  be§  Jtoloninlbefitjei?.  ©ans  befonbere  ©orgfalt  ift  auf  bte  grapßtfcße  Sarftellung  ber 
gefamten  beutfeßen,  ßfterreidßifcßnmgarifcßen  unb  fremblänbifcßen  fpoftbampferlmien  nebft  bereit  SlntaufS» 
bäfen  berwanbt  worben.  SDurdß  bie  ©rßße  ber  Karte  unb  bie  SBaßl  berftßtebener  garben  unb 
Stricßelunqen  für  bie  ©ambfertinien  ber  berfeßiebenen  Stationen  werben  bte  Stängel  ber  netneren 
Ser!eßr5!arten,  bie  oft  nur  ein  unentwirrbares  i'iniennetj  bieten,  glüeftieß  bermieben  unb  wtrtltd)  Ilare 
Überfiditen  ber  faft  -saßllofen  SBege  beS  DgeanberteßrS  geboten;  bei  jeher  einseinen  StßiffaßrtSIuue 
ift,  wie  ßertßmmlicß,  bie  fReifebauer  angegeben.  2)aß  bie  Uberlanbtelegrapßen*  unb  bte  osean» 
überbrüdettben  Kabellinien  berjeießnet  finb,  berfteßt  fieß  bei  etner  guten  Karte  bon  {elbft.  ®otf§, 
Koßlenftntionen,  bie  Sollämter  in  ben  bereinigten  ©taaten,  bte  gafenorte  mit  über  l Shllton  Sonnen 
iäßrlicßer  ißerfradjtnng  fowie  bie  SertraqSßäfen  in  3aßan,  ©ßtna  unb  Korea  finb  auf  ber  Karte  be= 
fonberS  ßerborqeßobeit.  ®er  gegenwärtige  ©tanb  ber  großen  äBeltberteßrßßaßnen  tft  feßr  beutltcß 
barqeftellt;  ein  Süd  auf  bie  Karte  leßrt  3.  33.,  wie  weit  ber  Sau  ber  großen  fftorb»  unb  ©fibamertfa 
beroinbenben  33aßn  unb  ber  ifinie  Kapftabt — Kairo  gebießett  ift.  ffion  ben  tonttnentalen  SerteßrS» 
toeaen  finben  fidj  außer  ben  (Stfeubaljnen  bie  toidjtigften  $aratoaneuftraßen,  bte  größeren  banale 
unb  bie  bon  ©ampffeßiffen  befaß  reuen  glußftreden  eingetragen.  ®ie  ©mwoßnewaßl ber  Orte  unb 
bie  ©tpe  ber  beutfeßen  unb  fifterr.'.icßifcß  »ungartfeßen  KonfuIatSbeßorben  ftnb  ottrdß  bte  üblt^ert 
qrabßif&en  ßilfSmittel  lenntlicß  gemadßt  ®er  ©ebraucß.ber  Karte  babur^i  wcfentltcß  erlmcßtert, 
baß  einige  ßauptberfeßrSgebiete  oer  (Srbe  (fftorbfee  unb  Strmelfanal,  bai  ffRtttellanbtfcße  unb  ©ißwarje 
ffJteer,  flKittelamerila  unb  Sßeftinbien)  buriß  fReb  entarten  i«  ,'je^3ro|e^t^.m 
neftettt  finb.  Stuf  anbereu  Stebeitlarten  finb  bie  fUteerenge  bon  ©tbraltar,  Ktautfd)ouge^et,  ber 
^anamafanaL  ber  broieftierte  S^üaraguafana^  unb  ber  (Suejtanat  mtt  bem  S^tlbelta  beranfcpauuait. 
2)te  farbtae  SBteberaabe  ber  §anb et^f  taggen  aller  Säitber  unb  etn  beutfeben 

Softb ambf  er lini en  berbotlftänbigen  ba§  SSilb.  ®ie  für  bte  Kolorierung  ber  etnjelnett  Staaten 
unb  bie  Sßaralterifierung  ber  TOeereStiefen  berwanbten  garben  finb  mit  ©efjmad  atwaewaßlt,  fo  baß 
bie  Karte  einen  t)rtrntotttfrt)eit,  autß  äftijetifdi  befrieöigeitöeit  fefitbrtuf  nta^t. , ®te  für  ©cßule 
unb  Sureau  feßr  geeignete  Karte  ift  auf  foltbe  Setnwanb  aufgejogen  unb  üben  unb  unten  mtt  Irafttgen 
fRunbftäben  berfeßen. 


mt n tKolontalfreunbcn,  Dampfer-  unb  r>erfei?rs- 
Bureaus,  ortfirmen,  Banfbäufevn,  Cc^ranftatten, 
Botels  ufro.  wirb  bte  Sßanblorte  trepdje  ©ienfte  leiften.  Sei 
Holonialrovträgen  wirb  fie  ein  nid)t  unterfdjct^enbeS 
[(^auungSmittel  Bieten. 


G.  D.  Baedeker,  Verlagshandlung  in  Essen. 


Bennhold  Fritz  Geheimer  Bergrat  und  Oberhergrat,  Halle.  Allgemeines 

l 1 Berggesetz  für  die  preussischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865 

unter  Berücksichtigung  seiner  durch  die  Gesetzgebung  bis  zum  1.  Januar  1905 
herbeigeführten  Abänderungen  und  Ergänzungen  nebst  Anhang,  enthaltend  das 
Gesetz  betr.  die  Bestrafung  unbefugter  Gewinnung  von  Mineralien;  — die  für  das 
Bergwesen  geltenden  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  in  der  Fassung  der 
Novelle  vom  1.  Juni  1891  und  30.  Juni  1900  nebst  Bekanntmachung  betr.  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  auf  Steinkohlenbergwerken  und  Ausführungsan- 
weisungen; — Vorschriften  der  Preuss.  Ausführungsanweisung  vom  1.  Mai  1904 
zur  Reichsgewerbeordnung,  welche  auch  für  bergbauliche  Betriebe  gelten 
usw.  usw. ; Gesetz  und  Bekanntmachung  betr.  den  usw.  Gebrauch  von  Sprengstoffen. 
Nebst  4 Nachträgen,  enthaltend: 

a)  Die  Arbeiterschutznovelle  vom  14.  Juli  1905  und  das  Mutungsgesetz  vom 
5.  Juli  1905. 

b)  Die  neue  Knappschaftsnovelle  vom  19.  Juni  1906. 

c)  Muten  und  Verleihen.  Die  ersten  2 Titel  des  Preussischen  Berggesetzes  in 
der  Fassung  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1907. 

d)  Verantwortlichkeit  der  Betriebsleiter  und  Bestellung  von  Sicherheitsmännern 

auf  Bergwerken  im  Königreich  Preussen.  Die  §§  73—77  und  80 — 80  k, 
sowie  die  §§  88 — 93  e des  Preussischen  Allgemeinen  Berggesetzes  vom 
24.  Juni  1865/1892  in  der  Fassung,  welche  sie  durch  die  Gesetze  vom 
14.  Juli  1905  (G.-S.  S.  307)  und  vom  28.  Juli  1909  (G.-S.  S.  677  ff.) 
erfahren  haben,  nebst  den  sonstigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28. 
Juli  1909.  Anhang:  Gesetz  über  den  Bergwerksbetrieb  ausländischer 
juristischer  Personen  und  den  Geschäftsbetrieb  ausserpreussischer  Gewerk- 
schaften vom  23.  Juni  1909.  (G.-S.  S.  619  — 620.)  Nachtrag  zum  Allge- 

meinen Berggesetz  für  die  Preussischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865. 

Textausgabe  mit  Anmerkungen  und  Sachregister.  2.  verb.  Aufl.  Preis  ein- 
schliesslich der  4 Nachträge  kart.  M.  2. — . 


Bodenstein  Dr  B..  Eegieruilgsassessor.  Die  Beschäftigung  ausländischer 

1 ! - Arbeiter  in  der  Industrie.  Vortrag  gehalten  in  der 

Versammlung  der  Hauptstelle  deutscher  Arbeitgeber-Verbände.  Preis  80  Pfg. 


Büchel,  Dr.  Hermann, 


Die  Finanzen  Japans.  220  Seiten  in  Gross- 
Oktav  mit  10  Tabellen.  Preis  Mk.  6. — . 


Inhalt:  Tabellen.  — Einleitung.  — Entstehung  der  japanischen  Staats- 
schuld. — Das  japanische  Geldwesen.  — Das  japanische  Budget.  — Die  Ablösung 
der  Feudallasten,  die  Agrarverhältnisse  und  die  Grundsteuer.  — Die  Erwerbsein- 
künfte. — Die  Eisenbahnen.  — Einnahmen  aus  öffentlichen  Unternehmungen  und 
Staatsvermögen.  — Hafenbauten.  — Post,  Telegraph  und  Fernsprecher.  — Die 
japanischen  Staatsforsten.  — Kampfermonopol.  — Tabaksmonopol.  — Salzmonopol. 

— Die  Steuern  und  Gebühren.  — Die  Geschäftssteuer.  — Die  Getränkesteuer.  — 
Die  Minensteuer.  — Die  Börsensteuer.  — Die  Banknotensteuer.  — Die  Zucker- 
steuer. — Die  Erbschaftssteuer.  — Steuer  auf  Arzenei.  — Tonnengebühren.  — 
Stempelgebühren.  — Die  Kriegssteuern.  — Die  Schecksteuer.  — Die  Steuer  auf 
Goldwäscherei.  — ■ Die  Fahrkartensteuer.  — Die  Verbrauchssteuer  auf  Textilfabrikate. 

— Die  Einkommensteuer.  — Die  Wasserkräfte  Japans.  — Japan  als  Kolonialmacht. 

— Hokkaido.  — Formosa.  — Korea.  — Japanische  Behörden  in  Korea.  — Volks- 
wirtschaftliches über  Korea.  — Sachalin.  — Mandschurei.  — Anhang.  — Statistische 
Nachrichten  über  Korea.  — Haushaltsbudgets  japanischer  Arbeiter  und  Bürger.  — 
Löhne  japanischer  Arbeiter. 


FllinP’haim  O Ingenieur.  Tafeln  zur  schnellen  Bestimmung  der  wicli- 
2 ! 11  tigsten  Verhältnisse  beim  Berechnen  von  Ventilations- 
anlagen für  Bergwerke,  zum  Gebrauche  für  technische  Grubenbeamte,  Ingenieure 
und  Fabrikanten.  Mit  5 Tafeln.  2.  verbesserte  und  vermehrte  Auflage.  — Preis 
gebunden  in  Ganzleinen  Mk.  3. — . 


G.  D.  Baedeker,  Verlagshandlung  in  Essen. 


Einecker  Bergassessor,  Kaiserl.  Regierungsrat.  Die  Sicherheitsvorschriften 
— für  die  Bergwerke  in  Deutschland.  Sammlung  der  von  den  Berg- 

behörden erlassenen  Vorschriften  für  die  Sicherheit  der  ihrer  Aufsicht  unterstellten 
Betriebe  und  Arbeiter,  nebst  den  wichtigsten  einschlägigen  Bestimmungen  der  Be- 
hörden und  Bundesstaaten  und  des  Deutschen  Reiches.  Preis  geh.  Mk.  14. — . 

Das  Werk  ist  nicht  nur  für  den  dem  Bergbau  nahestehenden  Fachmann,  sondern  auch  für  den  Sozialpoli- 
tiker, den  Gewerbehygieniker  und  manchen  anderen  Interessenten  von  grossem  Wert,  weil  liier  zum  ersten 
Mal  die  im  Deutschen  Reiche  bestehenden  Vorschriften  für  die  Si  cherheit  des  Berg- 
manns zusaminengeiiisst  werden.  Durch  die  seitens  der  bundestaatlichen  Landesbehörden  und  der 
preussischen  Oberbergämter  freundlichst  gewährte  Unterstützung  kann  die  Sammlung  auf  Vollständigkeit 
vollen  Anspruch  machen.  Den  Hauptteil  bilden  die  im  Königreich  Proussen  in  der  Form  von  Bergpolizei- 
verordnungen  erlassenen  Sicherheitsvorschriften  für  die  K olilen  bergwerke  und  Koksanstalten. 
Dazu  treten  dann  die  in  den  anderen  Staaten  unter  ähnlichen  Bezeichnungen  erlassenen  Vorschriften  für 
die  Bergwerke  und  ihre  Belegschaften.  Daneben  haben  die  Vorschriften  Aufnahme  gefunden,  welche  für 
die  Salinen  und  für  die  in  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  von  den  Bergbehörden  ergingen.  Auch  die  für 
die  S te  in  brüche  gültigen  Vorschriften,  soweit  diese  Betriebe  der  Aufsicht  der  Bergbehörden  unterliegen, 
sind  für  die  grösseren  Staaten  aufgeführt  worden.  Um  ein  Bild  von  der  Zusammensetzung  und  den 
Befugnissen  der  behördlichen  Organe  zu  geben,  welchen  die  Aufsicht  über  den  Bergbau  und  die  Berg- 
arbeiter obliegt,  und  um  zu  zeigen,  welche  Mineralien  unter  der  besonderen  polizeiligen  Aufsicht  dieser 
Behörden  gewonnen  werden,  ist  der  Text  der  bezüglichen  Bestimmungen  der  Berggesetze  und  zwar 
für  den  wichtiesten  Bergbaustaat  Preussen  ausführlich,  für  die  anderen  Staaten  kürzer,  im  zweiten  Teile 
mitgeteilt  worden.  Auch  andere  Gesetze  sind,  soweit  sie  solche  Sicherheitsvorschriften  enthalten,  abgedruckt 
worden,  selbst  wenn  sie  nicht  besonders  für  die  Bergwerksbetriebe  erlassen  worden  sind.  Auch  die  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  des  Deutschen  Reiches  über  die  Sonntagsruhe 
haben  Aufnahme  gefunden.  Bei  der  Benutzung  der  Sammlung  wird  das  vorgedruckte  Inhaltsverzeichnis 
und  das  beigegebene  alphabetische  Sachregister  von  Nutzen  sein.  Da  ein  ähnliches  Werk  nicht 
existiert,  so  entspricht  die  Lineckersche  Sammlung  einem  grossen  Bedürfnisse. 


Goetzke,  Wilhelm,  Doktor  der  Staatswissenschaften.  Wichtiges  Werk  zur 

! 1 Kenntnis  und  Beurteilung  des  Rheinisch -Westfälischen 

Kohlensyndikats:  Das  Rheinisch -Westfälische  Kohlen -Syndikat  und  seine 
wirtschaftliche  Bedeutung.  Mit  8 mehrfarbigen  Tafeln.  Preis  geh.  Mk.  8. — , 
geh.  in  Ganzleinen  mit  Goldtitel  Mk.  9.50. 

Inhalt:  Einleitung;  Geschichte  und  Organisation  des  Syndikats  I.  Bedeutung  für  seine  Mit- 
gliedzechen: a)  die  technischen  Verhältnisse,  b)  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  c)  eigene  Urteile 
der  Mitgliedzechen.  II.  Bedeutung  des  Syndikats  für  die  aussensteh enden  Zechen:  a)  die  im  Syn- 
dikat nicht  vertretenen  Zechen  des  Ruhrbezirks,  b)  die  Zechen  der  übrigen  deutschen  Bezirke,  c)  die 
ausserdeutschen  Zechen.  III.  Bedeutung  des  Syndikats  für  die  Arbeiter:  a)  Verbraucher,  b)  als  Er- 
zeuger der  Arbeit.  IV.  Bedeutung  des  Syndikats  für  die  Abnehmer:  a)  die  unmittelbar  kaufenden 
Verbraucher,  b)  die  unmittelbar  kaufenden  Händler,  c)  die  mittelbar  kaufenden  Verbraucher  und 
Händler  und  deren  Unterabnehmer.  V.  Die  zukünftige  Entwicklung  des  Syndikats.  Anhang.  — 
Das  Buch  bringt  neben  vorurteilslosester  Würdigung  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  und  Wirkung 
des  Rheinisch- Westfälischen  Kohlensyndikats  in  seiner  Gesamtheit  ein  reiches  Material  über  Preise, 
Absatz,  finanzielle  Lage  der  Syndikatszechen,  Beteiligungsziffer,  Abnehmer  usw.  usw.  Es  ist  soDach, 
da  auch  der  Wortlaut  des  neuen  Syndikatsvertrages  und  der  neuen  Syndikatssatzungen  hinzu- 
gefügt ist,  das  beste  Nachschlagewerk  für  alle,  die  sich  für  das  Kohlensyndikat  interessieren. 

Gutmann  Tulius  Doktor  der  Staatswissenscliaften.  Über  den  amerika- 

- nischen  Stahltrust.  Mit  Berücksichtigung  des  Deutschen 

Stahlwerksverbands.  Preis  in  starken  Umschlag  geheftet  Mk.  3. — . 


Ugoegl  Theodor  Doktor  der  Staatswissenschaften.  Der  internationale 

— - 1 Steinkohlenbandei,  insbesondere  seine  wirtscliafts- 

statistische  Gestaltung  im  Jabrzent  1891—1900.  Preis  eleg.  brosch.  Mk.  6. — . 

Inhalt:  I.  Abschnitt:  Die  Verteilung  der  Kohlenvorräte  und  die  Entwicklung  der  Kohlenpro- 
duktion und  Kohlenkonsumtion.  1.  Verteiluug  der  Kohlenvorräte.  2.  Entwicklung  der  Produktion 
bis  1840.  — England  produziert  und  konsumiert  bis  1840  mehr  als  die  europäischen  Kontinentalstaaten 
und  die  Vereinigten  Staaten  zusammen.  3.  Konsumtions-  und  Produktionsentwicklung  seit  1840 — 1900 
a)  in  den  Vereinigten  Staaten,  b)  in  Deutschland,  c)  in  Österreich,  d)  in  Belgien,  e)  in  Frankreich, 
f)  in  Grossbritanien.  4.  Die  stärkere  Zunahme  der  englischen  Produktion  gegenüber  der  Konsumtion 
ermöglichte  seit  1820  einen  immer  stärkeren  Export  und  macht  England  zum  ersten  Versorger  des 
Weltmarktes  mit  Kohlen.  II.  Abschnitt:  Die  wirtschafts-  statistische  Gestaltung  des  Steinkohlen- 
handels  in  den  einzelnen  Ländern.  Einführender,  allgemeiner  Überblick  über  Ausbeute,  Wert  der 
Kohle  an  den  Gruben,  Steinkohlen  - Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigsten  Länder.  III.  Abschnitt:  Zur 
Vergleichbarkeit  der  handelsstatistischen  Nachweise  bezüglich  des  internationalen  Steinkohlenhandels. 
Schlusswort:  Hinweis  auf  eine  künftige,  grössere  Verschiebung  in  der  Gestaltung  der  internatio- 
nalen Steinkohlenversorgung. 


HODDG  Oskar  Professor  an  der  Kgl.  Preuss.  Bergakademie  zu  Clausthal. 
— — * Praktischer  Leitfaden  der  Elektrotechnik  zum  Selbst- 

studium und  Unterricht.  Mit  Anhang:  1.  Die  elektrische  Gewinnung  von 
Metallen  und  Metall -Verbindungen  von  Professor  Bor chers,  Aachen.  2.  Die 
Elektrochemie  und  ihre  physikalischen  Grundgesetze  von  Professor  D a n n e e 1 , 
Friedrichshagen.  Mit  über  140  Abbildungen.  2.  vermehrte  und  verbesserte  Auflage. 
Preis  geh.  in  Ganzleinen  Mk.  7. — 


G.  D.  Baedeker,  Verlagshandlung  in  Essen. 


Imme  Theodor  Prof-  Dr-  Die  Ortsnamen  des  Kreises  Essen  und  der 

- ! angrenzenden  Gebiete.  Preis  — .70  Pfg. 


Industrie-  und  Verkehrskarte  niederrheinisch-westfäiischen 
Industriebezirks.  Massstab  l:12o 000. 


16.  Auflage.  Mit  4 Nebenkärtchen:  Essen,  Dortmund,  Duisburg  - Ruhrort,  Gelsen- 
kirchen. Beigegeben  ist  ein  alphabetisches  Verzeichnis  der  Bergwerke  und  Hütten- 
werke mit  Angabe  der  Produktion  und  Belegschaft  in  1909.  Preis:  Unaufgezogen 
(in  Umschlag)  Mk.  4. — , Aufgezogen  auf  Pappdeckel  mit  Ösen  Mk.  6. — , Auf- 
gezogen auf  Leinwand  in  Taschenformat  Mk.  7, — , Aufgezogen  auf  Leinwand  mit 
Rundstäben  Mk.  8. — . 


Kolbe  Ernst  Architekt.  Regelung  der  Streitigkeiten  zwischen  Gruben- 

- besitzern  und  Tagesflächen-Eigentümern  bei  vorhandenen 

Bergschäden.  Preis  Mk.  2.40. 

— — , Die  Lehre  von  den  Bergschäden,  Translokation  der  Deckgebirge  durch 
Kohlenabbau,  damit  verbundenen  Grundwasserstörungen,  Gebäude-  und  Grundstück- 
beschädigungen, Minderwert  und  Abgeltung  des  Schadens.  Mit  117  Abbildungen. 
Preis  Mk.  7.50. 


Messerschmitt,  A., 

Preis  Mk.  1.20. 


Ingenieur,  Fabrikdirektor 
Arbeit  und  die  Lösung 


a.  D.  Das  Recht  auf 
der  sozialen  Arbeiterfrage. 


Müllendorff,  Prosper.,  Ost-AMka  im  Aufstieg.  Preis  in  eieg.  Um- 
- E- - schlag  Mk.  2.40. 

Inhalt:  Geleitwort.  I.  Teil.  Vom  Indischen  Ozean  zum  Viktoria  Nyama.  — 
II.  Teil.  Daressalam  und  die  Zentralbahn.  — III.  Teil.  Die  Eisenbahn  uud  Safasi 
im  Norden.  IV.  Teil.  Ostafrikanische  Grossbetriebe.  V.  Teil.  Die  Palmeninsel 
Mafia. 


Münz,  Heinrich, 

geheftet  Mk.  8,60, 


Doktor  der  Staatswissenschaften.  Die  Lage  der  Bei’g- 
arbeiter  im  Ruhrrevier.  Preis  in  starkem  Umschlag 


Schllltze  Dr  Arnold  Eaisei‘h  Oberleutnant  a.  D.  Das  Sultanat  Bornu 

— 1 1 1 ? mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Deutsch-Bornu. 

Mit  1 Übersichtskarte  des  mittleren  Sudan  und  1 mehrfarb.  Karte  des  Sultanats 
Bornu  und  seiner  Grenzgebiete.  Preis  in  starkem  Umschlag  geheftet  Mk.  4, — . 


Waldthausen,  Albert,  von  geschickte  des  Steinkohlenbergwerks 

— 1 .. Vereinigte  Salzer  und  Neuak  nebst 

mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Stadt 


historisch-statistischen  Abhandlungen 
und  Stift  Essen.  Preis  gebunden  in  Ganzleinen  Mk.  6. — . 


Wolff,  Emil,  Maschinenfabrikant,  Essen  (Ruhr).  Tabelle  der  Luftmengen, 
— . — - — i ! Depressionen  und  äquivalenten  Grubenweiten.  Preis  auf- 

gezogen auf  Pappdeckel  mit  Patentösen  zum  Aufhängen  Mk.  8. — . 

0,38  . V 

Die  Tabelle  enthält  nach  der  allgemein  gebräuchlichen  Formel  A = — ;~y 

sämtliche  Werte  von  A von  0,25 — 8 qm,  j/  von  500 — 8000  cbm,  h von  10 — 300  mm 
Wassersäule  und  ergibt  die  gesuchten  Zahlen  ohne  weitere  Rechnung. 


G.  D.  Baedeker,  Verlagshandlung  in  Es  seil. 


Die 

Verwaltung  der  Stadt  Essen  im  XIX.  Jahrhundert 

mit  besonderer  Berücksichtigung  der  letzten  fünfzehn  Jahre. 


Erster  Verwaltungsbericht  der  Stadt  Essen 

erstattet  vom 

Oberbürgermeister  Zweigert, 

bearbeitet  vom  städtischen  statistischen  Amt. 

- I.  Band.  


628  Seiten  mit  54  Tafeln  und  Karten.  — Preis  elegant  gebunden  in  Leinen  Mk.  48. — . 

fV 

Verzeichnis  des  Inhaltes. 


I.  Abschnitt.  Die  Essener  Stadtverfassung. 

1.  Die  Verfassung  der  Stadt  Essen  bis  zur  Säkularisation. 

2.  Die  Stadtverfassung  des  Allgemeinen  Preussischen  Landrechtes  in  Essen. 

3.  Die  Munizipalverfassung  in  Essen. 

A.  Unter  französischer  Herrschaft.  B.  Unter  preussischer  Herrschaft. 

4.  Die  kollegialische  Magistratsverfassung  in  Essen. 

A.  Nach  der  revidierten  Städteordnung.  B.  Nach  der  preussischen  Gemeiudeordnung. 

5.  Die  Biirgermeisterverfassung  in  Essen. 

II.  Abschnitt.  Die  allgemeine  Verwaltung  der  Stadt  Essen. 

1.  Die  Stadtverwaltung  im  Allgemeinen. 

2.  Bürgermeister  und  Beamtenschaft. 

A.  Der  Bürgermeister.  B.  Die  Beigeordneten.  C.  Die  städtischen  Beamten. 

3.  Stadtverordnetenversammlung. 

A.  Kompetenz,  Geschäftsordnung  und  Zusammensetzung  der  Stadtverordneten- 
versammlung. B.  Wahl  der  Stadtverordnetenversammlung.  C.  Verhandlungen 
und  Beschlüsse  der  Stadtverordnetenversammlung. 

4.  Städtische  Ausschüsse.  «-  r>. 

A.  Allgemeines  und  statutarische  Bestimmungen.  B.  Die  einzelnen  Kommissionen 
und  Deputationen. 

5.  Städtische  Verwaltungsgebäude. 

6.  Städtische  Ehrenauszeichnungen  und  Stadtsiegel. 

III.  Abschnitt.  Die  städtische  Fürsorge  für  das  geistige  Leben. 

1.  Allgemeines  und  Finanzielles. 

2.  Schulwesen. 

A.  Gymnasium.  B.  Oberrealschule  und  Realgymnasium.  C.  Städtische  höhere 
Mädchenschule.  D.  Fortbildungs-  und  Gewerbeschule.  E.  Volksschulen. 
F.  Mittelschulen.  G.  Sonstige  nicht  städtische  Schulen. 

3.  Pflege  von  Kunst  und  Wissenschaft. 

A.  Stadttheater.  B.  Privattheater.  C.  Städtisches  Orchester.  D.  Volksunter- 
haltungsabende. E.  Fürsorge  für  wissenschaftliche  Bestrebungen. 

IV.  Abschnitt.  Die  öffentlichen  Einrichtungen  zur  Versorgung  der  Bevölkerung  mit 

Nahrungs-  und  Gehrauchsmitteln. 

1.  Städtisches  Wasserwerk. 

2.  Städtische  Gasanstalt. 

3.  Städtischer  Schlachthof. 

4.  Städtischer  Viehhof. 

5.  Rheiuisch-Westfälisches  Elektrizitätswerk. 
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